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Die etwas complicirte Eintheilung des Abſchnittes Deutichland 

Wr bas llebergangsjahr 1866 nicht wohl zu vermeiden. Die 
ge haben fie für die Zukunft vereinfacht, jo daß der Abjchnitt 
wo in Preußen mit dem norddentfhen Bunde und der ſüd⸗ 
Men Staatengruppe — aud für den Fall, daß der vollftändige 
Sit derjelben in den norbdeutihen Bund fi) noch nicht jobald 
Gieklichen follte, wie es den Anſchein hat — und Defterreich zer- 
ou wird, Diejenigen Hctenjtüce and dem Sabre 1866, die ſchon 
5 bs bis hart an den Ausbruch des Krieges reichende Ergänzungss 
A zum lebten Jahrgang aufgenommen murden, find in biefem 
legang nicht wiederholt, jondern es tft dafür jedesmal auf-jened 
wnänzgungäheit verwiejen worden. Dagegen wurde auf den Wunſch 
Frerer Freunde die VBerfafjung des norddeutſchen Bundes, wie fie 
nd ben Berathungen des norddeutfhen Reichſstags hervorgegangen 
t und deren definitive Annahme bereit? außer Zweifel jein bürfte, 
Ynlieipirt und dem Anhange von Actenſtücken beigefügt. 


Unfangs Mat 1867. 
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Borbemerfung. 


Die etwas complicirte Eintheilung des Abjchnittes D 
war für das Webergangsjahr 1866 nicht wohl zu vermei 
Greigniffe haben fie für die Zukunft vereinfacht, jo daß ber 
nur noch in Preußen mit dem norbdentihen Bunde und 
deutichen Stantengruppe — auch für den Fall, daß der vı 
Eintritt derjelben in den norddeutſchen Bund fi noch mi 
verwirklichen follte, wie e8 den Anfchein hat — und Deſte 
fallen wird. Diejenigen Actenſtücke aus dem Jahre 1866, 
in das bis Bart an den Ausbruch des Krieges reichende Er— 
heft zum letzten Jahrgang aufgenommen wurden, find 
Sahrgang nicht wiederholt, jondern es iſt bafür jebesmal 
Ergänzungsheft verwiefen worden. Dagegen wurbe auf di 
"mehrerer Freunde die Verfaffung des norddeutſchen Bunde 
aus ben Berathungen des norbdeutihen Reichstag hervo 
tft und deren definitive Annahme bereit3 außer Zweifel je 
anticipirt und dem Anhange von Actenjtüden beigefügt. 


Anfangs Mai 1867. 
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San. (Defterreich) geftattet ben venetinnifchen Flüchtlingen ſeit 1859 die 


ſtraffreie Rückkehr und die Hinausgabe ihres bisher mit Sequeſter belegten 
Staliens 

(Italien). Das Gefep bez. Einführung ber Givifehe tritt mit biefem 
Tage in Kraft. 

(Jtalien). Die Aushebungen von 1866 für die Armee werben aus 
harınastidfihtn eingeftelt. Die öffentlihe Meinung erklärt fich viel: 
fach dagegen. 

(Spanien). Militärrevolte des Gen. Prim. 

(Ber. Staaten) Gen. Weitzel beſetzt eigenmädhtig die mericaniſche Stabt 
Bagdad am Rio grande. Er wird desavouirt. 

(Defterreih). Die Regierung weist die Reviſion ber Union zwiſchen 
Siebenbürgen und Ungarn nach Peſth und vertagt inzwiſchen den fiebens 
bürgifchen Pandtag. 

(Defterreic) verfucht eine weitere halbe Maßregel zur Befriedigung Bes 
netiens, die jedoch zurückgewieſen wird. 

(RB ortugal). Die Regierung und die Dep.Kammer jprechen ſich fehr 
entfchieden gegen die bee einer iberiihen Union aus. 

(Frankreich) verlangt von den Ver. Staaten die Zuſicherung ſtricter 
— 8 gegenüber Merico, um darauf bin mit dem Kaiſer Marimilian 
über die Rückkehr der franz. Truppen unterhandeln zu können. 

(Defterreid). Der öſterr. Geſandte Graf Karolyi kehrt nach längerer 
Abweſenheit mit ſehr beſtimmten Inſtructionen gegen die Wünſche Preußens 
bez. Schleswig-Holſtein nach Berlin zurück. 

(Deutſchland. — Holſtein). Ein Reſcript des öſterr. Statthalters 
Gablenz an die Landesregierung eröffnet derſelben, daß er Petitionen für 
Einberufung ber Stände 3. 3. anzunehmen nicht im alle jet. 

(Schweiz). Die von ber Bundesverfammlung beichloffenen Reviſions⸗ 
punfte der Bunbesverfaffung werben ſowohl von ber Mehrheit ber Cantons⸗ 
ftimmen als von ber Mehrheit der abſtimmenden Bürger jämmtlih bis auf 
einen (den fog. Judenartikel) veriorfen. 

(Preußen). Eröffnung des Landtags. Graf Bismard verliest die Thron⸗ 
rede. Diefelbe baut feit an der Armeereorganifation und ftellt Teinerlei Con⸗ 
ceffion in Ausficht 
(Frankreich) ſchickt den Baron Seillard in außerordentlicher Miſſion nach 
Mexico, um mit dem Kaiſer Marimilian über die Rückkehr ber franz. 
Truppen zu unterhandeln. 

(England). Verſchwörung ber Fenier. Dublin wird in Belagerungss 
zuftand erflärt. 

(Deutihland, — Zollverein). Der König von Hannover unterzeichnet 
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wiberftrebend ben Hanbelsvertrag mit Stalien unb verpflichtet fi daburch, 
bas Königr. Stalien anzuerkennen. 

San. (Preußen). Der neugewählte Nräfident bes Abg.: Haufes Grabow tritt 
feine Function mit einer ſchneidenden Mebe über die Tage ber üffentlihen Anz 
gelegenheiten feit bem Schluß des letzten Landtags an. 

„ (Spanien) Gen. Frim tritt mit feinen Truppen auf portugiefiiches Ges 
biet über und wirb entwafinet. 

„ (Deutihland — Holftein). Die Landesregierung mahnt bringenb 
von ber auf den 23. d. M. beabfichtigten Maffenverfammlung für Einbe: 
rufung ber Stände ab. 

» (Deutfhland. — Holftein.) Die Polizei in Altona verbietet bie auf 
den folgenden Tag angelagte Mafjenverfammlung. 

» (Franktreih). Cröffnung der Kammern. Der Kaiſer ſpricht fi in ber 
Thronrede fehr feharf gegen eine Erweiterung ber politiihen Freiheiten, bie 
fog. Krönung des Gebäudes, aus. 

„ (Deutfhland. — Solftein). Die Maffenverfammlung in Altona findet 
nun doch ftatt, nachdem bie Polizei fie geftattet hat unter der Bebingung, 
baß feine förmlichen Nefolutionen gefaßt werben follten. Diefelbe jpricht 
fih ohne folche einftinnmig für Einberufung ber Stände aus. Mehrere ſüd⸗ 
dentſche Rurteiführer, wie Meb aus Darmitabt uw. A., nehmen baran Theil. 

„ (Deutihland. — Kurheſſen). Die Regierung bat ber wieber 
zulanımentretenden Ständeverfjammlung wieber Feine Vorlage zu maden — 
vollftändiger Stilltand bes Staatslebens. 

„ (Holland). Nüdtritt bes liberalen Minifters Thorbede. 

„ (Preußen). Graf Bismard richtet eine Depeſche an Oeſterreich, in ber er 
bie Politif des öſterr. Eabinets in Holftein einer fchneidenden Kritif unter: 
wirft und einen Bruch der bisherigen Allianz in Ausſicht ftellt. 

„ (Deutfhland — Schleswig) Eine Anzahl Stänbemitglieber reg 
beim preuß. Gouverneur Mantenfjel die Einberufung ber Stände an, wer’ 
aber von dieſem entjchieden ablehnend beſchieden. 

„ (Breußen). Ein Veſchluß des Obertribunals fucht den Art. 84 ber 
faffung bez. Rebefreiheit der Abgeordneten in Frage zu ftellen. Ger 
Aufregung ber öffentlichen Meinung. 

» (Preußen). Das Berliner Kammergeriht beichließt in bem € 
procefje gegen den ſchleswig-holſteiniſchen Redacteur May denfelben für 
weiter anzufegenden Termin verbaften und nad) Berlin transportiren zr 

„ (Detterreid). Das Kaiferpaar beſucht Peſth und wird aufs GI 
empfangen. 

» (Deutfhland. — Bayern). Der König nimmt die aus Kr 
Schwaben an ihn geſandte Kanbesbeputation nicht an und weift 
Minifterium und den Landtag. 

„ (Deutihland. — Holftein). Eine Eingabe von 31 Ständ 
an bie Kandesregierung um Einberufung ber Stände wird von 
nicht angenommen. 

„ (Franfreich) geftattet der päpſtlichen Negierung mit NRüdjicy‘ 
vorſtehende Ausführung ber Septeinberconvention bie Bildun— 
zöfiichen Legion aus gebienten franz. Soldaten in Antibes. 


. Febr. (Deutihland. — Holftein). Der öfterr. Statthal 


bie Auslieferung des Rebacteurs May an Preußen feinerf 
Preußen an die zuftändigen Gerichte. 
„ (Preußen). Das Abg.-Haus erflärt die Vereinigung & 
Krone Preußen ohne Zuflimmung bes Landtags für rechts 
„ (Deutihland. — Kurbefjen). Die Ständeverfamr 
Mangel an Vorlagen Seitens ber Regierung wieber vert 
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db. Fehr. (Türkei. — Aegypten). Der Vicekönig fchließt mit ber Suezcanal⸗Com⸗ 
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24. 


pagnie einen neuen beide Theile befriedigenden Vertrag ab. 

„ (England). Eröffnung bes Parlaments. Die Thronrede ber Königin vers 
fündet einen Antrag auf Parlamentsreform. 

„ (Befterreih) antwortet auf die preuß. Depefche vom 26. Jan. entſchieden 
ablehnend mit der Andeutung, daß es felbit auf bie Gefahr eines Bruches 
mit Preußen bei feiner Politif bez. ber fchleswigsholfteinifchen Frage zu be= 
harren entichlofjen fei. 

„ (Rußland. — Rom). Ber ruflifche Gefandte erflärt ber päpftl. Curie, 
daß feine Miſſion beendigt fei. 

» (Ber. Staaten). Die beiden Häufer bed Congreſſes haben eine Pros 

longation des jog. Freebmensbnrean zum Schuß der chemaligen Sclaven in 

den Südſtaaten bejchloffen. Der Präſident Johnſon bindert die Ausführung 
durch fein Veto. 

(Preußen). Das Abg.-Haus erklärt nad) zweitägiger Debatte ben Beſchluß 
bes Obertribunal® von 29. Yan. für ein Attentat gegen bie Verfaffung und 
erhebt dagegen feierlichen Proteſt. 

„ (Sefterreid). Der Landtag von Groatien nimmt mit einer Mehrheit 
von wenigen Stimnen cine der Union mit Ungarn günflige Adreſſe an. 
Der Kaifer verlangt, daß ihm aud die Adreſſe der Minderheit unterbreitet 
werde. 

»„ (Zürfei). Eröffnung der von Frankreich angeregten internationalen Cho⸗ 
leraconferenz in Konftantinopel. 

„ (Deutfhland. — Holſtein). Tas Altonaer Meagiftratsgericht Tehnt 
die Auslieferung des Redacteurs May an Preußen ab. 

»„ (Dejterreih) erklärt ſich geneigt, den Handelsvertrag mit Sardinien 
thatfüichlich auf ganz Italien auszudehnen, ohne jedoh darum das Königr. 
Stalien anzuerkennen. Stalien geht nicht darauf ein. 

„ (Preußen). Das Abg.⸗Haus erklärt die Mapregeln der Regierung gegen 
das vorjährige Kölner Abgeordnetenfeit für verfaſſungswidrig. 

„ (Rußland) Ter bisher in Polen beftandene Kriegszuſtand wird durch 
kaiſ. Ukas wieder aufgehoben. 

„(Preußen). Die Regierung erklärt die Beſchlüſſe des Abg.⸗-Hauſes v. 3., 
10. und 16. Febr. für Ueberſchreitungen ſeiner Competenz und weigert ſich, 
dieſelben anzunehmen. 

n (Preußen). Der preuß. Geſandte in Paris wird nach Berlin berufen. 

»„ (Teutihland. — Zollverein). Sämmtliche Zollvereinsregierungen 
haben ben Hanbelsvertrag mit Stalien ratifizirt, auch Württemberg, Heſſen⸗ 
Darmitadt, Kurheſſen und Naſſau, die Tekteren jedoch ſehr widerſtrebend. 

„ (Breußen). Tas Abg.-Haus geht über das Echreiben der Regierung vom 
18. Febr. zur einfachen Tagesordnung über, lehnt den Antrag auf ben Erlaß 
einer Adreſſe an bie Krone ab und ift nach dem Ergebniß der Ausichußs 
berathungen augenſcheinlich entichloffen, ben Militär: und ben Marineetat 
wiederum abzulehnen. Die Regierung ſpricht daher bie fofortige Vertagung 
des Lanbtags und ben Schluß der Sefjion auf ben folgenden Tag aus, 

„ (Preußen). Schluß der Sefjion des Landtags. Graf Bismard verliest 
bie Thronrede. 

„(Türkei. — Rumänien). Ausbruh einer Verfhwörung gegen Fürft 
Couza. Couza dankt ab und wirb nach Siebenbürgen entlaffen. Die Nat.= 
Berfammlung wählt ben Grafen von Flandern zum Zürften, ber jedoch als⸗ 
bald ablehnt. Errichtung einer proviforifhen Statthalterfchaft. 

» (Oefterreih). Der Landtag von Ungarn richtet eine neue Abreffe an 
ben Kaiſer um tbatfächliche Anerfennung ber NRechtscontinuität. 

„ (Schweiz) Eine großartige Demonftration in Solothurn zwingt ben bors 
—* Biſchof zur Zurücknahme eines intoleranten Circulars gegen die Pro⸗ 
teſtanten. 
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26. Febr. (Deutſchland. — Holftein). Der Ifterr. Statthalter Gablenz be: 
ruft behufs Feitftelung bes Budgets in Ermangelung ber Ständeverfammlung 
wenigſtens eine Notabelnverfammlung dazu ein. 
„» n — 20. März. (Frankreich). Adreßdebatte des gefehgeb. Körpers. Mebe 
bes Hın. Thiers für conftitutionelle Rechte. Stelle bez. Deutſchland. Bil: 
‘ dung einer Mittelpartei aus ben Reihen der bisherigen Majorität. 
„ . (Zürkel). Die Pforte proteftirt gegen bie Vorgänge in Rumänien und 
verlangt den Zufammıentritt einer europ. Gonferenz. 
28. „ (Preußen), Minifterconfeil unter dem Borfiß des Königs und unter 
Beiziehung des Gejandten in Paris und mehrerer Generale: Erwägung ber 
Kriegsfrage. 
(Rußland) läßt den zweiten von Rom beſtätigten Stellvertreter des im 
Innern Rußlands gefangengehaltenen Erzbiſchofs von Warſchau eben dahin ab⸗ 
führen, ſo daß von den drei Candidaten des Domcapitels nur noch der letzte 
ihm genehme übrig bleibt. 


1. März. (Italien). Die Armee und die Militäradminiſtration ſind mit dieſem 
u Tage ganz auf den Friedensfuß gelebt. 

3 „ (Sefterreih). Der öfterr. Geſandte in Berlin, Graf Karolyi, erflärt dem 
Grafen Bismard fehr beftimmt, daß Defterreih fih in Scleswig:Holftein 
feine Aenberung bes Proviforiums zu feinen Ungunften gefallen, fein Defini: 
tivum, welches feiner Ehre, feinen Intereſſen und feiner Stellung in Deutſch— 
land zuwiberlaufe, abtrogen laſſen werbe. 

„ r (Oefterreih), Der Kaifer bebarrt in einem Reſcript auf die Abreſſe bes 
ungarifchen Landtags auf den bisherigen Forderungen im ntereffe der Ges 
ſammtmonarchie. 

6. „ GDeſterreich) lehnt die diplomatiſche Behandlung ber Frage der Aus— 
lieferung des jchleswig-holft. Redacteurs May ab. 

» nr (Deutihland. — Kurheſſen). Wiederzufammentritt der Gtänbe; 
wieber feine Vorlagen ber Regierung. 

7—13. „ (Defterreih). Sitzungen des Marſchallraths unter dem Norfite des 
Kaifers: Erwägung ber Kriegsfrage. 

8 „ (Deutfhland — Bayern) richtet eine identische Dep. an Sachſen, 

Württemberg, Baden, Heſſen-Darmſtadt und Naſſau, dahin gehend, daß, wenn 

Defterreih und Preußen ihre Streitigkeiten mit Umgehung bes Bundes aus: 

machen wollten, bie übrigen deutichen Staaten fid, jeder Theilnahme enthal: 

ten und Separatbündniflfe ablehnen follten, aber fein Bundesglied zurüd: 
bleiben dürfe, wenn der Bund von einem ber ftreitenden Theile angerufen 
würde. 

(Oeſterreich). Der croatiſche Landtag beſchließt, zu den Unterhandlungen 
mit Ungarn eine Zwölferdeputation nad) Peſth zu ſchicken, aber mit gemeſſe— 
nen Anftrnctionen. Der ungarische Landtag gibt feiner Deputation Feine 
Inſtructionen mit. 

»„ n» (Stalien), Die IL Kammer wünſcht, daß das Land für alle Friegerifchen 
Eventualitäten fich bereit made. Der Minifterpräf. Lamarmora erflärt, daß 
e8 bereits gejchehen Sei. un 

10. „ (Breußen. — Italien). Gen. Govone trifft in geheimer Miffion der 

' ital. Regierung in Berlin ein. 

„ » (England). Schluß der Unterfuhung über bie Negermegeleien auf Ja: 
maica. Bericht der außerorbentlichen Regierungscommillion. 

11. „ (Preußen), Der König von Preußen erläßt ohne vorherige Verftändigung 
mit Defterreich eine Verordnung für Schleswig:Holftein, durch welche Die 
Anerkennung einer andern Tanbesherrlihen Gewalt in den Herzogthümern als 
der bes Königs von Preußen und des Kailers von Defterreich (d. 5. ber des 
Auguftenburgers) mit ſchwerer Zuchthausſtrafe bedroht wird. ’ 
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11, März. (Deſte rre ich) geftattet bem Kalfer Mar vom Merite wen 

ke b bas öfterr. Freiwilligencorps. 

12. „ „Dentiglanb. — Zollverein) Die Ratificationen : bes 

mit Italien werden in Berlin ausgetauſcht. Der tal. € 
a tt, daß biefelben ohne alle Vorbehalte erfolgt ſeien unb erfiä: 
Ieines Kimi 6, demnaͤchſ Geſandte bei den verſchiedenen deutſchen 
zu beglaub 
W (England). Die Regierung bringt bie angekündigte Bin fir 
reform im Unterhaufe ein. 

13. „ (Rubland. — Nom). Die ganze ruſſiſche Geſandiſchaft w 

evy vom Papſt ſich zu verabſchieden. 

14, „ een) Pete offiz. Bralie —5 har a einer. Bunt 
ufs en r Löſung ber fchleswigsholfteiniichen Frage anzuveg 
„ . (Deutfäland, — Kurdeflen). Die Stänbeverfammlung 

Mangel an Vorlagen Seitens ber Negierung wieber wWertagb 
ſelbe verwahrt ſich gegen die „unausbleißficen Folgen einer: f 
15 .* —e — ht T Un d aus abern Br 
. ieht Truppen aus Ungarn und aus a 
" Böhmen. Bereits beißt es, daß Benedek beftimmt fei, bem Di 
eine in Böhmen aufzuftellende Armee zu übernehmen. .:: 
» « (Deutihland. — Baben). Die ganze II. Kammer ertlär 
dings für das Selbfibeftimmungsrecht bes ſchleswig⸗hol ſteiniſcher 
» » (Italien) Der König läßt ſich durch den Kriegeminifier: e 
nicht veröffentlichten) Bericht über die Schlagiertigtelt ber. Arme 
16. „ (Preußen) trifft Vorbereitungen bebufs kriegemthiger 


en gelungen. 
„ (Deſterreich) ftellt in einer vertraulichen Gircularbep. an be. f 
gierungen die Antufung bes Bundes gegen Preußen in wand 
. Kriegsbereitichaft ber Bundescontingente an. 

„ (Ber. Staaten). Beide Häufer des Congreſſes haben eine fog 
vbui zum Schuß ber ehemaligen Sclaven in den Sübſtaale 
Präjident Johnſon legt auch dagegen fein Veto ein.. Dadfelbe 
(am 9. April) von beiden Säulen mit Zweibrittelmajoritäten 
und bie Bill Geſetz. 

17. „ Wefſterreich) fragt durch ben öſterr. Geſandten in Verlin · au 

bie Gaſteiner Convention gewaltſam zu zerreißen 9 
mards. Oeſterreich findet fie „einigermaßen befriedigend“ all 
weitere Schritte am Bunde. 

» (Breußen) Die „Kreuzztg.“ benunzirt bie Rüftungen u 
reiche, ſondern auch Sachſens. 
„ (Ber. Staaten) proteftiven in Wien gegen weitere Bunerhn 
öfterr. Freiwilligenlegion in Megico. 
» (Breußen). Gegen 100 gegogene Geſchutze gehen vom fein 
fiſchen und jächfiichen Feſtungen ab 
„ (England). Die Siöherige Diojorität bes Ninterhanfes ſpeliet 
anantöveform. Abfall der fog. Abullamiten vom Minifien 
ne 
21. „ (Italien). Die Regierung verlangt vom Parlament din 
u "2 MIN. zu Befeſtigun J Gremona’s. 
22. » (Defterreid). Ein 67er Aueſchuß bes ungarifchen Sanbiag 
Frage der -gemeinfamen Angelsgenbeiten in Erwägung zu alepe 
zunäcft eine 15er Subcommiſſion 
„ (Deutfäland — Heſſen⸗Darmſtabt). Die IL.: Kan 
faft einftimmig für die Einberufung bee Stände in -bemwsgk 

Preußen) verzichtet in einer Circulardep. an bie- —* 

auf bie Hiliſe des Bundes als ſolchen, verlangt "alex 


19. 
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en eines Angriffs von Seite Defterreihs auf fie ale ı 

rfe. 

24. März. (Deutſchland. — Heſſen⸗Homburg). Der lebte 
unb kin Ländchen geht an Heſſen-Darmſtadt über, das fofor 
ergreift. 

25. „ (Breußen) Zahlreiche Berfammlungen von Wahlmännerr 
lern beginnen zuerft am Rheine, dann auch in andern Provi 
einen Krieg mit Defterreih behufs einer gemwaltfamen Anneri 
Holfteins auszufprechen. 

27. „ (Deutfchland), Keine deutiche Regierung eniſpricht der Auffı 
Bens vom 24. d.M., einige juchen auszımeichen, die meiften ' 
an den Bunb. 

28. „ (Preußen). Eine kgl. Orbre verfügt, die Armee in Krieg 


feßen. 

31. „ (Defterreich) proteftirt gegen jede Abficht eines offenfiven A 
Preußen und erflärt feinen feſten Entſchluß, fich feinerfeits n 
ſpruch mit Art. 11 der Bundesacte zu feben. 

n„ n (Deutfhland. — Bayern) fuht durch eine identifche T 
reih und Preußen zu beichwichtigen und zu vermitteln. 
» » (Spanien), Die fpan. Flotte beichießt Valparaiſo. 


Anf. April. (Türkei. — Eandia), Beginn der Unruhen auf bei 
Bittichrift an den Sultan verlangt Abhülfe der Beichwerben. 

2. „ (Deutſchland. — Bayern) beginnt ebenfalls zu rüften. 

8. (Stalien) ertheilt dem Gen. Govone in Berlin bie Vollmad 

mit Preußen gegen Defterreich abzufchlieken. 

5. „ (Deutſchland. — Württemberg) trifft militärifche Norber 

» » (Trantreih). Der „Monitent“ verkündet nach der Rückl 

Seillard, daß bie franz. Armee in 3 Abtheilungen Merico 1 
im Nov. 1866 und im März und Nov. 1867. 

6. „ (Preußen) erklärt in Antwort auf die äfterr. Der. v. 31. 9 
nerjeits, daß ben Abfihten Sr. Maj. nichts ferner liege, als e 
gegen Defterreich. 

(Defterreich) verlangt nunmehr von Preußen, daß es bie 
orbre v. 28, März zurüdnehme. 

(Preußen. — Italien). Abſchluß einer eventuellen Ay 
Preußen und Stalien zu Berlin. 

(Preußen) trägt am Bunde auf Einberufung eines Barlameı 
ten Wahlen und allg. Stimmrecht behufs Nevifion der Bundes 
und zwar auf einen feften Termin, bis zu welchem die Negier 
ihrer Vorlagen ſich zu verſtändigen hätten. 

(Franfreih). Der Senat verweigert bem geſetzgeb. Körper 
Petitionen bez. Verfaffungsänberungen entgegen zu nehmen. 

(Deutfhland. — Baben). Die II. Kammer erklärt fi 
auf den preuß. PBarlamentsvorfchlag. 

(Preußen). Die gefammte preuß. Flotte iſt in Kiel van 
Kanonenboote nehmen Stellung an ber Eidermündung. 

In renten) verlangt, baß Defterreich, das zuerft gerüftet hab 
abrüfte. 

(Rom). Finanznoth. Die Regierung fieht fih zu einem r 
unter fehr ungünftigen Bebingungen genöthigt. 

(Rußlan * Mißlungenes Attentat auf den Kaiſer. 

(Deſterreich) will zuerſt abrüſten, wenn Preußen an demſel 
am nächſtfolgenden Tage dasſelbe thue. 

20. „ (Türkei. — Rumänien). Durch ein ſogenanntes Plebiocit 
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Karl von Hohenzollern auf be ben eriolas ber GStatihelteriieft :; 
Rumäniens gewäblt unb p 
21. dpe, 15 (Preußen) geht auf ben Berlin Deſterreiche v. 18 b. 
n 
u... Beuti — Bundestag) weist ben yreup. Perlane 


einen beion 
( la ) fiftirt feine Rüftungen wichen, 

2122. . (8 erreih). beſchließt, feine ital. Armee zu veriäcten. 
Kriegsfuß zu ſetzen unter bem Befehl bed Erzh. Albrecht, wäh 
ben Derbefehl über bie Norbarmee übernehmen fol, 

22, „ (Deutſchland). Conferenz ber Mittelftanten im Kugsbung: 5 
temberg, Sachſen, Baben, Raſſau, Darmfladt; Weimar 
Meiningen nepnen baran Theih Hannover und Kurbeffen ick: 

26. „ (Preuben) %) — daß es nur abrüſten Fönne, wenn Denerra 
und Venetien 

W Beraten. Die altliberafe Partei tritt auf Seite ber —2 
Oeſterreich. 

) will nunmehr in Böhmen abrüſten, wenn | 
"fe ne Rüftungen in Venetien feine Einwendungen made und 
neuerdings eine Loͤſung ber ſchleswig⸗holſt. Frage auf ber EA 
beſtehenden Bunbesrechtes vor. 

» » (Stalien). Vie Regierung beichlieft, den Maßnahmen © 
22. April gegenüber nunmehr ofjen zum Kriege zu rüfen. Ei 
bepeiche Lamarmora's zeigt ben Entihluß offiziell an. F 

27., AN außen) richtet an Sachſen eine förmliche Eommeiien 

üftun 

29. ‚Beutisien. — Sachſen) weist bie preußliche ECommatlen 


"u hatien). Königliche Decrete rufen ſaͤmmiliche —2R 
unter die Waffen und zwar in kürzeſter Friſt. 
30. (Preußen) lehnt bie uthung Oeſterreiche vom 26.. b.- EN 
pam auf feinen Entfchluffe, nur dann abzurüften, wenn Deſter 
u Preußen und Stalien gegenüber verpflichte. 
ar Seterteig) suft die Grenzer bie zum zehnten DienPiehe 


.. Inkreich regt in London bie Frage einer em ‚Sonfern 
ki e —* Der — E —— * 5) 
ten). Sn ber II. Kammer werben alle 
n 8 Oppofition bei Seite gelegt und if alles eim 
Be Einftimmig werben ber Regierung bie umf 
u votirt, 


anf, Mai. (Zirkel. — Candia). Die e Plocke antwortet auf- Be 
Candioten verneinend. Ausbruch bes Aufſtandes. 
„ „ (Griegenlanb). Mißlungener Verſuch einer Laudung bei 
durch Leonidas Bulgaris mit wenigen Genofien. 
 „ (Ber. Staaten). Gräßlie Regermebelel in Mempbis. 
. 3 au m Die Regierung entnimmt durch Tgl. Decret ber 
MIN, und verleiht bafür ihren Roten Zwangscurs. 
batte bes geſetzgeb. Körpers über bie bei 
6 bes Hrn. Thiere g genen Preußen und bie Politik. dee 4 
ganze Kammer zoltt ihm Beifall. 
„ (Ber. Staaten). Der Eongreß beſchließt bie Bufnafne bes 
Glorade als Staat in bie Anton, ohne daran bie Bebiugug 
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rs zu Inüpfen. Der Präfibent verhindert jedoch bie Maßregel durch 
ein Veto. 
4. Mai. (Preußen) erläßt nunmehr bie förmliche Mobilifirungsordre für ben 


größeren Theil feiner Armee. 
„rn (De ) lehnt eine Abrüſtung gegen Stalien entſchieben ab. 
5., sk. ) beginnt wieder Staatsnoten mit Amangscurs zu creiren. 


Deutfchland. — Bundestag), Sachſen legt feinen Depefchennwechfel 
Bi ar dem Bunde vor und bringt auf eine beruhigende Erklärung 
reußens. 
„ u (Deutihland — Sachſen). In Sachſen beginnen Demonſtrationen 
für und gegen die Rüſtungen der Regierung. 
6. „ (Preußen) Mißlungenes Attentat Blind gegen Bismarck. 
(Deſterreich). Die ganze Armee wird auf den Kriegefuß gefekt; bie 
Norbarmee fol fih an ber böhmifchen und fchlefiichen (Brenze concentriren. 
„ (Beutthland. — Bayern) nimmt bie am 21. April fiftirten Rüftungen 
wieder auf. 
„Grankreich). Rebe des Kaifers in Auxerre gegen die Berträge von 1815 
(gegen Thiers und die Stimmung bes gejeßgeb. Körpers). 
„ (Italien). Die Regierung errichtet Freimilligen-Bataillone und überträgt 
den Oberbefehl über biejelben an Garibaldi. 

T. u» (Preußen) weist in Antwort auf die öfterr. Depeihe vom 26. April jebe 
Snterbention bes Bundes behufs Löfung ber fchleswig-holft. Frage entſchieden 
zurüd. 

» » (Breußen). Der alte Rundſchauer der „Kreuzztg.“ fpricht fich eindring: 
lich gegen die auswärtige Politit Bismards und die dadurch berbeigeführte 
innere Auflöfung der confervativen (feudalen) Partei aus. 

„ nn (Deutihgland — Hannover) trifft einige militäriiche Vorbereitungen. 

„ » (Stalien). In Neapel werden energiſche Maßregeln getroffen, um ber 
bereits vorbereiteten Erhebung ber Bourbonijchen und clericalen Elemente für 
ben Ausbruch des Kriegs in Oberitalien zu begegnen. 

8 „ (Preußen) mobilifirt auch den Reft feiner Armee. 

9. „ (Deutjhland. — Bundestag) nimmt ben Antrag Sachſens vom 5. 
d. M. mit 10 gegen 5 Etimmen an. 

„„(preußen). Cine fgl. Verordnung fpricht bie Auflöfung des Abg.-Haufes 
aus und ordnet Neuwahlen auf den 3. Juli an. 

10. „ (Breuen) mobilijirt auch einen Theil feiner Landwehr. 

» r (BDeutihland. — Bayern), WMobilifirung der ganzen Armee; Cinberu: 
fung bes Landtags auf den 23. Mai. - 

1l. „ Fear legt bem Ausfhuß bes Bundestags feine Bundesreformvor 
ige vor. 

„» rn (Deutjhland). Gonjerenz der Kriegsminifter und Generaljtabschefs ber 
Mittelftaaten in Stuttgart. 

„» n Deutidland — Württemberg). Einberufung bes Landtags r 
ben 23. Mai. 

12. „ (Preußen) vemonftrirt in Hannover und Kurheſſen gegen bie bortigen 
ftungen und verlangt unbewaffnete Neutralität. Beide erflären fi 
nicht ungeneigt, doch unter Vorbehalt von Bundesbeſchlüſſen. 

„ x» (DOefterreih). Benedek übernimmt ben Oberbefehl über bie Nor 
gegen Preußen. 

„ n (Defterreich) verweigert in Yolge der von den Ver. Staaten vo: 
amerika angenommenen Haltung ben mit feiner Erlaubniß angen 
Freiwilligen die Erlaubniß zur Einſchiffung nach Merico. 

„ „ (Beutfhland. — Sadfen). Einberufung bed Landtags 

23. Mai... 
„ (Deutfdland. — Naſſau) febt feine Truppen in Kriegsbereitſch 
13. „ 0Deutſchland. — Kurheſſen) trifft einige militärische Vorſicht 
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414. Mat. (Deutſchland). Neue Eonferenz der Mittelftaaten in’ Bamberg. 

„ r (Preußen). Anordnung von Qiruppenconcentrationen in Sachſen und 
Schlefien, die bis zum 15. Juni vollendet fein ſollen. 

„» » (Deutfchland. — Baden). In der I. Kammer wirb auf Neutralität der 
Mittelftaaten in dem herannahenden Kriege zwiſchen Defterreih und Preußen 
angetragen. ir 

15. „ (Preußen). Die preußiſchen Truppen in Schleswig erhalten flarfe Zuzüge, 
ohne daß DOefterreich ſich demjelben widerlegt. 

(Breußen). Die Einberufung der Landwehr führt in mehreren Provinzen 

zu argen Widerjeglichkeiten. 

(Deutfchland. — Heflen-Darmftadt) mobilifirt feine ganze Divifion. 

„» nr (Deutfchland. — Naſſau). Der Ausihuß der Ständeverfammlung bes 
anftandet die von der Regierung angeordnete Mobilmahung ber Truppen; 
der Landtag wird daher fofort bis zum 4. Juni vertagt. 

17. „ (Branfreih). Programm der franzöfilchen Regierung für bie heabjichtigte 
Triedensconferenz der Großmächte. 

» » (Zürkei. — Numänien). Die Parifer Conferenz weigert fi, den Prins 
zen Karl als Fürften anzuerfennen. Die Pforte will felbftändig interveniren 
und fanımelt Truppen an ber Grenze. 

18. „ (Defterreih). Gegen mögliche Mechjelfäle des Kriegs wird zum Schutze 
Miens in aller Eile bei Florisdorf ein befeftigter Brückenkopf errichtet. 

19. „ (Deutfchland. — Bundestag). Tie Staaten der Bamberger Conferenz 
jtellen den Antrag auf gleichzeitige Abrüftung ſämmtlicher Bundesglieder. 

20. „ (Deutſchland). Berfammlung des Abgeordnetentages in Frankfurt. Die 
Majvrität erklärt fih für Neutralität der Mittelftaaten, zumal ber füdwefts 
beutjchen Gruppe. Die Minvrität will dagegen die gefammte Nation zu 
ben äußerſten Mitteln gerechter Nothwehr gegen Preußen auffordern. 

„ . (Zürkei. — Numänien). Prinz Karl von Hohenzollern erfcheint unere 
wartet im Yande und nimmt jofort Befiß von dem ihn angebotenen Fürflens 
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22. „ (Deutſchland. — Hannover u. Kurheſſen). Oeſterreichiſche Generäle 
treffen in außerordentliher Mifjion in Hannover und Gaffel ein. 

23. „ (Deutihland. — Württeindberg). Eröffnung des Landtags. Thronrebe 
des Königs. Die Negierung verlangt einen außerordentlichen Militärcrebit 
und daß die geſammte Landwehr dem Kriegsminifter zur Verfügung geftellt werbe, 

24. „ (Preußen) Kine Reihe von Stadtverorbnerenverfammlungen im Weften 
und im Often ber Monarchie richten Friedensadreffen an den König. Sieb⸗ 
zehn Handelsfammern in Rheinland und Weftphalen vereinigen fich zu einem 
gemeinfamen Schritte in demjelben Sinne. 

» „ (Deutfhland. — Bundestag) nimmt ben Antrag vom 19. d. M. auf 
gleichzeitige Abrüftung aller Bundesglieder einftimmig an. 

26. „ (Defterreih). Benedek verlegt das Hauptquartier ber Norbarmee von 
Wien nah Olmüß. 

27. » (Breußen). Eine Sirculardep. Bismards an die beutfchen Regierungen 
ſucht nochmals bie Nothwendigfeit einer Bundesreform und die Befcheibenbeit 
ber preuß. Forderungen nachzuweifen. 

„„ (Deutfhland, — Sachſen, Bayern). Gröffnungen der Landtage, Throns 
reden der beiden Könige. 

28. „ (Deutfhland — Baden). Die II. Kammer genchmigt einftimmig 
einen eriten außerordentlichen Militärcrebdit. 

„„ Grankreich). Die 3 neutralen Großmächte haben ſich in Abänderung bes 
urſprünglichen Progranımes Frankreichs über eine möglihft annehmbare Faſ⸗ 
jung vereinigt und erlaffen nunmehr die formellen Einladungen zu Friedens⸗ 
conferenzen an Deiterreich, Preußen, Stalien und den beutfchen Bund. 

"m upotlanb). Bildung eines confervativen Minifteriums van Zuylen⸗ 

ver, 
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29. Mai. (Deutſchland. — Hannover). Bennigien trägt in ber IL Kammer 
auf einen grünblichen Wechfel des Minifteriums an. 
30. „ (Kefterreid) muß auf eine Verſtärkung feines Truppencorps in Holftein 


verzichten. 
u. (Deutfetant. — Bayern, Sadfen). Die Regierungen verlangen von 
ben Landiagen außerordentliche Militärcredite, Bayern 31% Mill. fi. 
.. (Fürkel, — Aegypten). Der Sultan gefleht dem Viceldnig bie Erblich⸗ 
keit in abendländiſcher Weiſe zu. 


1. Juni. (Preußen, Italien u. ber beutfhe Bund) nehmen bie Einlabung 
ber neutralen Großmächte zu einem Friebenscongrefje an. 

(Deſterreich) dagegen lehnt fie ab und legt bie ſchleswig⸗holſt. Frage in 
bie Hände bes Bundestages. 

„ (England). Ein gewaltfamer Einfall der Fenier in Canada von ben Ber. 
Staaten aus mißlingt gänzlich. 

„ (Oefterrei). Der öfterr. Statthalter in Holftein beruft bie Stänbever: 
fammlung bes Gergopbums auf den 11. Juni nad Itzehoe ein. 

„ (BDeutfhland. — Bayern) orbnet eine außerordentliche Heeresergänzung 
von 18,000 Dann bie zum 2. Juli an. 

„ (BDeutihland, — Baden). Der Großherzog geht nad) Pillnitz, um einen 
legten Verſuch zu machen, ben Frieden zu erhalten. 

„ (BDeutfhland. — Heflen-Darmitadt). Ter Finanzausfhuß der II. Kam⸗ 
mer will den von der Regierung geforderten außerordentliden Militärcredit 
Lu gegen liberale Conceſſionen bewilligen. Miniſter Dalwigk lehnt die For: 

erung ab. 

„(Tüurkei. — Rumanien). Lie Pforte will entjchieden interveniren und 
ernennt Omer Paſcha zum Befehlshaber der Truppen an ber Grenze. Die 
Numänen bereiten jih zum Wibderftande. Die Pforte weicht jeboch jchliehlich 
bem Nathe ber Großmächte. 

„ (Preußen) proteftirt gegenüber Defterreih gegen bie Einberufung ber hols 
fteinifhen Stände und erklärt die Gafteiner Eonvention für gebrochen, jo Laß 
bie gemeinfame Berwaltung beider Herzogthümer durch Defterreih und Preus 
Ben wieder einzutreten babe. 

4. „ (Brantreih, England u. Rußland) erflären ben Plan einer Friedens: 

conferenz in Folge der öfterr. Vorbehalte für gefcheitert. 

(Breußen). Eine Eircularbep. des Grafen Bismard erklärt den Krieg für 

unausweihlih und ſucht die Schuld davon auf Defterreich zu wälzen. 

(Preußen). Beginn des Ausmarjches ber Garden aus Berlin. 
(Deutfhland. — Hannover) Die I Kammer erflärt fich mit ber 

Politik ber Regierung einverftanden. 

„5 „ (Deutihland, — Württemberg). Tebatte ber II. Kammer über ber 
außerorbentlihen Militärcredit. Die Kommiljion trägt nur unter Bedingur 
gen auf Bewilligung an. Die Regierung erflärt die Bebingungen für 3 
geflanden. Mit 82 gegen 8 Stimmen wirb nunmehr ber Eredit bedingung 
198 zugeftanden. Die I. Kammer tritt dem Beſchluſſe bei, erflärt ſich ab 
gegen bie Forderungen einer Revifion ber VBerfafjung und ber Einführu' 
allg. Wehrpflicht. 

„» „ (Italien) Der ital. Unterhändler Gen. Govone, Tehrt von Berlin ' 
ber nad) Florenz zurüd. 

5. „ (Deutſchland. — Naſſau). Wieberzufammentritt ber Stände. 
Regierung verlangt von benfelben einen außerorbentlichen Militärcrebit. 

6. „ (Preußen). Der preuß. Gouverneur von Schleswig, Manteuffel, zeigt 
öfterr. Statthalter von Holftein, Gablenz an, daß er am folgenden Ta’ 
feinen Zruppen in Hofftein einrüden werbe. 

» . (Deutihland, — Hannover), Die II. Kammer genehmigt ben 
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Bennigfen auf ein Mißtrauensvotum gegen das Minifterium mit 50 gegen 
20 Stimmen. 

6. Juni. (Türfei). Fuad Paſcha wird geftürzt und ein alttürfijches Cabinet 
tritt an feine Stelle. 

7., (Defterreih). Der öfterr. Statthalter in Holftein, Gablenz, proteftirt gegen 
das Einrüden ber Preußen, verlegt feinen Sig nah Altona und concentrirt 
ebendahin die ganze öſterr. Brigade. 

8.—9. Juni. (Deutſchland. — Bayern). Adreßbebatte der II. Kammer. Ber 
Eommiffionsentwurf wird mit 97 gegen 45 Stimmen (ber vereinigten Linten) 
angenommen. Derfelbe fpricht ſich entjchieden für ben Krieg aus, 

9. Juni. (Defterreih) erklärt Preußen, daß es durch feinen Einmarſch in Hols 
ftein den Art. 11 der Bundesacte verleßt und ben Fall des Art. 19 ber 
Wiener Schlußacte herbeigeführt habe. 

» » (Deutihland — Bundestag) beſchließt einftimmig Defterreih und Preus 
Ben zu erjuchen, ihre Truppen aus ben Bunbesfeftungen Mainz und Raftatt 
fowie aus Franffurt zurüdziehen. 

» » (Stalien). Die II. Kammer befchließt faft einftimmig bie Aufbebung aller 
Klöfter und bie Einziehung ber geiftlichen Güter. 

° 10. „ (Preußen) macht den beutfchen Regierungen durch eine Circulardep. einen 
neuen Bundesreformvorfchlag, ber auf dem Ausfchluffe Defterreihs aus dem 
neuen Bunbe beruht und dem König von Bayern ben Oberbefehl über bie 
Eontingente ber ſüddeutſchen Staaten anbietet. 

„ (Preußen). Gen. Manteuffel ergreift die oberfle Gewalt auch im Herzogs 
thum Holftein, unterbrüdt bie preußenfeindliche Preſſe und die politifchen 
Vereine, verhindert gewaltfam den Zujammentritt ber Stände in Itzehoe und 
— den Baron v. Scheel⸗Pleſſen zum Oberpräſidenten für beide Herzog⸗ 
thümer. 

„„Deutſchland). Die Preußen und Oeſterreicher räumen Mainz, Raſtatt 
und Franffurt. In Frankfurt beweist fich bie Bevölkerung den abziehenden 
Preußen, in Mainz ben zurüdbleibenden preuß. Beamteten ſehr abgeneigt. 

„ » (BDeutichland. — Bayern). Gen. v. d. Tann geht in befonderer Miffion 
nad) Defterreich. 

11. „ (Defterreih) Fagt am Bunde gegen Preußen wegen Vergewaltigung in 
Bader und trägt auf Mobilmahung der gefammten Bundesarmee gegen 
Preußen an. 

„ » (Deutfhland. — Sachſen). Beide Kammern genehmigen ben geforberten 
außerordentlihen Militärcrebit und verlangen bie Einberufung eines deutſchen 
Parlaments, feiner Delegirtenverfammtlung, auf Grund directer Wahlen 
fchleunigit, längftens aber im fünftigen Monat, 

11.—13. Zuni. (Deutſchland. — SeflensDarmitadt). Die II. Kammer lehnt 
ben geforberten Militärcredit mit 27 gegen 21 Stimmen ab. 

„» » (Branfreih). Brief des Kaifers an Hın. Drouyn de I'Huys: Programm 
bes Kaifers vor bem Kriege. Dem gejeßgeb. Körper wirb feine weitere Des 
batte der deutſchen Frage geftattet, wiederholte Verſuche werben von Rouher, 
Walewski und ber Majorität abgeichnitten. 

W (Bpanien). Das Cabinet O'Donnel wird buch ein Gabinet Narvaez 
erſetzt. 

12. „ (GSefſterreich) ruft feinen Geſandten in Berlin ab und ſtellt dem preußiſchen 
Gefandten in Wien feine Päſſe zu. 

„ „ (Oefterreih). Die öfterr. Brigabe räumt Holftein ohne Schwertftreih unb 
zieht fi) über Hannover und Eafjel nah Süben zurüd. Der Auguftenburger 
verläßt gleichfalls das Land. 

" (Belgien) Wahlen zur II. Kammer: Das Uebergewicht ber Tiberalen Partei 
über bie Fatholifche fteigt durch biefelben von 12 auf 20 Stimmen. 

13. „ (Schweiz). Der Bundesrath bietet Truppen auf, um bie Neutralität gegen 
Defterreih und Stalien zu wahren. 
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14. Zunt. (Deutſchland — Bundestag) erhebt ben dfterreidh. Antrag, bie ganze 
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Bunbesarmee (gegen Preußen) zu mobilifiren, mit 9 gegen 6 Stimmen zum 
Beihluß. Hannover und Kurheijen ſtimmen mit der Mehrheit gegen Preus 
Ben. Der preuß. Gefandte erflärt den Bund dadurch für aufgelöst, legt ben 
preuß. Bundesentwurf vom 10, Juni auf ben Tiſch des Haufes nieder und 
verläßt ben Saal. 

„ (Deutfhland — Hannover). Geſtützt auf ben heutigen Bundesbeichluß 
befiehlt der König bie Mobilifirung feiner ganzen Armee. 

„ (Deutfchland. — Kurheſſen). Geftügt auf dem heutigen Bundesbeſchluß 
befiehlt der Kurfürft die Mobilijirung feiner ganzen Armee. 

„ (Deutfchland. — Bayern) fließt dur v. d. Tann in Olmüß eine be: 

fondere Convention mit Tefterreich ab, um fein Gebiet zu wahren, eventuell 

vielleicht zu erweitern. Dejterreich verpflichtet ſich, Keinen einfeitigen Frieden 

mit Preußen einzugeben. 

(Deutfohland. — Baden). Tie II. Kammer bewilligt einftimmig ben ges 

forderten außerorb. Militärcredit. 


(Deutfer Krieg). Preußen richtet Sommationen an Sachſen, Hannover 
und Kurbeflen, ihre Truppen fofort auf ben Triedensitand zurüdzuführen 
und fih dem preuß. Bundesreformantrag anzufcliegen, widrigenfalls Preußen 
biejelben als im Kriegszuftand gegen bafjelbe befindlich betrachten und bem= 
gemäß handeln werde. Alle drei lehnen die Forderung ab: Sachſen läßt 
feine Armee an bie böhmilche Grenze behufs einer Vereinigung mit ber 
Öfterreichifchen, Hannover feine in ber Eile zufammengerafjten Truppen nach 
Göttingen, Kurheſſen die feinigen nah Hanau marfchiren. Die Könige von 
Hannover und Sachſen folgen ihren Truppen, der Kurfürft von Heflen 
bleibt in Wilhelmshöhe. 

„ (Deutfchland — Hannover). DBennigfen trägt in ber IL. Kammer auf 
eine Adreſſe an ben König an, ben geitrigen Bundesbefhluß nicht auszus 
führen und völlige Neutralität gegen Defterreih und Preußen zu bewahren. 


„(Deutſcher Krieg). Preußen läßt feine Truppen unter Gen. Herwarthv. Bitten⸗ 
feld in Sachſen, unter Gen. Bayer in Kurbejfen, unter den Gen. Vogel von 
Falfenftein und DManteuffel in Hannover einrüden. 

» (Breußen) fordert die norddeutichen Staaten auf, mit ihm ein neues Bünd⸗ 
niß auf Grundlage feines Vorſchlags vom 10. Juni abzujchließen und ihre 
Truppen dem Oberbefehl des Königs von Preußen zu unterftellen, wogegen 
Preußen ihnen ihre Unabhängigkeit und ihr Territorium garantire. 

„ (Oefterreih) erklärt am Bunde, baß es allen bundesgetreuen Staaten 
ausdrüdlich ihren Beſitzſtand garantire. 

„ (Deutihland. — Bundestag). Sachſen verlangt vom Bunde Hülle 
wider Preußen. Die Bundesverjammlung bejchließt mit 10 Stimmen (zu 
ben 9 Stimmen vom 14. db. M. tritt jet auch Baden) Oefterreich und Bayern 
mit dem Schute Sachſens zu beauftragen. 

„» (Rußland) nimmt bie bocharifche Feftung Chobdfent. 

„ (Ber. Staaten). Beide Häufer des Congrefjes Haben fi über ein 
Amendement zur Bunbesverfafjung geeinigt, bas die bürgerlichen Nechte der 
ehemaligen Sclaven ſichern fol und von deſſen Annahme die Wicderaufnahme 
ber ehemaligen Sclavenftaaten in bie Union abhängig gemacht wird. 


„ (Deutiher Krieg). Die erften Württemberger rüden zum Schuß ber 
Bundesverfammlung in Frankfurt ein. 
Faſt die ganze heſſiſche Armeedivifion wird bei Frankfurt concentrirt. 
Die Preußen rüden unter Gen. Vogel v. Falfenftein in die Stadt Ha 
nover ein. 
Der Herzog von Coburg-Gotha tritt der erfte unter ben norbbeutich 
Fürften auf die Seite Preußens. 
» (DOefterreih). Der Kaifer erläßt ein Kriegsmanifeft wider Preußen. 
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18. Juni. n (Preußen). Ter König von Preußen erläßt ein Kriegsmanifeft wider 
Defterreich. 

„ » (Deutfher Krieg). Die Preußen unter Gen. Herwarth beſetzen Dresden. 

Die bannoveriche Feftung Stabe ergibt fi durch Gapitulation den Preußen 
unter Gen. Deanteuffel. 

Die Preußen unter Gen. Bayer rüden in Caſſel ein. 

Der Frankfurter Bundestag bejchließt mit 11 Stimmen (zu ben 10 Stim: 
men tritt jett auch noch bie großh. und herzogl. fähl. Stimme) alle Regies 
rungen ohne Ausnahme wider Preußen aufzurufen. 

In Bayern bewilligt die Kammer einftimmig ben außerorbentlichen Mi⸗ 
Titärcredit von 31 Mil. Die vereinigte Linke Tegt ihre Vorbehalte in einer 
Erklärung nieber. 

Prinz Aler. von Hefjen übernimmt den Oberbefehl über das 8. Bundes: 
armeecorpe. 

„ » (Defterreidh). Die Deputationen des ungariſchen und des croatifchen 
Landtages gehen auseinander, ohne daß fie -fih über das Verhältniß Eroas 
tiens zu Ungarn hätten verftändigen Tönnen. 

„ » (England). Die Regierung unterliegt bei ber Committeeberathung bes 
Unterhaufes über die Parlamentsrefornibill in einem wefentlihen Punkte mit 
304 gegen 315 Stimmen und gibt ihre Entlaffung ein. 

19. „ (Deutſcher Krieg). Tie Preußen befegen Leipzig. Tie ganze ſächſiſche 

Armee ift auf öflerr, Boden üibergetreten. 

Sn Hannover übernimmt ber preuß. Gen. Vogel v. Falkenftein bie Vers 
waltung bes Königreichs. 

20. „ (Dentfher Krieg). In Kurheſſen übernimmt ber preuß. Gen. v. Bayer 

bie oberjte Verwaltung bes Kurfürſtenthuus. 

In Heflen-Tarmitabt bewilligt die IL. Kammer nunmehr einftimmig ben 
ermäßiaten außerordentlihen Militärcrebit. 

„ « (Italien) erläßt die förmliche Kriegserffärung an Defterreih; Kriegs: 
manifelt des Könige. 

21. „ (Deutfher Krieg). In Hannover bricht König Georg mit feiner Armee 
von Göttingen auf, um über Langenfalza und Gotha die Vereinigung mit 
ben Bayern zu juchen. 

Am Frankfurter Bundestag fangen die norddeutſchen Staaten an, ihren 
Austritt aus dem Bunde zu erflären; Oldenburg und Lippe-Detmolb geben 
voran. 

Prinz Karl, ber Oberbefehlshaber der bayerifchen Armee und bes 8. Bundes⸗ 
armeecorps, läßt von Bamberg aus feine Truppen gegen Fulda vorrüden, 
un den Hannoveranern, die er irrig in jener Richtung erwartet, bie Hand 
zu reichen. 

„ (Stalien). Bertagung ber Kammern, 


, (England). Die Regierung verfügt in Folge des Berichts ber jamaicas 
nifhen Unterfuhungscommifjion die Abberufung des Gouverneurs Eyre. 
22. „ (Deutfcher Krieg). Die beiden preuß. Armeen unter dem Prinzen Frieb⸗ 


rich Karl und unter bem Kronprinzen feßen fich in Bewegung unb übers 
fchreiten die böhmiſche Grenze. 

In Hannover rüden bie Preußen bein König Georg unb feiner Armee 
nad. Unterhandlungen zwilchen Preußen und dem König. Abſchluß eines 
Waffenſtillſtandes. 

„EGSpanien). Neue Militärrevolte in Madrid. 


, (Schweden) Schluß ber legten Seffion bed Reichsſtags nach ber alten 
Berfaffung der vier Stände. 
23. „ (Deuticher Krieg). In Kurbeffen führen die Preußen ben Kurfürften 


als Gefangenen nad Stettin ab. 
Der Frankfurter Bundestag läßt die beutjche Fahne auf dem Bundespalais 
aufziehen und bas 8. Bunbesarmeecorps die beutihe Armbinde anlegen. 
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24. uni. (Deutfcher Krieg). Die Preußen unter bem Prinzen Friebrich Karl be 

fegen Reichenheim in Böhmen ohne Wiberftand. 

Die bayer. Armee verändert ihre Richtung, um ben Hannoveranern übe 
Gotha ftatt über Fulda bie Hand zu bieten. 

(Oefterr.:ital. Krieg). Schlacht von Cuſtoza. Sieg ber Defterreiche 
unter dem Erzherzog Albrecht über die Staliener unter bem König Victo 
Emanuel. 

(Defterreih). Das 15er Subcomite bes ungarischen Landtags vollendı 
fein Operat über bie gemeinfamen Angelegenheiten. 

(Deutfcher Krieg). Tie preuß. Armee unter dem Prinzen Friedrich Kaı 
rüdt in Böhmen bis Liebenau, Turnau und Podol vor. Die Defterreiche 
unter Clam-Gallas werben zurüdgeworfen. Die preuß. Armee unter bei 
Kronprinzen nimmt Nachod. 

Die Bundestruppen (Württemberger) befegen die hohenzollernſchen Fürſten 
thümer. 

Bayern bebt 30,000 Refervepflichtige aus. 

Die badiihen Truppen langen endli in Darmſtadt an. 

Die Ständeverjammlung von Naffau lehnt ben geforderten außerorben! 
lihen Militärcrebit mit 24 gegen 14 Stimmen auch jetzt noch ab. 

(Defterreid). Der ungariſche Landtag wird mit Rückſicht auf den aus 
gebrochenen Krieg auf unbeftimmte Zeit vertagt. 

(Deutfcher Krieg). Die preuß. Elbarmee unter Gen. Herwarth dringt i 
Böhmen bis zur Linie der Iſer vor, geht über biefen Fluß und vereinigt fic 
mit ber Armee bes Prinzen Friedrih Karl. Die Armee des Kronprinze 
von Preußen tritt nach beitigem Kampfe aus bem Defild zwifchen Nacho 
und Skalitz heraus. 

Die Preußen erleiden unter Gen. {lies bei Langenfalza eine Schlapf 
gegen bie Hannoveraner. 

Der Frankfurter Bundestag überträgt den Oberbefehl fiber bie Bundee 
truppen bem Prinzen Karl von Bayern und bie oberjte Leitung bem djterı 
Generaliffimus Benedek. 

(Deutfcher Krieg). Die Preußen nehmen unter dem Prinzen Friedric 
Karl Mündengräg, unter dem Kronprinzen Trautenau und Burgersdon 
und Stalik. 

Der König von Hannover, von allen Seiten durch überlegene preußifch 
Streitkräfte eingeichloffen, capitulirt in Langenfalza. In Norbdeutichlan 
ftebt den Preußen fein Feind mehr gegenüber. Die Preußen vereinigen fir 
unter dem Oberbefehl bes Gen. Vogel v. Faltenftein als preuß. Mainarnı 
gegen Süddeutſchland. 

28. „ (Dänemarf). Beide Thinge bes Reichstags verflänbigen fi) endlich übe 
die Annahme der neuen Verfaffung und die Befeitigung bes doppelten con 
ftitutionellen Räderwerks. 

29. „ (Deuticher Krieg). Die Preußen nehmen Gitſchin und Königinhof; al 
ihre drei Armeen in Böhmen bewerfitelligen ihre Vereinigung. Die Defte 
reicher find in vollem Rückzuge gegen Königgräß. 

30, „ (Deuticher Krieg). Der König von Preußen geht zur Armee ab. 

Medlenburg weicht bem preuß. Drude, nimmt ben Bünbnißantrag bet 
jelben an und ftellt dem König von Preußen feine Truppen zur Verfügung 
Bremen tritt dem norbbdeutichen Bunbe bei. 
„» n (Frantreih). Schluß der Kammerfeffion. 


2. Zuli. (Spanien). Die Cortes bewilligen dem Regiment Narvaez die Sus 
pendirung ber conftitutionellen Garantien. Die Regierung ſchlägt einen eni 
ihieben reactionären Weg ein. Das Unterritswefen wird dem clericale 
Belieben überantwortet, die Provinziale und Gemeinberäthe werben eine 
Neuwahl unterworfen und ihre Befugniffe durch kgl. Decrete bejchräntt. 
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3. Juli. (Deutſcher Krieg). Schlaht von Königarät (Sadowa). Sieg ber 
Preußen, volftändige Niederlage ber Oeſterreicher. Benedek jammelt bie 
Ueberrefte feiner Armee, um fie in Olmütz zu reorganifiren. 

Gefecht zwilhen Preußen und Bayern. Die Bayern gehen zurild. 

on Deutſcher Krieg). Oeſterreich tritt Venetien an den Kaiſer der Fran⸗ 
zoſen ab. 

„ (Deutfher Krieg). Gefechte zwiſchen den Preußen und Bayern, bie 
Bayern gehen zurüd. 

Der Frankfurter Bundestag beſchließt die Befeftigung der Stabt. 

» (Deutiher Krieg). In Wien fürchtet man bereitd ben Ginmarfch ber 
fiegreihen Breußen: der Baarſchatz der Banf wird nah Komorn zu trands 
portiren angefangen. 

„» (Franfreih). Ter Moniteur verfündet bie Ceflion Venetiens durch Oeſter⸗ 
reih an den Kaiſer der Tranzofen und daß bdiefer die Vermittlung ſowohl 
zwijchen Defterreih und Stalien als zwiſchen Defterreih und Preußen übers 
nommen babe. Die Rarijer flaggen und illuminiren zu Ehren bes Kaifers 
als des anerkannten Schiebsrichterd Europas. Preußen nimmt bie Ber: 
mittlung Frankreichs nur unter Bedingungen an, Italien ſchützt bie Allianz 
mit Preußen vor. 

„ (Deutihland. — Naflau). Tie Ständeverfammlung von Naffau Tehnt 
die Bewilligung bes von ber Regierung geforderten Militärcrebits zum zweiten 
Mal ab und wird dafür fofort aufgelöst. 

„» „ (England). Bildung eines reinen Torycabinets Derby-Disraeli. 

„» „ (Schweiz). Beide Räthe der Bunbdesverfanmlung fprechen fich für fchleus 
De Bewaffnung ber ganzen Armee mit Hinterladungsgewehren aus und 
beichließen bie Umwandlung aller Artilleriegefhüte in gezogene. 

„ (Deutfcher Krieg). Ter Kaifer von Oefterreih richtet ein Manifeft an 
bie Ungarn, freiwillig unter die Fahnen zu eilen zur Vertheidigung bes 
überialienen Reihe. Tas Manijeft bleibt jedoch in Ungarn vollftändig wirs 
ungslos. 

8 „ (Deutfher Krieg). Die Preußen beſetzen Prag. 

„» „ (Oefterr.:ital. Krieg). Tie italienifhe Armee ergreift troß ber Abtretung 
Benetiens von Seite Deflerreihs an den Kaifer der Franzoſen wieder bie 
Offenſive und gebt unter Gialbini über den untern Ro. 

10. „ 1BDeutfher Krieg). Erzh. Albrecht wird zum Commanbanten ber ges 

jammten operirenden Armeen Oeſterreichs ernannt. 

Die Oefterreicher beginnen Venetien mit Ausnahme ber Stabt Venebig 
und bes Feftungsvieredd zu räumen und ben größeren Theil ihrer italies 
niſchen Armee an die Donau gegen bie Preußen heranzuziehen. 

Der Frankfurter Bundestag ift auf feine eigene Sicherheit bedacht und 
bringt vorerft die Bundescaffe aus der Etabt fort. 

Gefechte der Bayern mit ber preuß. Mainarmee bei Kiffingen und Sams 
melburg. Die Bayern gehen binter den Main zurück und ftellen ſich bei 
Schweinfurt in Schladhtorbnung auf. Gen. Bogel v. Falkenſtein läßt fie bort 
ſtehen und wendet ſich mit der preußiſchen Mainarmee zunächſt gegen das 
8. Bundesarmeecorpo. 

Bayern ruft die geſammte Landwehr unter die Waffen. 

„ „ (RBeutfcher Krieg). Der Kaiſer von Oeſterreich richtet ein Manifeſt an 
feine gefammten Bölfer, in bem er erklärt, daß er nie in einen Frieben 
willigen werde, welcher die Grunbbebingungen ber Machtftelung des Reichs 
erihüttern würde, und fie zum Vertrauen und zur Ausdauer ermahnt. 

„» n (Preußen). Prinz Reuß langt mit einem eigenhändigen Schreiben bes Königs 
von Preußen an Napoleonin Paris an: ber König beftätigt barin bie ſchon von Biss 
mard an ben preuß. Geſandten Grafen Sol am 5. d. M. erlaffenen Weiſun⸗ 
Be bez. der Bedingungen Preußens für einen Waffenftilftand mit Oeſter⸗ 
reich. 
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10. Zuli. (Defterr..ital. Krieg). Die Defterreicher ziehen ihre Truppen aus Be 
netien an die Donau gegen Preußen unb behalten nur das Feftungsvierec 
und bie Stabt Venedig befekt. Lie ital. Armee rüdt daher ziemlih un 
gehindert gegen Venedig, gegen ben Tagliamento und gegen Trient zu vor. 

„ (Deutfher Krieg). Ter Frankfurter Bundestag beichließt, feinen Sit 
nach Augsburg zu verlegen. 

„ (Branfreih). Enticheidender Minifterrath. . Zwiefpalt ber Anfichten. Te 
Kaifer entfcheidet gegen eine active Unterſtützung Defterreich8 und damit geger 
einen Gintritt Franfreihs in den Krieg. Yormulirung eines franzöfifchen 
VBermittlungsantrags, ber von Preußen angenommen wird, 

12. „ (Deutfher Krieg). Die Preußen rüden in Brünn ein. 

Die lepten öſterr. Feldtruppen verlaffen Venetien. 

» (Türkei. — Rumänien) Fürſt Karl beſchwört bie ihm vorgelegt 

neue Verfaffung. 
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13. „ (Deutfcher Krieg). Cine von Frankreich vermittelte breitägige Waffen 
ruhe zwilchen DOefterreih und Preußen fommt nicht zu Stanbe. 
(u „ (Deutfcher Krieg). Erzherzog Albrecht übernimmt den Oberbefehl übe 


bie öfterr. Armee an ber Donau. Die Oefterreicher gehen über die Thayı 
zurück und fprengen bie Brüden in die Luft. 
Gefecht der Helfen (8. Bunbesarmeecorps) und ber preuß. Mainarmee 
Prinz Alerander erklärt dem Bunbestage in Frankfurt, daß er ihn nicht län 
ger ſchützen könne, ſondern hinter den Main zurücdgehen werde, um ſich mi 
ben Bayern zu vereinigen. 
14. „ (Dentfher Krieg). Die Preußen rüden ins Erzherzogthum Defterreic 


ein. 
» (Deutfcher Krieg). Der Rumpibundestag fiebelt nah Augsburg über. 
Gefecht der Heſſen und Defterreicher bei Afchaffenburg mit der preußifchen 
Mainarmee. Tas 8. Bundesarmeecorps geht hinter den Main zurüd. Di 
Preußen marſchiren auf Frankfurt. 

»„ (Srantreih). Der Eenat genehmigt einftimmig ein Confult, bas jeb 
Discuffion über Verfaffungsveränderungen in ber Preſſe unterfagt und die 
felben dem Senat allein rejervirt. 

» (Deutfcher Krieg). Benedek verläßt mit dem Refte feiner Armee Olmüt 
um fie ber öfterr. Armee an ber Donau zuzuführen. 

Der Großherzog von Heflen unb der Herzog von Naffau verlaffen ihr 
Lande vor ben anrüdenden Preußen. 

» (Deutfher Krieg). Tie Mainarmee unter Gen. Vogel v. Faltenftei 
rüdt in Frankfurt ein. 

» (Deutfher Krieg). Tie Preußen befegen Lundenburg; eine Abtheilun 
berjelben geht bei Horik über bie Maͤrch auf ungarifchen Boben. 

Defterreich bietet den Landfturm auf in Ober⸗ und Niederöſterreich, i 
Kärnthen, Krain und Steyermark, Wien beichließt die Errichtung eine 
Bürgermehr. 

„ (Srankreih). Nachdem die Erzielung eines Waffenftillftandes zwifche 
Deiterreih und Preußen gefichert ericheint, gebt ber Prinz Napoleon nar 
Stalien ab, um einen ſolchen auch zwijchen Stalien und DOefterreich zu be 
treiben. 

„ (Beutfcher Krieg). Tie Freuen befegen Tarmflabt, Wiesbaden un 
Bieberic. Der Stadt Frankfurt wird eine Kriegscontribution von 6 Dil. f 
auferlegt. 

„ (Deutfher Krieg). Die leitenden Minifter von Bayern, Württemberg 
Hellen und Baden treten in München zu Gonferenzen zufammen. 

.„CDeutſcher Krieg), Die Preußen wollen der Stadt Frankfurt ein 

neue Contribution von 25 Mil. Gulden auflegen; bie Stabt weigert fic 
entſchieden. 
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20. Juli. (Italien) verfügt für Venetien bereits die Beſeitigung des üfterr. Cons 
cordats mit Rom und bie Aufhebung ber Klöfter. ' 

21. „ (Deutfer Krieg). Der bayeriihe Minifter v. d. Pforbten gebt nach 
Nickolsburg, um einen Maffenftillftand mit Preußen zu erzielen. 

„» „ (Oefterreidifch:italienifcher Krieg). Glänzender Seefieg ber Oefterreicher 
Rech Admiral Tegethoff bei Liſſa über die italienifche lotte unter Admiral 

erſano. 

» „ (Ber. Staaten). Der Congreß beſchließt die Wiederaufnahme bes ehe⸗ 
maligen Sclavenftaates Tenneffee in bie Union, nachdem berjelbe das Amen: 
dement zur Bunbesverfafjung v. 16. Juni angenommen bat. 

22. (Beutfcher Krieg). Letztes Gefecht zwiſchen Defterreihern und Preußen bei 
Preßkburg. Großer Minifter: und Kricgsratb in Wien. Abſchluß einer 
fünftägigen Wafſenruhe zwifchen Tefterreid und Preußen in Nidolsburg, bem 
Hauptquartier bes Königs von Preußen. 

In Bayern richten bie Gemeindbebehörden von Nürnberg und Augsburg 
Triedensadreffen an den König. 

23. „ (England). Tie arbeitenden Klaffen beginnen, ſich fehr allgemein und 
ſehr energiich für eine cinyreifende Parlamentsreform auszufprehen. Einem 
Maffenmeeting in London folgen ähnliche in allen großen Städten Englands 
und Schottlands. Die aujrichtig liberale Partei in Irland beginnt fich ber 
Bewegung anzufchließen. 

24. „ (Deutfcher Krieg). Die Preußen verlangen von Frankfurt drohender bie 
Bezahlung der Kriegscontributidn von 25 Mill, Der Bürgermeilter Fellner 
erhängt fi) aus Verzweiflung. 

Die Preußen nehmen Tauberbifchofsheim gegen die Württemberger. 
In Baden tritt das Minifterium Edelsheim zurüd. 

25. „ (Deutfeher Krieg). Auh in Württemberg civculiven Friedensadreſſen 
an den König. 

26. „ (Deutiher Krieg). Abſchluß des Waffenftillftandes und der Friedensprä- 

liminarion zu Nickolsburg zwiſchen Tefterreih und Preußen. 

„ (DOefterreih),. Um die Discuffion der innern Fragen abzufchneiden, wird 

der Belagerungszuftand über Wien verhängt. 

. (Oefterr..italienifcher Krieg). Abichluß einer Waffenruhe zwiſchen beis 

ben Armeen. 

27. „ (England). Ein neuer Verſuch einer transatlantifhen Kabelleitung führt 
glüdlid zum Ziele. 

„ » (Deutfher Krieg). Die Preußen beſchießen die bayerifche Veſte Marien: 
berg. Abſchluß einer Waffenrube. Lie preußifche NRefervearmee unter dem 
Großh. von Mecklenburg rüdt in Bayern ein und beiett Bayreuth, 

Auch die leitenden Minifter von Württemberg und Helfen gehen nad 
Nickolsburg, um MWaffenftilftund zu fuchen. 

28. „ (Deutfiher Krieg). Bayern fließt in Nickolsburg einen Waffenſtillſtand 
mit Preußen, ber aber erft am 2. Aug. anfangen fol und ben Preußen big 
dahin freie Hand Täßt. 

In Baden tritt ein preußenfreundliches Minifterium Matthy-Jolly an bie 
Stelle des bisherigen. 

» » (Frantreid) Tifferenz mit Xtalien wegen Venetiens unb bes Trentino, 
Der Kaifer brobt, Stalien verzichtet. 

„ » (Ber. Staaten). Der Congreß vertagt fih bis zum 3. Dec. 

29. „ (BDeutfiher Krieg). Preußen läßt die Kriegscontribution von 25 Mil. 
gegen Frankfurt vorerft fallen. 

„ nn Adranfreid). Der Kaifer gibt nad) dem „Moniteur” die förmliche Er- 
klärung ab, daß er in bie Vereinigung Venetiens mit Stalien einmwillige. 

30. „ (Frankreich. — Merten). Abſchluß einer Convention, durch die ein 
Theil der mericanifhen Zolleinfünfte (in Veracruz und Tampico) Frankreich 
überwiefen wird, 
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30. Juli. (Ber. Staaten). Graufame Negermebelei in Neworleans. 


3. 


(Deutſcher Krieg). Die preuß. Reſervearmee rüdt ohne Widerftand in 
Nürnberg ein, 

(Deutfher Krieg) Der König von Preußen verläßt Nidolsburg, um 
nad Berlin zurüdzufehren. 

(Mexico). Die Franzofen fangen an, bie Nordprovinzen zu räumen, 
Mionterey und Matamoros fallen wieber in die Hände der Auariften. 


. Aug. (Deutfcher Krieg). Heflen-Darmfladt fließt einen Waffenſtillſtand mit 
an 


Preußen dv. 2, Aug. an. 
(Merico). Tampico fallt in die Hände der Juariſten. 


(Deutfcher Krieg). Württemberg ſchließt einen Waffenftillftand mit Preußen. 
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Semard labet die fübddeutichen Staaten zu Friebensunterhandlungen in 
erlin ein. 

(Stalien). Durch kgl. Decret wird dem Lande ein Zmangsanlehen von 
350 Mill. auferlegt. 

(Deutfcher Krieg). Baden fließt einen Waffenftiliftand in Berlin ab, 

(Deutſcher Krieg). Alle norbbeutfchen Staaten, mit einziger Ausnahme 
von Sahjen:Meiningen und Reuß &. 8., haben fih zu einen neuen Bunbe 
mit Breußen bereit erflärt und dieſes richtet nun an biefelben durch Girculars 
bepefche ben Entwurf eines fürmlichen Bünbnißvertrag®. 

(Preußen). Cröffnung des Landtags. Thronrede des Könige. Diefelbe 
fündigt das Begehren um Indemnität für das feitherige budgetlofe Re⸗ 
giment an, um ben bisherigen Conflift für alle Zeit zum Abjchluffe zu 
bringen. 

(Defterr.sital. Krieg). Beginn der Unterhandlungen über einen Waffens 
ftillftand in ber iſtriſchen Stadt Cormons. Stalien verlangt die Anerkennung 
bes augenblidlichen uti possidetis ber Truppen, Defterreih bie Zurück⸗ 
siehung ber Truppen binter bie Grenzen Venetiens namentlih in’ Wäljchs 
tyrol. 

(Preußen) ſendet ben General v. Manteuffel in befonderer Miffion nad 
St. Petersburg. 

(Frankreich) ſtellt Compenfationsforberungen an Preußen. Preußen lehnt 
fie ab. Frankreich läßt fie fallen. 

(Frankreich). Ter Kaifer kehrt ernftlich Eranf aus Vichy nach Paris zurüd, 
erholt fich jedoch fpäter wieber. 

(Deutiher Krieg) Auflöfung bes 8. Bunbesarmeecorps. 

a plan d). In Petersburg findet die erſte Sikung eines Schwurgerichs 
tes ſtatt. 

(Mexico). Die Kaiſerin Charlotte verſucht umſonſt perſönlich in Paris 
ben Kaiſer Napoleon zu weiterer Unterſtützung bes Unternehmens in Merico 
zu bewegen und geht von bort über Miramare nad) Rom ab. 

(Deutſcher Krieg) Beginn der Friedensunterhandlungen zwiſchen 
Oefterreih und Preußen in Prag. 

(Preußen), Grabow verzichtet im Intereſſe eines Ausgleichs des inneren 
Conflicts auf bie Kandidatur zur Präfidentfchaft des Abg -Hauſes und wirb 
durch Forkenbeck erſetzt. 

(Deutſcher Krieg). Da Reuß ä. L. auf ſeinem Widerſtande gegen Preu⸗ 
Ben beharrt, jo läßt dieſes das Ländchen durch 2 Compagnien beſetzen. 
(Deſterr. ital. Krieg). Italien, von Preußen nicht unterſtützt und von 
Frankreich im Stich gelaſſen, verzichtet auf das uti possidetis und ſchließt 
mit Oeſterreich einen Waffenftiliftand ab, ber einen Verzicht auf Wälſchtyrol 
in ſich ſchließt. 


12. „ (Rußland — Ber. Staaten) Das Erſcheinen eines Unionsgeſchwa⸗ 


13. 


14, 


30. 
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pers vor Kronftabt gibt officiell zu gegenfeitigen Freundſchaftsbezeugungen 
a 


Aug. Weutſcher Krieg). Württemberg ſchließt in Berlin ſeinen Frieden und 
ein (vorerſt geheimes) Schutz⸗ und Trutzbündniß mit Preußen. 

(Preußen). Die Regierung legt dem Landtag ein Wahlgeſetz für ben 
Reichstag bes norbbeutichen Bundes vor. 

(Preußen) Die Regierung kommt nad ber Auficherung ber Thronrebe 
beim Abg.:Haus um fürmliche Indemnität für bas bisherige bubgetlofe Res 
giment ein. 

(Ber. Staaten). Eine bemofratifhe Convention ee un) 
in Philadelphia ftellt ein Programm auf, um ben Herbftwahlen im &ongre 
einen mächtigen Rüdhalt im Sinne der Politik des Präjidenten Johnſon zu 
gewähren. 

„ ER. en). Garibaldi Fehrt wieder nach Caprera zurüd. 
(Deutfher Krieg). Baden ſchließt in Berlin feinen Frieden und ein (vors 
erſt geheimes) Schuß: und ein Trugbündnik mit Preußen. 

(Preußen). Gine Botſchaft des Königs verlangt vom Landtage bie Annerion 
von Hannover, Kurheffen, Naffau und Frankfurt. 

» (Deutfcher Krieg). Definitiver Abſchluß des Bündnißvertrags Preußens 
mit ben norbbeutihen Staaten, Medlenburg vorerit noch ausgenommen. 


. „n (Merico) Der Kaifer bildet ein neues Cabinet von wefentlich clericaler 


Färbung. 


- „ (Deutfcher Krieg). Auch Medlenburg tritt ben norbbeutfchen Bündniß⸗ 


verirage bei. 


- „ (Deutfher Krieg). Bayern ſchließt in Berlin jeinen Frieden und ein 


(vorerſt geheimes) Schuß: und Trutzbündniß mit Preußen. 


. » (Deutfder Krieg). Abſchluß des Friedens zwiſchen Oeſterreich und Preus 


pen in Prag. 
„ (Preußen), Das Abg.Haus richtet eine Adreſſe an bie Krone, in ber bie 
bisherigen Forderungen ſtiüſchweigend fallen gelaffen werben. 


- „ (Deutfder Krieg). Ende des Rumpfbundestages in Augsburg. 


(Frankreich) ſchueßt einen Vertrag mit Defterreich, ber die Ceſſion Venetiens 
an Frankreich beftätigt und ihm die Retroceſſion an Stalien fichert. 


- „ (Preußen). Antwort des Königs auf bie Adreffe des Abg.⸗Hauſes. 


Preußen) beiett die bisherige Bundesfeftung Mainz. 

(Ber. Staaten). Präfident Johnſon tritt eine Nundreife in ben Staaten 
bes Nordens an, bie fi bald zur Wahlreife für die Herbfiwahlen in den 
Congreß geftaltet und auf ber er durch tactlofes Benehmen ben legten Reſt 
feines Anieheng einbüßt. 

(Preußen). Prinz Nikolaus fließt mit Preußen eine Uebereinfunft über 
bie Rückkehr der naſſauiſchen Truppen in ihre Heimath ab. Der Ran 
fügt fg in fein Schidfal, vorbehaltlich einer Verftändigung über fein Private 
vermögen. 

(Deutfhland. — Bayern). Die II. Rammer genehmigt mit allen gegen 
1 Stimme ben Friedensvertrag mit Preußen unb erflärt fih gegen 11 Stim⸗ 
men für einen engen Anihluß an Preußen, um etwaige Angriffe bes Aus: 
lands erfolgreich abzuwehren. Die I. Kammer lehnt ben engen Anſchluß an 
Preußen ihrerfeits mit 30 gegen 4 Stimmen ab. 

„ (Rom). Finanznoth. Die Noten ber Bank finfen unter Pari. Scanbas 

Idfe Maßnahmen, um ihrer Einlöfung zu entgehen. 

„ (Sriedenland). Die öffentlihe Meinung nimmt Partei für Candia. 
Freiwillige fangen an, dahin abzugeben. 


Sept. (Frankreich). Rücktritt des Hrn. Drouyn be l'Huys. Derſelbe wird 
buch Hrn. dv. Mouſtier und proviforifh durch Hrn. v. Lavalette erjekt. 
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2. Sept. (Türkei. — Candia). Tie Generalverfammlung ber Candioten beſchließt 
die Vereinigung der Inſel mit Griechenland. 

3., (Deutfcher Krieg). Heſſen⸗Darmſtadt fließt in Berlin feinen Frieden 
mit Preußen, tritt Heffen-Homburg ab und mit feinem ganzen Gebiet jen⸗ 
jeits bes Main in ben norddeutſchen Bund ein. 

„ (Preußen). Tas Abg.Haus ertheilt ber Regierung mit 230 gegen 75 
Stimmen bie nachgeſuchte Indemnität für das bisherige budgetlofe Regiment. 

„ (Schweiz). In Genf tritt ein internationaler Arbeitercongreß zuſammen. 

„» (Laplataftaaten). Krieg ber Alliirten (Brafilien, Buenos Ayres und 
Montevideo) gegen Paraguay: bie Alliirten erflürmen das paraguayitiſche 
Fort Eurufu. 

5. » (Preußen). Die preußifche Armee beginnt ihren Rüdzug aus Defterreich. 

„ » (Ber. Staaten), Tie Septemberwahlen in ben Congreß fallen gegen ben 
Präſidenten und bie bemofratijhe Partei aus. Die republikaniſche Partei 
behauptet ihre bisherige Stellung und zwar mit verftärfter Stimmenzapl. 

„ (Breußen). Das Abg.Haus genehmigt die Annerion von Hannover, Kurs 
heilen, Naſſau und Frankfurt mit 273 gegen 14, das Herrenkaus mit allen 
gegen 1 Stimme. Der König behält vorerft eine Art Tictatur über biefels 
elle aut bem 1. October 1867 werben fie bagegen ber preuß. Berfaflung 
tbeilhaft. 

8 „ (England). Aud das voriges Jahr geriffene transatlantifche Kabel Tangt 
glücklich aufgefifcht in Neufoundland an. 

10. „ (Defterreid). Eine Verlammlung deutſch⸗öſterr. Landtagsabgeordneter 
a Auffee in Steyermark erflärt fih für einen gemäßigten Dualismus mit 

ngarn. 

„» » (Sranfreid. — Rom). Tie neue römische Legion wird in Antibes 
einem päpftliden Commiſſär übergeben. 

11. „ (Preußen). Das Abg.-Haus genehmigt das Reichswahlgeſetz, wahrt aber 
bem preuß. Landtag bie Ablehnung oder Zuflimmung zu ben Beichlüffen 
bes NReichstages und dem Reichstage ſelbſt bie vollitändige Sicherung ber 
Redefreiheit. 

„„ CTuͤrkei. — Candia). Muſtapha Paſcha landet auf ber Inſel, um fie 
an der Spitze überlegener türkiſcher und ägyptiſcher Streitkräfte wieder zu 
unterwerfen. Die Candioten erhalten dagegen immer zahlreichere Zuzüge aus 
Griechenland. 

16. „ (Frankreih). Circulardepeſche des interimiftifhen Miniſters bes Ausw. 
be Lavalette: Programm bes Kaiſers nad dem Kriege. 

» „ (Stalien). Bourbonifche, clericale und revolutionäre Elemente vereinigen 
ih zu einem Aufftend in Palermo, machen fi zu Herren ber Stabt und 
jeben eine proviſoriſche Regierung ein. 

17. „ (Frankreich). General Gaftelnau geht in außerorbentliher Miffion nach 
Merico ab; bie franz. Armee fol nicht in 3 Abtheilungen, ſondern auf eins 
mal und zwar Anfang 1867 nach Frankreich zurückkehren. 

18. „ (Preußen). Ter Kurfürft von Heflen ergibt fih in fein Schidfal, fichert 
fi) dur eine Convention mit Preußen fein KHausvermögen und entbinbet 

.  bagegen feine Unterthanen ihres Eides, worauf er Stettin verlaffen barf. 

19. „ (Deutfher Krieg). Die Preußen rüden in Sachjen-Meiningen ein, um 
ben Widerſtand bes alten Herzogs enblich zu brechen. 

20, „ (Preußen). Großartige eier bes Einzugs der fiegreihen Armee in 
Berlin. 

» » (Deutfher Krieg). Der alte Herzog von Meiningen weicht dem Drude 
Preußens und dankt im Einverftändnig mit biefem zu Gunften des Erbs 
prinzen ab. 

"m (Merico) kann bie am 4. Oct. fälligen Zinfen ber franz. Anlehen bereits 
nicht mehr zahlen. 
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21. Sept. (Italien). Die Truppen, durch neue Eendungen verftärkt, erbrüden ben 
Aufftand in Palermo. 

22. „ (Laplataftaaten). Krieg ber Alliürten gegen Paraguay: bie Alliirten 
verfuchen einen Sturm auf bie Feltung Gurupaity, werden jedod von den 
Paraguayiten zurüdgeichlagen. Flores gebt nach Montevideo zurüd und auch 
Mitre geht rüdwärts, die Brafilianer bleiben allein zurüd. Marſchall Earias 
wird zum brafilianifhen Oberfeldherrn ernannt. 

23. „ (Preußen). Ter König von Hannover will fih in fein Schidfal nicht 
fügen und erläßt von Wien aus eine fulminante Proteflation gegen die Bes 
raubung feines Landes durch Preußen. 

25. „ (Preußen). Das Abg.-Haus bewilligt ber Regierung mit 230 gegen 83 - 
Stimmen ein Anlehen von 60 Mil. Thlrn. bauptfählih und ausdrüdlich 
zu Wiederfüllung des Staatsſchatzes. 

26. „ (Deutiher Krieg). Friedensfhluß zwifhen Preußen und dem Fürſten⸗ 
tbum Reuß ä. L. 

27. „ (Holland). Die IT. Kammer ertheilt dem gewefenen Minifter Myer ein 
Tadelsvotum. Sie wird bafür aufgelöst und es werben Neuwahlen ans 
geordnet. 

29. „ (Rußland). Tafchfend (in Turfeftan) wird auf fein eigenes Anfuchen in 
den ruſſiſchen Staatsverband aufgenonmen. 

30. „» (Rußland). Die Nuffen erftürmen die bochariihe Feſtung Dſchuſak. 

— „ (Ber. Staaten). Die Bartei des Präfidenten Johnſon fällt gänzlich auss 
einander, mehrere feiner einflußreichiten Anhänger im Congreß und in ber 
Preſſe Fehren zur republifanifchen Partei zurück. 


0) 


. De. (Deutfhland. — Medlenburg) Ber Landtag genehmigt widere 
ftrebend das Bündniß mit Preußen und damit ben Eintritt in ben norbs 
beutichen Bund. 

„ (Oefterr.ital. Krieg). Abſchluß des Friedensvertrags zwifchen Defterreich 
und Italien in Wien. 

„ (Zürkei. — Serbien) verlangt von der Pforte die Räumung Belgrads 
und der übrigen Feltungen. 

„ (Rom). Die päpftliche Regierung garantirt bie Noten der römiſchen Yan. 
Die Maßregel bleibt wirfungslos, die Noten unter Pari). 

„ (Merieo). Die Kaiferin Charlotte Fällt in Rom in Irrſinn. 
(Preußen). Der Er:König von Hannover proteftirt gegen bie befinitive 
Beligergreifung feines Landes durch Preußen, entbindet indeß doch bie Civil⸗ 
ftaatsdiener ihres Eides unter Vorbehalt feiner Rechte. 

. „ (Deutihland. — Heflen). Tie Regierung fegt die bisher gegen alle Ans 
griffe ber IL. Kammer aufrecht gebaltene proviforifche Webereinfunft mit dem 
Biſchof von Mainz (Concorbat) außer Wirkſamkeit, Idst die Kammern auf 

‚und ordnet Neuwahlen an. 

. „ (Deutfher Krieg). Der neue Herzog von Sachſen⸗Meiningen fließt 
Frieden mit Preußen und tritt in ben norbdeutfchen Bund ein. 

„Oeſterreich) beginnt das ital. Feilungsviered zu räumen. Die ital. 
Truppen treten an ihre Stefle. 

„» (Ber. Staaten). Die Dctoberwahlen zum Congreß fallen wieberum übers 
wiegend zu Gunften ber republifaniichen Partei aus. 

- „ (Preußen). Der König bildet 3 neue Armeecorps für bie neu annerirten 
Landestheile und fügt bereits bie Contingente ber Tünftigen norbdeutfchen 
Bunbesftaaten in ben Rahmen ber preuß. Armeecorps ein. Die preußijche 
Wehrverfaſſung wird in allen Theilen auf bie neu annerirten Lanbestheile 
ausgedehnt. 

13. „ (Deutfchland. — Württemberg). Die II. Kammer genehmigt ben Frie⸗ 

bensvertrag mit Preußen mit allen gegen 1 Stimme upb richtet an ben 
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König eine Abreffe, in ber fie fih mit 61 gegen 25 Stimmen gegen einen 
Eintritt in den norbbeutfchen Bund und Mi eine engere Verbindung ber 
eigen Staaten mit gemeinfamer parlamentariiher Vertretung aues 
pricht. 

13. Oct. (Türkei. — Montenegro). Tie Pforte macht ben Montenegrinern 
fehr weſentliche Zugeftändnilfe. 

16. „ (Defterreid). Eine Berfammlung beutfchsditerreichifcher Lanbtagsabgeords 
neter in Wien ſpricht fich gegen ben Dualismus aus und will an ber Fes 
bruarverfaſſung feſthalten. 

.„EFrankreich). Erpedition nad Korea. 

18. „ (Italien). Die Räumung Benetiens durch die Oeſterreicher iſt vollendet. 
Gen. Leboeuf übergibt basfelke im Namen des Kaiferd ber Kranzofen an 
eine Commiſſion des Gemeinderatbs von Venedig, bamit das Bolt in freier 
Abftimmung nah allgemeinem Stimmredt jelbft über feinen Anſchluß an 
Italien enticheibe. 

21. „ (Deutfcer Krieg). Sachſen fchließt endlich auch feinen Frieden mit Preus 
Ben in Berlin. Die Feſte Königftein wird den Preußen übergeben. Der 
König kehrt aus Wien wieber in fein Fand zurüd, 

„ » (Merico). Kaifer Mar verläßt Merico in Folge ber Nachrichten vom 
Unglüd ber Kaiferin und von ber Ankunft des Generals Kaflelnau und 
zieht fih nach Drizaba zurüd. 

22, „ (Stalien). Das Plebiscit in Venetien ergibt ben faft einftimmigen Ent» 
ſchluß, fih an Stalien anzufchließen. — Die Regierung geftattet einem Theil 
ber vertriebenen Bifchöfe die Rückkehr in ihre Didcefen, 

24. „ (Deutfchland. — Baden), Die II. Kammer genehmigt einftimmig ben 

Friedensvertrag mit Preußen und ſpricht fich mit allen gegen 11 Stimmen 

für den (unbedingten) Eintritt der fübbeutihen Staaten in bie Verbindung 

ber norbbeutfchen Staaten aus. Die I. Kammer ſpricht fih mit allen gegen 

3 Stimmen in benifelben Sinne aus. 

(Zürfei. — Candia). Muſtapha Paſcha iſt fo ziemlich wieder Herr ber 
Snfel mit Ausnahme des Sphafiagebirges, wo der Aufitand fortbauert und 
von Griechenland fortwährend ftarfe Zuzüge erhält. 

„ » (Türkei. — Numänien). Der Sultan anertennt ben Fürften Karl unb 

bändigt ihm in Stonftantinopel perfönlich dem Inveſtiturferman ein. 

26. „ (Frankreich). Der Kaifer fegt eine große Commillion ein für Berathuns 
gen über eine eingreifende Neform bes Heeres in Folge der Greigniffe im 
Deutſchland. 

23. „ (Schweiz) Allg. Nationalrathswahlen. In Genf unterliegen Fazy und 
die radikale Partei vollſtändig. 

29. „ (Rom). Der Popſt droht in einer Allocution mit ber Möglichkeit, daß er 
nad dem Abzug ber franz. Truppen Rom gleichfalls verlaſſe. 

30. „ (BDefterreih). Frhr. dv. Beuft wird zum Minifter bes Ausw., General 
von Sohn zum SKriegsminifter ernannt. 

31. „ (Merico). Dajaca fällt wieder in bie Hände ber Juariſten. 


R 
z 


Anf. Nov. (Türkei. — Aegypten). Der Bicefönig verleiht bem Lande eine 
Art Statut. 

6. » (Deutſchland. — Süddeutſche Staatengruppe). Cine groß- 
beutfche Verfammlung in Stuttgart fpricht fich gegen Preußen und für eine 
mehr bundesftaatlihe Einigung Gefammtbeutichlande, zunächſt aber für eine 
nähere Verbindung ber ſüddeutſchen Staaten aus. 

» » (2er. Stanten). Die Novemberwahlen zum Congreß fallen gleichfalls 
gegen Zohnfon und bie bemofratifche Partei aus. Als Gefammtrefultat ber 
Wahlen fteht nunmehr fefl, daß bie dem Präfibenten feinbfelige bisherige 
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Majorität der republifanifhen Partei in beiden Häufern im März babin 
zurüdfehren wirb und zwar in verftärkter Zabl. 
6. Nov. (Brafilien) Ein kaiſ. Decret erkennt allen Sclaven, die in die Armee 
gegen Paraguay treten, die Freiheit zu. 
7. „ (Stalien). Glanzvoller Einzug des Königs Victor Emanuel in Venedig. 
„ » (Schweiz). Ber Bunbesrath zwingt ben Canton Wallis einige aus bem 
bisher öfterr. Stalien berübergefommene SJefuiten von ben ihnen anvertrauten 
Lehrftellen wieder zu entfernen. 
9. „ (Italien). Die vertriebenen ehemal. Fürften laſſen ihre bisher immer 
noch unterhaltenen Gefanbtichaften in Wien u, |. w. nunmehr eingehn. 
„no (Rußland). Bermählung bes Großfürſten⸗Thronfolgers mit ber bänijchen 
Prinzeß Dagmar. 
10. „ (Holland). Neuwahlen zur II Kammer. Diefelben find ber Liberalen 
Partei nicht günſtig. 
,„ (Merico). Jalapa fällt in die Hände ber Juariſten. 
11. „ (Rußland) Ein kaiſerl. Ukas hebt bie feudalen Verpflichtungen jämmts 
liher Städte und Fleden in Polen theils mit theils ohne Entſchädigung 


auf. 

13. „ (Mexico). Mazatlan und alle andern von den Franzofen beſetzten Punkte 
am ftillen Ocean werben von ihnen geräumt. Die ganze franzöfifche Armee 
beginnt fih in Merico und auf ber Straße nach Veracruz zu concentriren. 

45. „ (Italien). Die Regierung geftattet auch dem Reſt ber vertriebenen Bi⸗ 
ſchöſe die Rückkehr in ihre Diöcefen. 

16. „ (Breußen). Die Regierung verlangt vom Landtag 14 Mil. Thlr. zu 
Dotationen, ohne Namen zu nennen, 

„ n Merico). Durango und Zacatecas werben von ben Juariſten beſetzt. 

18. „ (Breußen) ſchlägt in Hannover die zum Vortheil ber Krone ſ. 3. aus 
geichiebenen Domänen wieder zum Staategut. 

19. „ (OSefterreih). AZufammentritt ſämmtlicher Landtage bes Reichs mit Auss 
nahme bes fiebenbürgifhen. Ein Reſcript des Kaifere an den ungarifchen 
a: präcifirt die Forderungen an Ungarn bez. der gemeinfamen Anges 
egenbeiten. 

„nr Rom) Die Regierung ertheilt ben Noten der römifchen Bank wenigftene 
einen theilweifen Zwangscurs. 

20. „ (Frankreich). General Fleury geht in außerorbentliher Miffion nad 
Stalien, um bie Ausführung ber Septemberconvention bez. Rom zu fichern. 

21. „ (Rupland). Das Recht ber Provinziallandtage bez. Befleuerung ber eins 
gefeffenen Induſtriellen wird bejchränft. 

24. „ (Merico). Ein vom Kaifer nah Orizaba einberufener, buch Notable 
verftärfter Minifterrath jpricht fih mit 20 Stimmen für Aufrechthaltung 
bes KaifertHums aus, nur 2 rathen dem Kaifer abzudanken. Der Kaifer 
beichlieht, die Entjheibung einer Nationalverfammlung, an ber auch bie libe⸗ 
rale Partei theilnehmen follte, zu überlajjen. 

„» . (Ber. Staaten). Gen. Sebgewid bejeßt bie mericanifhe Stabt Matas 
moros ; er wird jedoch von Walhington aus besavouirt und bie Stadt von 
den Uniondtruppen wieder geräumt. 

28. „ (Defterreih). Der Landtag von Nieberöfterreich verlangt nad) einer ſchar⸗ 
fen Debatte in einer Adreffe an ben Kaiſer die Einberufung bes Reichsraths 
auf Grund ber Berfafjung. 

29. „ (Ber. Staaten). Der Geſandte ber Union bei Juarez und Gen. Sher⸗ 
man gehen in außerordentliher Mifjion nah Mexico ab, um ſich mit ben 
Franzofen und mit Juarez über Mafregeln nad dem Abzug ber erftern zu 
verflänbigen. Die Miſſion fcheitert jeboh an dem veränderten Entfchluß 
Napoleons, feine Truppen nicht zum Theil jetzt ſchon, ſondern erſt jpäter 
(im Frühjahr) und dann auf einmal zurüdzuziehen, 


13. 
16. 


22. 


24, 


29. 


30. 
31. 
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König eine Adreffe, in ber fie fi mit 61 gegen 25 Stimmen gegen einen 
Eintritt in ben norbbeutihen Bund und ir eine engere Verbindung ber 
len Staaten mit gemeinfamer parlamentarijcher Vertretung aus 
pricht. 


Oct. (Türkei. — Montenegro). Die Pforte macht den Montenegrinern 


R 


= 
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n 
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ſehr weientlihe Zugeſtändniſſe. 

(Deſter reich). Eine Verſammlung deutſch⸗ðoſterreichiſcher Landtagsabgeord⸗ 
neter in Wien ſpricht ſich gegen den Dualismus aus und will an der Fe⸗ 
bruarverfaſſung feſthalten. 

(Frankreich). Erpedition nach Korea. 

(Italien). Die Räumung Venetiens durch bie Oeſterreicher iſt vollendet. 
Gen. Leboeuf übergibt basfelke im Namen bes SKaifers der Franzoſen an 
eine Commiſſion des Gemeinberatbs von Venedig, bamit das Volt in freier 
Abftimmung nad allgemeinem Stimmrecht felbft über feinen Anſchluß an 
Italien enticheibe. 

(Deutfcher Krieg). Sachen fließt endlich auch feinen Frieden mit Preus 
Ben in Berlin. Die Feſte Königftein wirb ben Preußen übergeben. Der 
König Fehrt aus Mien wieder in fein Land zurüd., 

(Merico) Kaifer Mar verläßt Merico in Folge ber Nachrichten vom 
Unglüd ber Kaiſerin und von ber Ankunft des Generals Kaftelnau und 
zieht fih nad Orizaba zurück. 

(Italien). Das Plebiscit in Venetien ergibt ben faft einftimmigen Ents 
ſchluß, fih an Italien anzufchliegen. — Die Regierung geftattet einem Theil 
der vertriebenen Bifchöfe die Rückkehr in ihre Didcefen. 

(Deutfchland. — Baden), Die II. Kammer genehmigt einftimmig ben 
sriedensvertrag mit Preußen und fpricht fih mit allen gegen 11 Stimmen 
für den (unbedingten) Eintritt ber fübdeutihen Staaten in die Verbindung 
ber norbdeutichen Staaten aus. Die I. Kammer fpricht fih mit allen gegen 
3 Stimmen in bemfelben Sinne aus. 

(Zürfei. — Candia). Muſtapha Paſcha ift fo ziemlich wieder Herr ber 
Inſel mit Ausnahme bes Sphafiagebirges, wo ber Aufftand fortdanert unb 
von Griechenland fortwährend ftarfe Zuzüge erhält. 

(Türkei. — Numänien). Der Sultan anerkennt ben Fürften Karl unb 
händigt ihm in Konſtantinopel perfönlich dem Inveſtiturferman ein. 

(Frankre ich). Der Kaifer ſetzt eine große Commiſſion ein für Berathuns 
gen über eine eingreifende Neform des Heeres in Folge der Ereigniſſe in 
Deutſchland. 

(Schweiz). Allg. Nationalrathewahlen. In Genf unterliegen Fazy und 
bie rabifale Partei vollftändig. 

(Rom). Ter Papft droht in einer Allocution mit ber Möglichkeit, baß er 
nad) dem Abzug der franz. Truppen Rom gleichfalls verlafie. 

(Defterreih). Frhr. dv. Beuft wird zum Minifter des Ausw., General 
von Sohn zum Kriegsminiſter ernannt. 

(Merico). Dajaca fällt wieder in die Hände ber Juariſten. 


Anf. Nov. (Türkei. — Aegypten). Der Bicefönig verleiht dem Lande eine 


6. 


Art Statut. 

(Deutfhland. — Sübdbeutfhe Staatengruppe). ine groß: 
deutſche Verſammlung in Stuttgart fpricht fi gegen Preußen und für eine 
mehr bundesftaatlihe Einigung Geſammtdeutſchlande, zunächſt aber für eine 
nähere Verbindung ber ſüddeutſchen Staaten aus. 

(Ber. Staaten). Die Novemberwahlen zum Congreß fallen gleichfalls 
gegen Johnſon und die bemofratifche Partei aus. Als Gefammtrefultat ber 
Wahlen fteht nunmehr fefl, daß bie dem Präfidenten feinbfelige bisherige 
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Majorität der republifanifchen Partei in beiden Häufern im März babin 
zurücdfehren wird und zwar in verftärkter Zahl. 


6. Nov. (Brafilien) Ein kaiſ. Decret erkennt allen Sclaven, bie in bie Armee 


21. 
24. 


28. „ 


29. 


gegen Paraguay treten, bie Freiheit zu. 


. „ (Stalien). Glanzvoller Einzug des Königs Victor Emanuel in Venedig. 


„ (Schweiz). Der Bundesrath zwingt den Canton Wallis einige aus bem 
bisher öfterr. Stalien berübergefommene Jeſuiten von ben ihnen anvertrauten 
Lebritellen wieder zu entfernen. 


. „ (Italien). Die vertriebenen ehemal. Fürſten laſſen ihre bisher immer 


noch unterbaltenen Geſandtſchaften in Wien u. |. w. nunmehr eingehn. 
„ (Rußland). Vermählung des Großfürftens{hronfolgers mit ber bänijchen 
Prinzeß Dagmar. 


. „ (Holland). Neuwahlen zur IL Kammer. Diejelben find ber Liberalen 


Partei nicht günſtig. 

„ (Merico). Jalapa fällt in die Hände der Juariſten. 
(Rußland). Ein kaiſerl. Ukas hebt die feudalen Verpflichtungen ſämmt⸗ 
licher Städte und Flecken in Polen theils mit theild ohne Entſchädigung 


auf. 
., Mexico). Magzatlan und alle andern von ben Franzofen befegten Punkte 


am ftillen Ocean werben von ihnen geräumt. Die ganze franzöfifche Armee 
beginnt fi in Merico und auf der Straße nach Veracruz zu concentriren. 


- „ (Stalien). Die Regierung geftattet auch bem Reſt ber vertriebenen Bis 


ichöfe die Rückkehr in ihre Diöcefen. 


.,„ Breußen). Die Regierung verlangt vom Landtag 14 Mil. Thlr. zu 


Dotationen, ohne Namen zu nennen. 

(Merico). Durango und Zacatecas werden von ben Juariſten befebt. 
(Preußen) ſchlägt in Hannover bie zum Bortbeil ber Krone f. 3. aus⸗ 
geichiebenen Domänen wieder zum Staatsgut. 


. „ (Sefterreih). AZufammentritt ſämmtlicher Landtage bes Reichs mit Aus 


nahme bes fiebenbürgifhen. Ein Reſcript bes Kaifers an den ungarischen 

Landtag präcifirt die Forderungen an Ungarn bez. ber gemeinfamen Anges 

legenbeiten. 

„ (Rom). Die Regierung ertheilt den Noten ber römiſchen Bank wenigftens 
einen tbeilweifen Zwangscuro. 

„ (Franfreih). General Fleury geht in außerorbentliher Miffion nad 
Stalien, um die Ausführung ber Septemberconvention bez. Rom zu ſichern. 

„ (Rußland). Das Recht der Provinziallandtage bez. Befleuerung ber eins 
gefeffenen Induſtriellen wird beſchränkt. 

„ Merico) Ein vom Kaifer nah Orizaba einberufener, durch Notable 
verftärfter Minifterrath jpricht fid mit 20 Stimmen für Aufrechthaltung 
bes Kaiſerthums aus, nur 2 ratben dem Kaiſer abzubanten. Der Kaifer 
beichließt, die Entjheidbung einer Nationalverfammlung, an ber auch bie libe⸗ 
rale Bartei theilnehmen follte, zu überlaffen. 

„ (Ber. Staaten) Gen. Sebgewid beſetzt bie mexicaniſche Stabt Mata⸗ 

moros ; er wird jedoch von Wafhington aus besavouirt und bie Stabt von 

ben Unionstruppen wieder geräumt. 

(Defterreih). Der Landtag von Rieberöfterreich verlangt nach einer ſchar⸗ 
fen Debatte in einer Adreffe an ben Kaifer die Einberufung bes Reichsratheé 
auf Grund ber Verfaffung. 

„ (Ber. Staaten). Der Gefanbte ber Union bei Juarez und Gen. Shere 
man geben in außerordentliher Mifjion nah Merico ab, um fich mit ben 
Franzofen und mit Juarez über Maßregeln nad dem Abzug ber erftern zu 
verftändigen. Die Million fcheitert jeboh an bem veränderten Entfhluß 
Napoleons, feine Truppen nicht zum Theil jegt ſchon, ſondern erſt ſpäter 
(im Frühjahr) und dann auf einmal zurüdzuziehen, 
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mehr benjenigen des eigentlichen Rußlanbe unb werben als vorbereitend 
Schritte zur endlichen völligen Ginverleibung angeſehen. 

31. Dec. (Griehenland). Sturz des Minifteriums Bulgaris. Bildung eine 
neuen Minijteriums Komunburos. 

— „ (Merico). Die Abficht bes Kailers, auch bie Liberalen zu einer National 
verfammlung berbeizuziehen, muß als gefcheitert betrachtet werben. 


II. 


Deutſchland 


und 


die beiden deutſchen Großmächte. 
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Deutſchland. 


Gemeinſame Angelegenheiten. — Mittel- und Rleinſtaaten bis zum 


Ausbruce des Firieges. 


2. San. (Württemberg). ine aus mehr als 100 evangel. Geiſt⸗ 


5. 


6. 


lihen und Laien aus allen XTheilen bes Landes beitehende Ver: 
fammlung in Stuttgart erflärt: 


„ba 1) eine im Wefentlihen auf Wahlen ber Kirchengemeinden bes 
ruhende Vertretung ber evangeliſchen Landeskirche Beblrfniß fel; 2) daß einer 
ſolchen Fanbesfynobe vor Allem zufomme, ſelbſtändig und geleitet burch ihren 
erwählten Vorſitzenden zu berathen unb zu beichließen, insbeſondere bie Wünſche 
ber Kirche bem Kirchenregimente vorzutragen und jeber neuen Ginrichtung 
oder allgemeinen Anorbnung ber Kirche die nothwendige Zuftimmung zu ges 
ben; das Bekenntniß ift von ben Beſchlüſſen der Vorſynode und ber fünftigen 
Landesſynode ausgenommen; 3) daß bie Zufammenfegung einer jolden dau⸗ 
erben Stirchenrepräfentation und bie Beſtimmung ihrer Befugniffe nicht aus⸗ 
ſchließlich den Oberkirchenbehörben überlaffen werben könne, fondern baß eine 
aus Wahlen hervorgehende Verſammlung, in gleicher Anzahl aus Geiftlichen 
und Nichtgeiftlichen beſtehend, dabei bie Buflimmung ju geben babe; ber 
Vorfynode foll von der Regierung ein Berfafjungsentwurf vorgelegt, biefer 
aber zur allgemeinen Diskuſſion vorher ber Deffentlichteit übergeben werben. 
4) Die Wahlen zu diefer Borſynode wären von ben beflebenden Diöceſan⸗ 
Synoben, jedoch ohne Beſchränkung der Wählbarkeit auf ihre Mitglieder ober 
bisher gewählte KirchensAeltefte, vorzunehmen. 5) Die Vorſynode ift mit 


einer Revifion ber Inſtitute der Pfarrgemeinberäthe und ber Didzefanfynoden 
zu beauftragen.“ 


„ (Zsllverein). Preußen labet bie übrigen Zollvereinsregierungen 


ein, den am 31. Dez. dv. %. mit Italien abgeſchloſſenen Handels⸗ 
vertrag zu ratificiren. 


„ (Württemberg). Berfammlung von 130 angejehenen Männern 


ber ſog. Volkspartei aus allen Theilen bes Landes. Diefelben be: 
[ließen bezüglich ber deutſchen Frage: 
„Es ift geboten, baß fich diejenigen in einer großen Partei vereinigen, 
welche gegen bie Einheit auf dem Wege ber Unterordnung bes Übrigen Deulſch⸗ 
Is 
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lands unter die preußiſche ober öoͤſterreichiſche Großmacht, gleichviel in welcher 
Form ſie ſtattfinde, und für einen Geſammtdeutſchland umfaſſenden Bundes⸗ 
flaat auf föderativer und demokratiſcher Erundlage mit einer über ben Ein⸗ 
zelnregierungen ſtehenden deutſchen Gentralgewalt find und biejes Ziel auf 
bem Wege bes bemofratifchen Fortfchritts in den Cinzelnitaaten verfolgen.” 

10. San. (Defterreih). Der diterr. Gefandte in Berlin, Graf Karolyi, 
kehrt nach längerer Abweſenheit mit fehr bejtimmten Inſtructionen 
gegen tie Wünſche Preußens bezüglih Schleswig: Holjteins nad 
Berlin zurüd, 

„» n (Preußen). Die offiz. Priv.:Corr, erflärt, daß das preußifche 
Marine : Etabliffement definitiv nach Kiel verlegt werbe. 

4141. „ (Holftein). Ein Referiptı des öſterr. Statthalters v. Gablenz 
an bie Landesregierung eröffnet derjelben, 

„daß er Petitionen, wie jie öffentlichen Meittheilungen zufolge wegen bes 
ſchleunigter Cinberufung Ser Lmpeigtgegung an verſchiedenen rien im 
Herzogthume vorbereitet würden, als gegenwärtig vorausfichtlih erfolglos 
entgegen zu. nehmen behindert fein würde und ſolchen, Beſtrebungen im Rande 

une jene wirkſame; Unterſtiltzung zu gewähren’ Irerhanpt außer Stantb ‘FÜ: — 
13. „ (Holftein). Im. Kiel findet -gelegentlih des Umſchlags eine 
Berfammlung der einflußreihhiten Männer des Landes ftatt, um zu 
berathen, was bezüglich einer Ginberufung ber Ständeverfümmlang 
zu thun ſei. Es wird Fein Beſchluß gefaßt; bie anweſenden Stände: 
mitglieder übernehmen bie Yörberung ber: Sache. 
a.» (SäHIeswig). In einem Circular der Poſtdirection in Schles- 
5 wig Befindet. fih zum erften Mal ber Ausdruck „allerhöchſte Ver: 
un. . ordnung“; dieſelbe ift unterzeichnet vom König und gegengezeichnet 
bon Bismarck. Bu | 
— , (Hoalftein). Im ganzen Lande wird eine Maffenverfammlung 
auf den. 23.6 M. nach Altona vorbereitet, behufs einer Adreſſe an 
- die Megierung, welche u: | Ju 
.machdem alle Bitten Cinzelner bisher vergebens, buch einmüthigen 
VWillengausbruck ber möglichſt ganzen Bevölkerung unſers Herzogthums auf 
dem Boden bed Rechte verlartgen. follte, daB uns wie jeden anbern Staate 
eine rechtmüßige Vertieuing werde in ben Ständen unjeres Landes, um ben 
 Münfden und bein Willen der Bevölkerung einen geſetzlichen Ausdrud zu 
0’ jeder, Zeit geben zu Fönnen*. | | in er 
415, :» . Cdreußen). Eröffnung. des Landtags. Thronrede des Königs 
:,.... (Stelle über Schleömig-Holftein) (ſ. unter Preußen). 
16. „ . (Zoflverein). Hannover. unterzeichnet widerſtrebend den Hans 
belsvertrag mit Italien und 'verpflichtet fih damit zur Anerkennung 
IN Konigs von Italien. a So en: 
21. „ (Holftein)., Ein Erlaß ber. Landesregierung fprict, „indem 
ee ſich' am Den patriotiſchen Stun der Bevölkerung wendet, bie be: 
eftimmte Erwartung aus, daß bie in ‚ver Preffe, in DVereingn und 
Volksverſammlungen auftretende Agitation für eine Maßregel (die 
an, Einberufung. der Stände) aufgegeben werde, welche im gegenwärtigen 
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u Augenblide, von ihrer Erfolgfofigteit: abgefehen, nur: neue Geſohren 
heraufzubeſchwoͤren geeignet it“. 
22. Jan. (Holſtein). Die Polizei von Altona verbieten die auf den 
‚ Jolgenben- Tag. dahin angefogte Maſſenverſammlung. F 
33, » (Holftein). Die Bolizei von Altona nimmt gegen bie Bufage, 
...  :baß, die Maflenverfammlung Leine fürmlihen Refolutionen fallen 
» "werde, ihr Verbot zurüd. Die Verfammlung findet demnach ftatt 
- und ed nehmen an berjelben 3 — 4000 Männer aus fämmtlichen 
„Bezirken beider SHerzogshümer heil. Nefolutionen werden feine 
gefaßt, aber von allen Rebnern wird die Einberufung einer ſchles⸗ 
wigeholfteinifchen ‚Ständeverfammlung energiſch gefordert und von ber 
: ganzen Verſammlung wird bie Yorberung laut unterftübt. Dem 
„rechtmäßigen, geliebten Fürſten Herzog Friedrich“ wird ein dreima⸗ 
liges Hoc ausgebradyt. Auch mehrere fübbentfche politiſche: Notabi: 
litäten nehmen an ber Derfämmlung Theil, namentlih Me, Mit: 
glied des 36er Ausichufles und bes Nationalvereins-Ausſchuſſes, der 
:*. der Berfammlung den Gruß Süddeutſchlands üÜberbringt. Der Ver: 
lauf der ganzen Berfammlung ift übrigens ein durchaus ruhiger. 
24, „ (Breußen). Graf Bismard ſpricht zum erſten Mal auf eine 
. . Bemerkung bes franz. Geſandten, was er im Falle einer öfterr. 
u Berufung ber holfteiniihen Ctände thun würde, aus: „Ich würbe 
7: ein beutiches Parlament berufen“. 
„ » (Kurheifen). Wieberzufammentritt der Etäubeverfammlung. Der 
blelbende landſtändiſche Ausſchuß conftatirt neuerdings ben andauern⸗ 
den Stillſtand des Staatslebens duch Schuld ber kurfürſtl. Re 
gierung.  Diefelbe Hat dem Landtage auch jet wieder feine Dors 
| lage zu machen. 
26. EGreußen). Graf Bismarck richtet eine Depeſche an das öfterr. 
Zn Cabinet, in. ber er das ganze politiſche Regierungsſyſtem Oeſterreichs 
in Hplftein, einer einjchueidenden Sritif von feinem Standpunkte uns 
terzieht, basfelbe für eine Schädigung ber „conſervativen“ Intereſſen 
und für eine Verlegung ber bisherigen gemeinjamen „anti⸗revolutio⸗ 
., .„.nägen“ Politik :beiber „Regierungen. erflärt und, wofern Oeſterreich 
darauf beharre, einen Bruch der bisherigen Allianz in Aucſicht ftellt: 
51. Giehe- die. vollftändige Depeſche Ergänzungsheft ©. 5 u. igg. 
27., Oeſterreich u. Preußen) verftändigen fi mit. Dänemark 
. . ;; Über eine: ‚Averjalfunme behufs Entſchädigung ber aus den Herzog⸗ 
thümern vertriebenen. dänischen Beamteten. 
m (SHteswig); Die Herren ‘Römer, Handen, Elzen, Thomfen 
5. und Graf Roderich Baubifiin (Mitglieder der früheren ſchleswig'ſchen 
er Ständeberfemmlung) : rihten an den. Gouverneur Gen. Manteuffel 
57 eine:igleilautende: Petition nm Eindernfüng ber ſchleswig'ſchen 
‚ Stände, Ahlehnende Antwort Manteuffel's. 
"DIE Petition ne oer Ankarl, Manleuffele [im ER 8.7 u.18- 


— 
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27. Jan. (Bayern) Der Magiftrat von Augsburg befchließt einftim- 
mig, eine bringende Vorſtellung an ben König bezüglich enblicher 
Beftätigung des neugemwählten (liberalen) Bürgermeiftere Fiſcher. 

29. „ (Breußen). Der preuß. Geſandte in Florenz überreidht bem 
Könige Bictor Emanuel ben ſchwarzen Ablerorben. 

„ » Preußen) Die erfte Abtheilung bes Kriminaljenates bes 
Berliner Kammergerihts bejchließt, ven auf biefen Tag angefehten 
Termin in dem Staatöprocefje gegen ben Rebacteur May in Altona 
aufzuheben und den Angellagten zu dem neu anzuberaumenben Ter: 
mine verbaften und nah Berlin transportiren zu laflen. 

30. „ (Holftein). XIX Mitglieder der Ritterihaft, an ihrer Spike 
Hr. v. Scheel:Pleffen, richten eine Abreffe an ben Grafen Bismard 
für Berfonalunion der SHerzogthbümer mit Preußen und gegen bie 
öfterr. Verwaltung Holfteins. 

Siehe Ergänzungsheft S. 3 u. fg. 

„» » (Bayern). Die Deputation von Bertrauensmännern aus Schwa⸗ 
ben und Franken (vergl, Jahrgang 1865 XII 17, 20 u. 27 
wird vom Könige nicht zur Aubienz zugelaflen: 

„Ih beauftrage Sie, der Deputation bei ihrem Erſcheinen kund zu geben, 
baß ich bie verfaffungsmäßige Bolfsvertretung als das Organ betrachte, durch 
welches das Land zu mir ſpricht, und daß ich deßhalb ihr Vorbringen anzu⸗ 
hören nicht in ber Lage jei.” 

Bürgermeifter Fiſcher von Augsburg wird dagegen gleichzeitig 
endlich bejtätigt. 

31. „ (Holftein). 31 Mitglieder der Holftein’ihen Ständeverſamm⸗ 
lung richten eine Petition um Cinberufung der Etände an ben 
öfterr. Statthalter v. Gablenz. Diefelbe wird mit Rückſicht auf das 
Reſcript des Statthalters v. 11. db. M. nicht ihm, ſondern ber Lan⸗ 
besregierung übergeben, von biefer jedoch nicht angenommen. 

Das Altenftüd findet fih im Ergänzungsheft S. 9 u. ig. 

— „Gadeny. Die Regierung verftändigt fi mit einem Vertreter 
ber erzbifhöflihen Curie über den neuen Cchulgefebentwurf. Die 
Curie desavouirt jedoch ſchließlich ihren Vertreter. 


— Febr. (Holſtein). Der öſterr. Statthalter v. Gablenz lehnt das 
Begehren des Berliner Kammergerichts um Auslieferung des Re: 
dacteurs May ab und weist dasſelbe an das Altonaer Magiſtratsgericht. 

5. „ (Gurheſſen). Die Ständeverſammlung wird bis zum 1. März 
vertagt. Der Präf. Nebelthau ſchließt bie Situng mit der Erflärung: 
„Bon allen ben Hoffnungen, womit wir ein volles Jahr hingehalten wor: 
. ben find, wage ih nur eine auszufprechen, baß die Herren Miniiter nicht 
etiva mit bem Landtage fpielen. Am 1. März muß es fih nun zeigen, ob 
wir feit dem 3. Juli v. Is. auch nur um einen Echritt weiter gekommen 
find, troß einer breimaligen Vertagung, Am 1. März muß e8 fi) zeigen, 
ob noch Wahrheit zwiſchen uns beſteht. Die Wünſche aller treuen Vaters 
landsfreunde gehen freilich weiter, unb an uns foll es am Wenigſten fehlen, 
an unferer treuen Pflichterfüllung, an unferer Ausbauer gewiß nit, um 
endlich das zu erreichen, was bem Vaterlande noth thut.” 
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7. Behr. (Defterreich) weist in einer Dep. des Grafen DMensborff an 
Preußen bie in ber preuß. Depeihe v. 26. Jan. formulirte förm⸗ 
liche ‚Anklage ber dfterr. Politit in Holftein entſchieden zurüd unter 
ber Andeutung, baß es, felbit auf die Gefahr eines Bruches ber 
Allianz mit Preußen, bei berfelben zu verharren entichloffen fei. 

- Siehe ben vollfländigen Wortlaut ber Depeihe im Grgänzungsheft 
&. 11 u. fgg. 

14. „ (Holſtein). Das Altonaer Magiſtratsgericht lehnt das Bes 
gehren des Berliner Kammergerihts um Auslieferung bes Nebacteuss 
May ab. 

15. „ (Baden) Wieberzufammentritt der Kammern, Die Regierung 
macht benfelben Vorlagen behufs Regelung bes Preß⸗ und Vereins: 
weiens und eines Minifterverantwortlichleitsgefeßes. Der Abg. Edarbt 
ftelt einen Antrag auf Einführung ber obligatorifchen Einilehe, ber 
Abg. Pagenftecher einen ſolchen auf Sicherung ber Rebefreiheit der 
Abgeordneten. 

— . (Breußen) Cine kgl. Cabinetsorbre beruft 40,000 Landwehr: 
männer auf den 15. Mai, früher als gewöhnlich, zu ben Uebungen 
unter die Waffen. 

18. „ (Breußen). Der preußifche Botſchafter in Paris, Graf v. ber 
Goltz, der feiner Zeit unmittelbar vor dem Abfchluffe der Gafteiner 
Convention auch zu dem Minijtereonfeil in Regensburg berufen 
worden war, trifft aus Paris in Berlin ein. 

19. „ (Zollverein). Sämmtlihe Zollvereinsregierungen, auch Kur: 
hefien, Naffau, Württemberg und Heffen:Darmftabt haben troß alles 
Miderftrebens nach und nach den Sandelsvertrag mit Italien ratifiart 
und ſich damit zur Anerlennung bes Königr. Italien verpflichtet. 

20, „ (Holſtein). Die Landesregierung ſchlägt bem öſterr. Gtatt- 
halter vor, das von ihr entworfene Bubget für den Zeitraum vom 
1. April 1866 bis dahin 1867 in Ermangelung einer Lanbesver: 
tretung einer Commiſſion von 15 Notabeln zur Begutadhtung vor: 
zulegen, indem fie bemerkt: 

„So wenig diefe Mafregel aud ber Mitwirkung ber gejeblichen Lanbess 
vertretung gleihfommt, fo hat bdiefelbe doch immer ben Vorzug vor einer 
lediglich durch bie Behörden erfolgenden Normirung bes Bubgets“. 

22. „ Die Karlsruher Poftconferenz lehnt mit den Stimmen Preußens 

und Badens bie von Oeſterreich beantragte fofortige Aufnahme Hol- 

eins in den beutfchen Poftverein ab. 

„ (Breußen) Der preuß. Landtag wirb von ber Regierung plöß: 

. lich geſchloſſen, die dadurch freiere Hand gegenüber Defterreich erhält. 

"„» « (Holfteim). Die Holft. Landesregierung remonftrirt in einer 

Zufhrift an den öſterr. Statthalter gegen die Petition der XIX 
Feudalen vom 30, dv. Mts. und ihren Inhalt, indem fie fi vor- 
behält, gegen die Unterzeichner ber Adreſſe wegen öffentlich zu ahn⸗ 
dender Beleidigung ein gerichtlihes Verfahren zu veranlaſſen. 


23. 


eb) 


«0 
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26. Gebr: (Helftein). Der öfterr. Statthalter genehmigt bie Einberufung 


einer außerorbentlihen VBudgetcommiſſion von Rotabeln unb anerkennt 
zugleich bie holſt. Verfaffung von 1854 als zu Recht beſtehend. 


28. „ (Breußen). Abhaltung eines Minijterconjeils unter bem Borfite 


des Könige, zu dem auch der preuß. Votſchafter in Paris, Graf v. d. Goltz, 
ber Gouverneur von Schleswig, Gen. v. Manteuffel, der Chef bes 
Generalftabs, v. Moltke, der Chef des Militärcabinets, Oberſt Treskow, 


“und der Oeneralabjutant v. Alvensleben zugezogen werben. 


„ (Schleswig). XXI Mitglieder ber ſchleswig'ſchen Stände⸗ 
verfammlung treten den Gingaben von 49 Abgeortneten und Stell⸗ 


vertretern bes Herzogthume Holfteins vom 29. Tec. 1863 und -91 


holſt. -Landeövertretern vom 16. Septeniber 1865 an ben beutichen 


Bund Durch ‚Öffentliche Erflärung bei und fügen berfelben folgende 
weitere Erfärungen bei: 

- 4). Cie Herzogthümer Schleswig sHolftein find in ihrer untrennbaren 
Vereinigung ein ſelbſtſtändiger Staat. 2) Nah ber Erklärung Preußens, 
Oeſterreichs und bes beutihen Bundes (Yondon, den 28. Mai 1864), dem 


Wahrſpruch der juriftifhen Facultäten Teutfhlande und bem alten Landes: 


rechte iſt Herzog Friedrich zur Thronfolge in Echlesiwig = Holflein berufen. 


3) Ocfterreih und Preußen haben ben Krieg gegen Dänemark begonnen im 
Intereile. Teutfchlands und zum Schutze ber Rechte Schleswig-Holſteins. Sr 


- find nicht befugt, Schleswig: Holftein als ein erobertes und feiner verfaljungs: 


mäßigen Rechte beraubtes Land zu behandeln. 4) Cin Anfchluß Schleswig⸗ 


Re Holſteins an Preußen im Sinne einer Einigung Deutſchlands und in rechts⸗ 


beſtändiger Weiſe, d. h. durch Bereinbarung ber beiderſeitigen Yanbesherren 
und mit Zuftimmung ber beiberjeitigen Landesvertretungen liegt im eigenen 
Intereſſe bes Landes’. 


2. März. ® reußen). Antwort Bismards auf bie Annexionsadreſſe 


3. 


5. 


. ber XIX holſteiniſchen Feudalen v. 30. Januar. 


Siehe Ergängskeft S. 17. 


u Defterreid). Der öſterr. Oefandte in Berlin, Graf Karolyi, 


'erflärt dem Grafen Bismard fehr beflimmt, daß Oeſterreich ſich in 
Schleswig-Holſtein Keine Nenderung bes Provijoriums zu feinen Un: 
gunften gefallen, Tein Definitivum, welches feiner Ehre, feinen In⸗ 
terefjen und feiner Stellung in Deutſchland zumiderlaufe, abtrogen 
lafjen werde. Ä Ä 

„ (Defterreih). Der öfterr, Geſandte in London liest dem 


. Brafen. Clarendon, der öfter. Gefandte in Paris dem Hrn. Drouyn 


de lHuys eine: Depeſche im Sinne der am 3.9. M. in Berlin 
abgegebenen Erklärung ger, doch mit der Verfiherung, bag Oeſter⸗ 


- : zei) jebe Proporatien.:forgfältig vermeiden werde. 


(Breußey)., -Eine ‚angebliche Depeiche Preußens verlangt von 
. "Defterreig die Auslieferung bes Holfteinifchen Redacteurs May In 


; Altona. Oefſterreich lehnt die Zumuthung, bie Angelegenheit auf 


iylomatiſchem Wege zum Austrag zu bringen, ab und beharrt da⸗ 
zhei, daß bie: Discuſſion als eine rein. juridiſche zwiſchen den Ge⸗ 
richten, von Berlin und Altona abzumachen ſei. 
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626 März. (Bolitein). Berathung des Bubgets für 1866/67 
-. burd die Commiſſion von Notabeln. 
nn (Rurdeflen) Wieberzufammentritt ber Stänbenerfammlung. 
Die Regierung hat derfelben wiederum feine Vorlagen zu madıen, 
da der Kurfürft beharrlich feine Genehmigung zu jolden verweigert. 
713. März (Defterreih). Sitzungen des Marjchallrathis unter 
dem Vorfige des Kaiſers. Kinberufen find zu bemijelben: die Gem: 
.. - manbanten aller 4 Armeen und fümmtliher 12 Armcecerps, mit 
wenigen durch perſönliche Berhältnilfe begründeten Ausnahmen, bie 
Adjutanten und Generalftabschefs Liefer Armeen und Armeccorps, 
sendli einige in Wien befindlidhe militäriihe Notabilitäten, wie ber 
alte Zelbmarfhall Heß und mehrere Officiere bes großen General: 
ſtabs. 
8 „ (Preußen) Die Berliner Blätter melden ton einer neuen 
| Gonferenz bed Könige mit Bismarck, Noon, dem Generaljtabschef 
Moltle, dem Generaladjutanten Alvensleben und dem Chef des 
Militärcabinets Treskow. 


„ m (Holftein). Tas öfterr. Cabinet anerfennt in Antwort auf 
.... bie Mittbeilung ber Moreffe der XIX Feudalen an Yiismard und 
ber hierauf bezüglihen Gingaben des Statthalters und der Landes: 
regierung, das pflichtmäßige, nur ber Aufredgtkaltung bes Meiches 
und dem Landeswohl gewibmete Wirken der Landesregierung und 
erflärt die Gefühle, mit welchen dieſe bie in ber fraglichen Adreſſe 
ausgeſprochenen Veſchwerden über die Verwaltung bes Yandes zurüd: 
gewiejen, für gerechtfertigt; dagegen hält es eine gerichtlihe er: 
folgung der Unterzeichner der Adreſſe für nicht entjprechend dem 
Geiſte und Character ber Adminiſtration. 
nn» (Bayern) richtet eine identiſche Tepeihe an Sachſen, Mürttem: 
. berg, Baden, Hefien: Tarmitabt und Nafjau, in melder ce unter 
Darlegung des Bundesſtandpunkts ausipricht, daß, wenn Oeſterreich 
. und Preußen ihre Gtreitigfeiten mit Umgchung Les Bundes aus: 
maden wollten, die übrigen Staaten ſich jeder Theilnahme enthalten 
‚müßten, aber fein Bundesglied zurüdbleiben bürfe, wenn der Bund 
don einem ber ftreitenden Theile angerufen würde. Der bayeriiche 
Minifter empfiehlt zugleich jedes Separatbüntnig abzulchnen, eine 
Unterftübung nur auf Grund eines Bundesbeſchluſſes eintreten zu 
:.laffen, und dieſe Auffaflung zur Kunde des Miener und Werliner 
.Cabinets zu bringen, in Wien zugleih mit dem Zuſatz, daß bie 
.: Berufung an ben Bund nur dann Grfolg haben werde, wenn 
Defterreih zum Rechtsſtandpunkt in ber Holjteiniihen Sache zurüd: 
un. tehre, 
4%. .„ (Preußen). Ankunft des italieniihen Generald Govone in 
3: 18 Berlin: ‚Unterbandlungen über eine Allianz zwiſchen Preußen und 
alien gegen Oeſterreich. 
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10. März. (Preußen) Der in erfter Inftanz vom Kreiegericht Perle 
berg freigefprodhene holft. Mebacteur Day in Altona wirb vom 
Berliner Kammergericht zu einjährigem Oefängniß in contumaciam 
verurtheilt. 

11. „ (Schleswig). Der König von Preußen erläßt ohne vorher: 
gegangene Verſtändigung mit Defterreid eine, bon feinem Minifter 
gegengezeichnete „proviforifche Verordnung betreffend bie Beftrafung 
feindlicher Handlungen gegen bie fouveräne Gewalt in Schleswig: 
Holftein“, 

Siehe ben Wortlaut im Ergänzungsheft ©. 18 u. fg. 

12. „ (Zollverein) Die NRatificationen des Handelsvertrags mit 
Stalien werben in Berlin ausgetaufht. Der Vertreter Jtaliens con- 
ftatirt zu Protokoll, daß die Ratificationen von Teinerlei Reſerven be: 
gleitet jeien, daß Stalien die Ratificationen demgemäß nur im Sinne 
bes Schlußprotofolls v. 31. Dez. 1865 annehme und daß ber König 
von Stalien, um über bie mit bem neuen Dertrage zuſammenhän⸗ 
genden Intereſſen zu wachen, in nächſter Zeit Vertreter bei ben 
verichiebenen Negierungen des Zollvereins beglaubigen werde. 


» u Anhalt). Der Landtag beräth über den Antrag ber liberalen 
DOppofition, 

„bie Staatsregierung um Vorlage eines Gefekentiwurfs wegen Abänderung 

und Ergänzung der Landihaftsorbnung in folgenden Beziehungen zu bitten: 

- 4) Abänderung aller derjenigen Beftimmungen, welche durch die Vereinigung 
ber beiden Herzogthümer überflüffig und ungültig geworden find; 2) Ers 
gänzung und Abänderung ber FF 3, 4, 7 bahin, daß über bie Wählbarfeit 
und ben Modus ber Wahl von den Thei.befigern an Rittergütern Beſtimmung 
getroffen, und bie active und paſſive Mahlfähigfeit ber Ehemänner für bie 
im Bejig ihrer Ehefrauen, wie der Vorftände juriftifcher Perjonen für bie im 
Befib der letztern befindlichen Ritter: und YBauerngüter anerkannt wird; 
3) Abänderung bes $ 7 Alinea 3 dahin, daß bie active Wahlfühigfeit ber 
Rittergutsbefiger mit dem 25. ſtatt mit dem 21. Lebensjahr beginnt; 4) Abs 
änderung der 66 8, 9, 11, 12, 13 in der Meife, daß die Wahl ber ſtädtiſchen 
und ländlichen Abgeordneten nidyt durch bie Gemeinderäthe und Schulzen, 
fondern mittelft indirecter Wahlen durch bie Bürger in ben Städten unb bie 
Gemeindeberechtigten in ben Dörfern bewirkt wird ꝛc.“ 

Der Antrag wird von ber zweiten und britten Abtheilung ver: 
iworfen, nachdem ber lanbesherrlihe Commiſſär Namens der Re 
gierung erklärt hatte, daß dieſe auf eine fo erhebliche Umgeftaltung 
ber Landſchaftsordnung nit eingehen Tünne. 


13. „ (Schleswig). Beifeßung der Leiche des Prinzen von Noer in 
Krufendorf. Militärifhe Maßregeln der Preußen, um ben Herzog 
Friedrich zu verhaften, wenn er bazu fich einfinden follte, was je: 
doch nicht der Fall ift. 

414, „ (Defterreih u. Preußen) verftändigen ſich über eine Etappen- 
eonvention in weiterer Ausführung der Gafteiner Convention. Preußen 
erhält dadurch für Schleswig zwei Militärftraßen Hamburg⸗Rends⸗ 
burg und Lübeck-Kiel. 
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14. März (Preußen). Die officidje Prefje beginnt von einer Anregung 


ber Bundesreform zu fprecden, indem „bie Verhältniffe bes deutſchen 
Bundes und deren nothwendige Entwidelung vorausfihtlih von 
neuem in Frage fommen müßten, falls es nicht gelingen fjollte, bie 
Entſcheidung der fchleswigsholfteiniichen Angelegenheiten auf bem 
Wege des feitherigen bundesfreundlihen Einverftändniffes zwiſchen 
Preußen und Defterreich herbeizuführen“. 


„ODeſterreich). Auch nah dem Schluſſe der Sitzungen bes 


Marſchallraths dauern die militärijhen Gonferenzen zu Wien noch 
fort, weshalb auch der Chef der ital. Armee, F8M. Benedek, jeine 
Wiederabreiſe von Wien verjchiebt. 

(Kurbeffen). Die Ständeverfammlung wirb, ba die Regierung 
berfelben Feine Vorlagen machen kann, vertagt und bie Vertagung 
durch angeblihe Krankheit bed Kurfürften motivirt. Von der Maß: 
regel zum Voraus unterrichtet, faßt die Ständeverſammlung mit 42 
gegen 5 und mit 44 gegen 1 Stimme nody vorher folgende Beichlüfje: 

„1) Die Ständeverſammlung erklärt angefichts der Landeslage: bie Staato⸗ 
regierung verweigert im Widerfpruch mit der Yandesverfafjung, dem Bundes⸗ 
verjammlungsbefhluß vom 24. Mai 1862 und bem gegebenen Yürjtenwort 
dem Lande bie volle Wieberheritelung feines Rechts. Die Stautsregierung 
vernachläſſigt trog ber unausgelegten Mahnungen ber Landesvertretung forts 
während bie Intereſſen der geiftigen und materiellen Yandeswohlfahrt. 2) Die 
Ständeverfammlung verwahrt fi gegen die unausbleiblihen Kolgen 
folder Mißregierung.“ 
und ferner mit 33 gegen 14 Etimmen: 

„1) Segen ben vorhinigen Borftand des Juftizminifteriume, Hrn. Staates 
rath Pfeiffer, und den damaligen Hrn. Juftizminifter Abée bei dem kurfürſtl. 
Therappellationsgericht dahier als Staatsgerichtshof — geftügt darauf, daB 
das proviforifche Geſetz vom 29. Juni 1851, die Mitglieder des Oberappels 
Intionsgerichts betreffend, obgleich dasſelbe der Verfaſſung wibderitreitet, auch 
bie Stänbeverfammlung ihre Zuftimmung zu demſelben verfagt, und befjen 
Beleitigung wiederholt verlangt bat, bis jekt nicht nur nicht bejeitigt, viels 
mehr bdeffen Zurüdziehung ausdrücklich verweigert, und basjelbe ſelbſt nach 
dem 31. Oct. 1863 noch heibehalten worden iſt — unter Verwahrung ber 
Nechte bes Landes auf eine verfafjungs=: und geſetzmäßige Beſetzung bes 
oberften Gerichts Anklage wegen Verfaſſungsverletzung zu erhes 
ben; 2) bie im Entwurf anliegende Anklageſchrift zu genehmigen, und 3) mit 
der Einbringung, Ergänzung, Erläuterung und Fortführung diefer Anklage: 
fache, ſowie zur Stellung und Begründung von Abichnungsanträgen, fiir den 
all baß bie Ständeverjammlung bieran gehindert fein follte, ben bleibenden 
andftändifchen Ausihuß zu beauftragen.” 

Ter ſehr umfangreide Beriht bes VBerfaffungsausihuffes, 
weldyer dem Beſchluß zur Grundlage dient, lautet im Wefentlichen wie folgt: 
„Sin Umſtand ift e8, ber bie Aufmerkfamfeit ber Ständeverfammlung vor: 
zugsweife wird in Anfpruch nehmen müffen: ber auf bem ganzen Gebiet des 
Staatslebens herrſchende beinahe völlige Stilftand. Schon am 30. Sept. 
41864 bob ber bleibende landſtändiſche Ausfhuß in feinem Bericht hervor, 
daß fih auf dem weiten Gebiet unferes Staatslebens beinahe völliger Still: 
fand bemerklich gemacht babe... Die von fämmtlichen damaligen Miniftern 
und Minifterialvorftänden contrafignirte Entgegnung vom 30. Nov. 1864 ift 
befannt. Es wirb darin behauptet, daß ber noch nicht erfolgte Abſchluß ber 
Berfafjungsangelegenbeit nicht ſowohl ber Regierung als vielmehr der Stände⸗ 
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verſammlung beigemeſſen werben müffe, welche erfenne, daß ber Bundes⸗ 


beſchluß, zu deſſen Vollziehung die landesherrliche Verkündigung v. 21. Juni 
1862 erlaſſen ſei, bie anerfannt bundeswidrigen Beſtimmungen ber Ver⸗ 
faſſung von 1831 von ber Wiederherſtellung anonehme, und in Hinſicht ber 
rechtlichen Wirffamfeit der inmittelft ergangenen gefekgeberifchen Erlaſſe von 
einer entgegengejekten Auffaſſung ausgehe wie bie Ständeverfummlung. Cs 
wird ferner bemerkt, daß das Zuſtandekommen einer ber Bundesverfaſſung und 
einem georbneten Staatswelen entſprechende Wahlordnung vom Standpunft der 
Regierung aus als die unerläßliche und fundamentale Torausfegumg eines wirt: 
lichen und befriedigenden Abſchluſſes ber Verfafjungsfrage Betrachtet und zugleich 
als ber weſentlichſte Schritt zu einer gedeihlichen, ſegensreichen Entwicklung ber 
Verhältniſſe des Landes auch in Hinſicht einer materiellen Intereſſen angefehen 
werden müſſe. Daneben wird zwar anerfannt, daß für die Regierung bie 
Aufgabe bejtche, die durch die mahren Bedürfniſſe des Landes gebotenen Maß⸗ 
regeln zu trefien, auch bie Auficherung gegeben, daß die Regierung nit abs 
laſſen werde „fich mit aller Sorgfalt der rechtzeitigen und erfolgreichen Löſung 
dieſer Aufgabe anzunehmen,” das Begehren der Stänbeverjammlung aber, 
der Regierung eine regere Thätigfeit und ein rafcheres Handeln zur Pflicht 
zu machen, unter dem Ausdruck bes Nertrauend zu einer allfeitigen getreuen 
Tflihterfüllung ber Regierung abgelehnt. Die Ständeverſammlung beichloß 
am 13, Dec. 1864, dba es auf eine burchgreifende Beſſerung der Zujtände ans 
fomme, und eine jolche weder plößlih noch anders als durd Handlungen 
jih vollziehen fünne, zur Zeit von einer weiteren Entſchließung abzujtehen. 
Sie ging babei von der Erwartung aus, daß bie Staatsregierung troß der 
abwehrenben amd unbefriedigenden Erklärung, im eigeniten Jutereſſe der lan⸗ 
besherrlichen Autorität das Land vor fortgefegter Vernachläſſigung feiner 
Wohlfahrt ſchützen, und die Erfüllung der ihr obliegenden, von ihr felbit 
anerkannten Nflichten gegen bas Land jich werde angelegen fein laſſen. Tiefe 
Erwartung ijt nicht in Eriüflung gegangen. Am 50. Sept. 1865 — mehr 
als neun Monate nach jenen Vorgängen —- war ber bleibende Sandjtändifche 
Ausſchuß aufs neue in der Kage, der Ständeverfanumlung berichten zu müſſen, 
daß „auf bem ganzen Gebiet unferes Staatslebens beinahe völliger Still: 
ſtand jidy ergeben babe.“ 

Die Denkſchrift erwähnt die Hierauf folgenden Verhandlungen ber Kam: 
mer, in welden dem Winifterium die ſchwerſte Verlegung der Landes» 
intereffen zum Vorwurf gemacht wurde, ohne daß auch uur cine einzige 
Stimme, nicht einmal bie des Negierungsvertreters, zur Verteidigung ber 
Regierung fih erhob. CS heißt dann weiter: „Wenige Tage nad dieſer 
Verhandlung erfolgte wegen des gänzlichen Mangels an Vorlagen die Bers 
tagung; bie Ständeverfammlung trennte fi mit ber ausgeiprochenen Hojfs 
nung, daß bie Zeit ber Vertagung bas Land „einer Periode größerer Frucht⸗ 
barkeit in ben Öffentlichen Angelegenheiten und ber Grfüllung langgehegter 
Wünſche näher bringen werde.” Auch biefe Hoffnung ijt uneriüllt geblicben. 


- Die Sandesvertretung wurde nach ihrem Wiederzuſammentritt am 24. Januar 


‚Alk 


d. 3. abermals mit ber Mittheilung des bleibenden Ausfchufjes empfangen: 
daß „noch Leine Anzeichen dafür wahrzunehmen geweſen, baß ber beinahe 
völlige Stilifiund auf dem ganzen Gebiete des Staatelebens einer friichen 
Bewegung weichen werde.” Es mußte wiederum wegen Mangeld an Nor: 
lagen am 5. Febr. d. $. die Vertagung ber Stänbeverfammlung Eis zum 
1. März d. J. erfolgen. Mit berielden Bejorgnig und demfelben Mißtrauen, 
womit die Landesvertretung fich trennte, ift jie am 1. März d. J. wieder 
zufammengetreten. Und leider ift biefes peinliche Gefühl nur zu ſehr gerechte 
fertigt. Die im F 2 der Berfündigung vom 21. Juni 1862 erwähnten, ans 
geblich bundeswidrigen und darum juspendirt gelaffenen Beſtimmungen bes 
VBerfaffungsrechts von 1831 find bisher weder wieder in Wirkfamfeit gejebt, 
noch ift der. verfafjungsmäßige Weg ‚zu been Abänderung betreten. Man 
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Tann bie frage uncrörtert lajien: ob es richtig it, wenn in Sem Gingang ber 
Berfündigung vom >21. Juni 1002 und ber oben erwähnten Yrötnuma vom 
30. Nov. 1864 angeführt wird: der Bundeebeichluß n. 3. Mai 1262 Babe die 
anerfannt bundeswidrigen Teitimmungen der Veriatiungsurlunde von 101 
von ber MWieberberitellung auegenommen:; denn To vich Sicht ungweitelbar: öcit, 
daß weder bie Beantwortung ber vage, ob und welche Herinmunnen ten 
Bundesgeſetzen nicht entiprehen, noch Lie Beſſimmung der Reit, wann die etra 
bundeswidrigen Werimmungen auf veriaſſungamäingem Wer abaeändert wer: 
ben follen, einfeitiy der Regierung überlaſſen werten it. Tie Staateregictung 
bat durch ihr bisheriges Verhalten ihre Pilicht senen die Uundearetian:mung 
und gegen das Land um jo mehr ſchwer verlegt, ald ſie von der Stande— 
verfammlung am 31. Tet. 1803 und 7. Juni [564 zur Eriullung Biuvteiken 
aufgefordert worben it, und auch die Slandſchaftorechte der Mesirtiiiuten uns der 
Neicheritterfchaft“ jeit nahezu drei Jahren wieder in Wirlramtert getreten und. 

„Kine weitere jhwere Verletzung ber Vandeorchte finder Ber Lerianunge 
Ausihun barin, daß bie Staateregierung Das provijoriiche Geſet v 20 Sum 
1851, bie Mitglieder des Überappellationsgerihts betreiſend, amaeadtet dr 
jeitend der Ständeverſammlung ausdrücklich veriagten enebmigeung und der 
begehrten Bejeitigung bestelben, nicht zurückgezegen, vielmeler die Foo. 
ausdrudlidh verweigert und in Anwendung Bea Erlaiſes den oberiten erichto- 
bef in geſetzwidriger Weile beietzt bat. Ta Licier Gegennand zu einem be 
fonberen Antrag Veranlaſſung darbietet, jo wird derſelbe ipeciellere rörterung 
finden. Nicht minder bat Die Staatoregierug ihre Prlichten gegen das vane 
wie auch ihre eigene Verkündigung v. 21. Juni 1562 dadurch viriert, daß 
fie das proviioriſche Geſetz v. ı. Nuli Indl, die Vellziehungegewait der Brt- 
waltungsbehörden ſowie die Pezinlarirbe betretiend, nidt zurudgezegen, vie- 
mehr dasſelbe auch ohne die von der Yandeevertrerung begehrie Leilage 
behufs Genehmigung der einitweiligen Foridauer in Anwendung gelaßen bat. 
Sn gleicher Weiſe verhält es ſich mit ciner Reihe von Kerord nungen, duich 
welche geſetzliche mit landſtändiſcher Runimmung ergangene KRenimmungen und 
Anordnungen beſeitigt werden ſind, z. A. der Verordnung v. 13. pri IN 
wegen Abänderung des Geietes v. 29. Oct. ISIN, die Meligiengneiveit und 
bie Einführung der bürgerlichen Ehe betrefiend, ferner den Bererdnungen 
v. 25. Juli und 19. Tec. 180516, bie Preſie betreuend, den Kerereningen 
v. 19. Tec. 13854 und 26. Jan. 180, das Terrineweien betrrenend u. 1. w. 
Der Verfafjungsanojhuf könnte dieſe Zahl von Verlebungen tra Kechte nech 
erheblich vermehren, ex will ſich jedoch darauf beichtänufen, wur noh auf Die 
hohe Bebeutung der dem Yande voreutbaltenen Rechte au'merkiam zu machen. 
Abgejehen von dem Inhali der juspendirten Veriaſſungsbenimmungen, tcblen 
bem Yanb eine in ibrer Unabbängigfeit geſicherte Rechterilege in bechiter 
Inſtanz, eine ber freiheilihen Entwickelung ferderliche, auf die Theilnabhme 
ber Staatsbürger gebaute Landesverwaltung, Die ireie Preſe und das Ver— 
einsrecht, und damit zum größten Theil die höchſten und unenibehrlichſten 
(Güter reines Volks, die weſentlichſten (Marantien für eine veriaiungo; und 
geſetzmäßige Ausübung Der Staatsgewalt. Tas Land beiano ſich im Beſitz 
aller dieſer Rechte, jie find ibm mir Verletzung der beſchwerenen Sltaalover— 
fafjung entriffen, und werben ihm in Miſtachtung des Buneroberchluffes von 
24. Mai 1862 und des Edicto v. 21. Juni 1862 durch Die Staateregierung 


‚. vorenthalten. Während jomit die landesherrliche Verkimdigung in Den mes 


- fentlichiten Veziehungen unerfüllt geblieben ijt, muß leiter von der Zuſicherung 
vom 30. Rev. 18364 dasſelbe gejagt wereen. Wie vorher, je werben auch 
jept noch die fonitigem geiſtigen und miateriellen Intereſſen des Landes in 
hohem Grabe vernachläljigt und Die Ouellen ver Volkswohlfahrt verſchloſſen 
gehalten. Auf allen Gebieten des ftaatlichen Lebens iſt, zum Theil ſeit Jahr—⸗ 
en, has dringendite Bedürfniß nach Reformen im Wege der Geſetzgebung 

bervorgetreten, bie Wiljenfchaft und die Erfahrung anderer Länder haben 


we. 
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biefelben als nothwendig und fegensreich anerkannt, bie Landesvertretung bat 
fie unabläffig befürmortet, aber bie Staatsregierung hat nichts getban, fie ins 
Leben zu rufen. Die Belege für biefe Behauptung Tiegen in bem Auftanbe 
bes Unterrichtswejens, in ber Lage ber Landwirthſchaft, dem Stande bes in⸗ 
buftriellen und gewerblihen Lebens, in ber Beichaffenbeit der Verfehrsmittel, 
in ber Steuergefeßgebung, in ber Gefeßgebung über bie —— aeniffe 
und das Nieberlaffungsrecht, in dem Währſchafts⸗ und Hypothekenweſen, ber 
Eoncursgeleßgebung, bem AZuftande ber Straf= und Verbeflerungsanftalten, 
und vor allem in ben unerhörten Berfchleppungen in ber Staatsverwaltung. 
Der Verfaſſungsausſchuß vermeidet e8 in Einzelheiten einzugehen, ba beren 
nur zu viel befannt find; nur zwei Momente, welche befonders geeignet ers 
einen, das richtige Licht auf bie beitehenden Zuftände zu werfen, mögen 
noch Erwähnung finden: einmal daß felbit ſtändiſche Beichlüffe und Anfragen 
einzelner Abgeordneten oftmals gar nicht, oft aber erft nach fehr Langer Zeit 
unb wieberbolter Erinnerung, beantwortet werden, und fobanı, baß die Mi- 
nifter und Minifterialvorfände feit Jahren fat niemals, felbft nicht bei den 
wichtigften Berathungsgegenftänden, in ben Situngen ber Ständeverfamms 
lung erfchienen find. 

„Aus der ganzen laufenden Landtagsperiode weiß ber Ausihuß — abs 
geſehen von der unvermeiblichen Verlängerung ber Zollvereinsverträge — nur 
brei weitere Acte der Gefekgebung zu verzeichnen, in welden den Intereſſen 
des Landes in einzelnen Punkten entfproden ift: die Aufhebung der Wegen, 
Pflafter: und Brüdengelder, das Gefeg von 3. Mai 1865, die Einführung 
bes allgemeinen deutichen Handelsgeſetzbuches betreffend, und das Geſetz vom 
23. Dct., bie Gewährleiftung für Mängel an Hausthieren betreffend. Eine 
größere Anzahl der wichtigften Sejetvorlagen bat zwar bie Zuſtimmung ber 
Stänbeverfammlung, aber nicht die Sanction ber Regierung erhalten... 
Der Berfaffungsausfhuß hat ſich dieſem Zuſtande ber Dinge gegenüber ber 
Pflicht nicht entziehen können, fi die Frage vorzulegen: was bie Stände⸗ 
verfammlung unter den befiehenden Verhältniffen zunähft zu thun babe? 
Er Hält es für unabweislich, daß die Anficht bes Landes über ben beftchenden 
Auftand ber Staatsregierung unumwunden ausgeſprochen und zur Kenntniß 
biefer gebracht werde. Des ganzen Landes und aller Claſſen feiner Bevöl⸗ 
terung bat fich das lebhafteſte Mißtrauen gegen bie Staatsregierung und bie 
Perjonen bemäcdhtigt, welche für dieſelbe verantwortlich find; das Land hat 
ben Glauben verloren, baß bielelben ben Willen, die Befähigung unb bie 
Energie befiten, ihn feine wohlbegrünbeten Rechte zurüdzugewähren, unb 
diejenigen Anordnungen ins Leben zu rufen und burchzuführen, welche bie 
Mohlfahrt des Landes erfordert. Ob ein folder Ausſpruch der Landesver⸗ 
tretung Erfolg haben, ob bie Staatsregierung umfehren wird auf dem uns 
beilvollen Weg, auf den fie geratben ift, läßt fi zwar im voraus nicht 
ermefien, aber Sache ber Ständenerfammlung ift e8 gleihmwohl, wenn fie 
nicht den Vorwurf ber Mitfhuld auf fich laden will, die Stimme des Landes 
laut zu erheben und vor aller Welt gegen bie Folgen einer fortgefegten 
Mipregierung Verwahrung einzulegen.” 


. März (Defterreih), Das ungariſche Lanbescommandg erhält 


Befehl, fofort einen beträchtlichen Theil der Peſth-Ofener Garnifon 
nah Böhmen abzufenden. Aud aus anderen Provinzen werben 
Truppen nad Böhmen beordert. Bereits heit es, daß FZM. 
Benedek beftimmt fei, den Oberbefehl über eine in Böhmen auf: 
zuftellende Armee zu übernehmen. 

» (Baben). IL Kammer: Die gefammte Kammer erflärt ihre 


Zuftimmung zu ber Anregung bes Abg. Knies, 
„daß, wie verjchieben auch noch bie Anfichten über bie endliche Löfung 
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ber deutſchen Frage inmitten bes deutſchen Volles und ber deutſchen Kammern 
feien, in einem in Deutſchland alle Gutgefinnten einig feien, nämlich barin, 
baß ohne Einwilligung bes fchleswig: holjteinifchen Volko über feine Geſchicke 
nicht entichieben werben biirfe.” j 

16. März. (Preußen) Wie ber öfterr. Botihafter am 31. Tec. v. J. 
bie Snfignien des Ordens vom b. Etephan, fo überreicht nunmehr 
der preuß. Botfchafter bie Anfignien bes ſchwarzen Ablerorbens in 
feierlicher Auffahrt dem Kaijer Napoleon für den kaiſerl. Prinzen. 

„ » (Breußen). Im Kriegsminifterium werben Vorbereitungen zu 
riegsmäßiger Armirung der ſchleſiſchen Feſtungen getroffen. 

„ m Detterreid). ine Circularbepefhe an die öſterr. Geſandten 
bei mehreren deutſchen Höfen nimmt für den all, daß eine an das 
k. preuß. Gabinet zu richtende Anfrage über deſſen kriegeriſche Ab⸗ 
ſicht nicht befriebigenb ausfallen fellte, eine Anrufung tes Bundes 
mit Rüdfiht auf den Art. 11 der Aundesacte in Ausſicht und ſtellt 
benfelben zur Erwägung anheim, inmicfern für den Fall, daß mit 
einer Bebrohung des Bundesfriedens durch Preußen die Voraus⸗ 
fegung des Art. 19 ber Miener Echlupafte*) eintreten jellte, bie 
Kriegsbereitſchaft der Aundescontingente in Ausficht zu nehmen fe: 

„... Die kaiſerliche Regierung hegt die Abſicht, falls Preußen einen oilenen 
Bruch berbeiführte, bas Einſchreiten des Bundes auf rund des Ariikels 11 
der Bunbdesacte und bes Artifild 19 der Wiener Schlußacte in Anſpruch 
zu nehmen, und zugleich kein Bund alle weiteren Entſichließungen zur Wege: 
lung ber fchleswigshofftein’jchen Angelegenheit anheimzuſtellen. Die Regierung 
St. Majeftät bed Kaifers glaubt unter den von Preußen getroffenen Nors 
bereitungen zum Kriege ihre Verantwortlicyfeit nicht mehr anders als durch 
eine birecte Anfrage in Berlin beden zu Fünnen, und jie beauftragt daber ben 
Grafen Karolyi, den preußiſchen Vlinijlerpräjibenten um poſiliven Aufſchluß 
barüber anzugeben: ob ber Berliner Hof fi) wirflih mit dein Gedanken 
trage, die Gaſteiner Convention mit gewaltjamer Hand zu zerreißen und ben 

rundgejeßlich verbürgten Frieden zwiſchen deutſchen Bundesſtaaien zu unter: 
rehen. Graf Karolyi wird hinzufügen, daß die Faijerlihe Regierung durch 
biefe Anfrage nicht etwa provecirend aufzutreten beabjichtige, ſondern nur bie 
hoffentlich irrig gebeuteten Intentionen der Fünigl. preußischen Regierung 
ins are zu ziehen wünſche. Grfolgte auf dieſe unaufſchieblich gewordene 
— eine unbefriedigende oder ausweichende Antwort, dann wäre 
r ben kaiſerlichen Hof ber Augenblick erſchienen, wo er ſeine Bemühungen 


®) Artikel XI. der Bundesacte lautet in feinem einfchlägigen Theil: „Die 
Bunbesglieber machen fi verbindlich, einander unter keinerlei Vorwand zu 
befriegen, noch ihre Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern fie bei 
der Bundesverſammlung anzubringen. Diefer liegt alsdann ob, bie Ver: 
mittelung durch einen Ausſchuß zu verſuchen; falls diefer Nerfuch fehlfchlagen 
folte, und demnach eine richterliche Entſcheidung nothwendig würde, folche 
burch eine wohlgeorbnete Aufträgalinftanz au bewirken, beren Auoſpruch bie 
ftreitenden Theile ſich fotort zu unterwerfen haben.“ Der bicher gehörige 
Art. XIX ber Wiener Schlußacte beitinmt: „Wenn zwiſchen Bundesgliedern 
Thätlichkeiten zu beforgen oder wirklich ausgeübt worben find, jo ift bie 
Bundesverjammlung berufen, vorläufige Mapregeln zu ergreifen, wodurch 
jeber Selbithilfe vorgebeugt und ber bereits unternommenen inhalt gethan 
werde. Zu dem Ende hat fie vor Allem für Aufrechterhaltung bes Beſitz⸗ 
ſtandes Sorge zu tragen.” 
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um ein Einverftändnig mit Preußen definitiv als gefcheitert anfehen, und am 
beutfhen Bunde bie Initiative behnfs der zur Wahrung bes gefährdeten 
Bundesfriedens und Verhütung ober Zurückweiſung jeder Gewaltanwendung 
erforderlihden Maßregeln ergreifen müßte. Oeſterreich müßte dann in Frank⸗ 
furt ohne allen Verzug eine Erflärung folgenden Inhalts abgeben Infien: 
„Den hohen Bundesgcnojien Sr. Diaj. des Kaiſers fei befannt, welchen entſchie⸗ 
benen Werth ber Faiferlihe Hof darauf gelegt babe in den Verhandlungen über 
bie politiiche Zukunft der Elbherzogthümer das Einverſtändniß mit St. Maj. 
bem König von Preußen feftzubalten. Mit Aeharrlichleit und im verſöhn⸗ 
lichften Geiſte babe der Kaiſer fich beitrebt gemeinichaftlich mit Preußen bie 
Mittel zur endlichen Löfung der ſchleswig-holſteiniſchen Verwicklung zu finden. 
Stets werbe Se. Muj. ald Souverän Oeſterreichs wie als deutſcher Bundess 
fürft die höchſte Veruhigung aus dem Bewußiſein ſchöpfen, Fein Billiges 
Zugeſtändniß verfagt und jebe mögliche Probe verfühnlicher Geſinnung abs 
gelegt zu haben, um zwiſchen Deiterreih und Preußen jene @intradyt zu 
erhalten, welche bie weſentlichſte Bürgſchaft für ben inneren Frieden wie für 
die üußere Sicherheit und Geltung des beutichen Vaterlandse bilde. Zum 
tiefften Bedauern des kaiſerlichen Hofs feien jedoch bie bisherigen Verhand⸗ 
fungen mit Preußen one den gemünfchten Erfolg geblieben. Fe k. preuß. 
Negierung babe geglaubt, Forderungen aufitellen zu müllen, deren Gewährung 
mit den Intereſſen und ber Machiſtellung ber öfterreichiichen Monarchie eben 
fo wenig wie mit bem beutichen Nationalintereffe und ber Verfaſſung bes 
beutfchen Bundes vereinbar fei. Der Präſidialgeſandte ſei daher beanitragt, 
ber Bundesverſammlung die Anzeige zu eritatten, baß bie faiferl. Regierung 
ihre Bemühungen, eine befinitive Löfung ber Herzogthümerfrage im Ginver: 
nehmen mit Nreußen vorzubereiten, al® vereitelt betrachten und ſonach alles 
weitere ben verfaffungsmäßigen Beſchlüſſen des Bundes, welchen ihre Ancr⸗ 
tennung ſtets gefichert fei, anbeimftellen müſſe. Auf dieſe Erklärung bürfe 
fih jedoch die kaiſerliche Regierung richt befchränfen. Sowohl burdy bie 
Sprache bes preußiihen Cabinets als buch Nachrichten tiber nılfitäriiche 
Vorbereitungen in Preußen fei in weiten Kreiſen bie Veſorgniß einer Ges 
führbung des Friedens in Teutichland wachgerufen worden. Die kaiſerliche 
Regterung bege zwar bie Hoffnung, bag bie Kenntniß ber wahren Inten⸗ 
tionen Preußens Hinreihen werbe, um biefe Beſorgniß vollftindig zu zer: 
freuen. Allein da e8 ihr nicht gelungen fei, von Berliner Cabinet befriedis 
gende Aufflärungen zu erhalten, jo befinde fie fi in dem Full, in bem Kreile 
ihrer Bundesgenoffen fi auf die durch Art. 11 ber Bundesarte und Art. 19 
ber Wiener Schlußacte feierlich von allen Mitgliedern bes Bundes einge⸗ 
gangenen Berpflihtungen zu berufen. Der Geſammtheit des Bundes liege 
es ob, Sorge dafür zu tragen, daß Streitigkeiten zwifchen Yundeögliebern 
sicht mit Gewalt verfolgt: werden, unb bie Faiferl. Regierung eriülle daher 
nur eine Pflicht, wenn fie der Bundesverſammlung rechtzeitig anheimſtelle, 
auf Wahrung des Bunbesfriedens ihr Augenmerk zu richten, Aunäcf werbe 
bie Bundesverfammlung fi darüber, baß he ber Seibfthülfe nicht 
vorbanben ſei, jene vollitändige Beruhigung zu verichaffen haben, welche eine 
an Recht und Bertrag feftbaltende Regierung wie biejenige Sr. Maj. bes 
Königs von Preußen ihren Bundesgenoffen ficher nicht werbe vorenthalten 
wollen.” Vorſtehendes würbe der Anhalt ber erften Faiferl. Erklärung am 
Bunbe fein, und bie Faiferl. Negierung erwartet, baß bie ...... Regierung 
ihren Bundestagsgefandten in Frankfurt im voraus mit ber Anftruction ver = 
fehen werde, unmittelbar nach der öſterreichiſchen Erflärung für eine Auffor: 
berung oder ein Erfuchen an Preußen, jich über feine Abfichten auszufprechen, 
zu ſtimmen. Sollte der Widerſpruch einzelner Gefandten eine Berathung 
und Schlußziehung in derſelben Sitzung, wie bie Geſchäftsordnung dieß 
ermöglicht, verhindern, fo wäre wenigitens in einer Nunmnelbat machfoigenben 
Sitzung die fachgemäße Erdfinung an Preußen zu befchließen. Gleichzeitig 
ober erft nach Eingang ber preußiichen Erklaͤrung dürfte dem Hofftein-Iauens 
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burgiſchen Ausſchuſſe der Gegenſtand zuzuweiſen, und auch bie bem Art. 11 
ber Bundesacte entiprehende Nermittlungsaufgabe demielben Ausfhufje zu 
übertragen fein. Würde übrigens die Gefahr eines Friedensbruches noch 
dringender, ergäben ſich poſitive Anzeichen für beabfichtigte Gewaltftreiche, ober 
würde in Preußen bie Mobilifitungsorbre wirklich erlajfen, dann könnie felbfts 
vebend bem Trang der Situation nicht durch die bloßen Nermittlungss 
bemühungen eines Ausjchuffes abgeholien werden, fonbern bie Nothwenbigleit 
würde vorhanden fein, raſch und entihieden bie Maßregeln zu ergreifen, 
durch weile, um mit bem Art. 19 der Schlußacte zu reden, jeber Selbits 
bülfe vorzubeugen unb ber bereits unternommenen Ginbalt zu thun wäre. 
Einem drohenden Angriff Preußens gegenüber könnten dieſe Maßregeln nur 
in ber Kriegebereitichaft des 7., 8., 9. und 10. Bundescorps und in ber 
Aufftelung berjelben im Berbande mit der öjterreichifchen Armee beileben 
und bie Taiferl. Regierung muB baber hoffen, daß fie im gegebenen Augens 
blid die ...... Regierung bereit finben würbe, für einen folhen Beſchluß 
in Frankfurt zu flimmen.“*) 


417. März (Defterreih). Der öſterr. Gejandte in Berlin, Graf 


19. 


20. 
21. 


22. 


23. 


Karolyi, richtet die in ber öjterr. Dep. vom 16. d. M. angelünbigte 
Frage an den Grafen Bismard, ob fih ber Berliner Hof wirklich 
mit bem Gedanken trage, die Gajteiner Convention gemaltfam zu 
zerreißen unb ben grundgejeßlich verbürgten Frieden zwiſchen deut: 
ſchen Bundesſtaaten zu unterbrechen. Graf Bismard antwortet auf 
die Frage mit einem, jedoch nidyt unummwunbenen und entſchiedenen 
Nein. Die dfterr. Regierung läßt indeß fofort telegraphifche De⸗ 
peſchen an bie deutjchen Höfe richten, daß fie auf ihre Anfrage von 
ber preußifchen eine „einigermaßen befriebigende* Antwort erhalten 
und deßhalb die beabfidhtigten Schritte am Bunde einftweilen 
fütirt habe. 
„ (Preußen). Ein Artikel der Kreuzztg. benunzirt bie Rüftungen 
Oeſterreichs und Sachſens. 

S. Ergänzungsheft S. 21. 
„ Breußen). Gegen 100 gezogene Geſchütze gehen vom Rhein 
in bie fchlefljhen und ſächſiſchen Feſtungen ab. 
„ @reußen) in Artikel der offiz. Prov.Corr. ftellt gegenüber 
ben Maßnahmen Defterreihs und Sachſens auch preußiſche Rüſtungen 
und Allianzen nad anderer Seite in Ausficht. 

S. Ergänzungsheft ©. 22 u. fg. 
» @reußen). Der preußiſche Generalconful Schramm wohnt 
in Mailand officiell dem Trauergottesdienſt für die Gefallenen ber 
5 Tage bei. 
v„ (Preußen). Die Stabtverorbneten von St. Johann und von 
Saarbrüden befhliegen einjtimmig, eine ‘Deputation nad) Berlin zu 
ſchicken, um gegen ben angeblihen Verkauf der Kohlendiftricte an 


“eine franz. Geſellſchaft oder an die franzöfiihe Regierung felber 


zu wirken. Cine Anzahl Bürger beider Städte erlaffen einen jehr 


“) Die offic. „Wiener Abendp.“ Hat die Dep. für einen ber Hauptſache 
nach richtigen Auszug, aber nicht für eine wirkliche Wiedergabe des Actens 
ftüdes erklärt. 
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dringlichen Aufruf an die öffentliche Meinung der Nation gegen 
eine Trennung von Deutſchland. 

23. März (Heſſen-Darmſtadt). Die II. Kammer beſchließt mit allen 
gegen bie 7 Stimmen bes grundherrlichen Adels: 

„Mit Rücdjicht auf die Vergewaltigungen in Schleswig, welche ber dor⸗ 
tigen Bevölkerung die Wahrung ihrer Rechte im höchſten Grade erſchwert, 
wenn nicht zeitweife unmöglich madt; in Erwägung, daß auch in Holftein 
die verlangte Einberufung der Stände noch immer unterbleibt, baß eine ge⸗ 
beihlihe Ordnung ber Zuftände in den Herzogthümern Schleswig- Holftein 
aber nur möglich erjcheint, wenn ber dortigen Bevölferung Gelegenheit wird 
gegeben fein, ihre Rechte hierbei Durch bie fie vertretenden Stände zu wahren; 
"in weiterer Erwägung, daß die Zuftänbe in den Herzegthümern eine immter 
bedrohlichere Geftalt auch für die übrigen beutichen Staaten annehmen, bes 
ſchließt die Kammer an bie großherzogl. Regierung das dringende Erſuchen 
zu richten, auf baldigfte Einberufung ber Stände in ben Herzogthümern 
Säleewig: Holftein, fo weit dieß nur immer in ihren Kräften fteht, hinzus 
wirfen.“ 

24, „ (Preußen) richtet eine Circularbepefhe an bie deutſchen Regie: 
rungen, in welder es, unter Darlegung der Sachlage und Verzicht 
auf eine Hülfe des Bundes als ſolchen, die Frage an fie ftellt, ob 
und in welchem Maaße e8 auf ihren guten Willen als Einzel: 
ftaaten zählen dürfe, indem es in Ermanglung folden Beiltandes 
die Nothwendigkeit einer den realen DVerhältniffen Rechnung tra= 
genden Reform des Bundes betont und für ben Fall einer krie— 
geriihen Nieberlage Preußens Deutfhland das Schickſal Polens in 

Ausſicht ftellt. 
©. ben Wortlaut vollftändig Ergänzungsheft S. 24 u. fgg. 

v„ nn Deferreid) Ein für biefes Jahr benbfichtigtes Uebungs⸗ 

| lager an ber ungarifchen Grenze wird vom Kriegsminifter abbeitellt. 

„ n (Heffen:Homburg). Der Landgraf }. Das Land fällt an 
Heſſen-Darmſtadt. 

» n» (CHeflen-Darmftadt). Der Großherzog ergreift durch Patent 
die Regierung ber ihm angefallenen Landgrafihaft Heflen:Homburg. 

25. „ (Breußen) Eine Berfammlung von Wahlmännern und Ur: 

wählern in Solingen proteftirt gegen den Krieg mit Defterreih um 
der gewaltfamen Annerion Schleswig-Holfteins willen. Eine lange 
Reihe ähnliher Verfammlungen folgt dem Beilpiel in ben Rhein: 
provinzen und bald auch in den übrigen Theilen ber Monardie. 

27. „ Breußen) In Wien will man wiffen, daß an biefem Tage 
das Bündniß zwilhen Preußen und Stalien zu Berlin paraphirt 
worden fei. 

nn Die preußifche Eircularbepefhe v. 24. d. M. wird ben deutſchen 
Regierungen von ben Dertretern Preußens an den verfchiedenen 
Höfen vorgelefen. Keine einzige derfelben entfpricht dem Anfinnen 
ber preuß. Regierung. Die meiften verweilen Preußen an ben 
Bund. Hannover und Kurheffen fuchen auszuweichen, 

28. „ (Preußen). Eine kgl. Ordre verfügt, die Armee in Kriege: 


n bereitfchaft zu ſetzen. 
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28. März. (Preußen) Die Köln. Zeitung ſpricht fi nunmehr ent: 
fhieben gegen den Krieg aus, fordert ben wohlhabenden Bürger: 
ftand, im Gegenfab gegen bie Kreuzztg. die alle fsriedensbemonitra: 
tionen für Landesverrath erflärt, eifrig zu “Petitionen gegen ben 
Krieg auf und verlangt mit Nachdruck den KRüdtritt des Miiniſte⸗ 
riums Bismard. 

31. „ (Defterreid) proteitirt, gegenüber ber preuß. Gircularbepefche 
v. 24. d. M. in einer Depeſche an Preußen gegen jede Abficht eines 
offenfiven Auftretens gegen Preußen und erklärt feinen feiten Ent⸗ 
ſchluß, ſich feinerjeits nicht in Widerſpruch mit Art. 11 der Bundes: 
acte zu feßen. 

©. Ergänzungeheft S. 28 u. 1a. 

r (Bayern). Eine ibentifihe Depeſche des Miniſters v. d. 
Pfordien an Oeſterreich und Preußen ſucht zwiſchen beiten zu ver: 
mitteln, indem fie beide an ben Art. 11 der Bundesacte erinnert 
und bie Urfache der Kriegsgefahr weder im einigen Tifferenzen über 
bie Ausführung der Gajteiner Convention noch in einer definitiven 
Entſcheidung über das Schickſal ter (Fibherzogthümer, über die ja 
no gar nicht verhandelt werben jei, finden kann. 

©. Ergänzungspeft S. 29. 


2. April. (Bayern) beginnt auch jeinerjeits zu rüjten, indem bebeu: 
tende Pferbeanfäufe für die Artillerie und Gavallerie angeorbnet 
werden. 

3. „ (Bürttemberg). Tas Comité ber Volkspartei erläßt einen 
Aufruf „an bie Gleihgefinnten in Deutſchland“, in ben cs fi 
für Neutralität in dem fi vorbereitenden Kampfe zwilchen Defter: 
reih und Preußen ausipridt: 

„Noch dürfen wir hoffen, das deutſche Volk in Preußen und Oeſterreich werde in 
ber letten Stunde bein brudermörderifchen Kampie um die Mroßmachtsptellung 
Einhalt un; gefchieht es nicht, fo werden wir im übrigen Deutjchland zwar 
ben Krieg nicht hindern fünnen, aber ihn mitzufämpfen joll ung 
Niemand zwingen. Die iheinbare Rückkehr Deiterreihs zu dem aud 
von ihm nicht minder als von Preußen mißadhteten und mißhandelten 
Bundesrecht darf uns nach allen Erfahrungen nicht beſtimmen, in bem an fich 


gerechten Kampf gegen ben preußijhen Störefried blindlings Partei zu 
nehmen... 


©. Erganzungsheft S. 30. 

5. „ (Bürttemberg) trifft militäriſche Vorbereitungen, indem ber 
auf den 17. angefeßte Sarnifonswehjel auf den 10. d. M. und 
bie Einberufung ber Recruten vom 27. auf ben 13. d. M. vor: 
gerüdt wird. 


6. » Breußen). Antwort auf bie öſterr. Depefhe v. 31. März. 
Preußen erflärt in berfelben „in aller Form, daß ben Abfihten ©. 
M. des Königs nichts ferner Tiegt, als ein Angriffsfrieg gegen Defterreich." 

©. bie Dep. voljtändig im Ergänzungsheft ©. 31. 
7. „ (Defterreid). Antwort auf bie preußifche Note v. 6. d. M. 
Dieſelbe erklärt, daß „ein Grund zu weiteren Rüſtungen fonad) 
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10. 


11. 


12. 


13. 


14, 
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nicht mehr vorliege”, daß es aber nunmehr auch „ber — in ber 
Note des k. preuß. Gefandten mit Bebauern ven ihm vermißten — 
Nachricht entgegenjehe, bag bie in Preußen am 28. v. M. erlaffene 
Mobilifirungsordre zurüdgenommen werbe“. 

©. bie Dep. vollftändig Ergänzungsheft ©. 32. 


. April. (Bundestag) Preußen trägt nun wirklich am Bunde auf 


Einberufung eines Parlaments aus birecten Wahlen und allge: 
meinem Stimmredt behufs Reform ber YBundesverfaflung an und 
zwar in dem Sinne, daß bie Beitimmung eines fejten Termins 
für die Berufung des Parlaments fchon jetzt getroffen, die Vorlagen 
für dasfelbe aber bis dahin durch Verſtändigung ber Regierungen 
unter einanber feitgeftellt werben. 
©. ben vollftändigen Antrag im Ergänzungsbeft S. 33 u. fgg. 

» (Preußen). Das Aelteſten-Colleg ber Kaufmannſchaft von 
Berlin richtet eine fehr dringende Adreſſe für Bewahrung des Frie- 
bens an ben König. 

» (Holitein). Die Delegirten-Berfammlung der fchleswigsholftei- 


nifhen Vereine bejchlieft in Neumünfter — bie Verhandlungen 
finden unter Ausfhluß ber Deffentlichkeit ftatt — folgende Re: 
folutionen: 


„1) Die bisherige Behandlung ber fchleswig-holfleinifhen Sache bebrobt 
Deutſchland mit dem unermeßlicyhen Unglüd eines Bürgerfriege. 2) Eine 
Löfung berjelben auf Grundlage des öffentlihen echtes Deutichlands wie 
unferes Lanbesrechtes und unter Mitbeftimnmung ber Landes: Vertretung ift 
ber gegebene Weg, das drohende Unheil abzuwenden. 3) Wenn ein Wider- 
ftand Breußene gegen foldye Löfung zum Bürgerfriege führen follte, jo fällt 
bie Verantwortung biefür zweifellos auf die preußilche Regierung. 4) Wie 
ſchwer auch ein Bürgerfrieg die ganze beutjche Nation treffen würde, fo ſteht 
boch feft, baß ein Gewährenlaffen ber verabjcheuensmwerthen Kolitif bes gegen: 
wärtigen preußiſchen Cabinets Deutichland unretibar dem tiefften Verfall preis- 
geben müßte.“ 

„Gaden). Die Mitglieder der II. Kammer erflären fih in 
einer Vorberathung faſt einſtimmig für Eingehen auf ben preu= 
Biihen Parlamentsantrag. 

» Raffau). Die I. Kammer beſchließt mit allen gegen 3 Stinmen 
die Inbetrachtnahme des Antrags auf MWiederherftellung ber Ber: 
faffung von 1849 und des Wahlgeſetzes von 1848. 

» Breußen). So ziemlih die ganze preußifche Flotte ift nun 
mehr in Kiel vereinigt. Vier Kanonenboote gehen durch den ſchles⸗ 
wig-holfteiniihen Canal in bie Eider und nehmen vorerft Station 
an ber Eidermünbung, von beraus zugleich auch die Elbmündung zu 
beherrſchen ift, eventuell ber öſterr. Brigade Kalik in Holftein ber 
Rückzug über die Elbe abgefchnitten werben kann. 

„ (Baden). UI. Kammer: Auf eine Snterpellation bes bg. 
Knie bez. ber Stellung der Regierung zu dem preuß. Parlaments: 
antrage antiwortet der Staatsminifter v. Edelsheim: feit langer Zeit 
gehörten befanntlid die Sympathien und Wünfche der Regierung 
einer nationalen Entwidelung auf parlamentarifcher Grundlage an; 
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das Betreten biefes Weges werde daher ihrerfeits niemals Schwie⸗ 
rigleiten begegnen, fonbern ſtets auf ihre Unterftüßung rechnen 
fönnen; ben jegigen Antrag anlangend, werbe bie Regierung für 
defien Anbetradhtnahme und fomit für die Verweiſung an einen 
bejonberen Ausſchuß ftimmen. 


15. April. (Breußen). Depeſche an Oeſterreich in Antwort auf die öfterr. 


18. 


21. 


n 


Depefdye vom 7. d.Mts.: Preußen verlangt, daß Defterreich, welches 
zuerft gerüſtet, auch zuerſt abrüjte. 
©. Ergänzungsheft ©. 38 u. fg. 

„ Preußen). Die officiele Prov.Corr. erflärt, daß die Abſicht 
Preußens bei ber von ihm vorgejchlagenen Bunbesreform bahin gehe, 
„pie militäriihen Kräfte Norddeutſchlands und Mitteldeutſchlands zu 
wirfjamer That um fich vereinigen zu können“, fo daß ihm bie 
Möglichkeit gegeben fei, „die Kräfte derjenigen Staaten, welche im 
Bereihe feines Schutzes und feiner Machtentfaltung liegen, nament: 
lih auch derjenigen, welche in bunter Mannigfaltigfeit zwilchen feine 
beiden Hälften bineingefchoben worden jeten, durch einen rajchen und 
leihten Auſchluß an die preuß. Armee zur gemeinfamen Vertheibi: 
gung beutichen Intereſſes zu verwenden“. Ebenſo beſtimmt erklärt 
fie, daß die Bunbesreform auch dazu dienen folle, einen Theil ber 
Laſten ber Armeereorganifation, die dem ganzen innern Conflict in 
Preußen zu Grunde liege, auf Deutichland überzumälzen und fo 
diefen Conflict zum Austrag zu bringen. 


„ (Defterreid). Depeihe an Preußen in Antwort auf die 


preußiicdhe Depefhe vom 15. d. M.: Defterreih erklärt fih, um 
einen unzmweibeutigen Beweis feiner Friedensliebe zu geben, bereit, 
zuerft abzurüften, wofern es bie beftimmte Zufage erhalte, daß 
Preußen an bemjelben Tage oder doch am nachfolgenden basjelbe 
ihun werbe. 

©. bie Dep. im Ergänzungsheft S. 40. 


„ (Hannover). Eröffnung bes Landtags. Vorlagen ber Regie: 


rung. Das f. 3. von der Regierung felbjt vorgejchlagene und von 
beiden Kammern angenommene Wahlgejet ift vom Könige jchließlich 
nun doch nicht fanctignirt worden. 

„ (Bundestag). Der preuß. Bunbesreform- Antrag wird nad 
dem Derlangen Preußens mit Mehrheit an einen befonderen Auss 
ſchuß von 9 Mitgliedern gewiefen. Luxemburg enthält fi ber Ab: 
fiimmung. Hannover und Kurheſſen fuchen auszumweichen, indem fie 
den Wunſch nach Entwaffnung betonen. Erflärung Defterreide. 

©. bie leßtere im Ergänzungsheit ©. 41. 

» (Breußen). Antwort Preußens auf das Anerbieten Dejterreiche 
v. 18. d. M.: Preußen geht auf dasjelbe nicht unbedingt, ſondern 
nur unter Vorbehalten möglichſt freier Hanb ein. 

©. Ergänzungsheft ©. 41 u. fg. 


21/22. „ (Defterreid). Militärifche Berathungen in Wien. Es wirb 


beſchloſſen, bie ttalientfche Armee zu verftärfen und auf den Kriegsfuß 
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zu ſetzen. Erzherzog Albrecht ſoll dahin abgehen, um den Ober⸗ 
befehl über dieſelbe zu übernehmen, YZM. Benedek dagegen nach 
Wien kommen, um an die Spitze der Nordarmee zu treten. An 
der Wiener Börſe erzeugen dieſe Beſchlüſſe alsbald eine förmliche 
Panique, bie ſich nach und nad auch ſämmtlichen übrigen Börſen 
Europas mittheilt. 


21/22. April. (Hannover). Die II. Kammer beſchließt auf den Antrag 


21. 


22. 


23. 


24. 


25. 


Bennigfens mit allen gegen 5 ober 6 Stimmen, bezüglich der nun: 
mehrigen Ablehnung bes vereinbarten Wahlgelebes von Ceite bes 
Königs einen Berfaflungsausihuß von je 5 Mitgliedern jeder Kan: 
mer nieberzufeßen. Die I. Kammer, bie das Wahlgefeh f. 3. mit 
allen gegen 8 Stimmen angenommen hatte, läßt es jebt mit allen 
gegen 3 Stimmen wieber fallen und lehnt ihren Beitritt zum Be: 
ſchluß der II. Kammer ab. 


» (Bayern) fiftirt vorerft weitere Pferbeanfäufe. 


» (Baden) Die I. Kammer verwirft eine Motion des Frhrn. 
v. Andlaw, den Minifter Lamey wegen Amtsmißbrauch und Ber: 
faſſungsbruch (gegen bie Tath. Partei) in Anklagezuftand zu ver- 
fegen mit 11 gegen 8 Stimmen. 

„Conferenz der Mittelftaaten in Augsburg. Es find auf berfelben 
vertreten: Bayern, Württemberg, Sachſen, Baden, Naſſau, Darm: 
ftabt, Weimar, Coburg-Gotha und Meiningen, 

„ Bürttemberg). Eine Landesverfammlung der Volfspartei in 
Stuttgart befchließt eine Reihe von Refolutionen, in benen fie ſich 
für eine engere bunbesitaatlihe Verbindung des übrigen Deutich: 
lands außer Defterreihh und Preußen mit gemeinjchaftliher Volks⸗ 
bertretung und allgemeiner Volkswehr ausſpricht und zugleich eine 
Reform ihrer Einzelverfaflungen, für Mürttemberg fpeziell mit all- 
gemeinem Stimmredt und Einkammerſyſteme forbert.” 


„ (Defterreid). Graf Karolyi zeigt dem preußiihen Cabinet 
bie gegen Italien ergriffenen erniten VBorfichtsmaßregeln an; feine 
Regierung babe dieſe Notification für nöthig erachtet, um jebes 
Mißverftändnig zu vermeiden. 

„ (Defterreid) contrahirt, in Folge eines auf das September: 
patent geſtützten ©efeßes, ein neues Anlehen im Nominalbetrage 
von 60 Mil. Silber gegen Berpfändung von Staatsdomänen. 


„ (Baden). Die I. Kammer beſchließt gegenüber dem Antrage 
bes Frhrn. v. Andlaw v. 21.5. M. in ber I Kammer folgende 
Erklärung zu Protokoll: 

„Wir erfennen in ben zum Vollzug bes Volksſchul-Aufſichts-Geſetzes durch 
ben Prüfidenten des Minifteriums bes Innern, Herrn Staatsrath Dr. Lamey, 
ergriffenen Maßregeln, welde die Motion bes Frhrn. v. Andlaw in bem 
andern hoben Haufe als Verlegung ber Verfafjung und als Amtsmißbraud 
bezeichnete, nur eine pflichtgemäße Erfüllung feiner amtlichen Aufgabe.“ 


Dentfgand: 55. 


26. April. (Preußen). Die officidfe Norb. Allg. Ztg. erflärt, daß fein 
Symptom eines plößliden Angriffsfriegee Italiens gegen Defterreich 
vorliege und daß Preußen eine Unſchädlichmachung ber italien. Armee, 
auf melde basjelbe, wenn es von Defterreich angegriffen würde, 
wahrſcheinlich zählen könne, nicht zugeben bürfe, und zieht baraus 
die Folgerung, Oeſterreich müfje entweber Preußen und Stalien 
gegenüber zum vollen frieblichen Status quo ante zurüdtehren ober 
eine entſprechende Verſtärkung ber preußifhen Rüftungen erwarten. 

„ » (Preußen). Die altliberale Partei tritt zuerft in einer Ber: 
jammlung ihrer Notabilitäten zu Halle auf Seite ber Regierung 
für den Krieg und gegen die anderfeitigen Yriebensbemonftrationen. 

©. Ergänzungsheft S. 44. 
„» „ (Defterreidh) ſetzt burd eine Circulardep. bie fremben Regie⸗ 
rungen von den im DBenetianifhen angeorbnneten militäriihen Vor⸗ 
fehrungen in Kenntniß mit der ausbrüdlichen Betonung ihres ftreng 
befenfiven Charakters: 

„Wir haben zu viel Pfänder unferer friebliebenden Abſichten ertbeilt, es 
ift zu ofjenfundig, daß weder die Politik der Faiferl. Regierung, noch Defters 
reichs Intereſſen bei Angrifisplanen ihren Vortheil finden, als daß in Europa 
Zweifel an der Aufrichtigfeit unferer Sorte obwalten könnten. Angefichts 
ber in Italien auf breiter Bafis vor fi) gehenden Vorbereitungen, und weil 
bie Eroberung einer unferer Provinzen feit geraumer Zeit ein offenfunbiges 
Ziel der Regierung des Königs Viktor Emanuel ift, würde es unjeres Theis 
les eine unverzeibliche Verblendung fein, wenn wir nicht die unerläßlich zu 
unferer Vertheidigung nöthigen Vorfichtsmaßregeln träfen. Außer unferen 
Landgrenzen haben wir auf der italienischen Seite eine fehr lange Küftens 
linie zu vertheidigen. Unfere Truppen, vertheilt im Innern bes Reiches und 
aufs Minimum rebucirt, wie fie waren, reichten zur Tedung aller erponirten 
Punkte, die oft durch beträchtliche Entfernungen von einander getrennt find, 
nicht aus. Wenn wir und einer falihen Sicherheit überließen, jo würden 
wir nur zum Angriff auf unfere Grenzen einladen. Deßhalb haben wir 
verfchiebentliche Truppen-Qewegungen angeorbnet und unfere Armee in Stalien 
auf completeren Fuß geltelt. Tiefe Maßregeln, ich wieberhole es, haben 
nur den Charakter jtrengiter Defenfive, und es fommt ber Faiferlichen Res 
gierung nicht in den Sinn, mit irgend wem einen Krieg bervorzurufen. Sie 
haben in formelliter Weife diefe Verſicherung zu erneuern, aber wir halten 
e8 zugleich fiir eine gebieterifche Pflicht, nichts zu verabfäumen, um une in 
den Stand zu feßen, eine bewaffnete Invaſion zurüdzutreiben. Kein Cabinet 
fünnte, davon bin ich überzeugt, die Verantwortlichkeit auf ſich nehmen, 
uns ben Rath zu geben, daß wir anders handeln follten, denn feines würde 
bei bermaliger Lage uns die Unverleßbarkeit unferes Gebietes garantiren wollen.” 

(Defterreich) richtet gleichzeitig zwei gefonderte Depeihen an 
Preußen. In der erften erllärt «8, daß „ber Kaifer jebt vollkommen 
bereit jei, den Befehl zu ertheilen, baß die nad) Böhmen beorderten 
Truppen abberufen werden, um in das innere des SKatjerreiche 
zurüdzufehren und fomit jelbft dem Anfcheine einer Truppen-Con⸗ 
centration gegen Preußen ein Ende zu maden, und daß ed un 
verzüglich damit beginnen werde, ſobald e8 bie Verſicherung er⸗ 
halten haben werde, daß Preußen ſeinen Maßregeln gegen Italien 
keinen Einfluß auf die Wiederherſtellung des vorigen Standes der 
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Beziehungen zwiſchen Oeſterreich und Preußen ausüben laſſen werde.“ 
In der zweiten Depeſche ſchlägt Oeſterreich dem preuß. Cabinet eine 
definitive Löſung der ſchleswig-holſteiniſchen Frage unter möglichſter 
Berückſichtigung der preußiſchen Anſprüche, jedoch innerhalb bes be⸗ 
ſtehenden Bundesrechts vor. Für den Fall der Ablehnung auch 
dieſes Vorſchlags von Seite Preußens, behält ſich Oeſterreich vor, 
dem deutſchen Bunde den ganzen Stand der Angelegenheiten offen 
darzulegen und ihm anheimzugeben, welche Wege einzuſchlagen ſeien, 
um zu einer bundesmäßigen Regelung ber holſteiniſchen Angelegen⸗ 
heit zu gelangen. 
©. ben Rortlaut beider Tepefchen int Ergänzungsheit S. 44 u. 45. 


. April. Bundestag). Wahl des Bundesreform-Ausſchuſſes. Es 


werben gewählt die Gefandten von Defterreih, Preußen, Bayern, 
Sachen, Hannover, Württemberg, Baden, Heflen:Darmitabt und der 
jähfiihen Häufer, als Stellvertreter diejenigen von Medlenburg und 
Kurheſſen. 
„Gaden)y). I. Kammer: Die Regierung legt dem Landtage nun⸗ 
mehr ein vollitändiges neues Echulgejeb vor. 
v (Breußen) richtet an bie beutfhen Regierungen eine Circular⸗ 
depejche zu Unterftüßung der von ihm vorgejchlagenen Bunbesreform 
und bes dabei nach feiner Anficht einzufchlagenden Weges. 

©. Ergänzungsheit ©. 49. 
„ Breußen) ridtet an Sachſen eine fürmlihe Eommation wegen 
ber von demjelben getroffenen Rüftungen. 

©. biejelbe Ergänzungsheft ©. 48. 
n (Breußen). Die plögliche Abreife des preußifchen Gefandten v. Sa- 
vigny nad Berlin verhindert bie fofortige formelle Conftituirung bes 
Neuner-Ausfhuffes für Behandlung des preußiſchen Bundesreform- 
Antrages. 
» (Preußen). Minifterrath über die dfterr. Depeche v. 26. d. M. 
Der König weigert fi vorerft noch, darin einen Kriegsfall zu 
erbliden. 
» Raffau). Die Ständeverfammlung fpricht fi faft einftimmig 
für Rebuction bes ftehenden Heeres von Beamteten aus. 
» (Sadjen). Antwort des Hrn. v. Beuft auf die preuß. Som: 
mation v. 27. d. M. | 

©. biefelbe im Ergänzungsheft ©. 51 u. fgg. 
„ (Breußen). Depefhe an Defterreih in Antwort auf die De- 
pefhe Defterreih8 vom 26. db. M. bezüglich der öſterreichiſchen 
Rüftungen gegen Italien: Preußen lehnt ſchließlich jede Abrüftung 
ab, wofern Dejterreih nicht auch gegen Stalien abrüfte, 

©. ben Wortlaut im Ergänzungsheft S. 51 u. fg. 
„ (&Defterreid). Eine Circularbep. an bie beutfchen Regierungen 
ſucht biefelben in ber Neigung zu beftärken, auf den preuß. Parla- 
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mentsantrag nur unter ber Bedingung einzugehn, baf Preußen ſich 
zuvor über feine Projecte bes nähern ausſpreche. 


30. April. (Defterreid). Durch kaiſ. Drbre werben in den Gränz: 


biftrieten die Beurlaubten bis zum zehnten Dienftjahr einberufen. 

„ (Baden). Der Ausſchuß der II. Kammer erflärt fi gegen 
Antrag auf Einführung ber obligatoriihen Civilehe, aber lediglich 
aus Opportunitätsrüdfichten. 


. Mai. (Preußen) Der ganzen italienifhen Geſandtſchaft in Berlin 


werden preuß. Orden verliehen, was gewöhnli nur nah Abſchluß 
von Verträgen zu geſchehen pflegt. 


. » Breußen) beantwortet vorerft die öfterr. Depefche v. 26. v. M. 


bez. Schleswig-Holſteins gar nicht. Dagegen bringt ber offic. Staats⸗ 
anzeiger eine enſchieden ablehnende Erklärung bez. irgend einer Ent: 
Iheibung des Bundes in biejer Frage. 

©. biejelbe Ergänzungsheit S. 58. 

» (Defterreid). Brand auf ber Fregatte Novara in Pola. Es 
ergibt fi, daß das Feuer durch Italiener angelegt worden ift. 

» (Breußen) erläßt endlich bie fürmlide Mobilifirungsorbre für 
das 3., 4., 5., 6. und 8. und das Garde-Armeecorps. Die Übrigen 
3 Armeecorps werden in Kriegsbereitichaft geſetzt. 

„ (Defterreih). Depeſche an Preußen in Antwort auf bie 
preuß. Dep. v. 30, April: Oeſterreichgehnt bie Abrüftung gegenüber 
Italien entſchieden ab. 

S. die Depeſche im Ergänzungsheft S. 58. 

„Gunundestag). Sachſen legt ſeinen Depeſchenwechſel mit Preußen 
vor und trägt darauf an, dasſelbe darum anzugehn, daß durch 
geeignete Erklärung dem Bunde mit Rückſicht auf Art. 11 ber 
Bundesacte volle Beruhigung gewährt werde. Erflärungen Preußens 
und Oeſterreichs. 

©. ben Antrag Sadjfend und die a alärungen ber beiden Großmächte in 
ihrem Wortlaut Ergänzungsheft ©. 

„ (Defterreid). Erzh. —*8 gebt nad) Verona ab, um ben 
Oberbefehl über die ital. Armee an ber Stelle Benedek's zu über: 
nehmen. 

n (Breußen). Ale vier Wahlbezirke von Berlin haben fih nun⸗ 
mehr in Urwählerverfanunlungen gegen ben Krieg ausgefprocen. 

©. Ergänzungsbeit ©. 59. 

„ (Sadhjen). Der Magiftrat von Leipzig beichließt einftimmig, 
eine Vorftelung an das Gefammtminifterium zu richten, in welcher, 
im Hinblid auf die unfelige Wahrſcheinlichkeit, daß der zwiſchen 
Deiterreih und Preußen ausgebrocdhene Conflict auf Sachſens Fluren 
im verabjcheuungswürbigiten Bruderfrieg werde ausgefämpft werben, 
die Negierung gebeten wirb, jede Mafregel, die als Kriegsrüftung 
gedeutet werben könne, fofort, foweit bereits in Vollzug gelebt, rüd: 
gängig zu machen, übrigens aber alle unbegründeten Gerüchte über 
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angebliche Rüftungen öffentlich als folche zu bezeichnen. Die Stabt: 
verorbneten bejchließen am folgenden Tage einftimmig, ſich dieſer 
Vorſtellung des Magiſtrats anzufchließen. 


. Mai. (Dejterreih). Es ergeht der Befehl, bie ganze öſterreichiſche 


„ 


n 
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Armee auf den Kriegsfuß zu fegen und bie Norbarmee an ber böh⸗ 
miſchen und ſchleſiſchen Gränze zu concentriren. 

(Bayern) nimmt feine Rüjtungen wieder auf: die am 21. v. M. 
fiitirten Pferdeanfäufe follen ungejäumt wieder jtattfinden. 

(Bayern). Die Rheinpfalz feiert das Jubiläum ihrer 5Ojäh: 
rigen Bereinigung mit Bayern, Hauptfeſt in Kaijerslautern unter 
Leitung ber Abgeorbneten der Pfalz und zahlreiher Deputationen 
aus den verichiedenen Gegenden bes Kreiſes. Feſtrede des bg. 
Golfen gegen jeden Gedanken einer Trennung von Deutfchland. Am 
Nachmittag große Volksverſammlung. KRefolutionen berfelben. 


(Weimar). Die Landtagsabgeorbneten vereinigen fi) über eine 
Refolution zu Gunften des preußifchen Bundesreformantrages, „jedoch 
unter Vorbehalt näherer Beſtimmungen über das Wahlgeſetz. Nur 
bei Aufrechthaltung unbeſchränkter Wählbarkeit kann eine wahre Ver: 
tretung ber deutſchen Nation aus den Wahlen hervorgehen.“ 


„ (Preußen) Eine Dep. Bismards in Antwort auf die öfterr. 
Depeihe v. 26. April weist jede Intervention bes Bundes behufs 
Löſung der chleswig-hofiteiniihen Frage entſchieden zurüd: 

„Da e8 uns in dem Jegenwärtigen ernften Augenblide nicht um einen 
Austauſch von Echriftilüden zu thun ift, welche beftimmt jind, vor der öffent 
lihen Meinung die gegenfeitigen Standpunfte zu firiren oder zu rechtfertigen, 
fondern um bie Anbahnung einer wirflih ernft gemeinten 
Verftändigung, welde nur auf bem Wege vertraulicher Verhandlungen 
zu erreichen möglich ift, fo ſehe ih von einer formalen Erwiderung auf bie 
Dereihe vom 26. April ab und wähle die Form eines vertraulichen, nicht 
zur Mittheilung an den kaiſerl. Minifter beftimmten Erlafjes an Ew. Erz. 
Ich habe ſchon in meiner Mittheilung vom 1. d. M. angedeutet, daß nad) 
unferer Auffaffung bie Depefhe des Herrn Grafen v. Mensdorff fih auf 
einem Boden bewegt, auf welden wir nicht folgen können. Cs ift nicht ber 
Boden der Verträge von Mien und Gaftein, weldhe die Berechtigung des 
Königs Chriftian IX. zur vollen Cefiion ber Herzogtbümer und folglich bie 
unbedingte Erwerbung berfelben durch die beiden beutichen Mächte vorausſetzen. 
Wie hieneben noch eine Enticheidung des Bundes über den rechtmäßigen Beſitz 
bes Herzogthums Holftein Platz finden fole, vermögen wir nicht einzufehen. 
Wir halten unfererfeitS an diefen Verträgen feſt; und wir würden es als 
eine Verlegung berielben betrachten, wenn bie Taijerl. Regierung einen in 
Betreff unierer gemeinfamen Rechte an ben Herzogthümern gegen unferen 
Willen gefaßten Beſchluß ald maßgebend behandeln wollte. Wir können feine 
Gompetenz bes Bundes zur Entſcheidung in bdiefer Frage anerkennen, nachdem 
wir unfere eigene rechtliche Weberzeugung feitgeftellt und durch wölferrechtliche 
Verträge eine fichere Bafis gewonnen haben; und wenn wir Die eigenen 
Aeußerungen des Wiener Cabinets, namentli ben Erlaß an ben kaiſ. Ge: 
fandten zu Münden d. d. Wien, 10. Zanuar 1863, in Betracht ziehen, fo 
fönnen wir nicht glauben, daß bie Faiferliche Regierung fich ſelbſt jebt in 
einen fo entfhiedenen Widerſpruch mit ihren frühern Auffafjungen über die 
Competenz des Bundes fegen wolle. ben. fo wenig, ‚wie wir bie Entſchei⸗ 
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bung über bie Frage bem Bunde und ber jeweiligen Majorität von beutichen 
Regierungen überlaffen Fünnen, begen wir bie Abfiht, unjern Antheil an ben 
von uns burd Krieg unb Vertrag erworbenen Rechten einem Tritten zu 
übertragen, welcher uns Teine Bürgſchaft eines Aequivalents für die Opfer 
bietet, mit welden wir ben Griverb jener Rechte haben erfaufen müſſen. 
Wenn bie kaiſ. Regierung dagegen über ihre Rechte an der gemeinfamen 
Errungenſchaft eine anderweite Verfügung treffen will, jo wird fie uns fofort 
zur Verhandlung darüber bereit finden. ine ſolche Verhandlung mit Wien 
würbe fih auf der Bafis bes beftehenben Nechtes bewegen, da die Berträge 
bie Dispofition über die Herzogthümer beiden Mächten gemeinfam geben und 
baber eine ſolche Dispoſition nur unter gegenfeitiger Zujtimmung jtattfinden 
Tann, welde auch in dem Gajteiner VBertrage noch vorbehalten iſt. Wir vers 
langen unfererjeits nichts über unjer Mares und beſtimmtes Recht hinaus, 
welches uns ben gleihen Antheil mit Tefterreih an ber Geljion König 
Ehriftiand gewährt; wir gründen feine Anſprüche auf die von uns gebrachten 
nach ber Natur der Dinge größeren Opfer: aber unjer vertragsmäßiges Recht 
an unferm Antheile können wir und auch durch Bundesbeſchlüſſe nicht vers 
fümmern laſſen. Weber ‚die Yöjung oder Fortbildung unſeres Mitbeſitzver⸗ 
bältnijfes fann nur mit Defterreih von uns verhandelt werden. Erleichtert, 
rejp. mobiftcirt Fünnen biefe Verhandlungen werden, wenn es gelänge, gleich⸗ 
zeitig über bie von uns angebahnte Reform ter Bunbesverfafjung eine Vers 
Nändigung mit bein Fail. Gabinet zu erzielen. Gobald Ew. Grz. daher aus 
Ihren Beiprehungen mit dem Herrn Grafen v. Mensdorff die Ueberzeugung 
gewinnen, daß das kaiſ. Gabinet bereit wäre, zu einer folden Verſtäudigung 
die Hand zu bieten, wollen Ew. Erz. die entiprechende Bereitwilligfeit unjerers 
ſeits in Ausficht fielen. Ich wiederhole meine im Eingange gemachte Bes 
merfung, daß die Tepeihe, welde Ew. Erz. bie Gejichtspunfte, von denen 
aus wir eine Verjländigung für mögli halten, darbieten fol, nicht zur 
Mittheilung beftimmt if. Zu einer vertraulichen Vorleſung und Erläuterung 
berjelben wollen Ew. Erz. fi ermächtigt halten.” 


7. Mai. (Preußen). Mißlungenes Attentat gegen Bismard. 


" 


> 


„ (Hannover). Einberufung der Beurlaubten unter dem Vor⸗ 
wande, bie fonft üblichen Herbiterercitien mit Rückſicht auf die Ernte- 
arbeiten zu vermeiden. 

„ (Sadjen). Demokratiſche Bolkeverfammlung in Dresden gegen 
bie von ben Stabtbehörden von Leipzig an die Regierung gerichtete 
Eingabe, welche eine „feige und landesverderbliche Neutralität” an: 
zurathen wage. Eine von der Verſammlung beſchloſſene Deputatien 
an ben König wird von bemfelben nicht angenommen. 

» (Baben). IL Kammer: Das von der Regierung vorgelegte Preß⸗ 
gefeß wird zu Ende berathen und angenommen. 

„ (Breußen) Auch das 1. und 2., fowie das 7. Armeecorps 
werben mobilifirt, alfo die ganze preußijche Armee auf Kriegsfuß gejekt. 
„ (Sadfen). Große Vollsverfammlung in Leipzig gegen bie 
Demonftration bes Stabtrath8 und der Stabtverorbneten. 

„ (Sadfen) Die Handels: und Gewerbefammer von Chemnik 
beſchließt einjtimmig, „die Staatsregierung zu erfuchen, daß fie allee 
aufbieten möge, bie drohende Kriegsgefahr zu bejeitigen und jeben 
Conflict mit unferen Nachbarſtaaten zu vermeiden”. 

„ (Bundestag). Der Antrag Sadfens v. 5. d. M. wirb mit 
10 gegen 5 Stimmen — (Preußen, Kurheſſen, Medlenburg, 15. 
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(Oldenburg) und 17. Curie (Hanfeftäbte) — angenommen. Er: 
Härung Preußens. Botum Kurheſſens. 
S. bie Ichteren in ihrem Wortlaut Grgänzungsbeft S. 65 u. fa. 
9. Mai. (Preußen). Eine tgl, Verordnung ſpricht die Auflöfung bes 
Abgeorbnetenhaujes aus (|. unter Preußen). 


„ (Holftein). Eine Reihe von Edyleswig-Holftein:Bereinen ver: 
langt in Refolutionen die fofortige Bildung des holjteiniichen Bundes: 
contingentes. 

„» » (Baden). Biell. Kammer nimmt den Geſetzesentwurf bez. Ver: 
eins- und Verſammlungsrecht einftimmig an. 


10. „ (Preußen). Auch die Einberufung der Landwehr fämmtlicdher 
9 Armeecorpe (12 Garde: und 104 Provinzialbataillons zu 500 
Mann) wirb angeorbnet. 

„» "» (Bayern). Ein königl. Erlaß beficehlt die Mobilmachung der 

ganzen Armee und bie Einberufung bes Landtags auf den 23.d. M. 

„ Bundestag). Die Bundesreform-Commiſſion conftituirt ſich 

endlih nah Rückkehr des preuß. Geſandten aus Berlin und be- 

zeichnet den Gefandten Bayerns als ihren Referenten. Preußen 
jkizzirt feine Anträge bez. einer Bunbesreform, jedoch nur mündlich, 
nah dem „officiellen Staatsanzeiger” folgenderinaßen: 

a) Einführung einer periodiſch einzuberufenden Nationalvertretung in ben 
Bundesorganismus. Durch Beihlußfaffung der Nationalvertretung wird auf 
fpeciel bezeichneten &ebieten ber Fünftigen Bunbesgejeßgebung die erforderliche 
Stimmeneinheit der Bunbesglieber erjegt. 

b) Zu ben Gebieten ber Bundesgefeggebung, auf bie ſich bie Competenz 
bes neugeftalteten YBundesorgans zu erftreden hat, gehören im Allgemeinen 
die in Art. 64 der Wiener Schlußacte unter bem Namen „gemeinnügige Ans 
ordnungen“ zufammengefaßten Materie. 

c) Als neu tritt die im Nrtifel 19 der Bunbesacte ind Auge gefaßte 
Regulirung des Verkehrsweſens hinzu. 

d) Entwidlung des Art. 18 der Bunbesacte, namentlich Freizügigfeit, 
allgemeines deutſches Heimatsrecht. 

e) Allgemeine Zoll- und Handelsgefeßgebung, unter bem Geſichtspunkte 
einer regelmäßigen gemeinfamen Fortentwidlung. 

f) Die Organifation eines gemeinfımen Schutzes bes beutichen Handels 
im Auslande, Regulirung ber Confularvertretung Gefammt-Deutfchlands, ge⸗ 
meinfchaftliher Schuß ber deutſchen Echifffahrt und Seeflagge. 

g) Gründung einer deutſchen Kriegsmarine und ber erforderlichen Kriegs: 
häfen zur Küftenvertheibigung. 

h) Revifion der Bunbesfriegsverfaffung zum AZwede ber Confolibirung 
ber vorhandenen militärifchen Kräfte in ber Richtung und aus dem Geſichts⸗ 
punkte, daß durch beſſere Zufammenfaffung ber deutſchen Wehrfräfte bie 
Gefammtleiftung erhöht, bie Wirfung gefteigert, die Keiftung des Einzelnen 
möglicht erleichtert werde. 

Bezüglich der Berufung bes Varlamentes ad hoc fol für das aftive 
Wahlrecht das Princip directer Wahlen und des allgemeinen Stimmredts 
maßgebend fein; ein Wablbezirt von 80: bis 100,000 Seelen Hütte einen 
Deputirten zu wählen. Bezüglich des paffiven Wahlrechts erwartet Preußen 
bie Vorſchläge bes Ausichuffes, bezeichnet aber ſchon jegt die bezüglichen Bes 
flimmungen bes Reichewahlgejeßes vom Jahre 1849 für fih als annehmbar. 
In biefem Sinne wäre fofort ein Wahlgeſetz ad hoc zu vereinbaren. 


S 
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11. Mai. Konferenz der Kriegsminifter und Generalftabschefö mehrerer 
Mittelftaaten in Stuttgart bezüglich Ergreifung gemeinfamer Maßs 
regeln. Ä 

„ „» (DWBürttemberg). Einberufung bes Landtags auf ben 23. Mai. 

„ r. (Sadfen). Kine zweite bemofratifhe Volksverſammlung in 
Dresden beſchließt, daß fie auf ihren in der legten Verlammlung 
v. 7. d. M. gefaßten Beſchlüſſen beftehen bleibe und daß fie ben 
Refolutionen der in Leipzig abgehaltenen großen Vollsverjammlung 
v. 8. d. M. beiftimme. 

12. „ (Breußen) remonftrirt in Hannover gegen bie bajelbft einge: 

leiteten Rüſtungen. 

(Preußen). Eine kgl. Verorbnung hebt mit Rückſicht auf den 
durch die Mobilmahung ber ganzen Armee eingetretenen allgemeinen 
Notbftand bie bisherigen Wuchergefebe auf. 

(Defterreih). FZM. Benedek trifft von Verona in Wien ein, 
übernimmt ben Oberbefehl über die Norbarmee und erläßt feinen 
erften Tagesbefehl, der indeß erft am 18. d. M. zur Veröffent⸗ 
lihung gelangt (ſ. d.) 

„„GSachſen). Einberufung bes Landtags auf den 23. Mai. 

„ » DRaffan) Anordnung ber Kriegsbereitihaft, Einberufung ber 

Beurlaubten. 

Der Borftand des Abgeorbnetentages von 1862 ruft benjelben 
auf ben 20, d. M. nah Frankfurt zufammen. 

13. „ BPreußen). Eine Bollsverfammlung in Köln ſpricht ſich noch⸗ 
mals energijd gegen ben Krieg und für einen entichiedenen Wechfel 
des Regierungsſyſtems aus. 

„ :# (Bayern) Eine Bollsverfammlung in Frankenthal für bie 
Rheinpfalz und Rheinheſſen ſpricht fih in energiſchen Refolutionen 
gegen Abtretung deutſchen Landes an Frankreich aus und erläßt 
einen warmen Aufruf dagegen an das gefammte beutjche Volk. 

v„ „ (Kurdefien). Auch die Lurbefiiihe Regierung trifft einige 
Borfihtsmaßregeln. Doch beruhigt die officielle Kaffeler Ztg. als: 
bald, die Nachricht von Einberufung ber beurlaubten Soldaten jet 
unrichtig; es jeien noch gar Feine Einberufungen zur Active erfolgt, 
ſondern nur bie ins Ausland beurlaubten Leute zur Rückkehr in bie 
Heimath behufs Dienftbereitihaft aufgefordert worden. 

14. „ (Preußen) Eine königliche Cabinetsordre ordnet ausgebehnte 

Zruppenconcentrationen namentlih in Sachſen und Schlefien an, 

die bi8 zum 15. Juni vollendet fein follen. 

(Preußen) Die officidje Nordd. Allg. Zeitung droht mit res 
volutionären Maßregeln, twofern die mittelftaatlihen Regierungen 
ben Planen Preußens bez. feines Parlamentsantrages nicht entgegen 
fonımen würben. 

©. Ergänzungsheft S. 71. 

”» nm (Preußen) Die Stabtverorbneten von Köln beichließen in 
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Deniſchland. 


außerordentlicher Sitzung eine Adreſſe an den Koͤnig für den Frieden. 
Eine Reihe von anderen Städten der Rheinprovinz und Weſtphalens 
folgt dem Beiſpiele Kölns. 


‚Mai. Conferenz der Mittelſtaaten in Bamberg. Es find dieſelben 9 


Staaten babei vertreten wie bei ber vorhergehenden Gonferenz in 
Augsburg. 

„ (Hannover und Kurheffen) erklären fi) gegenüber dem An: 
dringen Preußens zu einer neutralen Haltung bezüglich des obſchwe— 
benden Conflictes zwiſchen Defterreih und Preußen bereit, jedoch 
ohne eine formelle Verpflichtung dazu eingehen zu wollen und nur 
unter Borbehalt von Bundesbeichlüffen. 

„ (Baden) I Kammer: Geh. Rath Bluntfhli begründet bie 
von ihm vorher angefündigte nterpellation, deren Antrag dahin 
geht, fi möglichſt lange neutral zu verhalten und zu verjuchen, fich 
für diefe Neutralität mit den übrigen jüdbeutichen Staaten zu ver: 
ftändigen. Die Kammer bebattirt über den Antrag und beichließt 
hierauf, die weitere Diskuſſion zu vertagen. 

©. ben Wortlaut der Anträge Ergänzungeheft ©. 73. 

„ PVerfammlung des Ausſchuſſes des Nationalvereins in Berlin. 

Derjelbe beichließt eine Anſprache an feine Mitglieder. 
©. dieſelbe Ergänzungsheft ©. 72. 
„ (Breußen). Die Einberufung der gefammten Landwehr erregt 
großen Widerwillen, ber in vielen Theilen ber Monarchie, nament: 
lih aber in. ben Rheinlanden und in Oftpreußen, an manden Orten 
zu ben gewaltthätigſten Ercefjen von Seite der Einberufenen führt. 
(Breußen). Im Gegenfabe gegen bie Adreſſe der rheinifchen 
und ‚weitphälifhen Städte beſchließen der Magijtrat und die Stadt— 
verorbneten von Breslau eine Adreſſe an ben König, 
welde die ©. M. zum Krieg veranlaffenden Gründe anerkennt und 

Opferwilligfeit wie im J. 1813. zufihert, ba bie Weisheit S. M. Mittel 

finden werde, durch Befeitigung bes inneren Conflict die Kampfbegeifterung 

zu weden. 

» (Sadfen). ine Bollsverfammlung in Chemnit erflärt ſich 
für Neutralität, für ein beutfches Parlament und für Herftellung 
des ſächſiſchen Wahlgefehes von 1848. 

„ (Schleswig). Die preuß. Bejabung erhält fortwährend ſtarke 
Zuzüge aus Preußen. 

‚„ (Breußen). In Trier Yäßt ber Oberbürgermeiſter einen An: 
trag in ber Stabtverorbnetenverfammlung auf Erlaß einer Friebens- 
petition „in Folge ihm zugegangener Inftruction” nicht zu. 

»„ (Kurbeffen). Der Kriegsminifter v. Ende wirb ohne fein 
Anſuchen plößlich entlaffen, angeblich weil allzupreußiſch gefinnt. 

„ (Heflen-Darmjtadt). Die Regierung orbnet die vollftänbige 
Mobilmahung der Armeedivifion an. 

„ (Baden). I. Kammer: Allgemeine Debatte über das Miniſter— 


* 


verantwortlichkeitsgeſetz. 
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16. Mai. (Naſſau). Ausſchußſitzung der Ständeverfammlung: Anfragen 
an die Regierung bezüglih ber angeordneten Mobilmachung der 
Truppen und ber Mittel dazu. 

17. „ Defterreid). Der Stadtrath von Prag befchließt einjtimmig 
(Deutihe und Ezehen) in einer dem Kaiſer durch eine Deputation 
zu überreichenden Adreſſe neben ſehnſüchtigen Wünſchen für ben 
Frieden auch die muthvollſte DOpferwilligfeit für ben Fall bes zur 
Erhaltung des Rechts und ber Ehre Oeſterreichs unvermeiblichen 
Kriegs auszufpredyen. 

» # DRaffau) Der Landtag wird plöplid bie zum 4. Juni ver- 
tagt, woburd jede Oppofition gegen bie angeorbnete Kriegsbereitichaft 
vorerft unmöglich gemacht wird. 

18. „ (Defterreid). BVeröffentlihung des vom 12. d. M. batirten 
erften Tagsbefehls Benedeks als Oberbefehlshaber der Nordarmee. 

©. benjelben im Ergänzungsheft S. 76. 
„ Defterreid). Zur Eiderung Wiens gegen möglihe Mechfel: 
fälle bes Kriegs find bei Floresdorf 20,000 Arbeiter mit der Er: 
rihtung von Erdforts und eines befeftigten Brückenkopfes beichäftigt. 

19. „ (Bundestag). Die auf ber Bamberger Conferenz vertretenen 
9 Staaten — Sachſen ausgenommen — ftellen am Bunde ben 
gemeinfamen Antrag auf gleichzeitige Abrüftung fämmtlicher Bundes: 
glieder und zwar an einem von ber Bunbesverfammlung zu verein- 
barenden Tage. Mißtrauenserflärung Oeſterreichs gegen Hannover. 

©. ben Wortlaut Ergänzungsheft S. 77. 

» n (Preußen). Antwort des Königs auf die Friegerifche Breslauer 

Adreſſe. Die Friedensadrefjen Dagegen werden nicht beantwortet. 
©. Ergänzungsheft ©. 76. 

»„ u (Breußen). Der Stabtrath von Köln befchließt eine Friedens; 

abreffe an den König zu richten. 


20. , „ Berfammlung des Abgeorbnetentages in Frankfurt. Es nehmen 
baran Theil aus: Frankfurt 36, Baden 35, Naffau 34, Kurbefien 
31, Schleswig-Holftein 29, Darmftabt 26, Preußen 18, Bayern 13, 
Thüringen 4, Medlenburg 4, Hannover 3, Bremen 3, Oldenburg 
2, Württemberg 2, Sadien 2, Lippe-Detmold 1, Homburg 1. Die 
Sefammtzahl beträgt ſonach 235. 

Der Antrag des Ausſchuſſes „verdammt ben brobenben Krieg als einen 
nur bynaftifchen Zwecken dienenden Cabinetskrieg“ und fordert „die Staaten 
ber fübweftdeutihen Gruppe auf, ihre Kraft ungeſchwächt zu erhalten, um 
gegebenen Falls für die Integrität des beutfchen Gebiets einzuftehen”, Ein 

Gegenantrag von Pafjavant- Müller aus Frankfurt fordert „die gelammte 
beutihe Nation zu aktivem Widerſtande mit ben Äußerften Mitteln gerechter 
Norhwehr und zu Unterftügung der Regierungen auf, mofern bie jeßige 
preußifche Regierung der felbftänbigen Gonftituirung der Herzogthümer fich 
widerfege und ftatt des Rechts ihren Eigenwillen mit Gewalt durchſetzen wolle“. 

Erregte Debatte: Referat des Abg. Völk aus Bayern, Rede bes 
Abg. Schulze⸗Delitzſch und des Abg. Freſe aus Preußen (gegen die 
Haltung ber Majorität bes preuß. Abg.Hauſes in ber ſchleswig⸗ 
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holſteiniſchen Frage). Bei der Abſtimmung wird ber Antrag Paf- 
ſavant-Müller abgelehnt und der Antrag des Ausſchuſſes mit über: 
twiegender Mehrheit angenommen. Die Echleswig: Holiteiner (29 
an ber Zahl) erklären, jämmtlich gegen den Ausichußantrag gejtimmt 
zu haben. 

Cine nad dem Schluß des Abgeorbnetentages zujammengetretene 
demokratiſche Vollsverfammlung erklärt die von der Majorität bes 
Abgeordnetentages befürmwortete Neutralität geradezu für Feigheit oder 
Verrath, findet den bewaffneten Miderftand Deutfchlands gegen bie 
die friedensbrecherijche Politit der preuß. Regierung für geboten und 
verwirft ben Parlamentsantrag befjelben unbedingt. 

©. ben Mortlaut der Anträge an den Abgeorbneientag im Ergänzungs: 


beit S 
21. Mai. (Bayern) Eine Beſprechung der bayeriſchen Fortſchritts⸗ 


22. 


24. 


partei in Gunzenhauſen geht gegen eine unbedingte Neutralität, für 
Volksbewaffnung und Einberufung eines Parlaments nach dem 
Reichswahlgeſetze von 1849. 

(Sachſen). Die Einberufung des Landtags auf den 23. d. M. 
wird mit Rückſicht auf die Congreßausſichten verſchoben, alsbald aber 
wieder auf den 26. d. M. angeſetzt. 

» (Preußen) Eine Depeſche an Württemberg wirft demſelben 
vor, neben Oeſterreich und Sachſen zuerft gegen Preußen gerüftet 
und damit bie ganze jeßige Verwidelung weſentlich mit verfchuldet 
zu haben. 

©. den Wortlaut Ergänzungebeit ©. 81. 

» (Hannover). Der öfterreihifche General Prinz Solms trifft 
in befonderer Miffion in Hannover ein. 

„ (Kurdeifen). Der öfterr. Oberft Baron Wimpffen trifft in 
außerorbentliher Miflion in Kaflel ein. 

„ (Bayern). Prinz Karl wird zum Höchſtcommandirenden ber 
bayeriihen Armee, General v. d. Tann zu feinem Generalftabschef 
ernannt. 

„ Württemberg). Eröffnung des Landtags. Thronrede bes 
Könige. Die Regierung legt dem Landtage zwei Gefebesentwürfe 
vor, beren einer dem SKriegsminifter die gefammte Landwehr zur 
Derfügung ftellt, der andere einen außerordentlichen Militärcrebit von ' 
7,700,000 ft. verlangt. 

©. Ergänzungsheft S. 82. 

„ (Preußen). Die Stabtverorbneten:Berfammlungen in Königs: 
berg, Stettin, Köslin, Kolberg, Magdeburg ꝛc. richten Friedensadreflen 
an den König, — Dem Kreistage von Thorn wird von 14 Mit: 
gliedern ein Proteft überreicht gegen jede Bewilligung von Steuern 
und Laſten, denen die Zuftimmung bes Abg.Hauſes fehle, zumal 
weder in ber Geſetzſammlung noch im Staatsanzeiger ein Befehl 
des Könige zur Mobilmahung veröffentlicht fe. Die Berathung 
bes Broteftes wird vom Landrath verweigert. — Die Stabtvergrd> 


deuiſqland. 65 


neten von Thorn befchließen einflimmig eine Friedensadreſſe an ben 
König und fordern den Magiltrat zum Beitritt auf; ber Ober: 
bürgermeifter verweigert die Berathung im Magiſtrat. — Siebzehn 
Handelsfammern von Rheinland und Weitphalen richten eine Gols 
lectivpetition gegen ben Krieg an ben König. 

©. Ergänzungsheit S. 83 u. fag. 


24, Mai. (Bundestag). Der mittelftaatlihe Antrag vom 19. d. M. 


25. 


26. 


„ 


auf alljeitige Abrüftung wird von der Bundesverjammlung einftimmig 
angenommen. Defterreih und Preußen erflären, in ber nädhiten 
Sigung die Vorausſetzungen mitzutheilen, unter benen fie abrüjten 
wollen. Hannover erllärt bezüglich feiner Verhandlungen mit Preußen, 
es werbe die Bunbespflichten fireng einhalten. Oldenburg ftellt den 
Antrag (gegen Oefterreih), bie ſchleswig-holſteiniſche Frage an ein 
Aufträgalgericht zu weiſen. 

(Württemberg). II. Kammer: Fetzer trägt auf allgemeine 
Volksbewaffnung und Herftellung ber beutihen Grundredte an; 
Hölder interpellirt bez. ber Verfaflungsreform, Zeller bez. des Waffens 
tragende bes Militärs außer Dienft, Hopf bez. Vereidigung des 
Militärs auf die Verfaflung. 

„ (Hannover) 44 Mitgliever ber II. Kammer treten ben Be: 
[hlüffen der Mehrheit des Abgeorbnetentages v. 20. d. M. durch 
öffentlide Erklärung bei. 


„ (Heilen: Darmftadbt). IL. Kammer: Die Regierung fordert 


einen außerorbentlihen Militärcrebit von 4,150,500 fl. Rebe Dal: 
wigts zu Begründung besjelben: 

„Es bedarf feiner Verfiherung, daß die großherzogliche Regierung einer 
jeden Parteinahme für einen oder ben anderen ber beiden zunächſt freitene 
den Theile fern ſteht, daß fie nur geleitet wird von dem Gefühle ihrer 
Tfligten gegen ben Bund und die Bundesgenoffen, von ihrer Treue gegen 
das gemeinjame Vaterland. Aber eben deßwegen muß anbererjeits bie groß: 
berzogliche Regierung jeden Gedanken an eine neutrale Stellung in bem 
großen Kampfe, der ſich vorbereitet und ber mwefentlih auch bie von ihr feit 
zwanzig Jahren vertretene Sadye der Elbherzogthümer berührt, als mit jenen 
Pflichten unvereinbar zurüdweijen.“ 


„ (Defterreih). Das ganze Hauptquartier der Norbarmee 
unter Benedek wird von Wien zunähft nad Olmütz verlegt. 

„ (Württemberg). Die mwürtt. Regierung erklärt in ihrer Ant: 
wortsdepeſche auf die preuß. Dep. v. 22. d. M., daß die Beſchul⸗ 
bigungen berfelben in ihr die peinlichite Ueberraſchung erregt hätten: 

„... Es wäre ber k. württ. Regierung ein Leichtes mit Zahlen und Daten 
nachzuweifen, daß fie nicht einmal Eine vorbereitende militärifche Maßregel 
ergriffen hatte, als bereits bie in der k. preußifchen Depefhe vom 24. März 
angekündigten Rüftungen im vollen Gang waren; fie zieht jedoch vor, ſich 
einfach auf das Zeugniß von Deutfchland und Europa zu berufen, x...” 

„ (Württemberg). Königin Olga kehrt von St. Petersburg 
ſtatt über Berlin über Wien nah Stuttgart zurüd., 


u Preußen). Eine Circulardepeſche Bismards ſucht nochmals 
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die Nothwendigkeit einer Bundesreform und die Beſcheidenheit der 
preuß. Forderungen dießfalls nachzuweiſen: 

„Ueber Preußens Stellung zur Bundesreform und die Abſichten, von 
denen Se. Maj. der König bei ber jüngſten Wiederauinahme derſelben erfüllt 
find, finden Ew. ꝛ⁊c. in Folgenden einige Betrachtungen allgemeiner Natur, 
deren geeignete Verwerthung bei ſich barbirtendem Anlaß ji empfehlen 
dürfte. Wenn wir in der jegigen Geftaltung des Bundes ciner großen Kriſis 
entgegengeben fellten, fo ift eine volftändige revolutionäre Zerrüttung in 
Deutſchland bei der Haltlofigfeit ber gegenwärtigen Zuftände die wahrſchein⸗ 
lichſte Folge. Giner ſolchen Kataſtrophe fann man lebiglidy burch eine recht: 
zeitige Reform von oben ber vorbeugen. Es iſt nicht die Maſſe der unbe- 
techtigten Forderungen, welche den revolutionären Bewegungen Kraft verleiht, 
fondern gewöhnlich ift es der geringe Antheil ber berechtigten Forderungen, 
welder bie wirffjamiten Borwände zur Revolution bietet und ben Bewegungen 
nachhaltige und geiährliche Kraft gewährt. Unbeftreitbar ilt eine Anzahl bes 
rechtigter Bebürfniffe des deutſchen Volks nicht in dem Mape ficher geftellt, 
wie es jede große Nation beanſprucht. Die Befriedigung berfelben im ge: 
orbneten Wege ber Verftändigung herbeizuführen, tft die Aufgabe ber Bundes⸗ 
reforn. Die leßtere ift recht eigentlich im Intereſſe des monarchiſchen Prin: 
cips in Deutichland nothwendig. Eie fol durd die Initiative der Megie: 
rungen ben Debelftänden abhelfen, welche in bewegten Zeiten die Quelle unb 
ber Vorwand für gewaltfame Selbithülfe werben können. In biefer Rich: 
tung bewegen fih die Reformvorſchläge ber preußifhen Regierung. Sie 
werden fid) auf das allernothivendigfte bejhränfen und den Bunbesgenoffen 
auf das bereitwilligite mit ben ihnen emvünfchten Mobdificatienen entgegen 
fommen. Tas Ziel verlangt allerdings Opfer, aber nicht von einzelnen, 
fondern von allen gleihmäßig. Was Se. Maj. ben König perlönlih ans 
betrifft, So liegt Allerhöchſtdemſelben nichts ferner als Seine YBuntesgenoffen, 
bie beutichen Fürften, beeinträchtigen ober unterbrüden zu wollen. Aller 
böchitderfelbe will mit ihnen als einer ihresgleihen gemeinfam für die ges 
meinfame Sicherheit nah innen und außen forgen, aber bejjer als bisher. 
Wer diefen ernften Willen und das längft auf jenes Ziel gerichtete Beſtreben 
Str. Majeftät als Ergebniß perfönlichen Ehrgeizes fchildert, der entftellt die 
Thatfachen, welche von Allerhöchltdefien Handlungs: und Sinnesiweife offenes 
Zeugniß ablegen. Se. Maj. der König find ſiets weit davon entiernt ge: 
weſen, einen Ehrgeiz zu hegen, ber auf Koften ber Nachbarn und Bundes⸗ 
genofjen Befriedigung gefucht hätte, wenn Allerhöchitdiefelben auch nad) mannig⸗ 
fachen Erfahrungen darauf verzichten müffen, die Berleumbungen zum Schwei⸗ 
gen zu bringen. Ge. Majeſtät beabfichtigen auch jeßt, mit der Bundesreform 
nicht den deutſchen Fürſten Opfer anzujinnen, welde Preußen nicht ebenfo 
im Intereſſe der Gejammtbeit zu bringen bereit wäre. Die Verweigerung 
ber in ben Reformvorichlägen der königlichen Regierung aufgeftellten ver: 
hältnißmäßig geringen und von allen Theilnehmern — Preußen nicht aus: 
geſchloſſen — gleihmäßig zu machenden Zugefländniffe würde, unferer Anſicht 
nah, eine ſchwere Verantwortung für die Zukunft involviren. Wir haben 
zunächft mit einzelnen Regierungen über unjere Vorichläge eine Vorverftän: 
bigung verſucht, ſodann im Neuner-Ausfhuß in Franffurt a. M. diefe Vor: 
Tchläge näher, wie folgt, bezeichnet. 1) Die Organifation bes Bundes wird 
duch Sombinirung mit einer periodifch einzuberufenden Nationalvertretung 
in der Weife geftaltet, daß bie Beſchlußfaſſung der letzteren auf den dafür 
bezeichneten Gebieten der Bundesgeſetzgebung die Stimmeneinheit erſetzt. 2) 
Die Competenz der alſo neugeſtalteten Bundesgewalt wird zunächſt auf ſolche 
Materien ausgedehnt, welche bisher im Wege der gelegentlich zuſammen⸗ 
tretenden Conferenzen behandelt gu werben pflegen oder Commiljionen 
überwiefen werben, wie 3. B. dag Münz:, Maß: und Gewichtswefen, bie 
Patentgeſetzgebung, bie gemeinfame Eivilprocefordnung, das Heimathsweſen 
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und bie Freizügigkeit. 3) Es tritt bazu bie allgemeine Rolls und Hanbele 
gefetgebung in principieller Behandlung unter bein Gefichtspunft regelmäßiger 
gemeinfamer „Fzortentwidlung. 4) Urganifation eines gemeinfamen Echupes 
bes deutſchen Handels im Auslaude, Conſularweſen, Schutz ber Flagge zur 
Eee. 5) Tas Verkehrsweſen zwiſchen ben Bunbdesftaaten, Yand:, Waſſer⸗ und 
Eifenbahnftragen, Telegraphie, Poſtweſen, bie Fluß: und fonitigen Waſſerzölle. 
6) Gründung einer den gemeinfamen Zwecken bienenden Kriegemarine mit 
ben erforderlichen Kriegshäien und ben entiprechenden Küjtenvertheibigunges 
anftalten. 7) Conſolidirung der militärifhen Kräfte Teutfchlands für Feld⸗ 
armeen= und Feltungsweien, alfo Reviſion der Bundeskriegoverfaſſung aus 
biefem Gefichtöpuntt einer befferen Zujammenfafjung ber Gefammtleiitung, 
fo daß beren Wirkung gehoben und die Yeiltung des Einzelnen möglichſt er⸗ 
leihtert wird. Auf bieje beſcheidenen Forderungen haben wir une beichränfen 
zu können geglaubt und zugleich die Verfiherung gegeben, baß wir, um im 
friedlihen Wege zu einer Verftändigung darüber zu gelangen, gern unjeren 
Bunbesgenofjen in Mobalitäten entgegenfommen würden. Grit wenn Preußen 
auf bem Wege ber Verftändigung am Yund und mit ben Regierungen alle 
Mittel vergebens erjhöäpft Haben wird, um auch nur bie nothbüritigften Zuges 
ftändniffe zu erlangen, werben wir unferengesBrogranım erweitern. Ew. ꝛc. wollen 
bei gelegentlichen Erörterungen vorftehende Andeutungen nicht unbenupt laſſen.“ 


27. Mai. (Bayern). Eröffnung des Landtags. Thronrede des Könige. 


” 


„ 


S. Ergänzungsheft S. 85. 
„ (Sadjen). Eröffnung des Landtags. Thronrede bes Könige, 
©. Ergänzungsheft S. 86. 
„ (Sadjen). Eine große Verſammlung ber Arbeiter in Glauchau 
erflärt fich gegen bie Rüftungen und das Zufammengehen mit Preußen 
für eine Lebensfrage der ſächſiſchen Induſtrie. 


28. „ Die förmliden Cinladungen zu ben riedensconferenzen in 


n 


Paris von Seite der neutralen Großmächte werden in Wien, Berlin, 
Florenz und Frankfurt übergeben, nachdem ſich die Mächte vorher 
ber principielen Annahme von Seite Defterreihe, Preußens nnd 
Italiens vergewiflert haben. 

©. den Xortlaut Ergänzungsheft S. 88. 

„ (Sadjen). ine VBürgerverfammlung in Leipzig beichließt 
eine Betition an bie II. Kammer gegen bie Rüftungen. Cine Petition 
im entgegengefeßten Sinne findet alsbald ebenjo zahlreiche Unterfchriften. 

Eine Voltsrerfammlung bei Chemnig erklärt ſich gegen bie Re: 
folutionen der Bollsverfammlung in Glauchau. 

„ (Baben). IL Kammer: Beriht ber Commiſſion über ben von 
ber Regierung geforderten außerordentlihen Militärcrebit im Betrage 
von 1,070,800 fl. für Beſchaffung von 1400 Militärpferben. 

Die Commiſſion wünfcht, daB die Deittelftaaten, zumal die durch gemeine 
fame Intereſſen eng verbundene ſüddeutſche Gruppe, ſich vorerit und fo 
lange als thunlih an dem Kampfe nicht betheiligen, aber ihre Heeresmacht 
allmählich, zur Zeit in vorbereitender Weife, fchlagfertig zu machen fuchen, 
um fomwohl während ber Periode ber Friedensvermittlung, als auch dann, 
wenn man in bie friegerifche Action gegen das Nusland einzutreten genöthigt 
würde, die möglichfte Stärfe zu bejigen; fie wünſcht ferner, daß die Regierung 
ben ganzen außerordentlichen Aufwand nicht früher beginnen und nicht länger 
fortdauern Laffen werde, als durchaus nothwendig, und daß fie, ſobald es die 
politiſche Lage des Vaterlandes eriaube, zum Wiederverkauf dieſer 1400 Pferde 

ſchreiten werde. ge 
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Der Miniſter des Auswärtigen, Frhr. von Edelsheim, bezeichnet 
als leitende Geſichtspunkte der gegenwärtigen Politik der Regierung: 

1) fo viel, als möglich für die Erhaltung des Friedens zu wirken; 2) 
vorerſt nach keiner Seite hin ſich zu engagiren, dagegen 3) eng mit den 
übrigen ſüddeutſchen Mittelſtaaten ſich zuſammenzuſchließen zu einer gemein: 
ſamen deutſchen Politik, deren Ziel iſt, den Bundesnexus zu erhalten und die 
nationalen Intereſſen kräftigſt zu fördern, daher 4) bie Idee ber Bundes- 
reform nach Kräften in practiſche Ausführung zu bringen. 

Alle Redner erklären ſich mehr oder weniger entſchieden mit die— 
ſer deutſchen Politik der Regierung einverſtanden und die Kammer 
nimmt ſchließlich die Vorlage der Regierung einſtimmig an, indem 
ſie auf den Antrag des Abg. Eckardt (Namens der Fortſchrittspartei) 
weiterhin beſchließt: 

„1) Die Regierung möge im Verein mit ihren Bundesgenoſſen die ſchleu— 
nige Einberufung eines deutihen Parlaments erwirfen, 2) zur Durchführung 
ber Bundesreform und Löſung ber fchleswigholfteinifchen Frage eine Volks— 
wehr zur Verftärfung ber Militärfraft bes Landes ind Leben rufen.“ 


29. Mai. (Preußen) nimmt bie Einladung zu den Conferenzen in Paris an. 


" 


”„ 


n 


n 


„ODeſterreich). Der Bürgerausfhuß von Peſth erläßt eine 


Loyalitätsadreſſe an den Kaifer. 
(Hannover). II. Kammer: R.v. Bennigfen stellt folgendenlirantrag: 
„Stände wollen eine Adreffe an Ee. Maj. den König beſchließen, in 
welder Stände Sr. Maj. bem Könige Folgendes in näherer Ausführung vor: 
tragen: 1) Es ift ber bringende Wunſch des Landes, daß Deutſchland vor 
ben Gefahren und unbeilvollen Folgen eines innern Krieges bewahrt werde. 
2) Die hannoveriſche Regierung bat die Pflicht, für die Aufrechthaltung bes 
Friedens thätig zu fein und zu dem Behuf, wie zur Herftellung einer, bie 
Wiederkehr ähnlicher Zuftände verbindernden bundesftaatlihen Gefammtver: 
fafjung Deutfchlands, auf jchleunige Einberufung eines freigewählten Parla⸗ 
mentes binzuwirfen; ferner in den Conflict zwifchen Defterreih und Preußen 
nicht durch vorzeitige Parteinahme ober Rüftungen die Gefahr des Ausbruches 
eines Kriegs zu vergrößern; endlih auf eine ähnliche Haltung ber übrigen 
beutfchen Regierungen ihre Bemühungen zu ridten. 3) Nicht das jeßige 
Minifterium, fondern nur ein mit dem vollen Anfehen nad oben und unten 
ausgerüftetes Geſammtminiſterium ift in ber Lage, auf Grund ber Mieber- 
herftelung des in ber gegenwärtigen Zeit boppelt erforderlichen, feit Tangen 
Jahren geftörten politifchen Friedens im Königreihe mit Kraft und Erfolg 
für die wahren Intereſſen des Landes und ber oben bezeichneten nationalen 
Aufgaben einzutreten.“ 
„ (Helfen: Darmftabt). Die I. Kammer lehnt den Beitritt zum 
Beihluß der IL. Kammer vom 23. März bez. Einberufung ber 


ſchleswig⸗holſteiniſchen Stände ab. 


— ,„ (Preußen). Eine Antwort bes Könige ift bis jetzt nur auf 


30, 


die Breslauer Kriegsadreſſe ergangen, nicht aber auf die fämmtlichen 
Triedensabreffen aus allen Theilen der Monardie; der Elberfelder 
‚Triedensbeputation wird vom König „wegen überhäufter Geſchäfte“ 
feine Audienz ertheilt, 

„ (Defterreid). Da Preußen den Durchmarſch von Ergänzungs:- 
mannſchaften für die Brigade Kalik in Holftein verweigert und auch 
die Unterhanblungen mit Kurheflen und Hannover zu biefem Zwecke 
zu keinem Ziele geführt haben, verfügt ein Beſchluß des Kriegs⸗ 
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miniftere, daß Feine Ergänzungstruppen nad) Holftein zu geben hät: 
ten, aber aud weiter Feine Beurlaubungen in ber Brigade Kalit 
geitattet würben. 

30. Mai. (Bayern). II Kammer: Die Regierung verlangt einen außer: 
orbentlihen Militärcrebit im Betrage von 31,512,000 fl. Rebe 


v. d. Pfordtens. Derſelbe bezeichnet barin als Programm ber Regierung: 
1) Für bie Erhaltung bed Friedens zu wirken und mit allen Kräften uns 
ermübet auszubarren, jo lange noch ein Echimmer von Kofinung für bas 
Gelingen bes Friedenswerkes vorhanden ſei; 2) Bayern in die Yaye zu jeben, 
wenn ber Friedcusbruch nicht abzuwenden fein follte, bemfelben mit allen 
Kräiten entgegentreten zu können und einzuftchen für bie Rechte des Bundes, 
bie Erhaltung bes Yundesfriebens, bie geheiligten Nechte der Nation und bie 

Selbſtändigkeit Bayerns. 

(Sachſen). II Kammer: Die Regierung verlangt einen außer 
orbentlihen Militärerebit im Betrage von 4,650,000 Thlrn. 

Tie die Vorlage begleitende Motivirung führt nochmals aus, baß bie 
jähfifhe Regierung felbit nach ber preußiſchen Depeihe vom 24. März, in 
welcher mit ber Behauptung, daß Preußen von Teiterreich bedroht werde, bie 
Trage gneitellt wurde: ob und in welchem Umfang Preußen in dieſem Fall 
auf Unterftüßung rechnen fünne, wenn es von Oeſterreich angegriffen würde? 
— eine Anfrage, welcher am 28. März die Anordnung umgafjender militä⸗ 
rifher Vorkehrungen, die Diobilifirung größerer Zruppentheile der preußiſchen 
Armee nachfolgie — dennoch Anſtand genommen babe, irgendwelde militäs 
riſche Sicherheitsmaßregeln zu trefſen, da die deuiſchen Großmächte kurz nach⸗ 
her erklärten, keinen Angriff auf einauder zu beabſichtigen, und der preußiſche 
Parlanientsantrag anfänglich auf friedlichen Verlauf hinzudeuten ſchien. In⸗ 
deß häiten die Verhältniſſe einen höchſt bedrohlichen Charakter angenommen, 
und die ſächſiſche Regierung habe nicht zweifeln können, daß ein Angriff auf 
Sachſen eine der erften Maßregeln ber friegeriihen Situation fein würde. 
Sie hate einige ber allernöthigſten Sicherheitsmaßregeln durch Anlauf einer 
Anzahl Pferde getroffen, um im Fall eines Angrifjs wenigftens die Armee 
retten und bie militärifchen Vorräthe aller Art in Sicherheit bringen zu können. 
Es jei zu conftatiren gegenüber den entgegengefegten Behauptungen, daß am 
18. April die erfte überetatmäßige Zahlung für Militärzwede angeorbnet 
worden jei. 

„ nn (Hslftein). Nah und nad haben fih fämmtlihe Echleswig: 
Holftein Vereine bes Landes für fofortige Organifirung bes hol: 
fteinifhen Bunbescontingentes ausgefprodhen und daß fie diefen Schritt 
bon der „Gerechtigfeitsliebe Oeſterreichs“ erwarteten. 


„ „ 


1. Juni. (Defterreih) nimmt die Einladung zur Pariſer Friedens: 
eonferenz an, jedoch nur unter bem ausbrüdlihen Vorbehalt, daß 
„Leine Combination auf derfelben zur Verhandlung Tomme, welche 
einem ber eingelabenen Staaten Oebietserweiterung ober einen Macht: 
zuwachs zuzumenben berechnet ſei“. 

S. ben Wortlaut der Öfterr, Antwort im Ergänzungsheit ©. 92. 

Gleichzeitig mit diefer Antwort richtet Defterreih eine zweite 
Depefche an feine Bertreter in Paris, London und St. Petersburg, 
in benen es feine Beweggründe bazu barlegt: 

„Wir verhehlen uns nicht, daß wir unfere Zuftimmung zur Abhaltung 
ber Eonferenz von einer Bebingung abhängig machen, welche bas ganze Pros 
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jeft möglicherweiſe in Frage ſtellen kann. Je aufmerkſamer wir bie Sach⸗ 
lage ins Auge faſſen, deſto mehr drängt ſich uns die Ueberzeugung auf, daß 
wir kaum ein günſtiges Reſultat von ben Verhandlungen zu‘ erwarten haben, 
welche die drei neutralen Mächte vorgefchlagen. Mit welch’ großen Rüdjichten 
auch das Konferenzprogramm abgefaßt ift, die in demjelben ausbrüdlich bes 
tonte italienische Frage Ffann in der That Feine andere Bedeutung haben, als 
von uns die Abtretung Venetiens zu verlangen. Dieſes iſt aber eine Forderung, 
welche wir in bem gegenwärtigen Augenblid mit Entſchiedenheit von ung 
weifen. Die Abtretung einer Provinz in Folge eines moraliſchen Drucks, und 
insbeſondere einer Provinz, welche vom dreifachen Standpunkte ihrer militäris 
ſchen, geographifhen und politiihen Bedeutung von fo großer Wichtigkeit ift, 
fäme einem politifhen Selbftmord gleich, durch welchen Oeſterreich ſich feiner 
Stellung ale Großmacht aufimmer verluftig madte. Die Ans 
nahme einer Gelbentihädigung ift gleichfalls unmöglich. Die venetianijche 
Trage ift cine Ehrenfrage und ſteht mit der Würde ber Faiferlihen Regierung 
in zu genauem Zuſammenhang, als ba diejelbe von der Faijerlichen Regierung 
zum Gegenftand von Verhandlungen gemacht werden könnte. Was ben Nuss 
taufch Venetiens gegen eine Territorial-Compenſation anbelangt, fo ift dies 
eine jener Gombinationen, weldye die Folge eines Krieges und etwaiger aus 
demſelben ſich ergebender Zerritorialveränderungen fein Fünnen, bie aber nie 
das Reſultat einer am Gongrektifche ftattfindenden Verhandlung vor bem Krieg 
zu fein vermögen. Wo wären übrinens in biefem Augenblid die Compens 
fationen zu fuchen, womit man uns bedenken möchte? Coviel uns befannt, 
ift die Berftüdelung ber Türkei noch feine die heutige europäifche Politik bes 
Ichäftigende Frage. Allein wäre dies felbft ber Fall, jo müßten wir a priori 
erflären: daß weber die Donaufürſtenthümer noch Bosnien und bie Herzegos 
wina in ihrem gegenwärtigen Aujtand in unfern Augen ein Aequivalent 
für Benetien fein fönnen. Weit entfernt, daß ber Ermerb diefer in ber 
Eivilifatton fo wenig vorgefchrittenen und fo ertragsarmen Gebiete ein Aus 
wachs an Macht und Kraft wäre, würde berfelbe eher eine Quelle von 
Schwäde fein, und bie fhon vorhandenen Hilfsquellen Oefterreihs eher in 
Anipruc nehmen als biefelben vermehren. Man bat uns andeutungsweile 
zu verflehen gegeben daß Schleſien eine hinreichende Entfhädigung für bie 
Abtretung Venetiens fein bürfte. Wir find weit entfernt dieſe Eventualität 
zu wünichen, und ſehen e8 viel lieber, daß vor Allem jede Macht dasjenige 
behalte, was ihr bis zum gegenwärtigen Augenblid von Rechtswegen gehört. 
Wenn ber Krieg wirklich ausbriht, und wenn glänzende militäriiche Erfolge 
unſere Macht erhöhen, unjer moralifhes Gewicht in Europa verftärfen und 
uns in den gejicherten Befig von eroberten Gebieten bringen, dann wäre bie 
Annahme nit auszufchließen, bag wir, mit weifer Mäßigung unferen Vor⸗ 
theil benützend, auf ben Befiß einer Provinz Verzicht Teifteten, um uns bas 
für den Beſitz einer anderen zu fihern. Cine fiegreihe Macht kann ſich bee 
wogen finden, im Intereſſe der Herftelung bes allgemeinen Friedens Con⸗ 


ceſſionen zu machen, zu welchen fie ſich aber gegenüber von Drohungen nicht 


veritehen kann, ohne cine Schwäde an ben Tag zu legen, welche ihre Gegner 
nur aufmuntern könnte mit ihren Anfprüchen noch maß- und rüdjichtslofer 
aufzutreten. Die öffentlihe Meinung ber gefammten Bevölkerung biejes 
Reichs, das militärifhe Ehrgefühl bes zahlreihen und tapferen unter unjeren 
Fahnen verfammelten Heeres würben auf das tieffte verlegt werben, wenn 
bie kaiſerliche Regierung jegt auf den ihr gemachten Vorjchlag einginge, über 
bie Abtretung Venetiens zu unterhbandeln. Somit müffen wir eine derartige 
Löfung biefer Frage für ben jetzigen Augenblid für ganz unmöglich betrachten, 
und könnten wir auch auf einem Congreß nicht anders als dieſe Unmöglichkeit 
formell auszufprechen, woburd alsdann bie Verantwortlichkeit für bas Scheitern 
biefes Congreſſes nur noch directer uns zugeichoben würde. Wir können auf 
einem Congreß, ber jebt zufammenträte, bie italienifche und die mit ihr zus 
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fammenhängende venetianifhe Frage nur von dem firengen Stanbpunft bes 
Rechts, wie es aus ben beftehenden Verträgen entipringt, auffaffen. Indem 
wir uns auf ben Stanbpuft ber Verträge ftellen, fünnen wir bem Watios 
nalitäteprincip in diefer nur mit dem Recht ber Verträge im Zufammenhang 
ftehenden Frage nicht huldigen. Ohne unſere Bemweisgründe und bie unans 
fehtbare Mechtlichkeit unferer Sache zu beeinträchtigen, Fünnen wir von bem 
von uns gewählten Stanbpunfte nicht abgeben, Wir find principiell gar 
nicht gegen eine Discufjion über die italienische Angelegenheit, aber wir müſſen 
barauf beftehen, daß zu deren Ausgangepunft ber Züricher Vertrag genommen 
werbe, defien Nichteinhaltung die Urfadhe von dem gegenwärtig ganz Europa 
beſchäftigenden Verhältniß iſt. Dies ift die einzige Sprache, welche wir 
jühren könnten, und biefe würbe bei jedem weiteren Schritt ung Schwierigs 
feiten erregen, welche nichts weniger als geeignet fein dürften, zu einer frieds 
lihen Löſung der obfchwebenden Tragen beizutragen. Diefe Bemerkungen 
jheinen uns von unbeftreitbarer Klarheit, und unfere Haltung auf dem Con⸗ 
greffe würde allem nad nicht verfehlen, unferen Gegnern Waffen in bie 
Hände zu geben, um uns einzig und alein bie Schuld an dem Nichterfolg 
ber Unterhandflungen aufzuladen. Je mehr fi durch und bei Eröffnung des 
Congrefjes die Friedenshofinungen gerührt und gefräftigt haben würden, befto 
bitterer und ſchneidender mit fcheinbarem Grund würden die uns gemachten 
Bormürfe fein, daß dieſe Friedenehoffnungen durch ums zerftört worden feien. 
Wenn auf diefe Weife die Leiter der bebeutendften europäiichen Cabinete fich 
veranlaßt fünden fich unverrichteter Dinge wieder zu trennen, nachdem fie 
Europa und ber Melt das impofante Schaufpiel ihres Zufammentritts ges 
geben, hätten wir da nicht vielleicht Grund manden barau® erwachlenden 
Groll zu fürdten? Solcher Natur find die Betrachtungen, welche unfere Ant⸗ 
wort auf die von ben drei Höfen an uns ergangene Ginlabung beftimmt 
haben. Indem wir unjere Zuflimmung an eine Bedingung fnüpfen, welche 
jede Erwähnung ber fpecifilcdy üfterreichiichen Intereſſen vermeidet, weldye fich 
mit dem Verlangen einer allgemeinen Garantie begnügt, einem Verlangen, 

. deſſen Billigfeit gewiß Niemand bezweifeln wird, jtellen wir uns une 
ſcheinlich auf ein viel jicherercs Feld, als indem wir ung in eine Discuflion 
einlafjen, welche wir boch nur burch eine formelle Meigerung abbrechen müßten. 
Wir erflären e8, und zwar mit Nachdruck, da wir geneigt find den Congreß 
zu befhiden, daß wir fogar beffen Zuftanbefommen aufs ſehnlichſte wünſchen, 
jobald wir die Bürgichaft haben, daß Feine der Mächte die Abſicht hat, fi 
desfelben als eines Viittel8 zur leichteren Erreihung eines Zieles zu bedienen, 
weldes mit den Waffen zu erlangen jie bis jebt noch Anſtand nimmt. Die 
wahrhaft neutralen und uneigennügigen Mächte, benen eine friedliche Bei⸗ 
legung bes obichwebenben Conflicts am Herzen liegt, werben, jo hoffen wir, 
begreifen, daß eine folche Beilegung unmöglich von dem Congreß zu erwarten 
it, wenn nicht Beftrebungen, die ihrer Natur nad mit der Erhaltung bes 
Friedens unvereinbar find, formell zurüdgewiefen werden. Wollen oder können 
bie neutralen Mächte ſich nicht entichließen das Gewicht ihres Einfluffes geltend 
zu maden, um ungerecdhtiertigten Anſprüchen und aggreifiven Abjichten eine 
Schranfe zu fegen, jo mögen fie wenigftens ber Vertheibigung ebenfoviel 
Spielraum und Freiheit als dem Angriff gönnen. Stark in dem Bewußtfein 
unferes Rechts, rufen wir niemandens Hilfe an, beanſpruchen aber bas Recht, 
bas zu behalten, mas uns gehört, fo lange als wir im Stande find es zu 
behaupten.“ , 

1. Juni. (Bundestag). Defterreich überantwortet die Entſcheidung ber 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage den „Entſchließungen des Bundes, denen 
von feiner Seite die bereitwilligſte Anerkennung geſichert ſei“ und 
erklärt zugleich, daß der Statthalter von Holſtein die erforderliche 


Specialvollmacht erhalten habe, die holſteiniſchen Stände einzuberufen. 
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da „bie Wuünſche und Rechtsanſchauungen des Landes einen berech⸗ 
tigten Factor der Entſcheidung bilden.“ 

Württemberg weist die Anklagen Preußens wegen feiner angebl. 
Rüſtungen energiſch zurück. 

Bayern ſtellt bezüglich der Bundesfeſtungen den Antrag: 

„es wolle die Bundesverſammlung a) bie Regierungen von Oeſterreich 
und Preußen erfuhen, ihre Truppen ans ben Bundesfeſtungen Mainz und 
Raftatt, fowie aus Fraukfurt a. M. zurüdzuziehen; b) ausjpredhen, daß für 
alle Eventualitäten die Bundesfeftungen Mainz und Raftatt von allen Bun⸗ 


»besregierungen als neutrale Plätze zu beirachten feien.” 


Die Einladung zur Friedensconferenz in Paris wirb von ber 
Bundesverfammlung angenommen und zu ihrem Vertreter einſtimmig 
— mit Ausnahme Oldenburgs, deſſen Geſandter „ohne Inſtruction“ 
it — der bayeriſche Staatsminifter v. d. Pforbten gemählt. 


gef = den volftändigen Wortlaut der Erflärung Deiterreih8 im Ergänzungs: 
et S. 90. 


1. Juni. Die auf der Conferenz der Mittelftaaten zu Bamberg am 14. 


” 


„ 


” 


„ 


Mai gefaßten Beſchlüſſe find nunmehr von allen, zulest auch von 
Baden, ratifizirt worden. An den militärifhen Verabrebungen ha⸗ 
ben ſich indeß bie thüringifchen Staaten mit Rüdfiht auf ihre geo: 
grapbifhe Lage und den Mangel jelbjtändiger militärifcher Kräfte 
von Anfang an nicht betheiligt. 

„ Neue Berathungen höherer Offiziere ber mittel: und ſüddeutſchen 
Staaten bez. gemeinfamer militäriiher Maßnahmen. 

„ Meimar). 22 Landtagsabgeordnete veröffentliden eine Er: 
Märung, worin „gegenüber der ſchweigenden Unthätigleit der Bevök⸗ 
ferung” für ben deutſchen Einigungsberuf Preußens Zeugniß abge: 
legt, eine etwaige Nieberwerfung dieſes Staats durch Oeſterreich 
„and bie mit ihm vereinten übrigen beutihen Etaaten” für ein 
„unerträgliches Nationalunglüd‘ erklärt und bie unverzügliche Be: 
tufung des beutihen Parlaments gefordert wird. 


„ Reife des Großherzogs von Baben nah Pillnitz zu einer Con: 
ferenz mit dem König von Sachſen: mißlungener Verfud einer Ber: 
ftändigung mit ‘Preußen. 

„ (Bayern) orbnet eine außerordentliche Heeresergänzung von 18,610 
Eonferibirten aus den Altersflaffen von 1843 und 1844 an. Die 
Aushebung fol am 18. Juni beginnen und am 2. Juli beendigt fein. 
„ (Helfen: Darmftadt). Die Mehrheit des Finanzausichufles 
ber II. Kammer befdließt, den von der Regierung verlangten Milt: 
tärcrebit „vorerft” abzulehnen, nachdem fie an bie Bewilligung bes: 
felben das Zugeſtändniß Iiberaler Concefjionen von Seite der Re 
gierung zu Inüpfen verſucht, Dalwigk aber folche feinerfeits abgelehnt 
hatte. Nur eine Minderheit will 2,500,000 fl. bewilligen. 

„ (Holftein) Der öfterr. Statthalter v. Gablenz beruft die 
Ständeverfammlung bes Herzogthums auf den 11. Juni nad Itzehoe. 
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$. Juni. (Preußen) proteftirt in einer Dep. an Oefterreich gegen bie 
erfolgte Einberufung ber holfteinifden Stände und erklärt biefelbe als 
einen Brud der Gafteiner Convention, woburd beide Regierungen 
wieder auf ber Bafis des Wiener Friedens v. 30. Oct. 1864 ſich 
befänden. Demnach ſeien bie NRegierungsredyte beider Gabinette 
wieder gemeinſchaftlich auszuüben, fo daB Preußen das Recht in 
Anfprud nimmt, Truppen nad Holſtein zu verlegen, welches Recht 
binwieber auch Oeſterreich zuftehe bezüglich Schleswigs. 

„» n» (Heflen:Darmftadt). Pollsverfammlung in Oberingelheim. 
Dümont (demokratiſch-großdeutſch) ftellt die Refolutionsanträge Metz 
(Nationalverein) ftellt einen Gegenantrag zu Refelution 2 und fegt 
bie Annahme besjelben durch. Es wirb beichlofjen, eine Anfprade 
an bie franzdf. Nation zu erlaffen. 


4. „ Eine telegr. Depeche ber franz. Regierung benachrichtigt den franz. 
Geſandten in Berlin, daß Yranfreih, England und Rußland auf 
bie beabfichtigte Friebensconferenz in Folge der Tepejche Oeſterreichs 
vd. 1. d. M. und feines neueften Edrittes am Bunde von dem: 
jelben Lage als ausſichtslos verzichteten. 

» nn (Breußen). Eine Eirculardep. des Grafen Bismarck fucht zu 
conftatiren, daß ber Krieg in Wien eine bejchloffene Thatſache ſei 
und daß es fi dort nur noch barum handle, die Gelegenheit zu 
bemfelben zu finden: 

„Ih habe Ew. Grcellenz ſchon bei früherer Gelegenheit die Depefche mits 
getbeilt, welche ich am 7. des legten Monats dem fgl. Geſandten in Wien 
in Betreff der Note bes Grafen Mensdorff v. 28. Aprit bezüglich ber Frage 
der Elb:Herzogthlimer übermitielt babe. Abſichtlich wählte ich fiir diefe Mit⸗ 
theilung die Form einer confidentiellen Darlegung, die nicht in Abſchriſt übers 
geben merben follte, weil die Erfahrung mid gelehrt hatte, daß ein wirfs 
liches Verſtändniß nicht durch den Wechſel von Documenten bejördert wird, 
weldye gewöhnlich unmittelbar Veröffentlichung zu erhalten pflegen, und weil 
es ber vornebmlichfte Wunſch der Fönigl. Regierung war, dem Wiener Gas 
kinete die Deöglichkeit einer Annäherung darzubieten oder offen zu lafien. 
Wir hatten aljo zuerſt Urfache, anzunehmen, daß biefer unfer Schritt in 
Wien feine Würdigung finden würde, und Graf Diensborff ſchien, nach feinen 
Bemerfungen an Baron v. Werther zu urtbeilen, in bemjelben eine ſolche 
Möglichkeit wahrgenommen zu haben. In Wahrheit, die Haltung unferer 
Miteheilung, wo fie immer befannt wurde, ijt als ein Symptom cordialen 
Gefühles und wachſender Hoffnungen auf die Erhaltung des Friedens anges 
jehen worden. - 

„Vergebene haben wir auf eine Entgegnung ober felbit nur auf eine bloße 
Auslaffung des Failerlichen Geſandten über diejen Gegenjtand gewartet. 

„Im Gegentheil find wir gezwungen, die Erflärung ber öſterreichiſchen 
Regierung beim Bunbestage zu Franffurt a. M. am 1. Juni ale die Ant: 
wort auf unfere verföhnliden Eröffnungen zu betrachten. In biefer Ers 
Härung übergibt Oefterreih, nad einer rüdblidenden Darlegung, die mit 
ben Thatſachen nicht übereinftimmt und gegen Preußen beleidigend ift, dem 
Bundestage die Entſcheidung über bie ſchleswig-holſteiniſche Frage, und gibt 
zugleich Kenntniß von einem Acte ber Souveränetät in Holftein — nämlid 
bie Einberufung ber Stände, welche fie für fih allein zu unternehmen von 
bem Augenblide an nicht berechtigt ift, wo fie fich felbft durch die Verweifung 
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auf ben Bunbestag vom Gaſteiner Vertrage entbindet und baburd an Etelle 
ber jüngften geographiſchen Theilung das alte Verhältniß des Mitbeſitzes ſetzt. 

„Wir haben ſchon in Wien gegen dieſen nicht zu rechtjertigenden und ein⸗ 
ſeitigen Akt, fo wie auch gegen bie ebenſo nicht zu rechtiertigende Verfügung 
über unſere Rechte durch die Uebertragung derſelben an den Yunbestag pros 
teftirt und bebalten une vor, weitere Schritte zu tbun. 

„Toh vorab kann ich mich nicht enthalten, zu erflären, daß wir nidht 
im Stande find, in biefem Verfahren der öſterteichiſchen Regierung ctwas 
Anderes wahrzımebmen, als bie Abjicht einer birecten Provecation und ben 
Wunſch, mit Gewalt einen Bruch und Krieg berbeizuführen. 

„Ale unſere Erfundigungen gejteben zu, daß der Entichluß, gegen Preu⸗ 
gen Krieg zu führen, in Wien feit gefaßt iſt. 

„Ih fann Em. Greellenz auf ten Bunidh Er. Maäjeſtät vertraulich mitz 
theilen, daß zu berfelben Reit, als wir bie oben erwähnte verlähnlihe Mit: 
theilung dem Hofe zu Wien machten, ber König, angetricken von der Pflicht, 
ten Frieden To lange wie möglich zu erhalten, bereitwillig einen Verſchlag 
zur direften Nerfänbiaung, von einer unpartbeiiiken Seite in Wien ent: 
gegennahbm und Er. Majeität dem Kailer von Teilerreih, obne Petbeiligung 
bes Minifteriume, mittheilte, um fich zu vergewiflern, ob Ce. Majeftät noch 
ron tem Wunſche, ben Frieden zu erbalten, angetrieben werbe, Ter er: 
ihlag war, bie Fragen über Schleswig-Holſtein und bie Bundesreform ge: 
meinihaftlih zu verhandeln und durch diefe Verbindung Lie Löſung beider 
zu erleichtern. 

„Tie Verhandlungen, auf Seiten der Bermittler auf bie friebliditen 
Wünſche geitügt, haben. wie Se. Majejtät mir mittheift, nur erwicſen, daß 
ein entiprechendes Gefühl in Wien nicht mehr vordanden iſt. Sie haben, 
ungeadhtet ter theoretiichen Friedensliebe bes Kaiſere, das Verlangen nad) 
Krieg dargelegt, welches jede andere Erwägung in feinem ganzen Rathe be= 
berricht , jeleit unter Jenen, welde nad unierem Wiſſen Anfangs aegen ben 
Krieg und jelbit gegen die Vorbereitungen und Rüjtungen itimmten, unb 
daß dieſes Verlangen jekt auch entſcheidenden Ginfluß über den Kailer ſelbſt 
gewonnen bat. Nicht allein wurde dort ber gänzlide Mangel aller und jeder 
Rereitwilligfeit befundet, in jefbit vertrauliche Verhandlungen einzutreten und 
bie Möglichkeit einer Verſtändigung zu biscutiren, ſondern Auslafjungen eins 
flußreicher öſterreichiſher Staatsmänner und Ratbgeber des Kaijers find bem 
Könige von einer authentiſchen Quelle mitgetbeilt worden, welde feinen 
Zweifel läßt, daß bie Faiferlihen Miniſter Krieg um jeden Preis wünfchen, 
ıheild in ter Hoffnung auf Grfelg im Felde, tbeild um über innere Schwies 
tigfeiten hinweg zu fommen — ja, felbit mit ber ausgeiprocdhenen Abficht, 
ben öjterreichiichen ;zinanzen durch preußiiche Gontributionen oder durch einen 
„ehrenvollen” Bankerott Hülie zu verichafien. 

„Die Handlungen der öjterreichiichen Regierung jtimmen mit dieſer Ab: 
fit nur zu genau übercin. 

„sh babe oben erwähnt, bag mir gezmungen find, in der dem Bundes⸗ 
tage abgegebenen Erklärung eine birecte Provocation zu erkennen. 

„Sie hat nur eine Meinung, wenn das Wiener Gabinet ihr unmittelbar 
mit dem ausgefprochenen Brude nachzufommen bexbiichtigt, denn fie kann nicht 
erwartet haben, daß wir uns gutmüthig dieſem Angriffe auf unſere Rechte 
unterwerfen jollten. «In einer anderen Angelegenbeit, bie Zwangs⸗Anleihe, 
bie in Stalien angeordnet worben, welche ben Umjtinden einen Stachel er: 
böhter Bitterfeit auidrüdt, zeigt fi, daß Oeſterreich auch gegen Italien nur 
von ben ertremiten Mitteln Gebrauch machen will. Mit dielem übereinftims 
mend jind bie Vorbehalte, mit welchen, nach hier erbaltenen Benachrichtigungen, 
es jeine Antwort auf bie Einleitung ber Conferenz kegleitete, und welche, 
wie wir hören, von allen drei Mächten einer Weigerung glei verftanden 
werben. 
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„Nachdem bie Form ber Einlabung durch Verhandlungen zwilchen ben 
einlabenden Mächten eigens fo abgefaßt worden war, daß Tefterreih anzus 
nehmen im Stanbe fein follte, obne fich felbft irgend etwas im Voraus zu 
vergeben und ohne gezwungen zu fein, Vorbehalte zu machen, jo ift es bes 
ffimmt das Wiener Gabinet, welches alle biefe Mühen fruchtlos macht. 

„Dahinter Fönnen wir nur die entjchiebene Abſicht Seitens Oeſiterreichs 
jeben, Krieg mit Preußen zu erzwingen unb bei dem Gingeben in Verhand⸗ 
lungen über den Congreß höchſtens dur Aufſchub Zeit ir feine eigenen, 
no nicht gänzlich vollendeten Anorbnungen, befonders aber für bie jeiner 
Verbündeten, zu gewinnen. Tier Krieg ift ein abgemadhter Beſchluß in Wien; 
der einzig nächſte Punkt ift der, ben günitigen Augenblid zu wählen, ihn zu 
beginnen. 

„Tiefe Ueberzeugung ift uns mit gebieterifcher Nothwenbigfeit durch bie mei⸗ 

ften jüngften Thatſachen aufgezwungen worden, und wir find ber Meinung, 
daß nur eine abfichtlihe, vorurtheilsvolle Anficht zu einem entgegengeſetzten 
Schluſſe fommen fann. Thatſachen ſprechen zu laut, als daß leeres Gerede, 
welches einzig auf Gonjecturen, Gombinationen, falich ausgelegten Tarjteluns 
en und leeren Gerüchten, wie von den friegeriihen Negierden Preußens, 
ußt, bei einem Bergleihe nicht in Nichts fchwinden ſollte. Vielleicht wird 
man uns zulegt glauben, wenn wir feierlich gegen jeden Gedanken an den 
Wunſch, unjere Anſprüche an bie Herzogthümer durch Gewalt und mit Miß⸗ 
achtung gegen die Rechte des Mitbeſitzers geltend zu machen, proteſtiren. 
Jetzt wird es auch wahrſcheinlich nicht ſchwer fein, bie wirklichen Beweggründe 
zu den Rüſtungen zu begreifen, durch welche Oeſterreich die gegenwärtige 
Kriſis herbeigeführt und deren Beſeitigung auf dem Wege bes Gongrefies es 
——nA ſeine angenommene Haltung ferner bemüht hat, unmöglich zu 
machen. 

„Wir vermögen mit ruhigem Gewiſſen an das Urtheil aller unparteiiſchen 
Staatsmänner zu appelliren, welcher Theil bis zu dem letzten Augenblicke 
Verſöhnung und Friedensliebe entialtet hat.“ 


4. Juni. (Preußen). Der ital. Unterhändler General Govone vers 
läßt Berlin, um über Paris wieder nach Florenz zurüd zu kehren. 


» nn (Breußen) Beginn des Nusmarfches der Garden aus Xerlin. 


» n (Hannover). Die I Kammer beſchließt auf ben Antrag Röj: 
fings mit 25 gegen 17 Etimmen eine Adreſſe an den König, in 
welcher bie Kammer ihre Zuftimmung zu der Politik ber Regierung 
ausſpricht und auf das Delegirtenproject zurüdzufonmen empfiehlt. 


„—8. Juni. (Württemberg). II. Kammer: Debatten über die Mili: 
tärporlage ber Regierung. 

Antrag der Eommiffion: „Hobe Kammer wolle die Zuftimmung 
zu dem Geſetz, wie fich basjelbe nad) eingehender Berathung geftalten wird, 
an bie Bebingung fnüpfen, baß von Seiten der fgl. Staatsregierung ſo⸗ 
fort und unausgejekt alles aufgeboten werde, um von ben fünmtlichen 
Staaten, mit weldhen Württemberg Hand in Hand zu gehen im Begrifj ſteht, 
eine feite Gewähr bafür zu erlangen, baß das Ziel bes drohenden Kampfes nur 
in bem Recht Teutichlands beftehen dürfe, und zwar a) in ber Heritellung 
des Selbſtbeſtimmungsrechts der Herzogthümer Schleswig:Holftein und b) in 
ber Einigung bes ganzen beutichen Volks in einem freigewählten Parlament, 
das mit der Fülle conftitutioneller Befugniſſe ausgerüftet, die über die Eins 
zelregierungen zu ftellende Sentralgewalt zu fügen, und mit dieſer ben Ges 
fammtwillen Deutfchlands zur Geltung zu bringen im Stande ift.” ferner 
„an bie kgl. Staatsregierung das dringende Anfinnen zu ftellen, bie längft 
geforberte Reform ber Verfaſſung ohne Verzug in Ausführung zu bringen,“ 
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Miniſter v. Varnbüler gibt Namens der Regierung die Erklärung 

ab: „daß die von der Commiſſion gewünſchten Bedingungen durchaus 
der Auffaſſung der Thronrede entſprechen, und er ſei im allerhöchſten 
Auftrage ermächtigt, dieſe bindenden Zuſicherungen, wie die Kammer 
dieſelben verlange, zu geben, wie hiermit geſchehe.“ Auf dieſe Er— 
klärung hin beantragt die Commiſſion, „unbedingt“ auf die Berathung 
der Vorlagen einzutreten. Rede Varnbülers (gegen die Idee eines 
Triasparlaments). Bei der Abſtimmung wird der Commiſſionsantrag 
mit 82 gegen 8 Stimmen angenommen und werden ber Regierung 
das erſte und zweite Aufgebot der Landwehr (die Regierung hatte 
auch das dritte verlangt) zur Verfügung geſtellt. Ebenſo wird der 
Antrag auf Reform des Wehrſyſtems im Sinne allgemeiner Volks— 
bewaffnung angenommen, dagegen die Anträge auf ein Triasparla= 
ment mit 59 gegen 35 und auf Beeidigung des Militärs auf bie 
Derfaffung mit 53 gegen 31 Etimmen abgelehnt. 
. Die I Kammer tritt den Beſchlüſſen der IL. Kammer nur bezüg- 
lich des Selbſtbeſtimmungsrechts der Schleswig-Holſteiner und be- 
züglich des Parlamentes, nicht aber bezüglich der Reform der Ver⸗ 
fafjung und Einführung der allgemeinen Wehrpflicht bei. 

d. uni. (Preußen). Der offic. Staatsanzeiger conftatirt, daß Deiter- 
reih buch feinen Schritt am Bunde v. 1. d. M. nit nur bie 
Safteiner Convention, fondern aud die (geheime) am 16. Januar 
1864 zu Berlin getroffene Vereinbarung gebrochen babe, beren 
Urt. 5 alfo laute: 

„Für ben Faͤll, daß es zu Feindfeligfeiten in Echleswig käme und alfo 
bie zwilchen ben beutihen Mächten und Dänemark beftehenden Bertragsver: 

hältniſſe hinfällig würden, behalten die Höfe von Preußen und Oeſterreich 

ſich vor, die fünftigen Verhältniffe der Herzogthiimer nur im gegenfeitigen 
Einverftändniß feftzuftellen. Zur Erzielung dieſes Einverftändnifjes würden 
fie eintretenden Falls die fachgemäßen weiteren Abreden treffen. Cie werden 
jedenfalls die Frage über bie Erbfolge in den Herzogthümern nicht anders, 
als im gemeinfamen Einverftändnifje entjcheiden.“ 

» n (Sadfen). Die Il. Kammer genehmigt einjtimmig den von ber Re⸗ 
gierung verlangten Militärcrebit und beſchließt ferner: 

„Die Regierung möge mit aller Energie dahin wirken, baß bie Anorb: 
nung der Wahlen zum deutſchen Parlamente auf Grund allgemeiner und 
direfter Wahl, womöglih nad dem Reichswahlgeſetze vom 27. März 1849, 
in ganz Deutſchland noch im Laufe diefes Monats erfolge und bie Einbe⸗ 
rufung des Parlaments in möglichft Furzer Zeit geſchehe,“ 
nachdem der Reg.Commiſſär erflärt hat, daß es nicht in ber Abficht 
ber. Regierung Tiege, auf das Delegirtenproject zurückzukommen. 

Die I Kammer verwirft den Beihluß der II. Kammer bezüg- 
lih Parlament. 

„„Maſſau). Wieberzufammentritt der Ständeverfammlung: bie 
Regierung verlangt einen außerordentl. Militärcrebit von 500,814 fl. 
für bereitS gemachte Auslagen. 

„ nu (Holftein) Eine zahlreiche Volksverſammlung in Altona Tpricht 
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ihre dankende Anerfennung für den Schritt Oeſterreichs am Bunde 
v. 1. d. M. aus und erflärt in fernerem: 

„Tas ſchleswig-holſteiniſche Volk hat in dem Satze: „baß es von feinem 
Rechte auf Herſtellung eines unabhängigen Staats unter ber Herrſchaft feines 
rechtmäßigen Fürften, bes Herzogs Friedrich VIII. von Schleswig-Holſtein, 
nimmermehr laffen werbe” feiner Weberzeugung und feinem Willen bereits 
zur Seit ber Londoner Gonferenz mit feltener Einmüthigfeit ben unzweis 
beutigften Ausbrud gegeben und Hält mit unmwanbelbarer Treue an bems 
felben feft, wenn auch bie Bevölferung Schleswigd gegenwärtig durch bie 
befannten Gemaltmaßregeln des preußifihen Gouvernements verhindert ift, 
feine wahre Willensmeinung Fund zu geben.“ 


6. Juni. (Preußen). Gen. Manteuffel, der preußifhe Gouverneur von 
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Schleswig, zeigt dem öjterr. Statthalter von Holjtein, Gen. Gablenz, 
an, daß er am folgenden Tage mit Truppen in Holftein einrüden 
werde und zwar in ber Richtung auf Bramftebt und Itzehoe, die 
öfterreihifcher Seits beſetzten Ortihaften vermeidend, bamit der 
durchaus frieblihe Charakter der Occupation nicht geſtört werde, in: 
bem ber König befohlen habe, möglichit Conflicten vorzubeugen. Er 
hoffe, e8 werde ſich Gablenz mit ihm über die neuen Verhältniſſe 
leicht einigen; er werde bie Civilregierung nicht antaften, halte 
überhaupt an ber Hoffnung feit, die Souveraine würden durch frieb: 
lihe PVerftändigung dem Kriege zuvorkommen. 

(Hannover). Die II. Kammer genehmigt Bennigfens Urantrag v. 
29. v. M. mit 50 gegen 20 Stimmen und lehnt den Beſchluß der 
I. Kammer v. 4. d. M. unter dem Widerfprud der Minifter ab. 
„ (Holftein). Gablenz proteftirt gegen die Beſetzung Holiteins 
durch Preußen und verlegt den Sitz der Statthalterfhaft und ber 
Regierung von Kiel nad) Altona. Die Preußen beginnen einzu: 
rüden. Die öfterr. Brigade Kalik concentrirt fih um Altona. 


„ „ Württemberg) Die Königin Olga wird im Theater in 


Stuttgart mit demonftrativen Acclamationen empfangen. 


v„ nn (Baden) Die J. Kammer bewilligt auch ihrerſeits den vorläufigen 


Militärerebit. Commiſſionsbericht Bluntſchlis und Erklärungen der 
Minifter. 


8.—9. Juni, (Bayern). IL Kammer: Adreßdebatte. 


Entwurfber Abreßcommiffion: „... Verhängnißvolle Greigniffe, Ges 
fahren, beren Annäherung ſchon namenlofes Unglüd iiber Europa verbreitet, 
haben ber Krone und der Bolfsvertretung Bayerns zur Zeit eine andere und 
ſchwerere Aufgabe geftellt. Daß bie Regierungen ber beiden mächtigften 
Bundesſtaaten entzweit find, baß jene trefflihen Heere, beren ZTapferfeit die 
Sckutzwehr Deutſchlands fein ſollte, fich feinblich gegenüberftehen, iſt die lebte 
Folge in ber Entwidlungsreihe jener unbeilvollen Thatfachen, welche die erfte 
Abweihung von dem Rechtsboden in der Sache Schleswig-Holfteins erzeugt 
bat. ortgefegte Bemühungen, Teutfchland bie Schmach und den Schaben 
eines Bürgerfrieges zu erfparen, fihern Ew. königl. Majeſtät ben Dank bes 
beutfchen Volkes, die Achtung der civilifitten Welt und bie Zuftimmung aller 
Freunde ber Menschheit. Ned ift nicht alle Hoffnung entſchwunden, daß bie 
Etimme bes Rechtes und der Mäpigung, unterftüßt durch die Mitwirkung 
gleichgeſinnter Regierungen, wie burch bie Willensäußerung und bie Thatkraft 
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des deutſchen Volkes in letzter Stunde vernommen werde. Mit dem ganzen 
deutſchen Volke will das bayeriſche den Frieden, es verabſcheut den Bürger: 
krieg unter jeder Vorausſetzung und verdammt es als den ſchwerſten Frevel, 
wenn er durch verbrecheriſches Complott mit dem Auslande heraufbeſchworen 
wird. In dieſer Geſinnung und in der Gewißheit, daß dem Ur— 
heber bes Friedensbruches der Widerſtand einer entſchloſ⸗ 
ſenen und wohlgerüſteten Nothwehr von allen Seiten ent—⸗ 
gegentreten werde, liegt die wirkſamſte Beihilfe zu den Friedensbeſtre⸗ 
bungen Ew. königl. Maj. So groß und allgemein verbreitet das Bedürfniß 
nach Frieden iſt, nicht unter jeder Bedingung iſt deſſen Erhaltung au er—⸗ 
ſireben. Ein Friede um den Preis deutſcher Ehre, deutſchen Rechtes, deutſchen 
Landes, ein Friede, diktirt durch den Machtſpruch eines europäiſchen Schieds⸗ 
gerichts, müßte mit Entrüſtung zurückgewieſen werden; das bayeriſche Volk 
proteſtirt gegen jeden Verſuch, innere Angelegenheiten Deutſchlands durch 
Beſchlüſſe auswärtiger Mächte zur Entſcheidung zu bringen. Deutſchlands 
Zukunft kann nur durch aufrichtige Verſtändigung der Bundesglieder und 
durch eine Bundesverfaſſung geſichert werden, welche der Nation die volle 
Antheilnahme an ber Regelung ihrer Geſchicke und ihrer gemeinſamen Ange: 
fegenbeiten in einem Parlamente einräunt und der Yundesgewalt bie Macht 
verleiht, widerſtrebende Elemente nieberzubalten, ohne berechtigte Intereſſen 
ber einzelnen Stämme zu vernichten. Für dieſen Zwed bat jeder Theil die 
nöthigen Opfer zu bringen. Die möglichſt beichleunigte Einberufung einer 
aus freien Volkswahlen hervergegangenen Verſammlung ber Vertreter bes 
beutfchen Volkes mit ber Aufgabe, bei Neugeſtaltung der Bundesgrundgefeke 
mitzuwirken unb die allfeitige Verftändigung zu erleichtern, verdient der fürs 
berlichften Unterflügung Ew. Fünigl. Majeftät dringend empfohlen zu werben. 
Führt die Stunde ber Gefahr eine größere Zahl deutſcher Mittel: und Klein: 
ftaaten zur @inigung ihrer Kräfte und gelingt e8 Ew. königl. Maj. in 
Gemeinſchaft mit befreundeten Pegierungen einen engeren Verband jener 
Staaten unter Antheilnahme ber betreffenden Volksſtämme in parlamentarijcher 
Form zu begründen, jo kann eine ſolche Einrichtung als Ausgangspunft eines 
allgemeinen beutihen Parlamentes in der gegenwärtigen Enticheibungsitunde 
wie in ber Aufunft ber freien und friedlichen Entwidelung beuticher und 
europäifcher Verhältniffe weſentliche Dienſte leiten. Die durch Ew. f. Mai. 
angeordnete Mobilijirung des bayerifchen Heeres war durch bie Ereigniffe 
geboten. Abwehr fremder Gewaltthat ift ber durch ben Ioyalen Charakter ber 
bayerifchen Politik verbürgte Zweck dieſer Rüftung. Aber ein anderer Beruf 
kann ihr werden, wenn ber Krieg nicht vermieden und Bayern genöthigt 
wird, zum Schwerte zu greifen. An ben Bund ift eine für feine ſchwache 
DOrganifation faft zu ſchrere Aufgabe berangetreten. Er muß ben Bundes⸗ 
frieden wahren, Selbfihülfe unter Bundesgliedern verhindern und im Falle 
bes Friebensbruces ben Angreifer, er fei wer er wolle, in bie Schranken 
bes Rechtes zurüdweifen. Er barf aber auch das Landes: und Bunbesredht 
in Schleswig: Holftein nicht preisgeben. Schleswig: Holfteins Sade 
ift Deutſchlands Sache. Tie Ehre der Nation und manchen deutfchen 
Mannes Wort ift verpfändet, für die Durchführung des Rechts in biefer Sache 
einzufteben, bei deren Entſcheidung auch für die deutſche Frage mitentjchieben 
wird, ob fortan Gewalt oder Recht die höchfte Norm in Bundesangelegenheiten 
bilden fol. Die Verwidlung ber deutſchen mit frembartigen Tragen hat 
bie Schwierigfeiten verdoppelt und Wachſamkeit gegen das Ausland zum 
Schutze beutichen Gebietes zur Pflicht gemacht. Mag ber Krieg zwiſchen Bundes: 
gliedern ausbrechen oder einauswärtiger Feind beutjches Bundesgebiet angreifen, 
fein beutfder Staat darf fih vom Kampfe fern halten. er 
für das Recht nicht mitfämpfen will, begünftigt das Unrecht und verlegt bie 
heiligſten Pflichten gegen den Bund und das Vaterland. Unter dem unzus 
perläfligen Dedmantel ber Neutralität Tönnen folde Staaten Schutz juchen, 
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bie, an ihrer Lebensfähigkeit werzweifelnd, fich barein ergeben, bas Recht zum 
Mitfprecden beim Friedensſchluſſe zu verfherzen. Bayern im Bewußts 
fein bes Werthes feiner Selbfterbaltung, iſt entſchloſſen zur 
That. Unter ber Führung Em. königl. Maj. wird es getreu dem Gebote 
ber Pflicht und der Ehre auf ber Seite des Rechtes ſtehen, bereit, legale 
Bundesbeſchlüſſe mitzuvollziehen und unter allen Uniftänden ben heiligen 
Boden bes Baterlandes, die Nechte ber deutſchen Nation, bie eigene Selbit« 
ftändigfeit und jene pflichttreuer Bundesgenoffen mannhaft zu fchirmen. Die 
Stellung, welde Bayern im Antereffe Teutichlands einzunehmen bat, fordert 
bie böchfte Sntwidelung feiner Wehrkraft. Tiefe ift neben thunlichſter Scho: 
nung der Steuerfraft und ber volkswirthſchaftlichen Intereſſen nur in einem 
Wehrſyſteme möglich, welches bas ganze waffenfähige Volk Friegstüchlig macht. 
Wir vertrauen zu ber allerhöchiten Fürſorge, daft, fobald es Lie Zeitverhältnifie 
erlauben, der Uebergang zu einem ſolchen Syitem im gefeßlichen. Wege ein= 
geleitet werbe,. Die zugefiherten Geſetzesvorlagen werben wir gewiljenhaft 
prüfen und bie zum Schutze bed Baterlandes erforderlichen Mittel zur Ver⸗ 
fügung ftelen. Start im Berrußtfein bes redlichen Willens und der guten 
Sache erhoffen wir beren endlichen Triumph von bem höchſten Lenfer der 
MWeltgeihide, der ein Gott ber Gerechtigkeit if. Da Fürſt und Volk in 
gegenfeitigem Bertrauen und im Entſchluſſe gewiflenhafter Pflichterfüllung 
zufammenftehen, wirb fid) Baterlandeliebe und Hingebung für ben Monarchen 
aufs Neue als Erbgut des bayerifhen Volkes bewähren. Die Opferwilligs 
feit des Volkes, bie Treue und Tapferkeit des bayerifchen Heeres werben auch 
in biefer Gefahr bie Probe beſtehen.“ 

Entwurf ber vereinigten Linken: „..Daß fi bie Regierungen 
der mächtigſten Bundesſtaaten, baß ſich jene trefflichen Heere, deren Zapfers 
feit die Schutzwehr Deutſchlands fein jollte, Tampfgerüftet gegenüberftehen, 
ift boppelt zu beklagen, wenn man auf den Anlaß bed Zerwürfniſſes blidt. 
Denn bie unverantwortlichite Nichtacdhtung bes Rechtes der Schleswig: 
Holfteiner und das bartnädige Beſtreben ber preußifchen Regierung, wiber 
ben Willen ber Bevölkerung die Herrichaft in den Herzogthümern an fi zu 
reipen, bat aufs Neue den Beweis geliefert, daß in Deutfchland die Funda⸗ 
mentalfäte der Vollefreiheit und bes öffentlichen Mechtes noch immer nicht 
feftgewurzelt und vor gewaltiamer Anfechtung ficher geftellt find. Die eis 
tigen Bemühungen Em. Tönigl. Maj. für Erhaltung bes Friedens wird das 
Land mit Dank anerkennen. Nicht immer ijt ber Friede das höchſte Gut; 
allein aus dem Kampfe, ben jegt die frivole Politik ber preußiſchen 
Negierung auf beutihem Boden zu entzünden droht, mwürbe nur unbes 
rehenbares Unheil entipringen. Nicht auf neuen Grundlagen geeinigt, jons 
bern im Innerſten zerklüftet, zeripalten und geſchwächt, würde Deutſchland 
aus bemjelben hervorgehen. In diefem Nugenblide wirb ber Verfuch unters 
nommen, durch eine freie Vereinbarung ber europäifchen Mächte den Frieden 
zu fihern. Wir bürfen bie zuverfichtlihe Erwartung ausfprechen, daß ber 
Vertreter des Bundes, der an diefen Berathungen Theil nimmt, jebem Vor⸗ 
ichlage feine Zuflimmung verweigert, durch welchen den Herzogthümern Ges 
walt angetban ober die Frage ber Bunbesverfaffung, bie ganz allein zwijchen 
der beutihen Nation und ihren Regierungen georbnnet werden muß, vor das 
Forum bes Auslandes gezogen würde. Mit €. f. M. erbliden wir in ber 
Reform des Bundes bie einzige dauernde Friedensbürgfcaft. 
Die Haltlofigfeit der beftchenden Bundesverfaffung ift in feierlichen Erfläs 
rungen von ben beutjhen Fürjten anerfannt, die Creignijfe der jüngiten 
Sahre haben ihren inneren Zerfall vor aller Welt blosgelegt. Es ift hoch 
vr ber Zeit, jene Verheißungen endlich zur Wahrheit zu machen, welche dem 
eutichen Volke fo oft gegeben und noch immer nicht erfüllt find. Es barf 
nicht länger gezögert werben, ber beitehenden Bundesgewalt eine National- 
vertretung an bie Seite zu fielen, deren erſte Aufgabe die Neugeftaltung ber 
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Bundesverfaſſung auf Grundlage dee Repräſentativſyſtems fein wird. Warm 
und dringend, wie es unſere Pflicht in einem ſo entſcheidenden Augenblide 
gebietet, bitten wir beshalb E. k. M. wolle mit aller Kraft auf bie unges 
jäumte, vorbehaltlofe Berufung eincs auf Grund bes Reichsgeſetzes vom 12. 
April 1849 gewählten Parlaments hinwirken. Bayern fol gerüftet und 
bereit fein fi) mit dem Aufgebote feiner ganzen Kraft zu erheben, wenn 
irgendwo ber Verſuch gemacht wird, deutſches Gebiet verrätherifh in freinde 
Hände zu fpielen, oder gewaltſam Toszureißen. Es fol gerüftet fein, um 
bie cigene Selbftändigfeit und bie mit ihm verbündeten, am Kriege nicht be: 
theiligten Etaaten gegen jeden Angriff zu vertheidigen. Es ſoll gerüjtet fein, 
un die Selbjländizfeit der deutichen Staaten, insbefondere der Herzogthümer 
im Anſchluſſe an Tefterreid gegen einen gewaltſamen Angriff, wie immer 
biefer erfolge, zu vertheidigen, wenn für die Abjichten der öſterreichiſchen 
Politik, welche jo wenig wie bie preufiihe Vertrauen einflößt, fichere Bürg⸗ 
Ihaften gegeben find. — Ties find die drohenden Coentualitäten, welchen 
das bayeriihe Volk ebenfowohl in treuer Erfüllung feiner Bundespflichten, 
als zur Wahrung feiner höchſten Antereffen die ihm angefonnenen großen 
Opfer bereitwillig bringen wird. Geftatten jeboh E. k. M. ber Landesvers 
tretung, pflidhtgetreu und freimüthig auch darauf hinzuweiſen, daß manche 
Erwartungen unerfüllt geblieben find, mit melden wir der Eröffnung dieſes 
Landtages entgegenfehen durften. Wir hatten auf die Zulage gehofit, daß 
diejenigen Reformen ter Heeresverfaffung, für deren Nothwendigfeit ber 
Beſchluß der Abgeordnnetenfammer vom 14. September 1863 ſich ausjpricht, 
nunmehr ohne Verzug ins Leben treten follen. Das Land ift mit einem 
Militärbudget belaftet, das nahezu ein Drittheil der Staats-Einnahmen vers 
Ihlingt, und bemungeadhtet, fobald der Fall eintritt, wo die Yeiftungen bes 
Heeres wirklih in Anfpruch genommen werden, fo enorme Zuſchüſſe erheiſcht, 
wie fie in dem uns vorliegenden Entwurfe geforbert jind. Nur durch 
Einführung ber allgemeinen Dienftpflicht, Abkürzung der Tienitzeit und milis 
täriiche Vorbilbung der Jugend wird es gelingen, die Wehrhaftigkeit bes 
Bolfes ohne Zerrüttung feiner ökonomiſchen Kräfte vollftändig zu entwideln. 
Ein Augenblid, in weldem bie Schäden des beftehenden Syitems ſo klar 
ins Licht treten, follte nicht vorübergehen ohne wenigftens zur Grundlegung 
neuer und befjerer Einrichtungen ben entfcheidenden Anftoß zu geben. Wir 
hatten endlich ber Hoffnnng nicht entfagt, daß bie erfte Throntcde ©. k. M. 
bem bayeriichen Bolfe einen weiteren Fortſchritt in ber Entwidlung feiner 
politiichen Einrichtungen gewähren werde — Die Ankündigung freifinniger 
Reformen würde vom ganzen Lande freudig begrüßt werden und in fo fchwerer 
Zeit von zweifach woblthuender Wirkung fein. E. k. M. vertrauen aber mit 
Recht in dieſer Zeit auf unjere und des ganzen bayerifchen Volkes Waters 
Iandsliebe und Hingebung, auf die Treue und Tapferkeit ber Armee. Unter 
ber Führung €. k. M. wirb Bayern bem Gebote ber Ehre und der Pflicht 
folgend, immer bereit fein, ben heiligen Boden bes Vaterlandes und bie 
Rechte des Volfes mannhaft zu firmen.” 

Rede v. d. Pforbtens [für den Gedanken ver Trias und gegen 
Neutralität: „Proclamiren Sie heute die Neutralität Bayerns und 
morgen bricht der Krieg los!“) Bei der Abftimmung wirb ber Ent: 
wurf ber Mehrheit mit 96 gegen 45 Stimmen angenommen, ber: 
jenige ber Linken mit 97 gegen 44 Stimmen (ber Abg. Crämer 


ftimmt gegen beide Entwürfe) abgelehnt. 


8. uni. (Baden). Die Regierung verlangt von ben Kammern einen 


9, 


neuen Militärerebit von 3,813,000 fl. Motivirung der Vorlage. 


„ (Bundestag). Erklärung Preußens gegen den Schritt Oeſter⸗ 


reihe dv. 1. d. M. Antwort und Proteft Oefterreihs: 
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Erflärung Preußens: „.... Die k. Megierung kann nicht annehs 
men, baß das Motiv hierzu (bem Bruche ber Berliner Convention v. 16. 
Sanuar 1864 und ber Gaſteiner Convention) in ber Ueberzeugung ber kaiſerl. 
öfterr. Regierung von einem urfprünglichen echt bes beutfchen Bundes zur 
alleinigen Entſcheidung biefer Angelegenheit liege. Abgeſehen bavon, daß jes 
bes Recht des Bundes ſich doch immer nur auf das Bunbeslanb Holftein 
beziehen und das Herzogtbum Schleswig nicht berühren würde, fo wirb bie 
Taiferl. Regierung jelbft nicht in Abrede ftellen, daß bie Begründung, reip. 
Begrenzung ber Competenz bes Bunbes nod) nicht feitgeftellt worden ift. Das 
taiterl. Cabinet Hat dieſe Begründung in Gemeinſchaft mit Preußen in bem 
am 11. Febr. 1864 abgegebenen Separatvotum geforbert, unb feinen eigenen 
Zweifeln und Bedenken gegen bie Ausdehnung ber Sompetenz bes Bundes 
in einer der Deffentlichfeit übergebenen Tepelche v. 10. Januar besfelben‘ Jahres 
an ben kaiferl. Gefandten in Münden einen fo beftimmten Ausdruck gegeben, 
baß der Geſandte fich jeder weiteren Ausführung überhoben erachten darf, ba 
bie Sachlage ſeitdem Feine weſentliche Veränderung erfahren bat. — Die fol. 
Staatsregierung nimmt feinen Anftand zu erklären, daß fie weit Davon ent» 
fernt ift, bie Angelegenheit der Herzogthümer, welche auch fie vermöge Vers 
bindung Holfteins mit Schleswig als eine nationale betrachtet, anders als 
im Sinne biefer ihrer Auffafjung Iöfen zu wollen. Sie bat es fhon in einer 
nad Wien gerichteten Depeiche vom 7. vorigen Monats, welche der Geſandte 
ber hoben Bunbesverfammlung vorzulegen die Ehre hat, ausgeſprochen, baß 
fie die jchleswigsholfteinifhe Angelegenheit in Verbindung mit der Bunbess 
reform zu bebanbeln bereit ift, und gerade in bdiefer Verbindung eine Er⸗ 
leichterung ber friedlihen Löfung fieht. Sie erwartet auch jebt nur bem 
Augenblid, wo fie biefe Frage mit einer Bundesgewalt verhandeln unb ers 
ledigen kann, in welcher die Mitwirkung ber nationalen Vertretung bem Eins 
elufte particularer Intereſſen das Gegengewicht hält, und bie Bürgichaft ges 
währt, daß bie von Preußen gebrachten Opfer fchließlih dem gefammten 
Baterlande und nicht der dynaſtiſchen Begehrlichkeit zu Gute fommen. Unter 
ben gegenwärtigen Umſtänden aber unb bei ber pofitiven Begränzung, welcher 
bie Eompetenz der Bundesverfammlung durch bie beſtehende Verfaffung unters 
liegt, muß fie Einfprud dagegen erheben, baß über eigene, durch blutige 
Kämpfe und durch internationale Verträge erworbene Rechte, ohne ihre Zus 
ftimmung Verfügung getroffen werde. — In Betreff ber von ber kaiſerl. 
Regierung mit ihrer Erklärung verbundenen Anzeige, daß bem Frhrn. 
v. Gablenz Specialvollmacht zu Einberufung des holjteinifchen Landtags ers 
theilt worden ſei, bat ber Geſandte zu beinerfen, baß feine Regierung bie 
Einberufung ber Stände als ein Souveränetätsrehht anfieht, welches unter 
ben beftehenben Bertragsverhältnifien und namentli nachdem bie Beltims 
mungen ber Gaſteiner Mebereinfunft hinfällig geworben, von ben beiden 
Souveränen gemeinjhaftlic hätte ausgeübt werben müſſen.“ 

Erklärung und Proteft Defterreihs: „... Hinfichtlich ber bie 
Competenz ber Bundesverfammlung betreffenden Ausführungen muß ber 
Gefandte mit allem Nahdrud darauf binweilen, daß von ber kaiſerl. Regie⸗ 
tung, ohne Widerfprud von preußiſcher Seite, wiederholt im Schooße ber 
hohen Bundesverfammlung erflärt worden ift, es werbe bei ben Verhand⸗ 
lungen zwifchen beiden Regierungen eine ben Rechten und Intereſſen 
bes Bunbes entfprechende —2— der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage ange⸗ 
ſtrebt. Daß dieſe Verhandlungen nicht zum Ziele geführt haben, bedauert 
Niemand lebhafter, als die kaiſerl. Regierung. Was die Berufung der hol⸗ 
ſteiniſchen Stände anlangt, fo muß ber Geſandte darauf hinweiſen, daß die 
Befugniß Sr. Maj. dem Kaifer nad dem ausdrüdlichen Wortlaute bes Ars 
tifel8 1 der Gafteiner Webereintunft zufteht, und daß diefer Standpunkt in 
ben Verhandlungen zwifchen Wien und Berlin ftets feftgehalten worden ift. 
Bei bem Ernfte ber Lage muß ber Gefandbte feiner allerhochſten Regierung 
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alles Weitere vorbehalten, jedoch ſchon jetzt den Seitens der kgl. preuß. Re⸗ 
gierung durch den Einmarſch ihrer Truppen in Holſtein erfolgten Bruch 
der Gaſteiner Uebereinkunft conſtatiren und gegen dieſen Akt der Selbſthilfe 


den entſchiedenſten Proteſt einlegen.“ 


Der Antrag Bayerns bez. der Bundesfeſtungen wird von der 


| Bunbesverfammlung einftimmig zum Beſchluß erhoben. 


9. uni. (Defterreih). Dep. an Preußen in Antwort auf bie 


preuß. Dep. v. 3. d. M. Defterreidy proteftirt gegen die Behauptung 


"Preußens, daß es die Gafteiner Convention gebrochen habe, und 


gegen bie daraus gezogenen Conjequenzen und erklärt, daß Preußen 
durch feinen Einmarf in Holftein den Art. 11 der deutſchen Bun- 
besacte verlegt und ben Fall des Art. 19 der Wiener Schlußacte 


herbeigeführt Habe: | 
„... Wir erheben hiermit feierliche Einſprache gegen dieſe Behauptungen 


und wir Ichnen alle und jede Verantwortlichfeit für die ernſten Folgen des 


Entichlufjes bes Berliner Hofes, ben Streit nunmehr auf das Feld ber That: 
fachen zu übertragen, von ber Regierung Deflerreih8 ab. Wir bemerfen 
zur Begründung unferes Proteftes erftens, daß die Vereinbarungen zwifchen 


" Defterreih und Preußen die Rechte des beutichen Bundes nicht alteriren 
- fonnten, noch follten, und daß ein Bundesglied, welches erklärt, die ver- 
. faffungsmäßigen Beichlüffe des Bundes anerkennen zu wollen, hiedurch nicht 


bie Nechte eines anderen Mitverbündeten beeinträchtigen Tünne. Wir müfjen 
zweitens hervorheben, daß die Fönigl. preußiſche Negierung ihrerjeits längſt 
die bindende Kraft jener Vereinbarungen fowohl durch Handlungen wie durch 
ausdrüdlidye Erklärungen verläugnet, daher das Recht verloren bat, fich 
gegenüber Defterreih auf Berbindlichfeiten, welche fie ſelbſt nicht geachtet 
zu berufen. Sie hat fih über bag Princip, daß bie ſchleswig-holſteiniſche 
Erbfolgefrage nur im Einverftändniffe mit Oefterreich gelöft . werben folle, 
ſchon damals hinweggeſetzt, als fie, nicht auf Grund einer Vereinbarung mit 
uns, fondern ‚auf Grund des Gutachtens der preußifchen Kronjnriften die 
Souveränetätsfrage in SchleöwigsHolftein für gelöft erflärte und Strafver: 
ordnungen gegen bie Anhänger jeder anderen Meinung erließ. Ohne daß fie 
ben Vorbehalt ber Zuftimmung Defterreih8 für nöthig gehalten hätte, war 
fie fpäter bereit, bie ftreitige Frage bald einem beutfhen Parlamente, bald 
einem europäifchen Gongrefje zu überweilen. Wie kann fie barüber Flagen, 
wenn Oeſterreich in Ermangelung eines Cinverftänbniffes, welches die For: 
berungen Preußens unmöglich gemacht haben, fich entfchließt, dem geſetzlichen 
Drgane bes beutfchen Bundes alles weitere anheimſtellen? Sie hat endlich in 
ihrer Depeiche v. 26. Januar d. J. für ben Fall einer ablehnenden Antwort 


- bie ausbrüdliche Klauſel aufgeftellt, daß fie „für ihre ganze Politif volle 


Sreiheit gewinnen müſſe und von berjelben ben Gebrauch machen werbe, 
welchen fie den Intereſſen Preußens eutiprechend halten werde” — und Graf 
Bismard bat nah Empfang unjerer Ermwiederung bem Faiferlihen Geſandten 


‚erklärt, bag nunmehr für Preußen die Wirkung bdiefer Klaufel eintrete. 


Somit war e8 Preußen, welches durch Wort und That, freilich ohne recht: 
mäßigen Grund, feine Freiheit von den gegenüber Deflerreich eingegangenen 


: Verbinblichfeiten zurückforderte und fi) eine Stellung gab, bie dem durch 


bie Safteiner Convention gefchaffenen Zuftande nur noch den Werth eines 
völlig precären thatfächlichen Beſitzſtandes Tieß. Defterreich bat nichtsdeſto⸗ 
weniger dieſen Beſitzſtand geachtet, es hat die Gaſteiner Convention nicht ge⸗ 
kündigt, und bie kaiſerliche Regierung würde das durch die Artikel dieſer 
Convention begründete Proviſorium ungeſtört bis zur künftigen Entſcheidung 
des Bundes haben fortdauern laſſen. Indem Preußen nunmehr eigenmächtig 
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an bie Stelle biefes Proviforiums wieber ben früheren Zuſtand ſehen will 
und zu biefem Zwecke feine Truppen in Holftein einrüden läßt, vollzieht es 
feinerjeits auch thatſächlich den Brucd der Gaſteiner Convention und unfer 
Proteft gründet ſich baher drittens barauf, daß Preußen zur GSelbfihilfe ges 
ſchritten tft und durch bie Beſetzung Holfteins nicht nur fein Vertragsver⸗ 
bältniß gegenüber Oeſterreich, ſondern auch den Art. 11 ber deutſchen Bun⸗ 
desacte verlegt unb ben Fall bes Art. 19 der Wiener Schlußacte berbeis 
geführt Hat.“ 

9. Juni. (Hannover). Die I Kammer verwirft den Beſchluß ber 
U. Kammer v. 6.d. M. und beharrt auf ihrem eigenen v. 4. d. M. 

» nn (Baden) Die II Kammer nimmt nad adttägigen Debatten 
das Minifterverantwortlichleitsgefeg mit allen gegen 4 Stimmen an. 


10, „ (Preußen). Circulardepeſche an bie beutihen Regierungen und 
Grundzüge einer neuen Bunbesverfaffung als Vorſchlag Preußens: 
„Unfer Antrag am Bunde v. 9. April d. 3. auf Berufung eines Parlaments 
zum Zwed ber Bunbesreform bat troß ber Mahnung, welche im Ernſt ber 
Verhältmiffe lag, den von uns im Intereſſe bes Friedens dringend gewünfchten 
Erfolg nicht gehabt. Der bisherige Gang der Verhandlungen läßt vielmehr 
faum hoffen, baß im Neunerausichuffe, in weldem wir ben Anhalt unferer 
Neformvorfchläge angebeutet haben, ber Antrag noch eine rechtzeitige Erles 
bigung finden werde. Wir werben uns daher nunmehr unmittelbar an uns 
jere Bundesgenoffen und legen ihnen die Grundzüge zu einer neuen Bunbess 
verfaffung mit ber Bitte vor, fie einer forgfältigen Grmägung unterziehen 
und fih zugleich über die Frage ſchlüſſig machen zu wollen, ob fie eventuell, 
wenn in ber Zwiſchenzeit bei der drohenden Kriegsgefahr bie bisherigen Bun⸗ 
besverhältniffe ſich loſen follten, einem auf ber Bafis biefer Mobdificationen 
bes alten Bunbesvertrages neu zu errichtenben Bunde beizutreten bereit fein 
würden.” 

Preußifher Bunbesentmwurf: Artikel I. Das Bundesgebiet beftebt 
aus denjenigen Staaten, welche bisher bem Bunde angehört haben, mit Aus» 
nahme ber kaiſerlich öoſterreichiſchen und Föniglich niederländiſchen Landestheile. 

Artikel II. Die gefeßgebende Gewalt bes Bundes wird auf benjenigen 
Gebieten, welche berjelben zugewielen find, von dem Bundestage in Gemein⸗ 
haft mit einer periodifch zu berufenden National-Vertretung ausgeübt. Zur 
Gültigkeit der Beichlüffe ift bie Uebereinftinnmung ber Mehrheit bes Bundes⸗ 
tages mit ber Mehrheit ber Volfsvertretung erforberlih und ausreichend. 

Artikel III. Die Umgeftaltung bes Bunbestages ift unter den Bundes⸗ 
regierungen und mit bem nad) dem preußiichen Antrage vom 9. April zu 
berufenden Parlamente zu vereinbaren. Go lange bis dies geſchehen fein 
wird, bleibt das Stimmverhältniß, welches für die Mitglieber bes Bunbes 
auf dem bisherigen Bunbestage gültig war, in Kraft. 

Artikel IV. Die National-Vertretung geht aus birecten Wahlen hervor, 
welche nach den Beftimmungen bes Meichswahlgefepes vom 12. April 1849 
vorzunehmen find. 

Artikel V. Die Bunbesftanten bilden ein gemeinfames und einheitliches 
Zoll: und Hanbelsgebiet, in weldem die Errichtung von Freihäfen vorbe⸗ 
halten bleibt. 

Artikel VI. enthält die bekannten 11 Punkte Ser Bundescompetenz, wie 
fie ſchon früher veröffentlicht find. 

Artikel VII. Die Bundesgewalt hat das Recht Krieg zu erflären und 
Frieden, fo wie Bündniffe und Verträge zu fließen, in völferrechtlicher 
Vertretung bes Bundes Gefanbte zu ernennen und zu empfangen. Die 
Kriegserflärung bat bei feindliher Invafion des Bundesgebietes oder bei krie⸗ 

: gerifchem Angriff auf befien Küften unter allen Umftänden zu erfolgen, in 
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ben übrigen Fällen ift zur Kriegserflärung bie Zuftimmung ber Souveräne 
von mindeſtens zwei Drittheilen der Bevölkerung bes Bundesgebiets erforderlich. 

Artifel VII. Die Kriegsmarine bes Bundes mit ben erforberlichen 

äfen: und Scifffahrts-Anlagen wird nad folgenden Grundlägen errichtet: 
ie Kriegs: Marine der Nord: und Oſtſee ift eine einheitliche unter preußi⸗ 
fhem Oberbefehl. Bei Ernennung ber Difiziere und Beamten concurriren 
bie Küftenftaaten auf Grund bejonderer Vereinbarungen. Der Kieler und 
ber SJahdes Hafen werben Bundeskriegshäfen. Al Maßſtab ber Beiträge 
‚zur Gründung und Erhaltung der Kriegsmarine und ber bamit zufammens 
hängenden Anftalten dient im Allgemeinen bie Bevölkerung unter Feſtſtellung 
eines Präcipuums zu Laften ber Uferflaaten und Hanſeſtädte nah Maßgabe 
des Laftengehalts der Handelsmarinen ber einzelnen Staaten. Ein Bundes: 
Marine-Budget wird nach diefen Grundfägen vereinbart. Das Anwerben der 
Martroſen und Mannichaften für die Bundes-Kriegs-Marine wird durch ein 
Geſetz geregelt, welches zugleich bie Verpflichtung für jeden einzelnen Ufer: 
ftaat feftftelt, für Dedung des Bebarjs pro rata bes Laftengehalts der 
Hanbelsmarine aufzufommen. Durch basjelbe Gefeg wird ber Maßitab feft: 
eftelt, nad weldem bie Mannjchaftsgeitellungen für die Marine auf bies 
Penigen bed Landheeres bes Bundes in Abzug gebracht werben. 

Artifel IX. Die Landmacht des Bundes wird in 2 Bundesheere .eingetheilt, 
bie Norbarınee und die Sübarmee. In Krieg und Frieden ift Se, Majeftät 
ber König von Preußen Bundes-Oberfeldherr ber Norbarmee, Se, Majeltät 
ber König von Bayern Bundes-Oberfeldherr ber Sübarmee. Jeder ber bei- 
ben Bundes:Oberfeldherrn bat das Recht und bie Pflicht, dafür Sorge 
zu tragen, daß innerhalb der von ihm befehligten Armee die bundesbeichluß- 
mäßigen Contingente vollzählig und kriegstüchtig vorhanden find, und daß 
die nothwendige Einheit in ber Organifation, Formation, in Bewaffnung 
und Commando, in der Ausbildung der Mannfchaften, fowie in ber Ouali⸗ 
fication der Offiziere hergeftellt wird. Das Recht unter Vorausjetung über: 
einftimmender Vorbildung bis zur Grenze bes eigenen Contingentes die Dfs 
fiziere zu ernennen, fteht jeder Regierung zu, diejenigen Commandos, unter 
welchen mehr als ein Contingent fteht, bejekt ber Oberjeldherr. Diefelben 
müffen auch im Frieden jederzeit beſetzt und in Function fein, nah Maß⸗ 
gabe ber Heereseintheilung, wie fie bisher in ber preußiſchen reſp. bayerifchen 
Armee ftattfindet, fo daß mindeftens für je 3 Bataillone 1. Regiments⸗Com⸗ 
manbeur, für höchſtens 3 Negimenter 1 Brigade-Commandeur, für je zwei 
Brigaden 1 Divifionär und für jedes Corps der Bunbesarmee ber comman⸗ 
birende General jeberzeit in Function if. Der Oberfeldherr hat bas Recht, 
in ben nad) feiner Veberzeuygung dringenden Fällen, bie friegsbereite Auf: 
ftellung jedes Theiles ber von ihm befehligten Bundesarmee innerhalb bes 
Gebietes ber letzteren, vorbehgltlih fpäterer Genehmigung buch Bundes» 
beſchluß, anzuordnen und verpflichten fi bie Bunbesregierungen eine folche 
Anordnung in Betreff ihrer Contingente unverzüglih auszuführen. Für je: 
bes ber Bunbesheere wird ein gemeinfchaftliches, mit ber Nationalvertretung 
zu vereinbarenbes ititärbubgel für Feldarmee und Feitungsweien aus Mas 
tricularbeiträgen ber zu dem betreffenden Heere ihre Truppen ftellenden Re⸗ 
ierungen gebildet. Die Höhe ber Matricularbeiträge richtet ſich nach ber 

evöfferung ber betreffenden Staaten, Die Verwaltung jedes ber beiben 
Bunbesmilitärbubget8 wird unter Leitung des Oberfelbherrn von einem aus 
Bertretern ber beitragenden Regierungen gebildeten Bunbesfriegsrath geführt 
und hat der Nationalvertretung jährlih Rechnung abzulegen. Jede Regie⸗ 
rung leiftet feloft bie Auslagen für die von ihr geftellten. Truppen, vorbes 
haltlich gemeinfamer Abrechnung nah Maßgabe ber Beitragspfliht. Erſpar⸗ 
‚niffe an dem Militärhudget, mögen fie an den Gefammtausgaben oder an 
benen für die einzelnen Gontingente gemacht werden, fallen unter feinen 
Umſtänden ber einzelnen Regierung, welche fie macht, ſondern bem für jebe 
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ber beiben Yunbesarmeen gemeinfamen Bundeskriegsoſchatze zu. Die Controle 
bes lepteren ſteht ber Nationalvertretung zu. 

Artifel X. Die Beziehungen bes Bundes zu ben deutſchen Lanbestheilen 
des öfterreichifchen Kaiferftaats werben nach erfolgter Vereinbarung über bies 
felben mit dem zunächſt einzuberufenden Parlamente durch befondere Verträge 
geregelt werben. 

10. Juni. (Preußen). Gen. Manteuffel erläßt von Rendsburg aus 
folgende Proclamation an die Einwohner bes Herzogthums Holſtein: 

„Die t. E öſterr. Regierung bat ſich durch bie in ber deutſchen Bundes⸗ 
verfammlung am 1. db. M. abgegebene Erklärung thatfichli von bem Ga: 
fteiner Vertrage losgefagt. Die Sr. Maj. bem König von Preußen nad 
dem Wiener Frieden zuftehenden Souveränetätsrechte am Herzogthum Holftein 
find durch bie einjeitig erfolgte Einberufung ber Stände verlegt. Mit Wah⸗ 
rung biefer Rechte bat Se. Maj. ber König mich zu beauftragen geruht. 
Ich babe das Herzogtfum Holitein daher wieder, wie vor bein Gafteiner 
Bertrage, mit preußiihen Truppen beſetzt. Die Hoffnung, daß bie k. k. öfterr. 
Regierung anf eingelegten Proteft gegen bie Einberufung ber Stände biefe 
Maßregel rüdgängig machen werde, ift nicht erfüllt worden. Sch bin da⸗ 
durch genöthigt, zurWahrung der bedrohten Rechte Sr. Maj. bes Königs die oberfte 
Regierungsgewalt auch im Herzogthum HolfteinindbieHandbzu 
nehmen, und thue dieſes hierdurch mit der Aufforderung an Alle, inſonder⸗ 
heit Behörden und Beamte, meinen Anordnungen überall unweigerlich Folge 
zu leiſten. Ich erkenne das ruhige und beſonnene Verhalten, welches die 
Einwohner Holſtein's ausnahmslos beim Einmarſche ber preußiſchen Truppen 
dieſen gegenüber beobachtet haben, gern an. Dasſelbe iſt mir ein neuer Be: 
weis, daß die preußenfeindliche Haltung eines Theiles der Prefje und ber 
politiihen Vereine der wahren Stimmung ber Bepötferung keineswegs ents 
ſpricht, und ich erwarte, daß auch das fernere Verhalten mich nirgends zu 
Ausnabmemapregeln nöthigen wird. Sämmiliche polttifhde Vereine 
werben geihloffen. Politiſche Blätter, bie feither ohne Koncefjion 
herausgegeben worben find, hören mit dem heutigen Tage fo lange zu er⸗ 
einen auf, bis zu ihrer Herausgabe die geſetzlich vorgefchriebene Con ceſſion 
eingeholt und ertheilt ſein wird. Blätter, die nur auf Anzeigen conceſſionirt 
ſind, haben ſich auf dieſe zu beſchränken. Die durch Bekanntmachung des 
k. k. Herrn Statthalters vom 15. September 1865 eingeſetzte holſteiniſche 
Landesregierung in Kiel iſt aufgelöſt. Die Mitglieder derſelben ſind ihrer 
Den enthoben. Cine Belanntmachung über die anderweite Organis 
ation ber Geutralbehörde bleibt vorbehalten. Herr Baron Karl v. Scheels 
Pleffen übernimmt auf allechöchften Befehl, zugleih ale Oberpräfident 
für beide Herzogthümer, bie Leitung fämmtlicher Geſchäfte ber Eivils 
verwaltung unter ber Autorität ber höchſten Militärgewalt und wirb feinen 
Wohnſitz in Kiel haben. Einwohner bes Herzogthums Holfteinl Se. Mai. 
ber König beabſichtigt, dem Princip der Zufammengehörigleit entiprechenb, 
eine Gejammtvertretung ber Herzogthümer Schleswi „Dolftein in’s Leben zu 
rufen. Um folde atıf legalem Wege anzubahnen, r en bie Stände jedes 
ber beiden Herzogthümer einberufen werben, und bie dazu nöthigen Einleis 
Yeitungen find bereit8 getroffen.“ 


„ n (Holftein). Das preuß. Hauptquartier befindet fih noch in 
Rendsburg; Itzehoe ift mit einer Poftenkette umftellt. In Kiel und 
andern Orten bes Landes finden Volfsverfammlungen ftatt, bie ſich 
gegen bie preußifche Vergewaltigung ausſprechen. — Dreißig hol: 
ſteiniſche Ständemitglieder befchließen in Itzehoe trotz der Bejeung 
ber Stabt durch die Preußen Sitzung zu halten. Die Preußen 
verhaften ben öſterreichiſchen Regierungscommiſſär Leſſer. Der 


‚10. 


”„ 


11. 


„ 
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öfterr. ad latus v. Hoffmann eilt nad Altona, um dem Gen. Gab: 
lenz von dem Geſchehenen Nachricht zu geben. Kirche und Stände: 
faal werben in Itzehoe von den Preußen militärifch bejekt. 20 Stände: 
mitglieder proteftiren gegen bie Gewalt. Das Bureau ber auguften- 
burgiſchen „Itzehoer Nachrichten” wird geſchloſſen und das Haus von 
preußifhen Militär bejekt. 


Juni. (Preußen) Die Preußen räumen Raftatt und Mainz. 


» (Bayern). General v. d. Tann geht in bejonderer Million 
nah Wien ab, 

„ (Holftein). Gen. Gablenz erläßt in Altona eine Proclamation 
an bie Einwohner des Herzogthums Holftein, in ber er ihnen an- 
fündigt, daß er ber Gewalt weiche und mit feinen Truppen bas 
Land räume: 

„Der vertragswidrigen Belegung des Herzogthums Holftein burch Tönigl. 
preußifche Truppen, die mich veranlaßte, den Sitz der Statthalterfchaft und 
der Landesregierung nad Altona zu verlegen, find Gewaltmaßregeln gefolgt ; 
das Zufammentreten ber in Folge allerhöchſten Auftrages von mir berufenen 
holſteiniſchen Ständeverfammlung ift Durch Wafjengewalt verhindert, der Land: 
tagscommiifjär verhaftet worden. Durch cine Proclamation vom 10. d. M. 
bat ber kgl. preußifhe Gouverneur für das Herzogthun Schleswig ferner 
fundgegeben, daß er bie oberfte Regierungsgewalt aud in dem Herzogthum 
Holftein in die Hand nehmen werde; er bat in Ausführung deſſen ber von 
mir im Auftrage meines allergnädigften Kaiſers beftellten Landesregierung 
ihre Entlaffung angekündigt und eine andere Givilverwaltung bereits eingefeßt. 
Preußifhe Truppen find im Anmarſch auf Altona. Die mir zu Gebote ſtehen⸗ 
ben Streitfräfte waren nicht barauf berechnet, einem feindlichen Angriffe ber 
bisher verbündeten deutſchen Macht Widerftand zu feiften; ich bin außer 
Stande, mit meiner Heinen Schaar ber verübten Gewalt wirkſam entgegen: 
zutreten und das Recht zu ſchützen. Um die Truppen nicht nutzlos zu opfern, 
weiche ich, einem allerhöhften Befehl Sr. Maj. des Kaiferd folgend, ber 
Uebermacht und verlafje mit ihnen das Land. Als ich auf Befehl meines 
allergnädigften Herrn die Negierung eures Landes übernahm, feib ihr mir 
mit Vertrauen entgegengefommen und ihr Habt basfelbe mir im wachſenden 
Maße bis heute bewahrt. Nehmet meinen herzlichſten Danf bafür. Schwere 
Tage werden über euh kommen. inftweilen wird bie Gewalt hHerridjen, 
fügt euch berfelben mit eurer bewährten Befonnenbeit. Bleibt aber auch in 
biefer neuen Prüfung treu eurer guten Sache. Euer Geſchick ſteht in Gottes 
Hand; harret aus im Vertrauen auf eine glückliche Löſung.“ 

„ (Bundestag) Defterreih klagt am Bunde gegen Preußen 
wegen gewaltthätiger Selbithilfe in Holftein und trägt auf Mobil- 
machung der gefammten Bundesarmee, die preuß. Bundesarmeecorpe 
allein ausgenommen, an. Preußen erflärt den Antrag für bundes⸗ 
twibrig und proteftirt gegen jede gefchäftliche Behandlung beflelben. 
Die Abftimmung wird trogbem mit Mehrheit auf ven 14. d. M. angefekt. 

Erflärung und Antrag Defterreihhs: „Der kgl. preußiiche Gou⸗ 
berneur im Herzogtbum Schleswig, Generallieutenant Frhr. v. Manteuffel, 
hat dem kaiſ. Statthalter für das Herzogthum Holftein, Feldmarſchallieutenant 
Frhr. v. Gablenz amtlich angezeigt, daß er von feiner Regierung befehligt 
fei, zur Wahrung der Gondontinatsrechte Preußens die nicht von öſterreichi⸗ 
ihen Truppen bejegten Theile Holjteins zu befegen. Der kaiſ. Statthalter 
bat gegen biefes Vorhaben Proteft erhoben und die ihm head faif. 
Truppen bei Altona concentrirt. Ungeachtet dieſer feierlichen Einſprache und 
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ungeachtet bie Gafleiner Convention die Autübung aller Souveränetätsreäte, 
bie Verwaltung und militäriihe Beſetzung Holfteine, mit Ausnahme einiger 
nambaft gemachter Punkte, in die Hände Sr. Mai. bes Kaiſers von Oeſter⸗ 
reich gelegt bat, Haben die preufifhen Truppen bie Grenze Holſteins übers 
Schritten und fich fiber das ganze Land verbreitet. Der Präſidialgeſandie ift 
beauftragt worden, der hohen Bundeaverlammlung von dieſem Borgeben Ans 
zeige zu erftatten. Die Tail. Regierung muß basfelbe ald einen Brudy ber 
Gaſteiner Uebereinkunſt bezeichnen, welche einen proviloriihen Zuſtand vers 
tragsmäßig feitgefeßt hatte, ben bis zur definitiven Entſcheidung des Bundes 
über Holftein fortdauern zu laffen Defterreich bereit war. Frhr. v. Manteuffel 
hat ſeitdem erffärt: er fei genöthigt, die NRegierungsgewalt aud in Holitein 
an fih zu nehmen; bierin Tiegt eine Verletzung bes Wiener Friedenevertrags. 
Se. Maj. der Kaijer Hat durch allerhöchſtſeinen Gefandten in Berlin am 
31. März erklären laffen, daß er fich nicht in Widerſpruch mit den Beftims 
mungen ber Bunbesacte feßen werte. Der Präjidialgefandte bat im afllers 
böchften Auftrage dieſelbe Erklärung im Kreiſe biefer hohen Berfammlung 
abgegeben. Diefer Zuſicherung ift Se. Maj. ber Kaiſer treugeblieben. Preus 
Ben aber bat zum Schutze vermeintlich verleßter Rechte den Weg der Selbft: 
hilfe betreten. Es liegt demnach der im Art. XIX ber Wiener Schlußacte 
vorgeiehene Fall vor, und die Bundesverjammlung ift berufen, der unters 
nommenen Selbfthilfe Ginhalt zu thun. Nach dieſem gemwaltthätigen Bor: 
gehen, bei welchem Preußens umfangreiche Rüftungen zur Seite ftehen, kann 
nur in Aufbietung aller übrigen verfügbaren militärifchen Kräfte bes Bundes 
eine Gewähr des Schußes für die innere Sicherheit Dentſchlande und bie 
bedrohten Rechte feiner Bundesglieber gefunden werben. Die kaiſ. Regierung 
erachtet die ſchleunige Mobilmachung ſammtlicher nicht zur preußiſchen Armee 
gehöriger Armeecorps des Bundesheeres für nothwendig. Bebürfte dieſe Maß: 
regel noch weiterer Begründung, fo findet fie diefelbe in ber Haltung ber k. 
preuß. Negierung gegenüber ben Vefchlüffen, welche in Ietter Zeit und bei 
ſtets fteigender (Hefahr von der Bundesverſammlung zur Wahrung hes Buns 
deefriedens gefaßt worden find. Dem aus Anlaß ber Bedrohung Sachſens 
geiaßten Beichluffe vom 9. Mai: „die k. preuß. Regierung anzugehen, daß 
buch geeignete Erflärung dem Bunde mit Rüdficht auf Art. XI ber Buns 
besacte volle Beruhigung gewährt werde“, hat bie k. preuß. Regierung nicht 
entiprodhen. Die Antwort Preußens auf ben Belhluß vom 24. Mai kann 
nicht für befriedigend erkannt werben, ba es bie in jenem Beſchluſſe in Aus⸗ 
fiht genommene gleichzeitige Abrüftung abgelehnt hat. Bei beiden Anläfien 
bat die k. preuß. Negierung, fich zum Richter Über ben deutſchen Bund aufs 
werfend, ihr Verhältniß zu diefem Staatenbunde und ihre weiteren Entſchlie⸗ 
Bungen davon abhängig erflärt, daß berielbe Preußens Forderungen erfüllen 
wolle und könne. Aus allen diefen Gründen erſcheint ber kaiſ. Regierung 
für die hohe Bundesverſammlung bie unvermeibliche Nothwenbigfeit berans 
getreten, diejenigen dringlihen Maßregeln zu ergreifen, welche fie in bie Lage 
feßen, bie ihr obliegenden Verpflichtungen zu erfüllen, und beantragt daher: 
Hohe Bundesverfammlung wolle vorbehaftlich weiterer Gntichließungen ben 
Beſchluß faſſen: 1) Die Mobilmachung des I., IL, III, VII, VIIL, IX. u. 
X. Bundesarmeecorps anzuordnen und an bie betreifenden höchſten und ho⸗ 
ben Regierungen das Grfuchen zu ftellen, ihre Bundescontingente nach ber 
angenommenen Kriegsformation in ber Stärke bes Haupt: und Reſervecon⸗ 
tingentes ungefäumt auf den Kriegsftanb zu fegen und felbes in ben innes 
habenden oder einzunehmenden Stanbquartieren binnen 14 Zagen berart 
marfch= und (lagfertig aufzuftellen, daß es auf ergehende Aufforderung 
innerhalb 24 Stunden mit allem Kriegsbebarf abmarſchiren könne. 2) Dies 
ſelben böcften und hohen Regierungen ferner zu erfuchen, auf die Vilbung 
ber Grfabcontigente Bedacht zu nehmen. 3) Diefelben höchſten und 
hohen Megierungen zu erſuchen, in möglichft !Kurzer Friſt, jebenfalls 
Innerhalb ber nächflen-44- Tage, Bei ber Bimbesverfammlung ben Kollzr 
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dieſer Anordnung anzuzeigen. 4) Dieſelben höchſten und hohen Regierungen 
zu erſuchen, bie nöthigen Einleitungen zu treffen, damit die Bundesverſamm⸗ 
lung im Sinne des F. 46 der Bundeskriegsverfaſſung baldigſt wegen des 
Oberbefehles Beſchluß faſſen Fönne, unb weiter bie im VII., VIII, IX unb 
x. Abſchnitte der Bunbesfriegsverfaffung vorgefehenen Ernennungen und Auf: 
ftellungen zu bewirken reſp. zu vereinbaren. 5) Ten Ausfhuß für Militärs 
angelegenheiten anzuweilen, fi mit ber Militärcommiflion wegen Durchfüh⸗ 
zung biefes Beichluffes ins Einvernehmen zu ſetzen“. 

11. uni. Die DOefterreiher und Preußen räumen Frankfurt. Die Bevöl⸗ 
ferung läßt die Preußen ftil abziehen, dagegen gejtaltet ſich ber 
Abzug der Defterreicher zu einem wahren Triumphaug. 

„» » (Sadfen). Beide Kammern verftändigen ſich über einen gemein- 
famen Beihluß bez. Parlament: 

„Die Regierung möge energifchft dafür wirfen, baß bie Einberufung be6 
beutichen Parlaments, Feiner Delegirtenverfammlung, vielmehr einer Der: 
jammlung auf Grund birecter Wahlen, in ganz Deutfchland fchleunigft und 
längftens im fünftigen Monat erfolge.“ 

„—13. Juni. Geſſen-Darmſtadt). II. Kammer: Debatte über 
ben Militärcredit. Commiflionsbericht des Abg. Med. Schriftliche 
Erklärung des Minifterd Dalwigk v. 10. d. M.: 

„Der unterzeichnete Miniſter hat bereits in ben Situngen bes Finanz⸗ 
ausichuffes der zweiten Kammer vom 28. Mai und 4. Juni I. J. zu erklä⸗ 
ren die Ehre gehabt, daß bie großh. Regierung durchaus nicht abgeneigt, 
vielmehr vollfommen bereit fei, im Verein mit den ihr näher befreundeten 
Negierungen auf bie Einberufung eines beutichen Parlaments und auf Ers 
rihtung einer mit allen conftitutionellen Befugniffen, namentlih mit dem 
Recht der Geldbewilligung und der Zuſtimmung zu gemeinfamen Gefegen 
ausgerüfteten Gefammtvertretung der deutichen Nation hinzuwirken. Nachdem 
inzwifchen in Folge ber Erflärungen, welche feitens anderer beutfchen Regie⸗ 
rungen, namentlich feitens ber F. württembergifchen Regierung, ben bortigen 
Ständen gegenüber abgegeben worden find, die Ausficht auf eine Verfländi: 
gung über die Berufung eines beutfhen Parlaments bedeutend gewachlen ift, 
bat ber Unterzeichnete fich veranlagt gejeben, die Ermädtigung Sr. k. Hob. 
bes Großherzogs zu einer Erflärung einzubolen, welche hoffentlich die Ma⸗ 
jorität ber verehrlichen zweiten Sammer über die Abfichten der großh. Regie 
rung in Bezug auf diefen Punft fowohl, als auch in allgemeiner Hinficht 
vollitändig beruhigen wird. Die großh. Regierung erflärt hiermit, daß fie 
alles, was in ihren Kräften ftebt, thun wird, um gemeinfam mit den ihr näher 
befreundeten deutſchen Regierungen dahin zu wirken, daß nicht bie unveräns 
berte Aufrechterhaltung ber Bunbdesverfaffung, wie folche bermalen beftebt, 
fondern die Einigung des ganzen beutichen Volks in einem frei gewählten 
Parlament als Ziel des drohenden Kampfes erftrebt und errungen werde — 
in einem Parlament, das, mit der Fülle conftitutioneller Befugniffe ausges 
ftattet, die über die Einzelnregierungen zu ftellenbe Gentralgewalt zu unter: 
ftüßen und mit biefer ben Geſammtwillen Deutichlands zur Geltung zu brins 
en im Stande if. Was ſodann noch die fchleswig=holfteinifche Frage betrifft, 
> bedurfte und bedarf es einer ausbrüdlichen Zufiherung nicht, daß bie 
großh. Regierung an bem von ihr bisher, im Einflang mit der Landesver: 
tretung, behaupteten Stanbpunft treu feithalten werde. Der Unterzeichnete 
ift übrigens auch bier durch bes Großh. k. Hoh. noch beſonders zu der Er⸗ 
Härung ermächtigt, daß die großh. Regierung nur für eine folche Erledigung 
der Herzogthümerfrage eintreten wird, welche mit ben Wünfchen unb ber 
Rechtsüberzeugung der Bevölkerung übereinftimmt. Eine Verfügung über 
bie Herzogthümer gegen ben Willen und bie Recdtsüberzeugung bed Volks 
wird die großh. Regierung nicht ale giltig anerlennen _ 
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Der Minifter beftätigt dieſe Erklärung mündlich nochmals und 
fügt bei, daß er in ben inneren Fragen zu jeber mit feinen Ueber: 
zeugungen vereinbaren Gonceflion bereit fei, namentlich auch mits 
zuwirten zu einer Aufhebung ber nach feiner Meinung gerade bas 
Intereſſe der Regierung vorwiegend wahrenden Convention mit 
Mainz, fobald die Kammer bie wünſche und bas bereits früher 
vorgelegte Kirchengefeb zu Stande kommen laffe. Die Regierungs: 
borlage wird troß alledem abgelehnt und mit 27 gegen 21 Stim⸗ 
men auch der Antrag auf Bewilligung von 2% Mil. fl. Dagegen 
wird mit 27 gegen 19 Stimmen befchloffen, eine Adreſſe an ben 
Großherzog zu erlaffen, in der auf Einberufung eines Parlaments 
nah dem Reichswahlgeſetz von 1849 hinzuwirken und um Beſeiti⸗ 
gung der gerechten Beſchwerden bed Landes gebeten wird. 


11. Juni, (Weimar). Eine Vollsverfammlung in Apolda ſpricht ſich 


12, 


14. 


gegen bie preußenfreundlihe Erklärung ber 22 Lanbtagsabgeorb: 
neten aus, 


„ (Defterreig). Die öſterr. Truppen räumen Altona und tre 
ten über Hamburg ihren Rückmarſch dur Hannover und Kurheſſen 
an. Abſchiedsproclamation des Generals Gablenz. Auch Herzog 
Friedrich von Auguſtenburg verläßt Kiel und räumt das Land. Die 
Preußen ziehen noch an demſelben Tage in Altona ein und über⸗ 
nimmt Hr. v. Scheel-Pleſſen in Kiel die Functionen eines preuß. 
Oberpräfidenten. 


„ (Defterreid) ruft feinen Gefandten in Berlin ab und ftellt 


dem preußifchen Gefandten in Wien feine Päffe zu. 
„ (Hannover). Die aus Holftein durchziehende oͤſterr. Brigabe 
Kalik wirb in Hannover gefeiert. 


-» (Kurbeffen) Die aus Holftein burchziehenden Oeſterreicher 


werben in Kaſſel officiell gefeiert. 


„ Raffau). I Kammer: Die Sitzung wird burg das Nicht: 


erfheinen bes Regierungscommiſſärs (um einen von der Fortſchritts⸗ 
partei beabſichtigten Antrag zu vereiteln) gehindert. 

„ (Bundestag). Die Bunbesverfammlung erhebt den Antrag 
Deiterreihg v. 11. d. M., jedoch ohne deſſen Motive und mit Aus: 
nahme der Ziffer 4 besjelben (Mahl eines Bundesfeldherrn), mit 
I gegen 6 Stimmen zum Beikhluß: 

Tür den Antrag ftimmen: Defterreih, Bayern, Württemberg, 
Sachſen, Hannover, Kurheffen, Groß. Heffen, Naffau und 
bie 16. Kurie; 

gegen benfelben: Preußen, Holland für Luxremburg⸗-Limburg, bie 
12. Kurie (großh. und herzogl. ſächſ. Häufer), die 14. Kurie (Mecklen⸗ 
burg), die 15. Kurie (Oldenburg) und die 17. Kurie (freie Stäbte). 

Der preuß. Gefandte erklärt den Beihluß fofort für bundes⸗ 
wibrig, ben Bund bamit für gebrochen, legt den preuß. Bundes⸗ 
veformantrag auf ben Tiſch nieber und verläßt den Saal: 
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Nachdem bie hohe Bundesverſammlung ohnerachtet des ven dem Ges 
ſandten im Namen feiner allerhächften Regierung gegen jebe geichäftliche Be⸗ 
handlung bes öſterreichiſchen Antrages einnelegten Proteſtes zu einer bem 
entgegenftehenden Beſchlußfaſſung geichritten iit, jo hat der Kefandte nunmehr 
bie ernſte Pflicht zu erfüllen, Hoher Verſammlung biejenigen Entſchließungen 
kundzugeben, zu welchen, gegenüber ber foeben eriolgten Veſchlußfaſſung, bes 
Geſandten allerh. Regierung in Wahrung der Rechte und Intereſſen ber preus 
Biihen Monarchie und ihrer Stellung in Deutfchland zu ſchreiten für geboten 
erachtet. Der Aft ber Einbringung bes von ber kaiſ. ölterreichiichen Regie⸗ 
rung geftellten Antrages an fich felbit fteht nach ber feſten Ueberzeugung des 
fönigl. Gouvernements zweifellos mit ber Bunbesverfaflung in offenbarem 
Widerſpruch und muß daher von Preußen als ein Bruch des Bundes anges 
fehen werben. Tas Bundesrecht kennt Bundesgliedern gegenüber nur ein 
Grecutionsverfahren, für welches bejtimmte Formen und Vorausſctzungen 
vorgefehrieben find; die Aufftelung eines Bundesheeres gegen ein Bundes: 
glied auf Grund der Bunbdesfriegsverfaffung ift dieſer ebenſo freind, wie jebes 
Einfchreiten der Bunbesverfammlung gegen eine Bundesregierung außerhalb 
ber Normen bes Erecutionsverfahrene. Insbeſondere aber jteht die Stellung 
Defterreih8 in Holjtein nicht unter dem Schupe ber Bundesverträge, und 
Se. Maj. ber Kaifer von Oefterreih Tann nicht als Mitglied bes Bundes 
für das Herzogthfum SHolftein betrachtet werben. Aus biefen Gründen hat 
bie f. Regierung davon Abftand genonmen, irgendwie auf bie materielle 
Motivirung des Antrages einzugehen, für welchen Fall es ihr eine leichte 
Aufgabe geiwefen fein würde, den gegen Preußen gerichteten Vorwurf des 
Friedenbruches zurüdzumeilen und benfelben gegen Defterreich zu richten. 
Dem k. Cabinet erſchien vielmehr als bas allein rechtlich gebotene und zuläf: 
fige Verfahren, daß ber Antrag wegen feines wibderrechtlihen Characterd von 
vornherein Seitens der Bundesverfammlung abgewielen werben mußte. Daß 
biefem ihrem beflimmten Verlangen von ihren Bundesgenofjen nicht entipro- 
hen worben ift, kann bie k. Regierung im Hinblid auf das bisherige Bun⸗ 
besverhältniß nur aufs Tieffte beflagen. Nachdem bas Vertrauen Preußens 
auf den Schutz, welchen der Bund jedem feiner Mitglieder verbürgt hat, durch 
den Umſtand tief erichüttert worben war, baß das mächtigite Glied des Bun⸗ 
des feit 3 Monaten im Widerſpruch mit ben Bundesgrundgelegen zum Bes 
bufe der Selbfihilfe gegen Preußen gerüftet bat, bie Berufungen ber k. Re⸗ 
gierung aber an die Wirkſamkeit des Bundes und feiner Mitglieder zum 
Schutze Preußens gegen willfürlihen Angriff Oefterreihs nur Rüftungen 
anderer Bunbesglieder ohne Aufklärung über ben Zweck berfelben zur Folge 
gehabt haben, mußte bie F. Regierung die äußere und innere Sicherheit, 
welche nach Art. II der Bundesacte der Hauptzwed des Bundes ift, bereits 
als in hohem Grabe gefährdet erkennen. Tiefe ihre Auffaffung hat der ver: 
tragswidrige Antrag Oeſterreichs und die eingehende, ohne Zweifel auf Verab⸗ 
rebung berubende Aufnahme besfelben durch einen Theil ihrer bisherigen 
Bunbdesgenofjen nur noch beftätigen und erhöhen können. Durch bie nad 
bem Bundesrechte unmögliche Kriegserklärung gegen ein Bunbesglieb, welche 
durch den Antrag Defterreihs und das Votum berjenigen Regierungen, 
welche ihm beigetreten find, erfolgt ift, ſieht das kgl. Gabinet ben Bundesbruch 
als vollzogen an. Im Namen und auf allerh. Befehl Sr. Maj. bes Königs, 
feines allergnäbigften Herrn, erflärt der Gefandte daher hiermit, daß Preu- 
Ben den bisherigen Bundesvertrag für gebrochen und deßhalb nicht mehr ver: 
bindlich anfiebt, denfelben vielmehr als erlofchen betrachten unb behandeln 
wird. Indeß will Se. Maj. ber König mit bem Erlöfchen des bisherigen 
Bundes nicht zugleih die nationalen Grundlagen, auf benen ber Bunb auf 
erbaut geweſen, als zerftört Betrachten, Preußen hält vielmehr an biejen 
* Grundlagen und an ber über bie vorübergehenden Formen erhabenen Einheit 
ber deutſchen Nation feſt und fieht es als eine unabweisliche Pflicht der deut⸗ 
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ſchen Staaten an, für bie letztere den angemeſſenen Auedruck zu finden. Die k. 
Regierung legt ihrerfeit® die Grundzüge zus einer neuen, ben Zeitverhältnifien 
entipredjenben Einigung biemit noch vor unb erklärt ſich bereit, auf ben 
alten, durch eine folche Reform modificitten Grundlagen einen neuen Bund 
mit denjenigen deutſchen Regierungen zu ſchließen, welche ihr dazu die Hand 
reichen wollen. Der Geſandte vollzieht die Befehle ſeiner allerh. Regierung, indem 
er ſeine bisherige Thätigkeit hiemit nunmehr für beendet erklärt. Schließlich 
bat ber Geſandie feiner allerh. Regierung, in deren Namen und Auſtrag, alle 
berfelben aus dem bisherigen Bundesverbältniß zuſtebenden und ſonſt daraus 
entſpringenden Anſprüche jeder Art auf das Eigenthum und alle Zuſtändig⸗ 
keiten des Bundes vorzubehalten und zu wahren, inobeſondere iſt er noch 
angewielen, gegen jede Verwendung bewilligter Bundesgelder, resp. gegen 
jede Tispofition darüber, welche ohne ihre beſondere Zuſtimmung etwa erfols 
gen jolle, ausdrücklich Proteſt einzulegen.“ 


Oeſterreich verwahrt ſich gegen bie preußiſche Austrittserklärung: 

„Der beutiche Bund it nah Art. 1 ber Bunbesacte ein unauflöslicher 
Verein, auf deſſen ungefhmälerten Fortbeſtand das gejammte Teutfchland, 
fowie jete einzelne Bundesregierung ein Recht bat, und nah Art. V ber 
Wiener Schlußacte kann der Austritt aus diefem Verein keinem wWiitgliebe 
besjelben freifteben. Indem Präſidium fich gegenüber der ven bem k. preuß. 
Geſandten eben erfolgten beflagenawerthen Erklärung auf den geiaßten com: 
petenzmiäßigen Beſchluß bezieht, Namens ber hohen Xerfammlung auf obige 
Grundgejete hinweist und bie Motive der preußiſchen GErklärung als rechts 
lih und factifh unbegründet erfiärt, muB dasſelbe in förmlichiter und nach⸗ 
brüdlichfter Weiſe alle Rechte und Zuftändigfeiten bes Hundes wahren, wels 
her in vollfommen bindender Kraft fortbeiteht. Präfıdium behält der hoben 
Bundesverfammlung alle weiteren Entſchließungen vor und ladet bochdictclbe 
ein, ſich dieſem feierlichen Proteſte anzufchließen. Die Verantwortlichkeit für 
die ſchwere Verwicklung, welche in Folge des Schrittes der preußiſchen Re⸗ 
gierung für Deutſchland eintritt, trifft dieſe allein. Die bundestreuen Regie⸗ 
rungen werden ihre Pflichten gegen einander und gegen die deutſche Nation 
aan willen, indem fie auf dem Boden des Bundesrecht feſt zujammens 

eben.” 

14, uni, (Bayern) fließt mit Defterreih in Olmüß eine befonbere 
Militärconvention ab, bie jedoch erft am 30. Juni vom König rati: 
fizirt wird, 

„Nachdem Se. Maj. ber Kaifer von Tefterreih wiederholt und feierlich 
bat erklären lafjen, bag den Gedanken Allerhöchſtdesſelben nichts ferner Liege, 
als ein Angriff auf Preußen, und baß bie f. E. Regierung die Vorfchriften 
bes Artifels XI der Bundesacte ftrenge zu beobachten entichlojten fei, mithin 
bie gemeinjchaftlihe Anwendung militäriicher Kräjte gegen Preußen nur auf 
Grund eines legalen Bundesbeſchluſſes oder im Falle eines gewaltiamen Ans 
griffes Preußens auf einen Bundeagenofien Platz greifen kann, find bie Uns 
terzeichneten, erhaltenem Auftrage ihrer höchften Regierungen gemäß, für den 
bezeichneten Fall über nachitebende Punctationen übereingefommen. 1) Die 
f. bayer. Armee in ber Stärke von 40,000 bis 50,000 Dann bleibt fort= 
während felbflänbig unter ihrem eigenen Cherbefehlshaber, dem Feldmarſchall 
Prinzen Karl von Bayern, kgl. Hoheit. 2) Unter dem bayer. Oberbefehls⸗ 
baber ftehen auch die Contingente bes Königreihs Würtemberg, ber Groß: 
berzogthümer Baden und Helfen und des Herzogthums Naffau in Gemäßbeit 
ber von ben Regierungen biefer Staaten mit ber bayer. Regierung getroffenen 
Vereinbarungen. 3) Der bayerifche Oberbefehlshaber wird bie Operationen 
ber unter ibm ſtehenden vereinigten Armeen nad einem gemeinjchaftlichen 
und einheitlichen Operationsplan, ſowie nach ben hierauf gegründeten Direc⸗ 
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tiven anorbnen und leiten, welche ihm biefür von dem k. k. äfterr. 
Dbercommanbo mitgetheilt werben. Bei ber Feſtſtellung biefes 
Operationsplanes wirb in gleicher Weife darauf Rüdjicht zu nehmen jein, 
baß bie Operationen ſtets im Einklange mit ben Landesinterefien ber Staas 
ten ber vereinigten Armeen bleiben und daß ebenfo auf Deckung ber 
eigenen Gebiete ihrer Kriegsherren Rüdjicht genommen werde, als auf 
Erreihung ber Hauptzwede des Krieges durch möglichfte Wereinigung der 
Streitfräfte. 4) Um bie gegenfeitigen Beziehungen noch zu vermehren unb 
ben Vollzug ber Operationen zu erleichtern, wirb ein öfterr. (General ober 
Oberſt das bayeriihe Hauptquartier ſtets begleiten, fowie zu demfelben Zwecke 
ein bayer. General ober Oberſt dem öfterreihifchen Hauptquartier beigegeben. 
5) Die k. bayerifche Armee wird bie zum 15. Juni I. 38. in Franken unb 
in ber Nähe von Eijenbahnen eine Aufftelung genommen haben, von welcher 
aus es ihr möglich wird, je nad ben VBerbältniffen ihre Bewegungen dem ver: 
abredeten Kriegsplane entiprechenb einzurichten. 6) Da die militäriichen 
Dperationen auf Grund bes Bunbesrechts flattfinden, wirb auch ber Friedens⸗ 
Ihluß in bundesgemäßer Weife erfolgen, und bie k. k. öoſterreichiſche 
Regierung verpflichtet fih insbelonbere, Leine einfeitigen 
Kriebensverbandlungen mit Preußen zu führen, vielmehr folde 
Berhandfungen nur unter Theilnabme eines Bevollmächtigten ber kgl. bayer. 
Negierung einzuleiten und im Ginverftändniffe mit biefer abzufchließen. 
T) Für ben Fall, daß die nicht vorherzufehenden Wechſelfälle bes Krieges es 
unvermeidlich machen follten, daß bei bem Friedensſchluſſe Territ orialver- 
änderungen in Frage kämen, verpflichtet fi bie k. k. dfterreihiihe Re⸗ 
gierung, aus allen Kräften babin zu wirfen, daß Bayern von Berluften be: 
wahrt werbe, jebenfalls aber mit ſolchen nur im gleichen Berhättniffe zu 
allen verbundeten Staaten belaftet und für etwaige Abtretungen bemgemäß 
entſchädigt werde. 8) Die Ratification gegenwärtiger Bunctationen durch 
die Allerhöchſten Souveräne bleibt vorbehalten. Dielelbe ſoll binnen acht 
Tagen erfolgen, und es ſollen dadurch gegenwärtige Punctationen bie Natur 
und Kraft eines förmlichen Staatsvertrages erhalten.“ 


414, Juni. (Hannover). In Folge des Bundesbeichluffes vom heutigen 


15. 


Tage ergeht ber Befehl, bie ganze Armee mobil zu machen. 


„ (Kurpeffen). Der Kurfürft befiehlt die Mobilifirung fämmt: 


licher Truppen. — Eröffnung ber Stänbeverfammlung. 


„ (Heffen-Darmftadt). Die I Kammer bewilligt einftimmig 


ben ermäßigten Militärerebit von 2% Mil. fl. und lehnt alle Be: 
ſchlüſſe der II. Kammer ab. 
(Baden). Die H. Kammer bewilligt einſtimmig den neuen 


"Militärerebit. 
„ (Preußen) conftatirt in einer Circularbepefhe an feine Ver: 


treter im Auslande übereinftimmend mit der Erflärung feines Ge 
fandten am Bunbe die nad) feiner Anfiht dur den Beſchluß vom 
14. d. M. erfolgten Bruch bes bisherigen Bunbesvertrages und da⸗ 
mit die Auflöfung des bisherigen beutfhen Bundes. 


» (Hannover. U. Kammer: Bennigjen ſtellt den neuen 


Urantrag: 

„ben ſchleunigſten Erlaß einer Adreſſe an Se. Maj. den König zu be 
fhließen, in welcher in Betracht, daß auf den Antrag ber dfterreihichen Re⸗ 
gierung ein durch bie Yunbespflichten nicht gebotener Bundesbeſchluß auf 
MRobilifirung ber ganzen Bundesarmee mit alleinigem Ausihluß ber preußis 
ſchen Bunbescorps gefaßt ift und daß bie Tönigl. Bannoverfche Regierung im 
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MWefentlihen für biefen Antrag geftimmt hat, dies Alles aber geeignet if, 
anz Deutſchland in den Bürgerkrieg zu flürzen und namentlich auch auf unfer 
Sand die Laft eines furchtbaren Krieges zu wälzen, ja feine Sicherheit und 
Unabhängigfeit auf bas Aeußerſte zu gefährden, bas dringende Erſuchen geftellt 
werde: 1) diejenigen Ratgeber der Krone, welche obigen verberblichen Echritt 
befürwortet haben, unverzüglich zu entlaffen, 2) ben oben erwähnten Bundes: 
beihluß nicht zur Ausführung zu bringen, 3) jedes Heraustreten aus einer 
völligen Neutralität durch Parteinahme, fei e8 für Defterreih ober Preußen, 
ohne die dringendſte Nothwendigfeit zu vermeiden, 4) auf bie fchleunige Eins 
berufung eines beutihen Parlaments hinzuwirken.“ 


15. uni. (Kurheſſen). Die Ständeverfammlung proteftirt gegen ben 


W 


Bundesbefhluß vom vorigen Tage und beſchließt auf ben Antrag” 
des Vicepräfidenten v. Bifhoffshaufen mit 35 gegen 14 Stimmen: 

„bie hohe Staatsregierung aufzufordern, unverzüglich zu ber vom ganzen 
Lande gutgeheißenen bisherigen neutralen Haltung zurüdzufehren, und bie 
Mobilifirung der Truppen bemgemäß nidht auszuführen, hiemit aber bie fefle 
Erflärung zu verbinden, erſtens: daß fländifcherfeits eine für Mobilmahung 


. etion'geforbert ıwerbende Gelbbewilligung fo lange werde abgelehnt werben, 
“als nicht der Zwed einer ſolchen, als dem Lebensintereife des Landes völlig 


entiprechend werbe nachgewieſen werben, und weiter, daß die Stänbeverfamms 
lung bie Regierung bed Landes im alle ber Nichtbeachtung bes gegenwärs 
tigen Verlangens für alle die ſchweren Folgen verantwortlid mache, die fich 
aus ber jetzt von ber Staatsregierung eingenommenen veränderten Haltung 
ergeben werben.“ 


„ (Helfen: Darmftadt). Die Regierung theilt der II. Kammer 
den Bundesbeſchluß vom 14. d. mit und fordert fie auf, nunmehr 
den Seitens ber Regierung felbft nachträglich ermäßigten Militär: 
erebit von 2% Mil. fl. zu bewilligen. 

Die U. Kammer beſchließt mit 36 gegen 6 Stimmen, bie Re 
gierung, von ber Rechtsfrage abjehend, zu erfuchen, noch auf dieſem 
Landtage den Kammern eine Vorlage bez. Revifion der Geſetze vom 
6. Sept. 1856 und 14. Juli 1862 (der octroyirten Wahlorbnung 
ftatt des Wahlgefeßes von 1849) zu maden. 

„ (Eoburg: Gotha). Der Herzog und fein Hof gehen mit 
Rückſicht auf die bevorftehenden Ereigniffe von Coburg nach Gotha. 


II. 
Dentichland. 


. Yom Ausbruche des Arieges bis zur Auflöfung des Bundestags. 


45. 


Fans 


(15. Juni — 24. Auguft.) 


uni. (Preußen) richtet Sommationen an Sadıfen, Hannover und 


* 


Kurheſſen, in denen es gleichlautend verlangt, daß 

„1. die k. ſächſiſchen (hannoverſchen, kurheſſiſchen) Truppen ſofort auf den 
Friedensſtand v. 1. März c. zurückgeführt werden; 

2. Sachſen (Hannover, Kurheſſen) der Berufung des deutſchen Parlaments 
zuſtimmen, ſobald es von Preußen geſchieht, wogegen 

3. Preußen dem Könige (Kurfürften) fein Gebiet und feine Souperänetäts⸗ 
rechte nach Maßgabe ber Reformvorfchläge v. 14. d. Mts. Gewähr Ieiftet. 

Eine Antwort auf die Sommation wird nod im, Laufe beijelben Tages 
erbeten, mit dem Beifügen, baß „eine Verzögerung berjelben über biejen 
Termin hinaus ebenfowohl wie eine ausweichende Antwort als eine Ablehnung 


angeſehen werben würde“. 
(Sachſen). Die preuß. Sommation iſt folgendermaßen motivirt: 


„... Die königlich ſächſiſche Regierung hat am 14. dafür geſtimmt, daß 
die hohe Bundesverſammlung die Mobilmachung ſämmtlicher Bundesarmee⸗ 
corps mit Ausſchluß ber preußiſchen anordne. Die köoͤniglich preußiſche Re: 
gierung Tann. barin neben ber Verletzung bes Bundesverhältniſſes nur einen 
directen Act ber Feindfeligfeit gegen fich felbft erkennen, und ſchon Die geo= 
grapbifche Lage bes Königreichs Sachſen in Beziehung auf bie ihm benach⸗ 
barten preußiichen Lanbestheile macht es ihr unmöglich, über bie feindfelige 
Stellung Hinwegzufehen, welche bie königlich ſächſiſche Negierung hierdurch ihr 
gegenüber eingenommen bat.” Den Berlangen wirb beigefügt: „Sollte bie 
t. ſächſiſche Negierung fich nicht entfchließen können, ein ſolches Bündniß zu 
fhließen, fo würde Se. Majeftät der König zu feinem Tebhaften Bebauern 
fih in die Nothwendigkeit verjebt finden, das Königreih Sachſen als im 
Kriegszuftand gegen “Preußen befindlich zu betrachten und dieſem Verhältniß 
entjprechend zu handeln.” 

Ablehnende Antwort Sachſens: „..Tie Grundgefebe bed Bundes 
fchließen bekanntlich die Auflösbarfeit beffelben aus. Der Bund bagegen 
handelt unbeftritten innerhalb feiner Competenz, wenn er bie vollftändige 
ober theilweife Mobilmachung des Bundesheeres befchließt, und ba hierauf 
bezügliche Beſchlüſſe grundgefeglih nicht an Einftimmigfeit gebunden find, 
fo ift ein dießfallfiger Majoritätsbefchluß ein verfaffungsmäßig giltiger. Die 
k. fächfifche Negierung würde demnach dem unter 1 an fie geitellten Antrage 
nicht Folge geben fünnen, ohne ihrer Bunbespflidht vollfommen untreu zu 
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werden. Was ben Antrag unter 2 betrifft, fo ift bie ſächſiſche Regierung 
gemeint, auf bie. baldige Einberufung bes beutfchen Parlaments mit allem 
Nachdruck hinzuwirken; fie wird aber ſolches, den Anträgen ihrer Kammern 
gemäß, in ber Weife thun, daß ein Parlament für ganz Deutichland gewählt 
werbe, und fie geht davon aus, daß bie Ausfjchreibung ber Wahlen nicht von 
einer einzelnen Regierung zu erfolgen habe. Sollte unter biefen Umftänden 
bie Regierung St. Maj. des Könige von Preußen in ber Ablehnung bes 
vorgejchlagenen Bündnifjes wirklih einen Grund erkennen, das Königreich 
Sachſen im Kriegszuftand gegen Preußen befindlich zu betrachten und dieſem 
Berbältniffe entſprechend zu handeln, jo bliebe ber Töniglichen Regierung nichts 
übrig, als gegen ein foldyes Vorgehen mit Bezugnahme auf die Grundgeſetze 
bes Bundes laut und entjchieben zu protefliren, und bie Abwehr bes Bunbes 
anzurufen. ...* 
Diie geſammte Eifenbahn:, Poſt- und Telegraphenverbindung wird 
auf Befehl der Regierung fiftirt. Die Eijenbahnbrüde bei Rieſa 
wird verbrannt, die Brüde bei Löbau zerftört. Die ganze fächfijche 
Armee beginnt ihren Abmarſch an die böhmiſche Grenze. 

15, Juni. (Hannover) Die preußiihde Eommation ift folgender: 
maßen motivirt: 

„...Die geographiſche Lage bes Königreihe Hannover macht daſſelbe zu 
einem wichtigen Moment in dem Syſtem biefer Vertheidigung. Die kgl. hans 
noverjche Regierung wird e8 daher gerechtfertigt finden, wenn in ber Spannung ber 
gegenwärtigen Situation Deutjhlands, welche durch ben bundeswidrigen Antrag 
Defterreih8 vom 11. c. gekennzeichnet wird, Preußen von ihr beftimmte 
Erklärungen und Bürgihatten über bie zufünftige gegen eitige Stellung zu 
erbitten fich genöthigt fieht.” Dem Verlangen wirb beigefügt: „Sollte wiber 
Erwarten eine ablehnende ober ausweichende Antwort erfolgen, fo würde 
Se. Majeftät ber König Sich zu Seinem lebhaften Bedauern in bie Noths 
wendigfeit verfeßt finden, das Königreich als im Kriegszuftand gegen Preußen 
befindlich zu betrachten und bemgemäß in Seinen Beziehungen zu bemjelben 
nur noch die Rüdfichten auf den Schuß bes eigenen Landes und das milis 
tärifche Erforbernig maßgebend fein zu laffen.“ 

Ablehnende Antwort Hannovers: „...Der in der Sitzung bes 
Bundestages vom 11. b. Mts. gejtellte Antrag ift — wie ber Unterzeichnete 
zunächſt zu bemerfen fich beehrt — in ber Sitzung vom 14. b. Mis. mit 
folden Modiftcationen angenommen, daß in bem gefaßten Beſchluß eine Feind⸗ 
jeligfeit gegen Preußen nicht gefunden werben fann. Die Tgl. hannoverſche 
Regierung insbefonbere bat in ihrer Abftimmung unb in beren Begründung, 
welche ber k. preußifchen Regierung vollkommen befannt find, auf das forgs 
fältigfte den bundesmäßigen Standpunft firengfier PBarteilofigfeit feftgehalten. 
Sie hat gegen die Mobilifirung ber drei Faiferlich öfterreichiichen Armeecorps 
getimmt, um bem Bund feine vollfommen objektive Etellung zwifchen ben 
beiden ftreitenden Mächten zu wahren; fie bat ferner demjenigen Theil bes 
Antrages nicht zugeſtimmt, welcher auf die, ben Beflimmungen über ben 
Bunbesfrieg entnommenen Maßregeln abzielte, unb bat endlich die Vermitt⸗ 
lung als ben Endzwed aller Befchlüffe der Bundesverſammlung ausdrüdlid 
feitgeftelt. Sie bat aber freilih auf der anderen Seite bie vor ben Augen 
der Melt offen baliegende Thatfache nicht verfennen können, baß bie innere 
Ruhe und Sicherheit des Bundes bedroht fei und bat fih ebenjowenig ben 
bundesmäßigen Pflichten entziehen fönnen, ben zum Schuße dieſer Ruhe und 
Sicherheit erforderlichen Beſchlüſſen zuzuftimmen. Wenn bie ?. bannoverfche 
Regierung hiernach ſich bewußt iſt, nach genauefter Erwägung und gewiſſen⸗ 
baftefter Brüfung ber thatſächl ichen und rechtlichen Verhältnifje ihren Pflichten 
als Mitglied des deutfchen Bundes gemäß gehandelt zu haben, wenn fie zus 
gleich bie Anerkennung glaubt beanſpruchen zu können, bie Wahrung des 


IL 


Deuntſchland. 


vom Ausbruche des Krieges bis zur Auflöſung des Bundestags. 


15. 


(15. Juni — 24. Auguſt.) 


Juni. (Preußen) richtet Sommationen an Sacſen, Hannover und 


- 
» 


Kurhefjen, in denen es gleidhlautenb verlangt, baß 

„1. die k. ſächſiſchen (hannoverſchen, kurheſſiſchen) Truppen fofort auf den 
Friedensftand v. 1. März c. zurücdgeführt werben ; 

2. Sachſen (Hannover, Kurhefien) der Berufung bes beutfhen Parlaments 
zuftimmen, ſobald es von Preußen gejchieht, wogegen 

3. Preußen bem Könige (Kurfürften) fein Gebiet und feine Souveränetäts- 
rechte nad Maßgabe ber Reformvorichläge v. 14. d. Mts. Gewähr leiftet. 

Eine Antwort auf die Sommation wird noch im Laufe befjelbern Tages 
erbeten, mit dem Beifügen, daß „eine Verzögerung berfelben über biejen 
Termin hinaus ebenfowohl wie eine ausweichende Antwort als eine Ablehnung 


angeſehen werden würde“. 


(Sachſen). Die preuß. Sommation iſt folgendermaßen motivirt: 


„... Die königlich ſächſiſche Regierung hat am 14. dafür geſtimmt, daß 
die hohe Bundesverſammlung die Mobilmachung ſämmtlicher Bundesarmee⸗ 
corps mit Ausſchluß der preußiſchen anordne. Die königlich preußiſche Res 
gierung kann barin neben der Verletzung bes Bundesverhältniſſes nur einen 
directen Act ber Feindſeligkeit gegen fich felbit erfennen, und ſchon die geo= 
graphiſche Lage bes Königreichs Sachſen in Beziehung auf die ihm benach⸗ 
barten preußiſchen Lanbestheile macht es ihr unmöglich, über bie feindfelige 
Stellung binwegzufehen, welche bie königlich ſächſiſche Regierung hierdurch ide 
gegenüber eingenommen bat.” Dem Verlangen wird beigefügt: „Sollte bie 
k. ſächſiſche Regierung fich nicht entfchließen können, ein ſolches Bündniß zu 
fchließen, fo würde Se. Majeftät der König zu feinem Tebhaften Bebauern 
fih in bie Nothwendigfeit verfeßt finden, das Königreih Sachſen ale im 
Kriegszuftand gegen Preußen befindlich zu betrachten und dieſem Verhältniß 
entiprechend zu handeln.” 

Ablehnende Antwort Sachſens: „...Tie Grundgefeke bes Bundes 
ſchließen bekanntlich die Auflösbarfeit beifelben aus. Der Bunb dage 
handelt unbeftritten innerhalb feiner Competenz, wenn er bie vollftändige 
ober theilweiſe Mobilmachung des Bunbesheeres beichließt, und ba hierauf 
bezügliche Beſchlüſſe grundgejeglih nit an Kinftimmigfeit gebunden finb, 
fo ift ein dießfallfiger Majoritätsbefhluß ein verfaffungsmäßig giltiger. Die 
k. jächfifche Negierung würbe demnach dem unter 1 an fie geitellten Antrage 
nicht Folge geben fünnen, ohne ihrer Bunbespfliht vollfommen untreu zu 
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Bundesrechts mit ber bunbesfreunblichften Nüdficht gegen bie kgl. preußifche 
Regierung vereinigt zu haben, fo bat ber Unterzeichnete um fo mehr überraicht 
fein müfjen durch die Bedingungen bes Vertrags, welche Seine Durchlaucht 
ber Prinz Yſenburg ihm mitgetheilt hat und über welche berfelbe die Er: 
Härung ber Töniglihen Regierung verlangt. 

„Die erfte diefer Bedingungen geht dahin, daß bie kgl. bannoverfchen 
Truppen fofort auf ben Friedensſtand vom 1. Mär; d. J. zurüdgeführt 
werden. Der Unterzeichnete Tann in Betreff biefes Punktes nur erflären, daß 
daß die Fönigliche Armee fih durchaus nicht im Kriegszuftinde befindet. Sie 
hat nur die jedes Jahr üblichen Erereitien in biefem Jahre früher als font 
vorgenominen und der Unterzeichnete kann nicht glauben, daß in biefer ein⸗ 
fahen Maßregel, bei weldher weber Pferbeanfüufe, noch fonft irgend welche 
Acte der Mobilifirung vorgenommen find, eine Feindfeligfeit gegen Preußen 
erblicdt werben könne. Die k. preußifche Regierung ibrerfeits aber wirb 
gewiß nicht verkennen, daß bie Zurüdnahme einer an fich fo bebeutungslofen 
Mafregel unter ben gegenwärtigen Verhältniffen ein fchwerer Schlag für bie 
Ehre der hannoverſchen Armee fein würde, und daß Se. Majeftät, bes Unter: 
zeichneten allergnädigfter Herr, einer ſolchen Zumuthung fich niemals unter: 
werfen kann. Die zweite Bedingung verlangt, baß Hannover der Berufwug 
bes deutfchen Parlaments zuftiimme und bie Wahlen dazu ausfchreibe, fobald 
es don Preußen gejchieht. Der Unterzeichnete beehrt fi, in Betreff biefes 
Punktes darauf hinzuweiſen, daß bie Vorſchläge zur Berufung eines beutfchen 
Parlaments der Bundesverfammlung zur —— vorliegen und daß 
bie E. hannoverſche Regierung eingeben? ihrer Bundespflicht eine vom Bunde 
abgefonderte Behandlung biefer für die ganze beutiche Nation jo hochwich⸗ 
tigen und folgenichweren Angelegenheit nicht für zuläffig erachten fann. 
Wenn drittens Preußen bagegen St. Majeftät dem Könige von Hannover 
fein Gebiet und feine Souveränetätsrechte nach Maßgabe ber Reformvorſchläge 
vom 14.5. M. gewährleiften will, fo fann ber Unterzeichnete in ber That in 
den erwähnten Reformvorſchlägen eine Garantie für die Souveränetätsredhte 
bes Königs, feines allergnäbigiten Herren, nicht erbliden. Die Reformvors 
fhläge vom 14. d. M. greifen fotief und fo wejentlich in bie Souveränetätsrecdhte 
ein, baß fieeiner Mebiatifirung gleihen Erfolgbeforgenlafjen. 

„Wenn biernad) der Unterzeichnete fi in der Lage erflären muß, die von 
St. Durdlaudt dem Prinzen zu Yſenburg Namens ber k. preußijchen Re⸗ 


gierung ihm mitgetheilten Bertragsbedingungen abzulehnen, fo kann er Dabei nur 


auf das entichiedenfte wiederholen, daß bie k. hannoverſche Regierung fich 
bewußt ift, auf dem Boden des unanfechtbaren, völferrechtlich garantirten 
Bundesrechts zu fliehen, und daß das Fefthalten an biefem Rechte nach ihrer 
Anfiht der k. preußifhen Regierung feine Veranlafjung bieten Tönne, das 
Königreih Hannover als im Kriegszuftand mit Preußen befinbli zu be⸗ 
trachten. Lie königlich hannoverfhe Regierung hält unabänderlich daran feft, 
daß das Bundesrecht ben Krieg zwilchen Bunbesgliedern verbiete, unb fie 
wird baher feine Triegerifhe Maßregeln gegen bie verbündete kgl. preußifche 
Megierung vornehmen, fo_lange ihre Grenzen nicht angegriffen werben. Zu 
einem folchen Angriff aber kann die k. hannoverſche Regierung auch bei ber 
gegenwärtigen Spannung weder einen Rechtsgrund noch felbft eine politiſche 
Beranlaffung finden und mag auch jet der Hoffnung nicht entfagen, ihre 
bundesfreundliche Gefinnung und beren ſiets erfolgte Bethätigung von ber 
k. preußifchen Regierung anerkannt und das bisherige für beide Regierungen 
werthvolle nachbarliche Verhältniß erhalten zu fehen....“ 

Die ftädtiichen Eollegien der Reſidenz verfammeln fich ſpät Abends 
und beſchließen, einen Verſuch beim Könige zu maden, bamit der 
Stadt und dem Lande das Schickſal feinbliher Occupation erfpart 
bleibe, Der König empfängt fie in ber Nacht im Beifein ber 
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Königin und bes Kronprinzen. Der Stabtdireftor trägt die Bitte 
vor; ber König antwortet ausführlich, gibt bie Gründe für fein Votum 
in Frankfurt an und fügt Hinzu, Preußen babe Forberuugen geftellt, 
beren Erfüllung das Königreich mebiatifiren, bie Selbftänbigfeit der 
Krone, des Landes und jebes Einzelnen aufheben und mit der Pflicht 
und Ehre Sr. Majejtät unvereinbar fein würden. Bei ber über: 
Vegenen Feindesmacht jehe der König fi außer Stande, die Haupt: 
ftabt gegen bie Decupation zu ſchützen; er concentrire feine Truppen 
in ben ſüdlichen Provinzen und Hoffe, fi dort halten zu können. 
So jhmerzlih bie ihm gebotene Nothivendigkeit fei, boch könne er 
als Chriſt, als Monarch und als Welf nit anders. Alle Truppen 
ber hauptſtädtiſchen Beſatzung rüden nad Süden aus. Der König 
mit Sm Kronprinzen folgt ihnen. Proclamation bes Könige „an 
Magijtrat, Bürgervorfteher und Bürger der Reſidenz“: „Im Begriff, 
mit dem theuren Kronprinzen mich zu meiner Armee in dem füblichen 
Theile meines Königreihs zu begeben, laſſe ich meine teure Königin 
und geliebten Töchter zu Herrenhaufen Eurer bewährten Treue, Liebe 
und Anhänglichkeit zurück.“ 

15. Juni. (Kur heſſen). Angebliche Unterredung zwiſchen dem preußiſchen 
Geſandten Gen. v. Röder und dem Kurfürſten. Ablehnung der 
preuß. Sommation. Abreiſe des preuß. Geſandten. Abmarſch der 
Truppen; alles Kriegsmaterial wird nach Süden geſchafft. Die 
Abführung des Staatsſchatzes wird vom geheimen landſtändiſchen 
Ausſchuß verweigert. Ankunft des Thronfolgers aus Berlin, wo 
ſich Preußen umſonſt mit ihm bezüglich feines bevorſtehenden Vor: 
gehens gegen ben Kurfürften zu veritänbigen gefuht bat. Der 
Kurfürft ernennt zuerjt den Thronfolger, alsbald aber wieder ben 
Gen. dv. Schen? zum Oberbefehlshaber der Truppen; er felbft bleibt 
in Wilhelmshöhe. 

16. „ (Preußen). Circulardep. Bismardd an bie Vertreter Preußens 
im Ausland: 

„...Wir hatten es vorausgejeben, baß bie unvermutbeten und nicht zu 
rechtfertigenden Rüftungen Defterreich8 eine verhängnißvolle Krijis herbeiführen 
würden. Dieſe Krijis ift jetzt ausgebrohen. Die drei neutralen Mächte 
baben bie Gefahren der Situation zu beſchwören gefucht, indem fie die Fragen, 
welde ben Frieden Europas bedrohten, gemeinfchaftlichen Berathungen em: 
pfablen; aber ihre Bemühungen find an tem Widerſtreben Defterreichs ge: 
ſcheitert. Die Löjung der Elbherzogthümerfrage war durch bie Verträge einer 
gemeinfamen Berjtändigung zwiſchen den beiden fouveränen Mächten vor: 
behalten worden. Da Defterreich fi von feinen Verpflichtungen losſagte, um 
jene Löfung außerhalb ber von ihm unterzeichneten Verträge zu fuchen, Hat 
ber König, unfer erhabener Herr, fih genöthigt geliehen, feine Truppen in 
Holftein einrüden zu Taffen, ohne indeſſen damit Defterreich das Recht ftreitig 
zu machen, feine Truppen nad) Schleswig rücken zu laflen. Der Bruch 
bes Gafteiner Vertrags berechtigte Se. Majeltät zu dieſer Maßregel, bie Pflicht, 
feine Rechte zu vertheibigen, gebot fie ihm. Oeſterreich hat es vorgezogen, 
feine Truppen aus dem Herzogthum abziehen zu laſſen, und indem es beim 
beutfhen Bunde eine willfürliche Klage auf Friedensbruch erhob, machte es 

7 


II. 
Deutſchland. 


vom Ausbruche des Arieges bis zur Auflöſung des Bundestags. 


45. 


(15. Juni — 24. Auguft.) 


uni, (Preußen) richtet Sommationen an Sachſen, Hannover und 


Kurheſſen, in denen es gleichlautenb verlangt, daß 

„1. die k. ſächſiſchen (hannoverſchen, kurheſſiſchen) Truppen fojort auf den 
Friedensftand v. 1. März c. zurücdgeführt werben ; 

2. Sadfen (Hannover, Kurheffen) der Berufung bes deutſchen Parlaments 
zuſtimmen, fobald es von Preußen geſchieht, wogegen 

3. Preußen dem Könige (Kurfürften) fein Gebiet und feine Souveränetäts- 
rechte nah Maßgabe ber Reformvorichläge v. 14. d. Mts. Gewähr leiſtet. 

Eine Antwort auf die Sommation wird noch im Laufe befjelben Tages 
erbeten, mit dem Beifügen, daß „eine Verzögerung berfelben über biefen 
Termin hinaus ebenſowohl wie eine ausweichende Antwort als eine Ablehnung 


angeſehen werden würbe*. 


 (Sadfen). Die preuß. Sommation ift folgendermaßen motivirt: 


„... Die königlich jächfiiche Regierung hat am 14. bafür geftimmt, baß 
bie hohe Bunbesverfammlung bie Mobilmahung ſämmtlicher Bundesarmee- 
corps mit Ausfchluß der preußiſchen anordne. Tie königlich preußiſche Re⸗ 
gierung kann barin neben ber Verlegung bes Bunbesverhältniffes nur einen 
directen Act ber Feindfeligfeit gegen fich felbit erfennen, und jchon bie geo= 
graphiiche Lage des Königreichs Sachſen in Beziehung auf bie ihm benach⸗ 
barten preußifhen Landestheile macht es ihr unmöglich, über bie feindfelige 
Stellung Hinwegzufehen, welche bie königlich ſächſiſche Negierung hierdurch ihr 
gegenüber eingenommen bat.” Den Berlangen wirb beigefügt: „Sollte bie 
k. ſächſiſche Regierung fi) nicht entfchließen können, ein ſolches Bündniß zu 
fließen, fo würde Se. Majeftät ber König zu feinem Tebhaften Bebauern 
fi) in die Nothwendigfeit verjegt finden, das Königreih Sachſen als im 
Kriegszuftand gegen “Preußen befindlich zu betrachten und dieſem Verhältniß 
entiprechend zu handeln.” 

Ablehnende Antwort Sachſens: „...Tie Grundgelebe bes Bundes 
fchliegen bekanntlich die Auflösbarfeit beffelben aus. Der Bund dagegen 
handelt unbeftritten innerhalb feiner Competenz, wenn er bie vollſtändige 
oder theilmeife Mobilmachung des Bundesheeres beichließt, und ba hierauf 
bezügliche Beſchlüſſe grundgefeglih nicht an inftimmigfeit gebunden find, 
fo ift ein dießfallfiger Majoritätsbefchluß ein verfaffungsmäßig giltiger. Die 
k. fächfifche Regierung würde demnad dem unter 1 an fie geitellten Antrage 
nicht Folge geben fünnen, ohne ihrer Bundespfliht vollfommen untreu zu 
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werben. Was ben Antrag unter 2 betrifft, fo ift bie ſächſiſche Regierung 
gemeint, auf bie. baldige Einberufung des beutjchen Parlaments mit allem 
Nachdruck hinzuwirfen; fie wirb aber —*8 den Anträgen ihrer Kammern 
gemäß, in der Weiſe thun, daß ein Parlament für ganz Deutſchland gewählt 
werde, und fie geht davon aus, daß bie Ausſchreibung der Wahlen nicht von 
einer einzelnen Regieräng zu erfolgen babe. Eolite unter biefen Umftänben 
die Regierung St. Maj. bes Könige von Preußen in ber Ablehnung bes 
vorgeichlagenen Bündniſſes wirklih einen Grund erkennen, das Königreich 
Sachſen im Kriegszuftand gegen Preußen befindlich zu betrachten und dieſem 
Berhältniffe entfprechend zu handeln, fo bliebe ber königlichen Regierung nichts 
übrig, als gegen ein foldyes Vorgehen mit Bezugnahme auf die Grundgejete 
bes Bundes laut und entſchieden zu proteftiren, und bie Abwehr des Bundes 
anzurufen...“ 
Diie geſammte Eijenbahn:, Poft: und Telegraphenverbinbung wirb 
auf Befehl ber Regierung filtirt. Die Eijenbahnbrüde bei Rieſa 
wird verbrannt, die Brüde bei Löbau zerftört. Die ganze fächjiiche 
Armee beginnt ihren Abmarſch an bie böhmifche Grenze. 

45, Juni. (Hannover) Die preußifde Eommation ift folgender: 
maßen motivirt: 

„... Die geographiſche Lage bes Königreich Hannover macht daſſelbe zu 
einem wichtigen Moment in bem Syftem biefer Vertheidigung. Die kgl. hans 
noverfche Regierung wird es baber gerechtfertigt finden, wenn in ber Spannung ber 
gegenwärtigen Situation Deutſchlands, welche durch ben bunbesmwidrigen Antrag 
Deiterreihs vom 11. c. gefennzeichnet wird, Preußen von ihr beftimmte 
Erklärungen und Bürgſchaften über bie zukünftige gegenfeitige Stellung zu 
erbitten fich genöthigt ſieht. Dem Verlangen wird beigefügt: „Sollte wider 
Erwarten eine ablehbnende oder ausweichende Antıwort erfolgen, fo würde 
Se. Majeftät ber König Sich zu Seinem Yebhaften Bedauern in die Noth⸗ 
wenbigfeit verfegt finden, bas Königreich als im Kriegszuſtand gegen Preußen 
befindlich zu betrachten und demgemäß in Seinen Beziehungen zu bemielben 
nur noch bie Rüdfichten auf den Schuß bes eigenen Landes und das milis 
täri ſche Erforberniß maßgebend fein zu laſſen.“ 

Ablehnende Antwort Hınnovers: „...Der in ber Sikung bes 
Bundestages vom 11. b. Mts. geftellte Antrag ift — wie ber Unterzeichnete 
zunähft zu bemerken fi beehrt — in ber Situng vom 14. d. Mis. mit 
folden Mopiftcationen angenommen, baß in bem nefapten Beſchluß eine Feind⸗ 
ſeligkeit gegen Preußen nicht gefunden werden kann. Die kgl. hannoverſche 
Regierung insbeſondere hat in ihrer Abſtimmung und in deren Begründung, 
welche ber k. preußiſchen Regierung vollkommen bekannt find, auf das ſorg⸗ 
fältigſte den bundesmäßigen Standpunkt ſtrengſter Parteiloſigkeit feftgehalten. 
Sie hat gegen die Mobiliſirung der drei kaiſerlich öſterreichiſchen Armeecorps 
geſtimmt, um dem Bund ſeine vollkommen objektive Stellung zwiſchen den 
beiden ſtreitenden Mächten zu wahren; fie bat ferner demjenigen Theil bes 
Antrages nicht zugeſtimmt, welcher auf bie, ben Beflimmungen über ben 
Bunbesfrieg entnommenen Maßregeln abzielte, unb bat enblich bie Vermitt⸗ 
lung als den Endzwed aller Beichlüffe der Bundesverſammlung ausdrüdlid 
feitgeftelt. Sie bat aber freilih auf ber anderen Seite bie vor ben Augen 
der Welt offen baliegende Thatfache nicht verfennen können, baß bie innere 
Ruhe und Sicherheit de8 Bundes bedroht fei und bat fich ebenjowenig ben 
bundesmäßigen Pflichten entziehen Können, den zum Schutze diefer Ruhe und 
Sicherheit erforberlihen Beichlüffen zuzuftimmen. Wenn bie k. hannoverjche 
Regierung hiernach ſich bewußt ijt, nach genauefter Erwägung und gewiſſen⸗ 
baftefter Brüfung ber thatfächlichen und rechtlichen Verhältniſſe ihren Pflichten 
als Mitglied des beutfchen Bundes gemäß gehandelt zu haben, wenn fie zus 
gleich bie Anerkennung glaubt beanſpruchen zu Türmen, bie Wahrung bes 
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Bundesrechts mit ber bunbdesfreunblichften Rückficht gegen bie kgl. preußiiche 
Regierung vereinigt zu haben, fo bat der Unterzeichnete um fo mehr überrafcht 
fein müfjen durch die Bedingungen des Vertrages, welche Seine Durchlaucht 
der Prinz Dienburg ihm mitgetheilt hat unb über welche berfelbe die Er: 
Härung ber Töniglihen Regierung verlangt. 

„Die erfte diefer Bedingungen geht babin, daß bie kgl. bannoverfchen 
Truppen fofort anf ben Friedensſtand vom 1. März d. J. zurüdgeführt 
werben. Ter Unterzeichnete kann in Betreff diefes Punktes nur erflären, daß 
baß bie Tönigliche Armee fih durchaus nicht im Kriegszuftinde befindet. Sie 
hat nur bie jedes Jahr üblichen Erercitien in diefem Sabre früher als fonft 
vorgenommen und ber Unterzeichnete kann nicht glauben, baß in biefer ein⸗ 
fahen Maßregel, bei welcher weder —— noch ſonſt irgend welche 
Acte der Mobiliſirung vorgenommen ſind, eine Feindſeligkeit gegen Preußen 
erblickt werden könne. Die k. preußiſche Regierung ihrerſeits aber wird 
gewiß nicht verkennen, daß die Zurücknahme einer an ſich ſo bedeutungsloſen 
Maßregel unter den gegenwärtigen Verhältniſſen ein ſchwerer Schlag für die 
Ehre ber hannoverſchen Armee fein würde, und bag Se. Majeſtät, bes Unter: 
zeichneten allergnäbigfter Herr, einer folhen Zumuthung fich niemals unter: 
werfen kann. Die zweite Bedingung verlangt, daß Hannover ber Berufung 
bes beutichen Parlaments zuftiimme und die Wahlen dazu ausjchreibe, fobald 
ed von Preußen geſchieht. Der Unterzeichnete beehrt fih, in Betreff diejes 
Punftes darauf binzumweifen, baß bie Borfchläge zur Berufung eines beutfchen 
Parlaments ber Bundesverfammlung zur — vorliegen und daß 
bie 8. hannoverſche Regierung eingedenk ihrer Bundespflicht eine vom Bunde 
abgeſonderte Behandlung dieſer für die ganze deutſche Nation fo hochwich⸗ 
tigen und folgenſchweren Angelegenheit nicht für zuläſſig erachten kann. 
Wenn drittens Preußen dagegen Sr. Majeſtät dem Könige von Hannover 
fein Gebiet und feine Souveränetätsrechte nach Maßgabe der Reformvorſchläge 
vom 14.5. M. gewährleiften will, fo kann ber Unterzeichnete in der That in 
ben erwähnten Reformvorſchlägen eine Garantie für die Souveränetätsredhte 
bes Königs, feines allergnäbigften Herrn, nicht erbliden. Die Reformoors 
fhläge vom 14. d. M. greifen fo tief und fo wejentlich in die Souveränetätärechte 
ein, baß fieeiner Mebiatifirung gleihen Erfolgbejorgenlaffen. 

„Wenn hiernach der Unterzeichnete ſich in der Lage erflären muß, bie von 
Str. Durdlaudt dem Prinzen zu Yſenburg Namens ber k. preußijchen Re⸗ 
gierung ihm mitgetheilten VBertragsbebingungen abzulehnen, fo kann er babei nur 
auf das entihiebenfte wiederholen, baß die k. hannoverfche Regierung ſich 
bewußt ift, auf dem Boben des unanfechtbaren, völferrechtlich garantirten 
Bundesrechts zu fliehen, und daß das Tefthalten an diefem Nechte nach ihrer 
Anfiht der k. preußifchen Regierung Feine Veranlafjung bieten Tönne, das 
Königreih Hannover als im Kriegszuflend mit Preußen befindlich zu be» 
traten. Die Föniglich bannoverfche Regierung Hält unabänberlich daran feft, 
baß das Bunbesreht den Krieg zwiſchen Bundesgliedern verbiete, unb fie 
wird daher Teine Triegerifche Maßregeln gegen bie verbünbete kgl. preußiſche 
Megierung vornehmen, fo lange ihre Grenzen nicht angegriffen werden. Zu 
einem ſolchen Angriff aber Tann bie k. hannoverſche Regierung auch bei ber 
gegenwärtigen Spannung weber einen Rechtsgrund noch felhft eine politifche 

eranlaffung finden und mag auch jett der Hoffnung nicht entfagen, ihre 
bundesfreundliche Gefinnung und deren ſiets erfolgte Bethätigung von ber 
k. preußifchen Regierung anerkannt unb das bisherige für beide Regierungen 
werthvolle nachbarliche Verhältniß erhalten zu fehen....“ 

Die ſtädtiſchen Eollegien ver Reſidenz verfammeln ſich ſpät Abends 
und beſchließen, einen Verſuch beim Könige zu machen, damit der 
Stadt und dem Lande das Schickſal feindlicher Occupation erſpart 


bleibe, Der König empfängt fie in ber Nacht im Beiſein ber 
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Königin und bes Kronprinzen. Der Stadtdirektor trägt bie Bitte 
vor; der König antivortet ausführlich, gibt bie Gründe für fein Votum 
in Frankfurt an und fügt hinzu, Preußen babe Forderuugen geftellt, 
deren Erfüllung das Königreich mebiatifiren, die Selbftändigkeit der 
Krone, des Landes und jebes Einzelnen aufheben und mit der Pflicht 
und Ehre Sr. Majeftät unvereinbar fein würben. Bei ber über: 
Vegenen Feindesmacht jehe der König fih außer Stande, die Haupt: 
ftabt gegen bie Occupation zu ſchützen; er concentrire feine Truppen 
in ben füblichen Provinzen und hoffe, fi dort halten zu können. 
Sp ſchmerzlich bie ihm gebotene Nothwendigkeit fei, doch könne er 
als Chriſt, als Monarch und als Welf nit anders. Alle Truppen 
ber hauptſtädtiſchen Beſatzung rüden nad Süden aus, Der König 
mit dem Kronprinzen folgt ihnen. Proclamation bes Königs „an 
Magiftrat, Bürgervorfteher und Bürger ber Refidenz”: „Im Begriff, 
mit dem theuren Kronprinzen mich zu meiner Armee in dem füblichen 
Theile meines Königreichs zu begeben, laſſe id meine theure Königin 
und geliebten Töchter zu Herrenhaufen Eurer bewährten Treue, Liebe 
und Anhänglichkeit zurück.“ - 


15. Juni. (Kurheffen). Angebliche Unterredung zwiſchen bem preußiſchen 


16. 


GSefandten Gen. v. Röder und dem Kurfürften. Ablehnung ber 
preuß. Sommation, Abreiſe bes preuß. Geſandten. Abmarſch der 
Truppen; alles SKriegsmaterial wird nah Süden geſchafft. Die 
Abführung des Staatsihakes wird vom geheimen lanbftändijchen 
Ausihuß verweigert. Ankunft des Thronfolgers aus Berlin, wo 
fih Preußen umfonft mit ihn bezüglich feines bevorſtehenden Bor: 
gehend gegen ben Kurfürften zu verjtänbigen gefudht bat. “Der 
Kurfürft ernennt zuerjt den Thronfolger, alsbald aber twieber ben 
Gen. v. Schenk zum Oberbefehlshaber der Truppen; er ſelbſt bleibt 
in Wilhelmshöhe. 
„ (Preußen). Eircularbep. Bismards an die Vertreter Preußens 
im Ausland: 

n...Wir hatten e8 vorausgejehen, baß bie unvermutbeten und nicht zu 
rechtfertigenden Rüſtungen Defterreich8 eine verhängnißvolle Krijis herbeiführen 
würden. Diele Krijis ift jebt ausgebrochen. Die drei neutralen Mächte 
haben die Gefahren der Situation zu beſchwören gefucht, indem fie bie Fragen, 
weldye den Frieden Europas bedrohten, gemeinfchaftlichen Berathungen em: 
pfahlen; aber ihre Bemühungen find an tem Widerftreben Oeſterreichs ges 
ſcheitert. Die Löfung ber Elbherzogthümerirage war burd die Verträge einer 
gemeinfamen Perjtändigung zwifchen ben beiden fouveränen Mächten vor: 
behalten worden. Da Oefterreich ſich von feinen Verpflichtungen losſagte, um 
jene Löfung außerhalb ber von ihm unterzeichneten Verträge zu fuchen, bat 
ber König, unfer erhabener Herr, ſich genöthigt gelehen, feine Truppen in 
Holftein einrüden zu laffen, ohne inbeffen damit Defterreich das Recht ftreitig 
zu machen, feine Truppen nad) Schleswig rüden zu laſſen. Der Bruch 
bes Gaſteiner Vertrags berechtigte Se. Maieftät zu dieſer Maßregel, die Pflicht, 
feine Rechte zu vertheibigen, gebot fie ihm. Oeſterreich bat es vorgezogen, 
feine Truppen aus dem Herzogthum abziehen zu laſſen, und indem es beim 
beutfchen Bunde eine willfürliche Klage auf Friebensbrud erhob, machte es 

J 
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16. Juni. (Sach ſen). Die preußiſche Elbarmee unter General Herwarth 
v. Bittenfeld rückt auf 3 Punkten, über Strehla, Dahlen und Wur⸗ 
zen, in Sachſen ein 

Proclamation des Gen. Herwarth: „Sachſen! Ih rücke in 
Euer Land ein; nicht aber als Cuer Feind, denn ich weiß, daß Eure Sym⸗ 
pathien nicht zuſammenfallen mit den Beſtrebungen Eurer Regierung. Sie 
iſt es geweſen, die nicht eher geruht hat, als bis aus dem Bündniß von 
Oeſterreich und Preußen die Feindſchaft beider entſtanden; ſie allein iſt die 
Veranlaſſung, daß Euer ſchönes Land zunächſt der Schauplatz des Krieges 
werden wird. Aber meine Truppen werden Euch in demſelben Maße als 
Freunde gleichwie Einwohner unſeres eigenen Landes behandeln, als Ihr uns 
entgegenkommen und bereit ſein werdet, die nicht zu vermeidenden Laſten 
des Krieges willig zu tragen. In Eurer Hand alſo wird es liegen, die Lei⸗ 
den des Krieges zu mildern und die Beſtrebungen zu vereiteln, die ſo gern 
Mare von Feinbjeligfeit den verwandten Volksſtämmen cinimpfen 
möchten.” 

Gleichzeitig Yäßt Prinz Friedrih Karl feine Vorhut in die fäd- 
fifche Lauſitz einrüden und fett ſich über Bauten mit der Elbarmee 
unter Herwarth in Verbindung. 

Proclamation bes Prinzen Friebrih Karl: „Se. Maj. ber 
König von Preußen, mein allergnäbigfter Herr, bat fih gezwungen gefeben, 
bem König von Sachſen den Krieg zu erflären, und ich babe auf Grund 
befien ſchon heute einen Theil der von mir commandirten Truppen bie Grenze 
ber Laufig überfchreiten laſſen. Wir führen nicht den Krieg gegen bas Lanb 
und bie Bewohner von Sachen, fonbern gegen bie Regierung, welde uns 
denjelben ohne allen Grund burd ihre Feindfeligkeit aufgebrungen hat. Meine 
Truppen werben überall das Privateigenthum gemwifjenhaft fehonen und jeden 
ruhigen Landesbewohner ſchützen. Bewohner der Laufig! Kommt uns baber 
mit Dertrauen entgegen und feid überzeugt, daß meine Soldaten durch 
Wohlwollen und firenge Mannszudt bem Lande bie Kaften bes Strieges 
möglichft erleichtern werben — Laften, die nicht ganz zu vermeiben. find, ba 
e8 erforderlich fein wird, Requifitionen eintreten zu laſſen, bie indeß ord⸗ 
nungsmäßig ausgefchrieben und nur gegen Empfangsbeidheinigung erhoben 
werden jollen.“ 


„nn (Hannover). General Bogel v. Falfenftein rüdt von Minden 
aus, General Manteuffel (am 18. Juni) von Holftein aus in 
Hannover ein. 

Eorpsbefehl bes Gen. Vogel v. Falfenftein: „Hannover, Sachen, 
Kurhefjen, mit denen wir bis jegt in Fried und Freundichaft Iebten, haben 
auf Anfuchen Oeſterreichs beichloffen, eine Erecutionsarmee gegen Preußen 
ins Feld zu fielen. Es ift nicht unfere Sache, die Gründe bafür zu erfor: 
ſchen, aber ſelbſtverſtändlich iſt dieſerhalb St. Maj. unferm allergnädigften 
König nichts übrig geblieben, als den übermüthigen Regierungen jener Klein⸗ 
flaaten den Krieg zu erklären, was gefchgben. Heute rüden wir nun in Kur: 
heſſen und Hannover als Feinde ein. Nichtsdeſtoweniger wollen wir es und 
angelegen fein Lajien, ben ruhigen Landeseinwohnern gegenüber, benen bieje 
Vorgänge gar nicht Lieb find, auch unfererfeitS zu zeigen, wie wir es bekla⸗ 
gen, zu einem brudermörberifchen Krieg herausgeforbert zu fein. Soldaten 
bes wefiphälifhen Corps! In biefem Sinn laßt uns ben bevoritehenden 
Krieg durchkämpfen; wir wollen unfern gegenwärtigen Feinden zeigen, baß 
eine mehr denn fünfzigjährige Freundfhaft in uns eine zu ſchöne Erinne: 
zung zurüdgelaffen hat, um uns fofort zu rüdfichtslofen Feinden umflimmen 
zu können.“ 
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Proclamation bes Gen. Manteuffel: „Hannoveraner! Seit Wo⸗ 
hen hat Se. Maj., mein König und Herr, fidy bemüht, die ſchwebenden Fragen 
mit dem kgl. Gabinet in Hannover vertragsgmäßig zu ordnen. E8 iſt ver: 
weigert worden. Die Sicherheit Preußens erfordert, bag im Rüden feiner 
Armee feine Feinde bleiben. Mein König und Herr hat daher bie Entlaſſung 
ber Solbıten verlangt, welche über die Friedensſtärke ber .f. bannover'ichen 
Armee eingezogen worden find. Nur duch die Gewährung biefer Forderung 
würden Hannover bie Leiden bes Krieges eripart fein. Bis dahin muß ich 
Hannover als im Kriegszuftande gegen Preußen betrachten und hiernach hans 
dein. Ich rüde nicht als Feind ber braven Einwohner bes Königreichs ein. 
Ihr Privateigenthum wird jtreng geichont werben. Tie Ef. Truppen werben 
bie preußiſche Tisciplin auch hier bewähren. Hannoveraner! Kommt aud 
Ihr ihnen freundlich entgegen.“ 


16. Juni. (Hannover). II. Kammer: Bennigjen zieht feinen Urantrag 


„ 


" 


v. 14.6. M. zurüäd. Auf feine und Mündhaufens Anfrage er: 
wibert Minijter Bacmeijter, ber König bleibe in Göttingen, bie 
Kaſſen feien thunlichſt gejihert; über die Vollmachten der Minifter 
könne aber Näheres nicht mitgetheilt werben, da bei der Kürze ber 
Zeit die Verhandlung nit zum Abſchluß gebradt fei. Darauf 
erfolgt bie Vertagung. 


„ (Kurbeffjen). General v. Bayer rüdt mit dem preußifchen 
- Objervationscorps von Weblar in Kurheſſen ein und über Gießen 


big Marburg vor. Proclamation des preuß. Generals: 

„Hefliihe Brüder! Auf Veiebl meines Könige und Herrn bin ich mit 
einem preufifchen Corps heute in Eure Lande einnerüdt, nachdem Eure Re: 
gierung in beffagenswerther Verblendung es verſchmäht Hat, in friedlichen 
Bunde mit Preußen für unjer gemeinſames beutiches Vaterland eine Orga: 
fation zu fchaffen, welche den gerechten Forderungen des beutihen Volkes 
entipricht. Kaum bat ein anderer Bolfsftamm jo ſchwer unter der Zerfab: 
renheit unſerer deutfchen Zuſtände zu leiden gehabt, wie Ihr! Mir wien, 
daß Ihr Euch deßhalb nad) glüdlicheren Tagen fehnt, und kommen zu Euch, 
nicht als Feinde und Eroberer, fondern um Euch die deutiche Bruderhand zu 
reihen! Nehmt fie an und folgt nicht länger ber Stimme derer, bie Euch 
mit ung verfeinden möchten, weil fie fein Herz für Euer Wohl und Deutfchlands 
Ehre haben! Nur ben, der zwiſchen Guch und uns fich ftellt, betrachten wir 
al8 unfern Feind. Sch werde jeden Verſuch bes Wiberflandes mit dem 
Schmerte in der Hand brechen, aber auch jeden Tropfen fo vergoffenen Blu⸗ 
tes fchwer beflagen. Ach fordere alle Behörden auf, auf ihrem Roften zu 
verbleiben und ihre Geſchäfte wie bisher jortzuführen. Ten frieblichen Bür⸗ 
ern verſpreche ih Schuß in ihrem Eigenihum. Der Verkehr wird im Lande 
—* bleiben, ſoweit dieß ohne Beeinträchtigung der militäriſchen Intereſſen 
möglich iſt. Dagegen erwarte ich, überall bereitwilliges Entgegenkommen zu 
finden, wo ich im Intereſſe meiner Truppen und zur Erfüllung der mir geſtell⸗ 
ten Aufgabe die Hilfe des Landes in Anſpruch nehmen muß. Heſſiſche Brü⸗ 
der! Preußens Volk, geſchaart um Preußens König, ſetzt ſeine höchſten Güter 
ein für deutſches Recht und Deutſchlands Macht! Auf! zeigt auch ihr, daß 
echtes deutſches Blut in Euern Adern rollt!“ 


» (Breußen) richtet identiſche Noten an bie norddeutſchen Staa⸗ 
ten: Mecklenburg-⸗Schwerin, Sachſen⸗Weimar-Eiſenach, Medlenburg- 
Strelitz, Oldenburg, Braunfhweig, Sachfen : Meiningen, Sachſen⸗ 
Altenburg, Sachſen⸗Coburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Sonders: 
haufen, Schwarzburg-Rubolftabt, Waldeck, Neuß ältere und Reuß 


102 


dentſchlaud. 


jüngere Linie, Schaumburg⸗Lippe, Lippe, Lübeck, Bremen und Ham: 
burg, um ſie einzuladen, mit ihr ein Bündniß auf den Grundlagen 
einzugehen, welche mit einem baldigſt zu berufenden Parlament zu 
vereinbaren ſein würden, ferner ihre Truppen ungeſäumt auf den 
Kriegsfuß zu ſetzen und Sr. Maj. dem König zur Vertheidigung 
ihrer Unabhängigkeit und ihrer Rechte zur Verfügung zu halten, 
und drittens an der Einberufung des Parlaments theilzunehmen, 
ſobald dieſe von Preußen erfolgt. Dagegen ſoll preußiſcherſeits die 
Zuſage ertheilt werden, daß, im Fall dieſer Einladung entſprochen 
werde, den genannten Staaten die Unabhängigkeit und Integrität 
bes Gebiets nach Maßgabe der Grundzüge zu einer neuen Bundes— 
verfaflung vom 10. uni 1866 von Sr. Maj. bem Könige werbe 
gewährleiſtet werben. 


17. Juni. (Defterreih). Kriegsmanifeft des Kaifers: 


„An Meine Völfer! Mitten in dem Werke des Friedens, das Ich untere 
nommen, um bie Grundlagen zu einer VBerfaffungsforn zu legen, welde 
bie Einheit und Machtſtellung des Geſammitreichs feftigen, den einzelnen 
Ländern und Völkern aber ihre freie innere Entwidlung fichern foU, hat Meine 
Negentenpfliht Mir geboten, Mein ganzes Heer unter die Mafjen zu rufen. 
An ben Gränzen des Reihe, im Süden und Norden, ftehen die Armeen 
zweier verbiindeter Feinde, in ber Abſicht, TCefterreich in feinem europäiſchen 
Machtbeftande zu erfchüittern. Keinem berfelben ift von Meiner Seite ein 
Anlaß zum Kriege gegeben worden. Die Segnungen bes Friedens Meinen 
Völkern zu erhalten, habe Sch, deffen ift Gott der Allwiljende Mein Zeuge, 
immer für eine Meiner erften und heiligſten Regentenpflichten angejehen, und 
getreu fie zu erfüllen getrachtet. Allein bie eine ber beiden feindlichen Mächte 
bedarf feines Vorwands; lüftern auf den Raub von Theilen Meines Reiches, 
ift der günftige Zeitpunkt für fie der Anlaß zum Krieg. Verbündet mit ben 
preugifhen Truppen, bie uns als Feinde nunmehr gegenüberftehen ,. zog vor 
zwei Jahren ein Theil Meines treuen und tapfeın Heeres an die Geflabe 
ber Nordfee. Ich bin dieſe Waffengenoffenfhaft mit Preußen eingegangen, 
um vertragsmäßige Rechte zu wahren, einen bedrohten beutichen Vollbsſtamm 
zu ſchützen, das Unheil eines unvermeidlichen Krieges auf feine engften Grän⸗ 
zen einzufchränfen, und in ber innigen Verbindung der zwei mitteleuropäi- 
jhen Großmächte — benen vorzugsweile bie Aufgabe der Erhaltung bes 
europäifchen Friedens zu Theil geworden — zum Wohle Meines Reiche, 
Deutſchlands und Europa's eine ſolche dauernde Friedensgarantie zu gewin⸗ 
nen. Groberungen babe Ich nicht geſucht; uneigennüßig beim Abjchluffe des 
Bündniffes mit Preußen, babe Jh auch im Wiener Friedensvertrag Feine 
Bortbeile für Mich angeltrebt. Defterreich trägt Feine Schuld an ber trüben 
Reihe unfeliger Berwidlungen, welcde- bei gleicher uneigennüßiger Abſicht 
Preußens nie hätten entftehen Fönnen, bei gleicher bundestreuer Sejinnung 
augenblidlich zu begleichen waren. Sie wurden zur Verwirklichung ſelbſt⸗ 
füchtiger Zwecke hervorgerufen, und waren deßhalb für Meine Regierung auf 
friedlichen Wege unlösbar. So jteigerte jih immer mehr ber Ernft ber 
Lage. Selbft dann aber noch, als offenkundig in ben beiden feindlichen 
Staaten Friegerifche Vorbereitungen getroffen wurben, und ein Einverftändniß 
unter ihnen, bem nur bie Abfiht eines gemeinfamen feindlichen Angriffs auf 
Mein Reich zu Grunde liegen Tonnte, immer klarer zu Tage trat, verharrte 
Ich im Bewußtfein Meiner Regentenpflicht, bereit zu jebem mit ber Ehre 
und Wohlfahrt Meiner Völfer vereinbaren Zugeſtändniß, im tiefiten Frieden. 
Als Sch jedoch wahrnahm, daß ein weitered Zögern bie wirffame Abwehr 
feindlicher Angriffe und hiedurch bie Sicherheit ber Monarchie gefährbe, mußte 
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Ich Mi zu ben fhweren Opfern entichließen, bie mit Kriegsrüftungen un: 
zertrennlich verbunden find. Die burch Meine Regierung gegebenen Verfiches 
tungen Meiner Friedensliebe, bie wiederholt abgegebenen Erklärungen Meiner 
Bereitwilligfeit zu gleichzeitiger gegenfeitiger Abrültung erwiderte Preußen 
mit Gegenanjinnen, deren Annahme eine Preisjebung der Ehre und Sicher: 
beit Meines Reichs geweſen wäre. Preußen verlangte bie volle vorausgehenbe 
Abrüftung nit nur gegen fich, ſondern auch gegen die an der Grenze Mei: 
nes Reichs in Stalien jtehende feindliche Macht, für deren Friedensliebe Feine 
Bürgſchaft geboten wurde und feine geboten werden konnte. Alle Verbands 
lungen mit Preußen in ber Herzogthümerirage haben immer mehr Belege 
zur Thatſache geliefert, daß eine Yöjung biefer Trage, mie fie ber Würde 
Defterrsihe, dem Recht und den Anterelfen Deutſchlands und ber Herzogs 
thümer entfpricht, durch ein Einverſtändniß mit Preußen bei feiner offen zu 
Tag liegenden Sewaltd: und Groberungepotitit nicht zu erzielen iſt. Die 
Verhandlungen wurden abgebrochen, die yanze Angelegenheit den Entſchlie⸗ 
Bungen bes Bundes anheimgejtellt, und zugleich bie legalen Vertreter Holiteine 
einberufen. Die brohenden Kriegsausjihten veranlaßten bie brei Mächte 
Sranfreih, England und Rußland auch an Meine Regierung bie Einladung 
zur Theilnahme an gemeinjamen Berathungen ergehen zu laffen, deren Zweck 
die Erhaltung bes Friedens fein folte. Meine Regierung, entfprehend Mei⸗ 
ner Abjicht, wenn immer möglich, den Rricden für Meine Völker zu erhalten, 
bat die Theilnahme nicht abgelehnt, wohl aber ihre Zuſage an bie beitimmte 
Borausiekung geknüpft, daß das öffentliche europäijche Recht und bie beſte⸗ 
benden Berträge ben Nusgangspunft diefer Vermittlungsverjude zu bilden 
haben, und bie theilnehmenden Mächte Fein Sonderintereffe zum Nachtheil 
bes europäiichen Gleichgewichts und der Rechte Defterreichd verfolgen. Wenn 
ſchon ber Verſuch von Friedensberathungen an biefen natürlichen Vorauss 
ſetzungen fcheiterte, fo liegt darin der Weweis, baß bie Berathungen ſelbſt 
nie zur Erhaltung und Feſtigung des Friedens hätten führen können. Die 
neuejten Ereigniſſe beweifen e8 unmwiderleglih, daß Preußen nun offen 
Gewalt an bie Stelle des Rechts ſetzt. Au dem Recht und ber 
Ehre Oeſterreichs, in dem Recht und ber Ehre ber gejammten beutichen Nation 
erblidte Preußen nicht Länger eine Schranke für feinen verhängnißvoll geftels 
gerten Ehrgeiz. Preußiſche Truppen rüdten in Holjtein ein, die von dem 
kaiſerl. Statthalter einberufene Ständeverfammlung wurde gewaltſam geiprengt, 
bie Regierungsgemalt in Holftein, welche der Wiener Friedensvertrag gemein⸗ 
Ihaftlih auf Defterreih und Preußen übertragen hatte, ausjchließlih für 
Preußen in Anfpruch genommen und die öfterreichifche Beſatzung genöthigt, 
zehnjacher Webermacht zu weichen. Als ber beutfche Bund, vertragswidrige 
Eigenmacht Hierin erkennend, auf Antrag Dejterreichs die Mobilmahung ber 
Bundestruppen befchloß, da vollendete Preußen, das fich fo gern ald Träger 
beutfcher Intereſſen rühmen läßt, den eingefchlagenen verberblichen Weg. Das 
Nationalband der Deutſchen zerreißend, erklärte es feinen Austritt aus bem 
Bunde, verlangte von den beutfchen Regierungen bie Annahme eines joges 
nannten Reformplans, welcher die Theilung Deutſchlands verwirkliht, und 
ſchritt mit militärifher Gewalt gegen bie bunbesgetreuen Souveräne vor. 
So ift ver unhbeilvollfte, ein Krieg Deutfher gegen Deutſche 
unvermeidlich geworden! Zur Berantwortung all des Uns 
glüds, das er über Einzelne, Familien, Gegenben und Län 
der bringen wird, rufe Ich diejenigen, welde ihn herbeige— 
führt, vor ben Ridhterftubl der Geſchichte und bes ewigen 
allmädtigen Gottes. Sch fchreite zum Kampf mit dem Vertrauen, das 
bie gerechte Sache gibt, im Gefühle ber Macht, bie in einem großen Reich 
liegt, wo Fürſt und Volk nur von einem Gedanken — bem guten Recht 
Oeſterreichs — durchdrungen find, mit frifhem vollem Muth beim Anblid 
Meines tapfern, Tampfgerüfteten Heeres, das den Wall bilbet, an welchem bie 
Kraft der Feinde Defterreichs fich brechen wirb, im Hinblid auf Deine treuen 
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Völter, bie einig, emtichloffen, opfermillig zu Mir emporfhauen. Die reine 
Flamme patriotifcher Begeiiterung lodert gleichmäßig in ben Gebieten Meines 
Reichs empor ; freudig eilten die einberufenen Krieger in bie Reihen bes 
Heeres; Freiwillige drängen fih zum Kriegedienſt; die ganze waffenfähige 
Bevölkerung einiger zumeiſt bebrohter Länder rüftet ſich zum Kampf, und bie 
ebelfte Opferwilligfeit eilt zur Pinderung bes Unglücks und zur Unterſtützung 
ber Bebürfnifie des Heeres herbei. Nur ein Gefühl durchdringt die Bewoh⸗ 
ner Meiner Königreihe und Länder: das Geſühl der Zufammengebörigfeit, 
das Gefühl der Macht in ihrer Einigkeit, das Gefühl des Unmuths über eine 
jo unerbörte NRechtsverlekung. Doppelt ſchmerzt e8 Mich, daß das Werk der 
Berjtändigung über die innen Berfaffungsfragen noch nicht fo weit gedieben 
ift, um in biefem ernften, zugleich aber erhebendben Nugenblid bie Vertreter 
aller Meiner Völter um Deeinen Thron verfammeln zu können. Diefer 
Etüße für jegt entbehrend, ijt Mir jedoch Meine Pegentenpflicht um fo kla⸗ 
ver, Mein Entſchluß um fo felter, dieſelbe Meinem Rech für alle Zufunft 
zu fichern. Wir werden in biefem Kanıpfe nicht allein ſtehen. Deutſchlands 
Fürften und Völker Fennen bie Gefahr, welde ihrer Freiheit und Unabhängig: 
feit von einer Macht droht, deren Handlungsweiſe durch felbftfüchtige Plane 
einer rüdfichtslofen Vergrößerungsfucht allein geleitet wird; fie wifjen, wel: 
hen Hort für dieſe ihre höchſten Güter, welde Stüße für die Macht und 
Sntegrität des geſammten deutſchen Vaterlands fie an Defterreih finden. 
Wie wir für die heiligften Güter, welche Völker zu vertheidigen Haben, in 
Waffen fteben, jo auch unfere deutſchen Bundesbrüder. Man bat die Waffen 
uns in die Hand gezwungen. Wohlan! jett, wo wir fie ergriffen, dürfen 
und wollen wir fie nicht früher nieberlegen, als bis Meinem Reich, ſowie 
ben verbündeten beutihen Staaten die freie innere Entwidlung gefihert und 
deren Machtftellung in Europa neuerdings befeftiget if. Auf unferer Ginig: 
feit, unferer Kraft rube aber nicht allein unfer Vertrauen, unfere Hoffnung; 
Ich ſetze fie zugleih noch auf einen Höheren, ben allmächtigen gerechten Gott, 
bem Mein Haus von feinem Ur'prung an gebient, der bie nicht verläßt, 
welche in Gerechtigkeit auf ihn vertrauen. Zu ihm will ih um Beifland und 


Sieg fleben, und fordere Meine Völker auf, e8 mit Mir zu thun.“ 


Circulardepeſche Mensdorffs: „Tie lebten Gewaltacte, weldye 


Preußen in Deutfchland begangen bat, ber bewaffnete Einfall in bie fricd- 


lichen Staaten, bie nichts Anderes verſchuldet haben, als baß fie ben Beftint- 
mungen bes Bunbesvertrages treu geblieben find, geitatteten dem Kaifer, 
unferm erhabenen Herrn nicht weiter, in feiner Langmuth zu verharren und 
unthätiger Zufchauer einer fo flagranten Verlekung der Rechte ber Verbin: 
beten zu bleiben. Das foeben erjchienene Faif. Manifeft Fündigt allen Völkern 
des öſterr. Kaiſerſtaates an, daß ber Krieg jett unausbleiblid ift und daß 
man Gewalt der Gewalt entgegenfeßen muß, um ben Triumph bes Rechtes 
und bie Aufrechterhaltung ber Unabhängigkeit ber deutſchen Staaten zu fichern. 
Die Worte bes Kaijers werben ohne Zweifel felbft in der Fremde ein ſym⸗ 
pathiſches Echo finden. Sie appelliren an Gefühle, welche uͤberall die Herzen 
ſchlagen machen, wo die Ideen der Ehre und der Billigkeit noch lebendig ſind. 
Ich würde fürchten, die Wirkung dieſer Sprache abzuſchwächen, wenn id 
einen Commentar dazu geben wollte. Wollen Sie, ich erſuche darum, Sorge 
tragen, daß das kaiſerliche Manifeſt genau bekannt werde und bie müg: 
licht ausgedehnte Publicität erhalte. Die Wiener Zeitung bringt Ihnen ben 
beutfchen Tert diefes Actenſtückes. Beigefchloffen finden Sie eine franzöfiiche 
Ueberfegung, welche fo weit wie nur immer möglich, zu verbreiten ich Sie 
einlabe. Die Sache, für welche Defterreich bie Waffen ergreift, ift eine zu 
gute, als daß fie nicht gewinnen follte, wenn fie fo Taut wie möglich vor 
dem Nichterfiuhl der öffentlichen Meinung verhandelt wird. Kein Gebanfe 
an Eroberung leitet die kaiſerl. Politif. Die Völker Oeſterreichs wiſſen, daß 


fie nicht, um einem ſchuldbeladenen Ehrgeize zu. fröhnen, zu jo peinlichen 
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Opfern aufgerufen werben; dieſe Ueberzeugung gibt ihnen einen patriotiſchen 
Schwung, ber, wie ich hoffe, bie ſichere Yürgichait des Sieges iſt. Wir legen 
aber auch durauf Gewicht, daß man außerhalb der Grenzen des Kaileritaates 
unferen Abfichten Gerechtigkeit widerfahren laſſe. Was auch der Ausgang des 
Kampfes fein möge, wir wellen, daß man überall fage, die Sache Oeſterreichs 
unb die Sache des Rechtes fei nur eine und dieſelbe.“ 

Armeebeich! Benedeks: „Se Majeſtät der Kaifer verkündet mit 
bem Manifeit vom heutigen Tage Seinen treuen Bölfern, daß alle Anitreng: 
ungen ben Frieden zu erhalten vergeblid waren, baß Er geziwungen it, für 
bie Ehre, für die Unabbängiafeit und Machtitelung Oeſterreichs und feiner 
edlen Bundesgenoijen zum Schwerte zu greifen. Die Ungewißheit, bie auf 
uns gelaſtet, tit fomit behoben, unſere Soldatenherzen dürien böber fchlagen, 
zu den Waffen ruft unſer Allergnädigiter Kriegsherr und mit Gottesvertrauen 
geben wir nunmehr einem gerechten und beiligen Striege entgegen. Wohlan 
benn, Soldaten! unfere erbabenfte Aufigabe beginnt. Weit freudiger Hingebung 
und Schnelligkeit habt Ihr Euch — von nah und fern — der Dentſche wie 
ber Ungar, der Elave wie der Italiener — unter des Kaiſers Fahnen ges 
ſchaart; fie ſind nun aufs neue entfaltet zum Kampfe für Sein gutes Recht, 
für Deiterreich3 beiligite Xnterejjen, für unſeres Vaterlandes höchſte Hüter: — 
und Ihr werbet dieſe ahnen unter allen Umſtänden hoch und ruhmvoll 
halten, Ihr werdet mit (Wortes Hülfe fie zum Siege tragen! Bu ben Waffen 
alfo! — Wie Ihr mit mir daran jeid, Soldaten! was ich für Euch fühle, 
was ich von Euch forbere und erwarte, das wit Ihr; ſetze jeder nun feine 
beiten Kräfte ein, damit wir das höchſte Vertrauen unferes fehwergeprüften 
vielgelicbten Kaifers und Herrn mit jubelndem Todesmuthe rechtiertigen, damit 
ih Euch Bald freudig zurufen könne: „Ihr Habt Euch wacker gehalten, wie 
es Oeſterreichs Söhnen ziemt, — das Baterland iſt ſtolz auf Euch — ber 
Kaifer ift mit Euch zufrieden!““ 

17. Juni. (Schleswig-Holſtein). Herzog Friedrich richtet aus Lie: 
benftein nod) eine letzte Proclamation an feine Schleswig-Holſteiner: 

„Als die Befreiung unſeres Landes von bänifcher Herrſchaft begann, 
burften wir hoffen, dag ber Wefeitinung fremder Ujurpation bald bie that: 
fächliche Nnerfennung unferes Rechts auf ſtaatliche Selbftftändigfeit folgen 
werde. Tie verbündeten Truppen kamen mit ber Erklärung, Die Rechte 
unferes Landes und die Mechte des Bundes in Bezug auf Schlemwig ſchützen 
zu wollen. Welche diefe Rechte feien, Haben Dejterreih, Preußen umd der 
Bund gemeinfan vor Guropa erklärt, als jie in Yondon mein Recht aner⸗ 
kannten und die Vereinigung der Herzogthümer Schleswig = Holftein unter 
meiner Regierung forderten. Statt der gehofften baldigen Einigung droht 
ein blutiger Kampf ganz Deutjchland zu entzweien, weil Preußen von ber 
bereit8 allfeitig angenommenen Anerkennung unjeres Mechts zurückgetreten 
it, weil gegen ein deutiches Pand, beffen Schuß und Befreiung verheißen 
war, das Recht des Eroberers geltend gemacht werden fol. ir beflagen 
e8 tief, daß unfere jchleawig = hoffteiniihe Sache, welche Teutfchland einigen 
und fräftigen konnte, als Anlaß eines Kampfes dienen foll, ber zur Zerreikung 
im Innern, zur Erniebrigung vor Europa führen fann. Die Verantwortung 
tragen Tiejenigen, welche das einzige Mittel zur Erhaltung bes Friedens, 
durch bie Anerfennung und Verwirklichung meines und Eures Rechts bie 
wiberftreitenben Intereſſen auszugleichen, von fich geftoßen haben. Wir können 
dem bevorjtehenben Kampfe mit ruhigem Bewußtſein entgegengeben. Obwohl 
jeder Vertretung beraubt, welche bie Stimme bes Landes hätte zur Geltun 
bringen Fönnen, habt Zhr doch Niemand im Zweifel barüber gelaffen, bat 
Ihr bereit waret, foviel an Euch lag, dem Frieden jebes möglidhe Zu⸗ 

eftändniß zu machen. Ich felbft habe mich zu jedem mit ben Sejfamntt: 
interefjen Deutſchlands irgend verträglichen Opfer bereit erflärt, um das Recht 
unfjeres Landes mit ben Bünfgen Preußens in Einflang zu bringen. Mein 
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öfter, die einig, entichloffen, opfermillig zu Mir emporfchauen. Vie reine 
Flamme patriotiicher Begeifterung lodert gleichmäßig in den Gebieten Meines 
Reichs empor; freudig eilten bie einberufenen Krieger in die Reiben des 
Heeres; Freiwillige drängen fih zum Kriegsdienſt; bie ganze waffenfühige 
Bevölkerung einiger zumcift bebrohter Länder rüftet fih zum Kampf, und bie 
ebelfte Opferwilligfeit eilt zur Pinderung des Unglüds unb zur Unterftügung 
ber Bebürfnifje des Heeres herbei. Nur ein Gefühl durchdringt die Bewoh⸗ 
ner Meiner Königreihe und Länder: das Gefühl ber Zufammengebörigkeit, 
das Gefühl der Macht in ihrer Einigkeit, das Gefühl des Unmuths über eine 
fo unerhörte Rechtöverlekung. Doppelt ſchmerzt e8 Mich, daß das Werk der 
Verſtändigung über die innern Berfaffungsfragen noch nicht jo weit gediehen 
ift, um in biefem ernften, zugleich aber erhebenden Nugenblid die Bertreter 
aller Meiner Bölfer um Deeinen Thron verfammeln zu können. Tiefer 
Stütze für jebt entbehrend, iſt Mir jedoch Meine Negentenpfliht um jo kla⸗ 
ver, Mein Entſchluß um fo felter, biefelbe Meinem Reich für alle Zukunft 
zu fihern. Wir werden in diefem Kampfe nicht allein ftehen. Deutſchlands 
Fürften und Völker fernen bie Gefahr, welche ihrer Freiheit und Unabhängig: 
feit von einer Macht drobt, deren Handlungsweiſe durch felbftjüchtige Plane 
einer rüdfichtslofen Vergrößerungsfucht allein geleitet wird; fie willen, wel: 
hen Hort für dieſe ihre höchſten Güter, welche Stütze für die Macht und 
Sntegrität bes gejammten deutjchen Vaterlands fie an Defterreih finden. 
Wie wir für die beiligften Güter, welche Völker zu vertheidigen haben, in 
Waffen fteben, fo auch unfere deutſchen Bundesbrüder. Man bat bie Waffen 
uns in die Hand gezwungen. Wohlan! jekt, wo wir fie ergriffen, bürfen 
und wollen wir fie nicht früher niederlegen, als bis Meinem Reich, jowie 
den verbündeten beutichen Staaten bie freie innere Entwidlung gefichert und 
beren Machtftellung in Europa neuerdings befeftiget it. Auf unferer Einig: 
feit, unferer Kraft ruhe aber nicht allein unfer Vertrauen, unfere Hoffnung; 
Ich ſetze fie zugleich noch auf einen Höheren, den allmächtigen gerechten Gott, 
bem Mein Haus von feinem Uriprung am gebient, ber bie nicht verläßt, 
welche in Gerechtigkeit auf ihn vertrauen, Zu ihm will ih um Beiftand und 
Sieg flehen, und fordere Meine Völfer auf, es mit Mir zu thun.“ 
Circulardepeſche Mensborffs: „Tie Tekten Gewaltacte, welche 


Preußen in Deutſchland begangen bat, ber bewaffnete Einfall in bie fricd- 


Yihen Staaten, die nichts Anderes verfchuldet haben, als daß fie ben Beſtim⸗ 
mungen bes Bunbesvertrages treu geblichen find, geitatteten dem SKaifer, 
unferm erhabenen Herrn nicht weiter, in feiner Langmuth zu verharren und 
unthätiger Zufchauer einer fo flagranten Verletzung der Rechte der Verbün⸗ 
beten zu bleiben. Das foeben erſchienene kaiſ. Manifeft Fündigt allen Völkern 
bes öſterr. Kaiferftaates an, baß ber Krieg jetzt unausbleiblich ift und daß 
man Gewalt ber Gewalt entgegenfeten muß, um ben Triumph bes Rechtes 
und bie Aufrechterhaltung ber Unabhängigkeit ber deutſchen Staaten zu fichern. 
Die Worte des Kaifers werben ohne Ameifel felbft in der Fremde ein ſym⸗ 
pathilches Echo finden. Eie appelliren an Gefühle, welche überall bie Herzen 
Ihlagen machen, wo bie Ideen ber Ehre und der Billigfeit noch lebendig find. 
Sch würde fürdten, bie Mirfung biefer Sprache abzuſchwächen, wenn ich 
einen Commentar bazu geben wollte. Wollen Gie, ich erfuche darum, Sorge 
tragen, daß das Faiferlihe Meanifeft genau befannt werde und bie mög— 
lift ausgedehnte Publicität erhalte. Die Wiener Zeitung bringt Ihnen ben 
beutfchen Tert biefes Actenfiücdes. Beigefchlofjen finden Eie eine franzöfifche 
Veberfegung, welche jo weit wie nur immer möglich, zu verbreiten ih Gie 


einlade. Die Sache, für weldhe Defterreih die Waffen ergreift, ift eine zu 


gute, als daß fie nicht gewinnen follte, wenn fie fo laut wie möglich vor 
dem Richterſtuhl der öffentlichen Meinung verhandelt wird. Kein Gedanke 
an Eroberung leitet bie kaiſerl. Politik. Die Völker Defterreichs wiflen, daß 


fie nit, um einem ſchuldbeladenen Chrgeize zu fröhnen, zu fo peinlichen 
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Opfern aufgerufen werben; biefe Ueberzeugung gibt ihnen einen patriotifchen 
Schwung, der, mie ich bofie, die fichere Aürgihait des Sieger if. Wir legen 
aber auch barauf Gewicht, daß man auferhalb der Grenzen bes Kaiſerſtaates 
unferen Abjichten Gerechtigkeit mwiderfahren laſſe. Was auch ber Auégang bes 
Kampfes fein möge, wir wellen, baß man überall fage, die Sache Ochterreichs 
und die Sache des Mechtes fei nur eine und dieſelbe.“ 

Armeebefehl Benedels: „Se Majeſtät der SKaifer verküindet mit 
bem Manifeſt vom heutigen Tage Seinen treuen Bölfern, daß alle Anfireng: 
ungen ben Frieden zu erhalten vergeblich waren, daß Gr gezwungen ijt, für 
bie Ehre, für bie Unabbängiafeit und Machtitellung Oeſterreichs und feiner 
edlen Bundesgenoſſen zum Sciverte zu greifen. Tie Ungewißheit, die auf 
uns gelaitet, ift fomit behoben, unſere Soldatenberzen dürfen böber ſchlagen, 
zu ben Waffen ruft unſer Allergnädigſter Kriegeherr und mit Gottesvertrauen 
geben wir nunmehr einem gerechten und beiligen Kriege entgegen. Wohlan 
denn, Soldaten: unſere erhabenſte Aufgabe beginnt, Mit freudiger Hingebung 
und Schnelligkeit babt Ihr ECuch — von nab und fern — ber Deutſche wie 
ber Ungar, der Elave wie der !Xtaliener — unter des Kaiſers Fahnen ges 
ſchaart; fie jind mın aufs neue entfaltet zum Kampfe für Zein gutes Hecht, 
für Oeſterreichs heiligſte \nterejjen, für unfercs Baterlandes höchſte Güter: — 
und Ihr werbet dieſe Fabnen unter allen Umſtänden body und ruhmvoll 
halten, Ihr werdet mit Gottes Hülfe jie zum Siege tragen! Zu den Waifen 
alfo! — Wie Ihr mit mir daran jeid, Zoldaten! was ich für Euch fühle, 
was ich von Euch forbere und eriwarte, das wißt Ihr; feke jeder nun feine 
beiten Kräfte ein, damit wir das böchite Vertrauen unferes ſchwergeprüften 
vielgelichten Kaifers und Herrn mit jubelnden Todeemutbe rechtiertigen, damit 
ih Euch bald freudig zurmfen könne: „„Ihr habt Euch wader gehalten, wie 
es Deiterreihs Söhnen ziemt, -- das Baterland ift ſtolz auf Euch — ber 
Kaifer iſt mit Euch zufrieden !’“ 

17. Zuni. (Schleswig: Holjtein). Herzog Friedrich richtet aus Lie: 
benjtein nody eine Ichte Proclamation an feine Schleswig-Holſteiner: 

„AS die Beireiung unſeres Landes von bdänifcher Herrſchaft begann, 
burjten wir hoffen, bay der Wefeitinung fremder Ujurpation bald die thats 
füchlihe Anerkennung unjeres Rechts auf ſtaatliche Selbftitändigkeit folgen 
werde. Tie verbündeten Truppen kamen mit der Erklärung, Die Mechte 
unſeres Landes und die Nechte bes Yundes in Bezug auf Schleswig [hüten 
zu wollen. Welche dieſe Rechte feien, haben Oeſterreich, Preußen umd der 
Bund gemeinfam vor Guropa erklärt, als jie in London mein Recht aner⸗ 
kannten und Die Vereinigung ber Herzogthüimer Schleswig = Holitein unter 
meiner Regierung forderten. Statt der gehofften baldigen Einigung droht 
ein blutiger Kampf ganz Teutichland zu entzweien, weil Preußen von ber 
bereit8 alljeitig angenommenen Anerkennung unjeres Rechts zurückgetreten 
ijt, weil gegen ein bdeutiches Land, deſſen Schuß und Befreiung verheißen 
war, das Recht des Groberers geltend gemacht werden fol. ir beffagen 
e8 tief, daß unfere [chleawig = holfteiniihe Sache, welche Deutſchland einigen 
und fräftigen konnte, als Anlaß eines Kanıpfes dienen fol, ber zur Zerreißung 
im Innern, zur Crniedrigung vor Europa führen fann. Tie Verantwortung 
tragen Tiejenigen, welche das einzige Mittel zur Erhaltung bes Friedens, 
durch die Anerkennung und Berwirflihung meines und Eures Rechts bie 
wiberftreitendben Intereſſen auszugleichen, von fih geftoßen haben. Wir fünnen 
dem bevorjtehenden Kanıpfe mit ruhigem Bewußtſein entgegengehen. Obwohl 
jeder Vertretung beraubt, welche bie Stimme bes Landes hätte zur Geltung 
bringen Fönnen, habt Ihr doch Niemand im Zweifel darüber gelaffen, daß 
Ihr bereit waret, foviel an Euch Tag, dem Frieden jedes möglidhe Zus 

eftändbniß zu machen. Ich felbit habe mich zu jedem mit den Geſammt⸗ 
interefjen Deutſchlands irgend verträglichen Opfer bereit erflärt, um das Recht 
unferes Landes mit ben Wünfchen Preußens in Einklang zu bringen. Mein 
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ernſtliches Bemühen iſt daran geſcheitert, daß die preußiſche Regierung 
keine gerhänbigung wollte So fliehen wir vor einem beutichen 
Bruderkriege, welchen abzumenben wir nicht vermögen. Die Zukunft ber 
Herzogthümer ift zwar der Anlaß, aber nidyt ber Gegenftand des Kampfes. 
Es handelt jich jegt um bie Frage, ob Recht und Geſetz jerner in Deutichland 
gelten ſollen. Schleswig-Holſteiner! Euch ftehen zunächſt ſchwere Tage ber 
Prüfung bevor. Aber Ihr werdet muthig und treu am Rechte felthalten. 
Ihr wißt aus einer früheren trüben Zeit, baß die Gemiljen nicht durch 
Bajonnete bezwungen werben können und daß nur ber verloren ift, ber ſich 
felbjt verloren gibt. So werbet auch Ahr jet den Drud der Gewalt uns 
gebeugt ertragen, bis die Stunde ber Beireiung ſchlägt. Eure Beamten 
werden, um im Intereſſe bes Landes ihr Amt fortführen zu können, ber 
faftiihen Gewalt fidy fügen müſſen. Aber fie werden Nichts thun, welches 
ber ohne meine Zuftimmung nicht möglichen Feſtſtellung bes Landesrechts 
Nachtheil bringen würde. Ich habe für jekt mid von Euch entiernen müfjen. 
Nicht, um unfer Recht aufzugeben, bin ich gegangen, fondern um den Kampf 
für dafjelbe jortzufeken. Ihr werdet mich immer dba finden, wo bie Selbit- 
ftändigfeit dev Herzogthümer, wo ihre Untbeilbarfeit und ihre Zugehörigkeit 
zu Teutichland vertheidigt wird. Sch banfe Euch für bie Liebe und Treue, 
welche Ihr von Anfang an mir entgegengebracht und durch alle Wechſel bes 
Schickſals mir bewahrt habt. Die Bande, welche biefe Sabre zwiſchen Fürſt 
und Volk gefnüpft Haben, find unlöebar. Niemand außer mir bat das 
Recht, Euch zu den Waffen zu rufen. Wenn aber der Tag kommt, wo ich 
zur Vertheidigung bes Landes Euh um mich fammeln Fann, werbet Ihr 
zu mir ftehen, wie ich zu Euch. Haltet feft im Vertrauen auf Gott. Er 
wird Teutichland und Schleswig:-Holftein nicht verlajjen.” 


17. Juni. (Württemberg). Die erften Württemberger rüden zum 


= 


Schub der Bundesverfammlung in Frankfurt ein. 


„ (Helfen: Darmftadt). Faſt die ganze hefliiche Armeedivifion 


wird bei Frankfurt concentrirt. 

Dolfsverfammlung in Mainz Der Ag. Met Tann gegenüber 
der wachſenden antipreußijchen Stimmung bereits faum mehr zum 
Wort kommen. 


»„ (Hannover) Die Preußen unter Gen. Vogel v. Falkenſtein 


rüden in die Stadt Hannover ein. ‚ 
„ (Coburg=:Öotha). Das coburgifche Bataillon wirb mit einem 
Sonderzug von Coburg nad Gotha gebradit. 


»„ (Breußen). Kriegsmanifeft des Königs: 


„An mein Volk! In dem Augentlide, wo das preußifche Heer zum 
entfcheibenden Kampfe auszieht, drängt es Mich, zu Meinem Volfe, ben 
Söhnen und Enfeln der tapjeren Väter, zu reden, zu denen vor einem 


halben Jahrhunderte Mein in Gott ruhender Vater bie unvergefjenen Worte 


ſprach: „Das Vaterland ift in Gefahr!" Defterreih und ein großer Theil 
Deutſchlands ſteht gegen baffelbe in Waffen. Nur wenige Jahre find es ber, 
feit Ih aus freiem Entichluffe und ohne früherer Unbill zu gedenken, dem 
Kaiſer Defterreih8 die Bundeshand reichte, um deutjches Land von ber Fremd⸗ 
berrfchait zu befreien. Aus gemeinjchaftlich vergoffenem Blute hoffte Ich 
auf das Erbfühen der Waffenbrüberfchaft, bie zu einer feften auf gegenfeitiger 
Anerkennung beruhenden Bunbesgenoffenihaft und damit zu alle ben gemein 
famen Wirfen führen würde, woraus Deutfchlands innere Wohlfahrt und 
Gußere Bedeutung als Frucht hervorgehen ſollte. Doc, diefe Hoffnung wurbe 
getäufcht. Defterreih will nicht vergefjen, daß feine Fürſten einft Deutjchland 
beherrſchten, will im jüngeren Preußen Teinen natürlichen Bundesgenofjen, 
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fondern nur einen feindlichen Nebenbubler erkennen. Preußen, meint es, 
ift in allen Beitrebungen zu befämpfen, weil, was Freußen frommt, Oefterreich 
fchabe. Alte, unfelige Eiferſucht ift in hellen Flammen wieder aufgelobert. 
Preußen foll gefhmädt, vernichtet, entehrt werben. Ihm 
gegenüber gelten Feine Verträge mehr. Gegen Preußen werben beutiche 
Bunbesfürften nicht blos aufgerufen, ſondern jelbft zum Bundesbruch ver: 


Act. Robin wir in Teutfhland hauen, find wir von Fein⸗ 


ben umgeben, und deren Kampfgefhrei if: Erniebrigung 
VBreußens! Aber in Meinem Volke lebt ber Geift von 1813. Mer wird 
einen Fuß breit Preußenbodens rauben, wenn wir ernftlich entfchloffen find, 
bie Errungenſchaften unferer Väter zu wahren, wenn König und Volf durch 
bie Gefahren bes Naterlandes fefter als je geeint find und an deſſen Ehre 
But und Blut zu feten als die höchſte und heiligfte Aufgabe halten! Bei 
forglider Vorausfidht deſſen, was nun eingetreten ift, babe 
Ich es feit Jahren als bie erfte Pflicht Meines Föniglichen Amtes erfennen 
müffen, ein ftreitbares Nreufenpolt für ſtarke Macdtentwids 
fung vorzubereiten. Befriedigt und zuverfichtlich blickt mit Mir jeder 
Preuße auf die Waffenmacht, die unfere Grenzen deckt. Mit feinem Könige 
an ber Spike wird das Preußenvolk fich als cin wahres Bolf in den Waffen 
fühlen. Unfere Gegner täuſchen fich, wenn fie Preußen durch innere Streitige 
feiten gelähmt wähnen. Tem Feinde gegenüber ift es einig und ſtark, da 
bem Feinde gegenüber ſich ausgleicht, was ſich entgegenftandb, um demnächſt 
im Glücke und Unglüde vereint zu bleiben. Ich habe Alles gethan, Preußen 
bie Paften und Opfer des Krieges zu erfparen; das weiß Mein Volk, weiß 
unfer Gott, der bie Herzen prüft. Bis zum legten Augenblide habe Ich ges 
meinſchaftlich mit Frankreich, England und Rußlanb bie Wege gütlicher Aus: 
gleihung geſucht und offen gehalten. Oeſterreich wollte nicht, und anbere 
deutſche Staaten ftellten fih offen auf jeine Seite. So iſt e8 denn nicht 
Meine Schuld, wenn Dein Volk einen ſchweren Kanıpf zu kämpfen und 
harte Bedrängniß zu erbulden bat. Aber es ift feine Wahl mehr geblieben. 
Mir müffen fechten um unfere Griflenz, müffen in ben Kampf auf Veben 
unb Tod gehen gegen Tiejenigen, die das Preußen bes großen Kurfürften, 
bes großen Friedrich, das Preußen, wie es aus den Freiheitskriegen hervor⸗ 
gegangen, von ber Etufe herabſtoßen wollen, worauf feiner Fürften Geift 
und Kraft und feines Volkes Tapferkeit, Hingebung und Geſittung es empors 
gehoben haben. Flehen wir zum Allmächtigen, baß er unfere Waffen fegne. 
Verleiht Gott uns Sieg, dann werden wir auch ftarf genug fein, das loje 
Band, welches die deutſchen Lande mehr dem Namen als der That nad 
zuſammenhielt, und welches jekt durch diejenigen zerrifjen ift, welche bie 
Rechtsmacht des nationalen Geifles fürchten, in anderer Geitalt fejter und 
beilvoller zu erneuern. Gott mit ung!” 

Eine Cabinetsordre vom gleichen Tage ordnet zugleih auf den 


27. d. Mis. einen allgemeinen Bettag an. 


48. Juni. (Sadfen). Tie Preußen unter Gen. Herwarth befegen Dresben. 


” 


„ (Hannover). Etabe ergibt fi durch Gapitulation den Truppen 


bes Gen. Manteuffel. Terfelbe rüdt über Lüneburg gegen Han: 
nover vor, um fi) mit Gen. Vogel v. Falfenftein zu vereinigen. 


„ (Kurheffen). Die Preußen unter Gen. v. Bayer rüden in 


Kaflel ein. Gen. Bayer ift vom Geh. Rath Mar Dunder und vom 


Landrath v. Dieft aus Weblar begleitet. 
„» (Medlenburg) Eine Dep. des Minifters v. Derbken an 


Preußen ftellt zwei Bedingungen für die Theilnahme Mecklenburgs 
an ber von Preußen beantragten Berufung bes deutſchen Parlas 
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ments: das Einverſtändniß Oeſterreichs mit ſeiner Ausſchließung von 
dieſem Parlamente, ſodann die Bedingung, daß die Einberufung des 
Parlaments erſt nad) erfolgter Vereinbarung mit Mecklenburg ftatt- 
finden jolle. Graf Bismarck antwortet unter dem 21. d. M. vor: 
erft ausmweihend, daß er „gern zu einem nähern Gedankenaustauſch 
mit der großh. Regierung darüber bereit jei.* Der medlenburgijche 
Geſandte am Bunbdestage ergält inzwiſchen folgende Snftruction : 
„Ew. Depeihe vom 15. d. M., welche Inftruction über ben fächjiichen 
Antrag begehrte, erhielt ih um 12 Uhr Mittags, jo daB alfo die Ertyeilung 
ber Inſtruction eine abjolute Unmügligreit war. Den Beſchluß, welcher den 
jühfiihen Antrag angenommen bat, kann bie biejige Regierung als einen 
güftigen nicht anerfennen, muß darin vielmehr einen unberechtigten Gebrauch 
der Formen des Bundesrecht von Seiten berjenigen Staaten erbliden, welche 
in dem Krieg zwilchen Defterreih und Preußen, an dem der deutfche Bund 
nicht betheiligt iſt, auf die Seite Oeſterreichs ſich geſtellt haben. Um nun 
ähnliche Beeinträchtigungen ihrer bundesgrundgeſetzlichen Berechtigungen ab: 
zuwenden, und da die Majorirätsbeichlüife vom 1d. und 15. db. Mıs. mit 
Nothwendigfeit noch mehrere Beichlüjje in gleiher Richtung und auf gleicher 
Grundlage nad fi ziehen werden, verwahrt fih die großherzogliche Regierung 
gegen bie Verpflichtung, folchen Belhlüjfen Folge zu leiſten, iſt jedoch im 
übrigen nicht der Anficht, daß der Bund durch das Fallen unverbindlicher 
Beſchlüſſe in einzelnen Fragen oder auf einzelnen Gebieten ſich fofort auflöfe, 
womit im übrigen fein Urtheil über die Frage ausgeſprochen fein fol: unter 
welchen Vorausjegungen einer Regierung das Recht erwächſst, ben Bund als 
- aufgelöst anzufehen. Das Vorjtehende werden Ew. Hochwohlg. beuuitragt, 
als Verwahrung zum Bundesprotofoll zu erklären. Der Theilnabme an 
fünftigen Bundestagsbeichlüffen, welche auf ben oben als unverbindlich bezeich- 
neten Grundlagen beruhen, haben Sie fih demgemäß zu enthalten, und 
bleibt es Ihrem Ermeſſen überlafjen, an anderen Gegenitänden der Bundes: 
tagsyerhandlungen nah Maßgabe ber ſchon betehenden oder noch zu erthei— 
lenden Inſtructionen tbeilzunehmen.* 

18. Juni. (Braunfhweig) Eine Zufhrift der Regierung an ben flän- 
diſchen Ausſchuß theilt vemjelben mit, daß fie fih „dafür entſchieden 
habe, in dem zwifchen den beiden deutſchen Großmächten ausgebrochenen 
Etreite eine parteilofe Stellung zu beobachten”. 

» nn (Bundestag) Auch Hannover und Kurheſſen verlangen Bundes: 
hülfe gegen Preußen. Die Bunbesverfammlung befchließt, daß fie 
ihnen thunlichft gewährt werden folle und daß zu biefem Ende hin 
nicht bloß Defterreih und Bayern, jondern alle in ber Verfamnt: 
lung vertretenen Regierungen verpflichtet feien, dem gewaltthätigen 
Vorgehen Preußens entgegen zu treten. Der Beihluß wirb mit 
11 Stimmen gefaßt, indem auch die großherzogl. und herzogl. ſächſ. 
Häufer für denfelben flimmen. 

„ nv (Bayern). IL Kammer: Debatte über den von ber Regierung 
verlangten Credit von 31 Mill. für die außerorbentlichen Bebürf: 
niffe der Armee. Erklärung ber vereinigten Linfen. Einſtimmige 
Genehmigung des Crebites. 

Erflärung ber vereinigten Linken: „Wir find nicht einverftanden 
gewefen mit ber Politik, welche die Mehrheit in ber Adreſſe an Se. Maj. 
den König ber Staatsregierung als diejenige bezeichnet Bat, für die fie in ber 
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egenmärligen Krifis ber Gutheißung ber VBolfsvertretung fich verjichert halten 
ne. Wir haben auch von der Staatsregierung, weber von ihrer Wirkſam⸗ 
keit für die Berufung eines beutihen Parlaments noch was bie Umgeſtaltung 
bes bayeriichen Wehrſyſtems, noch endlich was ben fonftigen Trortichritt 
ber Entwidlung unferer politifhen Ginrihtungen im engeren Vaterland bes 
trifft, ſolche Erklärungen und Zufiherungen erhalten, welche und irgendwie 
hätten beruhigen und befriedigen können. Gleichwohl werben wir heute dem 
Geſetz zuftimmen, durch welches die Mittel zu den theils fchon vorgenommenen, 
theils noch vorzunehmenden Rüftungen bewilligt werden follen. Wir werben 
es thun, weil wir biefe Müftungen zur Aufrechterbaltung der Sicdyerheit und 
bes Anſehens des bayeriihen Staats, dann zur Wahrung ber Integrität bes 
beutichen Gebiets unter ben gegenwärtigen Verhältniſſen für unvermeidlich 
erflären. Wir wollen aber bamit, daß wir jenem Geſetz zuſtimmen, weder 
unfere Eiellung zu der bejchlojjenen Abreife verändern, ober cine Mitverants 
wortlichfeit für die Gonfequenzen bderjelben übernehmen, noch irgendeine von 
ben Forderungen aufgeben, welche wir in Beziehung auf bie einheitliche und 
freieitliche Geſtaltung Gefammtdeutfchlands und auf die conititutionelle ort: 
entwidlung bes bayerijchen Staats von jeher geftellt Haben, und diewir mit um fo 
größerem Eifer zu verfolgen fortfahren müffen, je weniger Nusjicht wir haben, 
bag man ung in deren Erfüllung von freien Stüden entgegenfonmen werbe, 
Wir merben insbefondere niemals einer Politif unfere Zuflimmung geben, 
beren Abficht oder Erfolg dahin gehen Fünnte, nah Herſtellung bes Friedens 
bie alte, ber Nation verhaßte, Feiner von ihren gerechten Forderungen ent⸗ 
ſprechende Verfaffung des Bundes wieder aufzurichten.” 


18. Juni. (Baden) I. Kammer: Die Regierung verlangt die Be: 


19. 


” 


n 


willigung eines Zwangsanlehens behufs Aufbringung der Mittel für 
ben außerordentlichen Militäraufwand. 

„ (8. Bundes-Armeecorps). Der Prinz Alexander rn. Heſſen 
übernimmt durch Tagsbefehl den Oberbefehl über daſſelbe. 

v» (Heffen:Darmftabt). I. Kammer: Der Finanzausſchuß be- 
antragt nunmehr Angefichts ber veränderten Verhältniffe, ben von 
ber Regierung geforderten, auf 2% Mill. ermäßigten Militärcrebit 
zu bewilligen. 

„ (Baden). IE Kammer: Das von ber Regierung geforberte 
Zwangsanlehen wirb einjtimmig bewilligt. 

„ Einzug der Preußen unter Gen. Bayer in Kaflel. Der Kurfürft 
wird auf Schloß Wilhelmshähe als preußiſcher Staatsgefangener 
behanbelt. 

„ (Sadfen). Die Preußen bejegen Leipzig. 

Die ganze ſächſiſche Armee ift über Bodenbach auf öſterr. Gebiet 
übergetreten. Benedek begrüßt fie burd einen Armeebefehl aus dem 
Hauptquartier Olmütz: 

„Das Armeecorpe Sr. Maj.des Königs Johann von Sachſen ſteht auf öſterr⸗ 
reihifhem Boden, und ich begrüße biemit in Chrfurdt Sachſens erlauchten 
Kronprinzen Albert, den ritterlichen Führer dieſes Corps, und rufe ihm, 
- fowie den Braven allen, bie unter feinen Befehl ftehen, das herzlichite Will: 
fommen zu. In Treue und Hingebung für König und Vaterland bat bas 
Armeecorps feine Heimath freiwillig und ohne Schwertftreich verlaffen, um 
vereint mit uns einzuftehen für das Recht und die Unabhängigkeit Sachſens 
und Deutfchlandse — es hat feinem heiligen Pflichtgefühl ein ſchweres ſchmerz⸗ 
liches Opfer gebracht; aber mit hohem "Stolz Tann es auf feine Fahnen 
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blicken; doppelter Glanz umſtrahlt fie, der Treue und ber Ehre; freudig 
begrüßt ſie Oeſterreichs Kaiſer, Volk und Heer! Willkommen, alſo, 
tapfere Waffenbrüder, im kaiſerlichen Feldlager! Schon nahen auch die 
andern treuen Bundes: und Waffengefährten, und jo wollen wir 
denn alle wie Brüder zuſammengehen auch in Kampf und Tod, wetteiferud 
in Gottvertrauen, Ausbauer und Hingebung, in Muth und Tapferkeit, durch: 
drungen von ber ftolzen Ueberzeugung, daß wir mit vereinten Kräften ben 
Sieg für unfere gerechte heilige Sache erringen müfjen und erringen werben, 
fo wahr uns Gott helfe!“ 


20. Juni. (Hannover). Gen. Vogel v. Falkenftein übernimmt durch 


"„ 


Proclamation die Verwaltung bes Königreichs: 

„Die Verwaltung bes Königreichs Hannover geht von heute an auf mid) 
über. Die verjchiedenen Behörden Haben von nun an nur Belehle von mir 
und bem als f. preußifhen Commifjarius für die Eivilverwaltung beftimmten 
Sandrath Frhrn. v. Hardenberg anzunehmen und auszuführen. Hierauf bes 
fehle ih: 1) Tie bisherigen F. hannoveriſchen Minifter find ihrer Junction 
enthoben, mit alleiniger Ausnahme des Miniſters bes k. Haufes. 2) Das 
Minifterium bes Kriegs ruht. 3) Tie Gefhäftsführung: a) des Minifteriums 
ber auswärtigen Angelegenheiten wird dem Hrn. Secretär Geh. Regierungs- 
rath Adolph Hartmann, b) des Minifteriums des Innern dem Hrn. Secretär 
Geh. Regierungsrath Henriche, e) des Eultusminifteriums dem Hrn. Secretär 
Geh. Regierungsrath Brüel, d) des Miniſteriums der Finanzen, des Handels, 
ſowie der Juſtiz dem Herrn Secretär des Geſammtminiſteriums, Geh. Finanz: 
rath v. Seebach, Hieburch übertragen. 4) Die Verwaltung in allen Branchen 
wird unverändert nah ben k. hannoveriſchen Gejeken und Beitimmungen 
fortgeführt, und verbleiben Hierzu bie Beamten überall in ihren Stellen. 5) 
Gehalte, Penfionen und etwaige Unterftügungsgelder werden fortgezablt. 6) 
Ale Vergehen gegen bie Landesgejete find von ben betreffenden Behörden 
felbjtändig zu erledigen, ſoweit deren Machtvollfommenpeit dazu ausreicht. 
7) Anderweitig tritt ınit dem heutigen Tag gegen jämmtliche Einwohner des 
Königreihs Hannover, fowie gegen alle ſich in demſelben aufhaltenden 
Fremden, welche den preußijchen Truppen durch eine verrätherifche Hanblung 
Gefahr oder Nachtheil bereiten, der in ben preußiſchen Gefeßen vorgejehene 
Fall außerordentlihen Militärgerichteftands in Kriegszeiten in Kraft.“ 


„ (Hannover) Der König hat fi mit feiner Armee nad) Göt—⸗ 


tingen zurücgezogen. Graf Platen erläßt von dort aus eine Cir⸗ 
culardep. und Proteft an bie Repräjentanten Hannovers bei den ver: 
ſchiedenen Höfen: 

„... Se. Maj. der König, des Unterzeichneten allergnädigfter Herr, Hat 
fi, begleitet von St, Königl. Hoheit dem Kronprinzen, fofort zu Allerhöchſt⸗ 
feiner Armee begeben und zunächſt fein Hauptquartier in Göttingen genommen, 
wohin fänmtlihe im Königreich vertheilten Truppenförper zu St. Maj. zu 
ftoßen Ordre erhalten Haben. Die Tönigl. Refidenzftadt Hannover, welde 
als militärifche Poſition unbaltbar if, wurde Yon ben Truppen verlaffen, 
aber in ebler Treue blieb Ihre Maj. die Königin mit ben kgl. Prinzeſſinnen 
bort zurüd, um das Schidjal ihrer Bürger zu theilen. Dies bie gegen 
wärtige thatfächliche Lage der Dinge, durch welche ber erſte Schritt zu einem 
gewaltigen Kampie von Deutſchen gegen Teutiche gethan if. Der Unters 
zeichnete beehrt ſich, bierbei zu erflären, daß die Negierung feines allers 
gnädigften Herrn in feierlichfter Weile vor den Augen von ganz Europa ber 
fönigl. preußifchen Negierung die Schuld und Verantwortlichkeit dieſes ent⸗ 
jeglichen und unbeilvollen Kampfes zur Laft legt. Die Fönigl. hannoverfche 
Regierung hat während der ganzen Dauer ber zwiſchen den Regierungen von 
Deiterreih und Preußen ausgebrochenen Differenzen ihre ganze Thätigfeit 
barauf gerichtet, Den beflagenswertben Streit zu verſöhnen und zu vermitteln, 
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fie hat für ſich ſelbſt kein anderes Recht Ann iſpruch genommen und feine 
andere Sicherheit geſucht, als diejenige, welche in dem von ganz Europa 
völferrechtlich garantirten deutſchen Bundesvertrage beruht. Auch bei ihrer 
leyten Abftimmung über den von ber Failerl. öfter. Regierung am Bundestag 
eftellten Antrag auf Robilijirung ber Bunbesarmee Hat bie Fönigl. Regierung 
& auf das allerfirengfte an die nicht mißzudentenden VBorfchriiten des Bundes⸗ 
rechts gehalten und jie hat zugleich im gewiifenhafteiten Streben nach Frieden 
und Berföhnung die Ausübung ihrer Pfliht mit der bundesfreundlichiten 
Rüdficht vereint, einer Rückſicht, welche ihr fogar mehrfach in der Tefient: 
lichkeit ben VBorivurf einer Parteinahme für Preupen zugezogen bat. Wie 
fehr die Fönigl. hannoverſche Regierung in bundesireundlichjter Weiſe beftrebt 
wor, einen völlig unparteiiichen Standpunkt feftzubalten, beweiſt ganz bes 
fonders noch in den legten Tagen die Thatſache, daß, nachdem bie kaiſerl. 
Öfterreichiiche Brigade Kalik durd Hannover pafjirt war, ber königl. preuß. 
Regierung auf ihr besiallfiges Anfuchen bereitwilligit ber Durchzug von Harz 
burg nach Minden für 15,000 Mann des unter dem Generallieutenant 
v. Manteuffel in Holftein jtehenden Corpo gewährt wurde. Es jind bies 
biejenigen königl. preußifhen Zruppen, welche, nachdem fie auf rund biejer 
Erlaubniß zum Durchzug bis Harburg gekommen waren, nunmehr zur feind⸗ 
liden Occupation von Hannover verwendet worden, — Tie Fünigl. han⸗ 
noverſche Regierung kann daher weder in VBerüdjichtigung des Bundesrechts, 
noch in Berüdjihrigung ihrer beſondern Stellung zur königl. preußifchen 
Regierung den von ber letztern unternommenen Sewaltmaßregeln auch nur 
einen Schein von Berechtigung zuerfennen. Wenn die preußiſche Regierung 
wegen eines in legaler Form gejtellten Antrags und einer in ebenſo legaler 
orm darüber erfolgten Abſtimmung ihren Austritt aus dem Bund erflärte, 
o bat fie dadurch auf das pojitivjte gegen die Grundſätze bes beutfchen 
Bunbes gehandelt; wenn fie aber an ihren eigenen widerrechtlichen Austritt 
aus ben Bund noch weiter bie Folgen zu Tnüpfen verfucht, daß ber ganze 
Bundesvertrag dadurch zu eriftiren aufgehört babe, fo ift Bas ein Verfahren, 
durch welches der Beftand aller Verträge und bie Giltigfeit des Völkerrechts 
überhaupt in die Willfür jedes Staats gegeben würde, ber bie Macht hat, 
- ben Frieben zu brechen und dem Recht mit gewaflneter Hand entgegenzutreten. 
Die königl. hannoverſche Regierung kann baher Preußen bas Recht nicht zus 
erfennen, aus den von ihm angegebenen Gründen ben Bund für zerbrochen 
zu erklären, noch auch endlich einer mit ihm verbündeten unb in freundlichen 
Beziehungen ftehenden Regierung eine Sommation mit unannehmbaren Bes 
dingungen zu ftellen und bei der Ablehnung bdiefer Bedingungen willfürlich 
ben Krieg zu beginnen. Taß die von Preußen ber föniglihen Regierung 
geitelten Bedingungen aber unannehmbar feien, barüber wird ber Unters 
zeichnete fich lediglich auf die Ausführungen in ber anliegenden, an die fol. 
preußifhe Regierung gerichteten Antwortsnote zu beziehen haben. — Daß 
die Forderung ber Rebucirung ber hannoverfchen Armee auf ben Friedensjuß 
nur ein Vorwand ift, weiß Jeder, ber bie Verhältniffe kennt; daß über den 
von Preußen felbft an den Bund gebrachten, das Leben ber ganzen beutfchen, 
Nation in feinen Grunbwurzeln berührenden PBarlamentsantrag nicht abges 
fondert vom Bund in wenigen Stunden ein Entſchluß gefaßt werden barf 
und kann, Tiegt auf der Hand. Ebenſo wiberftreitet die Forderung, daß 
Hannover wefentlihe, ja die wefentlichften Souveränetätsbedingungen, d. 5. 
die Verfügung über die Wuffenfraft des eigenen Landes zu Gunften Preußens 
abtreten Fol, nicht nur dem Bundesrecht, fondern auch dem europäiichen 
Bölkerreht. Denn bie volle und freie Souveränetä: des Königs 
reihs8 Hannover war von bem gejammten Europa vor ber Gründung 
bes deutichen Bundes zweifellos anerfannt, und bie hannoverſche Regierung 
gibt fich der Hoffnung hin, bag Rechte, die von ganz Europa anerfannt find 
nicht bem einfeitigen Belieben ber preußifchen Regierung geopfert werben 
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dürfen. Der Unterzeichnete muß daher ben von Preußen geſchaffenen Seriegs- 
fall als einen Act rechtloſer Willkür bezeichnen: er iſt von ſeiner aller höchſten 
Regierung angewieſen, gegen denſelben feierlich Proteſt zu erheben und zu 
erklären, daß die königl. hannover'ſche Regierung und ihre Armee ſich nur 
im Stande der Nothwehr gegen einen rechtswidrigen und unerhörten Angriff 
auf ihre Selbſtändigkeit und ihre Ehre befinden. Indem der Unterzeichnete 
ſich der Hoffnung hingibt, daß ganz Europa von dieſer feierlichen Verwahrung 
bes ſchwaͤchern Rechtes gegen das augenblicklich ſtärkere Unrecht Aft nehmen 
werde, benützt er dieſe Gelegenheit, Ew. ꝛc.“ 


20. Juni. (Hannover). König Georg beſchließt in Göttingen, mit 
feiner Armee den Weg über Langenſalza nad) Gotha einzufchlagen, 
und ſendet feine Vorhut nad) SHeiligenftabt. 

„nn (Kurdefien). Der preuß. Gen. v. Bayer verfammelt ben blei- 
benden landſtändiſchen Ausſchuß. Anſprache an benjelben : 


„Sie fennen die Ereigniſſe, welche meinen allergnädigften König und 
Herrn genöthigt haben, den Befehl zur Decupation bes KurfürftentHums zu 
geben. In meiner Bekanntmachung bei Ueberfchreitung ber Grenze babe ich 
ausgefprochen, baß wir nicht als Feinde, fondern als Freunde kommen, die 
boffentlicdy bald durch ein fefteres Band, als bas des nunmehr aufgelöften 
Bundes war, mit Ihnen verbunden fein werben, durch ein Band, weldes 
Nothiwendigfeiten, wie bie, die mich bierber geführt Hat, für alle Zufunft 
unmöglidy machen wird. Ich freue mich, jene Berfiherung Ahnen, ben Ver: 
tretern der eben vertagten Stände, von Angefiht zu Angeficht wiederholen zu 
fönnen, und reihe Ihnen, Herr Vorjigender, als Zeichen ber herzlichen 
und brüberlihen Gefinnung, bie mih unb meine Truppen für das 
brave Volk ber Kurheſſen erfüllt, meine Hanb, ich reiche fie damit bem fur: 
Heififhen VBolfe Ich empfange Ihren Handſchlag als Unterpfand des 
Vertrauens, welches mir Ihre loyalen Landsleute entgegenbringen. Laſſen 
Sie uns in wechjelfeitigein Vertrauen zufammenwirfen. Die Räthe bes Kur: 
fürften, welche bie feindfelige Haltung angerathen Haben, die Se. k. Hoheit 
zu unferm Bebauern und zum Schaden bes Landes gegen Preußen angenom⸗ 
men bat, können ihre Functionen nicht weiter fortfegen. Bon dem Wunſche 
bejeelt, die unvermeidlichen Laften und Störungen der Occupation bem Fur: 
fürſtenthume fo weit irgenb möglich zu erleichtern, den Gang ber Verwaltung 
in allen Zweigen ungehbemmt und ununterbrochen fortdauern zu lafien, 
wünfche ich die obere Leitung berfelben, welhe unter meiner Auto— 
rität Neben wird, Männern anzuvertrauen, die das Vertrauen bes Lane 
bes bejiten. In Vertretung ber eben vertagten Ständeverfammlung wer 
ben Sie, hochgeehrte Herren, am Beften im Stande fein, mir biejenigen 
Männer zu bezeichnen, denen bie Zuneigung des Landes bie Gefhäftsführung 
erleichtern würde, deren Character gleichzeitig Bürgſchaft gäbe, baß fie, ber 
Lage der Dinge mit richtigem Urtbeil ſich ? ügend, mid aufrichtig zu un⸗ 
terjtüßen bereit find. Lebhaft würbe ich beffagen, wenn Sie, meine body: 
geehrten Herren, mir ihre Mitwirkung zu diefem wichtigen Schritte verfagten. 
2 würde dann nad eigenem Ermejfen handeln müffen, aber nicht 

icher fein, ob meine perſönliche Kenntniß ausreicht, die Männer zu finden, 

welche ber Augenblid fordert und welche den ſchwierigen Aufgaben besjelben 
nad) allen Seiten gewachjen fein würben. Den Ergebniß Ihrer Berathung 
fehe ih unverweilt entgegen. Laſſen Sie uns in herzliher Einig— 
feittreu zufammenhalten!” 

Der landſtändiſche Ausſchuß lehnt die Aufforderung des preuß. 
Generals als über feine Zuftändigfeit gehend ab. Proclamation bes 


Generals an das kurheſſiſche Volk: 
„Einftweilen wirb die Regierung bes Landes von mir im Namen St. 
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Maj. bes Königs von Preußen geiührt werden. Das Staatövermögen, wie 
bas der Privaten wird gewifjenhaft geachtet werben. Ich ertheile bie bes 
ftimmte Aufiherung, dad die Beriafliung und bierehtmäßi- 
gen Landesgejeke des Kurſtaats beobadhtet und aufrecht er» 
halten werden follen, foweit der Kriegszuftand e8 irgend zuläßt und bie 
auch von der Randesvertretung Kurheſſens beſtändig erftrebte bunbdesituats 
lihe Ginigung Deutfhlands niht Aenderungen erfordern 
ſollte. Ich übernehme bie in der Verfalfungsurfunde den einzelnen Miniftes 
rien zugewiefenen Befugniffe, indem ich mir vorbehalte, kurheſſiſche Staats: 
beamte mit der verfaflungsmäßigen Fortführung der laufenden Geſchäfte in 
ber Verwaltung der Juſtiz, des Innern und der Finanzen zu beauftragen. 
... Kurheſſen! Bereits babe ih Euch für die herzliche Aufnahme, für bie 
aute Berpflegung, welche meine Truppen überall bei Euch gefunden, für die 
Bereitwilligfeit, mit der Ihr ben unvermeiblichen Requiſitionen entgegens 
gekommen jeid, meinen Danf zu fagen. Sch erfülle gern dieſe Pflicht. Eure 
Bieberfeit und Loyalität find in ben jchwerften Prüfungen bewährt gefunden 
worben. Ihr werdet auch ber unter meiner Autorität eingejegten einftweilis 
gen Landesverwaltung buch Eure loyale Haltung bie fchwierigen Aufgaben 
erfeichtern.. Erfüllt ih dieſe Hoffnung, fo wird es Teicht fein, die Laften des 
Kriegszuftandes, welche zunächſt Ginzelnen auferlegt werben mußten, unter 
Heranziehbung der Revenüen bes Kurfürften auszugleichen. Ich 
werde bie zu balbiger Beſeitigung der noch beftehenden proviſo— 
rifhen Geſetze und verfafiungswibrigen Berordnungen, 
fowie alle zu voller Herjtellung des verfaffungsmäßigen 
Nehtszuftandes erforderlichen Ginleitungen treffen. Ich werde eg mir 
angelegen fein lafjen, für die Ausfüllung empfindlicher Lücken in ber Geſetz⸗ 
gebung, welche ben wirthichaftlichen Yortichritt des Landes nur zu lange 
zurüdgehalten haben, Sorge zu tragen, und die ber Pflege ber Volfsbildung 
und ber Wifjenfchaft beitimmten Anjtalten nach Kräſten zu fürdern bemüht 
fein. Bei gegenjeitigem Bertrauen wird es unferm vereinten Streben, ic 
zweifle nicht daran, gelingen, bejfere Zuftände und bellere Tage 
für das Turbeffiihe Land herbeizuführen. Ich zähle auf Euch, wie 
Ahr mir vertrauen dürft!“ 

Der General fordert die Referenten der brei Minifterien des In⸗ 
nern, der Juſtiz und ber Finanzen auf, unter ihm als Gouverneur 


bie laufenden Geſchäfte der Verwaltung forlzuführen. Diejelben 
weigern fich erft, fügen ſich aber endlich. 

20. Juni. (Coburg-Gotha). Zufammentritt des gemeinfamen Landtags. 
Die Regierung macht demfelben eine Vorlage, dahin gehend, 

„bag nad) dem Beichluffe wegen DMobilijirung ber Bundeearmeecorps das 
preußifche Deinijterium auch hierher das Verlangen ausgedrüdt babe, das 
Herzogthum Coburg⸗Gotha möge ber Union mit Preußen beitreten und fein 
Gontingent auf den Kriegsiuß ſetzen. Die Staatsregierung fei hierzu geneigt 
und beantrage bie Zuftimmung bed Landtags.“ 

An demſelben Tage geht das gothaiſche Militär nad Eiſenach 
ab, um bie DVereinigung ber Hannoveraner mik den Bayern ver: 
hindern zu helfen. Der Herzog begleitet es in preuß. Uniform 
bis auf den Bahnhof. 

„rn Reuß j L.). Der Landtag bewilligt den von der Regierung 
verlangten Zufhuß zum Militäretat (für die nach Raftatt abgefandten 
4 Compagnien), verwirft dagegen den Antrag bes Abg, Weber, bie 
fürftliche Regierung zu erſuchen, 
| 8 
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„ben Beichluß des beutfchen Bundestages vom 14. Juni db. J. über bie 
Mobilmahung deutfcher Bundbescontingente, welcher für bie bießfeitige Regie: 
rung als unverbindlich erachtet werben muß, ihrerfeits nicht zur Ausführung 
zu bringen, dagegen im Verein mit Preußen auf bie Berufung eines deut: 
ihen Parlaments binzuwirfen.” 


20. Juni. (Heffen:Darmftabt), I. Kammer: Das Finanzgefeb wird 


21. 


" 


n 


auf 3 Monate prorogirt und der Militärcrebit ohne eingehende 
Discuffion nah dem Antrage ber Commiſſion einftimmig bewilligt. 
Vertagung des Landtags. 

(Hannover). Der König bridt mit feiner Armee von Göt— 
tingen auf, um über Langenjalzga den Weg nad Gotha einzufchla- 
gen und fih wo möglih mit den Bayern zu vereinigen. Procla- 


mation bes Königs: 

„An Meine Hannoveraner! An ber Epite Meines Heeres, welches fich 
auf Meinen Ruf und frenwillig in Fürzefter Frift um feine ar gejammelt 
bat, welches jchlagfertig und von opferfreudigem -Muthe beſeelt ift, verlaffe 
ich den heimilchen Boden. ch thue bas, um bie Sache bed angegriffenen 
Rechts zu vertheidigen, um im Verein mit treuen Bundesgenoffen, unter bem 
Beiſtande des Allmächtigen für die heiligften Güter des Vaterlandes mit um 
fo größerem Nahdrude zu kämpfen. Lie Sache der Gerechtigkeit ift Gottes 
Sache; fein Segen wirb ihr nicht fehlen. Wie vor länger als einem halben 
Sahrhunderte bie unvergeklihen Männer der englifchbeutfchen Legion aus: 
zogen, um für bie Sache bes von Feinden bejeßten Baterlandes in fernen 
Ländern zu kämpfen unb dann glorreich wieber einzogen und mit ewig ruhm- 
würbigen Thaten ihre Heimath wieber gewannen, fo werden auh wir — 
das ift Meine feite freudige Zuverfiht — als würdige Söhne jener Väter, 
ben vaterlänbifchen Boden fiegreich wieder betreten. Mit biefer Hoffnung 
ziehe Ich getroften Muthes mit Meinem tbeuern Sobne, bem Kronprinzen, 
und mit Meiner braven Armee aus. Eure Gebete und Segenswüniche, 
Hannoveraner, werben Mid, begleiten, jo Gott ber Almächtige will, auf bal- 
diges froheres Wiederſehn.“ 


„ (Kurbeifen) Rundſchreiben des Gen. v. Bayer an alle Be⸗ 


hörden bes Landes: 

„sm Verfolg ber von mir heute erlaflenen Proclamation feße ich bie 
fämmtliden Behörden Kurbeffens hierdurch in Kenntniß, daß ich mit ber 
verfafjungsmäßigen Fortführung ber laufenden Gefchäfte in ber Verwaltung 
ber Juſtiz: den Hrn. Obergerichtsrath Etienne, bes Innern: ben Hrn. gehei⸗ 
men Regierungsrat Mittler, ber Finanzen: den Hrn. Oberfinanzrath Ledder⸗ 
hofe beauftragt habe. Ich ertheile bierbucch jämmtlichen Beamten und Die: 
nern einjchlieglih ber Gemeindebehörben ben gemefjenen Befehl, meinen 
Verfügungen, den Verfügungen eines von mir etwa zu ernennenden Stell: 
vertreters, jowie ben Anordnungen ber vorbezeichneten Staatsbeamten fo ges 
wiß unmeigerlihe Folge zu Teiften, als ich einer jeden Renitenz mit militä- 
rigen Zwangsmaßregeln auf das Entfchiedenfte entgegentreten werbe. Die 
fämmtlichen Unterbehörben werden angewiefen, bie Anzeige von bem Empfange 
biefes ihnen hiermit unmittelbar zugehenden Erlaſſes fofort an bie betreffen- 
ben Oberbehörden zu erftatten. Die Lebteren haben biefe und bie eigenen 
Empfangsanzeigen ungefüäumt an bie ihnen vorftehenden Departements einzus 
reichen, auch einen jeden etwaigen Weigerungsfall alsbald einzuberichten.“ 


» (Sadfen:Meiningen). Meiningen wird von Preußen bejekt. 
Der alte Herzog, ber entſchieden zu Defterreich hält, verläßt das Land. 


„ (Medlenburg) mobilifirt feine Truppen, 
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21. Juni. Conferenz von Vertretern der drei freien Stäbte und Oldenburgs 


22. 


in Hamburg bezüglich ber Forderung Preußens bezüglid eines 
Bündniffes. " 


„ (Bundestag). Oldenburg und Lippe-Detmolb erflären ihren 
Austritt aus dem Bunde. 


„ (Bayern). Il. Kammer: Der Abg. Völk will die politifche 
Lage nohmals zur Eprade bringen. Die Majorität und die Re 
gierung gehen nicht darauf ein. Vertagung bes Landtags, 


» (Baden). Bertagung bes Landtags. Ctaatsminijter Lamey 
fpriht fih dabei in der II. Kammer ſehr entichieden gegen Preußen 
als den Urheber des unfeligen Bürgerfrieges aus. 


„Gayeriſche Armee) Hauptquartier in Bamberg. Prinz 
Karl wenbet feine Truppen in der Richtung nah Fulda, um bort 
dem rechten Flügel des 8. Bundesarmeccorpe und ben von Norden 
ber erwarteten Hannoveranern bie Hand zu reichen. | 
„ (Preußen). Graf Bismard erflärt in einer Circularbepefche 
an bie Vertreter Preußens im Ausland das Refultat der Abftimmung 
ber Bundesverfammlung vom 14. d. M. geradezu für gefäljcht: 
„Im Augenblid, wo bie Soniequenzen bes unglüdfeligen Votums vom 
14. Juni eintreten, glaube ich auf diefe Sitzung zurüdfommen und Shre 
Aufmerkſamkeit auf eine Thatfache hinlenken zu müſſen, bie beffer als alles 
bemeist, wie jehr die Bunbesinflitutionen ausgeartet waren. Unter ben 
Stimmen, welde fih zu Gunften ber von Teflerreich vorgefchlagenen Mobis 
lifation ausgelprochen haben, befand ſich auch die ber 16. Kurie, welde aus 
fch8 Fleinen Staaten beftebt. Unter benfelben Hatten drei, nämlich Kippe, 
Malded und Reuß- Schleiz, dein Repräſentanten ter Kurie vorgelchrieben, 
gegen den Antrag zu votiren. Der vierte, Schaumburg-Lippe, bat ſich nad) 
einer ofjiciellen Mittbeilung des Fürſten ber Abftimmung enthalten. Es war 
aljo nur das 6000 Einwohner zählende Liehhtenftein, welches feine Inſtruc⸗ 
tionen zu Gunſten Defterreihe abgegeben, und Reuß-Greiz, beifen Abſtim⸗ 
mung noch nicht verificirt worden iſt; in jedem Fall aber war die Majorität 
der Kurie für die Verwerfung des öfterr. Antrags. Ungeachtet biefer Evidenz 
wurde das Votum der Kurie zu Gunſien biejes Antrags durch das Organ 
bes HErn. v. Strauß, Abgelandten des Fürſten von Lippe und in bem Augen 
blid Vertreter ber Kurie, abgegeben. Dieſes Botum ift aljo ein offenfundiges 
Falſum, und biefes Falſum war für den Bundesbeſchluß vom 14. Juni ents 
Icheidend. Wenn dieß nicht ftattgeiunden, fo wäre der Bundestag in zwei 
leiche Lager getheilt gewejen, acht Stimmen gegen acht, ba von benen, welche 
Fir Deiterreich ftimmten, noch das Votum hätte abgezogen werden müſſen, 
welches Braunfhweig und Naſſau gemeinfchaftlic abgegeben haben, indem bie 
eine gegen bie andere, Braunfchweig dagegen und Nafjau dafür ſtimmten. 
Die Thatfache, welche ich Ahnen bezeichne, geftattet Ahnen bie Regierung... 
über die Mittel aufzuflären, welche angewandt wurden, um ben —— des 
Bundestags über einen an und für ſich ungeſetzlichen Antrag zu fälſchen. Die 
Thatſachen werden dazu beitragen, den Verfall zu erklären, in welchen ſeit 
langer Zeit die Bundesinſtitutionen durch Parteigeiſt, Intriguen und Beſtech⸗ 
lichkeit gerathen ſind; ſie werden nur zu ſehr die Mißachtung rechtfertigen, 
inwelche das höchſte Organ der deutſchen Gemeinſchaft gerathen iſt.“ 
„ (Hannover) Die Preußen unter Gen. Vogel v. Falkenſtein 


rücken in Göttingen ein und ben Hannoveranern nah. Die Hans 
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ernſtliches Bemühen iſt daran geſcheitert, daß die preußiſche Regierung 
keine serhänbigung wollte So fliehen wir vor einem beutichen 
Bruderkriege, welden abzuwenden wir nicht vermögen. Die Zufunit ber 
Herzogthümer ift zwar der Anlaß, aber nicht der Gegenftand des Kampfes. 
Es handelt jich jegt um bie Frage, ob Recht und Geſetz jerner in Deutichland 
gelten jollen. Schleswig: Holfteinerl Euch ſtehen zunächſt ſchwere Tage der 
Prüfung bevor. Aber Ihr werbet muthig und treu am Rechte feithalten. 
Ihr wißt aus einer früheren trüben Zeit, daß die Gewiſſen nicht durch 
Bajonnete beziwungen werben Tönnen und baß nur ber verloren ift, der fich 
felbjt verloren gibt. So werdet auch Ahr jebt den Drud der Gewalt un⸗ 
gebeugt ertragen, bis bie Stunbe ber Beiteiung ſchlägt. Cure Beamten 
werden, um im Intereſſe bes Landes ihr Amt fortiühren zu können, ber 
faktiſchen Gewalt ſich fügen müfjen. Aber fie werden Nichts thun, welches 
ber ohne meine Zuftimmung nicht möglichen Feſtſtellung des Landesrechts 
Nachtheil bringen würde. Sch habe für jekt mid von Euch entfernen müſſen. 
Nicht, um unfer Recht aufzugeben, bin ich gegangen, fondern um ben Kanıpf 
für dafjelbe jortzufeßen. Ihr werdet mich immer da finden, wo bie Selbft- 
ftändigfeit der Herzogthümer, wo ihre Untheilbarkeit und ihre Zugehörigkeit 
zu Teutihland vertheidigt wird. Sch danfe Euch für bie Liebe und Treue, 
welche Ihr von Anfang an mir entgegengebracht und durch alle Wechſel des 
Schickſals mir bewahrt habt. Die Bande, welche diefe Sabre zwiſchen Fürſt 
und Volk geknüpft haben, find unlösbar. Niemand außer mir bat das 
Recht, Euch zu den Waffen zu rufen. Wenn aber der Tag fommt, wo id) 
zur Vertheidigung des Landes Euch um mic ſammeln kann, werbet Ihr 
zu mir fteben, wie ich zu Euch. Haltet feft im Vertrauen auf Gott. Er 
wird Teutichland und Schleswig. Holftein nicht verlafjen.” 

17. Juni. (Württemberg) Die erften Württemberger rüden zum 
Schub der Bundesverfammlung in Frankfurt ein. 

» nv» (Hefjen:-Darmftadt). Faſt die ganze hefiiiche Armeediviſion 
wirb bei Frankfurt concentrirt. 

Volksverſammlung in Mainz Der Abg. Met Tann gegenüber 
ber wachjenden antipreußifchen Stimmung bereits kaum mehr zum 
Wort kommen. 

» u (Sannover). Die Preußen unter Gen. Vogel v. Falkenſtein 
rüden in die Stabt Hannover ein. 

„ » (Coburg:Öotha). Das coburgifhe Bataillon wird mit einem 
Eonderzug von Coburg nad) Gotha gebradit. 

18. „ (Preußen) Kriegsmanifeit des Könige: 

„An mein Volt! In dem Augenblide, wo das preußifche Heer zum 
entfcheidenden Kampfe auszieht, drängt es Mich, zu Meinem Volfe, ben 
Söhnen und Enfeln ber tapjeren Väter, zu reden, zu denen vor einem 
halben Jahrhunderte Mein in Gott rubender Bater bie unvergefjenen Worte 
ſprach: „Das Vaterland ift in Gefahr!" Oeſterreich und ein großer Theil 
Deutſchlands fteht gegen baffelbe in Waffen. Nur wenige Jahre find es ber, 
feit IH aus freiem Entſchluſſe und ohne früherer Unbill zu gedenfen, dem 
Kaiſer Oefterreihs die Bundeshand reichte, um beutjches Land von ber Fremd⸗ 
herrfchaft zu befreien. Aus gemeinjchaftlih vergofjenem Blute hoffte Ich 
auf das Erblühen der Waffenbrüderfchaft, die zu einer feften auf gegenjeitiger 
Anerkennung beruhenden Bundesgenofjenfchaft und bamit zu alle bem gemein: 
famen Wirfen führen würde, woraus Deutſchlands innere Wohlfahrt und 
äufere Bedeutung als Frucht hervorgehen follte. Doc, diefe Hoffnung wurde 
getäuſcht. Defterreih will nicht vergefjen, baß feine Fürſten einft Deutjchland 
beherrſchten, will im jüngeren Preußen keinen natürlichen Bundesgenoſſen, 
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fondern nur einen feindlihen Nebenbubler erkennen. Preußen, meint es, 
ift in allen Beftrebungen zu bekämpfen, weil, was Freußen frommt, Oeſterreich 
Schade. Alte, unfelige Eiferfucht ift in bellen Flammen wicher aufgelobert. 
Preußen foll gefhwädht, vernichtet, entehrt werben. Ihm 
gegenüber gelten Teine Verträge mehr. Gegen Preußen werben beutiche 
Bunbesfürften nicht blos aufgerufen, fondern jelbft zum Bundesbruch ver: 


leitet. Mobin wir in Teutfhland [hauen, find wir von Fein— 


ben umgeben, unb beren Kampfgefhrei if: Erniebrigung 
VBreußens! Aber in Meinem Volke lebt der Geift von 1813. Wer wird 
einen Fuß breit Preußenbodens rauben, wenn wir ernftlich entfchloffen find, 
bie Errungenjchaiten unferer Väter zu wahren, wenn König und Nolf burd 
bie Gefahren des Vaterlandes fejter als je geeint find und an deſſen Ehre 
Gut und Blut zu feren ale die höchſte und heiligfte Mufgabe halten! Bei 
forgliher Vorausfiht deſſen, was nun eingetreten ift, babe 
Ich es feit Jahren als bie erfte Pflicht Meines königlichen Amtes erkennen 
müffen, ein jtreitbares Preußenvolft für ftarfe Machtentwids 
lung vorzubereiten. Befriedigt und zuverfichtlich blickt mit Mir jeder 
Nreupe auf die Maffenmacht, die nınfere Grenzen dedt. Weit feinem Könige 
an der Spike wird das Preußenvolk ſich als cin wahres Wolf in ben Wuffen 
fühlen. Unſere Gegner täuſchen fich, wenn fie Preußen durch innere Etrcitigs 
Teiten gelähmt wähnen. Tem Feinde gegenüber ift es einig und ſtark, ba 
dem Feinde gegenüber ſich auegleicht, was ſich entgegenftand, um demnächſt 
im Glücke und Unglüde vereint zu bleiben. Ich habe Alles getban, Preußen 
bie Laften und Opfer bes Krieges zu erfparen; das weiß Mein Volk, weiß 
unfer Gott, ber bie Herzen prüft. Bis zum legten Augenblide habe Ich ges 
meinſchaftlich mit Frankreich, Ongland und Rußland bie Wege gütlicher Auss 
gleihung geſucht und offen gehalten. Defterreich wollte nicht, und andere 
beutfhe Staaten ftellten fih offen auf feine Seite. So iſt es denn nicht 
Meine Schuld, wenn Mein Rolf einen ſchweren Kanıpf zu Fämpfen unb 
harte Bebrängniß zu erdulden bat. Aber es ift feine Wahl mehr geblieben. 
Mir müffen fechten um unfere Griflenz, müffen in den Kampf auf Leben 
und Tod gehen gegen Tiejenigen, die das Preußen des großen Kurfüriten, 
bes großen Friedrich, das Preußen, wie e8 aus den Kreiheitsfriegen hervor⸗ 
gegangen, von der Etufe herabſtoßen wollen, worauf feiner Fürften Geift 
und Kraft und feines Volkes Tapferkeit, Hingebung und Gejittung es empors 
gehoben haben. Ziehen wir zum Allmädtigen, daß er unfere Waffen ſegne. 
Verleiht Kott uns Eieg, dann werden wir aud) ftarf genug fein, das lofe 
Band, welches die deuiſchen Lande mehr dem Namen als der That nad 
zuſammenhielt, und welches jegt durch diejenigen zerrifjen ift, welche bie 
Rechtsmacht des nationalen Geifles fürchten, in anderer Geſtalt fefter und 
beilvoller zu erneuern. Gott mit uns!“ 

Kine Cabinetsordre vom gleihen Tage orbnet zugleih auf ben 


27. d. Mis. einen allgemeinen Pettag an. 


18. Juni. (Sachſſen). Tie Preußen unter Gen. Herwarth beſetzen Dresden. 


” 


„ (Hannover). Ctabe ergibt fi) durch Gapitulation den Truppen 
bes Gen. Manteuffel. Derſelbe rüdt über Lüneburg gegen Han: 
nover vor, um ſich mit Gen. Vogel v. Falfenftein zu vereinigen. 


v„ (Kurheffen). Die Preußen unter Gen. v. Bayer rüden in 


Kafjel ein. Gen. Bayer ift vom Geh. Rath Mar Dunder und vom 


Landrath v. Dieft aus Weblar begleitet. 
„ (Medlenburg) Eine Dep. des Miniſters v. Derben an 


Preußen ftellt zwei Bebingungen für die Theilnahme Medlenburgs 
an ber von Preußen beantragten Berufung bes deutſchen Parla⸗ 
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nad Prag). Die Oeſterreicher nehmen Stellung zwiſchen Münden: 
gräb und Oberbautzen. 


26. Juni. Die Preußen von der Armee des Kronpringen beſetzen unter 
dem Gen. von Steinmes Nachod nach kurzem Gefechte. 
"„ m Armee des Kronprinzen von Preußen: das Gardecorps rüdt über 
Braunau in Böhmen ein. 


„„» (Eoburg:Sotha). Der gemeinfame Landtag genehmigt das 
Bündnig mit Preußen mit allen gegen 1 Stimme. 


„» » (Hamburg). Antwort des Senats auf die preuß. Note vom 
16. d. M. bez. eines Bünbnifjes: 


„+. Der Senat hat ben Anhalt jener Mittbeilungen derjenigen reiflichen 
Erwägung unterzogen, welche die hohe und enticheidendbe Wichtigkeit derſelben 
in Anſpruch nimmt. Er hat gerechtes Bedenken tragen müfjen, mit 
ben Borfchriften der Bundesverträge in Widerſpruch zu treten, welche der 
freien Stadt Hamburg eine felbftändbige Stellung in dem von allen 
Mächten Europas anerkannten beutichen Bunde zufichern. Aber bie inzwifchen 
in allen Staaten Norddeutſchlands eingetretenen Verhältniſſe und bie Gewalt 
ber Umftände, beren Einfluß er fich nicht zu entziehen vermag, haben ihn in 
bie Nothwendigfeit‘ verfeßt, im Intereſſe des von ihm vertretenen Freiftaates 
von jenen Bebenfen abzuſehen. Der Senat erffärt fich demnach bereit, 
mit ben übrigen betheiligten Regierungen und mit bem bes Endes von ber 
hoben k. preußifchen Regierung einzuberufenten Rarlament über eine verän⸗ 
berte Negelung der Bundesverbältniffe auf den im ber geehtten Note vom 
16. Juni angebeuteten Grundlagen und Bedingungen in Verhandlung zu 
treten. Der Senat muß jedody hierbei hervorheben, daß er damit noch nicht 
fein Einverftändniß mit allen Einzelbefimmungen des in der Bundestags: 
fitung vom 14. d. M. mitgetheilten Entwurfes auszufprechen gemeint fein 
fann, fowie baß ber abzufchliegende Vertrag nach ber biefigen Verfaffung ber 
Mitgenehmigung der Bürgerfchaft bebürfen wird. Der Eenat bat ferner in 
Vebereinftimmung mit ben Senaten ber beiden anderen Hanfeftädte den ge⸗ 
meinjchaftlichen Bundestagegelandten angewieſen, an ber Thätigkeit ber Ver⸗ 
fammlung bis auf Weiteres überall nicht Theil zu nehmen, auch berfelben 
Darüber bie entiprechende Erflärung abzugeben. Wenn aber in ben geehrten 
Noten vom 16. und 25. d. M. außerdem bie Aufforderung enthalten ift, die 
hamburgiſchen Truppen ungefäumt auf den Kriegsfuß zu ſetzen und zur Ver: 
fügung St. Maj. bes Königs von Preußen zu balten, jo darf ber Senat 
bie zuverfichtliche Erwartung aussprechen, daß das diefjeits ſeither ſchon beob⸗ 
achtete paſſive militäriiche Verhalten auch ferner als ausreichend erachtet 
werben wird, inbem berjelbe zu den hochherzigen Gefinnungen Sr. M. des 
Königs von Preußen das Vertrauen begt, daß Allerhöchftderfelbe auf bie 
Theilnahbme Hamburgs an einem Kriege gegen feine bisherigen Bundesgenoſ⸗ 
fen nicht beftehen werde.“ 


» u (Bayern). Aushebung von 30,000 Refervepflichtigen zur Bor: 
mation von Rejerveabtheilungen. 

» no (Baden) Die badiihen Truppen langen endlich in Darmitabt 
an. — Minifterialratb Jolly wirb feines Amtes enthoben und zum 
Mitglied des Verwaltungsgerichts hofes ernannt. 

„» on DRaffan) Die Stänbeverfammlung lehnt ben non ber Re 
gierung geforderten Militärerebit mit 24 gegen 14 Stimmen ab. 

„ nn Preußen) Die bohenzollern’ihen Fürſtenthümer werben von 
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Bunbestruppen (Württembergern) befett. Proclamation bes Bundes; 
commiffärs. 


26. Juni. (8. Bunbesarmeecorps). Prinz Alerander von Heflen 
5 ſein Hauptquartier nach Friedberg (Eiſenbahnlinie Frankfurt⸗ 

ießen). 

27. „ Die Preußen unter General Herwarth von Bittenfeld bringen 
bis zur Iſer vor, gehen oberhalb Münchengrätz über dieſen Fluß 
unb vereinigen fi mit ber Armee bes Prinzen Friedrih Karl. 

„ m Nrmee des Kronprinzen von Preußen: Gen. Steinmetz zieht fein 
Armeecorps nad) blutigem Kampfe gegen die Defterreicher unter 
Namming glüdlih aus dem Defild zwiſchen Nachod und GStalik 
heraus, 


„u Nrmee des Kronprinzen von Preußen: General Bonin beſetzt 
Trautenau gegen Gablenz, Tann es aber nicht halten und räumt 
e8 wieder. 

Faſt die geſammte europäiſche Preffe wird durch bie öſterreichi⸗ 
ſchen Telegramme über die erſten Ereigniſſe auf dem böhmiſchen 
Kriegstheater getäuſcht. So bringt die geſammte Preſſe Süb- und 
Weſtdeutſchlands ein Telegramm von dieſem Tage aus Prag Abends 
9 Uhr, alio lautend: „Sieg der Bundes-Sache durch Oeſterreichs und 
Sachſens Waffen auf der ganzen Linie. Tie Hauptentſcheidung erfolgte 
bei Nachod. Einen um A Uhr erfchienenen preußiihen Parlamentär 
wurde der angeſuchte Waffenftillftand abgefchlagen u. f. w.“ Erſt 
mehrere Tage fpäter, faſt plöglich ergibt fih bie Thatjache, daß bie 
Defterreiher in Yöhmen feit dem 26. Juni fortwährend und auf 
ber ganzen Linie gefchlagen und zurüdgemworfen worben. 

(Hannover). Der preuß. General Flies greift die Nachhut des 
hannover’fchen Heeres bei Langenfalza an, wird aber mit empfinb: 
lichem Verlufte zurüdgeichlagen. 

„„CGOldenburg). NAußerordentlihe Sitzung des Landtags. Die 
Regierung legt demſelben ein am 19.d.M. mit Preußen abgefchlof: 
fenes Bündniß vor. Dasjelbe wird dur eine v. 25. datirte Denk⸗ 
ihrift alfo motivirt: 

„ ...Als die k. preußiihe Regierung in Folge bes Beſchluſſes vom 
14. b. aus dem Bunde ausgetreten war unb bamit ber ferneren Thätigkeit 
ber Bundesverſammlung die Mitwirkung bes weitaus mächtigften rein beuts 
ſchen Staats, an deſſen nitiative nach den Erfahrungen ber Geſchichte alle 
großen Reformen zur Förderung deutſcher Intereſſen anfnüpfen, entzogen 
blieb, konnte der bisherige Bund als thatfächlich eriftirend nicht mehr betradhs 
tet werden, und wurde demnach ber großberzoglihe Bundestagsgejandte ans 
gewiefen, feine Zunctionen für erlofhen zu erflären. Mit biefer Erklärung 
durfte nicht länger zurüdgehalten werden, da bie Anerkennung bes Fortbeſtan⸗ 
bes des Bundes bie Nothwendigfeit ber Ausführung bes Bundesbeſchluſſes 
vom 14. db. zur unausbleiblichen Folge gehabt haben würde. Nach ber fomit 
eingetretenen das Großherzogihum politiſch ifolivenden Löfung des Bundes: 
verbältniffes mußte die großberzogliche Megierung in ber Herbeitührung einer 
aufrichtigen Verftändigung mit Preußen eine Lebensfrage erbliden. Es bes 
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barf bas ber beutlich genug redenden Lage gegenüber feiner weiteren Aus⸗ 
führung. Die k. preuß. Regierung ift bem Bebürfniß ber großh. Regierung 
bereitwillig entgegengefommen, indem fie durch ben f. Gejandten am großh. 
Hof, Prinzen von Yfenburg-Büdingen Durdlaudt, am 18. db. ein förmliches 
Bündniß gegen die fommenden Verwidlungen anbieten ließ. Sie machte da: 
bei die fofortige Mobilifirung des großh. Truppencorps und die Stellung 
besfelben unter ben Befehl Sr. Maj. bes Könige von Preußen, fowie bie 
Annahme der preußiihen Bundesreformvorichläge, welche bereits früher bem 
Stantsminifterium mitgetheilt waren, und Mitwirfung bei ber Berufung eines 
Parlaments zur Bedingung, und erflärte für ben Fall ber Zufage im Namen 
Str. Maj. des Könige die Gewährleiftung ber Souveränetät und Integrität 
bes Großherzogthums nad) Maßgabe der in Frankfurt übergebenen Grund: 
züge einer neuen Bunbesverfaffung übernehmen zu wollen. Vie großherzogl. 
Regierung hat die gewichtigen Vorfd-läge Preußens, beren entſcheidende Be: 
deutung für die Geftaltung ber politiihen Zukunft bes Großherzogthums auf 
ben erjten Blick ins Auge fpringt, der eingehenden und ernften Prüfung un: 
terzogen, welche ihnen zukommt, und bat nad gewiſſenhafteſter Erwägung 
die unerfchütterlicye Ueberzgeugung geminnen müfjen, daß ihre unbebingte 
Annahme durch das allgemein dbeutfhe Intereſſe wie durch das 
Lebensinterejje des eigenen Landes geboten werde. Sie hat dem⸗ 
nad) am 19. d. die abfchriftlich anliegende Note an den kgl. preußiſchen Ge: 
fandten erlaffen, und ift damit in das Bündniß mit Preußen unter ben ihr 
eftellten Bedingungen eingetreten, bie Zuftinmung bes Landtags, joweit bie: 
—* verfaſſungsmäßig erforderlich iſt, vorbehaltend. Die Mobilmachung des 
Truppencorps iſt bereits vorbereitet, und die Wahlen zum Parlament werden 
ausgeſchrieben werben, ſobald bie FE. preuß. Regierung ihrerſeits hiezu bie 
weitere Anregung geben wird. 

„Für bie allſeitige Würdigung dieſer Entſchließung möchten zunächſt fol⸗ 
gende Erwägungen ins Auge zu faſſen ſein. Nachdem der großh. Regierung 
durch die raſche Entwicklung der politiſchen Lage die fernere Beobachtung 
einer abwartenden Haltung ohne active Parteinahme zur Unmöglichkeit ges 
worden war, fand fie den Enſchluß, ben fie gefaßt hat, ſchon durch bie geo- 
graphifche Lage des Landes faſt unumgänglic vorgezeichnet. Sie hat nicht 
unterlafjen, dabei bie Frage fich vorzulegen, und nach allen Eeiten zu prüfen, 
ob fi nicht auch jetzt noch ein a: barbiete, dem Lande die Opier einer 
thätigen Betheiligung am Kriege zu eriparen, aber auf biefelbe Feine andere 
als eine verneinende Antwort zu finden vermodt. Vielleicht hätte die Auf: 
rechterhaltung eines Neutralitätsfyftems der nordweſtdeutſchen 
Staatengruppe fi wenigftend für bie erften Stadien des Kriegs mit 
Erfolg durchführen laffen, wenn im Rathe der Regierung von Hannover 
andere Entihließungen die Oberhand gewonnen hätten; aber bie Voraus: 
feßungen jener Möglichkeit find mit dem Entſchluß des Nachbarftaats fich 
Defterreich zuzumenden weggefallen, und jet ift diefelbe Durch die Fategoriiche 
Erklärung Preußens ſelbſt abgefchnitten. Ueber die Folgen, welche aus einer 
etwaigen Ablehnung bes Anſchluſſes an Preußen, oder gar aus einer Anleh- 
nung an die mit Oeſterreich verbündeten Staaten für das Großherzogthum 
unfehlbar und fofort hätten erwachlen müffen, bürfte nach feiner Seite hin 
ber mindefte Zweifel bleiben. Hätte die großh. Regierung ben preußifchen 
Borichlägen gegenüber gleih andern Regierungen eine feindfelige ober zwei: 
beutige Haltung einnehmen wollen, jo hätte bem Lande ſchwerlich das Schid: 
jal eripart werden fönnen, unter beffen Drud jebt bie Bevölferungen ber 
friegerifch occupirten Nachbarländer feufzen. Die Fürftenthümer Lübed und 
Birkenfeld Tiegen unmittelbar innerhalb bes Bereichs preußiicher Armeccorps, 
und würden die Gonfequenzen eines ſolchen Schritts der Regierung auf der 
Stelle zu empfinden gehabt haben, das Herzogthum felbit hätte nach der Oc⸗ 
cupation Hannovers einer militärifchen Beſetzung durch Preußen nicht minder 
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offen gelegen. Die Opfer, welche durch eine ſolche Richtung ber Regierungss 

ofitit dem Land auferlegt worden wären, würben ung eich ſchwerer auf bass 
elbe gedrückt haben, und bei ben damit nothwenbig verbundenen Störungen 
bes öffentlichen Rechtszuſtande ungleich bitterer empfunden worben fein, als 
bie Opfer, welche auch jetzt unvermeidlich find, aber nad freier Entſchließung 
einer guten Sache gebracht werben. Denn fo ſchwer jene Erwägungen ins 
—** fallen, fo ſind fie doch für bie Entſcheidung ber großh. Regierung 
nit die beffimmenbden geweien. Die großh. Regierung hält es viel: 
mebr nad) ihrer Anſicht von der allgemeinen Lage Deutſchlands für eine 
patriotifhe Pflicht fi in dem jett gegen bie norddeutſche Großmacht 
ausgebrochenen Bernichtungsfampf unbedingt und ohne Rüdhaltauf 
bie Seite Preußens zu ftellen. Nur von einem Siege Preußens in 
biefem Kampf vermag man nad) bem Zcugniß ber Geſchichte eine große und 
lückliche Zufunit Deutſchlands zu hoffen. Sie hat demnach in vollem Vewußt⸗ 
kin ihrer Verantwortung, aber mit eben fo voller Weberzeugung, daß fie bas 
bei im Intereſſe Deutſchlande, wie in demjenigen des eigenen Landes handle, 
den Bündnißvertrag mit Preußen abgefchlojfen und den daran gefnüpften Bes 
bingungen für bie fünftige Geftaltung ber deutichen Verfaſſung bereitwilligft 
zugeſtimmt. Wenn die Borjehung den Fahnen Preußens und jeiner Verbüns 
beten ben Sieg jchenkt, fo darf mit Zuverficht erwartet werden, daß bie beuticke 
Frage ihre Föhung auf Grundlagen finde, welde, indem jie durch einheitliche 
Aufammenfafjung ber politifchen Kräfte ber Nation die Machtſtellung Deutſch⸗ 
lands nach außen befeitigen und dem öffentlichen Leben des ganzen Bolfs in 
der Schöpfung einer parlanentarifchen Vertretung eine bauernde Garantie 
für lebendfräftige innere Entfaltung darbieten, zugleid die mit der Gejchichte 
Deutfchlands eng verwachſenen Beſonderheiten territorialer Entwicklung ſcho⸗ 
nen und ſo den Intereſſen und Wünichen der geſammten Nation wie der 
einzelnen Staaten übereinſtimmend gerecht werden. Für ein ſolches Ziel, 
wenn es mit Gottes Hülje erreicht werden ſollte, würden bie Opfer, welche 
die Gegenwart dem Land auferlegt, nicht vergeblich gebracht fein... .“ 


27. Suni. (Bundestag). Die Bundesverfammlung beichließt, bie Ver: 
waltung Kurheſſens Namens des Kurfürften dur einen Bundes: 
commiffär führen zu laffen und ferner, ven Oberbefehl über ſämmt⸗ 
liche zum 7. bis 10. Bundesarmeccorps gehörige Truppen, mit 
Ausnahme der k. fähjifhen, dem Prinzen Karl von Bayern in ber 
Weiſe zu übertragen, daß die oberfte Leitung ber Operationen ber 
bereinigten Armeen Oeſterreichs und des beutihen Bundes auf 
Grund des zwilchen dem kaiſerlichen Oberbefehlshaber und dem 
Feldmarſchall Prinzen Karl, k. Hoh., zu verabredenden gemeinichaft- 
lihen Plans von dem k. k. äjterreichifchen Obercommandanten Yeld- 
zeugmeifter v. Benedek auszugehen habe. Prinz Karl von Bayern 
übernimmt durch Armeebefehl das Obercommando auch über bas 
8. Bunbdesarmeecorps mit dem Beifügen: 

„Mit diefen Truppen und biefem Führer wird es mir nicht ſchwer fallen, 
jebe mir geftellte Aufgabe zu löfen, und dieß wird um fo leiter fein, ba 
unjer Ziel fein anderes ift, als der guten Sache zum Siege zu verhelfen.” 

28. „ Die Preußen unter dem Prinzen Friedrich Karl befegen unter 
heftigen aber vereinzelten Kämpfen Münchengrätz. Die Oeſterreicher 
unter Slam Gallas gehen nah Gitſchin zurüd. 

vn Armee des Kronprinzen von Preußen: bie Garden nehmen Trau⸗ 
tenau und Burgersborf gegen Gablenz. 
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28. Juni. Armee bes Kronprinzgen von Preußen: Steinmeb nimmt Stalit 
gegen ben Erzh. Leopold, der das erichöpfte Corps Rammings er- 
fest hat. 


„ n (Hannover). Der König capitulirt mit feiner von allen 
Seiten durch überlegene preuß. Streitfräfte eingefchloffenen Armee. 
Proclamation des Könige: 


Gapitulationsbebingungen: a) Se Maj. ber König von Hans 
noder und Se. f. Hoheit ber Kronprinz und beliebig auszuwählendes Ge⸗ 
folge nchmen ihren Aufenthalt nach freier Wahl außerhalb bes Künigreiche 
Hannover. Sr. Majeſtät Privatvermögen bleibt zu deſſen Verfiigung. 
b) Offiziere und Beamte der hannover’ihen Armee veripredhen auf Ehren: 
wort, gegen Preußen nicht zu dienen, behalten Waffen, Gepäck und Pferde, 
ſowie demnächſt Gehalt und Competenzen, und treten der preußilchen Admi⸗ 
niftration des Königreichs Hannover gegenüber in diejelben Rechte und An— 
fprüche, weldye ihnen bisher der Fal. hannover'ſchen Regierung gegenüber zus 
ftanden. e) Unteroffiziere und Gemeine im der kgl. hannover'ſchen Armee 
liefern Maffen, Pferde und Munition an die von St. Maj. bem Könige von 
Hannover zu beſtimmenden Offiziere und Beamten und begeben ſich in ben 
von Preußen zu beftimmenden Echelons mittels Eifenbahn in ihre Heimat 
mit dem Veriprechen, gegen Preußen nicht zu bienen. dd Waffen, Pferde 
und fonftiges Kriegsmaterial der bannover’ichen Armee werden von befagten 
Offizieren und Beamten an preußifche Contmifjäre übergeben.“ 


VBroclamation bes Königs: „Nachdem am geftrigen Tage, ben 
27. Juni, meine ruhmreiche Armee ein neues unverwelfliches Reis in ben 
Lorbeerkranz geflochten, welcher ihre Fahne ſchmückt, hat mir ber commanbi: 
rende General, Generallieutenant v. Arentsihildt, und mit ibm die jämmt: 
lihen Brigadiers auf ihre militiriihe Ehre und ihr Sewiffen erklärt, daß 
meine jümmtlihen Truppen wegen ber gehabten Anftrengungen unb wegen 
ber verfchoffenen Munition nit mehr kampffähig, ja daB bdiefelben wegen 
ber Erfhöpfung ihrer Kräfte nicht niehr im Stande feien, zu matſchiren. 
Zu gleicher Zeit haben ber Generallieutenant v. Arentsichildt und ſämmtliche 
Brigabiers mir erklärt, baß e8 unmöglich jei, Lebensmittel für die Truppen 
auf länger als einen Tag berbeizufchaffen. Di nun heute der commandirenbe 
Gen.-Lieut. v. Arentsichilbt ferner bie Anzeige gemacht hat, er habe fich über: 
zeugt, daß von allen Seiten ſehr bedeutende und meiner Armee bei Weitem 
überfegene Truppenmaffen heranrückten, jo habe ich in landesväterlicher Sorge 
für meine in der Armee die Waffen tragenden Yandesfinder es nicht verant: 
worten zu fünnen geglaubt, das Blut meiner treuen und tapferen Soldaten 
in einem Kampfe vergießen zu Taffen, ber nach ber auf Ehre und Gemifjen 
erklärten Weberzeugung meiner Generale im gegenwärtigen Augenblide ein 
völlig erfolglofer fein müßte. Ach babe deßhalb den General:Lieutenant 
v. Nrentsichildt beauftragt, eine militäriſche Capitulation abzujchließen, in: 
bem eine übermältigende Uebermacht fich gegenüber befindet. Schwere Tage 
hat die unerforfchliche Zulaffung Gottes wie über mich, mein Haus und 
mein Königreich, fo auch über meine Armee verhängt. Die Gerechtigfeit des 
Allmächtigen bleibt unfere Hoffnung, und mit Stolz kann jeder meiner 
Krieger auf die Tage des Unglüds zurüdbliden; benn um fo heller ſtrahlt 
in ihnen die Ehre und ber Ruhm ber hannover'ſchen Waffen. Ich babe 
mit meinem theueren Sohne, dem Kronprinzen, bis zum letzten Augenblid 
das 2008 meiner Armee getbeilt und werde ftetd bezeugen und nie vergelien, 
baß fie des Ruhmes ber Vergangenheit‘ fi aud in ber Gegenwart merth 
gezeigt hat. Die Zukunft befehle ich vol gläubiger Zuverfiht in bie Hand 
des Allmächtigen.“ 
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28. Juni. (Kurbeffen). General v. Werder wird vom König von 


29. 


„ 


”n 


Preußen zum Militärgouverneur von Kurheſſen, der Regierungs⸗ 
präfident v. Möller zu feinem Eivilcommiflär ernannt. Proclamation 
berfelben: x 

„... Indem wir unfere Functionen antreten, ertheilen wir bem kurheſ⸗ 
fifhen Volfe die Auficherung, daß die Landesverfaſſung beobad: 
tet und aufreht erhalten, und daß nad ben rechtmäßigen Lars 
besgejegen verwaltet werden joll, joweit nicht der Kriegszuftand Nuss 
nahmen nothwendig macht. Wir werden bie Sintereffen bes Lantes gemifs 
fenbaft wahrnehmen, die Laften, welche ber Kriegszuftand demſelben aufers 
legt, foweit wir vermögen, zu mildern und bie Wohlfahrt des Landes, 
foweit unfere Kraft reicht, zu fördern ſuchen. Wir rechnen in dieſen Beſtre⸗ 
bungen auf bereitwilligee Sntgegenfommen der Bevölkerung bes Kurſtaates. 
Wir beftätigen den Auftrag, welchen der Generalmajor v. Bayer dem gehei⸗ 
men Reyierungsrath Mittler, dem Oberfinanzrath Ledderhoſe und bem Ober⸗ 
gerichtsrath Etienne ertheilt hat: die laufenden Geſchäſte in den Minijterien 
bes Innern, der Finanzen und der Juſtiz nad der Landesverfajjung und 
ben Yandesgejeßen einjtweilen fortzuführen. Wir weifen die Vandescollegien 
und deren Mitglieder, fowie die übrigen Behörden, Beamten und Diener an, 
ben Verfügungen des unterzeichneten Abminiftrators bes Kurfürſtenthume 
und ben Anorbnungen ber vorgebadhten Minifterialveferenten Folge zu leilten, 
bie ihnen obliegenden Pflichten zu erfüllen und die Gefchäfte nach den Bes 
ftimmungen der Gefege fortzuführen.“ 

» (Bundestag) Die Bundesverſammlung bejchließt, nun body 
wieder nicht bloß Kurheſſen, fondern auch Defterreiher als Beſatzung 
nad Mainz zu legen. Noch am gleihen Tage rüden denn aud 
2 Bataillone Oeſterreicher in Mainz cin. 


» (Bayerifhe Armee) Auf die Nahridt von dem fiegreihen 
Treffen ber Hannoveraner bei Langenjalza läßt Prinz Karl feine 
Truppen nad) Norden vorgehen. 


„ Die Preußen unter dem Prinzen Friedrih Karl rüden gegen 
Gitſchin vor, um über tiefes auf Arnau der Armee des Kronprinzen 
die Hand zu reichen. Heftige Gefechte gegen Clam Gallas. Git: 
hin wird von den Preußen erftürmt.. Die Defterreicher find auf 
ber ganzen Linie im vollen Rüdzug gegen Königgrätz. 

» Armee bed Kronprinzen von Preußen: die Garben nehmen 
Königinhof. Alle drei Armeen der Preußen haben ihre Vereinigung 
beiwerfitelligt. 

» (Breußen). Die erften genaueren Nachrichten von den Siegen 
in Böhmen treffen in Berlin ein. Umſchlag der Stimmung. Als 
gemeiner Jubel. Der König und Graf Bismard! werben gefeiert. 

„» (Breußen). Der Fürft von Hohenzollern-Sigmaringen, Militär: 
Gouverneur. der Rheinproving und der Provinz Weftphalen, erläßt 
bon Düffelborf aus folgende Proclamation an die Naffauer: 

„Se. Majeftät der König von Preußen bat das Schwert gezogen, um 
Deutfchland vor bein Unglüde zu bewahren, aus ber Bahn einer glänzenden 
geiftigen und materiellen Entwidlung zurüdzufallen unter die entnervende Herr⸗ 
ſchaft dynaſtiſcher Intereſſen und einjeitiger Sonberbeftrebungen. Aber meines 
Königs hochherziger Sinn wollte bie zerſtörende Laft des Krieges nur dorthin 


Fe Dentfalen. 


28. uni. Armee bes Kronprinzen von Preußen: Steinmeb nimmt Skalitz 
gegen den Erzh. Leopold, der das erfchöpfte Corps Rammings er: 
fest Hat. 


„ n (Hannover). Der König capitulirt mit feiner von allen 
Seiten durch überlegene preuß. Streitträfte eingefchloffenen Armee. 
Proclamation des Königs: 


Gapitulationsbebingungen: a) Se. Maj. ber König von Han 
nover und Se. f. Hobeit der Kronprinz und beliebig auszumählenbes Ge: 
folge nehmen ihren Aufenthalt nach freier Wahl außerhalb des Königreichs 
Hannover. Sr. Majeſtät PBrivatvermögen Bleibt zu deſſen Werfüigung. 
b) Offiziere und Beamte der hannover’ihen Armee verſprechen auf Ehren: 
wort, gegen Preußen nicht zu dienen, behalten Waffen, Gepäd und Pferde, 
jowie demnächſt Gehalt und Competenzen, und treten ber preußiichen Admi⸗ 
niftration des Königreichs Hannover gegenüiber in bdiejelben Rechte und Ans 
Iprüche, welche ihnen bisher der Fal. haunover’fchen Negierung gegenüber zu« 
ftanden. ec) Unteroffiziere und Gemeine in ber kgl. hannover'ſchen Armee 
liefern Waffen, Pferde und Munition an die von Sr. Maj. bem Könige von 
Hannover zu beitimmenden Offiziere und Beamten und begeben fich in dem 
von Preußen zu beftimmenden Echelons mittels Eifenbahn in ihre Heimat 
mit dem Verſprechen, gegen Preupen nicht zu bienen. ds Waffen, Pierde 
und fonftiges Kriegsmaterial der bannover’ichen Armee werden von befagten 
Offizieren und Beamten an preußiſche Conimiſſäre übergeben.“ 


PBroclamation bes Königs: „Nachdem am geftrigen Tage, ben 
27. uni, meine ruhmreihe Armee ein neues unverwelfliches Reis in den 
Lorbeerkranz geflochten, welcher ihre Fahne ſchmückt, hat mir der commandi⸗ 
rende General, Generallieutenant v. Arentsichildt, und mit ihm die ſämmt⸗ 
lihen Brigadiers auf ihre militäriihe Ehre und ihr Gewiſſen erflärt, daß 
meine fümmtlihen Truppen wegen ber gehabten Anftrengungen und megen 
ber verfchoffenen Munition nit mehr kampffähig, ja daß biefelben wegen 
ber Erfhöpfung ihrer Kräfte nicht mehr im Stande feien, zu matſchiren. 
Zu gleicher Zeit haben der Generallieutenant v. Arentsihildt und ſämmtliche 
Brigabiers mir erflärt, daß e8 unmöglich jei, Lebensmittel für die Truppen 
auf länger als einen Tag herbeizufchaffen. Di nun heute der commandirende 
Gen.-Lieut. v. Arentsſchildt ferner bie Anzeige gemacht hat, er habe fich über: 
zeugt, daß von allen Seiten fchr bedeutende und meiner Arınee bei Weitem 
überlegene Truppenmaffen heranrückten, jo babe ich in Tandesväterlicher Sorge 
für meine in ber Armee die Maffen tragenden Yanbesfinber es nicht verant- 
worten zu fünnen geglaubt, das Blut meiner treuen und tapferen Soldaten 
in einem Kampfe vergießen zu laffen, ber nach ber auf Ehre und Gewiſſen 
erffärten Weberzeugung meiner Generale im gegenwärtigen Augenblide ein 
völlig erfolglofer fein müßte. Ich babe deßhalb ben Generalstieutenant 
v. Arentsichildt beauftragt, eine militärifche Capitulation abzujchließen, in: 
dem eine überwältigende Webermacht fich gegenüber befindet. Schwere Tage 
bat die unerforfchliche Zulaffung Gottes wie über mich, „mein Haus und 
mein Königreich, fo auch über meine Armee verhängt. Die Gerechtigfeit des 
Almäctigen bleibt unfere Hoffnung, und mit Stolz kann jeder meiner 
Krieger auf die Tage des Unglücks zurüdhliden; denn um fo heller ftraßlt 
in ihnen die Ehre und ber Ruhm ber hannover'ſchen Waffen. Ich babe 
mit meinem theueren Sohne, dem Kronprinzen, bis zum letzten Augenblid 
das 2008 meiner Armee getheilt und werbe ſtets bezeugen und nie vergeſſen, 
baß fie bes Ruhmes ber Vergangenheit‘ ſich auch in ber Gegenwart werth 
gezeigt hat. Die Zukunft befehle ich vol gläubiger Zuverficht in bie Hand 
des Allmächtigen.* 
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28. Juni, Kurheſſen). General v. Werder wirb vom König von 


„ 


” 


29. 


„ 


”n 


”„ 


Preußen zum Militärgouverneur von Kurhbefien, der Regierungs: 
präfident v. Möller zu feinem Civilcommiſſär ernannt. Proclamation 
berfelben: x 

„... Indem wir unfere Functionen antreten, ertheilen wir bem furbei- 
ſiſchen Volke die Auficherung, daß die Landesverfaſſung beobach— 
tet und aufrecht erhalten, und daß nach den rechtmäßigen Lan⸗ 
desgeſetzen verwaltet werden ſoll, ſoweit nicht ber Kriegszuſtand Nuss 
nahmen nothwendig macht. Wir werden bie Intereſſen des Landes gewifs 
fenbaft wahrnehmen, die Paften, welche ber Kriegszuftand bemfelken aufers 
legt, foweit wir vermögen, zu mildern und bie Wohlfahrt des Landes, 
joweit unfere Kraft reicht, zu fördern ſuchen. Wir rechnen in diefen Beſtre⸗ 
bungen auf bereitwilliges Entgegeukommen der Bevölkerung des Kurſtaates. 
Wir betätigen den Auftrag, welchen der Generalmajor v. Bayer bem gehei⸗ 
men NReyierungsrath Mittler, dem Oberfinanzrath Ledderhoſe und dem Ober⸗ 
gerichtsrath Etienne ertheilt bat: bie laufenden Geſchäfte in den Miniſterien 
bes Innern, der Finanzen und ber Juſtiz nad der Yandesverfajlung und 
ben Landesgeſetzen einjtweilen fortzuführen. Wir weiſen die Landescollegien 
und deren Mitglieder, ſowie bie übrigen Behörden, Beamten und Diener an, 
ben Verfügungen des unterzeichneten Abminiftrators des Kurfürſtenthume 
und den Anordnungen ber vorgebachten Minifterialreferenten Folge zu leiiten, 
bie ihnen obliegenden Pflichten zu erfüllen und bie Gefhäfte nach den Bes 
ftimmungen ber Gefete fortzuführen.* 

„ (Bundestag) Die Lundesverfammlung bejäließt, nun doch 
wieber nicht bloß Kurhefien, ſondern auch Defterreicher als Beſatzung 
nah Mainz zu legen. Noh am gleihen Tage rüden denn aud 
2 Bataillone Oefterreiher in Mainz cin. 


» (Bapyerifde Armee). Auf die Nachricht von dem fiegreichen 
Treffen ber Hannoveraner bei Pangentalza laßt Prinz Karl feine 
Truppen nad) Norden vorgehen. 


„ Die Preußen unter dem Prinzen Friedrih Karl rüden gegen 
Gitſchin vor, um über tiefes auf Arnau der Armee des Kronprinzen 
die Hand zu reihen. Heftige Gefechte gegen Clam Gallas. Git: 
hin wird von den Preußen erftürmt, Die Oefterreicher find auf 
der ganzen Linie im vollen Rüdzug gegen Königgräß. 

» Armee bed SKronprinzen von Preußen: die Oarben nehmen 
Königinhof. Alle drei Armeen der Preußen haben ihre Vereinigung 
bewerfftelligt. 

» (Breußen). Die erften genaueren Nachrichten von ben Siegen 
in Böhmen treffen in Berlin ein. Umfcdlag der Etimmung. Al: 
gemeiner Jubel. Der König und Graf Bismard! werben gefeiert. 

» (Preußen) Der Fürft von Hohenzollern-Sigmaringen, Militär: 
Gouverneur. der Rheinproving und der Provinz Weftphalen, erläßt 
bon Düffeldorf aus folgende Proclamation an bie Nafjauer: 

„Se. Majeftät der König von Preußen bat das Schwert gezogen, um 
Deutfchland vor dein Unglüde zu bewahren, aus ber Bahn einer glänzenden 
geiftigen und materiellen Entwidlung zurüdzufallen unter bie entnervende Hertz 
haft dynaſtiſcher Intereſſen und einjeitiger Sonberbeftrebungen. : Aber meines 
Königs hochherziger Sinn wollte bie zerſtörende Laft bes Krieges nur dorthin 
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28. Juni. Armee des Kronprinzen von Preußen: Steinmetz nimmt Skalitz 
gegen den Erzh. Leopold, der das erſchöpfte Corps Rammings er: 
jet bat. 


„» „» (Hannover). Der König capitulirt mit jeiner von allen 
Seiten durch überlegene preuß. Streitfräfte eingefchlojfenen Armee. 
Proclamation des Könige: 


Gapitulationsbedingungen: a) Se. Maj. ber König von Hans 
nover und Ge. k. Hoheit ber Kronprinz und beliebig auszumählendes Ge⸗ 
folge nehmen ihren Aufenthalt nach freier Wahl außerhalb des Königreichs 
Hannover. Str. Majeſtät Privatvermögen bleibt zu deſſen Verfügung. 
b) ) Offiziere und Beamte ber bannover’jchen Armee verfpredhen auf Chren⸗ 
wort, gegen Preußen nicht zu dienen, behalten Waffen, Gepäck und Pferde, 
ſowie demnächſt Schalt und Gompetenzen, und treten der preußifchen Admi— 
niltention des Königreihg Hannover gegenfiber in biejelben Rechte und Ans 
fprüche, welche ihnen bisher der Tal. hannover'ſchen Negierung gegenüber zu« 
ftanden. ce) Unteroffiziere und Gemeine in ber fol. hannover'ſchen Armee 
liefern Waffen, Pferde und Munition an die von Sr. Maj. dem Könige von 
Hannover zu beftimmenden Offiziere und Beanıten und begeben fich in dem 
von Preußen zu beſtimmenden Echelons mittels Eifenbahn in ibre Heimath 
mit dem Verſprechen, gegen Preußen nicht zu dienen. d) Waffen, Pjferde 
und fonftiges Kriegsmaterial der hannover'ſchen Armee werben von befagten 
Offizieren und Beamten an preußiſche Sontmifjäre übergeben.“ 


Broclamation bes Königs: „Nachdem am geitrigen Tage, den 
27. Juni, meine ruhmreihe Armee ein neues unverwelkliches Reis in den 
Lorbeerkranz geflochten, welcher ihre Fahne ſchmückt, hat mir ber commandi⸗ 
rende General, Senerallieutenant v. Arentsichildt, und mit ihm die jämmts 
lichen Brigabiers auf ihre militärifhe Ehre und ihr Gewiſſen erflärt, Daß 
meine ſämmtlichen Truppen wegen ber gehabten Anftrengungen und wegen 
der verichoffenen Munition nicht mehr kampffähig, ja daß dieſelben wegen 
der Erſchöpfung ihrer Kräfte nicht mehr im —* ſeien, zu matſchiren. 
Zu gleicher Zeit haben ber Geuerallieutenant v. Arentoſchildt und ſämmtliche 
Brigadiers mir erklärt, daß es unmöglich ſei, Lebensmittel für die Truppen 
auf länger als einen Tag herbeizuſchaffen. Di nun heute ber commandirende 
Gen.-Lieut. v. Arentsſchildt ferner die Anzeige gemacht bat, er habe jich übers 
zeugt, daß von allen Seiten fehr bebeulenbe und meiner Armee bei —— 
überlegene Truppenmaſſen heranrückten, jo babe ich in Tanbesuiiterlid her 0 
für meine in der Armce bie Waffen tragenden Landestinder mie ve antı 
worten zu können geglaubt, da8 Blut meiner treuen wi * 1 St 
in einem Kampfe vergießen zu laſſen, der nach ber auf | 
erklärten Weberzeugung meiner Generale im de en ge 
völlig erfolglofer fein müßte. Ich babe deßhalb bei ben & Fer 
v. Arentsſchildt beauftragt, eine militäriiche Gapitufallone 
bem eine überwältigende Uebermacht ſich gegenber 
hat bie unerforfchliche Zulafjung Goties wie über mi 
mein Königreich, fo auch über meine Armee Verhängt = 
Almäcdtigen bleibt unjere Hoffnung, und mit Gros 
Krieger auf die Tage des Unglüds zurücbliden ; denn 
in ihnen bie Ehre und ber Ruhm ber hannover ſche 
mit meinem theueren Sohne, dem ronprinen 
das Loos meiner Armee getheilt und werbe jtets_be 
daß fie bes Ruhmes ber Vergangenheit ji auch in 
gezeigt hat. Die Zukunft befehle ich voll aläubige 
bes Allmächtigen.” 























Denifglan). 135 


Obliegenheiten, die fie zu erfüllen fejt entſchloſſen ift, und biefelbe glaubt es 
ben im gemeinfamen Kampf für Deutichlande Recht und Freiheit zuſammen⸗ 
ftehenden Regierungen und Völkern gleichmäßig ſchuldig zu fein, die oberfte 
Bundesbehoͤrde in freier Thätigkeit zu erhalten, ba fie die Unauflöslichkeit des 
Nationalbandes und bie Zufammengebörigkeit aller deutichen Känder in gejeßs 
licher Form vertritt. Sie bat daher beichloifen, ihren Sit proviſoriſch nad 
Augsburg zu verlegen, und bas beim bentihen Bund beglaubigte diploma: 
tiſche Korps einzuladen, ihr zu folgen. Indem fie Frankfurt zeitweilig vers 
läßt, ſpricht fie ihre lebhafte Anerkennung der vaterlandstreuen Gefinnungen 
aus, welche biefe freie Stadt durch manchen Wechiel der beutichen Geſchicke 
unverändert bethätigt bat. Diele Gejinnungen wird „Frankfurt bei feinem 
vegen Gefühl für Deutfchlands Größe und Freiheit auch ferner bewahren. 
Die in diefer Verfammlung vertretenen bundestreuen Regierungen werben 
feft und ungebeugt zur Sache des Baterlands und des Rechts gegen Sonder⸗ 
bund und Vergewaltigung jtehen, und die Bundesverfammlung barf baher im 
Vertrauen auf ben enblichen Sieg ber guten Sache bie Hoffnung ausſprechen, 
daß in den Mauern bieier an Erinnerungen beutiher Größe reihen Stabt 
fih die Vertreter der Fürſten und Völker zuſammenfinden werden, um Deutſch⸗ 
lands Macht und Freiheit dauernd zu begründen.“ 

Auf den Antrag des Geſandten von Frankfurt wird zugleich be⸗ 
ſchloſſen, die angefangenen Befeſtigungsarbeiten vor der Stadt ein⸗ 


zuſtellen. 


11. Juli. (Heſſen-Darmſtadt). Der Großherzog erläßt eine Verfügung 


für den Fall einer feindlichen Occupation ſeines Landes. 


12/13. Juli. Eine von Frankreich zwiſchen Preußen und Oeſterreich ver: 


12. 


— 
— 


mittelte breitägige Waffenruhe kommt nicht zu Stande. Bebingun: 
gen Preußens. Gegenvorſchlag Oeſterreichs. Ablehnung Preußens. 

Die in der preußiſchen Antwort angeführten Hauptgründe für die Ableh> 
nung dieſer Gegenvorfchläge find: daß der Öfterreihiihen Sübarmee die Bes 
fugniß verblieben fein würde, ihre Bewegungen fortzufeßen, unb baß bie 
Einwilligung in die Beſetzung ber Thayalinie bis Lundenburg durch bie 
preußiſchen ruppen verweigert wurde. 


» Die Preußen rücken in Brünn ein. 
„ Die legten öfterr. Feldtruppen treten ben Rückmarſch nad) Norben 


auf der Triefterbahn über Nabrefina an. 


„ Eine Anzahl einflußreiher Männer Norddeutſchlands, aus Hanno- 


ver, Braunfchweig, Oldenburg, Medlenburg und Kurheſſen treten in 
Hannover zufammen und bejchließen, eine Erklärung und Anſprache 
an bie Deutjhen im Süben im Sinne ber Beftrebungen bes Na⸗ 
tionalvereing, die 137 Unterſchriften erhält. 

„ Bürttemberg) Die preußenfreundlide Partei unterliegt 
in einer von ihr einberufenen Verfammlung in Stuttgart, zu ber 
fi) gegen 2000 Männer aller Parteien einfinden, indem von ben 
von ihr vorgefchlagenen Rejolutionen nur biejenigen gegen bie bon 
Defterreich angerufene Einmiſchung Frankreichs und gegen die Bil: 
bung eines neuen Rheinbundes einjtimmig angenommen werben, eine 
britte dagegen, 

„dieſen vorhandenen Gefahren gegenüber ift eine Verftänbigung mit Preußen 
über fofortige Einftellung der Feindjeligfeiten, fowie bie Berufung bes Pars 
Yaments zu Feftftellung der beutfchen Verfaffung dringend geboten ,* 
fallen gelaffen werben muß. 
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28. Juni. Armee des Kronprinzen von Preußen: Steinmetz nimmt Skalitz 
gegen ben Erzh. Leopold, der das erſchöpfte Corps Rammings er: 
jet bat. 


„» n (Hannover). Der König capitulirt mit feiner von allen 
Seiten durch überlegene preuß. Streitfräfte eingeſchloſſenen Armee. 
Proclamation des Königs: 


Gapitulationsbebingungen: a) Se. Maj. ber König von Han 
nover und Ge. k. Hoheit ber Kronprinz und beliebig auszuwählendes Ges 
folge nehmen ihren Aufenthalt nach freier Wahl außerhalb des Königreichs 
Hannover. Sr. Majeſtät Privatvermögen Bleibt zu deifen Verfügung. 
b) Offiziere und Beamte ber bannover’schen Armee verfprechen auf Ehren: 
wort, gegen Preußen nicht zu dienen, behalten Waffen, Gepäd und Pferde, 
jowie demnächſt Gehalt und Competenzen, und treten ber preußifchen Admi⸗ 
niftration des Königreichs Hannover gegenüber in biefelben Rechte und An— 
fprüche, weldye ihnen bisher ber Tal. hannover'ſchen Regierung gegenüber zus 
ftanden. e) Unteroffiziere und Gemeine in der fol. hannover'ſchen Armee 
liefern Waffen, Pferde und Munition an bie von St. Maj. dem Könige von 
Hannover zu beſtimmenden Offiziere und Beamten und begeben fich in den 
von Preußen zu beftimmenden Echelons mittels Eifenbahn in ihre Heimath 
mit dem Verſprechen, gegen Preußen nicht zu bienen. dd Waffen, NRierbe 
und fonftiges Kriegsmaterial ber hannover'ſchen Armee werben von befagten 
Offizieren und Beamten an preußifche Commiſſäre übergeben.“ 


Broclamation des Königs: „Nahdem am getrigen Tage, ben 
27. uni, meine ruhmreiche Armee ein neues unverwelfliches Reis in den 
Lorbeerfranz geflodhten, welcher ihre Fahne ſchmückt, hat mir ber commandi⸗ 
rende General, Generallieutenant v. Arentsichildt, und mit ihm die jämmt: 
lihen Brigadiers auf ihre militäriſche Ehre und ihr Sewiffen erklärt, baß 
meine ſämmtlichen Truppen wegen ber gehabten Anftrengungen und megen 
der verjchoffenen Munition nit mehr kampffähig, ja daB biefelben wegen 
ber Erfhöpfung ihrer Kräfte nicht mehr im Stande feien, zu matſchiren. 
Zu gleicher Zeit haben ber Generallieutenant v. Arentsichildt und fämmtliche 
Brigabiers mir erklärt, daß es unmöglich fei, Lebensmittel für die Truppen 
auf länger als einen Tag berbeizufchaffen. Di nun heute der commandirende 
Gen.-Lient. v. Arentsichildt ferner bie Anzeige gemacht hat, er habe fich über: 
zeugt, daß von allen Seiten fchr bedeutende und meiner Arınee bei Weitem 
überfegene Truppenmaffen heranrückten, jo babe ich in Tandesväterlicher Sorge 
für meine in der Armee die Maffen tragenden Landeskinder es nicht verant- 
worten zu können geglaubt, das Blut meiner treuen und tapferen Soldaten 
in cinem Kampfe vergießen zu laffen, ber nach der auf Ehre und Gewifjen 
erklärten Weberzeugung meiner Generale im gegenwärtigen Augenblide ein 
völlig erfolglofer fein müßte. Ich babe deßhalb den GeneralsLieutenant 
v. Arentsichildt beauftragt, eine militärifche Capitulation abzujchließen, in: 
bem eine übermältigenbe Uebermacht fich gegenüber befindet. Schwere Tage 
bat die unerforſchliche Zulaſſung Gottes wie über mich, „mein Haus und 
mein Königreich, fo auch über meine Armee verhängt. Die Gerechtigfeit des 
Almächtigen bleibt unfere Hoffnung, und mit Stolz kann jeber meiner 
Krieger auf die Tage bes Unglüds zurüdbliden; benn um fo heller ſtrahlt 
in ihnen die Ehre und ber Ruhm ber bannover’fhen Waffen. Ich babe 
mit meinem theueren Sohne, bem Kronprinzen, bis zum lebten Augenblid 
das 2008 meiner Armee getheilt und werde ſtets bezeugen und nie vergefien, 
baß fie des Ruhmes ber Vergangenheit fih auch in ber Gegenwart werth 
gezeigt hat. Die Zukunft befehle ich vol gläubiger Zuverficht in bie Hand 
des Allmächtigen.“ 
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28. Juni. KKurheſſen). General v. Werber wird vom König von 
Preußen zum Militärgouverneur von Kurheſſen, der Regierungs⸗ 
präfident v. Möller zu feinem Civilcommiflär ernannt. Proclamation 
berfelben: * 

„... Indem wir unſere Functionen antreten, ertheilen wir dem kurheſ⸗ 
ſiſchen Volke die Zuſicherung, daß die Landesverfaſſung beobach— 
tet und aufrecht erhalten, und daß nach den rechtmäßigen Lan⸗ 
deogeſetzen verwaltet werben ſoll, joweit nicht ber Kriegszuſtand Nuss 
nahmen nothwenbig macht. Mir werben bie Intereſſen des Landes gewils 
ſenhaft wahrnehmen, die Paften, welche der Kriegszuftand demſelben aufers 
legt, foweit wir vermögen, zu mildern und die Wohlfahrt des Yandes, 
foweit unfere Kraft reicht, zu fördern fuhen. Wir rechnen in biejen Beſtre⸗ 
bungen auf bereitwilliges Entgegenkommen ber Bevölkerung bes Kurſtaates. 
Wir beftätigen den Auftrag, welchen ber Generalmajor v. Bayer dem gehei— 
men Reyierungsrath Mittler, dem Oberfinanzrath Ledderhoſe und dem Obers 
gerichtsrath Grienne ertheilt bat: die laufenden Geſchäfte in den Miniſterien 
be8 Innern, ber Finanzen und der Juſtiz mach der Yandesverfajjung und 
ben Landesgeſetzen einjimweilen fortzuführen. Wir weifen die Landescollegien 
und deren Mitglieder, ſowie die übrigen Behörden, Beamten und Diener an, 
ben Verfügungen des unterzeichneten Abminiitrators des Kurfürſtenthume 
und ben Anordnungen ber vorgebachten Minifterialreferenten Folge zu leiſten, 
bie ihnen obliegenden Pflichten zu erfüllen und bie Geſchäfte nach den Bes 
ſtimmungen ber Geſetze fortzuführen.“ 

„» » (Bundestag). Die Bundesverſammlung beſchließt, nun doch 
wieder nicht bloß Kurheflen, jondern auch Dejterreiher als Beſatzung 
nah Mainz zu legen. Noch am gleihen Tage rüden benn aud) 
2 Bataillone Oeſterreicher in Mainz ein. 


» nn (Bayerifdhe Armee). Auf die Nachricht von dem fiegreichen 
Treffen der Hannoveraner bei Langenialza läßt Prinz Karl jeine 
Truppen nad) Norden vorgehen. 


29. „ Die Preußen unter dem Prinzen Friedrich Karl rüden gegen 
Sitihin vor, um über tiefes auf Arnau der Armee des Kronprinzen 
die Hand zu reihen. Heftige Gefechte gegen Clam Gallas. Git: 
{hin wird von den Preußen erftürmt, Die Defterreiher find auf 
der ganzen Linie im vollen Rüdzug gegen Königgrätz. 

„» n Armee des Kronprinzen von Preußen: bie Garden nehmen 
Königinhof. Alle drei Armeen der Preußen haben ihre Vereinigung 
bewerfitelligt. 

„» nn (Preußen) Die erften genaueren Nachrichten von den Giegen 
in Böhmen treffen in Berlin ein. Umſchlag der Etimmung. Al: 
gemeiner Jubel. Der König und Graf Bismard! werben gefeiert. 

» n (Preußen). Der Fürft von Hohenzollern-Sigmaringen, Militär: 
Gouverneur. der Rheinproving und der Provinz Weftphalen, erläßt 
von Düffeldorf aus folgende Proclamation an bie Naffauer: 

„Se. Majeſtät der König von Preußen bat das Schwert gezogen, um 
Deutfchland vor dem Unglüde zu bewahren, aus ber Bahn einer glänzenden 
geiftigen und materiellen Entwidlung zurüdzufallen unter die entnervende Herr: 


ſchaft dynaſtiſcher Intereſſen und einjeitiger Sonberbeftrebungen. Üe wein‘ 
Königs hochherziger Sinn wollte die gertörenne Roi ed Kragd wm TUN 
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„ben Beſchluß des deutſchen Bundestages vom 14. Juni d. J. über bie 
Mobilmachung deutſcher Bundescontingente, welcher für bie dießſeitige Regie: 
rung als unverbindlich erachtet werden muß, ihrerſeits nicht zur Ausführung 
zu bringen, dagegen im Verein mit Preußen auf die Berufung eines deut⸗ 
ſchen Parlaments Hinzuwirfen.“ 


20. Zuni. (Heffen:Darmftabt). II Kammer: Das Finanzgefeb wird 


21. 


" 


⸗ 


auf 3 Monate prorogirt und der Militärcredit ohne eingehende 
Discuſſion nach dem Antrage der Commiſſion einſtimmig bewilligt. 
Vertagung des Landtags. 


(Hannover). Der König bricht mit feiner Armee von Göt— 
fingen auf, um über Langenjalza den Weg nad Gotha einzufchla= 
gen und fi wo möglid mit den Bayern zu vereinigen. Procla: 


mation bes Königs: 

„An Meine Hannoveraner! An ber Spike Meines Heeres, welches fich 
auf Meinen Ruf und freiwillig in Fürzefter Frift um feine en gefanmelt 
bat, welches fchlagfertig und von opferjreubigem-Muthe bejeelt ift, verlaffe 
ich den beimifchen Boden. Ich thue bas, um bie Sache des angegriffenen 
Nechts zu vertheidigen, um im Berein mit treuen Bundesgenoffen, unter dem 
Beiſtande des Allmächtigen für die heiligften Güter des Vaterlandes mit um 
fo größerem Nachdrucke zu kämpfen. Die Sache ber Gerechtigkeit ift Gottes 
Sache; fein Segen wird ihr nicht fehlen. Wie vor länger als einen halben 
Jahrhunderte die unvergeplichen Männer der engliſch-deutſchen Legion aus: 
zogen, um für die Sache des von Feinden beſetzten Baterlandes in fernen 
Ländern zu fümpfen und dann glorreich wieder einzogen und mit ewig ruhm⸗ 
würdigen Thaten ihre Heimath wieder gewannen, jo werden auch wir — 
das ift Meine fefte freudige Zuverfiht — als würbige Söhne jener Väter, 
den vaterländijchen Boden fiegreich wieber betreten, Mit dieſer Hoffnung 
ziehe ch getroften Muthes mit Meinem theuern Sohne, bem Kronprinzen, 
und mit Deiner braven Armee aus. Cure Gebete und Segenswünſche, 
Hannoveraner, werden Mich begleiten, jo Gott ber Allmächtige will, auf bal: 
diges froheres Wiederſehn.“ 


CKurheſſen). Rundſchreiben des Gen. dv. Bayer an alle Be⸗ 


hörden bed Landes: 

„Im Berfolg ber von mir heute erlaffenen Proclamation fee ich Die 
fümmtlihen Behörden Kurheſſens bierdurd in Kennutniß, daß ich mit ber 
verfafjungsmäßigen Fortführung ber laufenden Geihäfte in der Verwaltung 
ber Zuftiz: den Hrn. Obergerichtsrath Etienne, des Innern: den Hrn. gehei: 
men Regierungsrath Mittler, der Finanzen: den Hrn. Oberfinanzrath Ledder⸗ 
hofe beauftragt habe. Ich ertbeile Hierdurch ſämmtlichen Beamten und Die- 
nern einfchlieplich ber Gemeinbebebörben ben gemefjenen Befehl, meinen 
Verfügungen, ben Verfügungen eines von mir etwa zu ernennenben Stell: 
vertreters, fowie ben Anorbnnungen ber vorhezeichneten Staatsbeamten fo ges 
wiß unmeigerliche Folge zu leiiten, als ich einer jeden Nenitenz mit militä- 
riſchen Zwangsmaßregeln auf das Entichiedenfte entgegeritreten werde. Die 
fämmtlihen Unterbehörben werben angewiejen, die Anzeige von bem Empfange 
biefes ihnen hiermit unmittelbar zugehenden Erlafles fofort an bie betreffen: 
ben Oberbebörben zu erjtatten. Die Lebteren haben biefe und bie eigenen 
Empfangsanzeigen ungefäumt an bie ihnen vorſtehenden Departements einzu= 
reichen, auch einen jeben etwaigen Weigerungsfall alsbald einzuberichten.” 


» (Sadfen: Meiningen). Meiningen wird von Preußen bejebt. 
Der alte Herzog, ber entſchieden zu Oeſterreich Hält, verläßt das Land. 


„ (Medlenburg) mobilifirt feine Truppen, 
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21. Juni. Conferenz von Vertretern der drei freien Stäbte und Oldenburgs 
in Hamburg bezüglih ber Forderung Preußens bezüglid eines 
Bündniffes. " 


»„ Bundestag). Oldenburg und Lippe-Detmolb erflären ihren 


" Austritt aus dem Bunde. 

„ » Bayern). Il. Kammer: Der Abg. Völk will die politifche 
Lage nochmals zur Eprade bringen. Die Majorität und die Ne 
gierung gehen nicht darauf ein. Vertagung des Landtags. 

„ no (Baden) Dertagung ded Landtags. Staatsminiſter Lamey 
fpricht fi dabei in der II. Kammer fehr entſchieden gegen Preußen 
als den Urheber des unjeligen VBürgerfrieges aus. 

„» n» Bayerifhde Armee) Hauptquartier in Bamberg. Prinz 


Karl wendet feine Truppen in ber Richtung nach Fulda, um dort 
dem rechten Flügel des 8. Bundesarmeecorps und ben von Norden 
ber erwarteten Hannoveranern die Hand zu reichen. 
22. „ (Preußen). Graf Bismard erklärt in einer Gircularbepefche 
an bie Vertreter Preußens im Ausland das Refultat der Abftimmung 
der Bundesverfammlung vom 14. d. M. geradezu für gefällt: 
„Im Augenblid, wo die Soniequenzen bes unglüdjeligen Botums vom 
14. Juni eintreten, glaube ich auf dieſe Sitzung zurüdtommen und Shre 
Aufmerffamkeit auf eine Thatfache hinlenken zu müſſen, bie beffer als alles 
beweist, wie ſehr die Yumdesinftitutionen ausgeartet waren. Unter ben 
Stimmen, welche fih zu Gunften der von Oeſterreich vorgefchlagenen Mobis 
lifation ausgeiprochen haben, befand fi auch bie der 16. Kurie, welde aus 
ſechs Fleinen Staaten beftebt. Unter benfelben hatten drei, nämlich Lippe, 
Malded und Reuß- Schleiz, dem Hepräfentanten ter Kurie vorgeichrieben, 
gegen ben Antrag zu votiren. Der vierte, Schaumburg=fippe, hat fih nad) 
einer ofjiciellen Mittheilung bes Fürften ber Abftimmung enthalten. Es war 
aljo nur das 6000 Einwohner zählende Liechtenftein, welches feine Inſtruc⸗ 
tionen zu Gunſten Defterreiche abgegeben, und Neuß:Greiz, deſſen Abſtim⸗ 
nung noch nicht verificirt worden ijt; in jedem Fall aber war die Majorität 
ber Kurie für die Verweriung bes öjterr. Antrags. Ungeachtet biefer Evidenz 
wurde das Votum der Kurie zu Gunſien biefes Antrags burch das Organ 
bes £rn. v. Strauß, Abgelandten bes Fürſten von Lippe und in bem Augens 
blick Vertreter der Kurie, abgegeben. Dieſes Botum ift alfo ein offenfundiges 
Falſum, und diefes Zalfum war fir den Bundesbeihluß vom 14. Juni ent⸗ 
icheidend. Wenn dieß nicht fiattgeiunden, fo wäre der Bundestag in zwei 
leiche Lager getheilt geweien, acht Stimmen gegen acht, ba von denen, welche 
Kir Deiterreich ftimmten, no das Votum hätte abgezogen werben müllen, 
welches Braunjhweig und Nafjau gemeinfchaftli abgegeben haben, inbem bie 
eine gegen bie andere, Braunfchweig bagegen unb Fatlau dafür flimmten. 
Die Thatfache, welche ich Ahnen bezeichne, geftattet Ihnen die Regierung... 
über die Mittel aufzullären, welche angewandt wurben, um ben Beſchluß bes 
Bundestags über einen an und für ſich ungeleglihen Antrag zu fäljchen. Die 
Thatfachen werben bazu beitragen, ben Verfall zu erklären, in welden jeit 
langer Zeit bie Bundesinftitutionen durch Parteigeift, Intriguen und Beſtech⸗ 
lichfeit gerathen find; fie werden nur zu fehr die Mißachtung rechtfertigen, 
inwelde das höchſte Organ ber deutſchen Gemeinſchaft gerathen ift.“ 
vr» (Hannover) Die Preußen unter Gen. Vogel v. Falkenſtein 
rüden in Göttingen ein und ben Kanneorranern ni, Be Ip 
IS 
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noveraner find über Mühlhauſen bis Groß-Geltern vorgerückt. Un: 
‚ terhandlungen mit Preußen: Abſchluß eines Waffenſtillſtandes bis 
zum 25. Juni Morgens. 

22. Juni. (Kurheffen). Der preuß. Gefandte Gen. v. Röder macht 
dem Kurfürften von Heflen neue Anträge behufs einer Berftänbi- 
gung; ber Kurfürft lehnt diefelben auch jeßt noch entſchieden ab. 

„ » (Preußen). Die beiden preußiihen Armeen unter bem Prin: 
zen Friedrih Karl und unter dem Kronprinzen beginnen ihren 
Marſch gegen Defterreih und überjchreiten die böhmifche Gränze. 
„ (Bundestag) beichließt, bie Furhefiiihen Truppen dem Ober: 
befehlshaber des 8. Bundesarmeecorps zu unterjtellen, „un im 
Berein mit dieſem zur Befreiung ihres Kriegsherrn und Lanbes 
mitzuwirken.” 

n„ »n (8 Bunbdes:Armee:Corp8). Die Württemberger rüden in 
Gießen ein. 

23. „ (Breußen). Die offiziöfe Nordd. Allg. Zig. erklärt ſich ent: 
ſchieden für die Mainlinie: 

„Es drängt fi) die Ueberzeugung auf, baß bei der eingewurzelien Antis 
pathie der Süddeutſchen gegen uns Norbbeutihe die Einheit des ge—⸗ 
fammten Deutfhlands ein Phantom ift und bleiben wird, vielmehr 
die Trennung in Nord und Süd durch die Mainlinie bie für 
en ann einzig mögliche und erfolgreiche politifhe Combination fein 

rfte. 

„ » CKurheſſen). Der Kurfürſt wird von ben Preußen nad 
Stettin abgeführt. Proclamation besfelben: 

„An Mein getreues Volt! Am Begriff, in bie über Mich verhängte 
Kriegsgefangenſchaft ins Ausland abgeführt zu werben, ift es Meinem landes: 
väterlichen Herzen Bedürfniß, Meinen treuen Untertbanen noch dieſen Scheide: 

' gruß zuzurufen. Möge ber allmächtige Gott Mein Volk in Seinen väter: 
lihen Schuß nehmen und bie gegenwärtige, über basfelbe, ſowie über ‘Mich 
felbft und Mein Haus verhängte Trübfal Mir und Meinem Volk zur Läu: 
terung und zum Frieden dienen laffen. Zugleich richte Ich, indem Ich jet 
das Land Meiner Väter zu verlaffen genöthigt werbe, an alle, in ben ber: 
malen occupirten Landestheilen beftellten Beamten und Tiener bie Aufforde: 
rung, bie ihren bisherigen Amtsverbältnifien entiprechenden Yunctionen, auf 
Grund ihres beftehenben Dienfteibes und vorbehaltlich der Mir zu bewahren: 
ben Untertbanentreue fortzuführen, als wodurch unter allen Umftänden be m 
wahren Landesrecht am beten entſprochen und gleichzeitig allen etwaigen Ge: 
zillengbebrängnifien vorgebeugt wird. Gott ſchenke Uns balb mwieber beifere 

ge. 


nn (GSadhfen- Altenburg). Der Herzog rechtfertigt durch eine 
Proclamation feinen, Beitritt zu ben preußiihen Bundesvorſchlägen 
damit, baß er, da „bie alte Bundesverfaſſung zerbrochen barnieber: 
Tiegt”, getreu feinem „Wahlſpruch: Fein mächtiges blühendes Deutſch⸗ 
land ohne ein mächtiges, hervorragendes Preußen als den entfchlof- 
jenen tapfern Vorkämpfer für die deutſchen Intereſſen im Norden“, 
„Leinen Augenblid habe zweifeln können”, fi) „frei unter biejenige 
Fahne zu ftellen, von ber er bie naturgemäße Verjüngung ber Ver⸗ 
Taflung des deutſchen Vaterlandes erhoffe.“ 
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23. Juni. (Bundestag). Die deutſche Fahne wirb auf dem Bundespalais 
aufgezogen; die Truppen des 8. Bundesarmeecorps legen die deutſche 
Armbinde an. 


24. „ Schlucht von Cuſtozza. Sieg ber Oeſterreicher unter dem Erzh. 
Albrecht über die Italiener. 

„„ Die Preußen unter dem Prinzen Friedrich Karl beſetzen Reichen: 
berg ohne Widerftanb. 

„» nn (Bayerifge Armee). Hauptquartier in Bamberg: auf bie 
Nachricht, daß bie Hannoveraner nicht gegen Fulda, fondern gegen 
Langenjalza zu marfdiren, wird ber Marſch der bayer. Truppen 
gegen Fulda zu wieder eingeftellt. 

24/25. Juni. (Hannover) Die hannover'ſche Armee verfucht umfonft 
bie Linie zwiſchen Eiſenach und Gotha zu durchbrechen. Reſultat⸗ 
loſe Sendung des Archivraths Onno Klopp ins bayeriſche Haupt⸗ 
quartier. 

25. „ (Preußen) Der Magiſtrat von Berlin beſchließt eine Adreſſe 
an den König und fordert die Stadtverordnetenverſammlung auf, 
derſelben beizutreten: 

„Tie Welt wird erfahren, daß Preußens Schwert, einmal entblößt, nicht 
in bie Echeide zurückkehrt, bis wir bie legten Ziele erreicht haben dieſes 
Kanıpfes auf Leben und Tod, zu welchem uns Oeſterreich fordert; bis bies 
jenigen zu Boden geworfen find, die das Recht und die Macht bes nationas 


len Gedankens anzuerkennen beharrlidy jidy weigern. Bis dahin dem koͤnigl. 
Führer in altbewährter Opferfreudigkeit zu folgen, werden Ew. Maj. Ihr 
Volk entſchloſſen finden.“ 

Die Stadtverordnetenverſammlung will der Adreſſe nur unter 
der Bedingung beitreten, wenn auch der Ueberzeugung Ausdruck ge⸗ 
geben werde, 

„daß der fortdauernde innere Conflict durch Wiederherſtellung und Wah—⸗ 
rung der Rechte des Volkes und deſſen Vertretung baldigſt ausgeglichen wer⸗ 
den müſſe, und der nationale Gedanke durch den gegenwärtigen Krieg nur 

dann vollſtändig verwirklicht werden könne, wenn ber öffentliche Rechtszuſtand 

in Preußen auf verfaſſungsmäßiger Grundlage unangefochten daſtehe.“ 

(Sadjen). Gen. v. d. Mülbe wird zum preußiſchen Militär⸗ 

gouverneur, Landrath v. Wurmb zu ſeinem Civilcommiſſär ernannt. 
Der erſtere verhängt den Kriegszuſtand über das ganze Königreich. 
„ (Bundestag). Anhalt, Schwarzburg-Sondershauſen und 
Waldeck erklären ihren Austritt aus dem Bunde. 

„„BGBahyeriſche Armee) Prinz Karl verlegt ſein Hauptquartier 
nah Schweinfurt und ftelt feine Truppen bis zum 28. Juni am 
obern Lauf der fränfilhen Saale auf. 

26. „ Die Preußen unter dem Prinzen Friedrich Karl rüden bis Lies 
benau vor. Artilleriefampf. Die Oefterreiher unter Clam⸗Gallas 
gehen theils auf Turnau, theils über Podol auf Münchengrätz zurüd. 
Die Preußen befegen auch Turnau und nad einigem Widerſtand 
auch Pobol mit ber Eifenbahnbrüde über vie er te vun are. 


" ” 
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17. Juli. (Frankfurt). Die Preußen beſetzen die Hauptwache, und con⸗ 
ſigniren die Frankfurter Garniſon in ihre Caſerne, wo ſie aufgelöst 
wird. Dem zu einer Sitzung verſammelten Senat wird feine Auf: 
löſung angefündigt und die Senatoren v. Bernus und Spelb ver: 
haftet. ine Proclamation des Gen. Vogel v. Falkenſtein verkün— 
bet, daß er die Regierungsgewalt über die Stabt Frankfurt, das 
Herzogthum Naflau und die occupirten Theile von Heſſen-Darmſtadt 
und Bayern übernommen habe. Das „Frankf. Kournal“ wirb zum 
offic. Organ der preuß. Militärbehörde erklärt, bie (demokratiſche) 
„Reue Frankf. Zeitung” und die (confervative) „Frankf. Poſtzeitung“ 
werben unterbrüdt. 

18. „ Die offic. preuß. Prov.:Corr.” ſagt über den bisherigen Gang der 
Friedensunterhandlungen: 

„Sie Verhandlungen zwiſchen Frankreich und Preußen haben einen Ber: 
lauf genommen, welcher durchaus nicht den Erwartungen Oeſterreichs, wohl 
aber beim zuverfichtlichen Vertrauen entipricht, welches die preußifche Regie: 
rung in den veblichen, ehrenhaften Milfen bes Kaiſers Napoleon geſetzt hat. 
Die franzöjifche Regierung hatte der von Preußen Fundgegebenen Abjicht, auf 
einen Waffenſullſtand nicht eher einzugehen, als bis gemeinjame Grundlagen 
für ernfte Friedens verhandlungen gewonnen jeien, al8bald zugeftimmt. Ber: 
geblich bemühte fich Oeſterreich, burch Frankreichs Einmifhung einen ſoforti⸗ 
gen Waffenſtillſtand zu ertrogen; bie von Wien aus verbreitete Nachricht, daß 
Frankreich mit einer „bewafjneten Einmiſchung“ gegen Preußen wie gegen 
Stalien drohe, erwies ſich ſehr bald als ein vergeblicher Wunſch Deiterreiche. 
Kaiſer Napoleon jekte fi duch ein eigenhändiges Schreiben init unſerem 
Könige in Verbindung, welcher unmittelbar darauf den Gefandten, Prinzen 
Reuß, nad Paris entjandte, um eine fgl. Erwiderung auf das Schreiben 
bes Kaifers und zugleich die Vorfchläge Preußens in Betreff der Grundlagen 
von Friedensunterhandlungen zu überbringen. Preußens Forderungen waren, 
foviel darüber befannt ift, von ben Bewußtfein bes großen Erfolges, ben 
unfre Waffen errungen haben, babei aber von dem Geifte großer Müßigung 
eingegeben. Nächſt ber vollitändigen Löſung ber ſchleswig-holſteiniſchen Frage 
im Sinne der unmittelbaren Bereinigung ber Herzogthümer mit Preußen, 
ſcheint unſere Regierung, wie fie von Anfang an verfündet but, als Zweck 
und Ziel des Krieges und als Preis bes Sieges vor Allem bie fefte Einigung 
der deutichen Staaten, zumal ganz Norddeutichlands unter Preußens Füh— 
rung und das Ausjcheiden jedes öſterr. Machteinfluffes entichieden feftgehalten 
zu haben. Was weiteren unmittelbaren Länbererwerb betrifft, jo fcheint 
Preußen gerade in biefer Beziehung, im Vergleiche mit dem ausgedehnten 
Gebiete, welches unire Truppen bereits erobert haben, eine hohe Mäßigung 
geübt, allerdings aber die burch die neueften Ereigniſſe handgreiflich hervor: 

etretene Nothwendigkeit im Auge behalten zu haben, eine unmittelbare und 
—* Verbindung zwiſchen ben öſtlichen und weſtlichen Provinzen der Mo: 
narchie herzuſtellen. Der Kaiſer beſchloß, die preußiſchen Forderungen als 
Grundlagen für die Friedensverhandlungen Oeſterreich gegenüber anzunehmen, 
im Falle des Scheiterns dieſer Verhaudlungen aber an der bisher befolgten 
neutralen Politik Frankreichs fetzubalten. Nachdem die vorläufigen Friedens 
verhandlungen auf Grund diejes Einverftändniffes feitgeftellt waren, wurden 
diefelben von ber franzöfifchen Regierung in Wien mitgetbeilt und enıpfoblen, 
und der König verhandelte bereits in Brünn unter Mitwirkung des franzd- 
fifchen Borfchafters über eine dreitägige Waffenrufe. In Wien indep riefen 
Preußens Forderungen leidenfchaftlihe Erregung hervor. Die Forderungen 
und Bebingungen, welche Preußens Maͤßigung aufgeftellt Hatte, find von 
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Oeſterreich zurückgewieſen und vereitelt: unſere Feinde werden es ſich ſelbſt 
zuzuſchreiben haben, wenn mit den Anſtrengungen und Opfern auch der 
Preis des Kampfes ſich ſteigern muß.“ J 

18. Juli. Die preuß. Regierung trifft Maßregeln zur Mobiliſirung auch 
des zweiten Aufgebotes der Landwehr. 

„ x Mainarmee). Die Preußen beſetzen Darmſtadt, Wiesbaden, 

Bieberih und Höchſt. 

v” » (&ranffurt) Der Stabt Frankfurt wird von ben Preußen 
eine Contribution von 6 Mill. fl. auferlegt, Die von der Bank in 
baarem Eilbergelb bezahlt wird, 

19. „ Benedek, der fih mit dem Reft feiner Armee von Olmütz nad 
Ungarn durchgeſchlagen, fteht bei Freyſtadt nächſt Tyrnau. 

v» nn Die Preußen befegen Gänſerndorf bei Wien. 

vn General Vogel v. Zalkenftein wird zum Militärgouverneur von 
Böhmen ernannt. Gen. v. Manteuffel tritt an feine Stelle als 
Commandant der Mainarmee. 

„—21. Juli. Conferenz der Minifter v. d. Pforbten (Bayern), Varn⸗ 
büler (Württemberg), Dalwigk (Heflen) und Edelsheim (Baden) in 
Münden. 

20. „ (EFrankfurt). General Manteuffel verlangt von Frankfurt 
eine neue Contribution von 25 Mil, Die gefeßgebende Verſamm⸗ 
lung lehnt die Zumuthung wiederholt entſchieden ab. 

„ nn Die preußifhe Reſervearmee bricht unter dem Großherzog von 
Medlenburg von Leipzig nad) dem Main auf. 

„„ (Sadfen-Weimar) Der Landtag bevollmädtigt die Regie: 
rung mit 28 gegen 1 Stimme zum Abſchluß des Bündniſſes mit 
Preußen und genehmigt mit 27 gegen 2 Stimmen ben fernern 
Antrag feiner Commiflion: 

„Der Landtag wolle diefe Ermächtigung im Hinblid auf bie Mangelhaf⸗ 
tigkeit der vorliegenden Grundzüge mit folgender, einer beſondern Motivirung 
nicht bedürfender Erklärung begleiten: dabei jpricht ber Landtag bie zuver⸗ 
fihtlihe Erwartung aus, daß bei den bevorftehenden Parlamentsverhanbluns 
gen nicht bei ben in ber Beilage ber höchſten Propofitionsfchrift mitgerheilten 
Srundzügen bes Bündniſſes werbe flebengeblieben werben, fonbern baß es 
Preußen und feinen Bunbesgenoffen gelingen werde, durch Vereinbarung mit 
dem zu berufenden Parlament ein viel umfaffenderes, den gerechten Forde⸗ 
rungen bes deutſchen Bolfs entiprechendes Verfafjungswert zu Stande zu 
bringen. Insbeſondere erwartet der Landtag — ohne jedoch die ertheilte 
Ermädtigung bieburdh zu bedingen — 1) baß Preußen mit feinem geſamm⸗ 
ten bisherigen Staatsgebiete in den neuen Bundesſtaat eintrete, und daß us 
Schleswig bemfelben einverleibt werde; 2) baß unter den im Art. 1 ber Beil. 
erwähnten kgl. niederländifchen Landestheilen das Großherzogthum Luremburg 
nicht mit verftanden, Teßteres alfo Deutichland erhalten werde; 3) baß nad 
dem Vorgang ber deutſchen Reichsverfaſſung von 1849 eine einheitliche Ere⸗ 
cutivgewalt des Bundesftants geihaflen und in die Hände bes mädhtigften 
Bundesgenofien, d. 5. Preußens, gelegt werbe; und endlih 4) daß dieſer 
Grecutivgewalt ber ausjchliegliche Dberbefehl über bie Land: und Seemadt 
bes Bundesjtaats übertragen werde.” 

»„ n (Braunfhwetg). Der Landtag geneiugr We Uutlangn et 
Regierung bez. bes Bünbniffes mit Brevken, 
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21. Juli. Angeblicher Abſchluß eines förmlichen Protokolls zwiſchen Preußen 
und Frankreich bezüglich Nordſchleswigs. 

„„ESeecſchlacht bei Liſſa. Glänzender Sieg ber öſterreichiſchen Flotte 
unter Tegethoff über die italieniſche unter Perſano. 

„„EFrankfurt). General Röder wird zum preußiſchen Stadtcom⸗ 
manbanten, Landrath v. Dieft zum Civilcommifjär für Frankfurt 
ernannt. 

„nn (7. u 8 Bundesarmeecorp$). Hauptquartier der Bayern 
in Würzburg und bes 8. Bundesarmeecorps in Tauberbiſchofsheim. 

„» n (Bayern) Der Minifter v. d. Pfordten geht nah Wien und 
Nikolsburg ab, um einen Waffenftilftand mit Preußen zu erzielen. 

22. „ Gefecht zwiſchen Preußen und Dejterreichern bei Blumenau unweit 
Preßburg, bie preuß. Armee hat fih auf dem Marchfeld gegen Wien 
concentrirt, da8 Hauptquartier des Königs ift in Nidolsburg. 

» n Außerorbentlihe Conferenz in Wien unter dem Borfite des Kai: 
jers. Es nehmen daran Theil: die Könige von Sachſen und Han: 
nover, der Großh. von Hefjen, die Kronprinzen von Sachſen und 

* Hannover, bie öſterr. Minifter Frank, Mensdorff und Efterhazy, die 
mittelftaatlihen Minifter Beuft, Platen und v. d. Pforbten. 

„nm Abfchluß einer fünftägigen Waffenruhe zwiſchen Defterreih und 
Preußen, dagegen bat Defterreih die von Italien an ben Waffen: 
jtilljtand feinerfeits gefnüpften, auf Tyrol bezüglihen Bebingungen 
abgelehnt. Die offic. „Wiener Abendp.“ rechtfertigt die Annahme der 
Waffenruhe mit Preußen damit, daß in erfter Linie die territoriale 
Integrität des Neiches gewahrt werben müfle. Oeſterreich läßt da— 
bei, von Preußen dazu gezwungen, feine beutfhen Verbündeten gänz- 
lich im Stiche. 

„„GBayern). Die Gemeindecollegien von Nürnberg und Augsburg 
geben eine gemeinjame Friedensadreſſe an den König ein, nachdem für 
eine in Ausficht genommene Deputation Teine Audienz erlangt wer: 
ben konnte: 

„Namenloſes Unglüd bat der unbeilvolle Krieg Deutſcher gegen Deutſche 
über unfer Vaterland ſchon gekradt. Blut in Strömen ift vergofien, Städie 
und Fluren find verrrüftet worden. Die Bürger von Rürnberg und Auge: 
burg ſcheuen nicht zurüd vor den Opfern, die ben Wohl bes Staats gebracht 
werden müffen, aber fie forſchen heute vergeblich nach den politifchen Erfolgen, 
die einen Erjaß für die ſchweren Chfer bieten jollen. Die gegenwärtige Lage 
ber Tinge läßt nicht abfehen, welchen Vortheil Bayern durch eine Zortlührung 
bes traurigen Kriegs noch erringen könnte; dagegen ift zu befürchten, daß 
durch eine Fortdauer des Kriege Bayerns Celbftänbigfeit mehr und mehr 
gefährdet wird, und es ift gewiß, daß eine längere Theilnahme am Kriege 
den: materiellen Woblftand des Landes eine faum in Tecennien hbeilbare 
Wunde ſchlagen muß. Tas erfolgte Aufgebot der Landwehr iſt nicht geeignet, 
eine günftige Aenderung der militärifchpolitifchen Lage herbeizuführen, Jon: 
dern Tann nur beitragen, Das ohnehin große Unglüd zu vermehren und ben 
materiellen Ruin des Landes zu befchleunigen. Seit fünfzig Jahren wurde 
das bayerifche Landwehrinftitut fo vernadhläffigt, daß es ihm gegenwärtig an 
allen Borausjegungen ber Felbbienfttauglichteit mangelt. Ohne braucdbare 
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Waffen, obne bie unentbebrliche jonftige Ausrüftung Tann die Landwehr bem 
Feinde nicht entgegengeftellt werden, und es ift eine Unmöglichkeit, in wenigen 
Wochen jet nachzuholen, was in einem halben Jahrhundert verfäumt worben ift. 
Einjtimmig haben bie gefeßlichen Vertreter ber Städte Nürnberg und Augs- 
burg beichlofien, gegenwärtige Vorftellung an ben Stufen des Throne nieder: 
zulegen, und um raſche Herbeiführung bes Friedens allerehrfurchtsvollſt zu 
bitten. Die Bevölkerung von Nürnberg und Augsburg ſteht feit in treuer 
Aıhänglichkeit an Ew. k. Majeftät, und das unwandelbare Vertrauen auf bie 
ſtets und überall ofjenfundige Liebe zum Bolf, wovon Ew. E. Maj. edles 
Herz erfüllt ift, beftärkt die Hoffnung, daß die Bitte um Frieden zum 
Heil bes Throned und des Landes baldige Erhörung finden werde.“ 


23. Juli. Degenfeld, Karolyi und Brenner treffen djterreichiicherfeits in 


n 


24. 


# 


Nidolsburg ein, um über die Triebenspräliminarien als Bedingung 
für einen Waffenjtillftand zu unterhanbeln, 


» (Defterreid). Der Kaifer nimmt die Adreſſe bes Wiener 
Gemeinberaths entgegen und antwortet dem Bürgermeifter ziemlich 
ungnäbig, 

„er anerfenne ben Ausbrud der Loyalität, nur mögen ben Worten auch 

bie Thaten entſprechen; Se. Maj. wolle unter dem gegenwärtigen Verhält⸗ 
niffen abjehen, baß bie Weberreihung diefer Adreſſe nicht in ben Wirfungs: 
freis bes Gemeinderaths gehöre und dieſeibe nur als bie Aeußerung der ein: 
zelnen Mitglieder des Gemeinderatbs anfehen. Se. Majeität hege jelbft den 
wärmften Wunſch, daß die conititutionelle Thätigkeit baldigft wieder ins 
Leben trete; biebei können aber nicht die Wünſche ber Stadt Wien allein, 
fondern nur die Bedürfnijje des ganzen Reichs in Betracht gezogen werben.“ 
»„ (Defterreih). Der Bürgermeifter von Wien berichtet dem 
Gemeinderath über eine neue Aubienz beim Kaifer, in ber er bie 
Beftürzung der Bevölferung über die Antwort des Kaiſers vom Tage 
vorher hervorgehoben und die Verdienſte der Gemeinde aufgezählt 
habe. Der Kaiſer habe geantwortet, er habe niemals die Loyalität 
des Volkes bezweifelt. In Folge diefer Mittheilung verlaflen bie 
Gemeinderäthe lautlos den Sitzungsſaal. — Tie neue Bürgerwehr 
von Wien conftituirt ſich. 
» (Branffurt). General Röder, der preuß. Stabtceommandant, 
beſchließt energifhe Maßregeln bezüglih der Contribution von 
25 Mil. und verlangt zunächſt von Bürgermeifter Yellner eine 
Lifte der mwohlhabendften Einwohner. Fellner erhängt fich in olge 
biefer Zumuthung. 

(8. Bundesarmeecorps). Gefecht der Württemberger bei 
Zauberbilhofsheim, das von den Preußen genommen wird. 

„ (Baden). Entlaffung des Minifteriums Edelsheim. 
„Abſchluß einer Waffenruhe zwiſchen Defterreih und Stalien. 

„ (7. u 8 Bundesarmeecorps). Die Mainarmee wendet 
fih gegen Würzburg. Gefecht der bayerifchen Avantgarde bei 
Helmitebt. 

„ (Württemberg). Die Württemberger räumen die von ihnen 
im Namen des Bundes vccupirten hohenzoller'ſchen Fürftenthümer 
wieder. 


W 
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25. Juli. (Württemberg). Friedensadreſſe an den König. 


„ „BGayern). Modification des Miniſteriums: Eintritt der Herren 
v. Pechmann, v. Greſſer und Schlör in dasſelbe — bloße Perſonal-, 
keine principielle Modification. 


26. „ Abſchluß des Waffenſtillſtands und des Präliminarvertrags für 
einen befinitiven Friedensſchluß zwiſchen Oeſterreich und Preußen 
nad) den zwilchen Preußen und Frankreich vereinbarten Orundzügen. 
Defterreih läßt dabei Bayern und feine übrigen ſüddeutſchen Ver: 
bünbeten gänzlih im Gtid). 


„Bräliminarfriedensvertrag zwiſchen Defterreih und 
Preußen: Art. I. Der Territorialbeftand der djterr. Monardie, mit Aus: 
nahme des Iombardifch:venctianifhhen Königreiches, bleitt unverändert. Ge. 
Mai. der König von Preußen verpflichtet ich, feine Truppen aus ben bisher 
von denfelben occupirten öfterr. Territorien zurückzuziehen, ſobald ber Friede 
abgeichloffen fein wird, vorbehaltlih der im definitiven Friedensſchluſſe zu 
treffenden Mapregeln wegen einer Garantie der Zahlung ber Striegsentichä: 
bigung. Art. II. Se. Maj. der Kaiſer von Oefterreich erfennt die Auflöfung 
bes bisherigen deutichen Bundes an und gibt feine Zuſtimmung zu einer 
neuen Gejtaltung Deutſchlands ohne Betheiligung bes öfterr. Kaiſerſtaates. 
Ebenſo veripricht Se. Maj. das engere Bundesverhältniß anzuerkennen, wel: 
ches Se. Maj. der König von Preußen nördlih von ber Linie des Maine 
begründen wird, und erflärt ſich bamit einverftanden, daß bie ſüdlich von bie: 
jer Linie gelegenen deutſchen Staaten in einen Verein zufammentreten, befjen 
nationale Verbindung mit ben norbdeutichen Bunde der näheren Verſtändi— 
gung zwijchen beiden vorbehalten bleibt. Art. III. Se. Maf. der Kaiſer von 
Dejterreich überträgt auf Se. Maj. den König von Preußen alle feine im 
Miener Frieden vom 30. October 1864 erworbenen Rechte auf bie Herzog: 
thümer Holftein und Schleswig, mit der Maßgabe, daß bie Bevölkerungen 
ber nördlichen Tiftrifte von Schleswig, wenn fie durch freie Abftimmung 
den Wunſch zu erfennen geben, mit Dänemark vereinigt zu werden, an 
Dänemark abgetreten werben follen. Artifel IV. Se. Majeftät der Kailer 
von Oeſterreich verpflichtet fich, behufs Deckung eines Theiles der für Preußen 
aus dem Kriege erwachſenen Koiten, an Se. Maj. ben König von Preußen 
bie Summe von JO Millionen Thalern zu zahlen. Bon biefer Summe fol 
jedody der Betrag ber Kriegskoften, welche Se. Mai. ber Kaifer von DOefter: 
reich laut Art. 12 bes gedachten Wiener Friedens vom 30. Oct. 1864 noch 
an bie Herzogthümer Schleswig und Holftein zu fordern hat, mit 15 Mill. 
Thalern, und als Xequivalent der freien Verpflegung, welche die preußilde 
Armee bis zum Friedensſchluſſe in den von ihr occupirten öſterr. Landes— 
theilen baben wird, mit 5 Millionen in Abzug gebracht werben, fo daß nur 
20 Mill. baar zu zahlen bleiben. Art. V. Auf den Wunſch Str. Maj. des 
Kaifers von Defterreich erflärt Se. Maj. der König von Preußen fid) bereit, 
bei den bevorftehenden Veränderungen in Deutfchland ben gegenwärtigen Ter: 
ritorialbeftand des Königreichs Sachſen in feinem bisherigen Umfange beſte— 
ben zu lafien, indem er ſich dagegen vorbehält, den Beitrag Sachſens zu ben 
Kriegskoften und die Fünftige Stellung des Königreichs Sachſen innerhalb 
bes nordbeutfchen Bundes durch einen mit St. Maj. dem König von Sachſen 
abzufchliegenden befondern fsriedensvertrag näher zu regeln. Dagegen ver- 
ſpricht Se. Maj. der Kaifer von Defterreich, bie von Sr. Maj. dem König 
von Preußen in Norddeutſchland berzuftellenden neuen Einrichtungen, ein- 
ſchließlich der Territorialveränderungen, anzuerkennen. Art. VI. Se. Mai. 
der König von Preußen macht ſich anheiſchig, die Zuſtimmung feines Vers 
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bündeten, Sr. Maj. des Königs von Italien, zu ben Friedenspräliminarien 
und zu bem auf biefelben zu begründenden Waffenſtillſtande zu beichaffen, 
fobalb das venetianische Königreich burhd Erklärung St. Maf. bes Kailers 
ber Franzofen zur Dispojition Sr. Maj. des Königs von Italien geftellt fein 
wird. Art. VII Die Ratificationen der gegenwärtigen Uebereinkunft werden 
binnen längftens 2 Tagen in Nidolsburg ausgetaufcht werben. Art. VIIL 
Gleich nach erfolgter und ausgetaufchter Ratification der gegenwärtigen Uebers 
einfunft werden Ihre beiden HRojeftäten Bevollmädhtigte ernennen, um an 
einem noch näher zu bejtimmenden Orte zujammenzulommen unb auf ber 
Bafis des gegenwärtigen Präliminarvertrages den Frieden abzufchließen unb 
über die Detailbebingungen besfelben zu verhandeln. Art. IX. Zu dieſem 
Zwede werben bie contrahirenden Staaten, nach Feſtſtellung dieſer Prälimi⸗ 
narien, einen Waffenſtillſtand für die kaiſerl. dfterr. und k. ſächſiſchen Etreits 
fräfte einerjeits unb die k. preußifchen anderſeits abſchließen, befjen nähere 
Bedingungen in militärifcger Hinficht foiort geregelt werben follen. Diefer 
Waffenftilftand wird am 2. Auguſt beginnen und bie im Augenblide beftes 
bende Waffenruhe bis dahin verlängert. Der Waffenftillitand wird gleichzeis 
tig mit Bayern bier abgefchloffen und ber General Frhr. v. Manteuffel bes 
auftragt werben, mit Württemberg, Baden und Heflen:Darmfladt einen am 
2. Auguft beginnenden Waffenftillftand auf ber Grundlage bes militärifchen 
Beſitzſtandes abzuſchließen, ſobald bie genannten Staaten es beantragen. 
Karolyi m. p. dv. Bismard m. p. Brenner m. p.“ 

Waffenftilltandsconvention von bemjelben Tage, zwilchen bem 
TZM. Grafen Degenfeld für Defterreih und dem Generaljtabschef Frhrn. 
v. Moltfe für Preußen abgeichloffen: Die erften 5 Artikel berjelben betreffen 
bie Demarcationslinie, die Etappenftraßen und die Benügung ber Fijenbahnen, 
der Lands und Wafjerwege. Bezüglich der Demarcationslinie ift Folgendes 
beflimmt : „Die preußifhen Truppen behalten einen Rayon, ber weitlid von 
einer Linie Eger, Pilfen, Tabor, Neubaus, Zlabings, Znaim begrenzt wird, 
bie vorbenannten Ortfchaften mit inbegriffen. Südlih macht bie Thaya bis 
zu ihren Einfluffe in die Marc, öftlih der leßtgenaunte Fluß aufwärts bie 
Napagebi und von bier eine gerade Linie aufwärts nach Oberberg die Grenze”. 
Art. 6 trifft Vorforge für bie preußifhen Verwundeten, die in ben in Folge 
ber Abgrenzung von ben preußifchen Truppen zu verlafienden Yanbeetheilen 
zurüdbleiben. Dem Art. 7 zufolge „geichieht die Verpflegung ber preußiichen 
Truppen Seitens ber von ihnen beſetzten Landestheile. Gelbcontributionen 
werben preußifcherfeits nicht erhoben." Art. 8 beitinnmt, daß „Laijerliches 
Staatseigenthum, inſoweit ſolches nicht ſchon vor Eintritt bes Waffenflillftans 
bes in Beſitz genommen war, preußifcherjeits nicht mit Beſchlag belegt wer: 
ben“ fol. Am Art. 9, dem lebten ber Convention, verheißt die Taijerliche 
Regierung, ihre Givilbeamten baldigft auf beren Poſten zurüdzufenden, um 
bei ber Verpflegung ber preußifchen Armee mitzuwirken. 


26. Juli. (Defterreih). Der Belagerungszuftand wird über Wien 
verhängt, um die Discuffion der innern ragen abzujchneiben, im 
Vebrigen indeß fehr milde gehandhabt. 

„ n iedtenftein) Das Bunbescontingent bes Ländchens zieht 

80 Mann ftark unter feinem Oberlieutenant nah Tyrol aus. 

» on (Bundestag) Sahfen- Meiningen zeigt dem Rumpf: Bundes: 
tage in Augsburg feinen Austritt aus bem Bunde an. 

27. „ (7. u 8. Bundesarmeecorps). Die Preußen beſchießen bie 
bayerifche Feſte Marienberg, Abſchluß einer 24ftündigen Waffen: 


rube. 
» n (Württemberg und Heffen:Darmtadt). Be Mintker 
W 
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Varnbüler und Dalwigk gehen nach Nickolsburg, um einen Waffen⸗ 
ſtillſtand mit Preußen zu erzielen. 


27. Juli. Das preuß. Reſervearmeecorps unter dem Großh. v. Mecklenburg 


" 


" 


28. 


29. 


beſetzt Bayreuth. 

„ Die von der preuß. Regierung gebildete ungarifche Legion unter 
General Klapka erhält bei Neiffe ihre Fahnen. 

„ Württemberg) Verſammlung von 73 Mitgliedern ber 
II. Kammer auf ergangene Einladung, fi über bie gegenwärtige 
Lage des Vaterlandes zu beiprehen. Mittheilungen bes Minifters 
Barnbüler als ritterfhaftlihen Abgeordneten. Während der Debatte 
darüber entfernt ſich ein anjehnlicdyer Theil der Verfammlung. Von 
53 Mitgliedern wird ſchließlich befchloffen: 

„Die Verfammlung, nachdem fie bie Mittheilungen des Frhrn. v. Varn⸗ 
büler entgegengenommen bat, beichließt bis zu erlangter näherer Kenntniß 
von dem eben jett bevorſtehenden Ausgang ber Unterhandlungen, welche über 
den Abſchluß eines Waffenftillftands und über Friedenspräliminarien einge: 
leitet find, und an benen auch unfere Regierung im Berein mit unferen 
Bundesgenofjen fich betbeiligt, von einer weitern öffentlichen Kundgebung zur 
Zeit abzuftehen.” 

Für bie beantragte Erklärung: 

„1) Es ift Aufgabe ber Regierung, in Gemeinfhaft mit ben Regierungen 
ber beiden Nachbarftaaten Verhandlungen zur Einftellung ber Feindjeligfeiten 
und Herbeiführung bes Friedens, nöthigenfals auch ohne Defterreich, fchleu: 
nigit einzuleiten. 2) Die polit. Scheidung ber fübweltdeutichen Staaten vom 
beutfchen Norden wäre ein politifches und volfswirtbfchaftliches Unglüd. Cs 
ift Aufgabe der Regierung, zu beffen Abwendung alles aufzubieten, und auf 
Grundlage des von Preußen vorgefchlagenen Parlaments für Herftellung 


einer nationalen, bie Freiheitsrechte bes Volks fichernden Bundesverfaſſung 
mit äußerſtem Nachbrud einzutreten.” 


flimmen: zu 1) bloß 15 Abgeordnete, zu 2) bloß 11 Abg. 

„ (Bayern) [liegt in Nickolsburg einen Waffenftillftand mit Preu- 
Ben ab, der aber erſt vom 2. Auguft an beginnen fol. Doc ver- 
heißt Preußen mündlich, feine Truppencommanbanten am Main tele- 
graphiſch anzuweifen, „fernerhin Leine Entſcheidung durch die Waffen 
mehr zu ſuchen.“ 

„ (Württemberg). Neue Berathung von Abgeordneten in Stutt: 
gart über die Lage bes Landes. Es finden fi mur 55 Abgeorb- 
nete ein, von denen 15 fi wieder zurüdziehen. Duvernoy bringt 
. mit Berufung auf das einfeitige Ablommen Defterreihs mit Preu- 
Ben und ben vorausfichtlihen Wustritt Defterreihs aus dem Bunde 
ben Antrag einer Erklärung gegen bie politifche Trennung bes beut- 
Then Sübens vom Norden ein (ähnlich wie ihn am Tage vorher 
Hölder, Römer, Wächter und Genoſſen geftellt haben). Weber einen 
Beſchluß kann man fi nicht einigen. 

„ (Baden) Neubildung des Minifteriums: Matthy, Rolly, 
Freydorff. 

„ Ein bayerifches Bataillon wird bei St. Johann nutzlos zuſammen⸗ 
. gehauen, | 
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29. Juli. (Frankfurt). Ein Telegramm bes Königs von Preußen be: 


" 


30. 


31. 


”„ 


ruft den Senator Müller nah Nidolsburg und fiftirt inzwifchen 
ae aan "g9maßregein behufs Eintreibung ter Contribution von 


„ (Württemberg) Dritte VBerfammlung von Abgeorbneten in 
Stuttgart. Es nehmen 70 Wbgeorbnete daran Theil. Duvernoy 
wieberholt feinen Antrag vom 28, d. Mts. “Derfelbe wird mit 50 
gegen 20 Stimmen abgelehnt und dagegen beichlofien: 

„sn Erwägung, daß die württembergiihe Regierung in Verhandlungen 
über den Frieden begriffen iſt, Hält bie heutige Verſammlung ber Abgeorb: 
neten eine Öfjentlihe Kundgebung in biejem Augenblid ben Intereſſen bes 
Landes für nicht entſprechend.“ 

„ Die öfterr. Regierung Tabet eine Anzahl Wiener Bankiers zu 
einer Conferenz und zur Mithülfe ein behufs fhleunigfter Dedung 
ber an Preußen zu zahlenden Kriegscontribution. 

»n (Bayern). Pollsverfammlungen in Lindau, Kempten und Diem: 
mingen erflären ſich lebhaft dafür, bie Losreifung Süddeutſchlands 
on Norbbeutichland, als den nationalen und volkswirthſchaftlichen 
Intereſſen zumiberlaufend, durch Eintritt Bayerns und feiner Ber: 
bündeten in den zu fchaffenden Geſammtbund zu verhüten. 

„ Der König von Preußen verläßt Nidolsburg, um nah Berlin 
zurüdzufehren. 


„ (Reuß j. 8). Der Landtag in Gera genehmigt das Bündniß 
mit Preußen. 
» (Baden) beichließt feinen Austritt aus dem Bunde. 

Vortrag bes Minifteriums der ausw. Angelegenheiten 
an den Großherzog: „Der Bund bat ſich thatjächlich und ſtückweiſe aufs 
gelöft. In der Bundestagefipung vom 14. Juni d. 38. bat die Mehrzahl 
ber Bundesverfammlung einen von Preußen zum Voraus als Kriegserflärung 
bezeichneten Beſchluß gefaßt und in Folge deſſen bie k. preußiſche Regierung 
ihren Austritt erflärt; zahlreiche Staaten bes nörblichen und mittlern Deutſch⸗ 
lands find ihr darin raſch hintereinander gefolgt. Und wenn dann auch 
Defterreich, die füddeutfhen Staaten und einige burd die Kriegsereigniſſe 
thatfächlich einer Regierungsgewalt entkleidete Souveräne bis in bie jüngfte 
Zeit an der grunbjäßlichen Unauflöslichkeir feftgehalten haben, jo ift doch ber 
Beſtand bes Bundes mehr und mehr nur zur rechtlichen Fiction geworben. 
Aber auch diefe Fiction ıft erlofhen. Nach durchaus glaubhaftem Vernehmen 
bat fi die Präfibialmacht Oefterreih in Folge ungünftiger friegerifcher Er⸗ 
eigniſſe veranlaßt geliehen, ihr völliges Ausicheiden aus dem Bund ale Saupts 
punft von Friedenspräliminarien zuzugeiteben ; andere Negterungen find, jede 
für fi, in gleichen Verhandlungen begriffen; fo bilden aljo faft nur noch bie 
Vertreter der Minderzahl ber beutfchen Bundesftaaten, zugleich der minder 
bedeutenden berfelben, und darunter thatfählich ihrer Negierungsgewalt ent: 
Hleideter Regierungen, außerhalb des bundesgefeplichen Sites, das Drgan bes 
vormaligen beutfchen Bundes. Die Regierung Eurer T. Hoh. hat fich bis 
zum legtem Augenblid dem bisherigen einheitlichen Bande der beutichen 
Stämme nicht entzogen, obgleich fie deſſen Mangelhaftigfeit Tebhafter als 
vielleicht manch andere Regierung längft anerkannt hatte. Sie hoffte bis in 
die Ießte Zeit, in bem Bund wenigftens einen Ausgangspunft zu einer ges 
nügenden nationalen Geflaltung zu finden. Bei gegenwärtiger Sachlage Tann 
fie aber dieſe Ausficht nicht mehr feſthalten. Man vermag Am ul vn 
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Grund ber jetzt vorliegenden, wenn auch unvollftändigen, doch authentiſchen 
Nachrichten, und noch mehr nach vollſtändigerem Einblick in die in der letzten 
Zeit gepflogenen und gegenwärtig ſchwebenden Verhandlungen nachzuweiſen, 
daß ein Theil ber bisher verbündeten Regierungen durch Separatwerhandlun⸗ 
gen und Separatverträge, von denen ſelbſt nach erſolgtem Abſchluß Eurer 
k. Hoh. Regierung noch keine Kenntniß gegeben ward, den badiſchen Staat 
in die ringenbfie Gefahr gebracht haben. Eurer FT. Hoh. Regierung war 
veranlaßt, Angefihts biefer Gefahr das Heer aus ben Reihen bes 8. Bundes: 
armeecorps zurüdzuziehen, bamit es nicht in die Lage fomme, mit ben Trups 
pen weniger Verbündeten jchließlich allein einem übermächtigen Gegner preis: 
gegeben zu fein. Gegenüber biefen Thatfachen handelt es fich für die großh. 
Negierung nicht fowohl um einen Austritt aus bem Bund, als vielmehr um 
ben formellen Ausſpruch, baß der deutjche Bunb nicht mehr beftehe. Diefer 
formelle Ausſpruch fcheint Eurer f. Hoh. Regierung im Intereſſe bes Landes 
und Volkes dringenb geboten.” 


. Aug. (Heffen- Darmftabt) fließt in Nidolsburg einen Waffen- 


ftilftand mit Preußen, v. 2. Aug. an, ab. 
„» Die Preußen rüden in Mannheim und Heidelberg ein. 


„ (Hannover) Eine Erflärung gegen bie drohende Annerion 
findet, obwohl ihr bie preuß. Behörden hindernd in den Weg tre- 
ten, faft 30,000 Unterſchriften. 

» (Braunfhweig) Auf das Gerücht, daß ber Herzog bie Re: 
gierung zu Gunſten des Kronprinzen von Hannover nieberlegen 
wolle, beichließt eine Bürgerfammlung, das Herzogthum wolle, fo 
lange der Herzog lebe, unter befjen Regierung in ber mit dem 
Bunbesftaat verträgliden Selbſtändigkeit bleiben, dann aber feine 
kleinſtaatliche Eriftenz nicht fortfegen, fondern in Preußen aufgehen. 
„ Die Waffenrube zwifchen Defterreih und Stalien wird bis zum 
10. Aug. verlängert, um einen Waffenftillftand zu ermöglichen. 

„ Preußen ladet die ſüddeutſchen Staaaten zu Eröffnung von Frie: 
bensverhandlungen nah Berlin ein. 

„ Bürttemberg). Abſchluß des Waffenftillftandes zwiſchen Preußen 
und Württemberg in Nidolsburg. 

» (Bundestag). Baben zeigt feinen Austritt aus dem Bunde an. 
» Baden). Ein großherzogliches Decret unterftelt das Gouver: 
nement ber bisherigen Bundesfeftung Raftatt dem badifchen Kriegs: 
miniftertum. 

„ (Hannover). Beide ftäbtiihen Collegien der Reſidenz befchlie- 
Ben eine Adreſſe an König Georg um Abdankung zu Gunſten des 
Kronprinzen. 

„» (Baben) fließt in Nickolsburg einen Waffenftillftand mit Preußen. 
„ Breußen). Der „Staatsanzeiger" bringt eine officielle Dar: 
Vegung gegen bie Circularbepefhe des hannover'ſchen Miniſters 
Platen vom 6. Juli und die Anſchuldigungen besfelben gegen 
Preußen. 
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3. Aug. (Naffau). Die bisherigen Chefs ber Regierungsdepartements 
werben von ben preußiſchen Gemwalthabern befeitigt und burch an: 
bere mehr im Sinne der öffentliden Meinung und bes öffentlichen 
Nutzens erfebt. 


4. „ Ankunft des Königs von Preußen in Berlin. 


"„ 0» Preußen richtet eine Circularbep. nebft dem Entwurf eines Bünd⸗ 
nifjes an die unter dem 16. Juni (ſ. d.) eingeladenen norbbeutjchen 
Etnaten: 

„Circulardepeſche: „...Nur zwei diefer Staaten haben bie Eins 
ladung ber kgl. Regierung abgelehnt: Sachſen-Meiningen und Reuß ältere 
Linie. Nachdem mit den übrigen Staaten der über die einzelnen Punkte ges 
führte Schriftivechfel in der zweiten Häljte des vorigen Monats feinen Abs 
Ihluß gefunden, befindet fi) die Fol. Regierung nunmehr in der Yage, ihrer 
Zufage durch die Vorlegung des angefhlojienen Bündnißvertrags zu entipres 
hen. Derſelbe beſchränkt fi darauf, die Borausfigungen und Zuſicherungen 
der identifchen Note vom 16. Juni d. J. in bie vertragsmähige Form zu 
erheben, und bie fgl. Regierung gibt ſich deßhalb ber Grwartung bin, daß 
der im Intereſſe der Verbündeten liegende Abſchluß recht bald jtattfinden 
werde. Die befondern Verabrebungen, welche der Bündnißvertrag offen hält 
und welche mit einzelnen Regierungen bereits vorbereitet find, würden nad 
biefjeitigein Vorſchlage in einem Zuiagartifel zum Bertrage mit den betref: 
fenden Regierungen zu erwähnen jein und ben Abſchluß des Bündnikvertrage 
nicht zu verzögern brauchen. Ew.... wollen von ber gegenwärtigen Depeſche 
die Regierung... in Kenntnig feßen und die baldige Ermächtigung des 
bortjeitigen Gefandten in Berlin oder eines beſondern Bevolmädtigten zum 
Abſchluß des Bündnißvertrags angelegentlich bejürworten.* 

Entwurf eines Bündnißvertrages: „Um der auf Grundlage 
der preußiſchen identiſchen Noten vom 16. Juni 1866 ins Leben getretenen 
Bundesgenoſſenſchaft zwiſchen Preußen, Mecklenburg-⸗Schwerin, Sachſen⸗ 
Weimar, Mecklenburg-Strelitz, Oldenburg ꝛc. einen vertragomäßigen Ausdruck 
zu geben, haben die verbündeten Staaten den Abſchluß eines Bündnißver⸗ 
trages beſchloſſen und zu dieſem Zweck mit Vollmacht verſehen: Se. Maj. 
ber König von Preußen... Se. El. Hoh., ... welche, nachdem fie... 
über nachftehende Artikel Übereingefommen find: Art. 1. Die Regierungen 
von... ſchließen ein Offenſiv⸗ und Tefenjiobündnig zur Erhaltung der Un: 
abhängigkeit und Integrität, fowie der innern und äußern Sicherheit ihrer 
Staaten und treten jofort zur gemeinfchaftlihen Vertheidigung ihres Beſitz⸗ 
ftandes ein, welchen jie ſich gegenſeitig durch dieſes Bündniß garantiren. 
Art. 2. Die Zmede bes Bündniſſes follen definitiv durch eine YBundesverfafs 
jung auf der Bafis der preußifchen Grundzüge von 10. Juni 1866 ſicher⸗ 
geftellt werden, unter Mitwirkung eines gemeinfchaftlich zu berufenden Bars 
laments. Art. 3. Alle zwifchen den Verbündeten beftchenden Verträge und 
Uebereinkünfte bleiben in Kraft, foweit fie nicht durch gegenmwärtiges Bündniß 
ausdrücklich mobdiftcirt werden. Art. 4. Die Truppen ber Verbündeten ftehen 
unter dem Oberbeiehl Sr. Maj. des Königs von Preußen. Die Leiftungen 
während bes Kriegs werben durch befondere Verabredungen geregelt. Art. 5. 
Die verbündeten Negierungen werben gleichzeitig mit Preußen die auf Grund 
bes Neichewahlgefeges vom 12. April 1849 vorzunehmenden Wahlen der Ab: 
geordneten zum Parlament anordnen und letzteres gemeinfchaftlih mit Preu⸗ 
Ben einberufen. Zugleich werben fie Bevollmächtigte nad Berlin jenden, um 
nah Maßgabe der Grundzüge vom 10. Juni d. %. den Bundesverfaſſungs⸗ 
entwurf feſtzuſtellen, welcher dem Parlament zur Berathung und Verein⸗ 
barung vorgelegt werben ſoll. Art. 6. Die Dauer des Bündniſſes iſt bis 
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zum Abſchluß des neuen Bundesverhältniſſes, eventuell auf ein Jahr, feſt⸗ 
geſetzt, wenn der neue Bund nicht vor Ablauf eines Jahres geſchloſſen ſein 
ſollte. Art. 7. Der vorſtehende Bündnißvertrag ſoll ratificirt und bie Rati— 
ficationsurkunden ſobald als möglich, ſpäteſtens aber innerhalb drei Wochen, 
vom Datum des Abſchluſſes an, in Berlin ausgewechſelt werden.“ 


4. Aug. Verſammlung des Ausſchuſſes des deutſchen Handelstags, der 


ſtändigen Deputation des volkswirthſchaftlichen Congreſſes, die ſich 
durch Einladungen an eine Anzahl von Miitgliedern auf 50 — 60 
verftärft hat, des Ausichuffes des Nationalvereins, endlich einer 
Anzahl politifher Männer aus verjchiebenen norbbeutichen Staaten, 
befonders Didenburg, Hannover, Sachen, Thüringen und Braun: 
ihweig in Braunſchweig. 

Die einzelnen Kreife tagen zuerft gefondert, dann gemeinfam. In ber 
Berfammlung ber Mitglieder des volkswirthſchaftlichen Congreſſes beantragt 
Braun aus Naffau, daß zwar bie wirtbichaftlihe Einigung auch mit ben 
außerhalb des Bundes ftehenden Staaten aufrecht erhalten, jedoch die Ver: 
waltung ber Bollvereins:Ungelegenheiten unbedingt ber Centralgewalt im 
Bundesſtaate, die Geſetzgebung eben biefer Angelegenheiten bem Bunbesitaats: 
parlament anheimgegeben werben follte, in welchem letztern bann zu bie: 
ſem beftinnmten Zweck auch Abgeorbniete der Südſtaaten nad) Verhältniß ber 
Bevölkerungszahl mitzuftimmen hätten. Ein Unterantrag dazu — von Al: 
breit aus Hannover — will biefes letzte Recht den Südftaaten nicht ein= 
räumen, biefelben alfo nur an ben wirtbfchaftlihen Wohlthaten des Zoll: 
vereins, aber nicht an ber Verwaltung und Gejebgebung befjelben theilnehmen 
laſſen. Ein weiterer Antrag, von Biedermann aus Leipzig, bem fich Faucher 
aus Berlin und auch Braun jelbft anfchließen, geht dahin, daß das von 
Braun vorgeichlagene Abkommen nur bis böchftens 1870 gelten, dann aber 
den Süddeutſchen nur die Mahl bleiben folle, entweder ohne Weiteres dem 
Bundesftaat beizutreten, ober aber aus dem Zollverein auszuſcheiden. Nach 
langer und lebhafter Debatte werben alle dieſe Anträge mit großer Mehrheit 
zum Beſchluß erhoben. In ber gemeinfamen Verfammlung erklärt der Aus: 
Ihuß des Handelstages feine Zuflimmung zu bdiefen Beichlüffen. 

„» (Sahfen:Altenburg). Die Landfehaft (Landtag) beſchließt 
bezüglich des Bünbniffes mit Preußen einftimmig: 

„1) Zu dem von ber Staatsregierung unterm 21. Juni db. J. mit der 
Krone Preußen abgeichloffenen Bündniß nachträglich bie verfafjungsmäßige 
Zuftimmung zu ertbeilen; 2) ihr Einverfiändniß dazu zu erklären, daß 
die Wahlen zu dem feinerzeit zu berufenden Parlament nad) Maßgabe ber 
Beflimmungen des Reichswahlgeſetzes vom 12. April 1849 ausgejchrieben 
werben; 3) bie Staatsregierung im Voraus zu ermäcdhtigen, den mit bem zu 
berufenden Parlament noch näher zu vereinbarenden neuen Bunbdesvertrag 
wıter vorausertheilter Tandfiändifcher Zuftimmung abzufchließen; 4) bei ber 
Mangelbaftigfeit der in dem Bündnißvertrag vorgelegten Berfaffungsgrund: 
züge an die Staatsregierung — ohne jeboch die sub 3 ertheilte Ermächtigung 
bieburch zu bedingen — das Erſuchen zu richten, ihrerſeits babin au wirken, 
baß bei den bevorftehenden PRarlamentsverhandlungen nicht bei den mitgetheils 
ten Grundzügen des Bünbniffes werde ftehen geblieben werden, ſondern durch 
Vereinbarung mit dem Rarlament ein viel umfaffenderes, den gerechten or: 
berungen bes dentſchen Volks entiprechendes Verfaſſungswerk, insbejondere 
bahin zu Stande gebradht werde, daß a) Preußen mit feinem gelammten 
bisherigen Staatsgebiet in ben neuen QBunbesvertrag eintrete, unb daß auch 
Schleswig bemfelben einverleibt werde, b) unter den im Art. I des Bündniß⸗ 
vertrags erwähnten F. niederländifchen Landestheilen das Großherzogthum 
Luremburg nicht mitverftanden, leßteres alſo Deutſchland erhalten werde, 
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e) nach dem Vorgang ber deutſchen Reichsverfaſſung von 1849 eine einheit⸗ 
lihe Erecutivgewalt bes Bunbesflaate geichaffen und in bie Hände bes mächs 
tigften Bunbesgenofien, Preußens, gelegt werbe, endlich d) biefer Erecutiv⸗ 
gewalt ber ausſchließliche Dberbefehl über bie gefammte Lande und Seemadt 
bes Bundesftaats Übertragen werbe, wobei jedoch ausbrädlih zu bemerken, 
baß ber oben rüdfichtlich Quremburgs ausgeiprohene Wunſch nur unter ber 
Borausfegung gelten joll, daß die Erhaltung dieſes Gebietstheils bei Dentſch⸗ 
—* an" Loderung bes Bundesſtaats in feinen übrigen Beftandtheilen th:ins 
t . 

4. Aug. (Bundestag). Prinz Karl von Bayern legt fein Commando 
über das 7. u. 8. Bundesarmeecorps nieder. Braunſchweig zeigt 
feinen Austritt aus dem Bunde an. Es wird beichloffen, ben 
Abzug der norbbeutfhen Truppen aus ben Bundesfeſtungen nit 
weiter zu hindern. 

» » Bundestag). Die Bundescommiſſion in ben hobenzollerfchen 
Fürſtenthümern ftellt ihre Thätigkeit ein und der frühere preußiiche 
Oberamtmann übernimmt wieder die Verwaltung. 

5. „ Preußen) Eröffnung bes Landtags. Thronrede des Könige 
(ſ. Preußen). 

„—8. Aug. (Hannover). Der Erblandmarſchall Graf Münfter ver: 
ſucht umfonft in Berlin die Annerion abzuwenden. 

„ n» Beginn ber öſterreichiſch⸗italieniſchen Unterhandlungen über einen 
Waffenſtillſtand in ber iftriihen Stadt Cormons am Iſonzo. 

6. „ Glückwunſchadreſſe der ftädtifhen Behörden von Berlin an den 
König und Antwort desſelben. 

„ » Die mit dem 8. Bunbesarmeecorps verbundene öſterreichiſche Bri⸗ 
gabe kehrt wieder nad Defterreich zurüd. Anfprache ihres Befehle: 
habers, Gen. Neippergs, bei Ansbach an biefelbe. 

7. „ Der franzöfifche Botſchafter in Berlin, Benebetti, teilt dem Grafen 

Bismard eine Verbalnote des Hrn. Trouyn de l'Huys mit, durch 

welche gegenüber den beabjichtigten umfafjenden Annerionen Preußens 

diefem zugemuthet wird, durch eine Compenfation zu Gunften Frank⸗ 
reichs der aufgeregten öffentlihen Meinung Frankreichs zu genügen. 

Preußen lehnt die Zumuthung ab. Benebetti geht in Folge davon 

(am 9. Aug.) perfönli nach Paris. 

»„ (Preußen). Gen. Manteuffel geht in befonderer Miffion nad) 

&t. Petersburg ab. 

„ Die Württemberger und Heflen räumen Mainz. 

„ (& Bundesarmeecorp$). Kin Tagsbefehl des Prinzen 

Alerander von Heffen verfünbet in Nörblingen die Auflöſung bes 

Corps. Nur die Nafjauer bleiben zwiſchen Um und Günzburg 

einftweilen noch cantonnirt. 

“„ » (Hannover) Graf Platen erläßt aus Wien eine Circular: 
bepefche, der eine ausführliche Denkſchrift über bie Politik Hannovers 
vor dem Kriege zur Widerlegung ber Behauptungen bes preußiſchen 
„Staatsanz.” v. 3. Aug. beigegeben it. 
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8. Aug. (Hefjen-Darmftabt). 26 Mitgliever ber II. Kammer fprachen 
fi in einer offenen Erflärung fehr entfhieden gegen eine Trennung 
Deutihlands nad der Mainlinte aus, 

v» Die Waffenruhe zwiſchen Defterreih u. Italien wirb nochmals, aber 
nur um einen Tag, bis zum 11. d. M., verlängert. 

9, „ Die Friedenspartei gewinnt im italienifchen Gabinet bie Oberhand: 
Stalien verzichtet für den Abſchluß eines MWaffenftillitands auf das 
Princip uti possidetis und damit auf das Trentino, jo daß ber 
Waffenftilitand abgeſchloſſen werden kann. 

10. „ Beginn der Triedensunterhandlungen zwifhen Defterreich und 
Preußen in Prag. 

11. „ Abſchluß des Waffenftillftandes zwiſchen Defterreih und Italien. 
Die italienifche Armee geht hinter die Grenzen Venetiens zurüd. 
„nn Reuß & 8%) Da die Regierung auf ihrem Widerftande gegen 
Preußen beharrt, jo wird das Ländchen von zwei preuß. Gompagnien 

beſetzt. 

13. „ (Preußen). Die Regierung legt dem Landtag den Entwurf 
eines Mahlgefeges für den Reichstag des norddeutihen Bundes vor. 

„ » (Bürttemberg) jchließt in Berlin Frieden mit Breußen (j. Anh.). 

"„ vw» Bayern) Eine Bolksverjammlung in Münden ſpricht ſich 
gegen die Trennung Deutihlande durch die Mainlinie und für 
den Eintritt der ſüddeutſchen Staaten in ben norddeutſchen Bund 
aus. 

14. „ (Breußen). Die Regierung legt dem Lanbtage einen Geſetzes— 
entwurf bez. ndemnitätsertheilung für das budgetlofe Regiment vor 
und verlangt von demſelben einen außerordentlihen Grebit von 
60 Dill. Thlrn. 

— „ Tranfreich läßt die Compenfationsidee gegenüber Preußen fallen 
und verftändigt darüber das Berliner Cabinet. Benebetti fehrt (am 
18.) wieder nah Berlin zurüd. 

— „ (Hannover) König Georg lehnt die ihm zugemuthete Abdan⸗ 
fung zu Gunſten des Kronprinzen ab. 


— „ (Hannover) Die Ritterfhaften beſchließen eine Abrefje an 
ben König von Preußen für „Erhaltung der angeftammten Dynaftie 
und bed gegenwärtigen Zerritorialbeitandes des Königreichs.“ 

— ,„ Raffau) Im Gegenfab gegen eine Adreſſe von Induftriellen 
um Cinverleibung in Preußen richten bie Abeligen bes Ländchens 
eine Adreſſe um Erhaltung der Dynaſtie an ben König von 
Preußen. | | 

— „ (Bayern). Die gefhäftsführende Commiſſion der Fortſchritts⸗ 
partei -in Bayern erläßt eine Anſprache An die Mitglieder: 

„... In Folge diefer Ereigniffe wird unfer Programm nunmehr lauten 
müfjen: Einigung bes gefammten auferöfterreihiichen Deutſchlande im Bun: 
desfiaat und im Parlament, Leitung ber militäriihen Angelegenheiten und 
bes Verkehrs mit dem Auslande durch bie an Prenfen zu übertragende 
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Centralgewalt. Der Kampf für die Intereſſen der Freiheit, welcher den libe⸗ 
ralen Parteien in dem ſo gebildeten Bundesſtaat und ſeinem Parlamente 
bevorſteht, wird kein leichter ſein, dieſe ra aber barf uns um fo 
weniger abjchreden, da wir durch große und raſche Fortſchritte ber politischen 
Entwidlung im eigenen Lande wahrlich nicht verwöhnt find.“ 


. Aug. (Preußen). Botihaft des Könige an ben Landtag bez. Eins 


verleibung von Hannover, Kurheflen, Naſſau und Frankfurt‘ (fiehe 
Preußen). 
„ (Hannover). Der König von Preußen empfängt die hannoverſche 
Deputation (gegen bie Annerion). Anrede des Sprechers, Minifter 
a. D. v. Mündhaufen, an den König, Antwort des Könige, Er⸗ 
wiederung des Sprechers. 
» (Baden). Abſchluß bes Friedens mit Preußen zu Berlin. (ſ. Anhang.) 
Definitiver Abſchluß des Bündniſſes der norddeutſchen Staaten, 
Medlenburg ausgenommen, mit Preußen nad dem Entwurfe vom 
4. Auguft. 
„ Bayern). Erklärung einer Anzahl von Mündener Bürgern 
gegen die Beichlüffe der Münchener Volksverſammlung vom 13. Aug. 
„ (Breußen). Herr v. Patow, der ehemal. Finanzminifter im 
Minifterium Auerswald, übernimmt bie Etelle eines Civilcommiſſärs 
für Naffau und Frankfurt, fowie für die occupirten Theile von 
Heffen uud Bayern. 
„ (Seifen: Darmftadt). Cine größere Anzahl von Mitgliedern 
der Ortsporftände ber bebeutendern Städte und Urtichaften bes 
Landes, namentlich Darmftabt, Mainz, Bingen, Worms, Alzey, 
Offenbach, Mittelftadt u. |. w., beichließt einftimmig, baß fie fich 
bei der gegenwärtigen politilhen Lage für verpflichtet erachteten, 
„mit aller Entſchiedenheit, unter Anſchluß an die Erklärung der 30 bei: 
fiihen Abgeordneten vom 8. Auguit auszufprehen, daß jie nur in der Nufs 
nahme in ben zu bildenden norddeutihen Bund die Intereſſen des Landes 
ſowohl in politifcher als voltswirthichaftlider Beziehung gewahrt jehen und 
jede andere politiiche Geftaltung für verwerflih halten und daß zur Durchs 
führung diefer Politif ein Wechjel des jegigen heſſiſchen Miniſteriums unabs 
weisbar nöthig erjcheint.“ 
„ (Württemberg). Preußenfreundlihe Verſammlung in Plo⸗ 
hingen, preußenfeindlihde am 18. in Heilbronn und am 19. in 
Mühlader. 


 „ Medlenburg). Der preußifchenordbeutfhe Bündnißvertrag 


vom 4. Aug. wirb auch von Medienburg unterzeichnet, doch nur 
unter Vorbehalt. 
» (Bayern). Abſchluß bes Friedens mit Preußen zu Berlin. (ſ. Anb.). 


nn Abflug des Friedens von Prag zwifchen Defterreih und Preußen 


(ſ. Anhang). 


„Frankreich ſchließt mit Defterreih eine Uebereinfunft bezüglich 


Venetiens. Die Fiction einer Geflion von Seite Defterreihe an 
Frankreich wirb dadurch aufrecht erhalten: bie Uebergabe der Feftun- 
gen und bes Gebietes des Tombarbifchnenetianiiken Kiuiiien IL 
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durch ben öͤſterreichiſchen Commiſſär zunächſt an ben franzöſiſchen 
Commiſſär erfolgen, ber ſich dann ſeinerſeits mit den Behörden 
Venetiens wegen Uebertragung bes Beſitzrechts verſtändigen wird. 
Die Bevölkerung ſoll zur Entſcheidnng über ihr Schickſal berufen 
werben. 

24. Aug. (Bundestag) Lebte Sitzung des Rumpfbunbestages in 
Augsburg. 


III. 


Preußen 
und 
(vom 24. Auguſt an) 


die norddentſchen Bundesſtaaten. 


9. Jan. Der rheiniſche Civilſenat des Obertribunals entſcheidet in der 
Stellvertretungsfrage, jedoch nur mit einer Stimme Mehrheit und 
in Abweſenheit eines Mitgliedes, zu Gunſten des Fiscus. 

15. „ Eröffnung des Landtags im weißen Saale bes kgl. Schloſſes. 
Es finden fih nur wenige Abgeordnete außer den Mitgliedern ber 
feudalen Partei dazu ein. Der König eröffnet ben Landtag nicht 
in Berfon. Graf Bismarck verliest die Thronrebe: 

„In ber legten Situngsperiobe ift, wie in den Vorjahren, in Ermanges - 
fung der nothwendigen Hebereinftimmung der Häufer des Landtags unter 
einander und mit ber Krone das im Art. 99 ber Verfaffungsurfunde vorges 
jehene Etat3gefek nicht zu Stande gefommen. Es bat daher au im 
abgelaufenen Jahr die Staatsverwaltung ohne ein folches Geſetz geführt wer: 
ben müſſen. Die Nachweifung ber Einnahmen und Ausgaben, welde ber 
Finanzverwaltung bes verfloffenen Jahrs als Richtſchnur gedient bat, iſt amt⸗ 
lich zur öffentlihen Kenntniß gebracht worden. Der Staatshaushalts:Etat 
für das laufende Jahr wird bem Landtag unverweilt vorgelegt werden. Aus 
bemjelben werden Sie bie Heberzeugung gewinnen, daß unfere Finanzen fich forts 
dauernd in günftiger Lage befinden. Bei ben meiften Verwaltungszweigen ift 
nah den bisherigen Erfahrungen eine Erhöhung ber Cinnahme-Anfäge zus 
läfſig gewelen, welche bie Mittel geboten hat, im Etat bie Befriedigung zabls 
reicher Mehrbebürfniffe vorzufehen und zur weiteren Berbefferung des Dienſt⸗ 
einfommens ber geringer befolbeten Beamtenklaſſen eine Angemelfene Summe 
zu beflimmen, ohne das Gleichgewicht zwiſchen Einnahme und Ausgabe zu 
ftöret.... Turd bie Verordnung vom 10. Nov. v. 3. ift die k. Anord⸗ 
nung, durch welche die Bilbung ber erften Kammer zu erfolgen hatte, 
zum Abſchluß gebracht, und find bem SHerrenhaufe bie feiner — 8 
Staatsorganismus entſprechenden feiten und wit anerd AR er SER 
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abzuändernden Grundlagen gegeben worden. Nach mehrjährigen fruchtlos 
gebliebenen Verhandlungen über Geſetzesvorſchläge, welche eine Erleichterung 
und Abfürzung der Tienftzeit in der Laudwehr, ſowie eine gerechtere Verthei⸗ 
lung der Kriegsdienjtpflicht überhaupt bezwedten, kann bie Negierung 
Sr. Maj. des Königs von der Wiederholung folder Vorſchläge für jetzt ein 
erſprießliches Nejultat nicht ennvarten. Sie wird es daher bei ben geltenben 
gefeglichen Beitimmungen über die Verpflichtung zum Kriegsdienft einfhweilen 
belaſſen müſſen. Indem die Regierung bieje ihr abgebrungene Entſchließung 
bebauert, bleibt fie von ber Nothwendigkeit durchdrungen, bie jeßige, unter 
Mitwirkung der früheren Landesvertretung ins Leben yerufene, ſeitdem praf: 
tiich bewährte und nad) den bejtebenden Geſetzen zuläjjige Einrichtung 
bes Heerweſens aufrecht zu erhalten und die dazu nötbigen Geldmittel 
auch ferner zu fordern. Wie im Vorjahre, fo hält auch jegt die Regierung 
Sr. Maj. des Königs an dem Beitreben feit, die fchnelle und Träftige Entr 
widlung der preußifhen Scemadt zu fördern. Für die Gründung 
angemefjener Hafenetabliffements, für die Beſchaffung von Schiffen und deren 
Bewaffnung bleibt die Verwendung außerordentlicher Mittel unerläßlich. Ein 
deßfallſiger Geſetzentwurf wird daher dem Landtag von neuem vorgelegt wers 
ben, zumal durch die inzwiſchen erfolgte Regelung der Befigverhältnifte von 
Kiel bie weientlichften ber im vorigen Jahr der Vorlage entgegengejtellten 
Bedenken ihre Erledigung gefunden haben. Die Beziehungen Preußens zu 
allen auswärtigen Staaten ſind beiriedigender und freundfchaftliher Natur, 
Nahdem durch den in Gaſtein und Salzburg abgejchloffenen Vertrag Se, 
Maj. der Kaifer von Oeſterreich feinen Theil an den Souveränetätsrechten 
über das Herzogthbum Lauenburg an Se. Maj. ben König abgetreten bat, 
iſt basjelbe mit der Krone Preußen vereinigt worden, und es ijt ber Wille 
Str. Maj., dieſes Herzogthum alle Vortheile des Schußes und der Pflege, 
welche diefe Vereinigung ihm bietet, unter Schonung feiner Eigenthümlichkeit 
genießen zu laffen. Die fchließliche Entfcheidung über die Zufunft der an 
bern beiden Elbherzogthümer ift in dbemfelben Vertrag einer weiteren Verſtän⸗ 
digung vorbehalten; Preußen aber hat in dem Belig Schleswig und ber 
in Holftein gewonnenen Stellung ein ausreihend«s Pfand dafür erhals 
ten, daß diefe Entſcheidung nur in einer den deutichen Nationalinterejfen und 
den berechtigten Anſprüchen Preußens entiprechenden Weile erfolgen werde. 
Geſtützt auf die eigene, durch das Gutachten ber Kronſyndici beftärfte rechts 
liche Meberzeugung ift Se. Maj. der König entfchloffen, dieſes Pfand bis zur 
Erreichung des angebeuteten Zield unter allen Umſtänden feftzubalten, und 
weiß fi in diefem Entſchluß von ber Zuſtimmung feines Volks getragen. 
Um die Ausführung bes Canals vorzubereiten, welcher die Oſtſee mit ber 
Nordſee verbinden ſoll, beabfichtigt die Staatsregierung durch eine beſondere 
Borlage die Mitwirfung der Landesvertretung in Anſpruch zu nehmen. Die 
Bedeutung, welche biefes Werf und mit ihm ie Entwidlung ber vaterländis 
Then Seemacht für die Stellung Preußens und für deren Verwerthung im 
Gefammtintereffe Deutfchlands bat, verleiht ber Regierung St. Maj. des 
Königs von Neuem bie Zuverſicht, daß bei Erwägung ber betreffenden Bor: 
lagen die Meinungsverfchiebenheiten über innere Fragen und bie Barteiftel: 
Iungen fich ber Pflicht gegen das gemeinfame Vaterland unterorbnen, und 
daß beide Häufer des Landtags ber Krone einmüthig unb rechtzeitig bie 
Hand bieten werben, um bie Löſung ber nationalen Aufgaben fördern zu 


| helfen, welche bem preußifchen Staat vermöge feiner Beziehungen zu ben Elb⸗ 


berzogthümern in verftärftem Maß obliegen. Durch bie den Hafen von Kiel 
betreffenden Beftimmungen bes Gafteiner Vertrags ift ber Fünftigen 
deutſchen Flotte der bisher mangelnde Hafen gefichert, und es wird bie 
Aufgabe ber preußiichen Landesvertretung fein, bie Staatsregierung in bie 
Lage zu verſetzen, Verhandlungen mit ihren Bunbesgenojjen auf einer Preus 
Pens würdigen Unterlage eröfinen zu Tönnen. Im Laufe bes verfloffenen 
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Jahrs hat Se. Maj. ber König in vier Provinzen bie erneute Huldigung 
der Bewohner folder Landestheile entgegengenommen, welde vor einem hals 
ben Jahrhundert mit der preußiihen Monarchie neuvereinigt, ober ihr wie: 
bergewonnen wurden. Der Geilt, in welchem überall dieſe Aubelfeier began⸗ 
gen worben ift, bat Zeugniß gegeben von dem erbebenden Bewußtſein 
unjeres Volfes, wie großes Gott an bem preußiihen Staat gethan, wie viel 
Segen und Gebeihen auf allen Giebieten ber öffentlihen Wohlfahrt unjerm 
Vaterland in jenem Zeitraum bejchieden war. Mit Begeiiterung bat bie Bes 
völferung jener Provinzen ihre Dankbarkeit für das treue landesväterliche 
Walten unjerer Fürften befundet, und von neuem gelobt, auch ihrerfeits die 
Treue zu halten. In Danf gegen Gott und mit dem Gelöbnik, die glück⸗ 
lichen Zuftände aller Landestheile auch fernerhin fördern zu wollen, bat Se. 
Majeftät die erneute volle Zuverjicht ausgeſprochen, daß ein Vand des Vers 
trauens Fürft und Volt für jetzt und fir alle Zukunft umſchließen, und daß 
über Preußen Gottes ſegnende Haud auch ferner walten werde. Die Regies 
rung Er. Maj. trägt das Bewußtſein im fich, daß ihre ber Wille nicht fehlt, 
ihrem föniglihen Herrn nad dieſem feinem Sinn zu bienen. Sie lebt ber 
Meberzeugung, daß bei einer unbefangenen, leidenjhaftslofen und 
rein ſachlichen Prüfung beffen, was ihr zu erreidhen verr 
gönnt gewejen, wie beifen, was fie mit Hülfe der Landes— 
vertretung noch erftrebt, genug der Zwede und Ziele gefuns 
ben werben müßten, in denen alle Parteien fi eins wiſſen. 
Werben Sie, meine Herren, von dem Wunſch getragen, bieje Ginigungspunfte 
au 37— und feſtzuhalten, ſo wird Ihren Berathungen Segen und Erfolg 
nicht fehlen.“ 


16. Jan. Abg.Haus: Gemeinſame Vorberathung des linken Centrums 


17. 


und ber Fortſchrittspartei über die Frage der diesjährigen Behand— 
lung des Budgets. Es findet Feine Abftimmung ftatt, bas Ergeb: 
niß geht indeß dahin, daß Die weit überwiegende Mehrheit für eine 
Detailberathung des Budget wie bisher und ohne Rüdfiht auf das 
practiſche Reſultat geneigt ift. 

„ Abg.-Haus.: Grabem wird mit 192 Etimmen (24 Etimmen 
ber feudalen Fraction fallen auf v. d. Heydt) zum Präfidenten, 
dv. Unruh und v. Bodum:Dolffs werben zu Vicepräfidenten gewählt. 
Rede Grabow's bei Antritt feines Amtes: 

„Tas in der legten Seſſion aufgerollte Bild über bie innere Tage bes 
Stantes hat ſich ſeitdem noch mehr verfinitert. Beim Landtagsichluß wurbe 
biefes Haus befchuldigt, die höchſte Richtſchnur aller Parteien, das Wohl des 
PVaterlandes, dem politifhen Meeinungsfanıpfe gegenüber preisgegeben zu ba= 
ben. Die reactionäre Preſſe und ſelbſt Geiſtliche durften fich die gehäffigften 
Angriffe und Schritte maßloſeſter Ueberhebung gegen den zweiten, gleichberech- 
tigten Factor der Gefetgebung erlauben, während ein Felt am Rhein, durch 
welches das freifinnige Bürgertbum Rheinlands und Weftphalens die viel: 
verböhnten und nemaßregelten Volksvertreter zum Dank für vierjährigen aus: 
dauernden Kampf für die beſchworene Verfaflung ehren wollte, durch bewaffs 
nete Macht verhindert wurde. Ter aus der gefeglich nicht geordneten Armee⸗ 
reorganifation entiprungene Verfaſſungsconflikt it chroniſch geworden ohne 
Verſchulden dieſes Haufes, welches nur fein verfaffungsmäßiges Budgetrecht 
vertheibigt, niemals aber feine Hand nad ihm nicht zuftehenden Nechten aus: 
geftredt hat. Der politiiche Theil der Geſetzgebung iſt gänzlih zum Still 
ſtand gebracht, und vergebens hofit das Land noch immer auf Gejeke über 
Minifterverantwortlichleit und über bie Einrichtung und bie Befugniffe ber 
Oberrechnungskammer, ohne welde bie Berfalfung keine Wahrheit iſt, vers 
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gebens auf eine von freifinnigen Grunbfäten getragene Unterricts:, Ge: 
werbe:, Kreis⸗ und Provinzial:Drbnung. Die Verwaltung des Staates ift 
von freifinnigen Grundfägen gänzlich entkleidet; bie freifinnigen Blätter, 
Vereine und Verfammlungen, bie liberalen Gemeindebeamten und Staats: 
bürger werden gemaßregelt. Nimmermehr aber werden Preußens Volk und 
deſſen Vertreter auf die Forderung der rüdhaltslofen Anerkennung und gewiljen- 
haften Ausübung feines beſchwornen Rechts verzichten. Nur eine barauf gegrüns 
dete Freiheit wird unter Achtung bes Selbitbeftimmungerechtes ber beutichen 
Bruderftimme zu moralifhen Eroberungen und zu einer befriedigenden Löſung 
ber durch die Gafteiner Uebereinkunft noch mehr verwidelten jchlesiwigsholitei= 
niihen Frage und zur bundesſtaatlichen Einigung Deutſchlands führen. 
Möge greußen in Erfüllung feines deutfchen Berufes einen folchen freijinni- 
gen Entwidelungsgang einichlagen, ehe es burch einen möglicher Weije der 
Freiheit günftigen Verlauf der Verfafjungsfrijis in Defterreich überholt, und 
ebe es überhaupt zu fpät wird! Dann wird Deutichlands einftige Vertre⸗ 
tung bie Zukunft des beutichen Baterlandes mit Freuden in ben mächtigen 
Händen unſerer Könige geſichert ſehen.“ 


19. Jan. Abg.- Haus: Der Finanzminiſter bringt das Budget für 1866 


21. 


26. 


ein. Ein Antrag Tweſtens, basfelbe dießmal ohne Ueberweifung 
an eine Bubgetcommiflon fofort im Haufe zu berathen, wird mit 
Mehrheit abgelehnt und das Budget wie bisher einer Bubgetcom: 
million überwiefen. Die Regierung bat fih darin, fünf Punkte 
(worunter namentlih den Militäretat und den Preßfonds) ausge: 
nommen, genau an alle vom Abg.-Haus in der vorhergehenden Sef: 
fion gefaßten Beſchlüſſe gehalten. 


„ Abg.-Haus: Der Vertreter ber Regierung verweigert in ber Budget: 


commiſſion jede weitere Erklärung über den im „Staatsanzeiger“ 
veröffentlichten „Nachweis über bie Einnahmen und Ausgaben für 
das Jahr 1865” (das von der Krone einjeitig erlafiene Budget) 
und über den Verbleib des Geldes aus tem Gefchäft der Regierung 
mit der Köln:Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. Die Commiflion be: 
ihließt, dem Haufe zunächſt wieber wie im Dorjahre einen Vor: 
bericht über das Budget zu erjtatten und bezeichnet ben Abgeorb- 
neten Virchow zum Referenten. 


„ Dep. Bismards an ben Geſandten in Wien bez. der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Frage (|. Deutichland). 


29. „ Kin Beihluß des Obertribunals ftellt den Art. 84 der Verfaflung 


bez. Nebefreiheit der Abgeorbneten in Frage. 

Der Abg. Frentzel hatte in einer Rede im Abg.-Haufe Aeußerungen über 
ben Regierungspräfibenten in Gumbinnen gethan, worin biefer bem Haß und 
ber Verachtung preisgegeben fein follte, jo daß die Staatsanwaltichaft den 
Redner deßhalb gerichtlich belangte. Sowohl das Kreisgeriht von Gumbinnen 
al8 das App.⸗Gericht von Inſterburg hatten jedoch die Klage mit Rüdjicht 
auf jenen Artikel ber Verfaffung abgewiefen, letzteres noch unter ausbrüd- 
licher Beziehung auf einen Plenarbeihluß bes Obertribunal® vom 12. Dec. 
1853 und einen Beihluß bes Criminalſenats vom 11. San. 1865. Dagegen 
geht nun der Beichluß bes Obertribunals: 

„Schon der Plenarbefchluß des k. Obertribunals vom 12. Dec. 1853 bes 
fagt in feinen Motiven: daß nicht alle Aeuperungen eines Abgeordneten in 
ber Kammer ber ftrafgerichtlichen Verfolgung durch Art, 84 ber Verfaſſungs⸗ 
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urkunde entzogen worben find, und einer biefer Fälle muß auch dann als 
vorliegend crachtet werben, wenn es ji um foldde Behauptungen, resp. Ver: 
breitung von Thatſachen banbelt, die nach ben VBorichriften bes F 156 und 
bes Abſatzes 2 bes F 102 des Strafgeſetzbuchs als eine Verleumbung, bez. 
eine Beleidigung mit dem Charakter einer Verleundung erſcheinen. Der 
Art. 84 der Verf.-Urf. v. 31. Jan. 1850 ift eine Ausnahme von ber allgemeinen 
Regel, nach welcher alle Angehörigen bes Staats ben beftehenden Strafgeſetzen 
unterworfen find. Der Grund hierzu Liegt in ber Stellung, welche bie Mitglieder 
ber Kammern nad) ben Beftimmungen ber Berf.Urf. einnehmen. Diefe ihnen zus 
gebilligte Ausnahme aber muß im entitehenben Zweifel nach ben Interpre⸗ 
tationsregeln der SG 46, 54—57 der Einleitung zum allgemeinen Landrecht 
jo ausgelegt werben, wie fie am wenigften zum Nachtheil Britter gereicht, 
„am nächſten mit den Vorfchriften des gemeinen Rechts und dem KHauptends 
zwed des Staats übereinftimmt”, und wie ihr Wortlaut nach dem einfachen 
und gewöhnlichen Sprachgebrauch aufzufaſſen ift. In letzterer Beziehung ift 
Folgendes in Betracht zu ziehen. Der erfte Abſatz bes Art. 84 a. a. O. 
jchreibt wörtlih vor: Sie (nämlich die Mitglieder beider Kammern) können 
für ihre Abftimmungen in ber Kammer niemals, für ihre barin ausgeſpro⸗ 
henen Meinungen nur innerhalb ber Kammer, auf Grund ber Gejchäftss 
ordnung, zur Rechenſchaft gezogen werben. Es fragt fi daher: in mwelder 
Weile der Ausdrud „Meinungen* aufzufaflen it? Nah dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauch verfteht man bierunter lediglich bie Nejultate des Denkver⸗ 
mögens, im Gegenſatz zur Behauptung und Verbreitung von Thatſachen. 
Selbitredend Tönen Meinungen auch auf thatjächlihen Borausfebungen bes 
ruhen, fowie fie in ber Regel zugleich eine nähere Begründung bes biekfällig 
gewonnenen Endergebnifjes umfafjen werben; allein felbit dann tragen fie 
ihrem inneren Wefen nad bie Eigenſchaft von Thatſachen nicht an fich. 
Daß nun ber Art. 84 a. a. D. unter Meinung nur ben fo eben hervorgeho⸗ 
benen Begriff und nicht auch bie Behauptung oder Verbreitung von eigents 
lihen Thatſachen veritanden bat, ergibt feine Entſtehungsgeſchichte. Die Re⸗ 
gierungsvorlage vom 20. Mai 1843 an bie damalige Nationalverfammlung 
lautete im $ 57: Die Mitglieder ber Kanımer können weber für ihre Abs 
fiimmung in ber Kammer, noch für ihre darin ausgelprochenen Meinungen 
zur Rechenſchaft gezogen werben. Das Geſetz vom 23. Juni 1848 bagegen 
befagte im $ 1: Kein Mitglied ber Berfanmlung fann für feine Abftimmuns 
gen, ober für bie von ihm in feiner Eigenſchaft als Abgeoröneter ausgelpros 
henen Worte und Meinungen in irgendeiner Weiſe zur Rechenſchaft gezogen 
werben. Die Beftimmung diejes Geſetzes hatte fomit einen größern Umfang 
als die erwähnte Negierungsvorlage und der Art. 84 der Berf.:Urf. vom 
31. San. 1850. Der F 79 des Commiſſions⸗-⸗Entwurfs einer Verf.Urk. der 
bamaligen Nationalverfammlung ging noch weiter, indem es dort heißt: Sie 
fönnen für ihre Abflimmungen, oder für die in ihrer Eigenfchaft als Abges 
ordnete abgegebenen jchriftlichen oder mündlichen Aeußerungen nicht zur Re⸗ 
henjchaft gezogen werden. Die octroyirte Verf.sUrk. v. 5. Dec. 1848 abops 
tirte biefe Faſſung in ihrem Art. 83 nicht, fondern bejtimmte, gleichwie bie 
frühere NRegierungsvorlage v. 20. Mai 1848: Sie können weder für ihre 
Abftimmungen in ber Kammer, noch für ihre barin ausgeiprochenen 
Meinungen .zur Rechenſchaft gezogen werben. Bei ber Reviſion biejer 
Verfaſſungs- Urkunde empfahl nun die Commiſſion ber zweiten Kammer 
folgende Beftimmung: Sie können für ihre Abftlimmungen in den Kammern 
niemals, für ihre darin ausgeſprochenen Meinungen nur innerhalb der Kams 
mer, auf Grund ber Gefhäftsorbnung, zur Rechenſchaft gezogen werben, ins 
bem hervorgehoben wurbe: baß nicht angenommen werben könne, als ſei jebe 
Disciplin in der Kammer unftatthaft. Weitergehende Anträge: dem Ausdrud 
„Meinungen“ ben ber „Aeußerungen“ zu fubitituiren, wurden abgelehnt, und 
ſo Hat ber Art. 84 der Verf.⸗Urk. v. 31. Jan. 1850 feine jegige Geftalt er⸗ 
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halten. Nach dieſen Vorgängen iſt nicht in Zweifel zu ziehen, daß unter 
„Meinungen“ nicht überall dasjenige zu verſtehen, was der allgemeinere Aus⸗ 
druck „Aeußerungen“ in fi) Ichließt, indem man abjichtlich dieſe Faffung des 
Art. 8A a. a. D. vermieden bat. Dem ftcht auch ber innere Grund, den 
bie Gefeßgebung hierbei vor Augen gehabt, zur Seite, indem es zum Schuß 
ber den Abgeordneten zuzubilligenden Redefreiheit nicht als nothwendig er: 
ſchien, denſelben auf mögliche Ausjchreitungen in unbeftimmter und fchranfen: 
loſer Weife auszudehnen.“ Der Befhluß verbreitet ſich hierauf über die Be— 
zichung biefer gegenwärtigen Auslegung zu G 38 des Preßgeſetzes, welcher 
die Berichte von den Kammerſitzungen betrifft, und fommt dann auf bie Be: 
ftimmungen des Strafgeſetzbuchs. „Nach der vorfieyenden Ausführung hat 
es aber, joweit e8 fih um Nerleumdungen im Sinne bes G 156 des Straf: 
gefeßbuch®, oder um Releidigungen mit dem Charakter der Verleumdung 
handelt, wie fie ber Abf. 2 des $ 102 des Strafgeſetzbuchs vorausjieht, 
nicht angenommen werben Fünnen, daß fie durch den Art. 84 der Berf.-Urf. 
geihügt find. Denn das Weſen diefer Vergehen beruht gerade in der Be: 
hauptung oder Verbreitung unwahrer, dem Haß ober ber Verachtung aus 
jeßender Xhatjachen, auf die fich, wie gezeigt, der Art. 84 a. a. D. nicht be⸗ 
zieht, und beren Vorhandenſein die Anklage behauptet. Bei bloßen Beleidi— 
gungen, oder in den Fällen des F 158 des Strafgefegbuchs dagegen, in denen 
bei dem erbrachten Beweis der Wahrheit der behaupteten oder verbreiteten 
Thatfachen doch noch das Norhandenjein einer bloßen Beleidigung übrig 
bleiben kann, muß ber Art. 84 a. a. O. mit voller Wirfung als eintretend 
erachtet, und die gerichtliche Verfolgung als unzuläfjig angejehen werden, 
weil eine bloße Beleidigung ohne verleumbderifchen Charakter ihrem That: 
beitand nach allerdings in die Kategorie von Meinungen füllt. Soldergeftalt 
hat von dem frühern Plenarbeihluß des Fol. Obertribunals vom 12. Dec. 
1853 wider Aldenhofen und dem fic lediglich auf diefen ftüßenden Beſchluß 
ber eriten Abtheilung des Eriminaljenats des k. Obertribunals v. 11. Kan. 
1865 wider Lyskowski abgegangen werben müſſen, und hieraus folgt die Auf- 
hebung bes durch bie gegenwärtige Beſchwerde angegriffenen, auf jene Vor— 
entſcheidung jich gründenden Beſchluſſes des Eriminaljenats des k. Appellations: 
gerichts zu Inſterburg vom 3. Oct. 1865. In der Sache felbft Fonnte 
aber noch nicht fofort befunden werden, weil das gedachte Appellationsgericht 
in feinem biepfälligen Beſchluß ausdrüdlich erklärt hat: von einer thatſäch— 
lihen Prüfung der Anklage gänzlich abjehen zu müſſen, indem e8 dazu 
nad Art. 84 a. a. DO. nicht berechtigt jei. Ta nun biefer Grund rechtlich 
nicht zutrifft, mußte die Sache zur anderweiten Erwägung und Beſchluß— 
fafjung an das erwähnte Appellationsgericht zurüdgemiefen werden.“ 

Die öffentliche Meinung will alsbald wiſſen, daß der Beſchluß nur mit 
einer Stimme Mehrheit und lediglich durch Mitwirkung zweier Hülfs— 
richter gefaßt worden ſei, indem die Mehrheit aus 6 Mitgliedern bes alt: 
ländiſchen Senats, 1 Mitglied des rheiniſchen Senats (Prof. v. Daniels) und 
ben 2 Hülfsrichtern, die Minderheit dagegen aus ſämmtlichen 7 andern Mit- 
liedern des rheiniſchen Senats und 1 Mitgliede des altländiſchen Senats 
Goldtammer) beſtanden habe. 


ebr. Abg.Haus: v. Hoverbeck und 162 Genoſſen bringen einen 
Antrag gegen den Beſchluß des Obertribunals vom 29. v. M. ein 
und verlangen ſofortige Schlußberathung über ihren Antrag. Das 


Haus geht darauf ein, ernennt v. Hoverbeck zum Referenten in ber 


Trage und befchließt eine Aufforderung an den Juſtizminiſter zur 
Theilnahme an ber Verhandlung. 
Kriegsminifter v. Roon bringt eine Vorlage „betreffend - einen 
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außerorbentlihen Bedarf für die Marineverwaltung“ ein und bezieht 
fi) dabei auf die vorjährige Motivirung ber damals abgelehnten 
Vorlage. 
Das Haus erklärt auf ben Antrag Virchows und auf ben von 
Tweſten erftatteten Commiflionsberiht mit 251 gegen 44 Stimmen 
„die Vereinigung bes Herzogtums Yauenburg mit ber Krone Preußen 


für rechtsungültig, folange nicht die verfaſſungsmäßige Zuftimmung beiber 
Häufer erfolgt fei.“ 


6. Febr. Der rheinifche Eiviljenat des Obertribunals entſcheidet noch⸗ 


8. 


mals und zwar wiederum mit ber Mehrheit von nur einer Stimme, 
aber dießmal unter Mitwirkung eines Hülfsricäters in ber Stellver- 
tretungsfrage zu Gunſten des Fiscus. Die Frage ift damit definitiv 
gegen bie Liberalen Beamteten im Abg.-Haus für Die ganze Monarchie 
entſchieden. 

„ Herrenhaus: die Regierung legt dem Hauſe einen Geſetzesentwurf 
bez. Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vor, der dieſe Ge 
noſſenſchaften von ihrer Erlaubniß abhängig machen will. 


9—10. Febr. Abg.-Haus: Debatte über den Antrag Hoverbed u. Gen. 


12, 


gegen den Beſchluß des Obertribunale vom 29. Jan. Erklärung 
des Yuftizminifters, Reden Bismards, Gneijts, Tweftens, Simſons 
und Waldeds. In namentlicher Abjtimmung wird ber Antrag mit 
263 gegen 35 Stimmen zum Beſchluß erhoben: 

„sn Erwägung, daß die gerichtliche Verfolgung ber Abgeorbneten Tweften 
und Frentzel wegen Reden, bie fie im Abg.:Haufe gehalten baben, von ber 
Staatsanwaltichaft beantragt, von den Gerichten erjter und zweiter Inſtanz 
zwar abgelehnt, von dem Straffenate des Obertribunals aber zugelajien ift, 
im Widerjpruche mit entgegenjtehenden Enticheidungen diefer Behörde aus 
ben Jahren 1853 und 1865; in Erwägung, daß ber Art. 84 der Verfaffung 
anordnet: „„Sie (die Mitglieder beider Kammern) können für ihre Abjtims 
mungen niemals, für ihre darin ausgefprochenen Meinungen nur innerhalb 
ber Kammer auf Grund ber Geſchäftsordnung (Art. 78) zur Rechenſchaft 
gezogen werden““; in Erwägung, daß hierdurch zum Schuße ber für bie 
Wirkſamkeit des Landtags unentbehrlichen Nebefreiheit jeder ‚Behörde außers 
halb des Landtages irgend eine Befugniß, wegen Reben der Landtagsmitglies 
der gegen biejelben einzufchreiten, unzweideutig abgejchnitten iſt; daß folglich 
ber Staatsanwaltichaft und ben Gerichten feine Ausbeutung, Feine Cenſur 
des Inhalts der Neben ber Volksvertreter zufteht; in Erwägung, daß jeder 
Angriff diefer Art das Verfafjungsleben in feinen Wurzeln untergräbt — : 
erklärt das Haus der Abgeordneten: 1) ber Antrag ber Staatsanwaltichaft 
auf gerichtliche Verfolgung dev Abg. Tweſten und Frentzel wegen ihrer Reden 
im Abgeorbnetenbaufe, fowie die Zulaffung biefes Antrags von Seiten bes 
Strafienats des höchſten Gerichtshofes enthalten eine Meberfchreitung der amt⸗ 
lihen Befugnijfe der Staatsanmwaltichaft und einen den Art. 84 ber Verfaſ⸗ 
fung verlegenden Eingriff in die Rechte bes Abgeorbnnetenhaufes ; 2) das Haus 
ber Abg. erhebt zur Wahrung feiner Rechte und der Rechte bes nach Art. 83 
ber Verfafjung von ihm vertretenen ganzen Volkes Proteft gegen biefen Ein= 
griff und gegen die Nechtsgiltigkeit eines jeden Verfahrens und jeber Ver= 
urtheilung, welche in Folge diejes Antrags und ähnlicher Anträge der Staats⸗ 
anwaltjchaft gegen feine Mitglieder ergeben möchte.“ 

„ Verſammlung des Nord:Oftfee-Sanalcomite'$ unter. dem Vorſitze 
des gew. Miniſters v. d. Heydt. Der Hanbelsminifter erklärt fich geneigt, 
AN» 
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von den auf 28,100,000 Thlr. veranfchlagten Koften 12 Millionen 
Actiencapital für den Staat zu übernehmen und hiefür an dem Er: 
trage des Unternehmens nicht eher betheiligt zu fein, als bis bem 
Actiencapital eine PVerzinfung von 4 Proc. gelihert fein würde. 
Das Eomitd erflärt dieſe Propofitionen der Regierung für durchaus 
ungenügend, um das Unternehmen zu Stande zu bringen. 

13. Febr. Abg.-Haus: Die Regierung bringt eine Vorlage ein behufs 
Aufhebung des Arbeitercoalitionsverbots und der Einzugsgelber. 

14, „ Das SKriegsminifterium ordnet in weiterer Ausführung ber 
Armeeorganijation die Errichtung von zwei neuen Gavallerieregimen- 
tern an. 

— „  Rollsverfammlungen in Königsberg, Magdeburg, Breslau, Köln, 
Berlin u. |. mw. gegen ben Obertribunalsbeihluß v. 29. Jan. Die: 
jenigen in Königsberg und Berlin werben polizeilich aufgelöst. 

15. „ Mehrere Zeitungen in Königsberg werden wegen eines bloßen 

Telegramms, das fie f. 3. über die Depeſche Ruſſels bez. des Ga⸗ 

fteiner Vertrags gebradyt hatten, „wegen Verlegung ber Ehrfurdt 

gegen den König” gerichtlich verurtheilt. 

„ Abg.-Haus: Debatte über das von ber Regierung verhinderte 

Klner Abgeorbnetenfef. Tas Haus beichließt auf den Antrag ber 

Juſtizcommiſſion über die Beſchwerde des Hrn. Claſſen-Kappelmann 

und Genoſſen mit allen gegen bie Etimmen ber Feubalen und 

Katholiken: 

„1) Die amtlichen Maßregeln, welde auf das Verbot und die Verbinder 
rung bes im Juli 1865 von einer Anzahl von Einwohnern der Rheinlande 
nnd Meftphalens unternonmenen Feſtes zu Ehren von Abgeorbneten gerichtet 
waren, ftehen im Wibderfpruch mit dem Art. 29 der Verf.-Urf. und dem da⸗ 
zu erlaffenen Gefete v. 11. März 1850, betr. die Ausübung des Berfamms 
lungs⸗ und PVereinigungsrechtes. 2) Der Miniſter des Innern hat feine 
Pflicht dadurch verlegt, daf er auf die Beſchwerde v. 11. Juli 1865 feinen 
Beicheid ertheilt bat. 3) Es war die Pflicht bes Minifters bes Innern, bie 
gefegwibrigen Maßregeln ber ihm untergeordneten Beamten zu verhindern, 
4) Der Oberprocurator ift verpflichtet, auf Grund des F 315 bes Straf: 
gefeßbuch8 gegen ben Regierungspräfidenten v. Möller und ben Polizeipräſi⸗ 
benten Geiger zu Köln, jowie gegen bie Bürgermeifter Eich zu Longerich und 
Schaurte zu Deuß wegen Mißbrauchs der Amtsgewalt die ftrafrechtliche Ver: 
folgung herbeizuführen.” 

17. „ Abg.Haus: Die Budgetcommiffion lehnt den Antrag Tweſtens 
auf einfache Ablehnung des Budgets mit 19 gegen 16 Stimmen ab. 

18. „ Die Staatsregierung lehnt bie Annahme von drei Beſchlüſſen des 
Abg.-Haufes ab und ſchickt diefelbe einfach dem Präſidenten des 
Abg.-Haufes zurüd, 

Schreiben bes Minifterpräfidenten Grafen Bismard: 
„Nachdem das k. Staatsminifterium von Ew. Hochwohlgeboren gefälligen 
Schreiben vom 3., dem 10. u. 16. d. M. durch mich Kenntniß erhalten, bat 
basjelbe befchloffen, die Annahme dieſer Schriftftüde abzulehnen, weil bie 
barin mitgetheilten Beſchlüſſe in ber dem Haufe ber Abgeorbneten durch bie 
Verfaffung beigelegten Competenz nicht nur Feine Begründung finden, fondern 
verſchiedene Artitel der Verfaſſung ausbrüdlich verlegen. Das Haus ber Ab- 


16, 
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georbneten iſt weber berechtigt, einen von Er. Maj. bem Könige geſchloſſenen 
Staatsvertrag für rechtsungiltig zu erflären, noch richterliche Urtheilsiprüche 
anzufechten, noch ben Beamten ber Erecutivgewalt Borfchriften zu ertheilen. . 
Der Beihluß des Haufes von 3. d. M. verlegt ben Art. 48, ber vom 10. 
b. M. den Art. 86, ber vom 16. d. M. den Art. 45 ber PVerfaffung. Die 
f. Regierung vermag über rechtswidrig gefaßte Beſchlüſſe Feine amtliche Mit: 
theilung von bem Präfidium bes Haufes entgegen zunehmen, unb beebre ich 
mid daher, Ew. H. bie überreihten Ausfertigungen der Beſchlüſſe, betr. 
das Herzogthum Lauenburg, den Antrag bes Frhrn. v. Hoverbed und 
F Petition des Herrn Claſſen⸗ſappelmann in den Anlagen wieder zuzu⸗ 
ellen.“ 


20, Febr. Abg.Haus: Die Marinecommiffon befchließt, die Vorlage ber 


21. 


22. 


28. 


Regierung neuerdings abzulehnen. 
„Abg.Haus: Die Budgetcommiſſion genehmigt ben an das Haus 
zu erftattenben Vorbericht Virchow's über das Budget für 1866 
und mit allen gegen 4 Stimmen eine Reihe daran gefnüpfter Res 
folutionen. 

Die auf einen Antrag bes Abg. Laster niebergefehte Commiſſion 
bez. bes Gefchäftes ber Negierung mit der Köln⸗Mindener Eifen- 
bahngejellihaft beichließt, darauf anzutragen, ben biekfalls abge: 
Ihloffenen Vertrag für verfaffungswibrig und daher für rechtsungil: 


. tig gu erklären. 


„ Abg.-Haus: Debatte über das Miinifterialfchreiben v. 18. d. M. 
Das Haus befchlieft darüber mit allen gegen die Stimmen der 
Teubalen und eines Theiles der Katholiken die einfahe Tagesord⸗ 
nung, nachdem die beiden großen Fractionen ber Oppolition fi in 
Dorverfammlungen darüber geeinigt hatten. 

Das Haus lehnt den Antrag Reichenſpergers auf Erlaß einer 
Adreffe an die Krone mit allen gegen die Stimmen der katholiſchen 
Traction ab. 

Eine k. Botſchaft verkündet den Schluß der Seſſion ganz uner: 
wartet auf den folgenden Tag und eine zweite vertagt den Landtag 
augenblidlih bis dahin, um alle weiteren Beichlüffe unmöglich zu 
machen, obgleich das Budget für 1866 noch gar nidht in Angriff 
genommen unb überhaupt bis jebt noch gar feine legislative Maß- 
regel zu Stande gefommen ift. Schlußrede Grabows: 

no. . Wir können die heutige Sikung nur mit bem Iebhaften Wunſche 
ſchließen, daß, da nad) meiner Ueberzeugung in jeder Hinfiht ein weiteres 
Verfahren eintreten wirb, das preußifche Volk Hinter "feinen Abgeordneten 
ſtehen und die Verf.-Urk. wie biäher heilig halten werde. Die Maßnahmen, 
die vielleicht in Folge unferer Vertagung und unſerer Schließung eintreten 
werben, fie haben fih im Laufe unferer Eikungsperiode ſchon ale, 
ich glaube aber, daß wir, die wir für Recht, Gefek und Berfaflung bisher 
mit allen unfern Kräften eingetreten find, dieß auch ferner unfer Stre⸗ 
ben fein laſſen wollen ...“ , 

Auf das fchlieglih vom Präfibenten auf den König ausgebrachte 
Hoch ſtimmen nur die Feubalen und Katholiken ein. | 
» Schluß der Seffion bes Landtags im weißen Saale bes kgl. 


166 


Preußen, 


Schloſſes. Zu der Teterlichkeit findet ſich Feiner ber Präfibenten des 
Abg.-Haufes und von den Mitgliebern nur bie Feudalen und einige 
Katholifen ein. Nismard verliest die Thronrebe: 

„Die Fönigl. Regierung hatte die Landtagsjefjion nicht in der Erwartung 
einer unmittelbaren Löſung des ſchwebenden Verfafjungsitreites, aber doch in 
ber Hoffnung eröffnet, daß das im preußiſchen Wolfe lebende Verlangen nad 
Ausgleihung auch in der Landesvertretung hinreichenden Widerhall finde, um 
ein Zuſammenwirken ber Staatsgewalten zur Heritelung nützlicher Gejeke 
zu ermöglichen und durch gemeinjame Thärigfeit im Dienfte bes Vaterlandes 
die Schroffheit de8 Gegenfages zu mildern, worin das Haus der Abgeords 
neten zur Krone und zum Herrenhauſe gerathen ift. In dieſer Hoffnung 
eröffnete die Staatsregierung gemäß dem Füniglihen Willen den Landtag, 
ohne dem Zerwürinifie ihrerfeits nene Nahrung zu geben, ober bie Grund⸗ 
lagen fünftiger Verftändigung zu beeinträchtigen. Die erite Kundgebung, bie 
im Abgeordnetenhauſe erfolgte, war bie Rede des Präjidenten, worin berjelbe 
ber feindfeligen Stimmung der Mehrheit des Haufes durch grundloſe und 
herausforbernde Vorwürfe gegen bie Fönigliche Regierung Auebrud gab. 
Diefem Vorgange entſprach die fernere Thätigfeit des Hauſes; biefelbe war 
nicht dem Frieden, jondern den Streite zugewandt, nicht den Geſetzesvor⸗ 
lagen, fondern dent Beftreben gewidmet, zu Angriffen auf die Regierung auf 
Gebieten Anlaß zu ſuchen, welche dem Wirfungsfreife ber Landesvertretung 
durch die Landesverfaffung nicht überwieſen find und wo bie Thätigkelt des 
Haufes deßhalb unfruchtbar bleiben mußte. In biefem Sinne wurbe bie 
von dem ganzen Lande freudig begrüßte Vereinigung mit Lauenburg und 
dadurch das verfaſſungsmäßige Recht bes Königs angefochten, Staatöverträge 
abzufchließen, die dem Lande feine Laften auflegen. In biefem Sinne er: 
folgte durch Beſchluß vom 410. Februar ber verfaffungswidrige Angriff auf 
bie durch $ 86 der Verfaſſungsurkunde verbürgte Unabhängigkeit der Gerichte, 
verbunden mit den Verfuche, das wohlbegründete Anfehen ber preußiichen 
Rechtspflege im Volke zu erfküttern und die Ehre cines Richterftandes öffent: 
ih anzutaften, beiten Unparteilichfeit noch heute wie ſeit Jahrhunderten dem 
Baterlande zum Ruhme gereict. Durch einen weiteren Beſchluß verlekte das 
Abgeorbnnetenhaus ben $ 45b ber Verfaffungsurfunde, fi die dem Könige 
allein zuſtehende Befugniß der vellziehenden Gewalt beilegend, indem es 
unternabnm, Beamten Vorſchriften betrefis ihrer Tienfipflichten zu ertheilen. 
Angefichts diefer Uebergrifie müßte die Staatsregierung fi die Frage vor— 
legen, ob von der. Fortfepung der Verhandlungen cin gebeihliches Ergebniß 
für die Wohlfahrt und den Frieden des Landes überhaupt zu erwarten fei. 
Ge. Maj. der König wollte die Beantwortung biefer Frage ausgefekt wifjen, 


bis die Berathung des Haufes über einen Antrag erfolgt fein würde, in wels 


chem die vermitteluden Beitrebungen einer Minderheit ihren Ausdruck gefun= 
den hatten. Der Verlauf diefer Berathungen vermochte bei ber Staatsregie- 
rung die Bejorgnifje nicht zu heben, daß auf dem vom Haufe eingefchlugenen 
Wege das Land erufteren Zerwürfniffen entgegengeführt und eine Ausglei- 
hung der beftehenden auch für die Zukunft erfchwert werben würde. Dies 


zu verhüten, hat Ee. Maj. ber König befohlen, die Sitzungen des Landtags 
38 jchliegen. Im allerhöchſten Auftrag erfläre ich den Landtag der preußie 
ſchen Monardie für gejchloffen.” 


24. F 


Die Regierung läßt fih nah dem Schluß des Landtags mit ge- 
ſuchter Rückſichtsloſigkeit ſofort die Räume des Abg.-Haufes und alle 
Landtagsmaterialien übergeben. 


ehr. 52 Mitgliever bes Herrenhaufes (32 Vertreter des fog. alten 
gefeftigten Grunbbefiges, 12 Lebenslängliche und nur 8 erblihe Mit: 
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glieder) richten an ben König durch Vermittlung bes Vicepräfidenten 
des Haufes eine Dankadreſſe: 

„... In den legten Tagen haben Richter, bie von Ew. kgl. Majeltät ernannt 
worden und in Ew. kgl. Majeftit Namen Recht ſprechen, ben höchſten Ge⸗ 
richtshof ſchwer angegriffen, unter beffen Tisciplin jie ftehen, und jein Ans 
jeben durch Die Wichtigfeitserflärung eines Ausſpruchs angetaitet, deſſen 
Wortlaut noch nicht einmal vorlag, in einem Ton und Geift, der die treuen 
Untertbanen Ew. Majeſtät mit Entrüftung erfült bat. Tie Veranlaſſung 
war, daß das höchſte Gericht für Necht erachtet hatte, daß Ew. kgl. Majeftät 
gegen Majeſtätsverbrechen und Hochverrath und Ew. fol. Maj Tiener und 
Untertanen gegen Berleumdungen auch dann durdy die Eeſetze geſchützt feien, 
wenn ſolche Frevel von Landtagsmitgliebern in ihrer Verfammlung begangen 
werden. Em. fol. Majeſtät haben aber das Edywert von Gott empfangen 
zur Strafe über bie Mebelthäter, und nicht ohne Verwirrung bes Rechts⸗ 
bewußtjeins des ganzen Landes, nicht ohne den Berluft feiner Freiheit, nicht 
ohne die Gewißheit feines Untergangs würden Allerhöchitdiefelben der Uebung 
diefer Nflicht durch Allerhöchſtderen Gerichte und deren unparteiifche Rechto⸗ 
pflege jidy entzichen können.“ 

Unter ben Unterzeichnern der Adreſſe findet ſich auch ber Nräfibent bes 
Obertribunals Herr Uhden und der Vicepräſident beffelben Herr Götze. 


27. Febr. Die „Rheinifche Ztg.” wird confiscirt, weil fie den fertigen aber 


noch nicht ausgegebenen Vorbericht der Budgetcommiſſion veröffent: 
licht hat. 


— März In Berlin werben die fänmtlihen nicht beftätigten Stadträthe 


16. 


22. 


von ber Etabtverordnietenverfammlung wieder gewählt, von ber Re: 
gierung jedoch abermals nicht betätigt. Das Borflcheramt der 
Königsberger Kaufmannfchaft erflärt auf eine Wahl im Gommerz: 
und Abmiralitätscolleg gänzlih zu verzichten, fofern die Regierung 
auf ihrem Befehl beharre, den nicht beftätigten Kaufmann Berent 
feinenfalld wieder in Borfhlag zu bringen und überhaupt feine 
„ungeeigneten Perſonen“ zu wählen, da fonjt eine Aufhebung ober 
Umwandlung des College in Betracht gezogen werden würde. 
» Das Obertribunal ftellt in einem Urtheil bez. die Disciplinar⸗ 
ftrafbarkeit der VBeamteten den Cab auf: „Ein Beamteter verftößt 
gegen die Disciplin, wenn er bei ber dffentlihen Kundgebung feiner 
politiichen Anfihten Maßregeln der Etaatsregierung hindernd ent: 
gegentritt.“ 
„Eine Schrift des Prof. Zachariä in Göttingen gegen das Urtheil 
des Obertribunals vom 29. Januar wird in Berlin mit Beſchlag 
belegt. 
„Aungebliche Unterhandlungen der Regierung wegen Verkauf ver 
Saarbrüder Kohlenbergmwerfe. 
„ Geburtstag des Könige. Tas Vorfteheramt ber Kaufmannfchaft 
von Königsberg beſchließt die übliche Ausjlaggung und Illumination 
bes Börfengebäubes dießmal zu unterlafien. Es wird deßhalb eine 
Unterfuhung eingeleitet. Bei der Neuwahl eines Dritterg des Amles 
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werben alle bisherigen Mitglieder wieber gewählt bis auf zivei, bie 
durch entichiedenere Charaktere erfeßt werben, 

24. März. Depeſche Bismards an die deutſchen Mittelftanten. (ſ. Deutſchland.) 

25. „ Beginn der Friedenspetitionen, Friedensadreſſen und Reſolutionen 
gegen einen Krieg mit Oeſterreichs um einer gewaltſamen Annexion 
Schleswig-Holſteins willen. (ſ. Deutſchland.) 

27. „ In Wien glaubt man (irrthümlich), daß an dieſem Tage bie 
Allianz mit Stalien in Berlin abgeichloffen worben jei. 

Anm. Die Allianz ift bisher nicht veröffentlicht worden, auch nicht vom italie- 
nifhen Grünbude. Doc ergibt fih aus den von diefem mitgetheilten Aften= 
ftüden, daß fie jedenfalls erſt nach dem 3. April (vieleicht, wie behauptet 
wird, am 8. April) abgeichloffen wurde. 

28. u Eine fol. Ordre befiehlt, die Armee in Kriegsbereitihaft zu 
ſetzen. 

„Juſtizrath Wagener, ber Führer ber feudalen Fraction bes Abg. 
Haufes, wird zum geheimen Regierungsrathe und vortragenben Rathe 
im Staatsminifterium ernannt. . 


DD 
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April. Dep. an Defterreih. (ſ. Deutichland.) 

„ Preußen trägt in Frankfurt auf Reform der Bunbesverfaflung 
an und auf Einberufung eines Parlaments aus direften Wahlen 
und allgemeinem Stimmredt. (ſ. Deutſchland.) 

15. „ Dep. an Defterreih,. (ſ. Deutfchland.) 

21. „ Dep. an Oefterreih. (f. Deutichland.) 

26. „ Die Bartei der Altliberalen tritt auf einer VBerfammlung in Halle 
in bem Conflict mit Defterreich zuerft entſchieden auf Seite ber 
Regierung. (f. Deutfchland.) 

27. „ Sommation an Sadfen. (f. Deutfchland.) 

„Circulardep. an die beutfchen Regierungen bez. Bundesreform. 

(ſ. Deutſchland.) 

30. „ Dep. an Oeſterreich. (ſ. Deutſchland.) 


en 
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4. Mai. Der König erläßt endlich die förmliche Mobilifirungsorbre des 
B3., 4., 5., 6., 8. und bes Garde⸗Armeecorps. 
Mißluagenes Attentat Blinds gegen Bismarck. Die öffentliche 
Meinung verwirft ſelbſtverſtändlich das Attentat, aber eine dem 
Premier dafür gebrachte Ovation fällt doc ſehr ſchwach aus. 
„ Der Rundfchauer der Kreuzztg., Hr. v. Gerlach, erklärt fih in 
berfelben jehr eindringlich gegen die Politif Bismards und die durch 
fie bewirkte innere Auflöfung der confervativen Partei in Preußen. 
„ Aud das 1. und 2. Armeecorps, fowie das 7, werben mobilifirt, 
alfo die gefammte Armee Preußens auf Kriegsfuß gefeht. 
„ Eine kgl. Verordnung ſpricht auf Grund eines Erpofe des Ge: 
ſammtminiſteriums die Auflöfung des Abgeorbnetenhaufes aus. 

©. das Erpofe des Minifteriums Ergänzungsheft ©. 66. 
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Mai. Auch die Landwehr ſämmtlicher 9 Armeecorps wirb auf kgl. 
Befehl mobil gemacht. 

„ Preußen remonftrirt in Hannover und Kaffel gegen bie von beiben 
Regierungen getroffenen militärifhen Vorfichtsmaßregeln und bringt 
auf abfolute Neutralität auf dem Friedensfuße des Militär, 

Eine fgl. Verorbnung hebt mit Rüdfiht auf ben durch die Mos 
bilmahung der ganzen Armee eingetretenen allgemeinen Nothſtaud 
die bisherigen Wuchergefege proviforiih auf. _ 

Der Abgeordnete Frentel wird vom Kreisgerichte Gumbinnen 
troß des Beichluffes des Obertribunale v. 29. Jan. neuerdings auf 
Grund des Art. 84 der Berfaflung freigeiprochen. 

„ Eine kgl. Cabinetsorbre ordnet ausgebehnte Truppenconcentrationen 
namentlih in Eadjen und Edlefien an, welche bis zum 15. Juni 
vollendet fein ſollen. 

„ Hannover und Kurheſſen erflären ſich zu einer neutralen Haltung 
in dem ausgebrochenen Konflicte zwiſchen Defterreih und Preußen 
bereit, doch nur unter Vorbehalt allfälliger Bundesbeſchlüſſe. 

» Die Bewegung für Friedensadreſſen hat fo ziemlih in allen Bro: 
vinzen ihren Fortgang, während bie Einberufung der Landwehr burd 
die Regierung auf großen Widerwillen ftößt und an vielen Orten 
im Dften wie im Meften der Monarchie zu argen Exceſſen von 
Eeite der Einberufenen führt. Nur der Magiftrat und die Stadt—⸗ 
verorbneten von Breslau erlaflen eine kriegeriſche Adreſſe an den König. 
„ Die Regierung erläßt eine auf Grund bes Art. 63 der Ber: 
faffung octroyirte Verordnung über die Gründung öffentlicher Dars 
lehenscaffen „zu Abhülfe des Grebitbevürfniffes* und bie Ausgabe 
von Darlehenscafjenicheinen im Betrage von 25 Mill. Thlrn. 

„ Der König beantwortet die Breslauer Adreſſe ſehr freundlich, die 
Friedensadreſſen bleiben dagegen vorerft ganz unbeantwortet. 

„ Eine Dep. Bismards an Württemberg wirft demſelben vor, neben 
Deiterreih und Sachſen zuerjt gegen Preußen gerüftet und bamit 
die ganze jetige Verwickelung mit verſchuldet zu haben. (ſ. Deutſchland.) 

„ Eine Reihe von Stabtverorbnnetenverfammlungen richtet Friedens: 
abreffen an den König; 17 Handelsfammern von Rheinland und 
Weſtphalen verftändigen fih über einen gemeinfamen Schritt in 
demſelben Sinne. 

„» Preußen nimmt die Einlabung ber neutralen Mächte zu Be: 
ſchickung eines Friedenscongrefies in Paris feincrfeits an. 


. Juni. Oeſterreich bringt den ſchon für gefichert betradhteten Friedens⸗ 


congreß durdy feinen Antrag am Bunde bez. Schleswig-Holftein und 
durch die Bebingungen, die es feinerfeit® an bie Beſchickung des 
Eongrefies Tnüpft, zum Scheitern. (j. Deutſchland.) 

Der Finanzminifter v. Bodelſchwingh tritt zurüd und wird durch 
(7 d. Heybt erſetzt. 


170 Preußen, 


3. Juni. Preußen proteftirt in einer Dep. an Defterreih gegen den Antrag 
deſſelben am Bunde vom 1. Juni und erklärt benfelben für einen 
Brud der Safteiner Convention. (ſ. Deutſchland.) 

4. „ Kine Girculardep. Bismarcks fieht den Krieg als eine in Wien 
beſchloſſene Sache an und ſpricht ſich über Defterreih ohne allen 
Rückhalt aus. (ſ. Deutfchland.) 

d. „ Der Staatsanzeiger veröffentlicht al8 Beweis, daß Defterreich durd) 

feinen Antrag am Bunde vom 1. Juni den (geheimen und big jebt 

nicht befannten) DBertrag zwiſchen DOefterreih und Preußen vom 

16. Sanuar 1864 und damit auch die Safteiner Convention ges 

brochen habe, den Art. 6 jenes Vertrages. 

„Falls es zu Feindſeligkeiten in Echleswig kommt, behalten ſich Preußen 
und Oeſterreich vor, die künftigen Verhältniſſe der Herzogthümer nur im 
gegenieitigen Einverſtändniſſe feitzuftellen. Sie werben gleichfall® bie Erb: 
folgeirage in ben Herzogthümern nicht anders als im gemeinſamen Einver— 
ſtändniſſe entſcheiden.“ 

Die Wahlen zum Landtag werden durch kgl. Verordnung auf den 
25. Juni und 3. Juli angeſetzt. 

„Der preußiſche Gouverneur von Schleswig, Gen. v. Manteuffel, 

notificirt dem öſterr. Statthalter von Holſtein, FML. v. Gablenz, 

daß ſeine Regierung die Gaſteiner Convention durch die Erklärung 

Oeſterreichs am Bunde v. 1. d. M. für dahin gefallen betrachte 

und daß er demgemäß ben Auftrag habe, feine Trnppen auf Grund—⸗ 

lage bes früheren Condominats ſchon am folgenden Tage in Holftein 
einrüden zu laſſen. 

T. „ Die Preußen rüden in Holftein ein und befeten Rendsburg, 
Kiel und Itzehoe. Der öſterreichiſche Statthalter v. Gablenz pro— 
teftirt und zieht fi mit feinen Truppen (circa 3000 Mann gegen 
ca. 20,000 Preußen), der Landesregierung und dem Herzog Fried⸗ 
rih nad Altona zurüd, Ä 

Die Etabtverordneten von Berlin beichließen wiederholt, daß bie 

Darlehenscafjenfcheine von ben Stubteafjen nicht angenommen werben 

dürften unb erklären den Magiftrat für verantwortlih für allfälligen 

Schaden bei Annahme derſelben. 


8. „ Mit Ausnahme Altonas wird ganz Holſtein von den Preußen 
bejebt. 

9. „ Nah einer Belanntmahung des Minifters des Innern hat der 
König befohlen, die ſaͤmmtlichen Friedensadreſſen wie folgt zu be: 


antworten: 

„Der König hat in diefen Vorftelungen ungern ben Ausdruck der Hin- 
gebung und Opferwilligfeit vermißt, welche andere Kundgebungen ber letzten 
Zeit, namentlid bie Adreſſe der Vertreter der Stadt Breslau enthalten. Ge. 
Maj. hat in dem befannten Erlaß auf biefe Teßtere Flar und eindringlich 
ausgelproden, daß Niemand fchmerzlicher, als Allerhöchfidiefelben, die Schwere 
ber Opfer, welche ber Krieg dem Vaterlande auferlegen würde, empfinden, 
Niemand das Bebürfnii lebhafter fühlen könne, daß diefelben von Herrſcher 
und Volf in ungetrübter Eintracht getragen werben. - Se. Mai. ‚hat feierlich 


erflärt, fein Bolt nur zu den Waffen gerufen zu baben, um Preußen unb 
feine bedrohten heiligſten Güter zu vertheidigen. Mit Bezug auf den Wunſch 
aber, daß bie Wiederheritellung bes vollen Einklangs zwiſchen Regierung 
und Volk der nationalen Begeifterung bie rechte Grundlage und Weihe geben, 
hat Se. Maj. von Neuem verkündet, daß die Berjtändigung mit dem Land⸗ 
tage das Ziel feiner Wünſche und feines eifrigen Strebens fei. In diejen 
allerhöchften Verfiherungen haben daher auch die Urheber und Unterzeichner 
jener anberweitigen Adreſſen bie der Würde ter Krone, wie den Intereſſen 
bes Vaterlandes einzig angemefjene Erwiberung und Nefcheidbung zu finden. 
Angefihts der drohenden und täglich wachſenden Gefahren erirartet ber König, 
daß das geſammte preußiſche Volk, eingedent ber Traditionen einer großen 
Vergangenheit, eine einmüthige patriotiſche Hingebung für bie höchſten und 
beiligften Intereſſen des Naterlandes von Neuem rüdhaltlos bewähren werde.“ 

9, Juni. Der Abg. Tweſten wird vom Berliner Stadtgericht troß des Ve: 
[chluffes des Obertribunals vom 29. Januar auf Grund bes Art. 84 
der Berfaffung neuerdings freigefprodyen. 

10. „ Preußen erläßt eine Girculardep. an bie deutihen Regierungen 
mit einem neuen Qunbesreformentwurf, ber auf gänzliher Auss 
ſcheidung Oeſterreichs bafirt, dagegen Bayern in Süddeutſchland 
eine überwiegende Etellung in Ausſicht ſetzt. 

nn Die Preußen räumen die Bunbesfejtungen Rajtatt und Mainz. 

„ — 11. Juni. Der Zufammentritt der von Oeſterreich einberufenen 

bolfteinifhen Ständeverfammlung wird von den Preußen gewaltſam 

verhindert. Gen. Manteuffel übernimmt durch Proclamation aud) 
die alleinige Regierung in Holjtein fir Preußen. 

„  Defterreih klagt gegen Preußen am Bunde wegen feines gewalt: 

famen Vorgehens in Holitein und trägt auf Mobilmachung ſämmt—⸗ 

liher Bundesarmeecorps mit Ausnahme der preußiihen und auf 

Ernennung eines Bundesfeldherin an. Die Abftimmung und Be: 

Ihlußfaffung darüber wird von der Bundesverſammlung auf ben 

14. d. M. anberaumt. (j. Deutichland.) 

12. „ Defterreih weicht in Holſtein ohne Schwertſchlag. Die ſämmt⸗ 
lihen öfterreihiichen Truppen und mit ihnen ter Nuguftenburger 
gehen über die Elbe und ziehen ſich über Hannover und Kaſſel zurüd. 


14. „ Die Bundesverfammlung in Frankfurt nimmt den Antrag Oeſter⸗ 
reih8 vom 11. d. M. mit 9 gegen 6 Stimmen an. Der preuß. 
Geſandte erflärt den Beſchluß für einen Brud der Aunbesverfaflung 
und den Bund dadurch für aufgelöst und verläßt den Eaal. Aus: 
bruch des Krieges. (ſ. Deutichland.) 


15. „ Preußen richtet Sommationen an Sachſen, Hannover und Kur: 
hefjen, mit ifm auf Grund ber Bundesrefornvorfchläge v. 10. Juni 
ein neues Bündniß zu fließen. Alle drei lehnen die Zumuthung 
ab. Der König von Sachſen läßt feine Armee an bie böhmijche 
Grenze rüden und geht mit ihr auf dfterreichiiches Gebiet über, 
ber König von Hannover zieht mit feinen Truppen nadı Gättingen, 
um bon bort aus eine Verbindung mit ven Bayern pa ale, UI 


11. 
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Kurfürft von Helfen ſendet die feinigen nah Eüben zum Anfchluß 
an bie Bunbestruppen. 

16. Juni. Die Preußen rüden unter Gen. v. Bayer in Kurbeflen, unter 
ben Generalen Bogel v. Fallenftein und Manteuffel in Hannover 
unter Öeneral Herwarth v. Bittenfeld in Sachſen ein. 

» u Preußen ladet: die norbbeutihen Staaten zum Abſchluß eines 
neuen Bundes unter feiner Führung auf Grund der Vorfchläge 
vom 10. d. M. ein und inzwiſchen ihre Truppen zur Verfügung 
bes Königs von Preußen zu ftelen. Der Herzog von Coburg-Gotha 
ift der erfte, der diefer Aufforderung entſpricht. Nah und nad 
folgen auch die übrigen. Am meiften fperren ſich Medlenburg und 
Hamburg, geben aber endlich ebenfalls nad. (ſ. Deutichland.) 

17. „ Die Preußen rüden in die Stadt Hannover ein. 

18. „ Die Preußen befegen Dresden. 

19. „ Die Preußen befegen Kaffel. 

22./23. Juni. Die Preußen beginnen unter dem Kronprinzen von Schlefien, 
unter dem Prinzen Friebrih Karl und dem Gen. Herwarth v. Bitten: 
feld von Sachſen aus ſich gegen Böhmen in Bewegung zu ſetzen 
und rüden zunächſt ohne ernten Widerjtand in bafjelbe ein. 

26.—29. Juni. Kämpfe mit den Defterreihern unter Clam Gallas, 
Sablenz und Ramming und mit der fächfifhen Armee. Die Preußen 
debuchiren glücklich aus den Defildes, die Defterreicher werden überall 
geihlagen und Benedek ficht fi) gezwungen, die Linie der Ser auf: 
zugeben und fi) auf der ganzen Linie gegen Königgräb zurüdzu: 
ziehen. Die drei Armeen ber Preußen bewerkftelligen ihre Ber: 
einigung. 

28. Juni. Die hannoverſche Armee, bei Rangenfalza von ben Preußen ein- 
geſchloſſen, capitulirt. 

29. „ Erſte Siegesnachrichten in Berlin. Der König und Bismard 
werden gefeiert. 

30. „ Der König geht zur Armee ab. 


1. Juli. Eine Dep. Bismardd an den preuß. Gefandten im Haag führt 
aus, daß die preußiiche Bejabung in Luremburg nit nur als Bundes: 
befagung dort fei, jondern auf Grund ber internationalen Verträge 
zwiſchen Preußen und den Niederlanden von 1816 und 1856. 

2. „ Die holländifhe Regierung erflärt Preußen, daß fie ihre Aus- 
führungen in der Depefhe vom 1. d. M. nicht acceptiren könne, 
daß die endgültige Löſung der luxemburgiſchen Frage noch veridhoben 
werben könne, daß fie aber ſchon jebt ihre vießfälligen Reformationen 
und Proteſte Fundgebe. 

3. „ Schlacht von Königgrätz. Sieg der Preußen, Benedek fammelt 
die Reite feiner Armee in Olmütz. 

Landtagswahlen. Die bisherige Oppofltion erleidet ſchwere Nieber- 
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lagen. Die Regierung ſetzt faſt für die Hälfte des Abg.-Hauſes 
regierungsfreundliche Candidaten durch. 


Juli. Oeſterreich tritt Venetien an Fraukreich ab. Napoleon übernimmt 


die Vermittlung zwiſchen den kriegführenden Mächten. Preußen 
nimmt dieſelbe an und ſtellt ſeine Bedingungen. (ſ. Deutſchland.) 


„Die Abſicht der öſterreichiſchen Ceſſion Venetiens an Frankreich iſt miß⸗ 


lungen. Italien hält feſt an dem preußiſchen Bündniß, bie italieniſche 
Armee ergreift trotz jener Ceſſion wieder die Offenſive und geht 
unter Cialdini über den Po. 

Gen. v. Falkenſtein hat die Bayern unter dem Prinzen Karl in 
wiederholten Gefechten zurückgedrängt. Gefecht bei Kiſſingen. Die 
Bayern gehen nach Schweinfurt zurück. Gen. Vogel v. Falkenſtein 
Täßt fie dort ſtehen und wendet ſich gegen die Reichsarmee unter 
dem Prinzen Aler. v. Heſſen. 


„ Preußen bebarrt auf feinen Bedingungen für den Abſchluß eines 


Maffenitillftandes: Annahme von Yriedenspräliminarien von Ceite 
Defterreihe, Ausſchluß Oeſterreichs aus Deutſchland, beffere Ver: 
bindung zwiſchen feinen Dft: und Weſtprovinzen. Weinijterrath in 
Parie. Napoleon entſcheidet gegen eine active Unterftügung Lefter: 
reihe und geht unter der Bedingung einer Ausiheidung Süddeutſch⸗ 
lands aus dem neuen Bunde ber deutſchen Staaten unter Preußen 
auf die preußifhen Forderungen ein. Preußen nimmt den Ber: 
mittlungsvorſchlag Frankreichs an und dieſes übermittelt benjelben 
nah Wien. 


„ Die Oefterreiher ziehen alle ihre Truppen, mit Ausnahme ber 


Beſatzungen des Feſtungsvierecks und Venedigs aus Venetien heraus, 
um Wien gegen die Preußen zu ſchützen. Erzh. Albrecht übernimmt 
den Oberbefehl über die gejammte öſterreichiſche Armee. 


„ Defterreih nimmt im Princip die Friebenspräliminarien nad dem 


Vermittlungsvorſchlage Frankreichs an. 

General Vogel v. Falkenſtein hat die Reichsarmee bis Aſchaffenburg 
zurückgedrängt. Gefecht bei Aſchaffenburg. Die Reichsarmee geht 
über den Main zurück und Gen. Vogel v. Falkenſtein wendet ſich 
in Eilmärſchen gegen Frankfurt. 

Die Reſte des Bundestags ſiedeln von Frankfurt nad Augs⸗ 
burg über. 


„ Die Preußen ziehen in Frankfurt ein, Gen. Vogel v. Falkenſtein 


erflärt den Senat und den gefebgebenden Körper für aufgeldft und 
legt der Stabt eine Contribution von 6 Mill. Gulden auf. 

Die Preußen befegen Lundenburg und die Linie der Thaya, bie 
Defterreiher haben ſich gänzlich auf die linke Seite der Donau zu: 
rüdgezogen. 


„ Die Preußen bejegen Darmitabt und Westin, Du Sy 
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herzog von Heſſen-Darmſtadt verläßt ſein Land und ebenſo der 
Herzog von Naſſau. 

Eine kgl. Ordre aus Brünn beruft den Landtag der Monarchie 
auf den 30. d. M. zuſammen. 


19. Juli. Gen. Vogel v. Falkenſtein wird von der Mainarmee abberufen. 


Gen. v. Manteuffel tritt an ſeine Stelle. 


20.—24. Juli. Harte Behandlung Frankfurts durch die Preußen. Sie 


verlangen eine neue Contribution von 25 Mil. Der gefeßgebende 
Körper verweigert fie wiederholt. Bürgermeiſter Fellner erhängt fich. 


22. Juli. Abſchluß einer fünftägigen Waffenruhe mit Defterreich, binnen 


welcher ſich Diefes über Annahme oder Ablehnung der Friedens: 
präliminarien entſcheiden ol. 


23.—27. Juli. Gefechte zwifchen der Mainarmee unter Gen. Manteuffel 


26. 


29. 


31. 
. Aug. Die Preußen bejegen Mannheim unb Heidelberg. 


und dem 7. und 8. Bundesarmeecorps. Die Preußen drängen beide 
zurüd und bejdießen die bayer. Feſte Marienberg. 
„ Abjichluß der Triebenspräliminarien und eines Waffenſtillſtands 
mit Defterreih in Nickolsburg. Oeſterreich wird dabei genöthigt, 
feine deutihen Verbündeten gänzlih im Stich zu laſſen. 
» Preußen gewährt dem bayerifchen Unterhändler v. d. Pfordten 
einen Waffenftillitand, der aber erft am 2. Aug. anfangen fol und 
benüßt bie Zwijchenzeit, um durch das Reſervecorps unter bem Groß: 
berzog von Medlenburg ein gutes Stück bayrijchen Gebiets big 
Nürnberg zu befeten. 

Ein Refeript des Königs aus Niolsburg verfchiebt die Eröff- 
nung des Landtags bis zum 5. Auguft. 
„ Ein Telegramm des Königs beruft den Senator Müller nad 
Nieolsburg und filtirt inzwilchen alle Zwangsmaßregeln behufs Ein- 
treibung der Contribution von 25 Mil, 
„ Der König verläßt NRidolsburg, um wieder nach Berlin zurüdzufehren. 


Abſchluß eines Waffenſtillſtands mit Heſſen-⸗Darmſtadt. 
„Abſchluß eines Waffenſtillſtands mit Württemberg. 

„Abſchluß eines Waffenftillftands mit Baden. 

Graf Bismard Tabet die ſüddeutſchen Staaten zu Friedensunter: 
bandlungen in Berlin ein, 

» Der König trifft wieder in Berlin ein. 

Eine Circulardepeſche des Grafen Bismard ladet bie beutjchen 
Staaten nördlich des Maine zu einem Bündniß behufs Gründung 
eines norbbeutihen Bundes ein und übermittelt ihnen den Entwurf 
eines ſolchen. (ſ. Deutſchland.) 

„ Eröffnung des Landtags. Thronrede bes Königs: 

„Indem ich die Vertretung des Landes um mid) verfammelt fehe, drängt 
mid mein Gefühl, vor Allem auch von biefer Stelle meinen‘ unb meines 
Volkes Dank für Gottes Gnade auszufprechen, welche Preußen geholfen hat, 
mit ſchweren, aber erfolgreihen Opfern ‚nicht nur bie Gefahren feindlicher 
Angriffe von unjeren Grenzen abzuwenden, fondern in rafhem Siegeslauf 
des baterländifchen Heeres bem ererbten Ruhme neue Torkeren umilgn 
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und ber nationalen Entwicklung Deutſchlands die Bahn zu ebnen. Unter 
dem fihtbaren Segen Gottes folgte die waſfenfähige Nation mit Begeiſterung 
dem Rufe in ben heiligen Kanıpf für die Unabhängigkeit des Vaterlandes und 
ſchritt unſer heldenmüthiges Heer, unteritütt von wenigen, aber treuen Rundes: 
genofjen, von Erfolg zu Erfolg, von Eieg zu Sieg, im Oſten wie im Weiten. 
Biel theures Blut ijt geflofjen, viele Tapfere betrauert das Vaterland, bie 
fiegestroh den Heldentod jtarben, bis uniere ahnen fih in Giner Yinie von 
den Karpathen Bis zum Rhein entfalteten. In einträhtigem Zus 
fammenwirfen werden Regierung und Bolfsvertretung bie 
Früchte zur Reife zu bringen haben, bie aus der blutigen 
Saat, foll fienidt umfonft gejät fein, erwadien 
müffen Liebe Hrren von beiden Häuſern des Pandtage! Auf 
bie Finanzlage des Staated Fann meine Megierung ben Blick mit Befriedi— 
ung wenden. Durch ſorgliche Vorſicht und gewiſſenhafte Sparjamfeit iſt jie 
in den Stand gejegt, die groken finanziellen Schwierigfeiten zu überwinden, 
welche bie gegenwärtigen Zeitverhäftnijje in nmaturgemäpem (Mefolge haben. 
Obwohl ſchon in den lekten Jahren durch ben Krieg in Dänemark der Staats: 
kaſſe beträchtliche Opfer auferlegt worden find, iſt e8 doch gelungen, bie bie: 
ber erwachſenen Koſten des gegenmärtigen Krieges aus ben Staatseinnahmen 
und vorhandenen Beſtänden ohne andere Belaſtung des Landes, als die durch 
bie gejeßlichen Jatural = Yeiitungen zum Kriegszivede erwachfenden, bereit zu 
fielen. Um fo zuverjichtlicher hoffe ih, daß die Mittel, welde zur erfolg: 
reichen Beendigung des Krieges und zur Bezablung der Natural-tieferungen, 
bei Aufrechterhaltung ber Ordnung und Sicherheit in den Finanzen, nöthig 
find, von Ihnen bereitwillig werden gewährt werden. Ueber die Feſiſtellung 
bes Staatshaushalts-Etats bat eine Vereinbarung mit ber Landesvertretung 
in ben letzten Jahren nicht herbeigeführt werden können. Die Staatsausgaben, welche 
in biefer Zeit geleifter worden find, entbehren baber ber geſetzlichen 
Grundlage, weldhe ber Stantshaushalt, wie ich wiederholt anerfenne, nur 
durch das nach Art. 99 der Berfaffungsurfunde alljährlich zwiſchen meiner 
Regierung und ben beiden Häuſern des Yandtage zu vereinbarende Geſetz 
erhält. Wenn meine Regierung gleichwohl den Staatshaushalt ohne bieje geſetzliche 
Grundlage mehrere Jahre geführt hat, jo iſt dieß nach gewiſſenhafter Prüfung in 
ber pflichtmäßinen Ueberzeugung geichehen, baß bie Fortführung einer geregelten 
Berwaltung ben gefeglichen Werprlichtungen gegen die Gläubiger und bie 
Beamten bes Staates, bie Erhaltung des Heeres und ber Staatsinſtitute 
Griftenzfragen des Staates waren und daß baher jenes Verfahren eine der 
unabweisbaren Nothiwendigfeiten wurde, denen jih cine Regierung im 
Intereſſe bes Landes nicht entziehen Tann und darf. Sch hege das Vers 
trauen, baß die jüngiten Greignifje dazu beitragen werben, bie unerläßliche 
Berftändigung in jo weit zu erzielen, baß meiner Megierung in Bezug auf 
die ohne Staatshaushaltsgejeß geführte Verwaltung die Indemnität, um 
welde die Landesveriretung angegangen werben foll, bereits 
willig ertheilt und damit der bisherige Conflict für alle Zeit um fo 
fiherer zum Abſchluß gebradt werden wird, als erwartet 
werben barf, baß bie politifhe Yage des VBaterlanbes eine 
Erweiterung ber Grenzen des Stan.es und die Einrichtung 
eines einheitlihen Bundesheeres unter Preußens Führung 
geftatten werde, befjen Laſten von allen Genofjen des Bundes 
gleihmäßig werben getragen werden. Tie Vorlagen, welde in 
diefer Peziehung behufs Cinberufung einer Volfsvertretung der Bundesftaaten 
erforderlich find, werben dem Landtage unverzüglich zugehen. Meine Herren! 
Mit mir fühlen Sie, fühlt das ganze Vaterland die ganze Wichtigfeit bes 
. Augenblides, der mid im die Heimath zurückführt. Möge die Vorfehung 
ebenfo gnadenreich Preußens Zukunft jegnen, wie fie ht tie Nimmt 
Vergangenheit fegnete! Das malte Gott\* 
6, Aug. Magiftrat und Stabtverorbnete von Berlin beggken A SUR 
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Rathhaus aus in corpore nach dem Palaſt, um dem König eine, 
mit thatſächlich angenommener Beiſeitſetzung ihres früheren Beſchluſſes, 
einſtimmig angenommene gemeinſchaftliche Adreſſe zu überreichen: 

„... So ſieht ſich Ew. Maj. ſtärkſter Feind gezwungen, die Grundlagen 
eines Friedens anzunehmen, welcher die politiſche Geſtaltung Deutſchlands von 
dem hemmenden Druck der Intereſſen des öſterr. Kaiſerhauſes befreit und 
unter Eurer Maj. Herrſchaft und Führung ein neues Staatsesweſen erſtehen 
läßt, deſſen geſchloſſene Kraft auch die Gefahren, welche die Zukunft bringen 
könnte, erfolgreich beſtehen und die Erkenntniß immer weiter verbreiten wird, 
daß nur Preußen die politiſchen Schäden heilen kann, an denen Deutſchland 
ſeit Jahrhunderten krankt. So krönen die Erfolge dieſes Krieges die Thaten 
bes großen Kurfürſten, des einzigen Friedrich! Die Geſchichte wird ed wür—⸗ 
digen, daß die, unferm Staate für die politifhe Kräftigung Deutſchlands, 
für die Erhaltung feiner Eulturgüter geftellte Aufgabe von Eurer Königlichen 
Majeftät, wie von Ihren glorreihen Ahnen, mit hohem Sinn erfaßt, mit 
entichloffenem Muthe erfüllt worben ift... .“ 

Antwort bes Königs: „... Selten ift Gottes Segen und Gnabe 
fo fichtlih mit einem gewagten Unternehmen gewejen, als in ben legten 
Wochen. Preußen mußte das Schwert ziehen, als es fich zeigte, baß es die 
Erhaltung feiner Selbftänbigkeit galt; aber auch zur Neugeftaltung Deutjch: 
lands bat es fein Schwert gezogen; Erſteres ift erreicht, Leb.eres möge mir 
unter Gottes fernerem Segen gelingen.” 


7. Aug. Frankreich erhebt in einer Depefhe des Hrn. Drouyn be l'Huys, 


10. 


11, 


n 


die der Botichafter Benebetti dem Grafen Bismarck vorliest, gegen- 
über ber beabfichtigten Vergrößerung Preußens Compenfationsforde- 
rungen. Preußen lehnt diejelben entſchieden ab. Frankreich beruhigt 
ſich dabei, 

„ Gen. v. Manteuffel geht in bejonderer Miffion nad) St. Peters: 
burg ab. 

» Preußen übernimmt wieder die Regierung der hohenzollern’schen 
Fürftenthümer. 

„ Grabow erklärt, im Intereſſe einer Verſöhnung zwiſchen dem 
Landtag und ber Regierung auf eine Wiederwahl zum Präſidenten 
bes Abg.-Hauſes zu verzichten, 

„ Ag.-Haus: Nah DVerzichtleiftung Grabow's wird v. Forkenbeck 
mit 170 Stimmen (v. Arnim-Heinrichsborf, der Candidat ber Con 
fervativen erhält 136, Graf Schwerin, derjenige ber AltsXiberalen 
22 Stimmen) zum Präfidenten, v. Stavenhagen und dv. Bonin 
werden zu DVicepräfidenten gewählt. Zahlreihe Entwürfe zu Ant: 
wortsadreſſen werden eingegeben: ber Altliberalen, ber Confervativen, 
Waldecks, Gneift-Grabow’s, Virchow's, Neichenfperger’s, Graf Be: 
thuſy⸗Huc's, Groote's u. |. w. 

„ Die „Köln. Ztg.“ erklärt den Streit um die Armeereorganijation 
nunmehr für ein bloßes Mißverſtändniß. 

» (Hannover). Der preußifche Civilcommiſſär trifft Anordnungen, 
damit bie einige Tage vor bem Einzug der Preußen nad England 
in Sicherheit gebrachten circa 21 Millionen Thaler als „dem Lande 
gehörige bez. als Domanialvermögen mit bem Lande unzertrennlich 
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verbundenen Beftände* bemfelben nicht entfremdet werden: fo weit 
der Betrag in verſchiedenen Staatsobligationen au porteur beftehe, 
follen weder Zinszahlungen noch Rüdzahlungen an Capital erfolgen 
und demnächſt das gerichtliche Verfahren eingeleitet werben. 


11. Aug. (Reuß 8. 2). Das Ländchen wird von 2 Compagnien Prew 


13. 


14, 


17. 


Ben beſetzt. 


„ WÜg-Haus: Die Regierung legt bemjelben ein Wahlgeſetz für 
den Reichstag des norbbeutihen Bundes vor. 
„Friedensſchluß mit Württemberg (j. Anhang). 

Abg.Haus: Die Regierung legt demjelbn ein fürmliches Indem: 
nitätögefeb für bie Zeit bes budgetlojen Regimentes vor und ver: 
langt einen außerordentlihen Credit von 60 Mill. Thalern. 

Der Finanzminifter bemerkt zu dem erjtern: „Wenn bie Staatsregierung 
auf der einen Seite fich deſſen bewußt fei, daß fie bei ber Fortſetzung bes 
Staatshaushalts einer in ihrer Stellung liegenden dringenden Pflicht genügt 
und bei Verwentung ber Staatsgelder fih auf bag, was im Intereſſe bes 
Staates als unerläßlich geboten war, befchränft habe, fo bege jie auf ber 
andern Eeite den bringenden Wunſch, ben Conflikt balbdigft zu 
löſen und ihn auf alle Zeiten zu befeitigen. Sie bethätige 
ihrerfeits ein Entgegentommen, indem fie den Gefeßentwuri bem Haus übers 
reihe, und vertraue zuverfichtlich auf defjen Annahme.” Aus der Darleygun 
bes Minijters bez. ber zweiten Vorlage ergibt fih, daß von ben 60 Mill, 
22 dazu verwendet werben follen, ben Staatsjchat wieder zu füllen: „ben 
das babe die Erfahrung gelehrt, daß zu einer friegsbereiten Armee auch ein 
friegebereiter Schaß gehöre.“ 

„ Botſchaft des Königs an beide Häuſer des Landtags bezüglich 
Einverleibung von Hannover, Kurhefien, Naffau und Frankfurt. 

„Botſchaft des Königs: „Wir Wilhelm von Gottes Gnaden ꝛc. ꝛc. 
thun fund und fügen biermit zu wiflen: Die Regierungen bed Königreichs 
Det bes Kurfürſtenthums Helfen, des Herzogthung Naſſau, jowie der 
rein Stadt Frankfurt haben ſich durch ihre Theilnahme an bem feindlichen 
Verhalten bes ehemaligen Bundestags in offenen Kriegszuſtand mit Preußen 
gelebt. Eie haben ſowohl die Neutralität, als bas von Preußen unter dem 

erſprechen ber Garantie ihres Territorialbeftandes ihnen wiederholt und noch 
in leßter Stunde angebotene Bündnig abgelehnt, haben an dem Sriege 
Oeſterreichs mit Breuen thätigen Antheil genommen und bie Entſcheidung 
bes Krieges über fich und ihre Länder angerufen. Tiefe Entſcheidung tft nad 
Gottes Rathſchluß gegen fie ausgefallen. Tie politische Nothwendigfeit zwingt 
ung, ihnen die Negierungsgewalt, deren fie durch das fiegreiche Vorbringen 
unferer Heere entfleidet find, nicht wieber zu übertragen. Die genannten 
Länder würden, falls fie ihre Selbſtändigkeit behielten, vermöge ihrer geogras 
phifchen Tage bei einer Feinbfeligkeit, oder auch nur zweifelhaften Stellung 
ihrer Regierungen der preußifchen Rolitif und militäriſchen Action Schwierig- 
feiten und Hemmniſſe bereiten fönnen, welche weit über das Maß ihrer thats 
fähhlihen Macht und Bedeutung hinausgehen. Nicht im Verlangen nad) 
Länbererwerb, fondern in ber Pflicht, unfere ererbten Staaten vor wiederkeh⸗ 
renden Gefahren zu ſchützen und der nationalen Neugeftaltung Deutſchlands 
eine breitere und feftere Grundlage zu geben, Tiegt für uns bie Nothwendigs 
feit, das Königreich Hannover, das Kurfürftenthum Helfen, das Herzogthum 
Naſſau, ſowie bie freie Stadt Frankiurt für immer mit unferer Monarchie 
zu vereinigen. Far wiſſen wir, daß nur ein Theil ber Bevölkerun biejer 
Staaten mit uns die Ueberzeugung von jener Nothwendigkeit theilt. Wir ach: 
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ten und ebren bie Gefühle ber Treue und Anbänglichkeit, welche bie Bewoh⸗ 
ner derfelben an ihre bisherigen Fürftenhäufer und ihre jelbitändigen politifchen 
Einrichtungen knüpfen; allein wir vertrauen, daß bie lebendige Betheiligung 
an der fortichreitenden Entwidlung des nationalen Gemeinlebens in Verbin-— 
dung mit einer fchonenden Behandlung berechtigter Eigenthümlichkeiten den 
unvermeidlichen Webergang in die neue größere Cemeinihait erleichtern 
werde. Die beiden Häufer bes Landtages fordern wir auf, bie verfaffungs: 
mäßig erforderliche Genehmigung und Einwilligung zu ertheilen, und lafjen 
ihnen zu biefem Behufe den beiliegenden Gejeßentwurf zugehen.“ 

Gefeßesentwurf: „Art. 1. Wir übernehmen für Uns und Unfere 
Nachfolger auf Grund des Art. 55 der Verfaſſungs-Urkunde für den preußi: 
ſchen Staat die Regierung über das Königreih Hannover, Kurfürftenthum 
Helfen, Herzogtum Nafjau und die freie Stadt Frankfurt. Art. 2. Die 
definitive Regulirung der Beziehungen biefer Läuder zu dem preußiſchen Staats- 

ebiete auf Grunb des Art. 2 der Berj.:Urf. erfolgt mittelit befonbern Ge: 
—* Art. 3. Das Staatsminiſterium wird mit der Ausführung des gegen: 
wärtigen Geſetzes beauitragt.” 

Motivirung: „Die Regierungen bes Königreichs Hannover, bes Kur: 
fürftenthums Heffen und bes Herzogthums Naſſau, forwie die freie Stadt 
Frankfurt haben durch ihre beharrlihe Ablehnung der von Preußen vorge: 
fhlagenen Reform bes Bundes und durch den ofienen, mit bem Zweck ber 
Vereitelung berfelben unternommenen Krieg beiwiefen, daß auf ihre Mitwir: 
fung zur Befriedigung der nationalen Bedürfniſſe und berechtigten Wünſche 
bes deutſchen Volkes nicht zu rechnen ift. Sie haben damit ihren Fortbeſtand 
unmöglid) gemacht, indem jie gezeigt haben, baß bderfelbe mit der Erreichung 
befriedigender Zuftände ber beutfchen Nation unvereinbar if. Neben biejer 
Unverträglichfeit mit einer Neconftruction Deutichlands aufnationalen Grund- 
lagen würde ber Fortbeſtand biefer Staaten eine fortdauernde Gefahr für 
Preußen in ſich ſchließen. Lie letzten Greignijfe haben gezeigt, wie groß biefe 
Gefahr ift, indem Preußen fich genöthigt gefehen bat, im Augenblid eines 
bie ganze Kraft der Nation in Anſpruch nehmenden Krieges gegen eine eben— 
bürtige Großmacht, einen bedeutenden Theil feiner Kräfte zur Occupation 
jener, e8 im Rüden und von ber Eeite bebrohenden Ränder zu verwenden. 
Tiefer Zuſtand darf nicht mwieberfehren. Er muß für immer befeitigt wer: 
ben. Se. Maj. ber König hat fih daher entichlofjen, zur Sicheritellung der 
eigenen und ber übrigen deutſchen Lande von dem durch die Vorfehung ihm 
verliebenen Rechte Gebrauch zu machen und die Negierung über bie gegen: 
wärtig von preußifchen Truppen occupirten und in preußiicher Verwaltung 
befindlichen Territorien bes Königreichs Hannover, bes Kurfürſtenthums Hcj- 
jen, des Herzogtums Naffau und der Stadt Frankfurt a M. mit ihrem 
Gebiet auf Grunb des Art. 55 ber Verfaffung zu übernehmen. Tie Herzog: 
thümer Holftein und Schleswig hat Se. Maj. der König bisher in gemein: 
famem Recht mit Str. Maj. dem Kaifer von Delterreih auf Grund bes 
Diener Vertrages v. 30. Oct. 1364 befeffen. Nachdem Se. Mai. ber Kuifer 
ſich bereit erflärt hat, alle ihm aus dieſem Vertrage zuftehenden Rechte auf 
Se. Maj. den König zu übertragen, wird Se. Maj. der König, fobald der 
Triebe mit Defterreich ratifizirt fein wird, bie Negierung auch diefer beiden Her: 
zogthiimer befinitiv übernehmen. Wenn die nördlichſten Diftrifte bes Herzog: 
thums Schleswig in freier Abftimmung ben Wunſch ausfprechen follten, mit dem 
Königreich Dänemark vereinigt zu werben, jo wird Se. Maj. der König die— 
ſem Wunſche ftattgeben. Die individuellen Verhältniſſe und Beſonderheiten 
der neu erworbenen Länder und Lanbestheile werben eine vielfache Berüdjich- 
tigung erfordern, deren Tragweite fich noch nicht überjehen läßt. Cs ift der 
Wille Sr. Maj. bes Königs, ben wirklichen Bebürfniffen gerecht zu werben 
und bie billigen Rüdfichten auf berechtigte Eigenthümlichkeiten mit den For⸗ 


. berungen bes allgemeinen Stantswohls und ber Gerechtigkeit gegen alle feine 
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Unterthanen auszugleihen. Deßhalb konnte bie fofortige Aufnahme bieler 
Länder in das preußilche Staatsgebiet nicht erfolgen, vielmehr muß e8 einer 
boffentlih nahen Zufunft vorbehalten bleiben, die fämmtlichen unter ber Herr: 
ihaft des Königs befindliden Lande in ein Ganzes zu vereinigen, fobald bie 
neu erworbenen Länder durch das jetzt einzurichtende Uebergangsitabium dazu 
vorbereitet fein werden. Die dahin zielenden Vorlagen werben, nah Maß: 
gabe des Art. 2 der Verfafjungsurfunde, dem Landtage feiner Zeit gemacht 
werben. 


Anm. Dur die Einverleibungen ſoll Preußen (ohne Schleswig: Holftein) 
folgenden Zuwachs an Land und Leuten erhalten: 
Hannover . . . 698 Qu.:Meilen. 1,923,492 Einwohner. 


(Dez. 1864.) 


Kurhefien . . . 174 „ 845,063 „ 
Nafauu . 2»... 85 " 468,311 " 
Srantfutt . . . 2 „ 91,180 „ 

959 Qu.⸗Meilen. 3,228,046 Einwohner. 
Hiezu Preußen . 5,058 . 19,552,139 


Nunmehriger Staat 6,017 Qu.:Meilen. 22,480,185 Einwohner. 


Bemerkung bes Minifterpräf. zu der Vorlage: „Nachdem ber 
König feld zu Ihnen über die Sache geiprochen, wird e8 mir nicht geziemen, 
in biefem Augenblide meine eigene Auffafjung näher zu entwideln und ben 
öniglihen Worten eigene binzuzufügen. Ich erlaube mir nur Ihre Auf: 
merfjamfeit darauf zu lenken, daß der Anhalt des Geſetzentwurfs ben jetzt zu 
Ihaffenden Zuſtand auf der Bafis des Art. 55 als einen Uebergangszuftand 
harafterifirt, der nicht al8 der definitive gedacht wird. Die königl. Staats: 
regierung hält einen ſolchen Uebergangspunft für zweckmäßig, um die völlige 
Einverleibung dieſer Länder in die preußiihe Monarchie in derjenigen ſcho⸗ 
nenden Weife vorzubereiten, welche bie Fönigliche Botichaft in Ausficht ftellt. 
Wir glauben, daß die Bewohner jener Länder feldft fih in Kurzem, wenn 
die Entſcheidung ber königlichen Staatsregierung in der Art feſtgeſtellt fein 
wird, wie e8 durch ein folhes Gele geichieht, mit dem Gedanken noch voll: 
ftändiger beireunden werben, als dieß bisher geichehen ift, und daß ber Land⸗ 
tag mit Vertrauen in bie Hand Sr. Maj. die Machtvollkommenheit werde 
legen wollen, in jenen Ländern biejenigen Mobificarionen ihrer bisherigen 
Einrichtung und Berfaffung einzubringen oder zu geſetzmäßiger Entjcheidbung 
vorzubereiten, welche ihre Verſchmelzung mit dem preußiichen Staate werben 
erleichtern können. Ueber die Herzogthümer Schleswig und Holftein ift in 
biefem Gefeßentwurf nichts gejagt, weil ihre Einverleibung bedingt ift durch 
bie Ratification bes mit Defterreich in gegemwärtigem Augenblid verhandelten 
Friedens, unb wir werden eine Vorlage darüber erſt machen können, wenn 
der Friede ratificirt ift, ebenfo wie über andere Gegenftände, deren Geſchick 
im Augenblid noch von ben Friebensverhandlungen mit ben übrigen fübbeut: 
ihen Staaten abhängt. 

417. Aug. (Hannover) Der König empfängt eine hannoverſche Deputation, 
beftehend aus dem Staatsminifter a. D. v. Mündhaufen, dem Vice⸗ 
präfidenten des Oberappellations-Gerichts v. Schleppegrell und dem 
Schatzrath v. Röſſing. 

Eingabe der Deputation: „.. In dieſem Umſtand nun glauben 
wir eine genügende Rechtfertigung zu finden, wenn wir noch einmal in aller 

Ehrfurcht ben Verſuch wagen, für den Ausdruck ber in der unendlichen 
Mehrheit unſerer Mitbürger herrſchenden Stimmung ein gnädiges 
See: ung zu erbitten. Ew. Maj. dürfen überzeugt fein, Daß unter Dielen — . 
welches auch früher ihre Stellung zur fogenannten beugen tra KRÜR 
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ten und ehren bie Gefühle ber Treue und Anhänglichfeit, welche bie Bewoh⸗ 
ner derſelben an ihre bisherigen Fürftenhäufer und ihre felbftändigen politifchen 
Einrichtungen knüpfen; allein wir vertrauen, daß bie Tebendige Berheiligung 
an der fortfchreitenden Entwidlung des nationalen Gemeinfebens in Verbin— 
dung mit einer Schonenden Behandlung berechtigter Eigenthümlichkeiten den 
unvermeiblihen Webergang in bie neue größere Gemeinſchaft erleichtern 
werde. Die beiden Häufer des Landtages fordern wir auf, die berfaffungss 
mäßig erforderfiche Genehmigung und Einwilligung zu ertheifen, und laffen 
ihnen zu dieſem Behufe den beiliegenden Gejeßentwurf zugeben.” 

Gefetesentwurf: „Art. I. Wir übernehmen für Uns und Unfere 
Nachfolger auf Grund des Art. 55 der VBerfaffungs-Urfunde für den preußi: 
ihen Staat die Regierung über das Königreih Hannover, Kurfürſtenthum 
Helfen, Herzogthum Naſſau und die freie Stadt Frankfurt. Art. 2. Die 
definitive Regulirung ber Beziehungen biefer Känder zu dem preußijchen Staats: 
gebiete auf Grund des Art. 2 der Verf.-Urk. erfolgt mittelit befondern Ge: 
jeßes. Art. 3. Das Staatsminifterium wird mit ber Ausführung des gegen: 
wärtigen Geſetzes beauitragt.” 

Motivirung: „Die Regierungen des Königreich Hannover, des Kurs 
fürſtenthums Helfen und des Herzogthums Naſſau, fowie bie freie Stadt 
Frankfurt haben durch ihre beharrliche Ablehnung der von Preußen vorge: 
Ihlagenen Reform des Bundes und durch den offenen, mit dem Zweck der 
BVereitelung berjelben unternommenen Krieg beiwiefen, daß auf ihre Mitwirs 
fung zur Befriedigung ber nationalen Bedürfniſſe und berechtigten Wünſche 
des beutjchen Volkes nicht zu rechnen ift. Sie haben bamit ihren Fortbeitand 
unmöglicy gemacht, indem jie gezeigt haben, daß berfelbe mit der Erreichung 
befriedigenber Zuſtände der deutfchen Nation unvereinbar if. Neben dieſer 
Unverträglichfeit mit einer Reconftruction Deutſchlands aufnationalen Grund: 
lagen würde der Fortbejtand diefer Staaten eine fortdauernde Gefahr für 
Preußen in fich ſchließen. Die legten Greigniffe haben gezeigt, wie groß biefe 
Gefahr ift, inden Preußen fich genöthigt gefehen bat, im Augenblid eines 
bie ganze Kraft der Nation in Anſpruch nehmenden Krieges gegen eine eben: 
bürtige Großmadt, einen bedeutenden Theil feiner Kräfte zur Occupation 
jener, e8 im Rüden und von ber Seite bebrohenden Länder zu verwenden. 
Diefer Zuftand darf nicht wiederfehren. Er muß für immer bejeitigt wer: 
ben. Se. Maj. ber König bat fich daher entjchloffen, zur Sicheritellung ber 
eigenen und ber übrigen deutjchen Lande von dem durch die Vorjehung ihm 
verliebenen Rechte Gebrauch zu machen und bie Regierung über bie gegens 
wärtig von preußiichen Truppen occupirten unb in preußiiher Verwaltung 
befindlichen Zerritorien des Königreichs Hannover, des KurfüritentHums Heſ⸗ 
jen, des Herzogtums Naffau und der Stabt Frankfurt a. M. mit ihrem 
Gebiet auf Grund bes Art. 55 der Verfafjung zu übernehmen. Die Herzog: 
thümer Holftein und Schleswig hat Se. Maj. der König bisher in gemein: 
famem Recht mit St. Maj. dem Kaifer von Defterreih auf Grund bes 
Wiener Vertrages v. 30. Oct. 1364 beſeſſen. Nachdem Se. Maj. ber Kaifer 
fih bereit erflärt hat, alle ihm aus biefem Vertrage zuftehenden Mechte auf 
Se. Maj. den König zu übertragen, wirb Se. Maj. der König, fobald ber 
Friede mit Defterreich ratifizirt fein wird, bie Negierung auch dieſer beiden Her: 
zogthümer befinitiv übernehmen. Wenn bie nörblichften Diſtrikte des Herzog: 
thums Schleswig in freier Abftimmung den Wunſch ausſprechen follten, mit dem 
Königreich Dänemarf vereinigt zu werben, fo wird Se. Maj. der König bie: 
ſem Wunfche ftattgeben. Die indivibuellen Verhältniſſe und Bejonderheiten 
ber neu erworbenen Länder und Landestheile werden eine vielfache Berückſich⸗ 
tigung erfordern, deren Tragweite fich noch nicht überjehen läßt. Es ift ber 
Mille Sr. Maj. des Könige, den wirklichen Bebürfniffen gereht zu werben 
und die billigen Rüdfichten auf berechtigte Eigenthümlichfeiten mit den or: 


derungen bes allgemeinen Staatswohls und ber Gerechtigkeit gegen alle feine 
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Untertbanen auszugleihen. Deßhalb konnte die fofortige Aufnahme biefer 
Länder in das preußiiche Staatsgebiet nicht erfolgen, vielmehr muß es einer 
hoffentlich nahen Zukunft vorbehalten bleiben, bie fämmtlichen unter der Herrs 
ſchaft bes Königs befindlichen Lande in ein Ganzes zu vereinigen, fobald bie 
neu erworbenen Länder burch das jetzt einzurichtende Uebergangsftabium bazu 
vorbereitet fein werben. Die dahin zielenden Vorlagen werben, nah Maß- 
gabe bed Art. 2 der Berfaljungsurfunde, dem Landtage feiner Zeit gemacht 
werden. 


Anm. Durch die Einverleibungen joll Preußen (ohne Schleswig: Holftein) 
folgenden Zuwachs an Land und Leuten erhalten: 
Hannover . . . 69% Su :Meilen. 1,923,492 Einwohner. 
(Dez. 1864.) 


Kuchfien . . . 174 . 845,063 n 
NRafau . .. 85 " 468,311 
Stunffurt . . . 2 „ 91,180 n 

959 Qu.:Meilen. 3,228,046 Einwohner. 
Hiezu Preußen . 5,058 . 19,552,139 





Nunmehriger Staat 6,017 Qu.-Deilen. 22,480,185 Eimvobner. 


Bemerlung bes Minifterpräf. zu der Vorlage: „Nachdem ber 
König ſelbſt zu Ihnen über die Sache geſprochen, wird es mir nicht geziemen, 
in diefem Augenblide meine eigene Auffajjung näher zu entwideln und den 
tönigtihen Morten eigene Binzuzufügen. Ich erlaube mir nur Ihre Aufs 
merkſamkeit barauf zu lenfen, daß der Inhalt des Gefetentwurfs ben jebt zu 
Ihaffenden Zuftand auf der Baſis des Art. 55 als einen Vebergangszuftand 

harakterifirt, der nicht als der definitive gedacht wird. Die fünigl. Staats: 
regierung Hält einen ſolchen Uebergangspunft für zwedmäßig, um die völlige 
Einverleibung biefer Länder in die preußiſche Monarchie im derjenigen jchos 
nenden Weiſe vorzubereiten, welche die königliche Botſchaft in Ausficht ftellt. 
Dir glauben, baß die Bewohner jener Länder feldft jih in Kurzem, wenn 
die Entſcheidung ber königlichen Staatsregierung in der Art feftgeftellt fein 
wird, wie e8 durch ein ſolches Geſetz geichieht, mit dem Gedanken noch voll: 
ftändiger befreunden werden, als dieß bisher geichehen iit, und baß ber Land: 
tag mit Vertrauen in die Hand Sr. Maj. die Machtvollftommenheit werbe 
legen wollen, in jenen Ländern diejenigen Modificationen ihrer bisherigen 
Einrichtung und Verfaſſung einzubringen oder zu geſetzmäßiger Entſcheidung 
vorzubereiten, welche ihre Verfchmelzung mit dem preußifchen Staate werben 
erleichtern können. Weber die Herzogthümer Schleswig und Holftein ift in 
biefem Gefeßentwurf nichts gefagt, weil ihre Ginverleibung bedingt ift burch 
bie Ratification des mit Defterreich in gegenwärtigem Augenblid verhanbelten 
Friedens, und wir werden eine Vorlage darüber erft machen können, wenn 
der Friede ratificirt ift, ebenfo wie über andere Gegenſtände, deren Geſchick 
im Augenblid nod) von den Friedensverhandlungen mit ben übrigen ſüddeut⸗ 
[hen Staaten abhängt. 

17. Aug. (Hannover). Der König empfängt eine hannoverſche Deputation, 
beftehend aus dem Staatsminifter a. D. v. Mündhaufen, dem Vice: 
präfibenten bes Oberappellations-Gerichts v. Schleppegrell und dem 
Schatzrath v. Röſſing. 

Eingabe ber Deputation: „ In dieſem Umſtand nun glauben 
wir eine genügende Rechtfertigung zu finden, wenn wir noch einmal in aller 
Ehrfurcht den Verſuch wagen, fuͤr den Ausdruck der in der unendlichen 
Mehrheit unſerer Mitbürger herrſchenden Stimmung ein gnädiges 
Get ung zu erbitten. Ew. Maj. dürfen überzeugt fein, daß unter dieſen — 
welches auch früher ihre Stellung zur fogenannten beutjchen Frage gewelen 
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ſein mag — nach den ſiegreichen Erfolgen der preußiſchen Waffen kein Zweifel 
mehr darüber herrſcht, daß Preußen und nur Preußen zur Vormacht 
in dem neu zu errichtenden Bunde berufen, und daß ihm als folder bereit- 
willigft und rüdhaltslos in reihem Maß die Befugniffe einzuräumen 
feien, die e8 zu wirkſamer Durchführung dieſes feines welthiftorifchen Berufes 
für erforderlid erachten mag. Daß e8 aber dazu auch bed Opfers ber Griftenz 
unferes, feldft in jolcher Beihränfung feiner Souveränetät noch lebensfräftigen 
Staates bebürfte, will der Bevölkerung des lebteren nicht einleuchten, und 
auch den oft gehörten Einwand fürchtet fie nicht, daß cine alſo beichränfte 
Krone Hannover für die Krone Preußen ein unzuverläfliger Nachbar fei. 
Würden doch die jedenfalls auf diefe übergehenden militärhoheitlichen Befug— 


niſſe genügen, jede etwa drohende Gefahr zu befeitigen wenn nicht, nachdem 


bie deutfche Trage gelöst, ſchon durdy die geographiiche Lage beider Pänber, 
durch die Aehnlichfeit ihres VBolfscharafters, durch die Gleichartigfeit ihrer 
wirtbichajtlihen Intereſſen eine völlig ausreichende Garantie für die Bundes- 
treue des fchwächeren Nachbars gegeben wäre. Sollle übrigens gleichwohl 
in ber Perfon des gegenwärtigen Trägers ber hannoveriſchen Krone feine 
genügende Gewähr für eine zuperläflige Bundesgenoffenfchaft gefunden werben, 
fo bat fich derjelbe, wie das Ew. Maj. Negierung nicht unbefannt geblieben 
ift fhon bereit erklärt, zu Gunften feines Thronfolgers der Krone zu 
entjagen.” 

Antwort des Königs: „Ich fehe Sie gern bier, meine Herren, benn 
Ich Tann e8 nur achten und anerfennen, wenn deutſche Männer mit Treue 
fefthalten an der Tiynaftie, deren Verbindung mit ihnen Jahrhunderte lang 
beftanden und die Früchte ber gegenfeitigen Anhänglichfeit und Hingebung 
gereift bat. Sch würde die Hannoveraner minder ſchätzen, wenn fie feinen 
Schritt bei Mir gethan hätten, welcher das innige Feſthalten an ihrem an: 
geftammten mir nahe verwandten Negentenhaus bethätigte. Dadurch jehe Ach 
mich veranlagt, Ahnen ausführlich die Gründe barzulegen, welde wahrlich 
gegen Meine uriprüngliche Abficht und nach wiederholten ſchweren Kämpfen 
mit Meinem Wunſch: die Selbftändigkeit Meiner früheren Genofjen im deut⸗ 
Then Bund fortbeftehen zu laſſen, zu dem jett bereit8 in ber Ausführung begrif- 
fenen und fomit unmwiderruflihen Beſchluß genöthigt haben, Annerionen 
vorzunehmen. Bereit bei dem Eintrefen in meine jegige Stellung habe id) 
e8 ausgejprochen, daß Meine zum Heile Preußens und Deutjchlands gehegten 
Abfihten dahin gerichtet feien, Teine anderen als moralijde Er: 
oberungen zur Ausführung zu bringen ; es ijt dieſes Wort vielfach be= 
lächelt, bejpöttelt, ja gehöhnt worden, und doch ertheile Ich Ihnen noch heute 
bie fefte Verfiherung, baß Meine Plane darüber nie hinausgegangen find, und 
daß — wenn Ich als 7Ojähriger Mann zu gewalttbätigen Croberungen über: 
gebe — Ich bieß nur thue gezwungen durch bie Macht der VBerhältniffe, 
durch bie unabläſſigen Anfeindungen Meiner angeblichen Bundesgenofjen und 
durch bie Pflichten gegen das meiner Führung anvertraute Preußen. Schon 
bei Bildung bes beutihen Bundes wurde von denjenigen Staaten, welche 
buch Preußens ſchon damals erfennbaren geiltigen Auffhwung Gefahren für 
bie Erhaltung ihres Einfluffes befürdhteten, dafür Sorge getragen, baß das 
Bundesgebiet Preußens durch felbftändige Staaten getrennt bleibe. Tiefe 
Lage wurde feit dem Beftehen des Bundes durch fortwährend erneuerte Ans 
feindungen, vorzugsweife genährt durch öfterreichiichen Einfluß, buch Erfaufen 
ber beutfchen, der franzöfifchen, der englifhen Preſſe benußt, um bei biefen 
Staaten ftete Beforgniffe vor Preußens Uebergriffen und Eroberungsgelüiten 
anzuregen und wach zu erhalten und ben, brei preußilche Megierungen bins 
durch mit Eifer, aber unter Achtung aller Rechte fortgejegten Bemühungen, 
bem beutjhen Bund Einigkeit und Auffhwung in materiellen und geiftigen 
Intereſſen einzuflößen, beharrlichen Widerfiand entgegenzuſetzen. Dieje Be⸗ 
ſtrebungen ſind nicht ohne Erfolg geblieben, ſie haben zu einer, faſt nur wäh⸗ 
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rend ber Regierung bes Königs Eruft Auguft innigeren Beziehung Plab 
machenden unfreundlichen Stellung Hannovers zu Preußen geführt, welde 
während der politiichen Gomplicationen ber lebten Jahre häufig in eine feinds 
felige übergegangen ift, obne daß dazu von preußiicher Seite Veranlafjung 
gegeben worden wäre. So ftanden die Sachen, als Meine Stellung in Hols 
ftein dur Oefterreih immer und immer wieder angegriffen und geitört 
wurde bis zu einem Grad, welchen Preußen zu ertragen nicht länger im 
Stande war. Bevor Ich Mich jedoch zum Außerften zu entichließen gezwungen 
wurde, gelang es, bie Gefahr noch einmal durch Abſchließung des Gafteiner 
Vertrags nicht zu befeitigen, fondern nur hinauszuſchieben, denn während ber 
Wirkſamkeit —* Vertrags fiel eine Hülle nach der andern, welche die Abſicht 
Oeſterreichs bis dahin verſchleiert hatte, den längſt als drohend und ſteis 
mehr und mehr für unvermeidlich erachteten Kampf mit Preußen nunmehr 
thatſächlich zu beginnen — den Kampf um den überwiegenden Eins 
fluß in Deutfhland. Diefer Einfluß ift Preußens Lebenss 
element, dvenKampf um benfelben nit annehmen hieß PBreus 
Bens Eriftenz opfern — bie boliteinifche Frage war damit in den Hinters 
grund gedrängt. Zur Turdführung diefes großen Kampfes bedurfte es 
zweier Grundlagen: 1) der Ueberzeugung von der Gerechtigkeit der preußiſchen 
Anſprüche, welche allein ben Schutz bes Höchſten durd Verleihung bes in 
jeiner Hand liegenden Kriegsglüds hoffen laſſen fonnte; 2) des Inſtruments, 
womit berjelbe geführt werden mußte, der preupiihen Armee. Daß das Ins 
jtrument tüchtig fei, darüber war Ich nicht im Zweifel, denn Mein ganzes 
Leben war der Entwidlung ber preußilchen Armee gewibmet gewejen und 
Ich durfte Mir ein Urtbeil über deren Leiſtungsfähigkeit zutrauen. Daß 
Preußens Forderungen gerecht feien, ſchien Mir dadurch erwieſen, daß Preußen 
ohne beren Erfüllung nicht fortbeflehen und fich gebeihlich entwideln könne, 
und fo entihloß Ih Mich fchweren und ſchwerſten Herzens zum enticheidenden 
Kampf, deffen Ausgang Gott anheimftellend. Und die von Mir in folcher 
Ausdehnung nicht vorgeahnten, felten oder nie in der Geſchichte dageweſenen 
Ergebnifje eines Griftenzfampis zweier mädtigen Staaten in fo kurzer Zeit 
find eine fihtbare Fügung der Vorfehung, ohne die auch die geichultefte 
Armee ſolche Refultate nicht erfämpien kann. Die Etellung ber Regierung 
Ihres Landes vor und während der Entwidlung biejer Ereignifje ift Ihnen 
befannt, das Votum vom 14. Juni, welches jeder Begründung durch das 
Bundesrecht entbehrte, das nur eine Erecution kennt — eine Execution, welder 
Ich — falls fie beichloffen wäre — Mich zwar nicht hätte fügen können, 
welche aber body den Bundesbruch im preußenfeindlihen Sinne für Hannover 
minder offenbar gemacht haben würde. Sie fennen die Eriſtenz gepflogener 
Neutralitätsverbandlungen, Meine wiederholte vergebliche Nufforderung zum 
Nordbündbuiß in der Nacht vom 14. Juni, den Zug ber bannoverifchen Armee 
mit ihrem König, bie Kataftrophe von Langenfalza, bei weldder Ih Mich 
zwar nicht als Sieger binftelle, welche aber im ihren Folgen zur Vernichtung 
der bannoverifchen Armee geführt bat. Auch nad den überraichend großen 
Sriolgen, welhe Mir freie Haud in ben von Mir zu treffenden Beſtim⸗ 
mungen verfchafft Haben, würbe e8 weder einer Adrefje noch einer Deputation 
bedurft Haben, um Mir den Ernft des Schrittes Far zu machen, welchen 
Sie vermieden zu fehen wünfchen. Dennoch wieberhole Jh Ihnen Meinen 
Dank, daß man ſich freimüthig ausgefprochen bat; ja, es ift Mir dieß lieber 
als das Gegentheil, weil es für die Zukunft reellere Verhältniſſe prognoſticirt. 
Und dennoch hat die reiflichſte, wegen Meiner verwandtſchaftlichen Verhältniſſe 
zum Haus Hannover ſchmerzlichſte Prüfung Mich zu dem Beſchluß der An⸗ 
nexion kommen laſſen, als einer Pflicht: Mein Preußen für die von ihm 
gebrachten ſchweren Opfer zu entſchädigen, und die wahrſcheinliche Wiederkehr 
ber durch bie unfreundliche Stellung Hannovers auch in Zukunft zu beſor⸗ 
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beichlofjen, ben betreffenden Paſſus aus dem Entwurfe Heichenfperger (Kath.) 
aufzunehmen: 

Abfap IV: „Gegenüber der Thatfache, daß feit einer Reihe von Jahren 
die Staatsausgaben ohne einen zur gefeglichen Feitftelung gelangten Staats⸗ 
haushaltsetat und tbeilweife im Widerfpruh mit ben Beichlüffen bes Abge⸗ 
orbnetenhaufes geleiftet worden find, gereicht e8 dem leßteren zur großen Ge: 
nugthuung, daß Ew. Maj. feierlich auszuſprechen geruht haben, baß bie in 
jener Zeit geleifteten Geldausgaben ber gejeßlichen Grundlage entbehren, weil 
biefelbe nur durch das nah Art. 99 der Verf.-Urk. altjährlid zu Stande zu 
bringende Ctatsgefeß erlangt werben Tann. Im Hinblid auf dies k. Wort, 
welches die Nothivendigfeit eines nur unter Zuftiimmung des Abg.-Haufes 
ins Leben tretenden jährlichen Staatshaushalts:Gefekes, jowie bemgemäß bie 
Nothwendigkeit einer für die Vergangenheit zu erwirfenden Indemnitäts- 
Erflärung ber beiden Häufer bes Pandtags anerfennt, ift das Vertrauen ber 
Landesvertretung gerechtfertigt, daß Fünftighin durch bie rechtzeitige Feſtſtel⸗ 
lung bes Staatshanshalts:Gefekes vor Beginn bes Etatsjahres jeder Conflift 
verhütet werde. Dann werden Ausgaben, welche das Abg.-Haus im Staates 
baushalts.Ctats abgeſetzt bat, nicht dennoch aus Rüdfichten auf das Staats: 
wohl eintreten können.“ 

Abſatz VII: „Das zu vollbringende Werf ber bunbesftaatlichen Einigung 
Deutſchlands wird fih am Sicherſten der Unterftügung ber Nation erfreuen, 
wenn bie jehwierige Arbeit auf der Grundlage ber Reicheverfafjung v. 1849 
begonnen und bieje der neuen Lage ber Dinge entjprechend geftaltet wirb. 
Preußen wird dann Fräftig genug fein, um ale ftarfe Schirmmacht bie deut⸗ 
jhen Grenzen umverjehrt zu erhalten und jede Einmiſchung des Auslanbes 
bei der Ordnung unſeres neuen Staatswejens abzuwehren.“ 

Schließlich wird der ganze Abrepentwurf feitgeitellt und für benfelben im 
Plenum des Hanfes eine Majorität von 10 Stimmen gehofft, vorausgefet, 
baß bie polniiche Fraction fi, der Abſtimmung enthält und bie kath. Fraction 
für den Entwurf der Commiſſion ftinmt. 


Die Adreßcommiſſion legt ihren Entwurf vor. General Staven⸗ 
hagen bringt einen andern, ziemlich farblojen ein, ber mehr Aus 
fidyt auf Annahme. hat und dem aud die Adreßceommiffion beitritt. 
Sacoby und Reichenſperger beharren auf ihren Entwürfen. Schließ- 
lih wird der Entwurf Stavenhagen fat einftimmig angenommen. 
Nur Jacoby, einige Katholifen und die Polen ftimmen dagegen. 


24. Aug. Ende des Bundestages. 


25. 


„ Der König empfängt bie Deputation des Abgeordnetenhaujes 
und nimmt bie Adreſſe besfelben entgegen. Antwort des Königs: 
„Er ſpreche zunächſt feinen Dank aus und beauftrage jest ben Präfidenten 
v. Forkenbeck, dem Haufe Allerhöchftfeinen Dank für die Adreſſe auszufpre: 
hen. Er nchme biefelbe entgegen als einen Ausdrud nicht nur ber Majo— 
rität des Haufes, ſondern auch bes geſammten Landes. Mit Necht hebe die 
Adrejje zunächſt die großen Erfolge der preußifchen Waffen hervor. Nächſt 
dem allmächtigen Gott gebühre der Armee dafür der Tank des Baterlandes. 
Wohl noch nie fei ein Ereigniß, wie das vorliegende, in ber Weltgeſchichte 
vorgefommen, noch nie könne die Gefchichte davon erzählen, daß ein Land 
von der göttlichen Vorfehung jo hoch begnabigt, wie Preußen; noch nie ſei 
in jo kurzer Zeit und auf ſolche Weiſe ein Krieg beendet worden. Es fei 
erfreulich unb erhebend, daß gerade Preußen und er, ber König felbft von 
ber göttlichen Gnade bazu auserfehen fei, ein ſolches Werk zu vollbringen, 
ein Werk, welches fo Viele, auch fein in Gott ruhender kgl. Bruber, eritrebt, 
benen aber nicht vergönnt worben fei, die Verwirklichung ihres Strebens zu 
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erleben; darum ſehe er, ber König, die Ereignifje der Reuzeit als eine beſon⸗ 
bere göttliche Gnade an. Zugleich aber freue fich der König, daß biefer 
Krieg ben Beweis für bie Tüchtigfeit ber Heeresorganifation, welche er ſelbſt 
ins Leben gerufen, gegeben habe. Ohne dieſe Organiſation wäre das Kriegs⸗ 
heer, deß ſei der Koͤnig feſt überzeugt, nicht im Stande geweſen, ſolche Stra⸗ 
pazen und Leiden zu ertragen, wie es dieſelben ertragen habe. Hinſichtlich der 
Erfolge des Krieges ſei mit Recht in der Adreſſe hervorgehoben worden, daß 
noch größere Schwierigkeiten zu überwinden ſeien. Er, der König, hoffe jedoch, 
auch dieſe mit Gottes Hilſe zu überwinden. Wenn die Adreſſe —* der am 
bemnität erwähne, welche die Staatsregierung von ber Landesvertretung gefors 
dert, jo fei in biefer Korderung etwas ausgejprochen werden, was Er unb 
feine Regierung ftet8 im Ange gehabt habe. Das Recht ber Geldbewilligung 
jei niemals in Abrede geſtellt worden. Es jei feine, des Königs, Pflicht ges 
weien, zu einer Zeit, wo fein Gtatsgefeß zu Stande gefommen, fo einzus 
treten, wie er e8 gethan. So habe er handeln müſſen und werde 
immer fo handeln, wenn fih ähnliche Juftände wiederholen 
follten. „Aber, meine Herren, es wird nicht wieder vorkommen.“ 

25. Aug. Das Abg.-Haus ertheilt ber von ber Regierung beantragten Ers 
höhung des Banfcapitals um 5 Mill. Thlr. feine (im vorigen Jahr 


verweigerte) Zuftimmung. 
26. „ Die Preußen bejeßen die bisherige Bundesfeftung Mainz, nachdem 
die Bayern, Heſſen u. f. w. biefelbe größtentheild geräumt haben. 
„ » Meiningen). Verſammlung von Vertrauensmännern in Ein- 
feld. Diejelben verlangen mit Nachdruck den Eintritt bes Ländchens 
in ben norddeutſchen Bund. 
28. „ Abg.Haus: Der Präſident v. Forkenbeck erftattet dem Haus 
feinen (authentijchen) Bericht über die Antwort des Königs auf bie 
Adreſſe des Haufes. 
"» n (Rurheffen). Die kurheſſiſchen Truppen kehren aus Mainz 
wieder in ihre Heimath zurüd. 
29. „ Gen. v. Manteufjel trifft von feiner Miffion nad) St. Petersburg 
wieber in Berlin ein. 
30. „ Austauſch der Ratificationen des Prager Friedens zwiſchen Preus 
Ben und Oeſterreich. 
„ Raffau). Prinz Nikolaus von Naffau fchliegt mit Preußen 
eine Uebereinfunft über die Rückkehr der naflauifhen Truppen in 
ihre Heimath ab. . i 

- » (Sadjen). Die Etadiverorbneten von Dresden erflären ſich 
für das Wahlgeſetz von 1848. 


3 
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1—3. Sept. Abg- Mus: Debatte über das Indemnitätsgeſetz. 

Antrag der Gommijfionsmehrheit: „Art. 1. Tie dem gegens 
wärtigen Geſetz als Anlagen beigefügten Ueberjihten der Staatseinnahmen 
und Ausgaben follen für die Jahre 1862, 1863, 1864 ftatt der verfafjungss 
mäßigen und alljährlid vor Beginn des Etatsjahrs zu vereinbarenden Staates 
baushaltetats als Grundlagen für die Rechnungslegung unb die Entlaflung 
ber Staatsregierung bienen. Art. 2. Die Staatsregierung wirb in Bezug 

“auf bie feit dem Beginn bes Jahrs 1862 ohne geſetzlich feitgeftelten Staota⸗ 
haushaltsetat geführte Verwaltung, vorbekattih ver Ace mA 
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Landtags über bie Entlaftung der Staatsregierung nach Vorlegung ber Jah⸗ 
resrechnungen, Indemnität ertbeilt, dergeftalt, daß es rüdfichtlih ber Verant⸗ 
wortlichfeit der Staatsregierung fo gehalten worden foll, wie wenn bie Ber: 
waltung in der erwähnten Zeit auf Grund gefeglich feitgeftellter und recht: 
zeitig publicirter Staatshaushaltsetats geführt worden wäre Art. 3. Die 
Staatsregierung wird für das Jahr 1866 zu ben Ausgaben ber laufenden 
Verwaltung bis zur Höhe von 154 Mil. Thlm. ermächtigt. Art. 4. Die 
Staatsregierung ift verpflichtet, eine Nachweiſung über die Staatseinnahmen 
und Ausgaben des Jahrs 1866 im Laufe bes Jahres 1867 vorzulegen.” 
Minderheitsantrag: „Unter zeitweiliger Verweigerung ber Indemnität 
nachfolgende Reſolution zu fallen: Es bleibt der Staatsregierung überlaffen, 
bie geforderte Indemnität nachzuſuchen, ſobald ber verfaffungsmägige Zuſtand 
duch die Feſtſtellung und Publikation des Staatéhaushaltsetats für 1867 
eingetreten iſt.“ 

Eommiffionsberiht Tweſtens: „... Für die Annahme bes 
Geſetzes wurde geltend gemacht: die mit der Nachſuchung der Indemnität 
erfolgte Rückkehr der Regierung in verfaflungsmäßige Babnen; die Zuficher 
rung ber rechtzeitigen Vorlage des Etantshnushalfsetats; die Beſeitigung des 
materiellen Streitpunftes, der Deilitärorganijation, durch den Kriegszuftand ; 
bie Vergrößerung des Staats und die bevorftehende Weberweilung ber Mi: 
litärangelegenheiten an das deutfche Parlament, fowie der Wunſch des Lan: 
bes, welches wenig Sinn für den Budgetjtreit habe, nach Beendigung bes 
Eonflifts und Verfühnung mit der Krone Gin Theil der Commifjionsmit: 
glieder erklärte fi zwar zur Bewilligung bes nachgefuchten Credits bereit, 
um ein thatfächliches Entgegenfommen zu beweilen und einen verfafjungs: 
mäßigen Zuſtand wieder anbahnen zu helfen, glaubte aber bie Indemnität 
zur Zeit nicht ertheilen zu Können, indem die Thaten ber Armee nichts mit 
dem Budgetrecht zu thun hätten, und das innere Landesrecht, tro& aller aus= 
wärtigen Erfolge, feitgehalten werden müffe, wodurch man allein bag übrige 
Deutichland gewinnen Fünne Wenn man aud) einen Strich durch die Rech: 
nung dev Vergangenheit machen wolle, dürfe man body nidyt billigen, was 
geichehen, nicht ungeſetzliche Schritte, wie die Reorganijation der Armee, 
für die Zufunft genehmigen, nicht die Grundſätze verleugnen, nicht Die Rechte 
der Volfsvertretung preisgeben. Ein feheinbarer Friede nütze nichts, ſondern 
nur bie wirkliche Herftelung bes Rechts. Das Wort Indemnität habe an 
fi feinen großen Werth; erft die wirkliche Feititelung eines Staatshaus⸗ 
haltsgeſetzes ftelle den verfaffungsmäßigen Zuftand ber, bann fünne man pac= 
tiren. Das Zuftandefommen des Budgets für 1867 müſſe baber jedenfalls 
abgewartet werben, um jo mehr, al8 dasjelbe wiederum Durch das Herrenhaus 
vereitelt werben fönnte, und es fich dann fragen würbe, ob bie Regierung 
defjen Widerftand brechen oder zurüdtreten würde, um bad Budget verfal: 
fungsmäßig zu Stande zu bringen. Dem biefer Auffaffung entjprechenden 
Antrage gegenüber erflärte ber Finanzminiſter: baß bie Regierung In— 
demnität und Credit nicht trennen fünne, vielmehr bas ganze Geſetz als ver- 
worfen betrachten werde, falls die Indemnität verfagt würde. Die Regierung 
fühle ſich keineswegs bebrängt, fei vielmehr auch finanziell in ſehr freier 
Lage, und durchaus nicht zur Nachgiebigkeit gezpungen; fie wünſche aber 
dringend den Gonflitt zu befeitinen und bie bu aͤßige Verwaltung wies 
berberzuftellen; ber auswärtigen Politif wegen und ben zweifelhaften europäi: 
ſchen Verhältniffen gegenüber fei Einigung und Verftändigung nöthig; nach: 
dem fo großes erreicht worden, möge man nicht um ber Vergangenheit willen 
bie bargebotene Hand zurüdweifen, nicht buch Verweifung auf fünftige Zeit 
den Frieden vereiteln. In Folge deſſen entichted ſich die Commiſſion, unter 
Ablehnung der von der Minderheit beantragten Mefolution, mit 25 gegen 8 
Stimmen für fofortige Ertheilung ber Indemnität. Die Mehrheit ging 
babe} von der Anficht aus, daß, wenn man ben jebigen Miniftern, welche jo 
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lange verfaffungswibrig gehandelt, überhaupt bie Indemnität nicht verfagen 
wolle, nicht abzufchen fei, warum biejelbe jett ein Aufgeben bes Rechts, 
ein Breisgeben der Grundſätze enthalten, dagegen nach ber erften Feſtſtellung 
bes Staatehaushaltsetats zuläflig fein folle. Tiefe einmalige Feſtſtellung nebe 
feine weitere Garantie für die Zukunſt. Maßgebend müſſe das Wieder: 
betreten des verfafiungsmäßigen Weges fein. Im Februar babe die Bubget: 
commifjion ausgejprochen, daß nur während ber Dauer des verfaſſungs⸗ 
widrigen Zuftandes die Indemnität nicht ertheilt werben fönne. Inconſequent 
fei e8, Gredit zu gewähren und Indemnität zu verweigern. Nach den aus: 
wärtigen Erfolgen fei es politiſch nicht nur rathſam, ben Gonflift zu bes 
entigen, fondern Pflicht der Kandesrertretung, fich pojitiv an den bevorſtehenden 
Arbeiten des Staats zu betheiligen. Das werde buch die Annahnıe bes 
Gefekes ermöglicht, wenn damit auch nicht das Syſtem ber inneren Politik 
befeitigt und der Meg erwünfchter Reformen gefichert werde. Cine Billigung 
bes verfaffungswidrig Geſchehenen enthalte bie Indemnität nicht, auch feinen 
Verzicht auf die gefeßliche Aegelung ber Militärfrage; aber nad) ben Ereig⸗ 
niffen diefes Jahrs werde ſchwerlich Jemand im Ernft glauben, einen Minifter 
wegen ber Reorganifation und ihrer Koften zur Verantirortung ziehen zu 
fönnen. Werde jet ber Gonflift beendet, fo fei eine Wiederkehr in ähnlicher 
Weiſe nicht fo bald zu fürchten, ba der verfaflungswidrige Zuftand auch für 
bie Regierung unbequem fei.” 


Dor der Debatte erflärt der Finanzminifter v. db. Heydt, daß 
die Regierung dem Amendement der Commifjion beijtimme. 

„Graf Bismard: „Je aufrihtiger die Negierung ben Frieden wünſche, 
um ſo viel mehr hielten fich ihre Mitglieder für verpflichtet, jich des Gingehens 
auf eine retrojpective Kritif zu enthalten, fei es abmehrend, fei es angreifenb, 
Keiner habe den andern zu überzeugen vermocht, jeder habe geglaubt, mit 
bem, was er gethan, im Recht zu fein. Auch im auswärtigen Verhältniß 
werde ein Friedensſchluß ſchwerlich erfolgen, wenn ber eine Theil. von bem 
andern das Anerfenntniß verlange, daß er im Unrecht gewejen fei. Tie 
Regierung wünfche Frieden, nicht weil fie fampfunfähig geworben fei, fonbern 
im Gegentheil, weil fie fühle, baß die Fluth immer mehr zu ihren Gunften 
fliege. Auch fürchte die Negierung nicht die Folgen eines Miniiterverants 
wortlichfeitögefepes. Er glaube nicht an einen Anklagebeſchluß, noch 
weniger an eine Verurtheilung. Man babe dem Meinifterium viele 
Bormwürfe gemacht, aber nicht den ber Furchtſamkeit. Das Minifterium 
wünſche Frieden, weil das Vaterland beffelben in höherem Grab bebürfe ale 
früher. Es wünſche und fuche ihn deshalb, weil e8 glaube, ihn zu finden; 
es würde ihn früher gefucht haben, wenn es hätte boffen können, ihn zu 
finden. Dan glaube ihn jet zu finden, weil bie Regierung ben Aufgaben 
nicht fo jern ftehe, wie man vor Fahren gebacht habe. Auch fuche die Res 
gierung den Frieden ehrlih. Sie habe die Hand geboten und er hoffe, baß 
das Haus wie feine Commiſſion [hlieglid die Hand einfchlagen werde, um 
dann gemeinſchaftlich die Aufgaben zu löſen, welche noch zu löſen find, wobei 
bie Verbefferung ber innern Verwaltung, Herftelung bes Verfaffungsausbaueg, 
in feiner Weiſe ausgefchloffen bleibe. Denn es fei der aufrichtige Wunſch 
ber Regierung, gemeinſam bem Vaterland zu dienen. Die Armee babe 
allerdings glänzende Erfolge errungen, „aber noch haben wir fein gewonnen 
Spiel, und je feiter wir zufammenbalten, befto ficherer find wir, zu gewinnen. 
Lefen Sie die Wiener Zeitungen. Sehen Sie auf das Verhalten ber ſüd⸗ 
beutfchen Staaten. In ganz Europa werben Sie feine Macht finden, welche 
bie Gonftituirung des norbbeutichen Bundes in mohlmollender Weile zu 
fördern bereit wäre, oder auch nur Sachfen verfchmerzen könnte. Deßhalb 
ift unfere Aufgabe nicht gelöſt; fie erfordert die Einigfeit bes geſammten 
Landes, unjere volle Thatfraft, damit wir Eindrud auf das Ausland machen, 
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und fih das Sprüchwort nicht erwahre: daß bas, was das Schwert gewonnen, 
bie Feder wieder verberbe.” Minifter des Innern Graf zu Eulenburg: 
„bie Regierung wünſche von ber auf ihr Taftenden Berantwortlichfeit befreit 
I werden und babe ein Friedensbedürfniß. Wenn die Regierung nicht ſchon 

über die Indemnität nachgeſucht, fo erkläre fich dieß Daher, daß fie den 
Moment dazu noch nicht für gefommen eradtete. Nur das Bewußtlein, 
für eine gute Sache zu kämpfen, habe der Regierung den Muth gegeben, 
vier lange Jahre im beftigften Kampf mit diefem Haus auszuharren. Der 
Minifterpräfident fei der Anficht geweien, daß das Machtgebiet Preußens 
einer Rectification bebürfe. Allerdings babe Graf Bismarck vor vier Jahren 
alles das, was eingetreten, nicht vorausgejehen, aber das Ziel fei in dem 
Willen der Regierung gelegen. Sie war feft davon überzeugt, daß Die - 
Stellung, welde Preußen einnahm, unbaltbar geworden war. Wir waren 
von einem gewiſſen Sroßmachtsfigel ergriffen. Die Gelegenheit, welche jich 
darbot, wurbe benüßt. Was der Abgeordnete Lasker in Bezug auf die Eicher: 
beit als nothwendiges Requiſit der Treibeit gejagt Bat, das kann ich nur 
anerfeinen. Wenn Graf Bismard vor einem Jahr die TForberungen ber 
Dppofition erfüllt hätte, wäre er befiegt geweien. Heut ijt die Regierung 
nicht befiegt, fondern fteht da ftärfer al zuvor, und bietet dennoch die Hand 
zum Frieden. Wer von dem Bewußtſein gelcitet wird, daß die Regierung 
nur jo gehandelt bat, um die Verfaffung zu verlegen, mag die Indemnität 
verweigern. Ich hoffe aber, Sie werden bie Ueberzeugung gewonnen haben, 
daß die Sache nicht fo ftebt. Die Regierung hat einen verbotenen Weg be= 
treten, um auf fürzerem Weg ben rechten zu gewinnen; fie hat einen Form— 
fehler begangen. Die Zuſtände im Lande find micht jo ſchwarz wie ſie ge 
jchildert werden. Man ſpricht von Fleinlichen Pladereien und ich fpreche von 
berechtigter Abwehr. Man verlangt thatfächlihe Garantien. Aber dann 
bieten Sie doch die Hand zu einer gemeinfchaftlihen Arbeit auf gefeßlichem 
Boden. Bewilligen Sie uns Credit und Indemnität und Sie binden bie 
Negierung moraliih mehr, als es auf anderm Weg möglich if. Die Ne: 
gierung will nicht bloß für den Augenblid Waffenitillitund, fondern bie 
Indemnität, welche fie fordert, ſowie die Zuſicherungen, welche fie ertheilt 
bat, Muen Präliminarien eines wahren und dauerhaft fruchtbaren Frie⸗ 
dens ſein.“ 

Rede Jacobys gegen die Indemnität, Reſumé Tweſtens für 
dieſelbe. Bei der Abſtimmung ergeben ſich 230 Stimmen für, 
75 (die Polen, bie Katholiken und etwa 30 Mitglieder der Fort: 
ſchrittspartei) gegen die Indemnitätsertheilung. 

Anın. Nah den Provinzen gehören von ben 75 Stimmen Rheinland 
und Meftphalen 47, ber Provinz Preußen 14, Schlefien 4, Sachen 3, Poſen 2, 
Pommern 1, Berlin 1 an. 

1. Sept. Abbruch der Unterhandlungen mit Sachſen⸗Meiningen. 

3. u Priebensihluß mit Heflen-Darmftadt. (ſ. Anhang.) 

5. „ Das Gros der preußifhen Armee beginnt feinen Rüdzug aus 
Defterreih auf fünf Etappenftraßen. 

» nr Herrenhaus: Die Regierungsvorlage bez. Aufhebung der Wucher: 
gefege wird mit 40 gegen 36 Stimmen abgelehnt. 

7., Abg.Haus: Debatte über die Annerion von Hannover, Kurheflen, 
Naſſau und Frankfurt. 

Antrag ber Commiſſion: „$. 1. Das Königreih Hannover, das 
Kurfürftentfum Heſſen, das Herzogthum Nafjau unb die freie Stabt 
Frankfurt werden in Gemäßheit bes Art. 2 ber Verfafjungs-Urkunde für 
ben preußifchen Staat mit ber preußilden Monarchie für immer vereinigt. 
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F. 2. Die preußiiche Berfaffung tritt in biefen Lanbestheilen am 1. Oft. 1867 
in Kraft. Die zu dieſem Behufe nothwendigen Abänderungd:, Zuſatz⸗ und 
Austührungsbefiimmungen werben durch befondere Geſetze feſtgeſtellt.“ 

Beriht der Commiſſion: „...Tie Commijjion erkannte in der 
f. Botichaft ben Beginn eines neuen Abfchnitts nationaler Entwidelung und 
nahm die k. Botſchaft und bie Gefeßesvorlage mit hoher Beiriebigung auf. 

„Die General:Discujjion verbreitete jih über folgende Punkte: 1) Ueber 
das Recht des preußiſchen Staates auf bie Vereinigung von Hannover ꝛc. 
mit der preußiſchen Monarchie. 2) Ueber bie politiiche Nothwendigkeit ober 
Prüblichkeit diefer Vereinigung. 3) Ueber die Schonung ber rechtlichen Eigen⸗ 
tbümlichfeiten der mit Preußen zu vereinigenden Yänder. 4) Ueber bie 
Nothwendigkeit eines Uebergangsezujtandes bis zur vollitindigen Einverleibung, 
insbeiondere a) über bie Nachtheile einer Perjonal: Union, b) über die Bes 
benfen gegen die jofortige Geltung ber preußiichen Verfaſſung. 5) Ueber 
etwaige Garantien des Rechtszuftandes in ben zu anneftirenden Ländern big 
zu beren Ginverleibung. 

„I. Schon die bereit erwähnten, bem Nbgeorbnetenhaufe eingereichten 
Petitionen machten bie Prüfung der Frage nach dem Necht bes preußiichen 
Staates auf Einverleibung jener Länder tür die Commiſſion unvermeidlich. 
Der Herr Minijterpräfident nahm das feiner Anficht nach völkerrechtlich ans 
erkannte Recht ber Eroberung mit volfter Wirkung tür Preußen in 
Aniprud. Aus dem Schooße der Commiſſion wurde entgegnet, baß ber 
preußiſche Staat ſich nach einem andern Rechtétitel als dem der Eroberung 
umjeben müſſe. Das fei die nadte Gewalt, weiche in der Gegenwart 
zue Rechts: und Staatsbildung nicht mehr ausreiche. Kein neuerer Mölfers 
rechtslehrer vertrete diefen antiquirten Standpunft. Die isriebenspräliminarien 
von Nidoleburg gewährten doch ber im bäniihen Kriege unterworfenen Bes 
völferung ber nördlichen Tiitricte von Schleswig das Recht freier Abitimmung. 
Die Sanction bes beutfchen Volkes, zur Zeit allerdings nur repräjentirt in 
bem fünftigen Reichstag des norbbeutihen Bundes, fei jenen Rechtstitel ber 
Eroberung zu legitimiren im Stande. Der Herr Miniiterpräjident verwahrte 
fich gegen den Vorwurf ber nadten Gewalt und vehtiertigte bie Eroberung 
mit dem Recht ber deutſchen Nation, zu eriiticen, 3u athmen 
und fih zu einigen, zunleih aber mit dem Recht und ber licht 
Preußens, bdiefer beutfchen Nation die für ihre Eriſtenz nöthige Bafıs zu 
liefern. Sodann bob er hervor, daß dieſe Angelegenheit nicht noch Wochen 
und Monate in ber Schwebe bleiben bürje und daß im Fall friegeriicher Ver: 
widelungen ber Barlamentsbefhlußg von feinen Nuten fein würde. Die 
Commijjien in ihrer Mebrheit verfannte nicht, daß fo lange ber Krieg auch 
bas Recht der Eroberung beſtehe. So lange deutiche Staaten geyen einander 
mobil machten und die Gnticheidung des Kriegs antiefen, bitten fie die 
Folgen pdejjelben zu tragen. Das Band des Friedens, mit welchem bie 
Bundesakte bis zum 14. Juni d. J. die deutihen Stämme verbunden, hätten 
bie preußenfeindlichen Regierungen zerriiien; Preußen babe durch fein Eins 
treten für die nationale Reform dem Kriege eine höhere Weihe gegeben. Der 
Gedanke, dieſen Rechtstitel burd eine allgemeine Abjitimmung zu vers 
ftärfen, fand in ber Commiſſion feinen Anklang, weil man fich jagte, daß 
biefelbe mehr Schein als Weien fei. Aber auh bie Zuftimmung des 
Reichstages bed norddeutſchen Bundes hielt man weber für erforderlich, 
noch für angemefjen, ba derjelbe zur Zeit noch nicht erijtire, dazu nicht com⸗ 
petent, auch überbied wegen feiner überwiegend preußifchen Zuſammenſetzung 
zu einem berartigen Verbift nicht geeignet jei. Was bie völkerrechtliche Wir⸗ 
fung der Eroberungen für bie inneren Rechtszuſtände ber croberten Länder 
anbetrifit, fo erflärte bie Fönigl, Staatsregierung fi dahin, daß fie die bi9- 
berigen Berfaffungen und bie durch fie begründeten flaatlihen Eins 
richtungen in ben eroberten Ländern ale erloihen keitafır, Warn, 
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Dynaftie feien von einander untrennbar, in Hannover die Dynaftie viel älter 
al8 die Berfaffung ; mit jener fei auch diefe befeitigt. Auch die neue Toctrin 
des Völkerrechts Hält nur das Privatrecht des Volkes und bie damit 
zulammenhängenden Einrichtungen unbedingt aufreht. Die Commiſſion 
Ihloß fi in ihrer Mehrheit der Anficht der Staatsregierung an. Don ben 
in ber Minderheit der Commiſſion befindlichen Mitgliedern behauptete Eins, 
daß bis zur Einverleibung die alten Verfaſſungsgeſetze wenigſtens provijorifche 
Geltung hätten. Zwei andere Mitglieder machten gegen jene Wirfung bes 
Eroberungsrechtes geltend, daß die preußifhe Negierung wiederholt erklärt 
babe, daß fie nur gegen bie Regierungen und nicht gegen die Bevölkerungen 
Krieg führe. Namentlih wurde auf die Proclamation des Commandeurs 
ber preußifchen Truppen, Generalmajors dv. Bayer, an das Furhejjiihe Volk 
vom 21. Juni b. J. und die Bekanntmachung bes preußiſchen Militär— 
gouverneurs dv. Werder und bes Adminiſtrators des Kurfürſtenthums 
v. Möller, betreffend die einftweilige Uebernahme der Regierung dv. 28. Zuni 
beifelben Kahres, Bezug genommen. Die Staatsregierung erklärte hierauf, 
daß die Proclamationen eines Generals in feindlihem Lande Fein bindender 
Staatsact fei, und daß biefelbe ebenfo wie die Befanntmadyung bes Militär: 
gouverneurs und bes Civilcommiſſärs ſich auf die Dauer bes Kriegszuftands 
befchränfe, welchem duch die negemwärtig angeftrebte geleßliche Regelung ein 
Ende gemacht werden fole. Die Commiſſion erblidte in den erwähnten Er: 
Härungen der T. Staatsregierung und ihrer Organe minbdeftens eine ernfte 
etbifhe Berpflihtung, jenen Bevölkerungen einen verfaſſungsmäßig 
geficherten, fie befriedigenden Nechtszuftand wiederzugeben. Ein Recht (jus 
quaesitum) der bisherigen Landesvertretungen auf Mitwirfung bei ber 
Entjheidung über bie Einverleibung hielt die Commiſſion 
mit bem Untergange ber ſtaatsrechtlichen Selbftändigfeit 
biejer Länder nicht vereinbar. 

„II. Die Bereinigung Hannovers ꝛc. mit Preußen erfchien ber Commiſſion 
politifch nothivendig und vortheilhaftl. Man erkannte an, daß bie Einverlei⸗ 
bung ebenſo fehr im preußiichen, als im Intereſſe der mit diefem zu ver: 
einigenden Länder und im Intereſſe bes deutſchen Vaterlandes fei. 

„III. Auch in der von der k. Staatsregierung zugeficherten Schonung der 
berechtigten Eigenthümlichkeiten der einzuverleibenden Länder erfannte und 
würdigte die Sommifjion eine in der Gefchichte Preußens bewährte Negie- 
rungsmarime. Sie verhehlte fih nicht, daB die cinzuverleibenden Länder 
zum Theil vortreffliche Einrichtungen befäßen, melde nur befruchtend auf die 
preußilchen Zuftände zurüdwirfen könnten; beifpielsweife Hannover feine 
Yuftiz, Kurheſſen fein freies Gemeindewefen. In weldem Umfange 
biefe Einrihtungen jenen Ländern zu erhalten feien, laſſe 
fih zur Zeit nidt beftimmen. 

„IV... . Dan verfannte nicht, daß die PVerfonalunion zwifchen benachbar⸗ 
ten Staaten berfelben Nation im Laufe der Zeit zu inniger Verbindung im 
Wege der Realunion gebrängt werde und war auch der Gefchichte unjeres 
Königshaufes wohl eingebent, welches den Gedanken der Staatseinheit in den 
Mittelpunft feiner Politif geftellt hatte. Defjenungeachtet faßte man bie Ge= 
fahren einer — auch nur zeitweife in Ausjicht genommenen — Perjonal: 
union für bie inneren und für bie auswärtigen Angelegenheiten, namentlich) 
im gegenwärtigen Augenblid ſcharf ins Auge. ALS folhe wurden hervor: 
gehoben: 1) durch Schaffung einer bloßen Hausmacht werde bie Krone un⸗ 
abhängiger von dem Geldbewilligungsrecht des Haufes; dieſes verliere an 
Werth und Gewicht; 2) die Krone könne durch die preußifche Landesvertre: 
tung nicht gehindert werden, bie erworbenen Landeshoheitsrechte weiter zu 
cebiren. Selbſt die Zurüdführung ber entthronten Dynaftien fei ftaatsrecht: 
lich möglich, da bie Beftimmung des Artikel 53 ber preußiichen Verfaſſung 
über bie Thronfolgeordnung fehle; 3) ohne eine entgegenftehende flare 
Beſtimmung erwachſe ber Zweifel, ob bei bloßer Verjonalunion nicht 
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bie alten Landesverfaffungen in ben mit ber preußiichen Krone zu 
vereinigenden Ländern von rechtlichem Beſtand geblieben jeien, woburd 
particulariftifchen Beſtrebungen in Lie Hand gearbeitet werde, 4) werbe 
die Handhabung eines für die Wohlfahrt diefer Länder erfolgreichen Regimen⸗ 
tes ber k. Staatsregierung erheblich erichwert und allerhand Mißgunſt zwis 
[hen ben einzelnen Ländern hervorgerufen werden; 5) fei überhaupt ein ber: 
artiges völkerrechtliches Proviſorium dem Auslande, den entthronten Dyna⸗ 
ftien, den neuen Lanbdestheilen und den feinbfeligen inneren Strömungen 
gegenüber in der gegenwärtigen politiichen Lage doppelt bedenklich. 

„An diefe Auseinanderiegung reihte fih ber Vorichlag, der Ueberſchrift 
bes Geſetzes ſich anfchließend: in dem bispofitiven, allein mit Geſetzeskraft 
verjehenen Theil der Regierungsporlage (F 1) den Grundſatz ber Bereinigung 
ber neuen Länder mit ber preufifchen Monarchie auszujprehen. Ter Herr 
Minifterpräfident bob hervor, daß es ſich bier um eine über jeder Parteifrage 
ftehende, die Größe Preußens betreffende Gejeßesvorlage handle. Die Per: 
jonalunion fei für bie preußiiche Regierung auf die Dauer nicht wünſchens⸗ 
werth und zur Entwidlung wahrer nationaler Kraft nicht geeignet. Wenn 
bei Lauenburg die Form der Terlonalunion gewählt worden, jo fei dies ein 
Act ber Courtoiſie gegen diefen Erftling preußiſcher Erwerbungen gewejen, 
aus welchem feinerlei Unbequenlicyfeiten für den preußilchen Staat hätten 
erwachlen können. Völlig unausführbar aber jei es, einjchließlih Schleswig: 
Holjteins mit ſechs verichiedenen Ländern vorn bedeutender Ausdehnung und 
jehr verfchiedenen Eigenthümlichkeiten eine Perfonalunion auf längere Zeit 
fortzuführen ; das fei eine unregelhmäpige Schöpfung, welche zur Stärkung Preis 
Bens nicht geeignet ſei. Was den gemachten Abänderungsvorſchlag anbetreife, 
fo babe der demjelben zu Grunde liegende Gejichtspunft bereit im’ Staats: 
miniiterium Vertretung gefunden. Die dagegen mit Erfolg geltend gemadh: 
ten Bedenken hätten darin beftanden, daß eine fofortige Einführung ber Ver: 
faffung die NRechtseigenthümlichfeiten ber mit Preußen zu vereinigenden Län⸗ 
ber zerftören und bie Regierung in bem folgenben Hebergangsitadium allzufehr 
beengen würde. Während beilen müfje diejelbe eine Art Dictatur bean: 
ſpruchen; den einfachiten Ausdrud für bie hierzu erforderlihe k. Machtvoll⸗ 
fommenbeit babe man in dem Art. 55 der preußifchen Verfaſſung zu finden 
geglaubt. Im weitern Verlauf der Discuſſion erkannte der Miniiterpräjident 
Namens der Staatsregierung ben Abänderungsvorichlag als eine Verbeijerung 
der NRegierungsvorlage an. Der $ 1 berjelben könne allerdings der Aus: 
legung Raum bieten, als folle die Uebernahme ber Regierung in den neuen 
Lanbestheilen mit bem Rechte bes Vorbeſitzers erfolgen, was, wie gefagt, nicht 
in ber Abficht liege. Der Ausdrud „Vereinigung“ liche diefe Vorausſetzung 
aud.... 

„Es wurbe bemerft, baß es vor allen Tingen daraufankonıme, fo ſchleunig 
wie möglich in den mit Preußen zu vereinigenden Ländern, wo nad ber 
Theorie des Eroberungsrechtes alle öffentlichen Rechtsverhäftniffe erlofchen fein 
follten, einen üffentlihen Rechtszuſtand wieder herzuftellen und die Vevölke⸗ 
rungen durch Gewährung der Grundrechte einem unbegrenzten Abſolutismus 
zu entziehen. Zur Unterftüßung dieſes Standpunftes berief ſich ein Mitglied 
darauf, daß zu einer fürmlichen Dictatur ein Bedürfniß nicht vorhanden fei. 
Die Beftimmungen der Verfaffung Art. 63 über das vorläufige Geſetzgebungs⸗ 
recht und des Art. 114 in Verbindung mit bem Geſetz v. 4. Juni 1851 
über den Berlagerungszuftand böten fir erceptionelle Fälle während des 
Uebergangsftadiums der Regierung die erforderlihe Macht in binreichender 
Fülle. So lange in der innern Politik bei uns eine Wendung nicht einges 
treten — bemerfte ein anderes Mitglied — fei die Anerfennung einer Dice 
tatur fir die VBolfsvertretung eine Unmöglichkeit. Der Minijterpräfident ers 
ärte, daß bie fo fortige Einführung der Verfaffung in den neuen Landes⸗ 
tbeilen unausführbar jei. Tie f. Staatsregierwag wünitee Nür er Amir 
ſchenzeit nicht blos das Recht Tönigl. Verorbuungen, wir fe al Su I 
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Verf.⸗Urk. innerhalb Preußens flatthaft feien, zu erlaffen, fondern eine ehrliche 
Dictatur, das heißt das Recht, anzuordnen, was im Weberleitungsftadinm 
zum Xeften jener Länder nothivendig fei, und zu befeitigen, was biefem Beften 
widerfpreche. Vor allen Tingen müjje bie preuß. Militärverfaffung 
zur Ausführung gebracht werden, um bie Wehrfraft ber eroberten Länder für 
Preußen verwerthen zu können. Daß bie Verfaſſung ihr geftatte, einzelne 
Artifel außer Kraft zu jegen, biete ber Regierung keinen wünfchensiwerthen 
Ausweg. Es würde ein Geſtändniß der Unficherheit darin Tiegen, wenn nad) 
oder gleichzeitig mit der Kinführung ber Verfaffung fofort Ausnahmemap: 
regeln oder die theilweiſe Suspenfion der Verfaffung in jenen Ländern ver: 
fügt werde. Endlich wurde noch geltend gemacht, daß die Einführung ber 
Verfaſſung bie Bevölferung für Preußen gewinnen und vor Rarticularismug 
bewahren würde. Tagegen wurde von verjchiedenen Mitgliedern, welche 
hervorragenden Männern ber preußenfreunblic nationalen Kartei jener Län: 
der nahe flehen, übereinflimmend bezeugt, daß ein großer Theil der Bevöl: 
ferung dafelbft die foiortige Einführung ber preuß. Verfaſſung gerabezu bes 
Hagen würbe, weil fie bavon eine Schäbigung ihrer realen Sntereffen und 
rechtlichen Eigenthünlichkeiten beforge. 

„V. Die Commiſſion, welche in ihrer Mehrheit fih zwar gegen bie jo: 
fortige Einführung der Verfaffung in ben zu annectirenden Pändern aus⸗ 
ſprechen und ber Regierung vorläufig freie Hand laſſen zu müffen glaubte, 
hielt fich andererfeits für verpflichtet: a) den Zeitraum bis zur Geltung ber 
Verfaſſung durch Beiſtimmung eines feften Endtermins zu begrenzen, b) über 
bie Grundfäße, von welden die Regierung in den neuen Landestheilen wäh: 
rend diefer Zeit fich leiten laſſen werde, weitere beruhigende Erklärungen zu 
erlangen. Zu a: Ein fefter Termin macht bie Geltung der Berfaflung — 
namentlich bes Zit. 2 von den Nedyten der Preußen — von dem Zuſtande⸗ 
fommen bes, mannichfachen Wechjelfällen unterworfenen, in $ 2 verheißenen 
Geſetzes unabhängig, ſetzt allen Hofinungen und Beforgnifjen ein Ziel und 
würde — fo hofft die Kommiffion — aud auf unfere neuen Mitbürger in 
ben annectirten Staaten ihre beruhigende Mirfung nicht verfehlen. Zu b: 
In Bezug auf die formalen politiichen Rechte der neuen Staatsangehörigen 
verficherte der Hr. Minifterpräfident, daß diefelben jedenfalls zu dem Reichs⸗ 
tag bes norddeutichen Bundes wählen würden. Was dagegen bie befonderen 
Bolfsvertretungen biefer Länder betreffe, jo könne er, ohne dies gerade befinis 
tiv abzulehnen, doch eine Verpflichtung zu beren Berufung auch nur mit be= 
rathender Stimme nicht eingehen. Der Meinifterpräfibent deutete ferner an, 
daß e8 ſich vielleicht empfehlen Fönnte, mit einen vereinigten Ausſchuß aus 
ben zu annectirenden Ländern über bie neuen Organifationen ſich in Ders 
bindung zu ſetzen. Endlich ftellt er beſtimmt in Ausficht, daß die Regierung 
in den annectirten Ländern eine Commiſſion von höheren Beamten unter 
Borfig eines preußifchen Beamten zur Berathung darüber zufammentreten 
laſſen werde, wie bie verſchiedenen Nechtszuftände auszugleihen und bie Ver: 
fhmelzung anzubahnen fei. Ingleichen würden zur Unterſtützung des Mini- 
fteriums jachverftändige Männer aus den neuen Lanbestheilen nach Berlin 
berufen werben. . .* 

Reben von Kirchmann [Wir haben den Heinen Staaten, die mit 
ung an dem Kriege Theil nehmen wollten, viel zu voreilig ihren 
Territorialbeftand zugefichert, deren Hilfe fehr unbedeutend war und 
meift erſt nad) gefallener Entſcheidung eintraf. Im Intereſſe der 
Einheit Deutfchlands ift das fehr zu beflagen, und für Preußens 
Macht wäre es gewiß beffer, wenn ganz Norbbeutihland einſchließ— 
lid Sachſens zu Einem preußiſchen Staate erhoben werben könnte. 
Gneift [Die Meine Souveränetät ber Einzelftanten iſt in Deutſch⸗ 
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land das Unhiftorifche, das durch den Rheinbund und Napoleon Ge: 
machte und Aufgedrungene. Das Rüdgängigmaden dieſer willfür: 
lihen Schöpfungen ift Teine Annexion, ſondern Reunion] und 
Löwe-Kalbe. Der Commiffionsantrag wird mit 273 gegen 14 
Stimmen (meift von der Äußerjten Linken) angenommen ; bie Polen 
enthalten ſich der Abjtimmung. 

Graf Bismard legt dem Haufe einen Geſetzesentwurf bez. Ans 
nerioen von Schleswig-Holjtein vor und wünſcht „raſche Erledigung 
besfelben, etwa buch ſummariſche Behandlung in der Schluß: 
berathung.“ 

Entwurf bes Geſetzes: „S 1. Die Herzogthümer Holſtein und 
Schleswig, mit Ausnahme eines durch Vertrag mit dem Großherzog von 
Oldenburg näher zu beftimmenben Gebietstheils, werben mit der preußiichen 
Monarchie auf Grund ber am 30. October 1864 zu Wien zwiſchen Preußen 
und Oeſterreich einerfeits und Tänemarf andererfeits und am 23. Auyufl 
1866 in Prag zwiſchen Preußen und Oeſterreich abgeſchloſſenen Friedenover⸗ 
träge vereinigt. $ 2. Die preuß. Verfaſſung tritt in dieſen Landestheilen 
am 1. Oct. 1867 in Kraft. Die zu dieſem Behufe nothwendigen Abände: 
rungs⸗ und Zuſatzbeſtimmungen werden durch befondere Geſetze jeitgeitellt.” 


. Sept. Das Herrenhaus nimmt einftimmig ben Vefehesentwurf über 


die Indemnität an, nachdem Herr v. Kleift:Rekom den eingeſchla⸗ 
genen Weg zur Ausgleihung des Gonflicts bedauert hatte. 

» Raffau). Der Herzog erläßt in Günzburg einen legten Lage: 
befehl zum Abfchied an feine Truppen. Tiefelben febren in ihre 
Heimath zurüd. 

Abg.Haus: Die Anleihe-Commillion bes Haujes beichliegt mit 
11 gegen 8 Stimmen, auf PVerwerfung ber Creditforderung ber 
Regierung von 60 Mil, Thlrn. anzutragen und ber Regierung 
Vebiglih die Ausgabe von 25 Mil, Thlrn. Schaßicheinen zu bemil: 
ligen. Der Finanzminifter erllärt den Antrag für durchaus unan— 
nehmbar, beharrt auf der Füllung des Staatsſchatzes und appellirt 
von der Commillien mit Zuverfiht an das Plenum des Hauſes. 

» Das Herrenhaus genehmigt das Annerionsgejeg mit allen gegen 
1 Stimme, 

„ Abg.-Haus: Debatte über das Reichswahlgeſetz. Die Commiffion 
beantragt, in $ 1 ftatt „zur Vereinbarung” zu feßen „zur Bera⸗ 
thung“, um dem preußijhen Landtag bie Zuftimmung oder Ableh— 
nung ber Beſchlüſſe des Reichstags zu wahren. Koſch trägt auf 
einen Zuſatz bez. Wahrung ber Rebefreiheit, Schultze-Delitzſch auf 
einen ſolchen bezüglih Diäten an. 

Beriht der Commiſſion: „... Es wurde nicht verfannt, daß ein 
wirtlid bundesftaatlides Verhältniß nur im nördlichen Deutfch: 
land bei ber Präponderanz Preußens, namentlih wenn die neugewonnenen 
Länder in die preußifche Verfaffung eintreten und der preußiſche Yandtag 
dann um fo mehr die allgemeinen Intereijen für das yanze nördliche Deutichs 
land vertritt, kaum durchführbar eriheint und daß fi ſchwer in Wild 
von einer eigentlichen norbbeutichen Verfaſſung neben der preußiichen gewin⸗ 
nen läßt; e6 wurde auch bie Befürchtung ausgehhrochen, baR aus her Were 
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vielfältigung ber parlamentarifchen Körperſchaften und aus bem Ausjcheiden 
einzelner Angelegenheiten, namentlich des Militärbubgets, aus bem Wirfungs- 
freife des preußiichen Landtages eine Schwächung der Verfaſſung und eine 
Stärfung des Abjolutismus hervorgehen möchte; inbefjen wurde andererjeits 
geltend gemacht, daß bie Gedichte eine correcte bundesftaatlidhe Vers 
faffung unter Monardien überhaupt nicht Tenne, und baß ein Bun: 
desftaat unter monarchiſchen Staaten faft nur möglich erfcheine, wenn der 
eine Staat fo mädtig, baß die übrigen Staaten faft medin: 
tifirt feien. Ferner ward darauf bingewiejen, baß ein Nejultat der Par— 
lamentsverhandlungen faft hoffnungslos erfcheinen müffe, wein die Vorlagen 
ber Regierungen nicht einfah angenommen würden, und bann über bie 
Beſchlüſſe mit ſämmtlichen Regierungen einzeln verhandelt werden follte. Es 
ward der Wunſch ausgeſprochen, daß bie preußiiche Regierung bem Parlament 
gegenüber vertragsmäßig als Mandatar ſämmtlicher Regierungen auftreten 
möge; jedenfall müjje den im feindlichen Lager geweſenen Negierungen im 
Sriedensvertrage die Unterwerfung unter bie zwifchen der preußijchen Regie— 
rung und dem Parlament zu treffenden Vereinbarungen auferlegt werden, 
wenn ben verbündeten Regierungen gegenüber von vertragsmäßigem Abfom: 
men nicht abgejehen werben könne. Ebenſo ſchwierig erſcheint die Löfung der 
Aufgabe ben Volfövertretungen ber einzelnen Staaten gegenüber, Darüber 
war in ber Commiffion feine Meinungsverihiebenheit, daß die preußifche 
Verfaſſung und Geſetzgebung in feinem Falle anders, als auf dem Wege ber 
preußifchen Verfaffungsurkunde, alfo unter Zuftimmung beider Häuſer 
bes Landtags abgeändert werben Tann. Wenn es hiernach nothivendig 
ift, daß bie Bundesverfaſſung, infofern fie Aenderungen der preußifchen Ver: 
faffung und Gefeßgebung involvirt, erſt dem preußiichen Landtage zur An 
nahme und Genehmigung vorgelegt werben muß, jo erhält ber Reichstag 
allerdings zunächſt nur eine beratbende Stellung. Indeſſen Tann eine Unter- 
brehung der NRechtscontinuität, eine Veränderung der Verfaſſung außerhalb 
ber Beftimmungen berjelben unter feinen Umftänden zugelaffen werden. In 
Betreff des Wahlgeſetzes felbft erflärten bie Vertreter ber f. Staatsregierung, 
das Neichsmwahlgejeß vom 12. April 1849 jei ber Conformität wegen zum 
Grunde gelegt worden; an ben wejentlihen Grundfäßen bes Geſetzes laſſe 
fih wegen ber Vereinbarung mit den Verbündeten nicht wohl etwas ändern, 
wenn auch der Berathung feine Grenzen zu ziehen, fei es doch wünſchens⸗ 
wertd, Aenderungen und Zufäte möglichft zu vermeiden; es handle fi nur 
um das Wahlgeſetz für eine ad hoc berufene Verfammlung, und Principien 
bes Wahlrechts follten bier keineswegs ein= für allemal erledigt werben. In 
der Commiſſion waren die Anfichten über die Principien des Wahlgeſetzes, 
bas allgemeine, gleiche, directe Wahlrecht mit geheimer Abftimmung, getheilt.“ 
Es folgt hierauf eine Zufammenftellung ber verjchiebenen über directe und 
indirecte Wahlen in der Commifjion zur Geltung gefommenen Anſichten. 
Der Bericht ſchließt: „Deffenungeachtet erhob fich feine Stimme für die Ab- 
lehnung des ganzen Geſetzes; vielmehr einigte ſich die Commilfion in Be⸗ 
tracht, daß das Wahlgeſetz nur für eine einmalige, conftituirende Verfamm: 
lung zu erlaffen, ohne eine eingebenbere Tiscufjion ber Principien eines 
dauernden Wahlrechts dahin, daß man fih um ber Gemeinfamfeit mit den 
übrigen Staaten willen und um nicht die ganze Sache zu vereiteln, an bie 
wejentlihen Beftimmungen ber Vorlage Saiten und fih auf unumgänglich 
nothwendig erfcheinende Amendements befchränfen müffe.” 


Bismard erklärt, die Regierung wolle der Weglafjung ber Worte 
„und Vereinbarung” nicht entgegentreten, um nit Mißtrauen zu 
erregen, ſie lehne aber die Verantwortung für bie Weiterungen, bie 
aus bem Aufgeben bes Vereinbarungsprincips hervorgehen könnten, 
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von fih ab: wie die preußifche, jo könnten auch die anbern Landes: 
vertretungen ihre Zuftimmung vorbehalten und dieß würde bem 
Einigungswert große Schwierigkeiten bereiten. Bei der Abjtime 
mung wird F 1 mit großer Mehrheit, die Beitimmnngen über das 
allgeıneine directe Wahlrecht gegen 13, der Antrag Koſch für voll: 
ftandige Sicherung der Redefreiheit in namentliher Abjtimmung 
mit 141 gegen 134 Stimmen angenommen, dagegen ber Antrag 
auf Diäten mit 152 gegen 124 Ctimmen verworfen. 19 pol 
niſche Abgeordnete erflären, 

„daß die durch das angeführte Wahlgeſetz in Ausſicht genommene Incor⸗ 
poration des Großherzogthums Poſen und Weſtpreußens in den zu conſti⸗ 
tuirenden norddeutſchen Bund gegen ihren Wunſch und Willen geſchehen 
würde, und legen hiermit —ã Proteſt ein gegen bie Competenz bes 
Hauſes der Abgeorbneten, internationale Verträge durch Beſchluß einfeitig 
umzuftoßen, wie auch gegen jeben politiichen Act, welcher die Polen der ebes 
mals polniſchen Randestheile im preußifhen Staate zu Deutichen flempeln 
unb bie verbürgte nationale Eriftenz ſtaatsrechtlich vernichten fol.“ 


12. Sept. (Zranffurt). Der preußifche Civilcommiſſär verzichtet Angefichts 


17, 


18. 


n 


des zu erwartenden MWiberftandes auf bie bereits angefagte Beeibi- 
gung der Mitglieder des 5Ler Collegs und ber gefeßgebenben Ber: 
fanımlung. 


„ Herrenhaus: Debatte über das Reichswahlgeſetz. Die Commif: 
fion trägt auf Annahme bes Gefeges in ber Faſſung bes Abg.: 
Haufes doch mit Beifügung einer Refolution an. Der Regierungs: 
commillär (Wagener) erflärt, bie angeregten Mopdificationen wären 
zwar eine Verbefjerung, aber das Scheitern bes Geſetzes würde bie 
Regierungspolitit durchkreuzen. Bei ber Abftimmung wirb die Vor: 
lage angenommen mit der Refolution: 

„Die k. Staatsregierung aufzuforbern, bei Vereinbarung der Verfaffung 
für den norddeutſchen Bund Fürforge zu treffen, bie Bedenken, welche bie 
Anwendung des allgemeinen gleichen Stimmrecht zur Bildung ber Tünftigen 
Bunbesvertretung hervorrufen würde, burch eine andermeite Zuſammenſetzung 
berfelben zu befeitigen, unb in ber Beziehung in Betracht zu ziehen, inwiefern 
dieß durch die Wahl von ber Hälfte der Abgeordneten durch die Höchſt⸗ 
befteuerten ber Wahlfreife, ſowie dadurch zu erreichen fein möchte, bag dem 
Abg.-Haus ein Staatenhaus, nad) Analogie bes durch ben Berfajjungsentwurf 
v. 26. Mai 1849 8 86 vorgefehenen, zur Seite gefeßt wird.“ 

Die Polen jtimmen gegen das Geſetz unter derjelben Motivirung 
wie im Abg.Hauſe. 

Wiederanknüpfung ber diplomatiſchen Beziehungen mit Defterreich 
von Seite Preußens. Der Kaifer von Dejterreih nimmt bie neuen 
Grebitive des preußifhen Gefandten v. Werther entgegen. 


»„ (Kurheffen). Der Kurfürft von Heſſen verftänbigt fi zu Sicherung 


feines Hausvermögens mit Preußen, entbinbet feine Unterthanen bes 
Eides und verläßt Stettin. 


„ Feierlicher Einzug ber Truppen in Breslau. 


ou Das Ageorbnetenhaus. lehnt den Beſchluß bes Kerrenkauka In 
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Betreff der Wuchergeſetze einftimmig ab und genehmigt die Tönigl. 
Verordnung v. 12. Mai mit großer Majorität, 

419. Sept. (Sahfen-Meiningen). Die Preußen rüden in Sachſen⸗-Mei— 
ningen ein, um ben Widerſtand des alten Herzogs zu brechen und 
bie Differenz enblih zum Austrag zu bringen. 

„rn Das Abg.-Haus Iehnt die Vorlage ber Regierung bez. Genehmi: 
gung der Tgl. Verordnung zu Gründung von Darlehensfaffen und 
Auszahlung von Darlehenskaffenicheinen im Betrag von 25 Mill. 
Thlr. mit 146 gegen 142 Stimmen ab. 

»„ » (Kübel). Die Bürgerfhaft genehmigt das neue Gewerbegeſetz 
mit Oewerbefreiheit. 

20.—21. Sept. Großartige Feier des Einzugs ber Truppen in Berlin. 
Anſprache des Bürgermeiſters an den König. Toaſt des Königs. 
Große Feldmefje aller Culte. Amneftieerlaf. 

» rn Der König genehmigt das Annerionsgefeg nah ben Beichlüffen 
beider Häufer bes Landtags. 

„» » (Sadfen:-Meiningen). Abdankung bes alten Herzogs. “Der 
Erbprinz folgt ihm in ber Regierung. 

22, „ (Hannover). eier des Geburtstags des Kronprinzen in Wien. 
Eine Deputation aus Hannover überreicht dem König Georg eine 
Loyalitätsadreſſe mit zahlreichen Unterfchriften. Feſtmahl und Toaſt 
des Königs. 

23. „ (Hannover). König Georg richtet von Wien aus eine Prote: 
ftation gegen bie erfolgte Einverleibung Hannovers in Preußen an 
alle Kabinette Europa’s (|. Anhang). 

24—25. Sept. Das Abg-Haus lehnt den von der Regierung geitellten, 
von der Commiffion unterftüßten Antrag auf Genehmigung bes 
Berfaufs der weſtphäliſchen Staatseifenbahn an die bergifchmärkifche 
Eifenbahngefelihaft mit bedeutender Mehrheit ab, nachdem ber ge⸗ 
weſene Minijter v. Bodelſchwingh, der den Verkauf abgefchloffen hat, 
jeßt felbft die Opportunität besfelben bezweifelt. 

Debatte über den 60 Mill.-Crebit: 
Antrag ber Commiſſion: unter Verwerfung ber Regierungsvorlage 


bie Genehmigung zur Ausgabe von 25 Mill. Thlrn. in Schakanweilungen 
zu ertheilen. i 

Amendbementsantrag Michaelis (unterftügt von Mitgliedern ber 
Fortichrittspartei, des linken Centrums und der Fraction ber Altliberalen): 
bie Regierungsvorlage mit den Abänberungen anzunehmen, baß die nöthigen 
Geldmittel bis zur Höhe von 60 Mill, im Wege bef Credits zu beſchaffen 
find, daß ber Staatsſchatz aus ben Kriegsentfhädigungsgeldern zunächſt mit 
274, Mill. wieder zu botiren ift, baß dem Stentsldnk, fobald er über 
30 Mill. verfügt, weitere Ueberfchüffe aus ben Staatseinnahmen nur mit 
befonderer Zuftimmung ber beiden Häufer bes. Landtags überwiefen, und daß 
bis zur Höhe bes ganzen Credits verzinsliche Schakanweifungen, auf ein 
Jahr lautend, ausgegeben werben können, wobei e8 ber Regierung jedoch 
freigeftellt wird, bie Hälfte durch eine Staatsanleihe zu .beihaffen. Untere: 
amendent Laster bazu: „foweit über biefelben nicht als Dedungsmittel 
im Staatshaushaltsetat bes betreffenden Jahrs ober anderweitig unter Zus 
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fimmung ber beiben Häufer bes Landtags verfügt wird, find fie zur Tilgung 
a eteſchulden zu verwenden und an bie Staatsfchuldentilgungsfafle abs 
zuführen.” 

Rede des Finanzminifters [Die Hanptlache fei jebt bie finanzielle 
Loͤſung. Preußen müfle jeden Augenblid bereit fein, das volle Gewicht 
feiner militärifhen Macht in bie Wagſchaale zu werfen, ohne Zögern, ohne 
Zaubern, ohne Rüdficht auf die Finanzen. Diele Gewißheit finde fi) nur 
in einem gefüllten Schag. Verpaſſe man ben rechten Augenblid, fo Tönne 
bie Aufgabe Preußens leicht um viele Jahre hinausgeſchoben werben, während 
ber Kryftallifationsproceß ſich möglicherweife bei georbneten Verhältniſſen 
leiht in einigen Wochen, Monaten vollziehen Ffönne. Um bie Lage bes 
berrihen zu können, müſſe Preußen jtets die Hand am Schwert halten. 
Die Regierung, welche Werth barauf lege, in voller Webereinftimmung mit 
dem Haufe zu Banbeln, werbe ba8 Amendement Michaelis, falls dieſes bie 
Maforität erhalten follte, nicht zurüdhweilen, weil es ihre Abficht fei, bie 
norddeutſchen Staaten zu einem verhältninmäßigen Beitrag heranzuziehen. Auch 
mit bem Amendement Lasfer fei die Regierung einveritanden]. Rede bes 
Minifterpräfidenten [er könne dem Drange nicht widerſtehen, dem 
Haus bie Bitte vorzulegen: die Vorlage weniger vom Standpunft eines 
Nechenerempel® als vom politifben Standpunft aus zu beurtheilen; dem 
FR die Frage vorzulegen, ob e8 Vertrauen zur Führung ber auswärtigen 

olitit, ob es Zeugniß bavon ablegen wolle, daß es bereit fei, ba8 Gewon: 
nene feftzubalten und, wenn es noth thue, zu vertheidigen]. 

Bei der Abjtimmung wird der Commiflionsantrag mit großer 
Mehrheit verworfen, dagegen das Amenbement Michaelis unter 
namentlider Abftimmung mit 230 gegen 83 Stimmen (die Polen, 
bie Katholifen und ein Theil der Yortichrittspartei) nebft dem 


Unteramendement Laster angenommen. 

26. Sept. Mbg.: Haus: Die Commiffion trägt auf Genehmigung ber 
Regierungsvorlage bez. Annerion von Schleswig: Holjtein an, mit 
der Rejolution, die Regierung aufzufordern, „dem Landtag bei 
feinem nädften Zufanımentreten einen Gefebentwurf betr. die Der: 
einigung Lauenburgs mit dem preußifchen Staatsgebiet, in Gemäßheit 
des Art. 2 der Verfaffung vorzulegen.“ 

„» „ Medlenburg). Eröffnung eines außerorbentlihen Landtags in 
Schwerin. Thronrede des Großherzogs. Die Regierung legt bem 
Landtage den Art. 6 des Bünbnifvertrags mit Preußen v. 21. Aug. 
und den Entwurf eines Wahlgeſetzes für den norddeutſchen Reiche: 
fag vor. 


„ o Triebe mit Ruß ä. L.: 


beziehen, anerkennt und acceptirt, tritt ihrerfeits für bas an 


hen 
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Mapregeln gegen das Fürſtenthum Neuß &. 2. fofort aufzuheben und ge» 
nehmigt die ungebinderte Rückkehr bes in Raſtatt befindlichen fürftlich 
reußifhen Contingents mit Waffen in die Heimath. Art. 3. J. D. bie 
Fürſtin-Regentin verpflichtet fich binnen ſechs Monaten nad) erfolgter Aus: 
wechslung ber Ratififationen biefes Vertrags zu dem auf Befehl Sr. Maj. 
bes Königs von Preußen gebilbeten Fonds zur Unterftüßung der invaliben 
Dffiziere und Soldaten der preußifchen Armee, fowie ber binterbliebenen 
Wittwen und Waifen die Summe von 100,000 Thlrn. zu zahlen.” 


27. Sept. Vertagung bes Landtags bis zum 12. Nov. 


29. 


Die Regierung hebt die vom Abg.-Hauſe nicht genehmigten Dar: 
lehenskaſſen wieder auf. 

Die preußifhen Befeftigungen Düppel-Alſen find nach amtlicher 
Anzeige nunmehr vollendet. 


1, Det. (Hannover). Etwa 70 Mitglieder der ſtädtiſchen Collegien 


aus allen Landestheilen außer Oftfriesland und 39 Abgeorbnete ber 
legten Ständeverfammlung treten in Hannover zufammen unb be 
ſchließen einftimmig eine Eingabe an das Fol. Staatsminifterium 
in Berlin mit ber Bitte, 

„baß bei Weberleitung unferer Zuftände in die neuen Verhältniffe außer 
ben Beamten, preußifchen wie vormals hannoverſchen, aud im nicht zu 
geringer Anzahl andere Perfonen zu Rath gezogen werden möchten, unab: 
bängige Männer, welche zufolge ihrer bisherigen Stellung im öffentlichen 
Leben als Bertrauensmänner des Landes erjcheinen würben.” 

Die 39 Abgeordneten befchließen zugleich eine öffentliche Erflä- 
rung, im ber fie die beichlofjene Kinverleibung in Preußen als un: 
widerruflih annehmen, die nutzloſe Agitation dagegen beflagen und 
einläßlich darlegen, was fie im Intereſſe des Landes von der preuf. 
Regierung in einer Reihe bejtimmt formulirter Beziehungen er: 
warten: 

„.. Bergeblich waren in der legten hannoverſchen Ständeverfammiung unfere 
auf eine andere Entwidlung ber deutjchen Einheit gerichteten Bemühungen. 
Unfere Appellation an bie Pflichten gegen Deutſchland, unfere Mahnungen 
an das Intereſſe bes Landes, unjere Warnungen wurden nicht gebört. Jeder 
Bereitwilligfeit, von nutzloſen Souverainetätsrechten zu Gunften bes großen 
Baterlandes auch nur das Geringfte zu opfern, jede Erkenntniß ber Noth⸗ 
wendigfeit, fi zu den neuen Aufgaben in das rechte Verhältniß zu jeben, 
fehlte. So wurde der von uns angeftrebte Bundesſtaat für unfer Land un⸗ 
möglich und nad) dem Siege der preußiſchen Waffen über die öfterreichiichen 
—— die Einverleibung des Landes in Preußen eine unabwendbare That⸗ 
ache.... 

(Sachſen). Die Adreſſen der Communalbehörden an den König 
um endliche Verſtändigung mit Preußen werden immer dringender. 
Der preußiſche Generalgouverneur überträgt die Einquartierungslaſt 
ausſchließlich auf die Hausbeſitzer. Der Bau der Befeſtigung Dres⸗ 
dens kann als beendigt angeſehen werden. 


1.—2. Oct. (Medlenburg). Landtag: Debatte über bie Vorlage ber 


“ 


Regierung bez. ber norbdeutfhen Bundesfrage, 
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Antragber Mehrheitder&ommiffion: „Den beiden Regierungen 
bie Ermädtigung zu ertheilen, ſich an ber Feſtſtellung eines Yunbesverfafjunge: 
entwurfs zu betheiligen und benjelben dem zu berufenben Parlament zur Berathung 
vorzulegen, jeboch mit den Vorbehalt und ber Bedingung, daß die aus folcker 
Berathung hervorgehenden Ergebniffe demnächſt ben Ständen zur Abgabe 
ihrer verfaffungsmäßigen Erklärung darüber vorgelegt werden.” Dieſem Ans 
trage find elf Wünſche zu Handen ber Regierung angefügt: „daß bie officiell 
nicht vorliegenden Gründe ber bier fefigeftellten Trennung Deutichlands nicht 
bauernd der Einigung Deutichlands entgegenwirken werden; baß jedenfalls 
wenigſtens ſämmtliche norbdeutihe Staaten an ber zu gründenden Bundes: 
verfaffung unter Mitwirkung eines zu berufenden Parlaments theilnehmen, 
ehe der Beitritt Medfenburgs für bindend erfannt wird; daß bei ber geringen 
Ausdehnung des Bundesgebiets und dem Vorwiegen ded preußiſchen Stante 
bie in ben Grundzügen ber Gompetenz ber Bundesgewalt, beziehungeweiſe 
bes Barlaments, überwielenen Gegenjtände das Marimum biefer Gompetenz 
bilden werben; baß überhaupt grundiaßgemäß bem Parlament feine Eins 
wirfung auf die PVerfaffungsverhältniffe ber Einzelftaaten zuzuerkennen 
ſei; daß mithin bie Frage wegen bes Anſchluſſes Mecklenburgs an den Zoll: 
verein Lediglich von ber freien jtändifhen Vereinbarung und Zuftimmung 
abhängig bleiben müſſe; daß einzelne ber Grundzüge durch die veränderten 
Berhältniffe an Bedeutung verloren haben, andere an Unflarbeit leiden; daß 
das allgemeine und direfte Wahlrecht namentlih in Bezug auf bie 
befinitive Volfsvertretung unzeitgemäß fei; daß die Trage wegen ber Zoll⸗ 
und Handelsgefepgebung (Kreizügigfeitds, Heimaths- und Ans 
fiedlungsverbältniffe) zu großen Bedenken Anlaß gebe und daß bier 
das verfafjungsmäßige Recht zu wahren fei; baß die abgeichloffenen Verträge 
wegen ber Elbſchifffahrt in Kraft bleiben müßten; daß die gemeinfame Givils 
proceßorbnung die einheimiſche Gerichtsorganijation nicht berühre und daß 
bei den Leiftungen ber Uferitaaten für bie Kriegomarine ber Laftengehalt 
ber Handelsmarine bes betreffenden Staats zum Maßſtab genommen werde.“ 

Die Motivirung bes Antrags geht von ber Erwägung aus, baß 
„es ſich gegenwärtig nicht mehr um bie Grundzüge der neuen politiichen Ges 
ftaftung Deutichlands, fondern nur noch um die nothwendigen Folgen bereite 
feitftehender Thatſachen handelt, auf welche ben minder mädtigen Staaten 
jede Einwirkung benommen war, ferner auf Grund der ber Commiflion zur 
Kenntnißnahme zugegangenen vertraulichen Mittheilungen, aus welchen die 
Mitglieder nur die Beitätigung br zwingenden Nothwendig⸗— 
feit des Beitritts zu den von Preußen geftellten Bedingungen entnommen 
haben, infofern hierdurch die Großherzoge die Unabhängigkeit und Integrität 
bes Landes bewahren“ und ſchließt mit ber Bemerfung: „Der Zwed bes von 
ben allerhöchften Landesherrn eingegangenen Bünbnißvertrages, welcher auss 
brüdlih auf die Erhaltung ber Anderen nicht nur, fondern auch ber inneren 
Eicherheit des Landes mit gerichtet ift, läßt erwarten, daß aud die Landes 
verfafjung, auf deren ortbeitehen bie innere Sicherheit des Landes wefentlich 
beruht, erhalten bleibe. Um dies befto fiherer zu erreichen, dürfte an bie 
allerhöchften Lanbesherren die Bitte zu richten fein, daß Allerhöchſtdieſelben 
bei der befinitiven eitftellung ber Bunbesgewalt die Garantie ber bes 
ftebenben Sandesverfaffung durch die Bunbesverfaffung in geeigneter 
Weije herbeizuführen geruhen wollen.“ 

Antrag der Commiſſionsminderheit: „Der Landtag wolle den 
Negierungen ein weiteres Vorgehen auf Grund ber Artikel 2 und 5 bes 
Vertrages vom 21. Auguft 1866 widerrathen.“ 


Die Borfrage, ob die Ritterfchaft als befonderer Stand oder 
gemeinfam mit ber Landſchaft verhandeln folle, wird von ber Ritter⸗ 
ihaft mit 187 gegen 44 Stimmen zu Gunften ber Weakeren Ur- 
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handlung entſchieden und ber Antrag ber Commifjionsmehrheit nad 
regellofer und oft jehr heftiger Debatte dur Zuruf angenommen. 


3. Oft. Der König von Preußen erläßt ein Patent behufs Beſitznahme 
des vormaligen Königreichs Hannover, Kurfürſtenthums Hefjen, Her: 
zogthums Naffau und der freien Stadt Frankfurt und erläßt Pro: 
clamationen an bie Einwohner berjelben: 


Proclamation an bie Hannoveraner: „....Wenn Ihr Euch nicht 
ohne Schmerz von ben früheren Euch liebgeworbenen Verhältniſſen Tosfagt, 
jo ehre ih biefen Schmerz und würdige denfelben als eine Bürgfchaft, daß 
Ihr und Eure Kinder auh Mir und Meinem Haufe mit Treue angehören 
werdet. Ahr werdet die Nothwendigkeit des Gejhhehenen erkennen. Denn 
follen die Früchte des jhweren Kampfes und ber blutigen Siege für Deutich: 
land nicht verloren fein, fo gebietet e8 eben fo die Pflicht der Selbfterhaltung 
als die Eorge für bie Förderung der nationalen Intereſſen, Hannover mit 
Preußen feft und dauernd zu vereinigen. Und — wie fon mein in 
Gott ruhender Herr Vater es ausgeiprohen bat — nur Deutſchland bat 
gewonnen, was Preußen erworben. Diejes werdet Ihr mit Ernft 
erwägen, und fo vertraue Ich Eurem beutfchen und reblien Sinne, daß 
Ihr mir Eure Treue eben fo aufrichtig geloben werbet, wie Jh zu Meinem 
Bolfe Euch aufnehme.* 


4. „ Medlendburg) Schluß des Landtags. Der Landtagsabſchied 
gibt ſich mit dem ſtändiſchen Beſchluſſe bez. des norddeutſchen Bundes 
zufrieden, belobt bie Stände für ihre „vertrauensvolle, einfichtige und 
patrigtifhe Haltung” und verſpricht, daß auch die ausgeſprochenen 
„Wünſche“ nad) erlangter „Weberzeugung von ihrem runde uub 
ihrer Ausführbarkeit" von der Regierung thunlichſt werden berüd: 
fihtigt werben. 


d. » (Hannover). König Georg proteftirt in einer Proclamation an 
feine Unterthanen von Hietzing bei Wien aus gegen die Befißergreifung 
feines Landes durch Preußen: 


„Wir erklären hiermit vor allen Unferen Unterthanen laut und feierlich 
biefe Einverleibung des Unferm königlichen Haufe angeftammten Königreichs 
Hannover in bie preußifhe Monarchie für null und nichtig und bemgemäß 
alle Alte der Souveränetät, welche ber König von Preußen in Unfern Lande 
vornehmen möchte, mit allen baraus hervorgebenden Folgen für Uns und 
Unfere Nachfolger in ber Regierung für rechtsunverbindlidh... Wie der AU: 
mächtige vor nun fechzig Jahren es gefügt, daß daſſelbe Unrecht, von ber: 
jelben Seite ber, feinen Beftand baten durfte... fo hegen Wir nun auch das 
unerjchütterliche Vertrauen, daß er jet ebenfalls das Recht wieder zum endlichen 
Siege bringen und bie Vereinigung Unferes königlichen Haufes mit Unferem 
treuen, beißgeliebten Volke wieder herbeiführen wird. Der Kampfesmuth ber 
Braven von Langenfalza bat dem Beijpiele ber Vorfahren würdig entiprocen ; 
auch die übrigen Tugenden ihrer Väter, die unerſchütterliche Treue, die ruhige 
Belonnenheit, die zähe Ausdauer leben fort in Unferem Volke und verbürgen, 
daß es nicht laſſen werde von Unferem Töniglichen Haufe, welches durch die 
Geſchichte faft eines Jahrtauſends in Freude und Leid unzertrennlid mit ihm 
verwachſen if. Auszubarren im Unglüd für eine befjere Zukunft ; zu ver: 
trauen auf ben allgerehten Gott und Uns zu beiwahren bie alte Liebe, das 
hoffen und erwarten Wir von Unferen theuren Unterthanen für die Zeit Uns 
jerer Trennung...“ 
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6. DOM. (Hannover). König Georg entbindet die Kivilftantsbiener ihres 


8. 


11. 


Eides unter Vorbehalt feiner Rechte. 

Belannimahung ber General:Secretäre der fgl. Minifte 
rien: „.. In Iandesväterliger Erwägung ber peinlichen, bie Gewiffen bes 
ängftigenden Page, in welche hiedurch viele ber getreueiten Unterthanen gerathen, 
baben Se. Maj. König Georg V. im Boraus geruht, unter Verwahrung - 
Allerhöchſtihrer Rechte, alle Untertbanen im Königreiche und insbefondere alle 
im fönigl. Eivildienite, im geiftlihen und Lehramte Angeitellten von den im 
Unterthanenverbande oder im Dienft und Amt begründeten, durch Huldigunges 
oder Tiienfteid befräftigten Verpflichtungen gegen Allerhächftfie und Ihre fucs 
ceſſionsberechtigten Nachfolger für den nunmehr eingetretenen Fall eines Widers 
ftreites dieſer Nerpflichtungen mit ben Anforderungen, welche von Seiten 
Sr. Maj. des Königs von Preußen geftellt werben, in ſoweit Allergnäbigft 
zu entbinden, als die Erfüllung folder Anforderungen mit ber Einhaltung 
diefer Verpflichtungen unvereinbar ijt, unter Borbehalt jedoch eines Wieder⸗ 
aujlebens ber Ießteren auf bie Zeit, wo Se. Maj. ber König Georg V. 
oder einer Ihrer fucceflionsberedhtigten Nachfolger zur Ausübung ber Megies 
rung im Königreiche wieber gelangen würde.“ 


„ Die während bes Krieges gebildete ungarifche Legion wird mwieber 
aufgelöst und bie Legionäre werden nad Defterreich inftrabirt. 
„Friedensvertrag mit Eachjen-Meiningen : 
„Art. 1. Se. Hoheit ber Herzog von SahfensMeiningen:Hildburghaufen, 
indem er die Beſtimmungen bes zwilchen Preußen und Deiterreich zu Nidolsburg 
am 26. Juli 1866 gefchloffenen Prälininarvertrages, ſoweit jie fich auf bie 


Zukunft Deutſchlands beziehen, anerfennt und acceptirt, tritt Seinerfeits und 


für das Herzogthum ben Artikeln 1 bis 6 des am 18. Aug. d. J. zu Berlin 
zwilden Sr. Maj. dem Könige von Preußen einerfeits und Sr. Kal. Hob. 
dem Großherzoge von Sachſen-Weimar und anderen norbbeutichen Regierungen 
andererfeits abgefchloffenen Bündniſſes bei und erffärt biefelben fir Sid und 
das Herzogthum Sachfen:Meiningen-Hildburghaujen in allen ihren Beftims 
mungen verbindlich, jo wie Se. Maj. ber Stönig von Preußen bie in biefen 
Artiteln enthaltenen Zulagen ebenfalls auf Seine Hoheit ben Herzog von 
Sadjen: Meiningen: Hildburghaufen ausdehnt. Art. 2. Die zwifchen ben 
hoben contrahirenden Theilen vor dem Ausbruche der Feindſeligkeiten beftans 
denen Verträge unb Webereinfünfte, namentlich bie Zollvereinigungsverträge 
vom 27. Suni 1864 und vom 16. Mai 1865 und bie bamit in Verbindung 
ftehenden Vereinbarungen treten vom Tage bes Austaufches der Ratificationen 
des gegenwärtigen Vertrages wieder in Kraft, jo weit und fo fange fie nicht 
durch die im Art. 1 erwähnten Beſtimmungen, durch ben Zutritt Sr. Hobeit 
des Herzogs zum norbbeutihen Bunde und durch die in leßterem einzufühs 
renden Einrichtungen berührt oder abgeänbert werden. Art. 3. Se. Hoheit 
ber Herzog erflärt Sih im Vorans mit ben Abreden einverftanden, welche 
Preußen mit dem fürftlihen Haufe Taris wegen Bejeitigung des Thurn und 
Tarisſchen Poftweiens trifft. In Folge deffen wird das geſammte Poftweien 
im Herzogtfum Meiningen an Preußen übergehen. Art. 4. Sc. Hoheit 
der Herzog räumt der königlich preußifchen Regierung in allen Gebietstheilen 
bes Herzogthbums das ausjchliegliche Recht zur unbefchräntten Anlegung und 
Benugung von Telegrapben=Linien und Telegraphen:Stationen ein.“ 

„ Kine tönigl. Cabinetsordre befiehlt die Bildung von brei neuen 
Armeecorps für bie neu erworbenen Randestheile und regelt zugleich 
bamit bereit auch die Einfügung der zufünftigen Bundescontingente 
theil8 in biefe neuen, theils in bie ſchon beſtehenden preußiichen 
Armeecorps. 
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Dem 4. preußifchen Armeecorps (Brandenburg) und dem 7. (Meftphalen) 
int je ein Negiment YBundescontingent zugetbeilt. Zu dem 9. (Schleswig: 
Holitein) treten 6 Regimenter Bundescontingent, aljo über eine Divifion 
Snfanterie; zu dem 10. (Hannover) 4 Bataillone und 1 Regiment; zu dem 
11. (Heſſen, Naffau und Franffurt) 4 Regimenter Bundescontingent. 

13. Oct. Eine kgl. Verordnung führt für diejenigen Landestheile, welche 
durch das Geſetz vom 20. Sept. ber preuß. Monarchie einverleibt 
worden find, fowie für bie Herzogthümer Schleswig und Holftein 
bie allgemeine Wehrpflicht nah Maßgabe ber für bie übrigen Pro: 
vinzen bes preuß. Staats giltigen Beftimmungen ein. 

14. „» (Kurpeffen). Das bisher Lurheflifche Militär leiſtet dem König 
von Preußen den Fahneneid. 

15. „ Der bisherige Generalgouverneur von Kurbeflen u. ſ. w., v. Wer: 
der, wird abberufen und geht die Verwaltung in die Hände ber 
Civilbehörden über. An die Spike der Verwaltung von Kurheſſen 
tritt als Civilabminiftrator der Regierungspräfident v. Möller, an 
bie Spike ber Verwaltung von Naffau zufammen mit der Stadt 
Frankfurt in gleiher Eigenfhaft der Staatsminiſter a. D. v. 
Patow. Die Civiladminijtratoren haben im Weſentlichen die 
Functionen eines Oberpräfidenten in ben alten Provinzen auszuüben. 
Für Hannover tritt dagegen biejelbe Veränderung noch nicht ein. 

— „ Der König ſchenkt dem Herzog Ernft von Coburg-Gotha, weil 
er zuerſt auf Seite Preußens getreten ift, den Schmalfalbener Wald 
von 38,000 Xedern, im Werth von etwa 2 Mil. Thlrn. ale 
Privateigentbum unter einigen Bebingungen. 

17. „ (Sachſen-Meiningen). Der Landtag genehmigt einftimmig 
den Eintritt des Herzogthums in ben norbbeutfhen Bund. 

21. „ Endlicher Abſchluß des: Friedensvertrages zwiſchen Preußen und 
Sachſen zu Berlin (|. Anhang). 

23. u Maffau). Der Keft des naſſauiſchen Militärs Teiftet dem König 
bon Preußen ben Fahneneid. 

24. „ Vierundzwanzig Abgeordnete aus den Fractionen ber Fortſchritts⸗ 
partei und des linfen Centrums (morunter v. Bockum⸗Dolffs, Twe⸗ 
ften, v. Unrub u. ſ. w.) erlaffen eine Erklärung über bie von ihnen 
zur Regierung eingenommene Stellung, der fie „in ihrer auswär⸗ 
tigen Politik ben vollen Beiftand ber Landesvertretung zu verſchaffen“ 
ſuchen wollen, während ſie zugleich bezüglich der innern Verwaltung 
bes Landes noch immer „bie Pflichten einer wachſamen und loyalen 
DOppofition auf fih ruhen fühlen“, 

vn (Sadfen). MUebergabe ber Feftung Königftein an eine preußiſche 
Befabung. 

26. „ (Sadfen). Der König ehrt aus Defterreih wieder nad 

Sachſen, zunächſt nah Pillnitz zurück. Proclamation an feine Sad: 
fen. Auflöfung ber fog. Landescommilfton. 

27. „ Abſchluß eines Vertrags mit dem Großherzog von Oldenburg, 
unter Vorbehalt der Ratification bes Landtags: 


28. Oct. (Sadjen). 


29. 
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„Art. I. Se. k. Hoheit ber Großherzog von Oldenburg, inbem Sie in 
Folge der Verträge zu Wien ben 30. Oct. 1864 und zu Prag ben 23. Aug. 
1866 Se. Maj. den König v. Preußen als alleinigen rehtmäßigen Souverän 
unb Landesherrn ber Herzogthüümer Schleswig u. Holſtein anerkennen, verzichten 
für fih und als Repräfentant ber im Großherzogthum Oldenburg regieren: 
ben jüngern Linie bes fchlesmwig-hbolfteinsgottorp’ihen Hauſes auf alle Rechte 
und Anjprühe in Betreff ber Erbfolge und Sonveränetät in den Herzog—⸗ 
thümern Schleswig und KHolftein, weldhe von Ihnen und Shrem Haufe, ki 
e3 aus eigenem Recht, fei es in folge der durch Seine Majeftät den Kaifer 
Alexander II. v. Rufland gefchehenen Uebertragung der Rechte unb Anſprüche 
ber Altern gottorp’ihen Linie bisher erhoben und bei dem frühern beutfchen 
Bunde geltend gemacht und vertreten worden jind, zu Gunſten St. Maj. bes 
Königs von Preußen und Allerhöcdftdeffen Nachfolger für jegt und für all 
Zeiten. Art. II. Se. Maj. der König von Preußen verpflichten Sich dagegen 
für Si‘ und Allerhöchſt Ihre Naciolger zu folgenden (Begenleiftungen: 
1) zum Awede einer angemeſſenen Arrondirung des Fürſtenthums vuͤbeck 
cedirt Se, Maj. der König Er. f. Hoheit dem Großherzog das holfteiniiche 
Amt Ahrensböck, fowie die lübiſchen Tiitricte und die Stautshoheit über ben 
Didjee mit Cinfhluß ber auf bemjelben baftenden Domanialgerechtſame. 
2) Se. Maj. ber König fagt St. f. Hoh. dem Großherzog die Aufrechthal⸗ 
tung ber den herzogl. ſchleswig-holſtein⸗gottorp'ſchen Fideicommißgütern — 
ſowohl den ältern, wie den jüngern — zuſtehenden Privilegien in ihrem 
gegenwärtigen Umfange in der Weiſe zu, daß diefelben nur gegen eine ange: 
mefjene Entihädigung aufgehoben werben jollen. Tie beiden hoben conıra« 
birenden Theile find babei einverftanden, buß die, Dielen Fideicommißgütern 
nah ben Verträgen v. 22. April 1767 und 1. Juni 1773, fowie nach der 
Vereinbarung v. 1. Tec. 1843 zuftehende Steuerfreiheit ſich auch auf bie 
jogenannte Halbprocentftener, und zwar fowohl für die hohe Fideicommiß⸗ 
herrſchaft felbft, als für bie Gutsuntergehörigen, eritredt. 3) Ze. Maj. der 
König zahlt außerdem Sr. k. Hoh. dem Grosßherzog von Oldenburg eine 
Summe von I Mill. preuß. Thlru., welche, vom Tage ber Ratification bier 
je8 Vertrags an gerechnet, innerhalb G Monaten zu erlegen find. Ter Zub: 
lungsmodus und die Effecten, in weldhen biefe Summe überwiefen werden 
joU, wird noch näher feftgeitellt werden. Art. III. Vorfiehender Vertrag joll 
ratificirt und die Ratificationen jollen binnen 3 Wochen nach der Unterzeichs 
nung in Berlin ausgewecdjelt werben.“ 

Die jächfifche Armee beginnt aus Defterreich wieder 
im Lande einzutreffen. 
„ (Sadfen). Der König erläßt eine allerh. Verordnung behufs 
Ausführung des Amneftieparagraphen des Triebensvertrage mit 


Preußen. 
„ General v. Bonin übernimmt den Oberbefehl über bie preuß. 
Truppen in Sachſen. 


3. Nov. (Sachſen). Teierliher Einzug der königlichen Familie in 


5. 


6. 


Dresben. 

Das Kammergeriht beftätigt in zweiter Inſtanz troß bes Bes 
[hlufjes des Obertribunals von 29. Januar d. J. bie Freifprehung 
Tweſtens wegen feiner Aeußerungen als Abgeordneter. 

„ Das App.-Geriht von Inſterburg beftätigt troß des Beſchluſſes 
bes Obertribunale v. 29. Jan. d. Is. die Freiſprechung Frentzele 
wegen ſeiner Aeußerungen als Abgeordneter. 
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6. Nov. (Lauenburg). Der Landtag genehmigt die Vorlagen ber Re: 
gierung bez. bes Parlamentswahlgejeges und bezüglih Einführung 
ber allgemeinen Wehrpflicht. 

n Der neue djterr. Gefandte Graf Wimpfen überreiht dem König 
feine Beglaubigungsfchreiben. 

7. „ (Hannover). Verfammlung von Mitgliedern faſt fämmtlicher 
8 Nitterfhaften des Landes. Lebhafte Discuflion. Es werden 
Ihlieglich folgende Refolutionen beſchloſſen und unter circa 130 An: 
wejenden von 110 unterzeichnet: 

„Die Unterzeichneten, Mitglieder verfchiedener Ritterſchaften, Haben fich 
zu folgender Erflärung geeinigt und foldhe zu veröffentlichen -beichloffen: 
1) Nachdem unter Nichtbeachtung der Rechte des angeflammten Königshaufes 
und bes Landes und gegen deſſen dringendſte Wünſche zu ihrem tiefiten 
Schmerze bie Ginverleibung des Königreihs Hannover in Preußen ausgefpro: 
hen ift und jetzt bie Ausführung berjelben bevorfteht, welcher das Land, durch 
die Macht genöthigt, fi) bei genügender Wahrung feiner Rechte und Anterei- 
jen wird beugen müflen: — jo glauben bie Unterzeichneten, ausgehend von 
bem unbezweifelbaren Rechtsſatze, daß mit der Eroberung des Landes Feines: 
wegs das gefammte öffentliche Necht besjelben Hinfällig geworden, und ſich 
ftütend auf das k. Wort ber thunlichſten Schonung bes Beftehenden und der 
verheißgenen Berathung als unabweisbare Nechtsforderung ausſprechen zu 
müffen: 1) baß in dem dffentlichen Rechtszuſtande des Landes nichts weiter 
geändert werde, als was fi als eine unvermeidliche Folge ber Annerion 
darftellt, und daß auch bie bier noch nöthigen Veränderungen nit ans 
ders als unter Mitwirfung einer wahren Vertretung bes Landes geichehen. 
2) Als zu einer foldhen Vertretung berechtigtes Organ vermögen fie keinen⸗ 
falld eine Verſammlung einfeitig nah Auswahl der königlichen preußiichen 
Negierung zu berufenber Perjonen zu erfennen, vielmehr betrachten fie als 
ſolche Organe bie allgemeine Stänbeverfammlung des Königreihe Hannover 
und die beftehenden Provinzial⸗ Landſchaften. 3) Sie find zugleich ber Anficht, 
daß, nachdem die k. ypreuß. Regierung bereits mit einzelnen wejentlichen 
organifatorifchen Einrichtungen (Berweifung ber Juſtizſachen, ber Eiſenbahn⸗, 
Bot: und Zollverwaltung an die Minifterien in Berlin) und zwar einjeitig 
vorgeſchritten ijt, die möglichſte Beichleunigung der Berufung einer Landes⸗ 
bertretung zum Zwed ber Mitwirfung, audy in bejonderer Rüdficht auf Er: 
haltung ber Ruhe des Landes und die Gewinnung einiger Zufriedenheit mit 
ber Art der Ueberfeitung, ein dringendes Bedürfniß iſt.“ 

I. „ Anhalt) Das Wahlgefe für den norbbeutihen Bund wird 
von ber Regierung publicirt, ohne die Genehmigung des Landtags 
einzuholen. 

» n (Hamburg) Die Bürgerihaft genehmigt das ihr vom Senate 
vorgelegte Parlamentswahlgefeß, doch mit dem Zuſatze einer Be: 
ftimmung bez. Diäten. Der Senat erflärt, darauf nicht eingehen 
zu können. 

12. „ Wiederzuſammentritt des Landtags. Die Regierung legt demſelben 


ſofort das Budget für 1867 vor. 

13. „ Das Abg.-Haus beſchließt mit 105 gegen 90 Stimmen, bie Bor: 
berathung bes Budgets für 1867, ohne basjelbe einer Commiſſion 
zu überweifen, jofort im Haufe felbft vorzunehmen. 

15. „ Im Berlin bildet fi ein liberales Central⸗Wahlcomité für bie 
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Mahlen zum norddeutſchen Reichstag unter dem Vorſitze bes Abg. 
Löwe⸗-Calbe und erläßt einen Aufruf. 


15. Nov. (Sachſen). Kröffnung des Landtags. Thronrede des Könige: 
„... Unerfhütterlidh treu und von weiler Beionnenheit bat ſich die ſäch⸗ 
filhe Bevölkerung aller Klaſſen bewieſen und fo ber Welt gezeigt, daß bie 
Anhänglichkeit an ein angeſtammtes Fürſtenhaus nod immer mehr als ein 
leeres Mort if. Durch die Begebniffe ber letzten Zeit iſt das Band gelöst 
worden, welches bisher die deutihen Stämme umſchloß und an bem ich bis 
zu Ende treu gehalten babe. Sachſen tritt nunmehr in ein neues Bundes⸗ 
verhältniß ein, beffen Seftaltung in Kurzem unter Xheilnahme eines Parlas 
ments ans ben betheiligten Staaten feftgeitellt werben wird. So wie es 
mein fefter Entſchluß ift, dem norddeutſchen Bunde, der unter Preußens 
Leitung fich bildet, und allen eingegangenen Verpflichtungen bieielbe Treue zu 
bewahren, die ich dem alten Bunde gehalten babe, fo wirb es auch nunmehr 
unfere gemeinfame Aufgabe fein, biefem neu ji bildenden 
Verhältniſſe mit frifdem Muth, mit Offenheit und aller 
Redlichkeit entgegenzufommen und für feine günjtige Geſtaltung 
auch anderweite Opfer nicht zu ſcheuen ... Tie in Folge der veränderten 
Bunbeseinrichtungen nöthig werbenden Umänbderungen der Verj.Urkunde und 
bes Mahlgefeges unfers engern VBaterlanbes, fowie bie definitive 
Feitftelliung unſers Staatshaushalts hängen fo eng mit der Organiſation bes 
norddeutſchen Bundes zufammen, baß fie nicht eher bei ber Ständeverfamms 
lung zur Beratbung kommen fünnen, als bis man über jene Organiſation 
im Klaren if...” 


— „ (Söäleswig-Holftein). Die frühern Beamteten unter dem 
däniſchen Regimente, Etatsratd Schultze, Kammerherr v. Roſen und 
Juſtizrath Griebel werden wieder als Regierungsräthe angeſtellt. 

16. „ Abg.Haus: Die Regierung legt den Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend bie Verleihung von Dotationen in Anerfennung hervor: 
ragenber, im lebten Kriege erworbener Berbienite, vor: 

„Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. verordnen mit 
Zuftimmung beider Häufer bes Landtags ber Monardjie wie folgt: Zur Verleihung 
von Totationen an preußiſche Heerjührer, welche zu dem glüdlihen Ausgang 
bes letzten Kriegs in hervorragender Weife beigetragen haben, wird die Summe 
von Einer und einer halben Mil. Thlen. aus ben eingehenden Kriegsents 
ſchädigungen bereit gefiellt. Die Verwendung dieſer Summe bleibt fgl. Bes 
fimmung vorbehalten.” Motive: „In Phaſen, welde nad enticheidenden 
Kämpfen eine neue Wendung im Leben ber Völker einleiteten, ijt jederzeit 
ber Drang empfunden worden, benjenigen Männern ben bleibenden Dank des 
Vaterlandes darzubringen, welche durch ruhmvolle Thaten bie Bahn einer 
höheren Entwidlung eröfinet haben. In dieſem Gefühl haben bes hochſeligen 
Königs Friedrih Wilhelm III. Maj. nach ſiegreicher Beendigung des Bes 
freiungsfampfes von 1813 und 1814 denjenigen preuß. Heerführern, weldye 
fih auf das Hervorragendite ausgezeichnet hatten, in Anerkennung ihrer Ver⸗ 
bienfte Dotationen zu verleihen gerubt. Ter legte Krieg bat den preußischen 
Namen mit neuen unvergänglihen Ehren verberrliht und ber Monarchie 
eine Erweiterung ihrer Machtſtellung eingetragen, weldye von feinen frühern 
Erfolgen preußiſcher Großthaten übertroffen wird. Auch in dieſem Kriege 
haben preuß. Heerführer in Hingebung und Ausdauer verangeleuchtet und 
durch heldenmuͤthiges Ringen und Vollbringen fih ein Andenken gejtiitet, 
welches bie Nachwelt in treuer Verehrung bis in die fjernjten Zeiten beivahren 
wird. Tiefen Männern ben Tank ihres kgl. Herrn und des Yaterlandes zu 
bethätigen, wird in vollen Vertrauen des bereiteten Entgegenfonmens ber 
Landtag um feine verfafjungsmäßige Mitwirkung TARKAANAET, U in va 
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geht durch bie gegenwärtige Vorlage bie Aufforderung zur Bewilligung 
ber Mittel, weldye die Krone in den Stand jegen werden, durch Verleihung 
von Totationen nad) dein VBorgange einer früheren großen Zeit Verdienſte, 
welche ber Geſchichte angehören, auf eine der Gegenwart würdige Weife zu 
ehren.“ 


16.Nov. (Sachſen). II Kammer: Ein Antrag des Abg. Eijenftud und 


18, 


19. 
20. 


" 


21. 


„ 


15 Gen.: 

„Die Kammer befchließt, bie hohe Staatsregierung zu erfuchen, die gegen 
wärtige Ständeverfammlung fofort aufzulöfen, und auf Grund bes Wahl: 
gejeßes von 15. Nov. 1848 eine verfaffungsmäßige Volksvertretung ſchleunigſt 
einzuberufen“ 
wird mit 48 gegen 17 Stimmen abgelehnt. 

„ (Hannover). Die zum PVortheil der Krone ausgejhiebenen Domä— 
nen, eine Hauptbeſchwerde des Landes, werden von dem preußijchen 
Givilcommiffär dem Staatsgute wieber eingefügt. 

„ Die Oberftaatsanwaltichaft erhebt die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen 
die Freiſprechung Tweſtens vom 5. d. M. 

„ Ein Minifterialerlaß hebt die Beichränfungen der Niederlaffung 
unb des Gewerbebetriebs in ben neuen Provinzen auf: 

Der Erlaß geht von dem Grundſatz aus, daß die Vereinigung ber neuen 
mit ben alten Landestheilen „die gefonberte flaatlihe Eriftenz“ ber neuen 
Lande aufgehoben und damit zugleich „den auf bdiefer gelonderten Eriftenz 
begründeten Staatsangebörigfeiten oder Unterthanenverbältniffen ein Ende 
gemacht“ bat. Liefer Wirkung, wird dann weiter ausgeführt, thut die Hinaus⸗ 
rüdung des Termins für bie Einführung ber Berfaffung feinen Cintrag, 
denn fie enthält nur die Suspenfion ber preußifchen, nicht bie Fortdauer ber 
bannover’ichen, kurheſſiſchen, naffauifhen und Franffurter Berfaffung. Die 
rechtliche Criſtenz ber legteren ift als erlojchen zu betrachten, und es Tann 
mithin die Fortdauer einer abgefonderten hannover'ſchen u. |. w. Staats: 
angehörigfeit nicht angenommen werden. Es find baher alle Beflimmungen, 
welche die Geſetze der verſchiedenen Gebiete ber alten wie der neuen Provinz 
zen auch über die Befugniß der eigenen Angehörigen zur Nieberlaffung 
und zum Gewerbebetriebe enthalten, „ohne Weiteres und von Rechts wegen“ 
auf die Angehörigen jedes andern Gebiet anzuwenden. 

„ (Hannover). Eine kgl. Cabinetsorbre fordert bie Officiere und 
Militärbeamteten der vormaligen hannover'ſchen Armee auf, ſich bie 
zum 1. Januar 1867 entweder zum Eintritt in bie preußiiche Armee 
zu melben oder ihre Penfionirung nachzuſuchen. (König Georg hat 
das Militär zur Zeit noch nicht des ihm geleifteten Eides entbunden. 
Streitfrage über die Tragweite und Gültigkeit der Capitulation von 
Langenſalza vom 28. Juni d. %.) 

„ Breußen ladet die Staaten des norbbeutfchen Bundes ein, auf 
den 15. December Bevollmächtigte nach Berlin zu fenden behufs 
Vereinbarung der Vorlagen an den Reichstag des Bundes. 

„ Abg-Haus: Beginn der Debatte über das Budget für 1867. 
Laster trägt darauf an, bie Regierung aufzuforbern, den Vertrag 
mit der Köln:Mindener Eifenbahngefellihaft dem Landtag zur ber: 
fafjungsmäßigen Genehmigung vorzulegen. Der Antrag wird mit 
129 gegen 122 Stimmen zum Beſchluß erhoben. 
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23.Nov. Abg.-Haus: Budgetbebatte. Die Pofition: Dispofitionsfondbe fir 


27. 


allgemeine politiſche Zwecke 31,000 Thlr. wird mit 146 Stimmen 
(die beiden conſervativen Fractionen, die Altliberalen und zwei Mit⸗ 
glieder des linken Centrums) gegen 126 bewilligt. Aeußerungen bes 
Minifters des Innern Graf Eulenburg. 

»„ (Hannover). Die preuß. Negierung ergreift Befik von allen 
Schlöſſern und fonftigen der Krone gehörigen Gebäuden u. |. w. 
» (Hannover) Preußen legt aud auf das Privatvermögen des 

Königs Georg Beſchlag. 


» (Hannover). König Georg zieht feine Gefandtihaften an ben 
auswärtigen Höfen ein. Der bisherige Geſandte Hannoverd am 
Hofe von Wien übergibt fein Abberufungsfchreiben. 

„ Abg.-Haus: Um eine Verſtändigung mit der Regierung zu er: 
möglichen, wird beichloffen, daß bie ferneren Situngen ber Dotations- 
commiſſion nicht mehr öffentlich fein follen. 

„» (Hannover). Die Unterofficiere und Soldaten der vormaligen 
bannover’ihen Armee werben auf den 10. Dec. einberufen, 


„ Ag.-Haus: Budgetdebatte, Etat des Finanzminiſteriums. Das 
Poftulat von 300,000 Thlrn. zu unvorhergefehenen Ausgaben wirb 
mit 142 gegen 141 Etimmen (die Rechte, die Altliberalen und 
der Abgeordnete Michaelis vor der nationalen Fraction) auf ben 
Antrag von Bodum-Dolffs nur unter der Bebingung bewilligt, daß 
bie nachträgliche Genehmigung des Haufes vorbehalten bleibe. 

„ Kine kgl. Eabinetsorbre verfügt die Einführung der preußiichen 
Militärftraf und Disciplinargefege in den neuen Lanbestheilen. 
„Abg.Haus: Budgetdebatte. Auf den Antrag Dunders wirb in 
namentliher Abftimmung mit 156 gegen 137 Stimmen beichloffen, 
daß nicht bloß die zu Aufbeflerung ber Gehalte der unteren Ber 
amteten vun ber Regierung geforberten 980,000 Thlr., ſondern 
auch die zu bemjelben Behufe für die höheren Beamteten geforderten 
50,000 Thlr. den niederen Beamteten zugewendet werden follen. 

» (Hannover). Die Lüneburgiihe Provinziallandihaft lehnt ben 
Antrag des Kammerraths v. d. Deden, auszufprechen, daß „bie Pro: 
vinz Lüneburg und das ganze Königreih nur mit tiefftem Schmerz 
bie Entthronung ihrer Dynaftie als Thatſache hinzunehmen ſich ge: 
müſſigt ſehen“ mit allen gegen 7 Stimmen ab und beſchließt nad 
dem Antrage des Ausſchuſſes: 

„dem Generalgouvernement vorzutragen, bag man ben ortbeitand 
ber Landſchaft als felbitverftändlih anfehe, eine Provinzialvertretung für 
Hannover zur Fortbildung der erhaltenswerthen Einrichtungen und zur Vers 
waltung eines aus dem kisherigen Staatsvermögen auSzufäheibenden Theile 


für provinzielle Zwede für wünſchenswerth und die Anhörung von Landess 
vertretern über die Tünftige Geflaltung für nütlich und nothwendig halte.“ 


„ (Sadfen). Die IL Kammer genehmigt nad lebhafter Debatte 
einftimmig ben Friedensvertrag mit Preußen, 
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29. Nov. (Hannover). Die Regierung läßt Leine Verfammlungen von 
Unteroffizieren über bie Frage des Eintritts in die preußijche Armee 
zu. Zwei Unteroffiziere gehen nad) Wien ab, um fih mit König 
Georg zu benehmen. 

„» » (Sadjen). Tie II Kammer genehmigt einftimmig das Wahl: 
gefeb für das norbdeutihe Parlament. 

30. „ Abg.-Haus: Bubgetdebatte, Budget des Yuftizminifteriums. Abg. 
Lasker greift in einer umfafjenden Rede die gefammte Thätigfeit bes 
Suftizminifters Graf zur Rippe aı. 

„» na (Sadjen). II Kammer: Die Regierung legt berjelben ein 
. neues Militärgefeßg, auf Grund allgemeiner Wehrpfliht und mit 
breijähriger Dienftzeit in ber Linie wie in Preußen, vor. 
„ „CCoburg-Gotha). Der Sefammtlandtag nimmt das ihm von 
der Regierung vorgelegte Reihsmahlgefeß an, doch mit 13 gegen 
7 Etimmen mit einem Zujaße bez. Diäten. Die Regierung erflärt, 
fie könne das Wahlgefeg mit dem Zufat nicht veröffentlichen, ba 
fie vertragsmäßig gebunden fei. Weber die Diätenfrage werde am 
15. December in Berlin verhandelt werden. Das Reichswahlgeſetz 
werde daher hier dem genehmigten Bundesreformvertrag gemäß auf 
bem Verordnungsweg veröffentlicht werben. 


— Dec. (Hannover). König Georg betradytet fih noch immer als 
Kriegsherr der hannoverfchen Armee, trifft Ernennungen und ver- 
theilt Drden, Chrenzeihen u. dgl. — Rechtsgutachten des Prof. 
Zachariä in Göttingen bez. der Anſprüche ber hannoverſchen Offiziere 
nad der Capitulation von Langenfalza. 

1. „ Abg.-⸗Haus: Budgetdebatte. Debatte über die revolutionäre Po- 
litik nah außen, die confervative nad) innen. 

„ Abg.Haus: Die Dotationscommiflion trägt darauf an, ber Dotations- 

vorlage ber Regierung nur unter Nennung bejtimmter Namen zu: 
zuflimmen, dagegen bie Vertheilung ber Geſammtſumme dem Er: 
mejjen des Königs zu überlaflen. 

3. „ (Hannover). Kgl. Erlaß bez. „Vorfchriften im Intereſſe bes 
Öffentlichen Dienftes und der öffentlichen Ordnung“ an den General: 
gouverneur, Gen. v. Voigts-Rhetz: 

„sh ermächtige Sie hiedurch, jeden Beamten ber Ihrer Verwaltung ans 
vertrauten Provinz, fobald Sie es im Intereſſe Meines Dienftes für erfor: 
berlich halten, ohne weitere Rüdfrage vom Amte zu [uspendiren Bon 
diefer Ermädtigung haben fie unverziiglih Gebrauh zu machen in Betreff 
aller derjenigen Beamten, auf deren rückhaltloſe Mitwirkung Behufs 
Ausführung Meiner Ihnen bekannten Snftructionen Sie nicht glauben 
rechnen zu fünnen; für die proviforiiche Vertretung ber fuspenbirten Beamten 
ift Sorge zu tragen und Behufs Meiner befinitiven Entjcheibung über bie 
tage ber Dienftesentlaffung an das Staatsminifterium zu berichten. Dies 
jenigen der ehemaligen hannover’fhen Armee angebörigen Militärperz, 
fonen, welde fih an Agitationen und Demonftrationen gegen keine 
Negierung mittelbar oder unmittelbar betheiligen, haben Sie unverzüglich 


3. 


”n 


4. 


vr 
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nad ber Feſtung Minden abführen zu laſſen, bamit gegen biefelben bie 
weitere Triegsrechtliche Unterfuchung eingeleitet werben Tann. Solche In⸗ 
dividuen, welche ſich Beleidigungen gegen unijormirte Militärperfonen, leßtere 
mögen fi im Dienfte befinden oder nicht, zu Schulden kommen laſſen, haben 
Sie fofort aufzugreifen und nad) Minden abjühren zu laſſen, wofelbft fie 
bis zu Meiner weiteren Verfügung, eventuell bis zu befinitiver —— 6 
Verhältniſſe zu detiniren ſein werden. Für bie ſefortige und pünktliche Aus⸗ 
führung Po Meines Befehle mahe Ih Sie perjönlid verants 
wortlid.” 

Dec. (Sach ſen). Die I. Kammer nimmt den Friedensvertrag mit 
Preußen auch ihrerjeits einftimmig an. 
„ (Medlenburg). Die Parlamentsmahlkreife werben von ber 
Regierung troß des allgemeinen Stimmredts rein ſtändiſch conftruirt. 
„ (Eoburg:Gotha). Der Gefammtlandtag zieht die Diätenfrage 
für den norbbeutihen Reichstag nochmals in Erwägung, entfernt 
ben Zufat wieder aus dem Reichswahlgeſetz und vereinbart mit der 
Regierung, daß den Abgeorbneten zum Reichstag Reiſekoſten und 
Diäten aus Staatsmitteln bezahlt werben follen. — Die von ber 
Regierung dem Lande proponirte Zuwendung der Hälfte des Rein: 


ertragd der von Preußen bem Herzog geſchenkten Schmalfaldener 
Forſte wird mit ehrerbietigem Dank anzunehmen beſchloſſen. 
„Abg.-Haus: Bubgetbebatte, Budget des Minijteriums des Innern. 
Die Bofition von 35,000 Thlrn. geheimer Ausgaben wird (in Folge 
der Heußerungen des Minifters am 23. v. Mts.) mit 153 gegen 
150 Stimmen gejtrihen. 


» (Sadjen). Die I Kammer nimmt das Reichswahlgefeb un: 
verändert nad dem Beichluffe der II. Kammer an. 


„ Abg-Haus: Debatte über die Dotationsfrage. 

Nah dem Bericht ber Eommiffion Haben gleich in der eriten ges 
beimen Commiffionsfigung bie Minifter fich für ermächtigt erflärt, die Generale 
v. Roon, Frhrn. v. Moltfe, Herwarth v. Bittenteld, v. Steinmeg und Bogel 
v. Falkenjtein als diejenigen zu nennen, benen die Dotationen verlichen werben 
follten. Die Staatsregierung müſſe ſich aber dagegen ausiprechen, daß biefe 
Namen im Gefeß genannt würden, fie habe ben dringenden Wunſch, daß 
das Gefeß in feiner urfprünglichen Faffung angenommen werde. Als bie 
Mehrzahl der Mitglieder ber Commiſſion fich wiederholt dafür erflärte, daß 
bie Nennung ber Namen im Geſetze unerläßlich erfcheine, äußerten bie Mi⸗ 
nifter fi dahin: „Die Staatsregierung müſſe e8 ablehnen, für die Nennung 
der Namen in bem Geſetze die Initiative zu ergreifen und abwarten, ob bie 
Commifjion die von der Regierung genannten Namen in das Geſetz einfügen 
werde.” Die Mebrheit ber Sommiffion acceptirte Hierauf zunähft bie von 
ber Staatsregierung genannten fünf Namen; es wurde babei aber von meh: 
reren Mitgliedern geltend gemacht, ba es geboten erſcheine, an erſter Stelle 
unter den zu botirenden Perfonen den Diinifterpräfidenten Grafen v, Bismard 


zu nennen, und ein barauf bezügfiher Antrag wurde von der Mehrheit ans 


genommen. 


Ein Antrag von Hoverbed, nur die Generale Moltte, Herw 
Steinmetz und Falkenſtein zu dotiren, wird abgelehnt arth 


i und der An 
trag ber Commiſſion mit 219 gegen 80 Stimmen an 


genomm 
„ (Medlenburg). Landtag: Ein Antrag  Moner, en. 


a 


CSS 
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Toppel auf Aufhebung bes Hanbelsvertrags mit Frankreich (die haupt: 
ſächlichſte Schwierigkeit für den Eintritt Medlenburgs in den Zoll: 
verein) wird verworfen. 

6. Dec. (Scleswig:Holftein.) Der Oberpräfident v. Scheel-Plefjen 
erläßt eine Belanntmadung betr. bie einftweilige Organifation der 
bolfteinijhen Centralverwaltung: 

„Von den feither von dem Oberpräjidium wahrgenommenen Geſchäften 
bleiben diejenigen, welche fih auf Zol:, Foft: und Telegraphenwefen beziehen, 
ber unmittelbaren Leitung des Oberpräſidenten vorbehalten; außerdem gehören 
die bie Beamten und Ungeftellten bei ber bolfeiniihen Gentralverwaltung 
betreffenden Angelegenheiten zu feiner ausſchließlichen Sompetenz. Die übrigen 
Geſchäſte werben unter die brei neuernannten (ehemaligen bänifchen) Sections: 
heis v. Roſen, Stiebel und Schulge vertheilt.“ 

„» » (Sadjen). I. Kammer: Debatte über den Antrag Koch und 
Gen. bez. Reform des Wahlgeſetzes. 

Antrag ber Deputation: „im Hinblid auf die in ber Thronrede 
noch für gegenwärtigen Landtag angekündigten Borlagen über bie Umände— 
rungen ber Berfafjungsurfunde und des Wahlgeſetzes auch ihrerfeits der 
Veberzeugung von ber Nothwendigkeit Ausdrud zu geben, daß dieſe Geſetz⸗ 
entwürfe ben Grunbfäßen ber fünftigen Verfaffung des norbbeutichen Bundes, 
fowte ben berechtigten Wünfchen nach zeitgemäßer Zujammenfeßung ber Volks⸗ 
vertretung entſprechen.“ 

Antrag Eijenftud: „In Erwägung 1) daß nur eine verfaffungsmäßig 
auf Grund des Wahlgejepes von 1848 einberufene VBolfsvertretung geeignet 
und berechtigt ift, ben innern Conflict zu löfen nnd die Wünfche der Antragiteller 
zur Geltung zu bringen; in Erwägung 2) baß, abgejehben hiervon, ein den 
Rechten bes Volkes wahrhaft entſprechendes Wahlgeleg nad ben gemachten 
Erfahrungen von ben jeßigen vctroyirten Ständefammern ganz unbezweitelt 
fofort zurüdgewiejen wird; in Erwägung 3) baß bei Annahme des Antrags 
von Koch und Genofjen die von dem Volke nicht anerkannte Rechtsbeitändig- 
teit der jebigen Ständeverfammlung vorausgefett ijt, beichließt die Kammer 
ben Antrag der Abg. Koh und Genofjen auf fich beruhen zu lafjen und zu 
erflären, daß nur die Rüdfehr zum verfaflungsmäßigen Wahlgeſetz von 1848 
bem Lande Frieden und Beruhigung, dem ſächſiſchen Volk feine verlorenen 
Rechte zurüdgeben kann.“ 

Der Antrag von Eiſenſtuck wird mit 37 gegen 18 Stimmen 
abgelehnt und der Antrag der Deputation mit derſelben Mehrheit 
angenommen. 

7., Medlenburg). Der Landtag bewilligt die Mobiliſtrungskoſten, 
doch nicht ohne Vorbehalt. 

8. „ (Hannover). Oberſt Graf SKielmannsegge unb einige andere 

Perfonen werben wegen Umtrieben gegen bie neue Orbnung der 

Dinge auf Grund bes kgl. Erlafjes vom 3. d. Mis. nad) Minden 

abgeführt. 

„ (Sadfen). I. Kammer: Das neue Militärgefeh wird einftimmig 

en bloc angenommen. 

410. „ Abg.Haus: Budgetdebatte, Militäretat. 

Refolutionsantrag bes linfen Centrums und ber Yortichrittspartei: 
Bevor das Haus der Abgeordneten in bie Berathung bes Militäretats für 
bas Jahr 1867 eintritt, erklärt daſſelbe: 1) daB biefer Stat einem weſentlich 
provijoriichen Charalter an fidh trägt, imbem er bie dem preußiſchen Staat 


1c. 


13. 
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neu einverleibten Landesgebiete und bie Staaten des norbdeutſchen Nundes 
nicht mit umfaßt, deren Hinzutritt nothwendig einen mahebenden Ginfluß 
auf die künftige Feſtſtellung bes Militäretats ausüuken men, 2) dan bie Me 
willigung ber in dieſem (Stat geiorketten Summen mehr eine enehmrßzuni 
aller demjelben zu (runde liegenden thaljächlichen Arnschtungen in ch 
ihliept, vielmehr daran teitgebalten werden yaum, Zub 1 emahhae ner 
Art. 34 u 55 ber Zerfaffungzurfunte cas (reiey num. zit eh 
zum verialiungamikizen Zuitante!emmen eines mom. nm 
bie geieglibe Nerm für tie Tauer tee Diet ton mlarwen Dre un ta 
das Leräämig der Yanemebe 3a termn  .Jyeum 
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13. Dec. Wahlaufruf der altliberalen Partei. 

„ nv (Zollverein) Die preußifche Regierung geht auf die Anre- 
gung Defterreich8 bezüglich Unterhandlungen über Erneuerung resp. 
Erweiterung des Handelsvertrages zwilchen dem Zollverein und 
Deiterreih ein und labet die übrigen Zollvereinsregierungen zu bieß- 
bezüglihen Vorſchlägen ein. 

„» » (Hamburg). Die Bürgerfhaft beharrt in der Trage bes Par: 
laments wahlgeſetzes auf ihrem Belchluffe bez. Diäten. 

14. „ (Braunfhmweig) Der Landtag Ipridt fih in einer ein: 
flimmig angenommenen Adreſſe an den Herzog folgendermaßen 
aus: 

„Wie wir, bemüthig vor Gott, in den gewaltigen Ereigniffen bes abſchei— 
benden Jahrs eine höhere Ordnung verehren, welche durch die bewunderns⸗ 
würdigen Erfolge ber preußifhen Waflen der einheitliher Machtentwiclung 
Deutſchlands bie große Bahn geöffnet Hut, jo mögen wir uns auch der ern— 
ten Erfenntniß nicht verfchließen, daß für die Neugeltaltung ber flaats- 
rechtlichen WVerhältniffe Deutihlands Opfer der eigenen Autonomie gebracht 
werben müffen. Aber, einig, wie wir bisher in ber Auffaffung der politijchen 
Lage und Bedürfnifje mit Ew. Hoheit Landesregierung geweſen find, werben 
wir die unvermeiblichen Beichränfungen einer unverbürgten flaatlihen Selbit: 
ftändigfeit gern verfchmerzen, und den Fürſten, wie bie Stätte unjerer glücd: 
lihen Heimath nur noch inniger lieben, wenn dafür dem Namen „Braun= 
ſchweig“ ein Antheil gewonnen wird an ben Ehren und Siegen ber gebieten: 
ben Macht bes geeinigten Deutſchlands. Sit diefelbe zur Zeit noch verküm⸗ 
mert von bem eiferfüchtigen Neid des Auslands, und das Werk kaum äußerlich 
bald vollendet, jo kann nur im engften Anſchluß an bie Thatkraft Preußens 
das hebre Ziel vollftändig erreicht werden.“ 

15. „ Morddeutſcher Bund) Eröffnung ber Situngen ber Be: 
vollmächtigten der Regierungen bes norbbeutihen Bundes in Berlin. 


Rede Bismards: 

| „Im Auftrag bes Königs, meines allergnädigfiten Herrn, babe ih die 
Ehre, die Conferenzen zur Berathung ber DBerfaflung des nordbeutichen 
Bundes zu eröffnen, und ben Herren Bevollmächtigten den Entwurf einer 
Berfaffung des Buntes mitzutheilen, welchen die k. Regierung ben verbündeten 
Staaten zur Annahme empfiehlt. Der frühere beutfhe Bund erfüllte in zwei 
Richtungen bie Zwede nicht, für welde er gefchloffen war; er gewährte feinen 
Mitgliedern bie verſprochene Sicherheit nicht, und er befreite bie Entwidlung 
ber nationalen Wohlfahrt des beutfchen Volkes nicht von den Feſſeln, welche 
bie biftorifche Geftaltung der innern Grenzen Deutichlands ihr anlegten. Soll 
bie neue Verfaſſung biete Mängel und die Gefahren, welche fie mit fi 
bringen, vermeiden, fo ift es nöthig, bie verbündeten Staaten durch Heritel: 
lung einer einheitlichen Leitung ihres Kriegsweiens und ihrer auswärtigen 
Potitif fefter zufammenzufchließen und gemeinfame Organe ber Gejeßgebung 
auf bem Gebiete der gemeinfamen Intereſſen ber Nation zu fchaffen. Diefem 
allfeitig empfundenen und durch bie Verträge vom 18. und 21. Aug. bekun⸗ 
beten Bebürfniß hat die kgl. Regierung in dem vorliegenden Entwurf abzu: 
helfen verfudht. Daß derſelbe den einzelnen Regierungen wefentlihe Bes 
ſchränkungen ihrer particularen Unabhängigkeit zum Nuten ber Geſammtheit 
zumuthet, ift jelbftverftändlich und bereits in ben allgemeinen Grundzügen 
biefes Jahrs vorgejehen. Die unbeſchränkte Selbjtänbigfeit, zu welcher im 
Zaufe ber Geſchichte Teutjchlands bie einzelnen Stämme und bdynaftijchen 
Gebiete ihre Sonderftellung entwidelt haben, bildet den wejentlichen Grund 
der politiſchen Unmacht, zu welcher eine große Raten verurtkeilt war, weil 
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ihr wirkſame Organe zur Heritellung einheitlicher Entſchließungen fehlten, 
und bie gegenſeitige Abgeſchloſſenheit, in welcher jeder ber Bruchtheile bes 
emeinfamen Baterlands ausfchließlih feine localen Bebürfniffe ohne Rück⸗ 
opt für bie des Nachbars im Auge behält, bildete ein wirkſames Hinderniß 
der Pflege derjenigen Intereſſen, welche nur in größern nationalen Kreifen 

ihre legislative Förderung finden können. Selbſt bie fegensreiche Inſtitution 
bes Zollvereins hat diefem Webelftand nit abzubelfen vermocht, weil einmal 
ihre Wirkfamfeit auf die Zollgefeßgebung befchränft war, und aud bie Forts 
entwidlung biefer faum anders als in ben Kriſen der Eriltenz, welche fich 
von 12 zu 12 Jahren vollzogen, bewirft werben konnte. Die königliche 
Regierung bat fi bei dem vorliegenden Entwurj der Bunbeeverfaflung 
auf die Berüdfihtigung ber alljeitig erfannten Bebürfniffe bejchränft, obne 
über viefelben Hinaus bie Bundesgewalt in die Nutonomie der einzelnen 
Regierungen eingreifen zu laſſen. Nichtsbeftoweniger verkennt bie fFönigs 
liche Regierung nicht, daß die Durchführung der wejentlihen Aenderungen 
gewohnter Zuftänbe, welche von den beabjichtigten Reformen ungzertrennlich 
find, für die einzelnen Regierungen eine jchwierige Aufgabe bilden, und daß 
bie Opfer, weldhe mit ber Herftelung gleiher Pflichten und Rechte aller 
Theile der Bevölkerung des gemeinfamen Vaterlands verbunden find, überall 
da ſchwer werben empfunden werben, wo bie bisherige Ungleichheit der Lei- 
ftungen locale Privilegien zum Nachtheil der Geſammtheit mit fih brachte. 
Die k. Regierung zweifelt aber nicht, daß der eimmüthige Wille ber verbün= 
beten Fürſten und freien Stäbte, getragen von bein Verlangen bes deutſchen 
Volks feine Sicherheit, feine Mohlfahrt, feine Machtſtellung unter ben euros 
päilchen Nationen durch gemeinſame Inſtitutionen dauernd verbürgt zu jehen, 
alle entgegenitehenden Kindernijje überwinden werde.“ 

16—19. Dec. Beſuch des Königs von Sachſen und des Kronprinzen in 
Berlin. 

n Dec. (Hannover). Eine kgl. Cabinetsordre löst das bisherige han- 
nover'ſche Minfterium bes k. Haufes auf. 

417. „Mg. Haus: Die fogenannte Annerionscommiflion beräth über den 
Vertrag mit dem Großherzog von Oldenburg vom 27. October. 
Bismarck erflärt ihr, daß die Regierung auf unveränderte Annahme 
um jo mehr beftehen müfje, al8 der Vertrag “über bie Abtretung 
des Amts Ahrensböck bereits vollzogen und bie dortige Bevölkerung 
Ion oldenburgifch geworben fei. Die Commiflion verfteht ſich da⸗ 

zuu mit 13 gegen 7 Stimmen. | 

18. „ Das Abg.:Haus nimmt das Budget für 1867 in befinitiver Ab: 
flimmung faft einftimmig an.” Graf Bismard erklärt, obwohl das 
beſchloſſene Budget wefentliche Negierungsforderungen zurückweiſe, fo 
werde bie Regierung es verſuchen, bamit durchzukommen, wm ihre 
Achtung vor dem Budgetrecht des Hauſes zu bethätigen. 

„ no (Sadfen). II Kammer: Debatte über das neue Militärgefeb. 
Der Bericht der Deputation ſpricht den beitimmten Wunſch auf 
Einführung der zweijährigen Dienftzeit aus. Auf den Antrag bes 
Abg. Riedel wird einjtimmig bejchloffen, die Regierung aufzuforbern, 
mit allen Mitteln dahin zu wirken, baß in ber Kriegöverfaflung 
bes norddeutſchen Bundes nicht die drei-, jondern nur bie zweijährige 
Dienftzeit als Regel angenommen werde. Die Vertreter der Regie 
rung erllären, daß es ihr „nach Lage ber Verkältiifet wutaluin 
jei, darauf einzugehen. 
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18. Dec. (Medlenburg). Landtag: Alle irgendwie im Sinne einigen 
Fortſchritts gemachten Vorlagen der Regierung floßen auf unüber: 
fteiglihen Widerſtand. Ein Ausgleih in ber Erbpädhterfrage wird 
mit 40 gegen 30 Stimmen verworfen. 

19. „ Das Herrenhaus weicht dem Drud der Regierung und nimmt 
bie (früher abgelehnte) Aufhebung der Wuchergefege mit 59 gegen 
43 Stimmen nunmehr an. 

20. „ Abg.Haus: Debatte über die Einverleibung von Schleswig: 
Holftein. Rebe Bismards über das DVerhältniß zu Frankreich. Bei 
der Abftimmung erflärt ſich nur eine geringe Oppofition (alle 
Polen, ein Theil der Katholifen und einige Mitglieder der Linken) 
dagegen. 

„ » (Hannover). Eine Belanntmahung des Generalgouverneurg 
verlängert bie Friſt für die Entſcheidung der Offiziere ber ehemali: 
gen hannover’fhen Armee vom 1. bis zum 15. Jan. 1867. 

„» n (Sadfen) Die IL Kammer tritt dem Beſchluſſe der II. Kam: 
mer bez. Verfaffungsrevifion und Wahlgeſetz mit 28 gegen 10 Stim: 
men bei. 

21. „ Das Abg.Haus genehmigt die Vorlage der Negierung bez. Ab: 
änderung bes Art. 96 der Berfaffung und Vermehrung ber Zahl 
der Abgeordneten um 80 für die erft annectirten Landestheile. 

v» u (Medlenburg). Landtag: Der Antrag der Commiffion, bie 
von ber Regierung geforderte Randeshülfe für den Bau ber Neuftabt- 
Greifswalder Eifenbahn abzulehnen, wird mit 73 Stimmen gegen 
22 verworfen und die Landeshülfe beivilligt. 

22, „ Das Herrenhaus genehmigt das Budget für 1867, mie es aus 
den Befchlüffen des Abg.Hauſes hervorgegangen ift. Eine von 
den Ultras (v. Kleiſt-Retzow u. |, m.) verfuchte NRefolution dagegen 
ſcheitert an ben fehr beftimmten Neußerungen der Miniſter v. d. Heydt 
und Bismard. 

„» » (Hamburg) Der Senat läßt feinen bisherigen Widerſtand 
bez. der Diätenfrage im Parlamentswahlgefeß auf einen Wint von 
Berlin hin fallen. 

23. „ Die Bevollmädtigten der Regierungen des norddeutſchen Bundes 
vertagen ihre Sitzungen bis nad) Neujahr, ohne daß bis jebt irgend 
welche Beſchlüſſe gefaßt worden wären. 

24 „ Der König unterzeichnet die Dotationen an bie vom Abg.Hauſe 
bezeichneten Staatsmänner und Generale und das Geſetz bez. Ein: 
verleibung von Schleswig-Holſtein. 

» nn Die Deutihen ber Provinz Pofen vereinigen fich gegenüber den 
Anftrengungen der Polen zu einem gemeinfamen Wahlaufruf ohne 
Unterſchied ber Parteien. 

26. „ (Hannover). Eine nah Wien zu König Georg gegangene Of: 
fiziersbeputation Tehrt nad) Hannover zurüd: König Georg hat nad}: 

m gegeben und bevollmägtigt ven General v. Arentsſchild, allen Offi⸗ 
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zieren, Unteroffizieren und Solbaten, melde ihre Entlafjung wün⸗ 
ſchen, biefelbe in feinem Namen zu ertbeilen. Diejenigen, welche 
bereit8 in die preußifche Armee eingetreten find, werben ihren Ab: 
ſchied ohne Weiteres zugeſchickt erhalten. 

23. Dec. (Lüb eck). Die Kaufmannſchaft befchließt mit 125 gegen 109 
Stimmen die Zuläfjigfeit eines Antrags für Eintritt in den Zoll- 
verein. 

30. „ (Sranffurt). Durch eine fol. Verordnung werben bem fogen. 
Hier Colleg alle Befugniffe der geſetzgebenden Verfammlung beige: 
legt, um bis zum Erlaß einer definitiven Gemeindeordnung bie 
communalen Angelegenheiten mit bem Senat allein zu orbnen. 


IV. 


Die fühdentiche Stantengruppe 


(feit dem Ende des Bundestags) 
24. Auguft. 


27. Aug. (Bayern). Zufammentritt des Landtags. Die Regierung 


28. 


29. 


legt demfelben den Friedensvertrag mit Preußen und eine Crebit- 
forderung von 30 Mil. Gulden vor. Rebe v. d. Pforbtens zu 
Begründung der Vorlagen in der II. Kammer. 


» (Bayern). I. Kammer: Die vereinigte Linfe (42 Mitglieder) 


beichließt, ihr bisheriges Programm in Beziehung auf die deutfche 
Trage folgendermaßen zu ergänzen: 

„4) Wir verwerfen die Zerreißung Deutſchlands nach Nord und Süb 
und bie Bildung bes ſüdweſtdeutſchen Bundes. Wir erftreben ein unter Rare 
Iament und einheitlicher Centralgewalt geeinigtes Vaterland mit Autonomie feiner 
Glieder in ihren befonderen Angelegenheiten und mit geficherten Freiheiten 
bes Volkes. 2) Um einen Anbaltspunft zur Erreihung dieſes Zieles zu 
gewinnen, werben wir uns, wenn auch bie Geſetze und Einrichtungen bes im 
Norden Deutfhlands in ber Gründung begriffenen Bundes ji anfänglich 
noch al8 mangelhaft darſtellen und ihre Verbefferung erſt erkämpft werben 
muß, dadurch nicht abhalten lafjen, ſobald der Eintritt ber Sübdftaaten in dieſen 
Bund überhaupt möglich fein wird, auf ben Eintritt Bayerns zu bringen. 
3) Sp lange eine organifhe politifche Verbindung bes Südens mit dem 
Norden nicht erreicht ift, erachten wir bie Herftellung eines engen Bündniſſes 
mit Preußen für bie dringendfte Aufgabe der bayerifchen Politik und ver⸗ 
langen bie Erhaltung des Zollvereins unter Umgeftaltung feiner Berfafjung 
mit Gewährfchaften für bie Stätigfeit und Entwidelung feiner Einrichtungen. 
4) Ungejchmälerte Erhaltung bes deutichen Gebietes und Abwehr aller Ein: 
miſchung des Auslandes ift Pflicht des bayerifchen wie jedes deutichen Staates. 
Sollte eine auswärtige Macht deutfches Gebiet bedrohen, fo verlangen wir 
jofortigen Anſchluß an die norddeutſche Kriegsmacht behufs gemeinfchaftlicher 
Bertheidigung unter preußifcher Führung.“ 

» Bayern). Die I Kammer nimmt ben Friedensvertrag mit 
Preußen einftimmig an. Referat bes Reichsraths v. Harleß. 


30. Aug. GBavern). Tie II. 8 
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Bei der Abftimmung werben biefelben mit 30 gegen 4 Stimmen 
(Fürſt Hohenlohe, Graf Zugger-:Babenhaufen, Graf Bappenheim und 
Fürſt v. Oettingen-Wallerftein) abgelehnt und mit 21 gegen 13 
Stimmen dem Antrage des Ausſchuſſes zugeftimmt. Dagegen wird 
ber Rejolution der II. Kammer bez. der inneren Reformen mit 
Mehrheit zugefiimmt (dagegen ſtimmen ſämmtliche in der Kammer 
fißende kath. Prälaten). 

II. Kammer: Der Beitritt zu dem Beſchluſſe der I. Kammer 
(bez. des Verhältniffes zu Preußen oder vielmehr bez. cines Angriffes 
bes Auslandes auf beutiches Gebiet) wird einftimmig abgelehnt. 

Bertagung der Kammern. 


2. Sept. (Bayern) Auflöfung der mobilen Armee; Abſchieds— 


3. 
6. 


17. 


19. 


proclamation bes Prinzen Karl. 


» (Helien). Friedensvertrag mit Preußen. (j. Anhang.) 


(Bayern). Die Organijation der Landwehr in den Land: 
gemeinben wird filtirt. 


»„ (Hefjen). Rückkehr des Großherzogs. Proclamation deſſelben 


„an fein treues Volt”: 

„... Wir haben nicht bloß bie Wunden zu heilen, wel.te ber Krieg unferem 
Hefjen geichlagen bat, wir haben audy mit dev Neugeftaltung unferes 
gemeinfamen beutihen Baterlandes in einer bie geredten 
nationalen Anfprüche befriedigenden Weife zu beginnen. Der alte 
Nechtsboden, auf dem wir hätten fortbauen können, ift zuſammengebrochen. 
Mir müffen nun die Vervollkommnung bed durch die Macht der Thatjachen 
gefchaffenen neuen Rechtszuſtandes zum Gegenftande unferer Sorge machen. 
Mein eifriger Wunſch war, den Bund, welder dbermalen ben 
Norden Dentfhlands umfaßt, auf bag ganze große Vater: 
land ausgedehnt zu ſehen. Nüdfichten, deren Befeitigung nicht in 
meiner Macht liegt, fanden bis jet der Erfüllung meines Wunſches ent: 
gegen. Aber wie ich ſtets feit meinem Regierungsantritte neben bem Wohle 
meines heſſiſchen Landes das Glück und die Größe des gemeinſamen beutjchen 
Vaterlandes und die Kräftigung bes bdaffelbe umjchlingenden Bandes an: 
geftrebt habe, fo werbe ih auch für bie Zukunft diefes Ziel nicht aus dem 
Auge verlieren. Ich rechne babei auf das Vertrauen und die Unterflüßung 
meines guten unb bewährten Volkes.“ 


» (Heffen). Der Großherzog ertheilt eine Amneftie für die im 
Sahr 1849 verübten politiichen Vergehen und Verbrechen. 


25. „ (Württemberg). Zufammentritt bes Landtags: Eröffnungsrebe 


des Minifters des Innern dv. Geßler: 

„Vor wenigen Monaten wurden Sie berufen, um bie Mittel zu einem 
Kriege zu beiwilligen, ben bie Regierung wie Sie für Deutſchlands Sache 
führen zu follen glaubte. Die Sache, für welche wir eingetreten, ift unters 
legen. In drangvoller Lage bat bie Regierung Waffenftilftand und Frieden 
geſchloſſen und zum Theil vollzogen; fie ift fidh ihrer verfaflungsmäßigen 
Verantwortlichfeit Ihnen gegenüber bewußt und wird Ihnen bem ent« 
Iprechenbe Vorlage machen. Nach ber Erledigung biejer ragen werben Sie 
demnächſt fi) mit der Organifation zu beichäftigen baben. Sn ber Rechtes 
pslege wie in ber Verwaltung gilt es, ben Grundſatz ber Defientlichfeit und 
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Mänblichleit wie ber Theilnabme bes Volks zur Durchführung zu bringen, 
Der Natur ber Sache entiprechend it zuerft die Organifation ber Rechtepflege 
und bie Regelung ihres Bi Hi in Angriff zu nebmen. Ginzelne ihrer 
Befimmungen find Eebingenb für den Gebietsumfang wie für das Berfahren 
im übrigen Staatsleben. An sie bat jih daher die Organijation ber 
Berwaltung, vor Allem bie bes Tepartements bed Innern anzufdlichen. 
Die Grundzüge ber lektern werben ben Ausgangspunft für die Reform 
ber Verfaffung mie der materiellen Gefeßgebung zu bilden Haben, für 
welche beide eineburdgreifendbe Reiorm ale ein Redürfniß zu erfennen ill. 
Tas nähere Eintreten auf die für bie Durchführung dieſer Retorm im (Finzelnen 
erforderlich werbenben (Heiepe wird baber durch den (ang und die ntwidelung 
biefer Vorarbeit, neben welcher, den Beigmniungen ber Berfajjung entiprechend, 
ber Finanzhaushalt zu regeln iſt, bedingt fein. Tie Regierung erfennt e6 
aber ale ihre Pflicht, die hiefür eriorberlihen Arbeiten an ihrem Theil fo 
ſehr zu foͤrdern, als dieß der Umiang der Auigabe, der Hang Ihrer Arbeiten 
unb bie äußeren Verhältniſſe geſtatien; jie wird beftrebt fein, die dringendſten 
biefer Geſetze, insbeſondere binfichtlih ber Reviſion der Verfaſſung, noch auf 
biefem Landtag zur Verabſchicdung zu bringen.” 

26. Sept. (Württemberg). II. Kammer: Präfident Weber ermahnt in 
feiner Antrittsrebe, bei der Neugeitaltung der deutſchen Berhältniffe 
bie Gefühlspolitit wegzulaſſen und vielmehr den Thatfachen Rechnung 
zu tragen. Mehrere Abgg. proteftiren fofort dagegen, baß bie Anficht 
bes Präfidenten audy diejenige der Deehrheit der Kammer jei. Die 
Regierung legt den Friedensvertrag mit Preußen vor und verlangt 
bie Berwilligung ber an Preußen zu leijtenden Striegscontribution. 

Sn dem erläuternden Bortrage dazu gibt die Regierung folgende 
Tarlegung ber Raftenitillitanbeunterbankfungen mit Preußen: „Tem vom 
2. Auguft einſchließlich laufenden Waftenitilfitande, welcher zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen auf den (rund von zrricdenspräliminarien abgeichloffen wurde, 
ging eine zehntägige, von Frankreich vermittelte Waffenruhe voran, eine 
Raffenruhe zunähit auf fünf Tage abgeichloffen und dann um fünf Tage 
verlängert. Der Echwerpunft ber keziiglihen Verhandlungen lag in bem 
preußiichen, gegen alle Nichtberufene ſtrenge abgeſchloſſenen Hauptquartier, ein 
Umftanb, welcher ben gebeimen ang der Nerbanblungen unb die Thatſache 
erflärt, daß Feiner der vom 198. bis 22. Juli in Münden verjammelten Mis 
nifter der ſüddeutſchen Staaten von dem Stande ber Tinge unterrichtet war. 
Am 22. Juli, unmittelbar nah Abſchluß der Waffenruhe, erhielt der württem⸗ 
bergifche Diinifter der auswärtigen Angelegenheiten aus Wien bie telegraphifche 
Nachricht, daß diefe Maffenrube auf die ſüddeutſche Bundesarmee fih nicht 
beziehe. Ta an bie fünftägige Waffenrube fi) der Maffenftillftand anknüpfen 
follte und man nad) dem Weſen des Bunbesverbältnifes zu Defterreich, fowie 
nad vielſach gemachten Aufagen beredtigt war, anzunehmen, daß der Waffen» 
ſtillſtand auch für die Aundesgenofjen Oeſterreichs gelten würbe, fo hatte 
jene Ausſchließung von ber fünftägigen Waffenruhe, fo überraichend- fie fein 
mußte, keine großen Bebenten für Württemberg, infofern nad ber militä- 
riſchen Lage eine feindlihe Occupation württembergiſcher Yandestheile inners 
halb fünf Tagen nicht denkbar war. Als aber am Tage bes Ablaufs ber 
erſten fünftägigen Waffenrube an ben königl. Minifter des Aeußern bie teles 
graphiſche Nachricht gelangte, daß bie alfenrube um fünf Tage verlängert 
und wieber nicht auf das achte Armeecorps ausgebehnt worden fei, reiste berjelbe 
fofort nah Wien ab, um an Ort und Stelle bie gefährbeten Intereſſen 
Württembergs felbft zu vertreten. Vergeblich hatte derſelbe eine förmliche 
Einlabung zu ben Deranblungen früher zu erlangen gefudt. In Wien 
angelangt, überzeugte fih ber Minifter, daB im Trikatekurg, ala tie Cosa 
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fheibungen fielen, unb reiste beghalb mit Sr. königl. Hoheit dem Prinzen 
Friedrich fofort dahin, deffen hohe Perſon die Reife buch bie militärischen 
Linien leichter ermöglichte. Indeſſen Hatte ber k. bayer. Minifter des Aus: 
wärtigen, Frhr. v. d. Pfordten, daſelbſt zwar einen Waffenftillitand für 
Bayern auf ber Bafis des uti possidetis abgefchloffen und mit anerfennens- 
werther Bundestreue den Megierungen des 8. Armeecorpe einen folden auf 
gleicher Bafis gefihert; allein die Ausdehnung ber Waffenruhe hatte er jo 
wenig für Bayern, als bie Länder bes 8. Armeecorps erreichen können. Unter 
jolden Umftänden war ed dringend geboten, daß der Waffenitillitand vom 
2. Auguſt an für Württemberg abgefchloffen werde, und da deſſen Abſchluß 
dem preuß. Obercommanbdanten der Mainarmee zugewiefen war, fo reiste 
ber f. Minifter nad einer längern Beiprehung mit bem Grafen v. Bisinard 
nah Würzburg zu dem Zwede, um den Waffenitillftand mit dem General 
v. Meanteuffel abzufchließen. VBergegenwärtigt man ſich, daß die preußifche 
Mainarmee in jener Zeit nicht mehr ſehr entfernt von ber Grenze Württem: 
bergs ftand, und baß fie während ber Waffenftillftandsverhandflungen unſere 
Grenze bereits überfchritten hatte, jo wird e8 wohl von felbft Far, daß der 
württemb. Regierung durch die Intereſſen des Landes geboten war, ben 
Maffenftilljtand auf ihre Verantwortung ohne ſtändiſche Zuftimmung definitiv 
abzuihließen. Von preuß. Seite wurde nur eine dreimöhige Dauer des 
Maffenitillftandes, v. 2. Aug. an gerechnet, eingeräumt, während der Waffen: 
ſtillſtand mit Deiterreih 4 Wochen dauern follte Dieje Beftimmung hatte 
die Bedeutung, daß die ſüddeutſchen Staaten, falls der Frieden mit Deiter: 
reich nicht zu Stande füme, ber preuß. Heeresmacht allein gegenüberflünden, 
und daraus erklärt fi das Gewicht, welches die preuß. Unterhändler auf eine 
möglichit ſüdlich gerüdte Demarcationslinie legten.” 


Sept. (Württemberg) II. Kammer: Wahl ber X Ver Adreß— 
commifjion. Niederlage der preußenfreundlichen Partei. 

„ (Bayern). Eine kgl. Verorbnung ſetzt die Landwehr in ben 
Zandgemeinden definitiv wieber in die „ruhende Nctivität”. 

» Bayern) Die Regierung erläßt eine neue Verorbnung über 
die Bildung der Schullehrer, durch welche biefelbe gehoben und die 
Mängel der bisherigen Einrichtungen befeitigt werben jollen, ohne 
jebody das bisherige Verhältniß der Schule und der Schullehrer zur 
Kirche anzutaften. 


6. Det. (Heſſen). Eine allerhöhfte Entſchließung des Großherzog 


7. 


ſetzt die „vorläufige Uebereinkunft zwiſchen der großherzogl. Regierung 
und dem Biſchof von Mainz in Betreff der Regelung ber Verhält— 
nifje des Etaats zur Fatholifchen Kirche von 1854” mit Zuftimmung 
bes Biſchofs von Mainz außer Wirkſamkeit. Bis zum Zuftande- 
fommen eines Geſetzes über diefen Gegenftand fol nad ben Grund: 
fäßen verfahren werben, auf weldyen ber ben Ständen im Jahre 
1862 vorgelegte Gefegentwurf „die rechtliche Stellung ber Kir: 
hen und kirchlichen Vereine im Staate betr.” beruht, injoweit 
biefe Grundſätze durch übereinftimmende Befchlüffe der beiden Stände: 
fammern Anerkennung gefunden haben. 

„ (Hefjen). Ein großberzogl. Edict verfügt bie Auflöfung ber 
bisherigen Stänbeverfammlung, in welcher ber Regierung in ber 


Jüddenifge Itaniengruppe. 221 


I. Kammer eine compacte Oppofitionsmehrheit entgegenftand unb 
ordnet Neuwahlen an. 

9. Oct. (Baden) MWiederzufammentritt des Landtages. II. Kammer: 
Minifter v. Freydorf legt ben ijriebensvertrag mit Preußen vor. 
[Bitterer Ausfall gegen Deiterreih und Bayern wegen einfeitigen 
Baffenruben und Maffenftillitänden und gegen Bayern insbejonbere 
wegen ber verheimlihten und wahrſcheinlich in Artikel 7 gegen 
Baden gerichteten Convention mit Deiterrrih vom 14. Juni: „ber 
Himmel, der ſchon viele kluge Berechnungen zu nichte gemacht, hat 
gewollt, daß nicht unjere Verbündeten, jondern unfere (Wegner ſieg— 
in, und weder Oeſterreich noch Bayern tie Macht bekicht, ben 
Art. 7 zur Geltung zu bringen“). Miniſter Jolly legt einen Ge: 
febesentwurf über die Ausgleihung der Kriegslaften vor und ver: 
langt einen Steuerzuſchlag für 1867 und einen Grebit von 
1,066,000 fl. für Hinterladungsgewehre [Erklärung über die Stel 
lung der jetzigen Verwaltung zur frübern; ber Perſonenwechſel bes 
beute nicht einen Wechjel ber innern Politik. Die jegige Regierung 
fei mit den von ber frühern an bie Stände gemadhten Vorlagen 
im weſentlichen einverſtanden; fie glaube aber, daß jest nicht ber 
rechte Zeitpunkt jei zur Berathung jo tief ins jtaatlihe Leben ein- 
greifender Gejche; fie wünſche darum deren Bertagung bis zum 
nãächſten Landtag. 


I—13. Oct. (Württemberg). IL Kammer: Die Adreßcommiſſion 
trägt auf Genehmigung des Friebensvertrages mit Preußen an und 
legt den Entwurf einer Adreſſe an den König vor. 

Mebe bes Minifters des Augwärtigen v. Barnbüler: „... Ich mußte 
mir nach der Schlacht von Königgräg fagen, daß die Sache eine jchlechte 
Wendung nehmen, und daß es ſehr bald zu einem Friedensſchluß kommen 
fönne, und ich habe deßhalb ſchon am 5. Juli und wiederum am 10. Juli 
nah Paris, und habe vom 9. Juli an fortlaufend nad Wien gejchrieben, 
daß unfere Regierung erwarte, daß fie zu etwaigen Friedens: und Waffen: 
ſtillſtandsverhandlungen zugezogen werde. Ter fatale Umjtand, daß wir 
von biefen Verhandlungen ausgeſchloſſen worden find, kann alio nicht mir 
zugeichrieben werben. Wir baben uns nun gefragt, ob wir nicht barauf 

“ Yin von dem Bündniß mit Oeſterreich zurüdtreten follten, wir haben bieß 
aber für ein Unrecht gehalten, aber auch für eine Unflugheit, infofern als 
damals ber Kampf vor Wien noch bevoritand, welcher moͤglicherweiſe günitig 
hätte ausfallen fünnen: in biefen Fall aber hätten wir die Nachiheile von 
beiden Seiten gehabt... .” 

Der Friedensvertrag wird von der Kammer mit 86 gegen 
1 Stimme (Hopf) genehmigt. Adreßdebatte: 

Abreßentwurf der XVer Gomifjion: „Ew.k. Maj. haben bie 
Stände des Landes zu berufen gerubt, nachdem ſeit ihrer Tetten Verſamm⸗ 
lung die jchweriten Ereignijje über Deutſchland bereingebrochen find. Ein 
furzer aber blutiger Krieg hat zur Auflöſung des beutfhen Bundes, zum Auss 
ihlufje Oeſterreichs aus der Verbindung mit dem übrigen Deutichland, zur 
Vergrößerung Preußens geführt, und mit der Gründung eines norddeutichen 
Bundes follen die ſüdweſilichen Staaten Deutſchlands ſich ſelbſt überlafien 
werden. Wenn auch bie Rebe, mit welcher im Nam En. 4 Miu, in 
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Situngen ber Stände eröffnet wurden, Teine Anſicht über bie allgemeine 
Lage Fundgibt, in melde wir durch die Vorgänge der legten Donate verjekt 
find, fo hält fih doch die Kammer der Abg. für verpflichtet, hierüber jich 
auszufprechen. Eurer k. Maj. Regierung ſelbſt wird ber Anjicht der Landes⸗ 
vertretung nicht entbehren wollen, das Volk aber kann von der Kammer er: 
warten, daß diefe die Grundjüge offen darlege, welche fie in foldyen Zeiten 
ber Umwälzung bes Bertehenden leiten werden. So möge denn vor Allem 
rüdhaltlos von uns ausgeſprochen fein, daß ber Wechfel ber Ereignilfe bie 
Meberzengung von Recht und Unrecht, wie wir fie vor Beginn bes Krieges 
gebegt, nicht ändern Fan. Und wenn die Friegerifchen Eriolge die Erreichung 
des von uns bisher eritrebten Zieles ſelbſt ald unmöglich darſtellen jollten, 
jo muß uns doch unverwehrt fein, daran zu erinnern, baß die Einigung bes 
ganzen Deutſchlands feit einem halben Zahrhundert der Wahlfpruch deuticher 
Batrioten war und daß die höchſten been einer Nation barum noch nicht unter= 
gehen, weil ihnen in einem beftimmten Momente die Verwirklichung verfagt zu 
fein jcheint. Aber wir ftchen als die Befiegten unter der Macht der Thatjachen, 
und die Pflicht fordert von uns, auf dem gegebenen Boden fir das Belte 
bes Volkes zu forgen. Wir müffen es hinnehmen, daß mit ber gegenmärtis 
gen Geitaltung Deutichlands ber Schuß des einzelnen Staates gegen außen 
eine unverfennbare Einbuße erlitten bat; hoffen wir, daß dennod jeder Anz 
griff auf deutjches Gebiet die Nation zur einmüthigen Abwehr bereit finden 
werde. Dem norddeutihen Bunde uns anzufchliegen, wären wir nicht im 
Stande, felbft wein wir es wollten, weil Preußen fi nicht in der Lage be— 
findet, e8 zu geftatten. Für uns fällt mit demſelben Gewichte, wie die Ver: 
bindung Deutjchlands zur mächtigen Einheit gegen außen, bie Freiheit des 
Bolfes in die Wagſchale; wir ſind ihm ſchuldig, nach Kräften die Rechte zu 
fihern, die fchon bieher des Schußes der Verfaſſung genofjen und ungehemmt 
ihrer weitern Ausbildung entgegengeführt werden fünnen. Darum kann nur 
auf einer Grundlage, welche bie berechtigte Selbſtbeſtimmung bes Cinzeln- 
jtantes mit der nothwenbdigen Einheit bes Geſammtſtaates verjühnt und bie 
freie Entwicklung des conftitutionelen Lebens gewährleiftet, eine Verbindung 
von Nord: und Südbeutichland in befriedigender Weife bergeftellt werben *). 
Wir ſuchen vergeblich auf ber Seite jenes Bundes nad) ben Garantien, welche 
unfer Recht zu ſchützen und den Fortihritt auf ber Bahn ber Freiheit zu 
fihern geeignet wären. Wir können e8 daher auch für jegt nicht al8 unfere 
Aufgabe betrachten, den Anihluß an ben norbdeutihen Bund zu erjtreben. 
Tern von jeder Teindbfeligfeit von Preußen und obwohl wir die Trennung 
bes deutſchen Südens und Nordens für die Dauer durchaus verwerfen, könn⸗ 
ten wir es bei den nad jeber Richtung unfertigen Verhältniffen nur als 
einen Fehler ber ſüddeutſchen Staaten erfennen, wenn fie in haftiger Flucht 
vor ber drohenden Sfolirung eine Stellung zu bem Norben fchon jetzt neh⸗ 
men wollten, beren Bebeutung ſich unter ben gegebenen Umftänden gar nicht 
beflinnmen läßt. Die augenblidliche Lage der ſüdlichen Staaten, welche wir 
allerdings als eine haltbare nicht anzujeben vermögen, ließe ſich durch ihre 
engere Verbindung unter einander mit gemeinfamer parlamentarifcher Ver: 
tretung geftalten. Sollte biefer Bund zur Zeit auf unüberwindliche Hinder⸗ 
niſſe ftoßen, fo ift doch bie Einigung jener Staaten über die wichtigfte Angelegen: 
heit des Schußes nach außen und daher insbejondere über die Kriegsverfafjung 


*) Deffner und Mohl möchten dieſen letztern Sa nicht allgemein ausiprechen, 


weil dur bie von Preußen ausgegangene Zerreißung BDeutichlands der 
Südweſten feinen nothwendigen Rüdhalt an Defterreich verloren und daher 
eintretenden Falls zu erwägen babe, ob er in ber Lage fei, die Integrität 
anderer beutiher Staaten mit Erfolg und ohne feinen eigenen Ruin vertheis 
digen zu Fönnen. 
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fo ſehr durch die Natur der Sache geboten, daß kaum einer derſelben fich 
bagegen zu firäuben gemeint jein dürite. — Sodann iſt es ber raſche Ausbau 
der innern Cinrichtungen, welchen bie gegenwärtige Lage gebicteriich fordert. 
Wir glauben une in voller Webereinftimmung mit Ew. f. Maj. zu befinden, 
wenn wir bavon ausgehen, baß nur cin in jeinen berechtigten Winichen bes 
friebigtes Volt, deſſen Kräfte buch eine zweckmäßige Organijation geſammelt 
und nugbar gemacht werden, den kommenden Ereigniifen mit ber Berubigung, 
welche bei ben zerrütteten Verhaltniſſen Deutſchlande überhaupt möglich iſt, 
entgegengeführt werben könne. Wir erlauben und daher wiederholt, um bie 
möglichfte Beförderung ber Vorlagen über die Aenderungen in ber Organis 
fation der Berwaltung und über die Reiorın ber Verfaſſung in Unterthänigs 
keit zw bitten. Die Aenderung der Verfaſſung insbeionbere erjcheint in mans 
Ken Theilen als eine der dringenditen Auigaben, in andern ald die zuver⸗ 
laſſigſte Maßnahme, um das Vertrauen zwiſchen Voll und Regierung zu 
befefligen. Cine nicht minder dringende Forderung des Volks geht auf bie 
Aenderung unjerer Kriegsverfaijung. Es bedarf heute Feiner dtechtfertigung 
mehr, daß unter Bejeitigung des Yoofes und der Stellvertretung*) bie ganze 
Wehrkraft des Volkes zur Intwidlung zu bringen if. Aber es gilt nicht 
bloß eine Nachahmung anderwärts befichender Einrichtungen, welche das 
Volk mit unerträglichen Yajten bedrohen würden, vielmehr ij vie allgemeine 
Wehrpflicht mit den Anforderungen bed bürgerlichen Yebend und der Steuer: 
Traft bes Landes in das richtige Verhältniß zu jegen. Dieie Aufgabe, jo 
ſchwer fie erjcheint, ift nicht unlöabar, und fie muß in ber nächſten Zeit ihre 
Löfung finden, wenn ben Fleineren Staaten überyaupt noch eine Bedcutung 
zulommen fol. Wir glauben auch in dieſer Hinſicht einer baldigen Vorlage 
uns erfreuen zu bürfen. Möge die Vorſehung die Entichließungen Ew. tgl. 
—8 ſegnen, daß ſie zum Wohle des engern, wie des weitern Vaterlands 
gedeihen.“ 

Nach dem Bericht der Adreßcommiſſion hat in einer Commiſſions⸗ 
figung der Miniſter des Aeußern über die gegenwärtige Stellung ber vier 
ſüdweſtdeutſchen Staaten zu einander bie Erklärung gegeben, daß ein: 
leitende Schritte geihehen feien, um bie Frage ber Bildung eines jübbeuts 
Ihen Bundes zur Verhandlung zu bringen, baß aber eingehende Berathuns 
gen barüber ſchon ber Kürze ber Zeit wegen noch nicht Hätten ftattfinden 

nnen. 

Gegenentwurf der preußenfreundbliden Yraction Hölder 
und Gen.: „Ter beutihe Bund ijt aufgelöst, Oeſterreich hat auf die Betheis 
ligung an ber Neugeftaltung Teutfchlands verzichtet, Preußen bat fich vers 

rößert und Deutfchland nördlih vom Main unter feiner Führung vereinigt. 
amit iſt das Uebergewicht Preußens in Deutſchland entſchieden, und zwar 
nicht etwa bloß vorübergehend, ſondern nach unſerer Ueberzeugung bleibend. 


ö — D — 


*) Deffner und Mohl glauben dem, was die Abreſſe in dieſen Abſatz ſagt, zu 
Vermeidung jedes Mißverſtändniſſes über ihre Anſicht beijügen zu dürfen, 
daß fie einen Bund ber füddeutfchen Staaten mit dem Norden nur dann als 
der nothiwenbigiten Garantien theilhaitig zu erkennen vermöchten, wenn ein 
entiprechendes Gleichgewicht ber Macht: und Stimmenverhältnijje zwifchen 
bem Süben unb bem Norben ftattiände. Ta aber Preußen hierin weit 
überwiege, fo Tange Defterreih aus Deutſchland ausgefchloffen bleibe, fo 
Tönnte ein Bundesverhältniß mit Preußen infolange Teinen andern Charakter 
als den eines über Vaſallen berrichenden Staates tragen, — ein Verhält⸗ 
niß, welches weit fchlimmer als ber jebige Zuftand der Sonderjtellung 


* ſüdweſtlichen Deutſchlands und für die Dauer wahrhaft unerträglich 
te. 
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Die find bie thatſächlichen Verbältniffe. Sie bilden den gegebenen Boden, 
auf welchem wir für das Beſte des Volks zu forgen haben. Dieſe Sachlage 
weist mit Nothwendigkeit auf das politifche Ziel Hin, deſſen Erftrebung uns 
von der nationalen dee, wie von ben materiellen Intereſſen geboten wird. 
Es ift die Einigung des ganzen auperöfterreichiichen Deutichlands in einen 
Bundesftaat, in welchem die Gentralgewalt in die Hand bes Oberhauptes des 
preußifchen Staates gelegt iit, die Freiheitsrechte der Nation dur) ein mit 
ben eriorberlihen Befugniſſen ausgeftattetes Parlament gefichert jind und bie 
berechtigte Selbitbeitimmung bes Einzelnſtaats gewahrt iſt. Der fofortigen 
Grreihung diefes Ziels treten zwar noch Hinderniffe entgegen. Wie preußijche 
Regierung bat den Cintritt füddeuticher Staaten in den norddeutſchen Bund 
zur Zeit abgelehnt. Auch ift der norddeutſche Bund erit im jeiner Entwick— 
lung begrifien und läßt bei feinen unfertigen VBerhältniffen noch nicht erkennen, 
ob die unveränderte Uebertragung jeiner Berfaffung auf ben deutſchen Bundes: 
ftaat die erforderliden Garantien für die Freiheitsrechte des Volkes bieten 
würde. Wenn aber auch bie bunbesflaatlihe ECinigung des ganzen außer: 
öjterreichifchen Deutfchlands erft in fpäterer, boffentlich nicht ferner Zeit zu 
erreichen ijt, fo fteht doch nichts im Weg „ biejelbe jofort durch bie in den 
Friedensverträgen gewährleijtete nationale Verbindung des beutihen Südens 
mit Norddeutichland anzubahnen und fo weit möglich zu erfegen. Zu biejer 
nationalen Verbindung, beren Pflege im gemeinfamen Intereſſe beider Theile 
liegt, gehört auch die Sorge für Erhaltung bes Zollvereind und für die Ent: 
widlung feiner Verfafjung. Welches aber auch der Erfolg dieſer Beitrebungen 
jein mag, eines ſteht in unferer Ucberzeugung feft: die Verpflichtung aller 
beutichen Staaten, gegen einen Angriff auf beutjches Gebiet zu einmüthiger 
Abwehr zufammenzuftehen. Gegen die Gründung eines Bundes ber ſüddeut⸗ 
jhen Staaten müfjen wir uns in gleiher Weife, wie jo viele Stinmen in 
ben Nachbarſtaaten entichieden ausfpredben. Er könnte, wenn er überhaupt 
ausführbar wäre, leicht zu einer bleibenden Scheidewand gegen ben beutjchen 
Korden und zu einem Stüßpunft für das Ausland werben. Was endlich 
unſer Verhältniß zu Defterreich betrifft, jo erachten wir bie Pflege enger 
internationaler Beziehungen mit dem Kaiferftaate, mit welchem wir durch fo 
viele Bande verfnüpit find, für dringend geboten. Sollte im Laufe der Zeit 
in Folge weiterer politifcher Ereigniſſe der Eintritt von Deutſch-Oeſterreich 
in den deutſchen Bundesſiaat möglih werben, fo wäre bieß nur als ein 
Gewinn für bie Nation anzufehen.“ 

Rede des Minijters Varnbüler [erklärt, daß er in die Berathung 
ber Adreſſe fo wenig als möglich eingreifen werde, glaubt, baß bie 
Politik Württembergs zunächſt eine zuwartende fein müſſe und hofft, 
daß der abgeſchloſſene Friedensvertrag nicht bios ein formeller jei, 
fondern auch Berjöhnung bringe, denn ohne Verſöhnung mwürbe der 
nationale Gedanfe nicht zur Verwirklichung kommen] Schließlich 
werden alle Amendementsanträge der preußenfreundlichen Partei mit 
64 gegen 21 und mit 61 gegen 24 Stimmen verworfen und ber 


Commiffionsentwurf mit 61 gegen 25 Stimmen genehmigt. 


11. Det. (Bayern). Mopification des Tönigl. Cabinets. Staatsrath 


12, 


Pfiftermeifter tritt als Chef desjelben auf den 1. Dec. aus und 
wirb dur den gew. Minifter v. Neumayr erfebt. Auch die kgl. 
Cabinetsfecretäre Ruß und Leinfelder werben entlaſſen. Das Mini: 
jterium entfcheidet fich gegen die Ernennung des Chefs des königl. 
Cabinets zum Miniſter ohne Portefeuille. 

(Bayern). Officielle Erwiderung ber „Bayer. Ztg.“ auf ben 
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Ausfall des babifhen Miniſters Freydorf gegen Bayern wegen 
feiner Convention mit Defterreih v. 14./30. Juni d. %. 

414. Oct. Eine Anzahl der Fortichrittspartei angehörige Landtagsabgeord⸗ 
nete aus Bayern, Württemberg, Helfen und Baden treten in Stutt- 
gart zufammen, conftatiren bie Uebereinftimmung ber von ber ort: 
jchrittspartei in ihren rejp. Kammern vertretenen Programme unb 
erzielen eine burchgreifende Verjtändigung über ihre weitere Thätig: 
keit auf Grund jener Programme, namentlih auch in ber deutſchen 


Trage. 

16. „ (Württemberg). Der König nimmt bie Adreſſe der II. Kammer 
entgegen. Antwort des Könige: 

„36 danke Ahnen für den offenen Ausbrud Ihrer Gejinnungen; es iſt aud 
Ihnen nit entgangen, baß unmittelbar nad) bem Umſturz geichichtlicher 
Berhiltnifie Württemberg mit der Stellung, welde es in Tieutichland 
nehmen will, ber Entwidlung ber neuen Geitaltungen zu folgen 
bat. Wenn nad dem blutigen Kampf in Deutſchland der Geiſt aufrichtiger 
Verföänung zur Herrſchaft gelangt, dann dürfen wir hoffen, day zum Wohl 
Europa’s und feiner Sejittung ſich unfere nationale Idee verwirklichen werde. 
Höre Wünſche für bie inneren Einrichtungen unſeres Baterlandes werden 
Gegenſtand Meiner forgfältigftien Prüfung fein. Wie Sie aus ben Erklä⸗ 
rungen Meines DMinifteriums entnommen haben, jind bie erforderlichen Ein⸗ 
leitungen bierzu, namentlich zur Revijion ber Berfajjung, bereits getroffen.” 

17. „ Württemberg). Il. Kammer: Debatte über die Kriegführung. 
Die Commiffion trägt darauf an, bie eingelaufenen Petitionen ber 
Regierung einfah „zur Kenntnißnahme“ zuzuweiſen, Hölber „bie 
Regierung um vollftändige und genaue Erforſchung der Mißſtände 
und Fehler, melde ben unglüdlihen Verlauf und Ausgang ver: 
urjacht haben, zu bitten. In namentlidher Abſtimmung wird ber 
Antrag Höldere mit 63 gegen 24 Etimmen verworfen unb ber 
Sommiflionsantrag angenommen. 

18. „ (Württemberg). Der Landtag wirb auf unbeftimmte Zeit 
vertagt. 

19. „ (Bayern). Der Rebacteur bes Volfsboten, Zander, wird wegen 
feiner Angriffe auf General v. d. Tann als Generalitabschef im 
letzten Kriege vom Schwurgerichte freigeſprochen. 

20. „ (Baden). Die II. Kammer beſchließt nad dem Antrage ihrer 
Commiſſion einjtimmig, ben Großherzog durch eine Adreſſe um ges 
ſetzliche Eicherheit der Nebefreiheit für bie Volksvertreter und um 
mehrfache Aenberungen ber Berfaflung bez. Erweiterung der Wahl: 
berechtigung unb ber Mählbarkeit zur II. Kammer zu bitten. Die 
Regierung erklärt ſich bamit einverftanden. 

.,„ (Bayern). Prinz Karl legt alle feine militäriihen Würden 
in Bayern und felbjt jeine Sinhaberftellen von Negimentern aus: 
wärtiger Staaten nieber. 

23.—24. Oct. (Baden). I. Kammer: Debatte über den Friedens⸗ 

vertrag mit Preußen und über bie deutſche Frage. 
Antrag der Gommiffionsmehrgeit: für den Gx — 


2 


DD 


218 


Sũddentſche Staatengrunge, J 


Bei der Abſtimmung werden dieſelben mit 30 gegen 4 Stimmen 
(Fürſt Hohenlohe, Graf Fugger-Babenhauſen, Graf Pappenheim und 
Fürſt v. Oettingen-Wallerſtein) abgelehnt und mit 21 gegen 13 
Stimmen dem Antrage des Ausſchuſſes zugeſtimmt. Dagegen wird 
der Reſolution der II. Kammer bez. der inneren Reformen mit 
Mehrheit zugeſtimmt (dagegen ſtimmen ſämmtliche in der Kammer 
ſitzende kath. Prälaten). 

II. Kammer: Der Beitritt zu dem Beſchluſſe der J. Kammer 
(bez. des Verhältniſſes zu Preußen oder vielmehr bez. eines Angriffes 
des Auslandes auf deutſches Gebiet) wird einſtimmig abgelehnt. 

Vertagung der Kammern. 


2. Sept. (Bayern) Auflöſung der mobilen Armee; Abſchieds— 


3. 
6. 


17. 


19. 


25. 


proclamation bes Prinzen Karl. 

„» (Helien). Friedensvertrag mit Preußen. (ſ. Anhang.) 
» (Bayern). Die Organijation der Landwehr in den Land: 
gemeinden wird filtirt. 
» (Hefjen). Rückkehr des Großherzogs. Proclamation deffelben 
„an fein treues Boll": 

„... Wir haben nicht bloß die Wunden zu heilen, wel.te ber Krieg unjerem 
Heſſen geichlagen bat, wir haben auch mit ber Neugeftaltung unjeres 
gemeinfamen beutfhen Baterlandes in einer die geredten 
nationalen Anfprüce befriedigenden Weile zu beginnen. Der alte 
Rechtsboden, auf bem wir hätten fortbauen können, ift zufammengebrochen. 
Mir müffen nun bie Vervollfommmung bes durch die Macht der Thatjachen 
gefchaffenen neuen Nectszuftandes zum Gegenftande unferer Sorge maden. 
Mein eifriger Wunſch war, ben Bund, welder dbermalen den 
Norden Deutfhlands umfaßt, auf das ganze große Vater: 
land ausgebehnt zu fehen. Rückſichten, deren Bejeitigung nicht in 
meiner Macht Tiegt, ſtanden bis jegt der Erfüllung meines Wunjches ent: 
gegen. Aber wie ich ftetS feit meinem Regierungsantritte neben dem Wohle 
meines beffifchen Landes das Glück und die Größe des gemeinfamen beutfchen 
Vaterlandes und die Kräftigung des bafjelbe umſchlingenden Bandes an 
geftrebt habe, fo werde ih auch für die Zukunft diejes Ziel nicht aus dem 
Auge verlieren. Ich rechne dabei auf das Vertrauen und die Unterjlüßung 
meines guten und bewährten Volkes.“ 


»„ (Heffen). Der Großherzog ertheilt eine Amneftie für bie im 
Sahr 1849 verübten politiichen Vergehen und DVerbreden. 


„ (Württemberg). Zufammentritt des Landtags: Eröffnungsrebe 
bes Minifters des Innern v. Geßler: 

„Vor wenigen Monaten wurden Sie berufen, um bie Mittel zu einem 
Kriege zu bewilligen, den die Regierung wie Sie für Deutſchlands Sache 
führen zu follen glaubte, Die Sache, für welche wir eingetreten, ift unters 
legen. In drangvoller Lage hat bie Regierung Waffenftilliftand und Frieden 
gefchloffen und zum Theil vollzogen; fie ift ſich ihrer verfaflungsmäßigen 
Berantwortlichkeit Ihnen gegenüber bewußt und wird Ahnen dem ent« 
ſprechende Vorlage machen. Nach ber Erledigung bdiefer Fragen werben Sie 
bemnähft fi) mit der Organifation zu beichäftigen haben. In ber Necht6s 
pflege wie in der Verwaltung gilt es, ben Grundſatz ber Defjentlichteit und 
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Mänblichkeit wie ber Theilnahme bes Volks zur Durdführung zu bringen. 
Der Ratur ber Sache entiprechend ift zuerft die Organifation ber Rechtopflege 
und bie Regelung ihres Ma Hi in Angriff zu nebmen. Ginzelne ihrer 
Beflimmungen find bebingend für den Gebietsumſang mie für das Verfahren 
im übrigen Staateleben. An sie bat jih baber die Oryganiiation ber 
Berwaltung, vor Allem die des Tepartements bed Innern anzuiclichen. 
Die Grundzüge ber Iektern werben ben Ausgangspunkt für die Reform 
ber Verfaſſung mie der materiellen Geſetzgebung zu bilden haben, für 
welche beide eineburdgreiiendbe Reiorm ale ein Aedürfniß zu erfennen iſt. 
Tas nähere Eintreten auf die für bie Durchführung dieier Reiorm im WKinzelnen 
erforderlich werdenden (Meiepe wirb daher durch den Giang und die Entwickelung 
dieſer Vorarbeit, neben welcher, ben Reſtimmungen der Veriaſſung entiprechend, 
ber Finanzhaushalt zu regeln iſt, bedingt ſein. Die Regierung erkennt es 
aber ale ihre Pflicht, die hiefür erforderlichen Arbeiten an ihrem Theil fo 
jehr zu fördern, als dieß der Umiang der Aufgabe, der Hang Ihrer Arbeiten 
und bie äußeren Verhältnijie geitatten; jie wird beitrebt fein, bie dringendſten 
biefer Geſetze, insbefonbere binjichtlih der Reviſion ber Verſaſſung, neh auf 
biefem Landtag zur Verabſchiedung zu bringen.” 

26. Sept. (Württemberg). II. Kammer: Präfident Weber ermahnt in 
feiner Antrittsrebe, bei ber Neugeitaltung ber deutſchen Verbältniſſe 
bie Gefühlspolitit wegzulaſſen unb vielmehr den Thatſachen Rechnung 
zu tragen. Mehrere Abag. proteftiren fofort dagegen, daß die Anficht 
bes Präſidenten auch diejenige der Mehrheit der Kammer jet. Die 
Regierung legt den Friedensvertrag mit Preußen vor und verlangt 
die Verwilligung der an Preußen zu leiſtenden Kriegscontribution. 

Sn dem erläuternden Vortrage dazu gibt die Regierung jolgende 
Darlegung der Waffenſtillſtandöounterhandlungen mit Preußen: „Tem vom 
2. Auguſt einſchließlich laufenden Waffenſiillſtande, welcher zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen auf den (rund von ;slicdenspräliminarien abgeſchloſſen wurde, 
ging eine zehmtägige, von Frankreich vermittelte INaflenruße voran, eine 
Maffenruhe zunähit auf fünf Tage abgeichloffen und dann um fünf Tage 
verlängert. Ter Schwerpunkt ber kezüglihen Verhandlungen lag in bem 
preußiichen, gegen alle Nichtberufene ſtrenge abgefchlojjenen Hauptquartier, ein 
Umftand, welcher ben gebeimen Gang der Nerhandlungen und bie Thatſache 
erflärt, daß Feiner ber vom 18. bis 2. Juli in Minden verfammelten Dis 
nifter der füddeutfchen Staaten von dem Etande ber Tinge unterrichtet war. 
Am 22. Juli, unmittelbar nah Abfchluf der Wafjfenrube, erhielt der württems 
bergiiche Minifter der auswärtigen Angelegenheiten aus Wien bie telegrapbifche 
Nachricht, daß dieſe Waffenruhe auf die füddeutiche Bundesarmee fih nicht 
beziehe. Da an bie fünftägige MWaffenrube fi der Waffenſtillſtand anknüpfen 
follte und man nad dem Wejen des Bunbesverhältnifies zu Tefterreich, jowie 
nad) vielfach gemachten Aufagen berechtigt war, anzunehmen, daß ber Waffens 
ſtillſtand auch für die Bundesgenoſſen Oeſterreichs gelten würbe, fo hatte 
jene Ausſchließung von ber fünftägigen MWaffenrube, fo überrafchend- fie fein 
mußte, Teine großen Bedenken für Württemberg, infofern nach ber militä- 
riſchen Lage eine feindlihe Occupation württembergifcher Yandestheile inner: 
halb fünf Tagen nicht denkbar war. Als aber am Tage bes Ablaufs ber 
erften fünftägigen Waffenruhe an ben königl. Minifter bes Aeußern die teles 
graphiſche Nachricht gelangte, bay die Watfenruhe um fünf Tage verlängert 
und wieder nicht auf das achte Armeecorps ausgebeht worden fei, reiste berjelbe 
fofort nad Wien ab, um an Ort und Stelle bie gefährdeten Intereſſen 
MWürttembergs felbft zu vertreten. Vergeblich hatte derjelbe eine fürmliche 
Einladung zu ben Derganblungen früher zu erlangen geſucht. In Wien 
angelangt, überzeugte ſich ber Miniſter, bat in Nidalskurg allein hie Ent« 


208 Preußen und die norddentſchen Sundeshanich. 


2I.Nov. (Hannover), Die Regierung läßt feine DVerfammlungen von 
Unteroffizieren über die Frage des Eintritts in bie preußijche Armee 
zu. Zwei Uinteroffiziere geben nah Wien ab, um fid) mit König 
Georg zu benehmen. 

„ » (Sadjen) Die IL Kammer genehmigt einftimmig das Wahl: 
gefeb für das norddeutſche Parlament. 

30. „ Abg.:Haus: Budgetdebatte, Budget des Yuftizminifteriums. Abg. 
Lasfer greift in einer umfafjenden Rede die gefammte Thätigfeit des 
Suftizminifter8 Graf zur Lippe aı. 

„» » (Sadjen). II Kammer: Die Regierung legt derjelben ein 
neues Militärgefeg, auf Grund allgemeiner Wehrpflicht und mit 
breijähriger Dienftzeit in der Linie wie in Preußen, vor. 

„» rn (Coburg: Öotha). Der Gefammtlandtag nimmt das ihm von 
ber Regierung vorgelegte Reichswahlgeſetz an, doch mit 13 gegen 
7 Stimmen mit einem Zuſatze bez. Diäten. Die Regierung erflärt, 
fie könne das Wahlgeſetz mit dem Zuſatz nicht veröffentlihen, ba 
fie vertragsmäßig gebunden fei. Ueber die Diätenfrage werde am 
15. December in Berlin verhandelt werben. Das Reichswahlgeſetz 
werbe daher hier dem genehmigten Bundesreformvertrag gemäß auf 
dem Verordnungsweg veröffentlicht werben. 


— Dec. (Hannover). König Georg betrachtet fih noch immer als 
Kriegsherr der hannoverfhen Armee, trifft Ernennungen und ver: 
theilt Orden, Chrenzeihen u. dgl. — Rechtsgutachten des Prof. 
Zachariä in Göttingen bez. der Anfprüche ber hannoverſchen Offiziere 
nach der Eapitulation von Langenfalza. 

41. „ Abg.-Haus: Budgetdebatte. Debatte über die revolutionäre Po- 
litik nah außen, die confervative nad innen. 

2. „ Abg.Haus: Die Dotationscommiflion trägt darauf an, der Dotations⸗ 
vorlage ber Regierung nur unter Nennung beftimmter Namen zu: 
zuflimmen, dagegen bie Vertheilung ber Gejfammtjumme ben Er: 
mefjen des Königs zu überlafjen. 

3. » (Hannover) Kgl. Erlaß bez. „Vorſchriften im Intereſſe des 
Öffentlichen Dienftes und der öffentlichen Ordnung” an den General: 
gouverneur, Gen. v. Voigts-Rhetz: 

„sh ermächtige Sie bieburch, jeden Beamten der Ihrer Verwaltung an: 
vertrauten Provinz, jobald Sie es im Intereſſe Meines Dienftes für erfor: 
derlich halten, ohne weitere Rüdfrage vom Amte au Juspendiren. Bon 
diefer Ermächtigung haben fie unverzüglich Gebrauh zu machen in Betreff 
aller berjenigen Beamten, auf beren rüdbaltlofe Mitwirfung Behufe 
Ausführung Meiner Shnen bekannten Snftructionen Sie nicht glauben 
tehnen zu fünnen; für die proviforiiche Vertretung ber juspenbdirten Beamten 
ift Sorge zu tragen unb Behufs Meiner definitiven Entjcheidung über die 
vage der Dienftesentlaffung an das Staatsminifterium zu berichten. Dies 
enigen ber ehemaligen hannover'ſchen Armee angehörigen Militärper- 
fonen, welde fih an Agitationen und Demonftrationen gegen Weine 
Regierung mittelbar oder unmittelbar betbeiligen, haben Sie unverzüglich 
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nach ber Feſtung Minden abführen zu laſſen, damit gegen biejelben bie 
weitere Triegsrechtliche Unterfuchung eingeleitet werden kann. Solche In⸗ 
bivibuen, welche fi Beleidigungen gegen unijormirte Militärperfonen, letztere 
mögen fi im Dienfte befinden ober nicht, zu Schulden kommen laffen, haben 
Sie fofort aufzugreiien und nah Minden abjühren zu laſſen, wofelbft fie 
bis zu Meiner weiteren Verfügung, eventuell bis zu bdefinitiver Ordnung der 
Berhältniffe zu betiniren fein werben. Für bie fofortige und pünktliche Aus⸗ 
rührung biejes Meines Befehls made Ich Sie perjönlih verants 
wortlid.” 

3. Dec. (Sach ſen). Die I. Kammer nimmt den Friebensvertrag mit 
Preußen auch ihrerjeits einftimmig an. 

„ u (Medlenburg). Die Barlamentswahlfreife werben von ber 
Regierung trotz bes allgemeinen Stimmredts rein ſtändiſch conftruirt. 

„ „ (Soburg:Gotha). Der Gefammtlandtag zieht die Diätenfrage 
für den norbbeutichen Reichstag nochmals in Erwägung, entfernt 
den Zufab wieder aus dem Reichswahlgeſetz und vereinbart mit ber 
Regierung, daß den Abgeorbneten zum Reichstag Reiſekoſten und 
Diäten aus Staatsmitteln bezahlt werben jollen. — Die von der 
Regierung dem Lande proponirte Zuwendung der Hälfte bes Rein: 
ertrags der von Preußen dem Herzog geſchenkten Schmalkaldener 
Forſte wird mit ehrerbietigem Dank anzunehmen beichlofien. 

4 „ Ag.:Haus: Bubgetbebatte, Budget des Minijteriums des Innern, 
Die Bofition von 35,000 Thlrn. geheimer Ausgaben wird (in Folge 
der Heußerungen des Minijters am 23. v. Mts.) mit 153 gegen 
150 Stimmen gejtrichen. 

„» » (Sadjen). Die I Kammer nimmt das Reichswahlgeſetz un: 
verändert nach dem Beichluffe der II. Kammer an. 


5. Abg.Haus: Debatte über die Dotationsfrage. 

Nah dem Beriht der Commiſſion Haben glei in ber erften ges 
beimen Commiſſionsſitzung bie Miniſter fich für ermächtigt erflärt, bie Generale 
v. Roon, Frhrn. v. Moltfe, Herwarth v. Bittenfeld, v. Steinmeß und Bogel 
v. Falkenftein als biejenigen zu nennen, benen bie Dotationen verliehen werben 
folten. Die Staatsregierung müſſe ſich aber dagegen ausſprechen, daß bieje 
Namen im Gefeg genannt würden, fie babe den dringenden Wunſch, daß 
das Gefeß in feiner urfprünglichen Faffung angenonmen werde. Als bie 
Mehrzahl ber Mitglieder ber Commiſſion ji) wiederholt dafür erflärte, daß 
bie Nennung ber Namen im Geſetze unerläßlich ericheine, äußerten die Dis 
nifter fich dahin: „Die Staatsregierung müſſe es ablehnen, für bie Nennung 
ber Namen in dem Gejeße die Initiative zu ergreifen und abwarten, ob bie 
Commiſſion die von der Regierung genannten Namen in bas Geſetz einfügen 

werde.“ Die Mehrheit ber Sommiffion acceptirte Hierauf zunächſt die von 
ber Staatsregierung genannten fünf Namen; es wurde dabei aber von meh⸗ 
reren Mitgliedern geltend gemacht, daß es geboten erjcheine, an erfter Stelle 
unter den zu botirenden Perfonen ben Minijterpräfidenten Grafen v. Bismard 
zu nennen, und ein darauf bezüglicher Antrag wurde von ber Mehrheit ans 
genommen. 


Ein Antrag von Hoverbed, nur die Generale Moltke, Herwarth, 
Steinmeb und Falkenſtein zu dotiren, wirb abgelehnt und der Ans 
trag der Commiflion mit 219 gegen 80 Stimmen angenommen. 

v n (Medienburg) Landtag: Ein Unteag yon Mandeinaiet 
NR 
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Toppel auf Aufhebung des Hanbelsvertrags mit Frankreich (bie haupt: 
ſächlichſte Schwierigkeit für den Eintritt Medlenburgs in den Zoll: 
verein) wird verivorfen. 

6. Dec. (Schleswig: Holftein.) Der Oberpräfident v. Scheel-Pleſſen 
erläßt eine Bekanntmachung betr. die einftweilige Organifation ber 
bolfteinijhen Centralverwaltung: 

„Von den feither von dem Oberpräfidiium wahrgenommenen Geichäften 
bleiben diejenigen, welche fich auf Zol:, Poſt- und Telegraphenwefen beziehen, 
der unmittelbaren Reitung bes Oberpräfibenten vorbehalten; außerdem gehören 
die die Beamten und Angeftellten bei ber bolfleiniihen Gentralverwaltung 
betreffenden Angelegenheiten zu feiner ausjchließlidyen Competenz. Die übrigen 
Geſchäfte werden unter bie drei neuernannten (ehemaligen bänifchen) Sectiong- 
hefs v. Roſen, Stiebel und Schulge vertheilt.“ 

„» » (Sadien). II Kammer: Debatte über den Antrag Koch und 
Gen. bez. Reform des Wahlgejehes. 

Antrag der Deputation: „im Hinblid auf bie in ber Thronrebde 
noch für gegenwärtigen Landtag angekündigten Vorlagen über die Umünde- 
rungen der PVerfafjungsurfunde und des Wahlgefekes auch ihrerfeits ber 
Ueberzeugung von ber Nothwendigfeit Ausdrud zu geben, daß diefe Geſetz⸗ 
entwürfe ben Grundſätzen ber Fünftigen Berfafjung bes norbdeutfchen Bundes, 
fowte ben berechtigten Wünfchen nach zeitgemäßer Zuſammenſetzung ber Volks⸗ 
vertretung entipredhen.” 

Antrag Eijenftud: „In Erwägung 1)bagnur eine verfafjungsmäßig 
auf Grund bes Wahlgejetes von 1843 einberufene Volfsvertretung geeignet 
und berechtigt ift, ben innern Conflict zu löfen und die Wünfche der Antragjteller 
zur Geltung zu bringen; in Erwägung 2) daß, abgejehen hiervon, ein ben 
Rechten des Volkes wahrhaft entſprechendes Wahlgeleß nach ben gemachten 
Erfahrungen von ben jeßigen octroyirien Ständefammern ganz unbezmweifelt 
fofort zurüdgewiefen wird; in Erwägung 3) baß bei Annahme des Antrags 
von Koh und Genofjen die von bem Volke nicht anerkannte Rechtsbeſtändig— 
teit ber jetigen Ständeverfammlung vorausgefegt ijt, beichließt die Kammer 
ben Antrag ber Abg. Koch und Genofjen auf fich beruhen zu laſſen und zu 
erflären, daß nur bie Rückkehr zum verfafjungsmäßigen Wahlgeleß von 1848 
dem Lande Frieden und Beruhigung, dem ſächſiſchen Volk feine verlorenen 
Nechte zurüdigeben kann.“ 

Der Antrag von Eifenftud wird mit 37 gegen 18 Stimmen 
abgelehnt und der Antrag ber Deputation mit berfelben Mehrheit 
angenommen. 

7. „ Medlenburg). ‘Der Landtag bewilligt bie Mobilifirungskoften, 
doch nicht ohne Vorbehalt. 

8. „ (Hannover). Oberſt Graf Kielmannsegge und einige anbere 
Perfonen werben wegen Umtrieben gegen bie neue Orbnung ber 
Dinge auf Grund des kgl. Erlafjes vom 3. d. Mis. nach Minden 
abgeführt. 

„» » (Sadfen). I Kammer: Das neue Diilitärgefeb wirb einftimmig 
en bloc angenommen. 

10. „ Abg.Haus: Budgetdebatte, Militäretat. 

NRefolutionsantrag bes linken Gentrums und der Fortichrittspartei: 
Bevor das Haus ber Abgeordneten in bie Berathung bes Militäretats für 
bas Jahr 1867 eintritt, erklärt baffelbe: 1) daß diefer Etat einen wefentlich 
proviſoriſchen Charakter an fi trägt, inbem er die dem preußilchen Staat 
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neu einverleibten Lanbesgebiete unb bie Staaten bed norbbeutichen YBunbes 
nicht mit umfaßt, beren Hinzutritt nothivendig einen maßgebenden Cinfluß 
auf bie Fünftige Feitftellung des Deilitäretats ausüben muß; 2) baß bie Be⸗ 
willigung ber in biefem Etat geforberten Summen nicht eine Genehmigung 
aller bemjelben zu Grunde liegenden thatſächlichen Ginrichtungen in ſich 
fchliegt, vielmehr daran fejigehalten werden muß, baß in Gemäßheit ber 
Art. 34 u. 35 der Verfafjungsurkunde das Gefeg vom 3. Sept. 1814 bis 
zum verfafjungsmäßigen Zuftandefommen eines neuen Organifationsgefeßes 
bie gefeßlihe Rorm für bie Tauer der Tienjtzeit im ftehenden Heer und für 
das Verhältniß ber Landwehr zu bemielben bildet; 3) daß bie nah F 3 des 
Gejetes vom 3. Sept. 1814 nach ben jedesmaligen Staatsperhältnijjen zu 
beſtimmende Stärfe bes ftehenden Heeres nur unter Zuflimmung ber Landes⸗ 
vertretung feitgejegt werben Fann. 

Antrag Birhow:Bärjt: Bewilligung eines Pauſchquantums von 
44,071,479 Thlrn. 

Antrag Reihenheim (nationale Fraction): „ben Etat der Militärs 
verwaltung zu bewilligen, wie folgt: IX. Ktriegaminifterium Gap. 54 für 

wede der Militärverwaltung für 1867 fortdauernde Ausgaben 41,574,348 
bir., darunter fünftig wegiallend 118,221 Thlr.“ 

Rede Laskere [entwidelt bie Anjicht feiner Parteigenofien babin, daß 
an ber beftchenden SHeereseinrichtung im Hinblid auf die politifche Lage Eu⸗ 
zopa’s nicht gerüttelt werben dürfe. Auf der andern Seite wolle man aber 
weber feinen heutigen, noch feinen künftigen echten etwas vergeben. In 
biefer Lage müfje man ben Ausweg ergreifen, daß man bie Forderungen 
unter dem Vorbehalt der Rechtsfrage bewillige, alfo bie Bewilligung nur Mr 
ein Proviforium gewähre, und die Regelung bev geſetzlichen und definitiven 
Berhältniffe dem Parlament überlafie.] Rede des Kriegsminifters 
ſwünſcht feinen Streit über Principien aufzurütteln. Die Beſorgniß, daß 
eine ordentlihe Bervilligung des bießjährigen Etats zugleich eine Anerkennung 
aller bisher ftreitig geiwejenen Rechtsfragen in fich fchließe, fei eitel. Einige 
Eintihtungen würden dadurch allerdings als geſetzlich anerkannt, aber nicht 
alle. Auf Specialitäten wolle er nicht eingehen. Der Antrag Virchow auf 
Bewilligung eines Pauſchquantums fei unannchmbar.) Abftimmung: Zunächſt 
wird ber Rejolutionsantrag mit 165 gegen 151 angenommen, bann in 
namentlicher Abſtimmung der Antrag Virchow-Värſt mit 163 Stimmen (der 
Gonfervativen, ber Altliberalen und 10 Deitgliedern des Tinten Gentrums 
und der nationalen Fraction) gegen 153 Stinmen verworfen unb der Ans 
trag Reihenbeim angenommen. Ebenſo wirb das Grtraorbinarium mit 
2,497,131 Thlrn. bewilligt. 

10. Dec. (Hannover). Eine kgl. Berorbnung erflärt die von ber frü- 

heren Regierung nad) England geflüchteten Staatspapiere für vers 

nichtet und genehmigt die Anfertigung neuer Documente. 

„ Abg-Haus: Budgetdebatte. Der Marineetat wird im Ertraordi⸗ 

narium mit 6,623,000 Thlr., im Ordinarium mit 1,836,657 Thlr. 

bewilligt. 

12. „ Abg.:Haus: Budgetdebatte. Converfation über die Angelegenheit 
ber Saarbrüder Kohlenwerfe. Ausweichendes Verhalten des Han- 
belsminifters Grafen Itzenplitz. 

13. „ Ag-Haus: Die Regierung bringt eine Vorlage ein bez. Auf: 
hebung des Salzmonopol8 und Erfegung besfelben durch eine Salz: 
feuer, eventuell au ohne Zuftimmung ber ſüddeutſchen Regierungen. 
Bubgetbebatte: das Haus ſpricht fi für Aufhebung bes Zeitungs: 
fiempels aus, bie Regierung extlärt Ah hanraen. 


11. 


U y 
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29. Dec. Miniſter v. d. Pforbten erhält die nachgeſuchte Entlaſſung. 

30. „ (Württemberg) Das Landescomite ber deutſchen (preußen: 
freundlichen) Partei erläßt eine Anſprache an das Volk, in ber es 
auf beichleunigte Reviſion der Verfaffung dringt und Mieberher: 
ftellung bes Gefeges vom 1. Juli 1849 (bez. einer conftituirenden 
Ranbesverjammlung) fordert: 

‚Nachdem das Land durch bie Creignifie bes Jahrs 1866 von dem 

Bann erlöst ift, in welchem es jelt ſechszehn Jahren niebergehalten worden 
war unb feine Freiheit erhalten bat, bie Inneren Staatseinrichtungen nad 
eigenem Ermefjen zu orbnen, erachten wir e8 auf das bringenbfte geboten, 
von biefer Freiheit Gebrauch zu machen und bie Wieberherftellung des Ge: 
fetes vom 1. Zuli 1839, welches bem württembergiſchen Volk widerrechtlich 
und gewaltſam entzogen worden ift, zu verlangen. Bei ber bevorftehenden 
Reviſion ber Berfaffung fol die fönigliche Gewalt das Volk gut zu regieren 
nicht beeinträdtigt, fondern jie joU im Gegentheil buch Befeitigung mancher 
Hinberniffe, deren größtes ber Adelsſtand ift, geftärkt, aber zugleich der König 
der Gefahr einer Mißregierung entrüdt werben.” 

31. „ (Bayern). Fürft v. Hohenlohe wirb zum Deinifter des Aus: 
wärtigen und bes kgl. Haufes ernannt. 


V. 
Oeſterreich. 


1. Jan. (Venetien). Oeſterreich entichließt ſich gegenüber ber Vevöl⸗ 
kerung Venetiens zu einem Schritte der Verſöhnung. Ein kaiſerl. 
Handſchreiben an ten Staateminiſter geſtattet ben ſebr zahlreichen 
fog. freiwilligen Auswanderern (Flüũchtlingen) seit 1559 tie ftraf: 
freie Rüdkehr und tie Hinausgabe ibres bisher mit Zequeiter be: 
legten Vermögens. 

3. „ (Oberöfterreih). Landtag: Tie Regierungseerlage bez. einer 
neuen Xerriterialeintbeilung Les Kronlanded wird mit 34 gegen 
8 Stimmen abgelehnt als zur Competenz tes (ſiſtirten) engeren 
Reichsraths gehörig. Auch tie Lanktage von Nicheröjterreid, Steier⸗ 
mark und Kärnthen erklären ſich in ber Frage für incompetent. 

1. „ (Siebenbürgen) Kin kaiſ. Rejeript in Antwert auf bie 
Adreſſe des Landtags ertbeilt die Zuſtimmung dazu, daß die Reviſion 
ker auf bie Union zwiſchen Ziebenkürgen und Ungarn bezüglichen 
Sejehesartifel in Peſth durch die ungariſchen und ſiebenbürgiſchen 
Teputirten gemeinfchaftlich verſucht werde, daß aber, bis ein folder 
Peihluß oder Bergleih zu Stande komme, der bie Sanction bes 
Kaiſers zu erlangen geeignet fei, ber einberufene fiebenbürgiidhe 
Landtag nicht aufgelöst, fonbern bloß vertagt werbe. Das Refcript 
wird dem Landtage bloß verlefen und feine Discuſſion barüber 
geftattet. 

3. „ MRiederöfterreih). Der Lanktag beſchließt mit allen gegen 
5 Stimmen eine (erledigte) Mahl in ven Reichsrath vorzune hmen. 
Die Regierung erhebt keine Einſprache dagegen. Cardinal —8 
Biſchof Fehler und Rector Jäger erſcheinen nicht 1 der bung, 
& \ en ſich vor der Ab: 
Schmerling und eine Anzahl Beamteter entfern ronlänber fol 
ſtimmung. Mehrere andere Yandtage ber beutfhen Kro 
gen dem Beiſpiele Rieberdfterreliye, 
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8. Jan. (Venetien). Oeſterreich verſucht gegenüber Venetien einen 
weiteren Schritt der Verſöhnung: Die Diſtrictscommiſſariate ſollen 
aufgehoben und bie Stadt Venedig, von der Provinz Venedig ab- 
gelöft, ein eigenes Statut erhalten, eventuell die Competenz ihrer 
Repräjentation erweitert werden. 

I. „ (Böhmen) Landtag: An die Stelle der ausgetretenen frei: 
finnigen Großgrundbeſitzer, Zürft Nuerfperg u. Gen., werden lauter 
(czechiſch geſinnte) Feudale gewählt, wodurch bie deutſche Partei am 
Landtag definitiv in die Minderheit geräth. 

10. „ (Ungarn). Landtag: Der Fürſt-Primas überreicht dem Land— 
tage die Vorlagen ber Regierung bez. Dctoberpatent und ebruar- 
verfaflung und bez. des Verhältnifjes ber Länder der ungarijchen 
Krone unter einander, 

13. „ (Tyrol). Landtag: Der Regierungscommiffär ftellt auch für 
Wälſchtyrol eine Ähnliche Ammeftie wie für Venetien in Ausficht. 

16. „ (Vorarlberg). Die Noreffe des Landtags vom 16. Dechr. 
1865 (f. dort) wird vom Kaifer nicht angenommen. ‚Der Lanbes- 
hauptmann v. Froſchauer wird (6 Wochen vor vollendeten 40ſten 

Dienſtjahre und damit dem Rechte auf volle Penſion) mit zwei 
Drittheilen feines Gehaltes penftentrt. Gegen mehrere Gemeinde— 
räthe mwirb um ihrer Dank: und Vertrauensabreflen dr ben Landtag 
willen Unterſuchung eingeleitet „wegen Verbrechens ber Störung ber 
Öffentlichen Ruhe“. Weitere Adreſſen werben’ als politifche Agitation 

von ber Etatthalterei aufs Strengſte verboten. 

18. „ (Böhmen) Der Kaiſer beſtätigt das ſog. Sprachengeſetz bes 
borigen Landtags, das bie deutſchen Schüler ber Mittelſchulen zwingt, 
fich auch das czechiſche Idiom anzueignen. 

19. „ GBenetien) meist die Concefſionen vom 8. d. M. zurück, ber 
Stadtrat und bie Provinzialcongregation von Venedig lehnen bie 
Sonderftelung ber Stadt ab. Die Gentraleongregatton von Venetien 

geht nur bedingungsweiſe barauf ein. 

„ yrod). Der Landtag beichließt, gegen bie nicht erjchienenen 
Deputirten von Wälſchtyrol durch Neuwahlen einzujchreiten. 

25. „ (Galizien). Landtag: Graf Goluchowski ftelt ben liberalen 
Antrag auf unbebingte Grundbeſitzfähigkeit ber Juden. Der. Antrag 

wird gegen bie Stimmen der mafurijhen Bauern und der Ruthenen 
an eine Commiffion gewiefen. 

26. :„. Eine: Depeiche bes ‚Grafen Bismard unterzieht das ganze poli⸗ 

| tiiche Regierungsſyſtem Defterreihs in Holftein. vom Gtandpuntte 
der preußiſchen Megierung aus einer einichneidenben Kritik und ftellt, 

wofern Oeſterreich darauf beharre, einen Bruch ber bisherigen Allianz 
in Ausfiht (ſ. Deutfchland). 

28: „ (Ervatien) Landtag: Der Adreßentwurf ber (natiunal gefinn- 
"ten) Commiflionsmehrheit wird bit: Abrehßdebatte mit‘ LAO "gegen 
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- 7. Stimmen zu Grunde gelegt; 46 (magyariſch gefinnte) Mitglieder 
enthalten ſich der Abftimmung. 

29. Jan. Das Kaiſerpaar geht nad) Ungarn und wirb in Peſth aufs 
Slänzenbite empfangen. 

30. „ Der Kaifer fanctionirt bie von der proteftantiihen Synode von 
1864 beſchloſſene Kirhenorbnung, doch mit der Mobification, daß 
ber Kaifer nicht bloß ale „Schirmherr“, jonbern als „Oberhaupt ber 
Kirche” anerkannt werden joll. 

31. „ (Zrief). Der Landtag erlärt fi mit allen gegen 1 Stinime 
für bie Austehnung des öjterr. Handelsvertrags mit Earbinien auf 
das ganze Königreih alien. 


2. Febr. Das ganze Miniſterium wird zu einem Miinifterratb nad 
Dfen beſchieden, um fi über eine Antwort auf bie preußiiche 
Depeſche vom 26. Januar bez. Schleswig-Holſtein ſchlüſſig zu machen, 

3. „ (Tyrol). Der Landtag genehmigt mit 39 gegen 11 Stimmen 
bie Borlage ber Regierung, wonach akatholiihe Gemeinden mit bem 
Recht ber Ausübung des Bffentlihen Gottesdienſtes von ben com: 
petenten Behörden „nur im Einverſtändniß des Landtags“ bewil: 
ligt d. 5. vorerft verhindert werben follen und beſchließt weiterhin 
mit 33 gegen 17 Stimmen cine Abrefje an den Kaijer gegen bie 
Erlaubniß zum Gütererwerb und zur Anjäfligmahung von Nicht: 
Tatholiten und für „das hohe Glück der Glaubenseinheit“. 

T. „ Eine Depeihe des Grafen Mensporff an Preußen weist bie 
in ber preußifhen Tepeihe vom 226. Januar enthaltene förmliche 
Anklage ber öfterr. Politik in Holftein entſchieden zurüd unter ber 
Andeutung, daß Oeſterreich, jelbit auf bie Gefahr eines Bruches 
der Alliana mit Preußen, bei derjelben zu beharren entſchloſſen fei 
(j. Deutſchland). 

9. „ (Croatien). Der Landtag nimmt ein bie Union mit Ungarn 
bezielenbes Amenbement zur Adreſſe mit 99 gegen 94 Stimmen an. 

10. „ (Eroatien). Landtag: Die nah dem Beichluffe vom vorher: 
gehenden Tage bualijtiich amenbirte Adreffe wird mit 78 Stimmen 
ber Magnatenpartei und ihrer Verbündeten gegen 22 Stimmen ber 
Fraction des Biſchofs Stroßmayer angenommen. 92 Etimmen ber 
felbftändig-nationalen Partei enthalten fi) der Abftimmung. Die 
letztere Partei verlangt, daß ihr Adreßentwurf wenigſtens als Bei: 
lage zu ber befchlofjenen Adreffe dem Kaifer unterbreitet werbe, kann 
ed jedoch nicht zur Abſtimmung barüber bringen. 

12. „ (Krain) Der Landtag geht über einen Antrag ber ſloveniſchen 
Partei auf Regelung der Unterrichtsfpradie an den Volks⸗ und 
Mittelfhulen in ihrem Sinne nach leidenſchaftlicher Debatte mit 18 
gegen 13 Stimmen zur Tagesordnung über. 

„ « (Eroatien). Der Banus wird buch Teleguuum wen 
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Regierung aufgeforbert,; bem Kaifer auch bie Adreſſe der Minderheit 
zu unterbreiten. 

12. ehr. Der Gemeinderath von Venedig lehnt die von ber Regierung 
geforderte Unterftüßung bes Theaters Yenice ab und nimmt in cor- 
pore feine Entlaffung; Graf Bembo verlangt feine Demifjion ale 
Podeſta. 

13. „ (Ungarn). Landtag: Das Oberhaus faßt in einer Anwandlung 
bon GSelbftänbigfeit mit 136 gegen 53 Stinnmen den Beichluß, eine 
eigene Abrefje an die Krone zu erlaffen. 


14, „ (Mähren). Landtag: Der Antrag ber czechiſchen Partei, daß 
Aenderungen an der Wahlordnung aud noch, während der folgenden 
jehsjährigen Landtagsperiode mit abfoluter, ftatt mit Drei-Viertel: 
Stimmenmehrheit bejchlofjen werden können, wird von der beutfchen 
Partei mit Hülfe der entſcheidenden Eleinen Mittelpartei durch Ueber: 
gang zur Tagesordnung abgelehnt. 


„ » (rief). Der Landtag lehnt den Antrag auf ausschließlichen 
Gebrauch der italieniihen Sprache in ber Stadt Trieft in den 
Schulen und im amtlihen Verkehr mit allen gegen 3 Stimmen 
durch motivirte Tagesordnung ab. 


15. „ Die Regierung verfudt einen Schritt der Annäherung an 
das Königreih alien: Graf Mensborff macht in einer Dep. 
Frankreich und England die Anzeige, daß Oefterreih ben fänmt: 
lichen Brovenienzen aus den italieniihen Staaten die Rechte der 
meijtbegünftigten Nation auf dem Boden des Hanbeld- und Schiff: 
fahrtövertrages mit Earbinien von 1851 beigelegt habe und ſpricht 
die Erwartung aus, bie Regierung des Königs Victor Emanuel 
werbe die entiprechenne Verfügung treffen. Andernfalls werde Oeſter— 
reich feine Maßregel wieder zurüdziehen, bie e8 allein zur Belebung . 
bes Handelsverkehrs zwiſchen zwei benachbarten Nationen getroffen 
habe. Das politiihe Verhältniß zu ber Regierung bes Könige 
Victor Emanuel werde durch die obige Verfügung nicht berührt. 
Eine Verordnung des Handelsminifters an die Zollbehörden ertheilt 
ihnen bie bießbezüglichen Weifungen. 

„— 24. Gebr. (Ungarn) Unterhaus: Adreßdebatte. Entwurf ber 
Adreßcommiſſion (Majorität der Bartei Deak). Ein von dem Serben 
Stratimicovic geftellter und von den nicht-magyariſchen Abgeordneten 
lebhaft unterftüßter Antrag ftatt „Nation” zu jagen „Nationen Un: 
garns“ wird verworfen. Bartal (Nicepräfident ber Statthalterei) 
und Apponyi beantragen ein Amendement, wonach ber Landtag fidh 
“mit der theoretifhen Anerkennung der Recdhtscontinuität von . Seite 

- ber Regierung begnügen und erft die Revifion der 48er Geſetze 
vornehmen follte, bevor dieſelben practiich eingeführt würden, ziehen 
aber nad zmweitägiger heftiger Debatte darüber ihren Antrag plößlich 
zuräd, worauf ber Entwurf faft einſtimmig angenommen wird: 


Gehsrreich. 237 


„... 44. Ew. Mai. wollen uns nit mit Ihrer abfoluten füritlichen 
Gewalt eine neue Berfajjung octroyiren, und wir, bie wir burdh die rechtlich 
beſtehenden Grundgeſetze der ungariichen Verfaſſung gebunden jind, wären 
zur freiwilligen und ungezwungınen Annahme einer —* sctronirten Ver: 
faſſung auch nicht berechtigt. Ew. Maj. richtet an uns, von der pragmati: 
hen Sanction ausgehend, bie Aufjorkerung auf verfallungsmärigen Weg 
zu äntern, was in unfern Gejegen fehlerhaft, zu ergänzen, was mangelhait 
if. Aber das Fand ftehbt auch jetzt fortwährend unıer abjolus 
ter Regierung. Unjere Berfajliung, auf deren Grundlage wir das EGeſetz⸗ 
gebungsrecht auszuüben hätten, iſt in ibren weſentlichen Theilen auch jeßt 
noch fuspendirt. Unſere janctienirten (Wefepe, von denen Ew. Maj. ſelbſt 
gnädig anerkennen, daß gegen ibre iormelle Geſetzlichkeit leine Ginwendung 
gemacht werben kann, wercen jaciiſch als nicht vorhanden betrachtet ; hingegen 
werben ſolche Berordnumgen, welche mit Beleitigung unterer Erundgeſestze, 
ja gegen biejelben erlajjen wurden, und welche die beiligiten Iniereſſen der 
Staatsbürger, ja Jogar den innern Frieden ber einzelnen Religionsgenoſſen- 
ſchaften fortwährend jtören, auch jett noch zum großen Theil aufrecht erbals 
ten; wir haben feine parlamentarische Regierung, Feine verantwortlichen 
Minifter; die Municipien, Gomitate, Tiitrifte, Städte haben ibre verfajjungss 
mäßige Stellung noch jekt nicht zurüderlangt, und in allen Zweigen dir Abs 
minijtration berricht das ablolute Syitem. wei von einander unabhängige 
Beamtenförper führen auf dem (Gebiet unſers Vaterlands die Berwaltung, 
und feiner von beiden iſt verfaſſungemäßig, ja Der eine iſt überdich ſogar 
fremd, indem berfeiße von ber ungarischen Regierungoͤgewalt durchaus unabs 
hängig iſt. Jo. Rechtscontinuitit erbitten wir daber ven Ew. Mai. im 
Sinn unferer (Hefepe, insbeſendere parlamentarifhe Regierung, verantirort: 
liches Miniſterium unb die verfaſſungsmäßige Wiederherſtellung der Muni⸗ 
cipien. Mir verlangen nur die Bollzichung des Geſetzes, deun 
das nicht vollgogene Geſetz it ein todter Buchitabe; ohne Rechtscontinuität 
iſt die Verfajjung leblos. Wir bitten um Feine politiiche Unmöglichkeit; es 
ift nicht unfere Abjicht, die Sicherheit des Weichs zu gefährden, oder bie 
geſetzlichen Rechte unſers Monarchen zu beeinttächtigen, und jtet6 werden wir 
die gerechten Anſprüche der verkiindeten Länder wirtigen. Much wir betradhs 
ten dieſe als hochwichtige öffentliche Intereſſen, aber wir find überzeugt, daß 
bie Ernennung der verantwortlichen ungariihen Minifter und bie verinjjunges 
mäßige Miederherftellung der Municipien mit ben bochwichtigen öffentlichen 
Intereſſen nicht collidiren. 46. Wir wijjen, daß nach dem, was feit ſiebzehn 
Jahren ohne unjern Einfluß geichehen, die Mebergangsperiode viele Schwie⸗ 
rigfeiten bieten werde; wir willen, daß bie fuctiiche Uebernahme und Gin: 
rihtung mehrerer Zweige der Adminijtration längere Zeit beaniprucht und 
vieleicht audy mit manchen Berwidlungen verbunben iſt, deren Applanirung 
große Vorjicht erheiihen wird. Aber auch diefe Rückſichten machen bie fernere 

ufrechthaltung bes abfoluten Syſtems nicht zur. unabiwveislichen Nothwendig⸗ 
feit, und ſchließen die Möglichkeit beifen nicht aus, daß unſere Berfafjung 
thatjächlich Ieben folle au in der Zwilchenzeit, während welcher wir über 
die Abänderung ber einzelnen Geſetze Eerathen. 47. In einer Uebergangs⸗ 
periode Tann das Vorgehen des verantwortlidhen VWinijteriume nicht 
in allem fo ftreng regelrecht fein, al8 im regelmäßigen Berlauf des nie ges 
trübten unb nie unterbrodhenen conjtitutionellen Lebens. Unſer Yandtag wird 
biefes immer vor Angen halten und wird das Verfahren bes verantwortlichen 
ungariſchen Pinifteriums als einer parlamentariihen Regierung hinſichtlich 
alles beijen, was bie Bewirtung des Ausgleichs auf conititutionellem Weg, 
bie Uebernahme und zeitweilige Leitung ber Verwaltung betrifft, anftatt mit 
Strenge, mit rüdjichtövoller Nachſicht beurtheilen; ja er wird bereit fein, 
das nach biefen Zielen gerichtete aufrichtige Streben nad Möglichkeit zu 
unterftügen. 48. Auf dieje Weiſe werden hie etna auftauärenhen SUN 
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feiten befeitigt werben können, unb fie werben gewiß vermieben werben, wenn 
aud) bie f. Macht Ew. Majeftät das eifrige Streben des Landtags in dieſer 
Hinſicht gnädigft unterſtützt. Die Wieberherftellung diefes wejentlichen Theile 
unferer Derfaffung wird das Vertrauen ber Nation fteigern, und wirb jene 
Bedenken zu nichte machen, welche ben erjehnten Erfolg am meiſten vereiteln 
fönnten. Tas verantwortliche Minifterium wirb vermöge feiner Ernennung 
bas Vertrauen Ew. Maj. bejiken, es wird aber auch als parlamentarifche 
Regierung das Vertrauen ber Nation bejiken. Auf Grund dieſes boppelten 
Vertrauens, in immerwährender Berührung mit beiden Theilen, wird e8 ba= 
ber durch feine Mitwirkung ben Gang ber Vergleichöverhandlungen bed 
Reichstags erleichtern, es Tann mit feinen Aufflärungen viele Zweifel im 
vornhinein beheben und es Tann bie abweichenden Meinungen einander näher 
bringen; ja, da es vermöge jeiner amtlichen Stellung häufiger mit den Staats: 
männern der übrigen Länder Ew. Maj. in Berührung fommt, kann es auch 
in dieſer Hinjicht Die Löſung vieler fchwierigen Fragen befördern. 49. Wenn 
hingegen Ew. Maj. dieſe unfere gerechte und billige Bitte nicht erfüllen und, 
das abjolute Negierungsiyitem auch ferner aufrechthaltend, uns bie Wieder: 
berftellung der purlamentarifchen Regierung und des verantivortlihen Mini— 
fteriums verweigern folten, jo würden ſchwere Beforgnifje wieder unfere Ge: 
müther erfüllen, und unjere erichütterte Hoffnung würde die Bewahrung 
unjerer Seelenruhe erfchiweren, welche wir doch bei der Löſung ber uns vor: 
gelegten jchwierigen ragen fo fehr vonnöthen haben. Diefer gegenwärtige 
Landtag wurde einberufen auf Grund ber auch durch die pragmatijche Sanc⸗ 
tion garantirten Berfaffung. Seine Aufgabe ift: einige wejentliche Punkte 
unjerer Gejege zu mobificiren, ben König von Ungarn zu krönen, und bie 
glüdlicdere Zukunft des Baterlands zu begründen. Möge nun Ew. Maj. 
gnädigſt berüdlichtigen, was das für eine Rage wäre, wenn das Land gerade 
ba, wo es durch feine Vertreter dieſes verfaflungsmägige Recht ausübt, in 
allem übrigen außerhalb der Verfafjung ſtünde! 50. Nächit "der parlamen- 
tarifchen Regierung und bem verantwortlichen Minifterium ift bie gejeß: 
lihde Autonomie ber Municipien, ber Comitate, Diftricte 
und Städte das zweite wejentlihe Erforberniß unferer Berfaffung, und 
bieje beiden ftehen in unzertrennbarem Zuſammenhang mit einander. 51. Alle 
Snjtitutionen Ungarns durchweht der Geift der Selbftregierung ; dieſer ver: 
einigt bie beften Kräfte zur Unteritübung ber Regierung; biejer jegt den 
geſetzwidrigen Ueberichreitungen ber amtlichen Gewalt Schranten ; dieſer bat 
während unjres conjtitutionellen Lebens unfer Vaterland vor dem bureaufra= 
tiihen Syſtem bewahrt, welches zu den Snftitutionen, bem öffentlichen Leben 
und den Gewohnheiten bes Landes in offenbarem Widerſpruch flieht. 52. In⸗ 
folange jene Selbfiregierung der Bebörden nicht wieberhergeftellt wird, welche 
bie Verfafjung ihnen zugewielen bat, jo lange kann das conftitutionelle 
Wirken des Volks nicht der Regierung zur Hlilfe dienen; in Ermangelung 
ber Oeffentlichkeit wird auch die Gontrofe mangelhaft fein, und barunter leidet 
am meilten das Vertrauen zu ben Beamten; bie Verwaltung aber wirb auf 
anderm Weg mit jolher Koftenerfparnig faum zwedmäßig eingerichtet werben 
fönnen. Die Autonomie der Municipien ift ein Hauptbeitandtheil ber Selb: 
ftändigfeit der innern Regierung des Landes, welche ja auch Em. Majeſtät 
gnädigſt anzuerkennen gerubt bat. 53. Jedermann wünſcht es aufrichtig, 
daß die objchwebenden wichtigen Fragen zur allgemeinen Zufriedenheit aus⸗ 
geglichen werden mögen. Die allgemeine Zufriedenheit aber fann man aud) 
bei zwedmäßigen Veränderungen nur dann mit &ewißheit erhoffen, wenn bie 
Ideen auch bein Volke durch die Kenntniß bes Gegenſtands und der Situation 
reif werden; dieſes aber wird durch nichts leichter bewirkt, die Befangenbeit 
und die unbegründete Furcht vor dem Unbefannten wird burch nichts ſchneller 
befiegt, als durch den öffentlichen Ideenaustauſch. Was in biefer Richtung 
bie Preſſe Jeiften Tann, das ift mehr theoretiſcher Natur und jedenfalls auf einen 
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Hemer Eu Seischuft, wihrena hingegen jene TCefientlichfeit, welbe mit dem 
cut mel scher ser Runicipien verbunden in, die Wenden ans ver: 
Karten Segnacer zu” starken Gebiet zuſammeninhil uno die durch den 
Aakm'hd Ser Ser geäierien Kegriije uben in ihrer weitern Verzweigung 
ir EAÛŸS zug anf Ste untern Schichten des Keile aus. Au md daber 
überzee:z, 22% jene zizeneine Feiriedigung, obne welche dar Anoylach nicht 
emktinzen> "er Eımr, durch nichts mehr beierdert werden wind, uls Dutch 
tie Sueserdertellimmg ter geſetzlichen Autonomie der MWunicipien. »bh. Wir 
glauben zu wicht, daß durch dieie Wiederherſtellung der Municipien auch 
nur zeitæet3 zeuiihe Schirierigkeiten fur die Regierung des Reichs ent 
fehen Razer; dern wir jmd überzeugt, daß Der Reicholag auch mittlerweile 
bereit je zız2, Sem verantmwertliben garden amitermm Wir. Maleſtät 
jene Racht Ind jene Mittel zu verleiben, welche gun Bieilijung ſolcher 
Chwiezizkeiien errerseriih jein werden. üb. Temzuſelge beten wir zuvern⸗ 
ſichtlich. 225 Go. Veajcitãt dieſe unjere Bitten gnadigſt erfullen werden, da 
fe kur die Sertimmung unſerer Erundgeſebe, die Juteteſſen der Kernwaltung 
und eur) Lie pelitiiche Tpportunität in gleiber Weine begrimdet Ind.“ 

18. Febr. Sammuliche Miniſter werden neuerdings zum Kaiſer nach Reith 
beſchieden, um bie Antworten auf bie ungariſche und die eroatiſche 
Adreſſe feſtzuſtellen. 

20. „ (Ereatien). Der Landtag beſchließt eine Repräſentation an 
den Kaiſer, die in Groatien und Slavonien bereits angrordnete 
Recrutirung zu filtiren, bis ber Yandtag die bezüglichen Veſtim— 
mungen feitzejeßt haben werde. — Tie Teputirten der Peilitärgränze 
müfjen auf Befehl bes Kaiſers wieder nach Hauſe entlaffen werden. 

u. Urtheil in dem Etaatöproceffe gegen bie Theilnchmer des Friauler 
Putſches: 55 werben zu fünfjährigem ſchwerem Kerker verurtheilt, 
12 von ber Inſtanz entbunden, 156 begnadigt, 3 für ſchuldlos 
erklärt. 


„ Benetien) Die Temiffion des Pobefta und ber Munt: 
cipalität von Venedig wirb vom Kaiſer angenommen. 


22, „ (Ungarn). Das Oberhaus nimmt ben vorgefchlagenen befon: 
deren Adreßentwurf an, ber jedoch im Princip mit demjenigen bes 
Unterhauſes übereinftinmt. 

„ n» (Eroatien). Tie Teputation bes Landtags überreiht dem 
Kaijer auf der Burg zu Ofen bie Adreſſe. Antwort des Kaiſers: 
„... Die Erfüllung meiner Abfichten erwarte ich von dem freien eigenen 
Verftänbnig, bem jich bie getreue Nation in ihrem patriotiichen Streben und 
bei leidenſchaftolos ruhiger Ueberlegung nicht verichließen wird. Ale Fragen, 
welde das Intereſſe bes Landes berühren, werben im dem gegenwärtigen 
Augenblide burch bie gemichtige und unabweisliche Forderung weit überragt, 
bie im Rechte begründeten gegenfeitigen Beziehungen ber unter ber heiligen 
Stephansfrone vereinigten Yänder zu regeln und ihre innige ungertvenmliche 
Verbindung mit meinem Geſammtreiche in einer den Beduͤrſniſſen ber Zeit 
entfprechenden Weile zu ſichern. Deßbalb hege ich ben NAHER unſch 
daß die zur Verſtändigung mit ber Vertretung meines srnigreibe , garn 
führenden vorbereitenden Schritte von Seite des croatiſchen 86 ohne 
Zögern erfolgen mögen.” 


zwerſi ben im Q 
2A. Böhmen). Die Umiverfität Prag richtet gegen anb- 
on Bien gefteßten unb don der gajorität der Comuunı,. 
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unterftüßten Antrag auf Czechiſirung ber Univerfität eine Dentichrift 
an bie Staatsregierung, in ber fie die Frage für eine Reiche: 
angelegenheit erflärt. 


26. Febr. Laue Feier des Jahrestage ber Yebruarverfafjung in den meijten 
Kronländern. In Wien geht der Tag ganz ftil vorüber. Nur in 
Prag wird er von den Deutſchen mit Nachdruck begangen. 

n„ » (Böhmen). Audenhegen in verſchiedenen Theilen des König: 
reiche. 

27. „ (Ungarn). Der Kaifer nimmt in Ofen bie Mbreffen beider 
Häufer des Landtags entgegen. In feiner Antwort erwartet er von 
den Magnaten, daß fie „getreu ihrer traditionellen Miffion das 
Gewicht ihrer weiſen Mäßigung geltend machen werben”, dem Unter: 
hauje erflärt er, bag er an ben Orunbprincipien ber Thronrede 
(ſ. 14. Dec. 1865) im Intereſſe ber gefammten Völker Defterreich 
entſchieden feſthalten müſſe. Nach der Antwort verläßt der Kaijer 
rafh den Eaal und die Deputation zieht ſich betroffen ohne den 
leifeften Eljenruf zurüd. 


„vo CCroatien). K.Antwortsrefeript auf bie Adreſſe des Landtags: 
„Mit Befriedigung haben wir Euerer Abdrefje eninonmen, daß Ahr, den 
negativen Standpunkt bes Jahres 1861 verlaffenb, bie durch bie Großmachts⸗ 
ftellung der Monarchie geforderte gem einjameBebhandlungber gemieinfamen 
Angelegenheiten des Reiches, wie bieß in unjerem Tiplome vom 20. Dft. 1861 
als Grundgedanke ausgeſprochen wurde, im Principe anerfennt. Da Ahr 
euch jodann vollfommen bereit erflärt, zur Löfung ber ſtaatsrechtlichen Fragen 
in einer die Machtftellung des Reiches fichernden Weife mitzuwirken, und da 
Ihr dieg am Zweddienlichiten im Vereine mit dem Königreihe Ungarn thun 
zu können vermeint, fo mögen wir Euch, bamit die Erledigung biejer 
dringenden Frage nicht durch formelle Bedenken in die Länge gezogen werde, 
mit aller Wärme biemit aufgefordert haben, im Hinblide auf das in ben 
Adreffen der beiden Häufer des ungarifchen Landtages bereits fundgegebene 
bereitwillige Entgegenfommen fofort zur Wahl einer Deputation zu fchreiten, 
welhe mit einer Deputation bes zu Peſth tagendben ungarifchen Landtages 
über das gegenfeitige ftaatsrechtlihe Verhältniß ſowohl, als über jenes zum 
Reiche in Unterhandlung zu treten bätte, wobei es uch freifteht, unter 
Wahrung Eurer berechtigten Autonomie und Durch Vorbehalt ber Beiltimmung 
. Eures eigenen Landtages binlänglihe Garantien für die Aufredhterhaltung 
Euerer nationalen Sntereffen zu gewinnen. Auf biefe Weife wirb es früber 
gelingen, ein das ſtaatsrechtliche Verhältniß der länber ber h. Stes 
phanskrone umfaffendes Inauguraldiplom zu Stande zu bringen und zu dem 
von uns und Euch glei warm erfehnten Krönungsacte zu ſchreiten. Eure aller: 
unterthänigfte Bitte um Vereinigung Dalmatiens mit Eroatien und Slavonien 
belangend, ſehen wir uns wiederholt veranlaßt, Euch wegen ber vielen erft 
zu löfenden, bereits in unſerem f. Referipte vom 8. Novbr. 1861 genau 
erörterten Borfragen zu bedeuten, baß wir, an der in unferem k. Reſcripte 
vom 2. Nov. d. J. gegebenen Erklärung feftbaltenb, e8 ganz beflimmt a b⸗ 
lehnen müffen, vor Feſtſtellung des ſtaatsrechtlichen Verhältniffes Croatiens 
und Slavoniens zu Ungarn einerjeitd und anbererfeitS zur Gefammtmonardhie 
in eine weitere Grörterung biefer Frage einzugehen. So bereitwillig wir 
endlich anerkannt haben und wieder anerkennen, baß das gegenwärtige Gebiet 
ber croatischeflavonifhen Militärgränge einen integrirenben Theil diefer Kö⸗ 
nigreiche bildet, jo bebauern wir dennoch, Euch mit. Entſchiebenheit erflären zu 
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müflen, daß bie Rüdjicht auf bie Wehrkraft unferer Geſammtmonarchie e8 
uns nicht geflattet, bie beſtehende Kerjaſſung ber Milttärgränge durch faltiſche 
Bereinigung berjelben mit dem Muiterlande unter einer gemeinjchaitlichen 
Provinzialabminiitration aufzuheben, weil bei der unbedingt nothwentigen 
Aufrecsterhaltung ber Webrkrait die Jnitituirung von Givitautoritäten nur 
zu für ben Dienſt und die Ordnung abträgigen Gollijionen jühren würde. 
Wir fönnen mit um fo größerer Beruhigung für unjer väterliches Gewiſſen 
bei dieſem Beſchluſſe beharren, als wir uns bewußt find, ſolche Fürſorge und 
folde Berbeflerungen ſchon getrofien zu haben und noch trefſen zu wollen, 
weiche ben Zuſtand der Militärgränze weit mehr ale einen Segen, denn als 
eine Beihwerbe für feine getreuen und tapferen Söhne ericheinen laifen. Wir 
ben uns ber zuverfichtlichen Hojjnung bin, daß Ihr mit politiichem Vers 
ndniß und mit ber altbewährten Treue und Anhänglichkeit au unfere 
Perſon die Größe und bie Wichtigkeit Bed Womentes und des Gegenſtandes 
erfaffen, unierem väterlihen woblmeinenden Rathe nachlommen und nur 
bas Möglihe und praktiſch Erreihbare anjtrcken werbet. Dringend forbern 
wir Guc bewegen auf, mit Vermeidung aler Nebenrüdjichten und Beſei⸗ 
tisung aller Hindernijje, und un auch dem ohnehin ſchwer beinjteten Lande 
nicht noch größere Opfer aufzubürben, zu ben die Yöjung der für alle Völker 
unferes Reiches gleich wichtigen ſtaatsrechtlichen Fragen bebingenden Maß⸗ 
nahmen ungeläunt zu fjchreiten.“ 
Ein weiteres kgl. Refeript an ben Yanblag Ichnt jeine Bitte um 
Einftellung der Recrutirung ab. 


Der Landtag proteftirt einjtimmiz dagegen, daß Fiume und beffen 
Bezirt ohne Cinwilligung bed croatiihen Landtags in ein Geparat: 
verbältniß zum Königreich Ungarn treten könne. 

28. Febr. (Ungarn) Das Unterhaus Hört mit tiefem Schweigen ben 
Bericht über den Empfang ber Adreßdeputation durch ben Kaiſer an. 
Deak beantragt die Nieberjegung einer 6rer Commiljion (52 Ungarn 
und 15 Siebenbürger) behufs Feſtſtellung ber gemeinfamen Reiches 
angelegenbeiten. 


1. März, (Böhmen). Landtag: Univerfitätsfrage. Meajoritätsantrag 
der Commiſſion (für Czechiſirung nad) Rieger), Minoritätsantrag 
(Befragung ber Univerfität). Erklärung bes Regierungscommifjärs. 
Der Minoritätsantrag wird mit 121 gegen 101 Etimmen verworfen. 

2. „ (Böhmen). Landtag: Univerfitätsfrage. Es wird ein vermit- 
telnder Antrag bes Grafen Leo Thun angenommen, dahin gehend, 
daß es den Profefforen und Docenten der Univerfität Prag in Zus 
kunft frei ftehen folle, beutih ober czechiich vorzutragen und baß 
die Eramina und Staatsprüfungen aud in czechiſcher Sprache follen 
abgelegt werben können. Die Czechen, ber Abel unb ber Clerus 
ſtimmen bafür, nur bie deutſche Partei dagegen. 

3. „ (Ungarn). Ein fehr einläßliches Refcript des Kaifers in Ant- 
wort auf die Adreſſe des Landtags lehnt die Forderungen befjelben 
ab und beharrt auf den bisherigen Begehren ber Krone im In⸗ 
terefie ber Geſammtmonarchie: 

W 
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„... Wir haben ſelbſt jenen Ländern unſeres Reiches, welche bisher Feine 
verfaſſungsmäßigen Rechte beſaßen, ſolche verliehen. Es liegt uns daher die 
Forderung ferne, daß Ungarn feine verfaſſungemäßige Selbſtändigkeit und 
gefekliche Unabhängigkeit zum Opfer bringe. Wir erwarten jebod, und im 
Vertrauen auf bie Einfiht und Mare Auffaffung ber Intereſſen des Landes 
fönnen wir e8 auch mit Recht erwarten, daß Ungarn feine verfaſſungsmäßige 
Selbftändigfeit, deren nothwendige Grenzen wir in unſerer Thronrebe im 
Geiſte der pragmatifhen Sanction vorgezeichnet haben, nicht zur eigenen Iſo— 
lirung, bie nur zur Schwäde führt, fondern ale Mittel zur Geltendmachung 
feiner wahren und bauernden Interefjen benützen wolle und werde Die 
Ausübung des berechtigten Ginfluffes auf bie gemeinfamen Angelegenheiten 
bildet einerfeit8 die ficherfte Gewähr ber gejeßlichen Selbfländigfeit des Landes, 
währenb anbererfeit8 bie wohlthätige Wirkung dieſes Einfluffes ſich auch in 
Bezug auf die Wohlfahrt, Eicherheit und Macht des Neiches unverkennbar 
bethätigen wird. Mit Befriedigung iverben wir baher ben Beginn der bieß> 
bezüglichen Berathungen wahrnehmen und wir bezweifeln es nicht, baß im 
Verlaufe ber eingehenden Berathung biefer Fragen auch bie Nothivendigfeit 
einer einbringlihen Prüfung und zwedmärigen Mobdification der 1848er 
Geſetze von jelbit bervortreten wird. Die Löſung der Frage ber gemein 
famen Angelegenheiten findet nicht bloß in ber Feſtſtellung berjelben ihren 
befriedigenden Abſchluß, ſondern bedingt nothiwendiger Weife-auch beren ein: 
heitliche, gegen jebes Hemniniß gejicherte Behandlung, jo wie bie Begründung 
eines übereinftimmenden Zuſammenwirkens jomobl der gejeßgebenden, ale 
auch ber vollziehenden Gewalt. ine derartige feldftändige Behanblung der 
hierauf bezüglichen Negierungszweige, wie bieß ber 3. Gejegartifel vom 
Sabre 1848 ohne ben erforderlichen organifchen Zuſammenhang beftimmte, 
ſchließt die Möglichkeit einer erfolgreichen Behandlung der gemeinfamen An— 
gelegenheiten aus. Die Mobification dieſer Geſetze ift übrigens, wie wir 
dieß jchon in unferer Thronrede erflärten, auch aus dem Grunde nothwendig, 
weil einige Beſtimmungen bes 2., 3. und 4. Geſetzartikels vom Jahre 1848 
gerabegu gegen unſere koͤniglichen Herrſcherrechte verſtoßen. Die Durchführ— 

arfeit ber im 3. Geſetzartikel aufgeſtellten Regierungsform iſt durch den im 
2. Artikel erwähnten, mit königlicher Vollmacht ausgeſtatteten Stellvertreter 
bedingt. Der Grundſatz der durch die pragmatiſche Sanction begründeten Ein: 
heit der Monardyie, bie barauf beruhende Aufgabe unſeres Herrfcheramtes 
ebenfowohl als jene perfönlichen Gefühle, welche wir für unjer Königreich 
Ungarn in unferem värerlichen Herzen begen und welche una bewegen, biejes 
unfer verfafjungsmäßiges Herrfcherrecht unmittelbar auszuüben, geftatten uns 
nit, in bie Beflellung eines folchen Stellvertreterd jemals einzumwilligen ; 
gleihwie wir uns auch mit jener Beſtimmung bes 4. Gefebartifels nicht 
einverftanden erklären können, nad welder die Aufldiung bes Landtages 
vor ber Feſtſtellung bes Budget nicht bewerfftelliget werden könnte. Wir 
wollen nicht bezweifeln, baß bie Beweggründe, welche bie Anhänglichkeit des 
Landes an feine verfaflungsmägigen Rechte zu einem jo hohen Grade ber 
Wietät fteigern, bafjelbe auch bort leiten werden, wo es fih um bie Unvers 
Veglichfeit der Rechte und Autorität der Krone handelt, welche ber Schlußflein 
ber Berfaffung find.” 


Weiter wird auf bie Schwierigkeiten aufmerfjam gemacht, welche ber 
jofortigen Wiederherſtellung des Municipalfyftems ſchon aus dem Grunde 
entgegenitehen, weil ohne die höchſte Gefährdung ber Bebürfnifje der inneren 
Verwaltung die proviforischen Beftimmungen des 16. und 17. Gefetartifels 
von 1848 nicht durchgeführt werben können. Die Gejege von Jahre 
1848 haben, indem fie bie Geftaltung ber Landesverwaltung veränderten, 
ohne biefelbe mit dieſer altehrwürdigen Inſtitution (dem Municipaliyftem) 
in Einflang zu bringen, einen principiellen Gegenjaß gejchaffen, deſſen Aus- 
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gleiyung wur auf Grund ber eindringlichſten Erö’ung une eine reif 
Erörterung zu gewärtigen iit”. Als ein iciher Werzgasmtel =: Iede, cin 
Aufhebung „unabweisbar nothivendig”, wire ’ernee zusszctch zer 22. 
über bie Rationalgarde bezeichnet. Bũnichent ze:: eciSerrt e8 autersem 
— fährt hierauf das Reicript fort — daß zie jene Eeiimmunzen ter (Yes 
febe vom Jahre 1848, weile bisher euch uns zit ın Lirfiamler zeiegt 
worben find, jorgfältig geprüit werden. Tie (=riepe, cie umier zem True 
ber damaligen welterjhütternden Greiguiiie enztancez rue, trızen con Ghrs 
rafter ber Weberitürzung an fi, wie Einı 2:0 mit: rur aus eer tiecre: 
tigen Prüfung derſelben hetvorgebt, 'zu2::2 232 Lach Ere graftihe (Ars 
fabrung, 3. B. in Betreff des Eealiaer.gıa rim ie, Seen Anzeneung 
nun ſchon zweimal verfucht wercen it. Kyrız.a "size \uktzertinehh, BıB 
wir in eine thatjächlibe Wiederherſtellun: era: tzope, elſ2 auf '#rund 
ber Recdhtscontinuität keaniprude nire, ım Merssie un'erer Kezentencrlict 
nit willigen können, bevor Lieiciken ‘ram utersrur, cen Anrsteerungen 
ber faftiihen Verhäftnilje angepızı une nıd$ Cr Zeven Cer trfastung Ders 
vollflommnet werden. Richt eine mementene Leitiet: zunz, encern 223 Zus 
ſtandekommen dauerhafter und zıredent'sretrnser Pınsıhtungen ir eer Suniſch 
unſeres väterlihen Herzens. Linier Hetricherberui, icſrie tie Pulidtten zegen 
alle unſere Völker verbieten es une, ver Feicuncung eer zutunftigen Ord⸗ 
nung ber verihiebenen Zweige Led :renılihen Tienſtes cen beitehenzen 
Organismus dem Zerialle zuzufubzen, die Kicer cer Staatsmaichine zu 
hemmen, einen proviioriihen ZJuitanc mit einem aneten Treciigriichen zu 
vertauichen und hiedurch Lie begennene Bernbizunzg cer (vemurber in wei: 
teren Kreiſen zu erſchüttern. Die Lerireter des Landes fühlen gleihralls bie 
Schwierigkeiten dieſes Ueberganges une erklären ſich in Letracht berjelben 
anitatt ber Gellendmachung cer Aniorecrungen itrenger Gejetzlichkeit zu einer 
billigen Berückſichtigung zer Verhältniſſe bereit. Ven ihnen bänzt es ab, 
bie Schwierigkeiten zu vermincern, welche unieren väterlichen Streben nad 
Biederheritellung ihrer Veriaſſung eniyegenitehen, wenn je geneigt find, ein 
erhöhtes Maß biejer Pilligfeie der Veuriheilung Der gegenwärtigen Zuſtände 
zuzuwenden. Niemand mehr denn wir mar von dem Gewichte diejer Schrie⸗ 
rigleiten und Hindernijje durchdrungen, welche ji tem von uns beyonnenen 
Werke ber Berjtändigung nicht blog in Einer Richtung entgegenftellten. Dennoch 
haben wir mit Eelkliverleugnung und feſtem Gnticlufie, begrüßt und bes 
gleitet von den vertrauensvollen begeiſterten Cundgebungen des vandes, Dielen 
Boden betreten, auf welchem wir mit Zuverſicht Der bereinvilligen Unter: 
ſtütung der Stände und Vertreter des Landes zu begegnen hoffen, ſowie wir 
bie Ehre des Erfolges mit bein Lande tbeilen werten, auch das Gewicht ber 
Berantwortung das Land wie uns treffen wird. Unter ben Dermaligen außer⸗ 
gewöhnlichen Umſtänden ſehen wir bie alleinige Möglichkeit einer praftiichen 
Anwendung ber Rechtscontinuität barin, dab die Abänderung der Geſetze nur 
auf Grund einer landtäglichen Vereinbarung zu gefhehen babe, beren Zus 
ſtandekommen da8 Zufanımenwirken ber berechtigten Faktoren der ungariſchen 
Geſetzgebung vorausjept; einer Vereinbarung, gerechtfertigt buch das 
Zeugniß der Geſchichte, deren Blätter wiederholt lehren, daß unter Ahnlichen 
Verhältniſſen ein gleiches Verfahren eingehalten wurde. Dieſer Vorgang 
erſcheint um fo nachahmungswerther, je mächtiger die Erſchütterung WAL, 
deren bedauerliche Folgen zu beheben das Ziel unjerer gemeinſamen Beſtre⸗ 
kungen iſt. Sn dieſer Weiſe kann die Verſtändigung zu Stande kommen, 
können bie Schwierigkeiten beglichen und alle jene Verdältniſſe neorbnel 
werben, welde ins Reine gebracht und geregelt werden müſſen, KR wir 
bie Quelle Fünftiger Verwidelungen dauernd verſchlicken wollen. ve Aublen 
pfinden auch wir das Gericht der anf ung laſtenden Phichten. nr uhren 
bie flantsrechtliche Bedeutung der fönigi. Salbung und bie Heilig Las 

Eides, mit welchem ber nefrönie Rönly die unverbrütchliche Auftechtexho GGoo 
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ber Verfaſſung gelobt. Aber eben weil wir bie Krönung nicht bloß für eine 
feierliche Geremonie halten, fünnen wir in bie Wiederherſtellung ſolcher geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen nicht willigen, beren unverlegte Aufrechterhaltung mit 
unjerm Eibde zu befräftigen, uns unfer religiöfes Gefühl und demnach bie 
Stimme unjers Gewifjens verbietet. Wir find überzeugt, baß in biejen un- 
fern religiöfen Gefühlen bie landtäüglich verfammelten Stände und Vertreter 
bie fiherfice Gewähr für ben verfaflungsmäßigen Beitand des Landes erfennen 
werben.“ Der nächte Abfag enthält die nicht ganz unverklaufulirte Zuſage 
einer Amneftie nach der Krönung. „Nachdem diejer feierliche Act Hoffentlich 
zugleich den Schwankungen des politifhen Lebens ein Ende machen wird, 
werben wir... . ohne Gefährdung der öffentlihen Ordnung das ebelfte unfrer 
fol. Rechte in vollem Maße ausüben können“. In Betreff der Ergänzung 
bes Landtags aus Groatien, Fiume 2c. 2c. wird beren „eingehende Verband: 
lung“ bem Zeitpunfte vorbehalten, wo bie Reſultate dev Verhandlungen des 
croatiſchen Landtags in Folge des k. Nefcripts v. 27. Febr. vorliegen werben, 
„da dieſe Frage mit ber glücklichen Löfung ber fehwebenden flaatsrechtlichen 
Berbältniffe Eroatiens und Slavoniens in enger Verbindung ftehen“. Die 
Zuſicherung bes Landtags wegen ber gegen alle Klaſſen ber Bevölkerung ohne 
Unterichied der Religion und Sprache zu übenden Geredhtigfeit und Billigfeit 
wird „mit Vergnügen” gutgeheißen und bereitwilligfte Förderung ber dahin 
zielenden legislativen Beitrebungen zugelagt, worauf das Reſcript mit fol: 
genden Worten jchließt: „Von der energijchen Thätigkeit und weiſen Fürſorge 
ber landtäglich verſammelten Stände und Vertreter hängt es nunmehr ab, 
jenen Zeitpunft zu beichleunigen, wo uns jolche Entwürfe unterbreitet werden 
fünnen, welche mit unfern Diajeftätsrechten, ben berechtigten Anforderungen 
unfers Reiches und ben billigen Anfprüchen ber Nebenländer im Einflange 
ſtehen. Wir werden jenen Moment zu ben glüdlichften unferes Lebens zäh: 
len, in welchem wir das beruhigende Bewußtſein ſchöpfen werben, daß wir 
durch bie k. Beitätigung diefer Entwürfe die wahre Wohlfahrt Ungarns und 
aller unferer Völker befördert und ben Grundftein niedergelegt haben, auf 
bem fi) die erhöhte Wohlfahrt, bie Kraft und Sicherheit, r wie bie Macht 
unjerer Monarchie dauernd erheben Tann.“ 


3. März. (Siebenbürgen). Die ſächſiſche Nationsuniverfität befchliekt 


5. 


„ 


in Mebereinftimmung mit ihrer Repräfentation vom 6. November 
1865 eine neue Repräfentation an ben Kaifer, unter ausführlicher 
Darlegung ihrer Rechtsbedenken und Nechtsverwahrungen dahin 
gehend; 

„Se. Maj. möge ben gejeglihen Ginfluß Siebenbürgens auf die verfaf- 
fungsmäßige Nechtögeftaltung bes Neiches ungejchmälert wahren, und bie 
über die Vereinigung Siebenbürgens und Ungarns obſchwebenden Fragen der 
verfaffungsmäßigen abgejonderten Berathung und Sclußfaffung bes fieben- 
bürgifchen Landtags nach deſſen geletlicher Competenz vorbehalten.“ 


„ (Ervatien). Der Landtag weist das k. Reſcript vom 27. Febr. 


an eine Commiflion. Die Unioniften, 39 Stimmen, wollen fofort 
nad Peſth wählen. 
Das Kaiferpaar ehrt von Peſth-Ofen wieder nah Wien zurüd, 


7—13. März. Situngen des Marſchallsraths unter dem Vorſitze bes 


Kaiſers. Einberufen find zu bemfelben: bie Commandanten aller 
4 Armeen und fämmtlicher 12 Armeecorps, mit wenigen durch per: 
ſönliche Verhältniffe begründeten Ausnahmen, die Adjutanten und 
Generalftabschef8 biejer Armeen und Armeecorps, enblich einige in 
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Wien befinblidhe militärifche Notabilitäten, wie ber alte Feldmarſchall 
Heß und mehrere Dffiziere des großen Generalſtabs. 

8. März. (Eroatien). Landtag: Debatte über das Tönigliche Refcript 
vom 27. Februar. Es wirb befchloffen, zu ben Unterhandlungen 
mit Ungarn eine Deputation von 12 Mitgliebern abzufenben, je: 
bo nicht mit unbebingter Vollmacht, fondern mit gemeffenen Sn: 
ftructionen. 

9. „ (Erovatien). Landtag: Debatte über bie nftructionen für 
bie Deputation nach Peſth. Es wirb barin mit 64 gegen 56 St. 
beſchloſſen: 

„Strenges Feſthalten an dem Grundſatze, daß das dreieinige Königreich 
in dem für die Behandlung der gemeinſchaftlichen Reichsangelegenheiten zu 


ſchaffenben Gentrafötgan direct und als befondere politifhe Individualität 
vertreten fein foll. 


Die unioniftifche Partei enthält fi in Folge biefes Beſchluſſes 
ber Theilnahme an ber Wahl der Deputation. 

11. „ Einer allerhöchften Entſchließung zufolge follen vom Jahre 1866 
an bis 1870 einjchließlih Werbungen für das öſterreichiſche Frei: 
twilligencorps in Merico ftattfinden. Die Anzahl ber anzumwerbenden 
Mannihaft wird alljährlid nad Maßgabe des Bebarfs feftgefebt 
werben, barf jedoch 2000 Mann nidt überfteigen, mit Ausnahme 
bes gegenwärtigen Jahres, für welches dieſes Maximum verboppelt 
if. Damit die günftige Jahreszeit zur Ueberihiffung nad Mexico 
(der Anfang des Monats Mai) nicht verſäumt werde, jollen in 
biefem Frühjahr vorläufig nur 1000 Mann angewworben werben. 

14. „ Auch nah dem Schluffe der Situngen bes Marjchallgrathes 
dauern die militäriichen Conferenzen zu Wien nod fort, weshalb 
auch ber Chef ber ital. Armee, FZM. Benedek, feine Wieberabreife 
von Wien verfchiebt. 

15. „ Das ungarifhe Landescommando erhält Befehl, fofort einen be- 
trächtlihen Theil der Peſth-Ofener Garniſon nad Böhmen abzu: 
jenden. Auch aus anderen Provinzen werben Truppen nad Böhmen 
beorbert. Bereits heißt es, daß FZM. Benedek beftimmt fei, ben 
Dberbefehl über eine in Böhmen aufzuftellende Armee zu über: 
nehmen. 

„ » Defterreich entichließt fidy zu einem neuen Schritt ber Annäherung 
an Stalien, indem es den Confuln ber einverleibten italienifchen 
Staaten bezüglich aller Provenienzen aus dem Königreih Italien 
die Befugniß entzieht, die Confulargerichtsbarfeit über Fahrzeuge, 
Mannſchaften, Paffagiere und Waaren auszuüben. 

„» n (Ervatien). Der Landtag befchließt, den Proteftanten . in 
Croatien und Slavonien Religionsfreiheit zuzugeftehen. 

16. „ Eine Circulardepeſche an bie öſterr. Gefandten bei mehreren 
deutſchen Höfen ftellt für den Fall, bag eine an das k. vreußiſche 
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16. 


17. 


19. 


Geſterreich. 


Cabinet zu richtende Anfrage über deſſen kriegeriſche Abſicht nicht 


befriedigend ausfallen ſollte, eine Anrufung des Bundes mit Rüd: 
ſicht auf den Art. 11 der Bundesacte in Ausſicht und ſtellt derjel- 
ben zur Erwägung anheim, inwiefern für ben Fall, daß mit einer 
Bedrohung des Bundesfriedens durch Preußen die Vorausſetzung 
bes Art. 19 ber Wiener Schlußacte eintreten ſollte, die Kriegs: 
bereitfchaft der Bundescontingente in Ausficht zu nehmen fei (fiehe 
Deutfehland). 


März (Böhm en). In Folge der mehrfach, ausgebrochenen Juden⸗ 
crawalle wird in ben betreffenden Bezirken das Standrecht pro: 
clamirt. 


"Anfrage in Berlin bez. Gaſteiner Convention. Antwort Bis: 


mards. Die deutſchen Regierungen werben telegraphiich verftändigt, 
baß Defterreich weitere Schritte am Bunde einftweilen fiftirt habe. 
’ (Ungarn). Der Landtag wählt auch feinerfeits bie Deputation 
behufs einer Verſtändigung mit Croatien, beſchließt aber, berjelben 
feine betaillirten Inſtructionen zu ertheilen. 


„ (Böhmen). Landtag: Debatte über die frage einer Adreſſe 
an ben Kaiſer mit ber Bitte um Aenderung der Landtagswahl: 
ordnung (zum Nachtheil des beutichen Elementes). Der Antrag ber 
beutfchen Minorität der Commillion wird mit 119 gegen 110 ©t. 
abgelehnt. 98 deutiche Abgeorbnete legen Proteft ein, baß bie 
Trage mit bloß abjoluter Mehrheit entſchieden werden dürfe, indem 


. bafür verfaſſungsmäßig vielmehr eine Dreiviertelsmehrheit erforber: 


20. 


21. 


a2. 
2 


Wa 


lich jet. 

.„ (Ungarn). Das Unterhaus befchließt in namentlicher Abftim: 
mung einjtimmig eine Antwort auf das k. Reſcript v. 3. d. Mis., 
in welcher verfproden wird, den Theil des Reſcripts, der fidh auf 
dic gemeinjamen DVerhältnifje und auf die Revifion einiger heile 
ber 1848er Geſetze bezieht, gleichzeitig mit dem auszuarbeitenben 
Entwurfe über die gemeinfamen Angelegenheiten eingehend zu behan— 
bein, beharrt dagegen auf der Forberung factifcher Anerkennung ber 
Rechtscontinuität. 

„ (Böhmen). Landtag: Die Adreſſe an den Kaiſer bez. Abän- 
derung ber Lanbtagswahlorbnung wird mit 119 gegen 98 Stimmen 
genehmigt. Erklärung des Oberſtlandmarſchalls, daß die Dreiviertel- 
mehrheit in biejer Trage feine Anwendung finde, 

» (Ungarn). Das Oberhaus febt die Berathung der vom Unter: 
haus bejchloffenen und ihm „zur Zuſtimmung“ übermachten Antwort 
auf das Refcript vom 3. b. M. erft auf den 16. April an. 

» (Ungarn). Der 67er Ausfhuß für bie gemeinfamen Angelegen: 
heiten conftituirt ſich. 

„Preußen richtet eine Cireulardepeſche an die deutſchen Regierungen 
mit der Anfrage, „ob und in welchem Maß⸗ es auf ihre Unter⸗ 
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ftäßung zu rechnen habe für ben Fall, daß es von Oeſterreich an⸗ 
gegriffen, ober durch unzweideutige Trohungen zum Kriege genöthigt 
werke”, Keine berfelben entſpricht dem Anfinnen Preußens. Die 
meiften verweilen basjelbe einfah an den Bund (f. Deutſchland). 


27. März. (Oalizien). Landtag: Debatte über ben Antrag, an ben 


Kaifer bie Bitte um Einſetzung eines galiziihen Hofkanzlers zu 
richten. Die Ruthenen, an ihrer Spite ber Erzbiſchof Litwinovic, 
ertlären fi entidieben bagegen und verlaflen den Saal, Die 
Adrefje wird von ben zurüdgebliebenen 84 Witgliedern einjtimmig 
beichlofjen und eine Deputation zur lleberreihung berjelben an ben 
Kaiſer gewählt. 


28. „ ine Gabinetsorbre des Königs von Preußen befiehlt, bie preuß. 


29. 


31. 


Armee in Kriegsbereitichaft zu ſetzen. 


» (Ungarn). Landtag: Tiie 67er Commiſſion beſchließt, bei Bes 


rathung ber Frage über bie gemeinjamen Angelcgenbeiten nur bie 
principiellen Grundlagen feitzuftellen, dagegen auf Zetailerörterungen 
fi nicht einzulafien. 


„ Eine Depefhe des Grafen Mensdorff an bas preußifhe Cabinet 


protejtirt, daß „den Abjichten bes Kaiſers nichts ferner liege, als 
ein offenjives Auftreten gegen Preußen“, erklärt, daß Oeſterreich „feft 
entſchloſſen jei, ſich jeinerjeits nicht in Widerſpruch mit den Veftim- 
mungen bes Art. 11 der Yundesacte zu ſetzen“ und wünſcht, daß 
Preußen „ebenfo beitimmt und unziweibeutig“ ben Verdacht eines 
beabfichtigten Friedensbruches zurückweiſen möge (|. Deutſchland). 


6. April. Eine Depeihe des Grafen Bismard erklärt in aller Form, 


se 


15. 


18. 


ba „ben Abfihten Er. Maj. bes Königs nichts ferner liege, ale 
ein Angrifjstrieg gegen Oeſterreich“ (ſ. Deutſchland). 
„ An Antwort auf bie preußifche Depeihe vom 6. d. M. verlangt 
nunmehr Defterreich von Preußen, daß basfelbe die am 28. v. M 
erlaflene Mobilifirungsorbre zurüdnehme. 

©. Ergänzungsheit ©. 32. 
»„ (Zyrol) Der Beihluß bes Landtags vom 3. Febr. bez. pro: 
teftantifher Gemeinden wird vom Kaiſer janctionirt. 
„ Preußen trägt in Frankfurt auf eine Reform ber Bunbesverfaflung 
an (f. Deutichland). 
. (Benetien). Graf Bembo wirb in Venebig neuerbinge mit 
großer Mehrheit zum Podeſta gewählt. 
„ Preußen verlangt von er. daß Biel welches zuerſt ge: 
rüftet habe, auch zuerft abrüfte (ſ. Deutſchland). 
„COecſterreich erklärt Preußen, a es zuerit et nn 
Preußen am gleichen oder body am nachfolgenden Tag e zu 
thun fi verpflichte (ſ. Deutichland). 

©. Ergänzungsheft S. 40, 
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48. Apr. (Ungarn). Das Oberhaus ertheilt der Adreſſe bes Unterhaufes 
an ben Kaifer vom 19. März mit 106 gegen 102 Stimmen jeine 
Zuftimmung. Die Velleität der Magnatentafel, gegenüber dem 
Unterhaufe eine eigene Politik verſuchen zu wollen, nimmt damit 
ein Ende. 

„„RGGalizien). Landtag: Der Ausſchuß trägt auf Verwerfung 

der Regierungsvorlage bez. Theilung bes Landes in zwei Gtatt- 
haltereigebiete unter einem ©eneralgouverneur an. Die Ruthenen 
erflären fi für die Negierungsvorlage und fehr heftig gegen ben 
Ausihußantrag. Der Antrag wirb jedoch von den Polen mit Mehr: 
beit zum Beſchluß erhoben. 

21. „ Preußen geht auf den Vorfchlag Oeſterreichs v. 18. d. M. bez. 
gleichzeitiger Abrüftung nicht unbedingt ein (ſ. Deutſchland). 

22. „ Die Regierung beichließt plößlich, die italienifhe Armee zu ver: 
ftärfen und auf den Kriegsfuß zu eben. 

» » (Üngarn:Eroatien). Beginn der Verhandlungen ber og. 
Regnicolarbeputation über das fünftige Verhältniß zwiſchen Ungarn 
und Eroatien in Peſth. Diefelben werben im beutiher Spradye 
geführt, 

24. „ Der Kailer erläßt auf Grundlage des Septemberpatents ohne 
Zuftimmung des Reichsraths ein Geſetz, woburd der Jinanzminifter 
ermächtigt wird, gegen Verpfändung ber Domänen ein Anlehen im 
Nominalbetrage von 60 Mil. fl. in Pfanbbriefen abzuſchließen. 


26. „ Defterreih ſucht in einer Depefche bes Grafen Mensborff an 
Preußen feine Rüftungen gegen Stalien zu rechtfertigen und hofft, 
bat Preußen dennoch abrüjten werde, indem es demfelben nochmals 
eine Löſung ber fchleswig-holfteinifchen Frage innerhalb bes bisheri- 
gen Bundesrechts vorſchlägt, zugleich aber mit der Drohung, im 
Tall einer Ablehnung die ganze Angelegenheit dem Bunde zur Ent 
ſcheidung zu überantiwvorten und Holftein felbft burd Einberufung 
jeiner Stände baran zu betheiligen (ſ. Deutichland). 

„ nv» (Ungarn) Der Kaifer nimmt die neue Adreſſe des Landtags 
vom 19. März entgegen und ermahnt in feiner Antwort, bie Unter: 
breitung ber Vereinbarungen bez. ber gemeinfamen Angelegenheiten 
zu beichleunigen. 


30. „ Preußen erklärt in einer Depeſche des Grafen Bismard nur 


dann abrüften zu können, wenn Defterreih auch gegen Italien wie: 
der abrüfte (|. Deutfchland). 


3. Mai. Brand auf ber Fregatte Novara in Pola. E8 ergibt fi, daß 
bas Feuer durch Italiener angelegt worden ift. 

v» » (Ungarn). Landtag: Die 67er Commifjion wählt für die ger 
meinfamen Angelegenheiten € eine 15er Subeommiflion. 


zZ 


11. 


12. 


" 
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Mai. Eine Depeſche des Grafen Mensdorff an Preußen lehnt die 


Abrüſtung gegen Italien entſchieden ab (ſ. Deutſchland). 

„Preußen mobiliſirt jetzt wirklich den größten Theil feiner Armee. 
„ Erzherzog Albrecht geht nach Verona ab, um ben Oberbefehl 
über bie italienifche Armee an der Stelle Benedeks zu übernehmen, 
„ Der Kaifer erläßt auf Grund des Septemberpatents ohne Zu: 
flimmung des Reichsraths ein Geſetz, giltig für das ganze Reich 
mit Ausnahme Venetiens, wonach ber Staat von der Nationalbant 
bie Noten zu 1 fl. und zu 5 fl. im Betrage von 112 Mil. über: 
nimmt, biejelben für Staatsnoten erflärt und ihnen Zwangscurs 
gibt. Die Nationalbant hat diefen Betrag dem Staate fofort in 
Banknoten höherer Appoints zu vergüten. Die neue Schuld wirb 
unter die Ueberwachung der Commiſſion zur Controle der Staats⸗ 


ſchuld geftelt und fol nicht über den Betrag von 150 Mil, erhößt 


werben. Begründet wirb die Mafregel im ingange des Geſetzes 
damit: 

„Um ben Staat in bie Lage zu jegen, ben durch bie Außern Verwicklun⸗ 
gen und Kriegsbedrohungen gelteigerten Anforderungen an die Finanzen im 
einer Weiſe Genüge zu leiften, baß einerfeit8 Meinen Völkern eine Vermeh⸗ 
rung ber Steuerlaften nicht aufgebürdet werde, andererſeits die bisherigen, 
mit großen finanziellen und voltswirthichaitlichen Opfern erzielten Erfolge 
in Anbahnung einer feiten Landeswährung thunlichft erbalten bleiben.“ 

Die officiöfe Preffe jucht zu beweilen, daß durch dieſe Maßregel 
die Banfacte vom 3. Ian. 1863 nicht verlebt ſei. Die öffentliche 
Meinung fpricht dagegen überwiegend bie Ueberzeugung aus, daß 
bieß der Fall und daß bie Herftelung der Valuta bamit wieber 
auf unbeftimmte Zeit hinausgejchoben fei. 

„ Der Kaifer befiehlt, bie ganze Bfterreichifhe Armee auf ben 
Kriegsfuß zu jeßen und die Norbarmee an ber böhmiſchen und 
ſchleſiſchen Gränze zu concentriren. 


„ Die Staatsſchuldencontrolcommiſſion beſchließt einſtimmig, einen 
ſehr energiſchen Bericht an den Kaiſer zu richten, in dem fie bie bis⸗ 
herigen Finanzoperationen des Grafen Larifch einer herben Kritik 
unterzieht und dahin fließt: 

„Wenn fich ſchon hierdurch die Ueberzeugung aufdrängen mußte, daß i in 
Oeſterreich die Mitwirkung ber Volfsvertretung, deren Wirkſamkeit von Ew. 
Maj. ohnehin nur zeitweilig fuspendirt wurde, bei ber Verwaltung ber Reichs⸗ 
finanzen burch längere Zeit ohne bie ſchwerſten Nachtheile nicht mehr entbehrt 
werben könne, fo wird dieſe Ueberzeugung geradezu unwiderſtehlich Ans 
geſichts der Verwiclungen, weldye gegenwärtig ben Frieden bebroben, und 
ber im Drange ber Berhättniffe ergriffenen finanziellen "Maßregeln.“ 

„ F8M. Benedek trifft in Wien ein, übernimmt ben Oberbefehl 
über bie Nordarmee und erläßt feinen eriten Tagsbefehl. 

„ In Folge eines aus Wien eingetroffenen Befehls wird bem 
franzöfifchen Dampfer Tampico die Einfchiffung ber öſterreichiſchen 
Freiwilligen nah Merico (im Widerſpruch mit der Kiel. Sir 
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ſchließung vom 11. März) vom Hafencommandanten von Trieſt 
unterjagt. 

17. Mai. Der Stabtrath von Prag beſchließt gegenüber ven kriegeriſchen 
Ausfihten einftimmig (Deutfhe und Czechen), eine Loyalitätsadreffe 
an den Kaiſer zu richten. 

18. „ Bei Florisporf find 20,000 Arbeiter mit ber Erridtung von 
Erdforts und eines befeftigten Brückenkopfes zum Schutze der 
Hauptitabt befchäftigt. 

20. „ Beginn des Aufmarfches der Nordarmee und Einftellung aller 
Eiſenbahnzüge in Böhmen zu diefem Behufe. 

22. „ Kaiſer Ferdinand fiebelt von Prag nad Innsbruck über. 

24. „ Die Infignien der böhmifhen Krone werden von Prag nad) 
Wien gebradit. 1 | 

25. „ Ein auf Grund des Septemberpatents oetroyirtes Geſetz erhöht 
ben Betrag der Münzfcheine zu 10 Er, gegen das Gefeb vom 
17. Nov. 1863, von 4 wieder auf 12 Mil. fl. — Um das von 

der Notenfabrication nicht betroffene DBenetien in Mitleidenſchaft zu 
ziehen, wird demfelben ein Zmwangsanlehen von 42 Mill, Gulden 
aufgelegt. 

26. „ Das ganze Hauptquartier Benedek's geht von Wien nah Ol- 

mütz ab. 

27. „ Der Finanzminifter fieht ſich genöthigt, den Bericht ber Staats: 
ſchulden⸗Controlcommiſſion vom 11. d. M. zur DVeröffentlihung ge: 
langen zu laffen. Die officielle „Wiener Ztg.“ begleitet benjelben 
mit Bemerfungen, wobei fie dem Ruf der Commiffion nad Her: 
ftelung der Februarfaſſung mit der Erklärung begegnet: 

„Was die Controlsgommiffion anzuführen unterließ, fol bier ausgeſpro⸗ 
hen werden, daß nämlich die Möglichfeit eines Iebensfähigen Verfaſſungs⸗ 
zuftandes nur dur die Einigung der Völker gegeben und biefe nimmer: 
mehr duch ein Zurüdgreifen auf Formen erzielt wird, welche thatfächlich 
den Zwielpalt unter ben Völkern aenährt haben.” 

28. „ (Eroatien). Die Stabtrepräfentang von Agram richtet Ange: 
ſichts der Kriegsgefahr eine Loyalitätsadreſſe an den Kaifer. 

29. „ (Ungarn). Der Bürgerausfhuß von Pefth richtet Angefihts der 

. Kriegsgefahr eine Loyalitätsadreſſe an den Kaifer. - 


1. Juni. Oeſterreich überantwortet die Entſcheidung ber fchleswig-hol: 
fteinifchen Verwickelung dem Bundestage und knüpft feine ‘Cheil- 
nahme an ber von ben neutralen Großmächten vorgejchlagenen 
Friedensconferenz an Bedingungen, die einer Ablehnung gleichkommen. 
Die neutralen Großmächte erklären auch wirklich, in Wolge ber 
Haltung Defterreihs auf ihren Plan verzichten zu wollen. 

S. die Erklärung Defterreihs am Bunde und bie erfle Depeiche an bie 
heutralen Großmachte {m Ergänzungsheft S. 90 u. 92, die zweite Depeſche 
vorn S. 69. 
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2. Juni. Der öfter. Statthalter in Holftein ruft bie dortige Ständever⸗ 
fammlung auf ben 11. d. M. nad Itzehoe zufammen. 

7. „ Die Breußen rüden mit großer Uebermacht in SHolitein ein. 
Die DOefterreiher räumen Kiel und concentriren ſich unter Proteſt 
um Altona. 

9. „ Ein kaiſerl. Handſchreiben an den Fürſten Gollorebo-Diannsfelb 
brüdt, unter Bezugnahme auf den Vortrag der Staatsſchulden⸗ 
Eontrolcommiffion vom 11. Dlai, die Hefriedigung bes Kaiſers aus 
über bie Orbnung im Staatsichuldenbienit, will es ber patriotiihen 
Abficht der Commiflionsmitglieder zu gut halten, daß fie geſetzlich 
fanctionirte Finanzmaßregeln in (Frörterung gezogen und politiicye 
Erwägungen baran geknüpft hätten, und fichert das Recht ber Völ—⸗ 
ter zu, durch ihre legalen Bertretungen bei der Geſetzgebung und 
Tinanzgebahrung beichliegend mitzuwirken. Tie off. „Wiener Ztg.“ 
veröffentlicht gleichzeitig einen Vortrag des Kinanzminifters an ben 
Kaiſer, durch welchen er ſich gegenüber ber ſcharſen Kritik der 
Staatsſchulden-Controlcommiſſion in ihrem Vericht vom 11. Mai 
zu rechtfertigen ſucht. 

10. „ Der preußiſche General in Holſtein übernimmt bie Verwaltung 
auch biefes Herzogthums, löst die bisherige Landesregierung auf 
und verhindert mit Gewalt ben Yujanmentritt ber Ständeverſamm⸗ 
lung in Itzehoe. 

11. „ Der öfterreihiidhe Ctatthalter in Holſtein erklärt, daß er ber 
Gewalt weiche. Defterreihh Magt am Bunde gegen Preußen wegen 
gewaltthätiger Selbfthülfe in Holſtein und trägt auf Mobilmadyung 
ber ganzen Bunbesarmee, bie preuß. Yunbesarmeccorps allein aus: 
genommen, nad Art. XIX der Wiener Schlußacte an. 

S. bie Proclamation Gablenz und ben Antrag Teiterreihs im Ergän⸗ 
zungsheft ©. 86. 
Die Oejterreiher räumen bie Bunbesfejtungen und Frankfurt. 

12. „ Die Oefterreiher räumen Holſtein. Oefterreih ruft feinen Ge: 
ſandten in Berlin ab und ſtellt dem preuß. Geſandten in Wien 
jeine Päſſe zu. 

14. „ Der Bunbestag erhebt mit 9 gegen 6 Stimmen den Antrag 
Oeſterreichs zum Beſchluß. Preußen erflärt denjelben für bunbes- 
wibrig und ben Fund dadurch für gebrochen unb verläßt die Bun- 
besverfammlung. Abſchluß einer bejondern Militärconvention mit 
Bayern, durch welche ſich die öfterr. Regierung ausbrüdlich verpflich: 
tet, Teine einfeitigen Friedensverhandlungen mit Preußen zu führen, 
vielmehr ſolche Verhandlungen nur unter Theilnahme eines Bevoll⸗ 
mächtigten Bayerns einzuleiten und im Cinverftändniffe mit dieſem 
abzujchließen*. (S. den vollitändigen Wortlaut S. 91). 

» Der Gemeinderath von Wien erläßt eine Loyalitätsabreffe an ben 
Kaiſer. Kriegeriihe Antwort des Kaifers. 

15. „ Preußen richtet Sommationen an Sachen, Hannover und Kur: 


95% Orkerteil 


heffen und Täßt, nachdem biefelben von allen brei Regierungen ab: 
gelehnt worden find, feine Truppen in biefe Staaten einrüden. Die 
fähfiihe Armee zieht fih nad Böhmen zurüd und vereinigt fich 
mit ber dfterr. Norbarmee, die kurheſſiſchen und hannover'ſchen 
Truppen gehen fühmärts, um fi) mit ben andern Bundestruppen zu 
vereinigen, bie Turhefliichen mit dem 8. Bunbesarmeecorps, die han: 
nover’ihen wo möglih mit den Bayern. 

16. Juni. Defterreih erflärt am Bunde, daß bie kaiſerl. Regierung allen 
bundesgetreuen Regierungen ausbrüdlih ihren Beſitzſtand garantire 
und läßt fih auf die Klage Sachſens gegen Preußen mit Bayern 
beauftragen, die preußiihe Vergewaltigung Sachſens „mit Gewalt 
zurüdzumeijen und zu einem ſolchen Vorgehen ohne Aufihub das 
Nöthige vorzufehren”. 

IT. „ Kriegsmanifeft des Kaifers an feine Völker. (Siehe basjelbe 
©. 102). 


18. „ (Eroatien). Die croatiiche Deputation verläßt Peſth wieber, 
ohne einen Ausgleih mit ben Ungarn zu Stande gebracht zu haben. 
Der dem Landtag erftattete Bericht ber Deputation beginnt mit 
einer Aufzählung ber Punkte, bei denen in Bezug auf bie frühern ſtaatsrecht⸗ 
lihen Beziehungen zwijchen Ungarn und Groatien bie Anfichten ber beiden 
Hälften der Teputation auseinandergegangen, und fährt fodann fort, wie 
folgt: „Tiefe Unterfchiebe, jo groß fie auch fein mögen, find nicht enticheibend, 
ba wir auch beim VBorbandenfein berjelben auf Grundlage vollfommener 
Sfeichberechtigung mit ber ungarifchen Deputation verhandeln konnten und 
gegenwärtig factifch jene gefetlichen Nechte ausüben, welche une für die Ver: 
gangenbeit abgefprochen werben. Dagegen find folgende Puncte entſcheidend: 
1) Wir jagen, daß für das breinige Königreich in jedem Falle eine feparate 
Krönungsurfunde verabredet werden muß; die ungariſche Deputation fagt, 
daß nur eine und gleichlautende Krönungsurkunde vorhanden fein darf, welche 
indefjen in einer bejondern Ausfertigung auch für das breieinige Königreich 
herausgegeben werden kann. 2) Wir fügen, Fiume ift ein integrirender Be: 
ftandtheil des dreieinigen Königreichs, und dieſe Hafenftabt kann nur durch 
dieſes Königreich mit der ungarifchen Krone verbunden werben; bie ungariſche 
Depntation will dieß aber keineswegs anerfennen. 3) Wir haben gemünfdt, 
Daß diefe Frage vertagt werbe, bis bie Hauptſache gelöft iſt; auch bie unga- 
riſche Deputation äußerte den Wunfch, daß dieferwegen ber Faden ber Ver⸗ 
handlungen nicht abgebrochen werde. Dabei betonte fie aber ausdrüclich, 
daß fie weder jelbft anerkennen, noch dem Landtage zur Anerfennung empfeh⸗ 
Ien Tann, daß Fiume zu Grontien gehört. 4) Mir fagen ſchließlich, daß unfer 
Verhältniß zu Ungarn fo lange nicht geregelt werden kann, bis nicht bie 
Beziehungen aller Königreihe und Ränder der ungarifhen Krone gegenüber 
ber Geſammtmonarchie geregelt find. Unfer Präſident hat bei der erften 
Zulammenfunft der ungarifhen Deputation eröffnet, baß bieje zwei Tragen 
unzertrennlich feien und baß wir deßwegen wünfchten, uns mit Ungarn zu 
verftändigen, um gemeinfchaftlich bei der Löfung bdiefer Fragen mitzuwirken; 
die ungarifche Deputation jagte, daß fie mit uns nur dahin verhandeln 
fönne, auf welche Art wir im ungariſchen Landtage vertreten fein wollen, 
was nach unferer Anficht fo lange nicht fein kann, bis unfere Beziehungen 
gegenüber Ungarn nicht gänzlich geregelt und ins Keine gebracht worden 
find. Dieß hängt aber wieber, wie ſchon gefagt, von ber Regelung der Bes 
ziehungen gegenüber ber Geſammtmonarchie ab. In biefen wichtigen Puncten 
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bifferirendb, Tommten ſich bie Regaicnlar- Terminen chi diniruche. noch 
tonnten wir bie Berbanklunz 5a Cr üre. zaN und tard din Yınd 
tag zur Aufgabe gemabt war.“ 


18. Juni. Der Bundestag in Frankfurt eidiiche, da nun aud Kurbeflen 


21. 


24, 


25. 


und Hannover gegen Preuſſen Nasen und Hülie werlanaen, daR 
nicht bloß Oeſterreich und Yancra, ſendern alle in ber Seriamm: 
lung vertretenen Regierungen verrflidter fcien, dem gemalttbätigen 
Borgeben Preußens entgegenzurreten. 


„ Die Armeen Preußens iegen + von Slelien und Sachien aus 


gegen Defterreih in Bewegung und überiäreiten ebne Widerſtand 
bie böhmiſche Grenze. 

Die Staliener unter tem Oberbeiebl des Königs Victor Emanuel 
und Gen. Lamarmera ale Cbei des Generalitabs geben über die Etſch. 
Schlacht von Cuſtoza. Zieg ber Defterreiher unter bem Erzberzog 
Albrecht. Die Ztaliener ziehen ſich wieder über bie Etſch zurüd. 
Ein damit combinirter Angriff ber Italiener am untern Po unter 
Cialdini unterbleibt in Folge bes Ausgangs der Schlacht von Cuſtoza. 


„ (Ungarn). Ter hobe Clerus lehnt in ciner onferenz in 


Dfen eine in Vorſchlag gebrachte erkleckliche Anleihe an den Staat 
mit Rüdfiht auf das Concordat, das jede Veräußerung vom Kirchen⸗ 
gut ohne die Genehmigung des heil. Stuhles verbietet, ab und bes 
ſchränkt ſich auf eine Ergebenheitsadreſſe an den Kaifer und eine 
Spende von 200,000 fl. für die Verwundeten. 

(Ungarn). Unterhaus: Das 15er Subcomitd bes GTer Aus: 


ſchufſes ſchließt ſein Operat in einem Mehrheits⸗ und einem Minder⸗ 


heitsantrag: 

Diejenigen Artikel bes Mehrheitsantrags, welche die Behandlungeweife ber 
gemeinjamen Angelegenheiten betrefjen, lauten: 

21. Dieſer Pact und bdieje Feſtſtellung kann bergeftalt erfolgen, daß einers 
feits die Vertretung der Länder der ungarilchen Krone, anbererfeits die Ver⸗ 
tretung (gyülöse) der übrigen Länder St. Majejtät jede von ihrer Seite 
eine gleich große Teputation wählen. Dieſe zwei Deputationen werden bei 
Einflußnahme ber betreffenden verantwortlichen Miniſterien einen mit Details 
unterjtügten Vorjchlag bezüglich der erwähnten Proportion ausarbeiten. 

22. Dieſen Vorſchlag unterbreitet jebes Miniſterium dem betreffenden 
Reichstage, wo berjelbe ordnungsgemäß behandelt wird. Kin jeber Reichstag 
theilt feine Befchlüffe im Wege ber betreffenden Miniſterien bem anderen 
Reichstage mit und bie bergejtalt zu bewirkenden Feſiſtellungen beider Theile 
werben St. Majeftät zur Sanctionirung unterbreitet werben. 

23. Sollten beide Teputationen bezüglich des Vorſchlages fich nicht einigen 
fönnen, jo wirb das Gutachten eines jeden Theiles beiden Reichstagen vor⸗ 
vorgelegt. Sollten jebod beide NReichötage ſich nicht einigen können, danu 
wird Se. Majeſtät auf Grund ber unterbreiteten Taten bie Frage löſen. 

24. Tie bezüglih ber Proportion abzuſchließende Vereinbarung fann ſich 
bloß auf eine beilimmte Zeit erjtreden, nach Ablauf derjelben findet neuer⸗ 
dings auf biejelbe Weije eine neue Vereinbarung ftatt. 

26. Voraus ſchicken wir, daß, wie immer bie Zeitftellung bes Reichstags 
bezüglich ber gemeinfamen Angelegenheiten und bes Wobus ihrer Behandlung 
beſchafjen jei, diefelbe, unierer Anjicht nad, factify infolange nicht ins Leben 
treten kann, ale bie Verfaffung bed Landes nicht ihrem ganzen Uufauae wa, 
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factiſch wiederhergeſtellt wird. Und dies iſt die eine der Grundbedingungen 
unſeres Vorſchlages. 

29. Ein gemeinſames Miniſterium muß für die Gegenſtände errichtet 
werden, welche, als in der That gemeinſam, weder unter die geſonderte Ad⸗ 
miniſtrative der Länder ber ungariſchen Krone, noch ber übrigen Länder St. 
Majeität gehören. Diejes Minifterium darf neben ben gemeinfamen Alt: 
gelegenbeiten die befouderen Aominijtrativ Angelegenheiten weder bes einen, 
noch des anderen Theiles führen, noch auf diefelber Einfluß üben. Ver ant⸗ 
wortlih wird ein jedes Mitglied diejes Minifteriums bezüglich alles deſſen fein, 
was in fein Bereich gehört: verantivortlih wird aber auch das ganze Mi—⸗ 
nijterium gemeinjchaftlich bezüglich feiner derartigen amtlichen Verfügungen 
fein, welche es gemeinfchaftlich feitgeitellt Hat. 

30. In Betreff jenes Theiles der gemeinfamen Angelegenheiten, welcher 
nicht rein zur Adminijtrative gehört, halten wir \weber einen vollen Reiche: 
rath, noch ein wie inmer zu benennendes gemeinjames oder Central: Bar: 
lament für zwedmäßig und nehmen feines berjelben an, jonbern wünjchen, 
daß, nachdem auch nach der Allerhöchſten Thronrede Sr. Majeftät bie prag: 
matifhe Sanction unfer gemeinfamer Ausgangspunkt ift, einerfeits Die 
Länder der ungarifhen Krone zufammen, anbererjeits bie übrigen Länder und 
Provinzen Sr. Majeftät zuſammen als zwei geſonderte und ganz gleich be- 
rechtigte Theile angejehen werden mögen. Folglih Halten wir die vollfom- 
nıene Parität der beiden Theile bei Behandlung der gemeinfanten Angelegen- 
heiten für eine unerläßliche Bedingung. Ä 

31. Diefem Principe ber Parität zufolge möge feitend Ungams ber unge: 
riſche Reichstag eine Delegation von beftimmter Mitgliederzayl wählen, und 
zwar aus beiden Häuſern des Reichstages. Gleihermaßen mögen auch bie 
übrigen Länder und Provinzen Sr. Majeftit auf conititutionellem Wege eine 
Delegation aus ebenfo vielen Mitgliedern von ihrer Seite wählen. 

32. Dieje Delegationen find bloß auf Ein Jahr, das iſt auf eine Sitzungs⸗ 
periode bes Reichstags zu wählen, und mit Ablauf bes Jahrs oder dem Be: 
ginn einer neuen Sefjion hört deren Wirfungskreis vollitindig auf. Die 
Mitglieder derſelben können indejjen auch aufs Neue gewählt werben. 

33. Jede der Delegationen wählt gefondert aus ihrer Mitte frei ihren 
Vorfigenden und Schriftführer und, fomweit fie noch ein anderes Amtsperjonale 
— ſämmtliche Mitglieder deſſelben und ſtellt ſelbſt ihre Geſchäftsord⸗ 
nung feſt. 

34. Die Delegationen werden jederzeit durch Se. Majeſtät für einen 
beftimmten Termin einberufen und zwar abwechſelnd in bem einen Jahre 
nach Peſth, in dem andern nad) Wien, oder falls die Vertretung ber übrigen 
Länder und Se. Majeſtät e8 wünſchte, im irgend einer anderen - Hauptflabt 
biefer Länder. 

35. Jede Delegation bält gelonderte Sitzungen unb beichließt in den⸗ 
jelben mit Abflimmung nach Köpfen und ber abjoluten Stinnmenmehrbeit 
fämmtlicher Delegationsmitglieder und was bie Majorität beichloß, ift als 
Beichluß ber ganzen Delegation anzufehen. Cine Sondermeinung können 
bie einzelnen Mitglieder wohl zu ihrer eigenen Nechtfertigung in das 
Protofol aufnehmen lafjen, doch ſchwächt dies die Kraft des Beſchluſſes nicht. 

36. Die beiden Delegationen bürfen miteinander in einer gemijchten 
Sitzung nicht berathen, fonbern jede theilt ihre Anfichten und Beſchlüſſe ber 
anderen fchriftlih mit, und im alle einer Meinungspdifferenz befireben fie 
ſich gegenfeitig durch geichriebene Nuncien aufzuflären. Diele Nuncien fertigt 
jene Delegation in ihrer eigenen Sprache au, indem fie zugleich audy eine 
autbentifche Ueberſetzung anſchließt. 

47. Wenn es durch dieſen Schriftenwechſel nicht gelänge, bie Anſichten ber 
beiden Delegationen in Einklang zu bringen, dann halten bie beiden Deles 
gationen eine gemeinfchaftliche Sitzung, jedoch ausſchließlich nur zum Behufe 
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einer einfachen Abſtimmung. In tiefer gemeinichartliden Ziguma Fräi:diren 
bie Präfidenten ber beiden Telegstienen senarbrtiid m.itanansıt, idr 
Birfungsfreis erftredt ſich jedech aui nichzs andetes, Yo ar Adevadung 
bes Abſtimmungsactes und auf bae Ausirrecden Led Warsrtätsostumt, gur 
Veſchlußfaffung iſt die abſolute Majorität ſammilicher Miglieder deider Te: 
legationen erforberlich. Tas Pretecel wird durd die Schrifttudier beider 


En in ber Sprache eines jeden Theilte geiubrt und gemcin'bart.ih auiden⸗ 
ificktt. 


26. Juni. (Ungern). Ein k. Reicript vertagt den Landtag nit Rücſicht 


auf bie eingetretenen Kriegsercignilie auf unbejtinmte Zeit. 


„ » Die öfterreihiihe Nerdarmee beginnt den preußkiiden Armeen 


27., 


unter dem Kronprinzen, tim Prinzen Friedrich Karl und dem 
General Herwarth v. Bittenfeld bei ihrem Nustritte aus ben böb. 
miſchen Tefilden und ihrem meiteren Vorrücken wie ihrer Ver: 
einigung in Böhmen Widerſtand entgegen zu ſehen. Tie Telter: 
teiher unter Clam:Sallas werden ven den Preußen unter dem 
Prinzen Frietrih Karl bis Münchengrätz zurückgeworſen. Die 
Preußen unter dem Kronprinzen nehmen Nached. 


Die Defterreiher unter Ramming verjuhen umſonſt, die Preußen 


unter dem Kronprinzen baran zu verhindern, aus dem Deſilé zwiſchen 
Nachod und Skalitz hervorzubrechen. Die preußiſche Elbarmee unter 
General Herwarth v. Bittenfeld bewerkſtelligt ihre Vereinigung mit 


der Armee des Prinzen Friedrich Karl. 


Der Bundestag in Frankfurt überträgt ben Oberbefehl über 


fänmtlihe Bundesarmeecorpe dem Prinzen Karl von Bayern in ber 
Weiſe, daß „die oberjte Yeitung ber Operationen ber vereinigten 
Armeen Oeſterreichs und des deutſchen Bundes auf Grund eines 
ziwifhen dem faiferlihen Tberbefehlshaber und dem Prinzen Karl 
zu verabredenden Plans von dem öjterr. Obercommanbanten KW. 
Benedek auszugehen habe“. 


28. 


Die Preußen unter bem Prinzen Friedrich Karl nehmen München 


gräß und drängen bie Sefterreicher unter Clam⸗Gallas bis Gitſchin 
zurüd; die Preußen unter dem Kronprinzen nehmen Irautenan und 
Burgeröborf gegen bie Oeſterreicher unter Gablenz und ebenfo 
Skalitz gegen bie Dejterreicher unter dem Erzherzog Leopold. 


i 


Der König von Hannover capitulirt mit feiner Armee bei Fangen: 
alzga. Den Preußen fteht damit in Norddeutſchland kein Feind 


mehr gegenüber. Tie Heinen norbdeutihen Staaten beginnen nad) 
und nach alle, jih an Preußen anzufcdließen, in Frankfurt ihren 
Austritt aus dem bisherigen deutſchen Bunde anzuzeigen und ihre 
Truppen dent König von Preußen zur Verfügung 34 ellen. 


29 


gegen die Oeſterreicher unter ClamGallas und ver! 


Die Preußen unter dem Prinzen Friedrich Karl nebinen Gitſchin 
inigen ſich mit 


ber Armee des’ Kronprinzen. "Die Oeſterreicher ſind auf ber ganzen 
Linie in vollem Rüädzuge genen Kllunig, 
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30. Juni. Benedek gefteht in einem Telegramm aus Dubenec, daß er fidh 


genöthigt gejehen habe, den Rüdzug in der Richtung von Königgrät 
anzutreten. Große Gonjternation in Wien, wo bisher Fälfchlicher 
Weile nur günftige Nachrichten vom Kriegsſchauplatz verbreitet wor⸗ 
ben waren. 


. Juli. Beginn der Armirung der auf dem rechten Donauufer bei 


Florisdorf zum Schutze Wiens aufgeworfenen Schanzen. 
„Schlacht von Königgrätz. Entſcheidende Niederlage ber Oefter: 
reicher unter Benedek. Benedek jammelt bie Trümmer der Nord: 
armee und zieht ſich mit benjelben gegen Olmütz zurüd, 

„  Braf Mensporff geht ſelbſt nah Königgräß, um fi von ber 
Rage der Dinge zu überzeugen. Gegen bie Generale Benedek, 
Henifftein, Krismanic und Clam-Gallas wird eine Unterfuhung ein⸗ 
geleitet. 

„ Der franzöfiiche Moniteur verfündet, daß ber Kaiſer von Oeſter⸗ 
reich Venetien an ben Kaijer ber Franzoſen abgetreten und daß dieſer 
bie Vermittlung nicht bloß zwiſchen Oeſterreich und Italien, ſondern 
au zwiſchen Defterreih unb Preußen übernommen habe. Diele Ver: 
mittlung wird jedoch von Stalien jofort nur unter Berufung auf feinen 
Allianzvertrag mit Preußen zugeftanden, nachdem «8 feinen ein- 
feitigen Frieden mit Defterreih einzugehen befugt jei, während 
Preußen die Vermittlung nur unter Bebingungen annimmt, bie 
bahin zielen, Dejterreih aus Deutſchland vollftändig auszuſchließen 
und ganz Deutfchland der Leitung Preußens zu unterftellen. 

‚ Der Wiener Gemeinderath verhanbelt in vertrauliher Sitzung 
über die Möglichkeit einer Invafion der Preußen. Der Silberſchatz 
der Bank wirb nah Komorn zu ſchaffen angefangen. - 

» Der Frankfurter Bundestag beſchließt, den Bundesregierungen auf 
das Eindringlichite zu empfehlen, durch Organifation von Milizen, 
Landwehren und jelbjt auch Freicorps alle MWehrkräfte der in ihrer 
Gelbjtändigfeit bedrohten deutſchen Bunbesjtaaten in Fluß zu bringen 
und durch Anwendung aller gu Gebote ftehenden Mittel bie Siche⸗ 
rung eines ehrenvollen Ausgangs zu erzielen. 


„ Ein Manifeft des Kaifers an bie Völker des Königreichs Ungarn 
erwartet, daß „die kampftüchtigen Söhne Ungarns, vom Gefühle 
angeftammter Treue geleitet, freiwillig unter die Fahnen eilen wer: 
den”. Die Erwartung gebt nit in Erfüllung und das Manifeſt 
bleibt fo zu jagen gänzlich erfolglos. (ſ. Seite 129.) | 

Der Kaijer ermädtigt den Finanzminifter, 200 Mil. ©. durch 
freiwilliges Anlehen oder durch Stantenotenvermehrung zu beichaffen. 
Bis die Beihaffung möglich, hat die Nationalbank die nöthigen Gelb: 
mittel, vorläufig bis 60 Mil, in: Banknoten vorzuſchießen. 
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Der Gemeinberath von Salzburg verlangt vom Kalfer bie fo: 
fortige Einberufung bes Reichsrathes. 
8. Juli. Die Preußen bejeben Prag. 
9. „ Benedek langt mit jeinem Hauptquartier in Olmüb an. 

10. „ Berhanblungen in Paris über dic Grundlagen eines Waffen: 
ftilftands mit Friebenspräliminarien. Ein eigenhäntiges Schreiben 
bes Königs von Preußen an Napoleon beharrt auf der von Bis: 
marck bereit8 aufgeftellten Bedingung bes vollſtändigen Ausichluffes 
Defterreihd aus Deutichland. 

„ .„ Ein Manifeft des Kaiſers an feine fammtlihen Völker erklärt, 
daß er nie in den Abſchluß eines Friedens willigen werbe, ber bie 

Grundbedingungen ber Machtſtellung des Reichs erſchüttern würde, 

und mahnt zur Ausdauer. (j. Seite 131.) 

„ Erzh. Albrecht wird zum Commandanten, FML. v. John zum 

Generaljtabschef der jämmtlihen operirenden Armeen Oeſterreichs 

ernannt. 

„ nn Der Bürgermeilter von Wien brüdt in einer Aubienz dem Kailer 
bie Bejorgnijle ber Reichshauptſtadt aus. Der Kaijer erflärt, daß 
Wien nit der Gegenſtand der Vertheidigung jein mwerbe und durch 
die Verſchanzungen und bie neue Aufitelung der Armee nur bem 
Uebergang des Feindes über die Tonau gewehrt werben jolle. 

„ » Der Gemeinderatb von Glatz beſchließt, den Kaijer in einer 

Loyalitätsadrefle nit nur um Wiedereinführung ber filtirten Ber: 

faffung, jondern um Veränderung des ganzen Regierungsſyſtems zu 

bitten. 

„ Die Oefterreiher beginnen Venetien mit Ausnahme bes Feſtungs⸗ 

viered® und ber Stabt Venedig zu räumen. Die Feſtungswerke von 

Rovigo werden von ihnen in die Luft gejprengt. 

„ Minijterratd in Paris. Kaiſer Napoleon entſcheidet gegen eine 

active Unterjtügung Oejterreihs. DBerjtändigung mit Preußen über 

die Grundlage eines Waffenſtillſtands mit. riebenspräliminarien 
zwiſchen Teiterreih nnd Preußen: Preußen nimmt bie franzöfijchen 

Vorſchläge an. Frankreich übernimmt es, biejelben in Wien zu 

empfehlen. (j. Seite 133.) 

11. „ Armeebefehl des Erzherzogs Abreht an die Eübarmee. (j. Seite 
134.) Die eriten Truppen berjelben treffen in Wien cin. 

„ n Ter Frankfurter Bundestag beſchließt, feinen Sitz vor ben an- 
rüdenten Preußen previſoriſch nad) Augsburg zu verlegen. 

12. „ Tie Preußen ruden in Brünn ein. 

12./13. Juli. Eine ven Frankreich zwiſchen Oeſterreich und Preußen 
vermittelte Waffenruhe kommt nit zu Stante. (ij. Seite 135.) 

413. „ Tie Preußen find bis zur Thayalinie vorgerüdt. Erzherzog 
Albrecht lanzt in Wien an und erläßt feinen erſten Tagsbefehl. 

„ Ein franzöfiider Cabinetscourier überbringt bie zwiichen Frankreich 
und Preußen vereinbarten Friebensbedingungen na "Den. 
X 
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14, Juli. Die Preußen rüden bei Jetzelsdorf ins Erzherzogthum Oeſter⸗ 
reich ein. 

„ » Defterreih entſchließt fih, die franzöſiſch-preußiſchen Friedens— 
bedingungen im Princip anzunehmen. 

15. „ Benedek verläßt mit dem Reſt feiner Armee Olmütz, um fie mit 
ber unter dem Erzherzog Albrecht an ber Donau aufgeitellten Armee 
zu vereinigen. 

16. „ Die Preußen rüden in Frankfurt ein. 

17. „ Die Preußen bejegen Lunbdenburg, den Knotenpunft der Wien: 
Brünner und Wien-Olmützerbahn. Eine Abtheilung berfelben geht 
bei Horig über die March auf ungarifhen Boden, Keine größeren 
öfterreichifchen Truppenmaſſen ftehen mehr auf dem Iinfen Donau 
ufer gegen die Preußen. Dagegen langt ein Regiment ber italieni: 
ihen Armee um das andere zum Schuß ber Donaulinie an, ebenfo 
das fächfiiche Armeecorps von Linz ber. Aufgebot bes Landfturms 
in Niederöfterreich, Oberöjterreih, Kärnthen, Krain und Steyermark. 
Die Bevölkerung remonftrirt dagegen. Der Gemeinberath von Wien 
befchließt, eine Bürgerwehr von 20,000 Mann (Steuerzahler und 
Beamtete) zu errichten; bie Regierung genehmigt den Beſchluß jo: 
fort. Die Adreſſe des Wiener Gemeinderaths erflärt dem Kaijer 
unumwunden, 

„daß die tiefernſte Lage des Reichs weniger durch die letzten Mißerfolge 
ins Feld, als durch die unglückliche Politik herbeigeführt worden ſei, welche 
die Rathgeber der Krone zum Theil ſchon ſeit einer langen Reihe von Jahren 
ſowohl im Innern als nach Außen verfolgt hätten“ 
und verlangt nicht bloß eine Aenderung des Regierungsſyſtems, 
ſondern auch einen Wechſel der Perſonen der Regierung. Ein 
Manifeſt des Kaiſers ruft alle waffenfähigen Männer Tyrols zur 
Vertheidigung des Vaterlands gegen Italien auf. 

„„C(uUngarn)y). Ein Artikel (Deaks) im „Pefli Naplo“ präciſirt 
die Stellung und die Forderungen Ungarns gegenüber der bedrängten 
Lage des Reichs auf Grund des Reſultats einer bei Baron Kemeny 
abgehaltenen Conferenz der hervorragendſten Führer des Unter⸗ 

auſes: 
NEE: Wihrend wir dieß ausſprechen, müſſen wir zugleich erklären, daß es 
ſelbſt Angeſichts der trüben Zukunſt ber höchſte Wunſch der Nation ſei: fich 
auf den Boden ber Verträge zu ftellen, im Recht und im Geſetze jene Kraft 
zu finden, welche dem Bundesverhäftniffe Kraft, dem Vaterlande Sicherbeit 
zu bieten vermag. Diefer Wunſch aber verlangt raſche Befriedigung. Die 
gefährliche Lage der Monarchie geftattet fein Zögern. Gin beträchtlicher Theil 
bes Reiches ift von feindlichen Heeren überſchwemmt, nur Ungarn ſteht noch 
frei da. Aber Ungarn ift tod. Mit Ungarn kann Alles, oder mindeſtens 
Vieles gethan werben. Aber Ungarn felber kann nichts thun, benn ihm find 
die Hände gebunden. Was feine Hände frei machen, ihm wieder Leben ein: 
bauchen Tann, das ift einzig und allein eine parlanıentarijche Regierung. 
Wenn Ungarn für bie Monarchie, für bie Verträge noch etwas thun kann, 
jo ift bieß mur dann möglich, wenn ihm bie Freiheit ber Action wiebergeges 
ben, wenn an jeine Spige eine Regierung gejtellt wird, welche ber Ausfluß 
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bes Nationalwillens ift und in welcher bie Nation eine Garantie ihres Be⸗ 
ftandes und ihrer Rechte erblidt.” 


18. Juli. Die Preußen bejeten Darmftadt und Wiesbaden. Ter Groß 


21. 
22. 


23. 


25. 
26. 


30. 


herzog von Heffen und ber Herzog von Naſſau fliehen. 
„ (Ungarn). Deal in Wien unterbandelt mit ber Regierung 
über das Zugeftänbniß eines eigenen Minifteriums an Ungarn. 


. „Benedek bat fi mit dem Reſte ver Norbarmee glüdlih nach Un: 


garn burchgejchlagen, 

„Seeeſchlacht bei Life. Glänzender Eieg der öſterreichiſchen Flotte 
unter Tegethoff über die viel ftärfere italienijche unter Perfano. 

„ Letztes Gefecht zwifchen Preußen und Oeſterreichern bei Blumenau 
unweit Preßburg. Die preußiſche Armee hat fih auf dem March⸗ 
feld gegen Wien concentrirt; das Hauptquartier bes Könige von 
Preußen ift in Nickolsburg. Außerordentlihe Conferenz in Wien 
unter dem Vorſitze des Kaijers: es nehmen daran Theil die Könige 
von Sachſen und Hannover, der Großherzog von Heflen, bie Krons 
prinzen von Sachſen unb Hannover, bie öſterr. Minifter Franck, 
Mensborff und Efterhazy, und bie mittelftaatliden Miniſter Beuſt, 
Platen und v. d. Pforbten. Abſchluß einer fünftägigen Waffenrube, 
während welcher fi Defterreih über Annahme oder Beriverfung 
bes von Preußen ihm angebotenen Waffenftillftandes nebſt Friedens⸗ 
präliminarien entfcheiben ſoll. Die deutſchen Bunbesitaaten find in 
bie fünftägige Waffenruhe nicht eingeſchloſſen und mögen direct mit 
Preußen über eine ſolche unterhandeln: Oeſterreich iſt genöthigt, fie 
im Stiche zu laſſen. 

„  Degenfeld, Karolyi und Brenner treffen öfterreichijcherfeits in 
Nidolsburg ein, um über bie Triedenspräliminarien als Bebingung 
für einen Waffenftillftand zu unterhanbeln. 

„  Mebergabe der Norefje bes Wiener Gemeinberaths an ben SKaifer. 
Ungnäbige Antwort besfelben (ſ. Deutichland). 

n Neue Audienz des Bürgermeijters von Wien beim Kaiſer (ij. 
Deutſchland). 

„Abſchluß einer Waffenruhe zwiſchen Oeſterreich und Italien. 
„Abſchluß des Waffenſtillſtands und der Friedenspräliminarien 
zwiſchen Oeſterreich und Preußen in Nickolsburg (ſ. Deutſchland). 
„ Mm die Discuflion ber innern Fragen abzuſchneiden, wird ber 
BelagerungSzuftand über Wien verhängt, indeß ſehr milde ges 
banbhabt. 

„ Die Regierung ladet eine Anzahl Wiener Banfierd zu einer 
Conferenz und zur Mithülfe ein, behufs jchleunigjter Dedung ber 
an Preußen zu zahlenden Kriegscontribution. 


1. Aug. Die Waffenruhe zwifhen Defterreih und „Italien wird bis 


10. d. M. verlängert, um ben Abſchluß eines Waffenſtillſtands zu 
ermöglichen, 
> 


260 Ocherreid. 


5. Aug. Beginn der förmlichen Unterbandlungen mit Italien über einen 
Waffenſtillſtand in ber iftrifhen Stadt Cormons am Iſonzo. 

6. „ Die bisher mit dem 8. deutſchen Bundesarmeecorps verbundene 
djterr. Brigade kehrt nach Defterreih zurüd. 

8. „ Die Waffenruhe mit Italien wird nochmals, aber nur um einen 
Tag, bis zum 11. d. M. verlängert. 

9, „ Italien wird weber von Preußen noch von Frankreich in feinen 
Anjprühen auf das Trentino unterftüßt. Die Friedenspartei gewinnt 
im italieniihen &abinet die Oberhand: Italien verzichtet auf das 
Princip uti possidetis, fo daß der Waffenſtillſtand mit bemfelben 
abgeſchloſſen werden kann, 

10. „ Beginn der Friebensverhandlungen mit Preußen in Prag auf 
Grundlage ber Friebenspräliminarien v. 26. v. M. 

141. „ Abſchluß des MWaffenftillftandes mit Stalien; bie ital. Armee 
räumt das Trentino und gebt hinter die Gränzen Venetiens zurüd. 

23. „ Abſchluß des Friedens mit Preußen in Prag (f. Anhang). 

24. „ Ende des Rumpfbundestages in Augsburg. 

„» n Dertrag zwifchen Defterreih und Franfreih über die Abtretung 
Denetiens: bie Uebergabe der Feſtungen und bes Gebiets des lom— 
bardijch:venetianifchen Königreihs ſoll von Seite des öſterreichiſchen 
Commiſſärs an den franzöfifchen Commiſſär ftatt haben, welch eb: 
terer fi) alsdann mit den Behörden (Municipien) Venetiens wegen 
Vebertragung des Beſitzrechts verftändigen werde, worauf bie Be: 
pölferung felbft zur Entſcheidung ihres Schickſals berufen werben 
olle. 

l Anmerk. In Stalien will man wiſſen, daß das Datum des Vertrags, 
24. Aug., nur ein fingirtes und derſelbe in Wahrheit erſt am 27. Aug. ab: 
geſchloſſen worden ſei. Als General Menabrea ſich ſpäter in Wien über den 
mit dem Prager Frieden von gleihen Tage in Widerſpruch ftehenden öfterr.: 
franz. Vertrag bejchwerte, hätten ihm Mensborff und Efterhazy geantwortet, 
daß Defterreich bereit gewefen fei, bie Ceſſion Venetiens an Frankreich zu 
ignoriren, baß aber Frankreich auf feinen durch bie Gefjion erlangten Nechten ' 
beftanden babe. 

25. „ Defterreih tritt nunmehr auch feinerfeitS dem Genfer Vertrage 
bez. Neutralifirung der Verwundeten 2c. bei. 


„ „ &in uf Grund des GSeptemberpatents octroyirtes Finanzgeſetz 
beſtimmt, daß von dem Reſte des Anlehens vom 7. Juli im Betrage 
von 140 Mil. 50 Mill. in 5proc. Staatsſchuldverſchreibungen zu 
emittiren und für 90 Mill, Etaatsnoten zu 1 und 5 fl. auszugeben 
fein. Dadurch fteigt der Oefammtbetrag der Staatsnoten mit 
Zwangscurs auf circa 300 Mill., welcher Betrag nur in dem Fall 
bis auf 400 M. gebracht werben ſoll, wenn die in den fog. Salinen- 
Iheinen dargeſtellte ſchwebende Schuld unter das geſetzlich normirte 
Marimum von 100 Mill. herabgehen follte. 

30. „ Austauſch der Ratificationen bes Prager Friebens zwiſchen Oeſter⸗ 
reich und Preußen. 
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— Sept. Die Ergzherzoge verzichten auf die Inhaberſtellen preußiſcher 


. 


10. 


11. 


13. 


Regimenter und ebenfo wird verfügt, daß biejenigen diterr. Regi⸗ 
menter, welche bisher bie Namen bes Könige von Preußen, : der 
preußiihen Prinzen, des Großherzogs von Baben u. ſ. mw. trugen, 
in Zufunft nicht mehr nad diefen Namen benannt werben follen. 
„  Kriegsminifter FML. Franck wird entlaffen und FML. v. Sohn, 
Generalftabschef des Erzh. Albrecht, proviforifch mit den Functionen 
eines Kriegsminijters betraut. 

„ Fine Berjammlung beutfch-öfterreihiicher Lanbtagsabgeorbneter in 
Außee (Steyermart) erflärt fih für den Dualismus des Reiche, 
aber begränzt durd die Anerfennungzund gemeinfame parlamenta- 
rifhe Behandlung wirklich gemeinfamer Angelegenheiten, und gegen 
die föberaliftifhen Tendenzen, wie gegen eine abjchliegende Berein- 
barung mit Ungarn durch bie Vertretungen der einzelnen Länder, 
da biefe nur durch die legale Geſammtvertretung ber nicht zur un 
garifhen Krone gehörigen Länder bes Reichs zuläflig ericheine. 

„ FME v. Gablenz wird in Disponibilität verjebt. 

„ Erzh. Albreht wird zum bleibenden Generaliſſimus fämmtlicher 
öſterr. Truppen ernannt. 

„ (Oalizien). Graf Goluchowski wird zum Statthalter Galiziens 
ernannt. Befriebigung der Polen; Bejorgnifje der Ruthenen. 

(Böhmen). Unorbnungen in Prag gegen die aus Italien ver⸗ 
triebenen und vom Garbinal:Erzbiihof in Prag aufgenommenen 
Sejuiten. 

Die Regierung inhibirt den Beſchluß des Wiener Gemeinberaths, 
auf eigene Koften ein Lehrerfeminar behufs Hebung bes Unterrichts: 
weſens zu gründen, „bis zur meritorifchen Hohen Beſchlußfaſſung auf 
Grund ber bejtehenden Geſetze“ (Concordat). 


n 


„ 


Det. Admiral Tegethoff, der Sieger von Liffa, wird in Disponibilität 
verſetzt. 
„ Friede von Wien zwiſchen Oeſterreich und Stalien (ſ. Anhang 
Nr. VII). 
» Der unmittelbar nah dem Abſchluß der Nidolsburger Prälimi: 
narien mit Preußen über Wien verhängte, übrigens fehr milbe ges 
handhabte Belagerungszuftand wird wieber aufgehoben. 
Erſte Verſammlung centradiftifchgefinnter deutſcher Landtagsabge⸗ 
ordneter beim Abg. Skene in Wien. 
„Austauſch der Ratificationen des Friedens von Wien zwiſchen 
Deiterreihh und Stalien und Uebergabe ber eifernen Krone der Lom- 
bardei an den ital. Friedensunterhändler Gen. Menabrea. 
„ Handjchreiben des Kaiſers an den Staatsminifter Belcredi. Der 
Kaifer ſpricht darin feine „dankbarfte Anerkennung für die Beweiſe 
ber Treue und edlen Aufopferung feiner Völker“ aus und hesuitxunt 


„ 
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no... noch höherem Maße muß bie Sorge ber oberſten Militärbehörden 
ben geiftigen Intereſſen der Armee zugewenbet bleiben, denn der Geift 
ift die wirffamfte Waffe bes Menſchen; im Heere fowie allerwärts 
gebührt dem Wiſſen als ber unentbehrlihen Grundlage bes Könnens bie 
höchſte Achtung und Pflege. Die allgemeine Wehrpflicht wird gebildete oder 
mindejtens bildungsfähige Elemente in höherem Maße als jebt dem Waffen: 
bienfte zuführen, eine entſprechende Verbeſſerung ber Militärbildungsanftalten 
und Truppenfchulen, namentlich die im Plane liegende Errichtung von Offizier: 
fhulen bei den Brigaden und Tivifionen, fol das milttäriihe Miffen im 
Heere allgemeiner verbreiten und zeitgemäß erweitern. Die überhaupt mit 
allen Mitteln anzuitrebende Vermehrung ber Sntelligenz in ber Armee wird 
jelbe dann auch zur Förderung des Volksunterrichts beitragen lajjen, wie fie 
berufen erfcheint, eine Schule zu fein ber Ordnung und Genügfamfeit, des Ge⸗ 
borfams und der Achtung vor dem Gefeß, ber treueften Anhänglichfeit an den 
Monarchen, endlich des Bewußtleins der Zufammengehörigfeit der verſchie— 
benen Stämme unjeres weiten Vaterlandes. Durch ſtrenge Prüfungen der 
Dffiziers: und Stubeofjiziers-Afpiranten wird man fi künftig thunlichfte 
Bürgihaft für deren Befähigung zur angeftrebten Stellung zu verfchaffen 
juchen; ein neues Beförberungsgefeß muß bei billiger Berüdfichtigung des 
Dienftalters dem Verdienſte gerecht werden und, mit gleihem Maße für Alle, 
nur dem vollfommen Geeigneten den Weg zu böherem Wirfungsfreife er: 
öffnen, damit die Führung unferer tapferen Armee in tüchtigen, verläßlichen 
Händen liege, ber Staatsihag aber nur mit wohlverdienten Verſorgungs⸗ 
gebühren in Anfprud) genommen werbe...* 


8.Nov. Eine Dep. bes Herrn v. Beuft an das preußifche Cabinet be: 


9. 
12, 
13. 


15. 


19. 


antragt mit Bezug auf Art. 13 bes Prager Friedens bie Eröffnung 
bon Verhandlungen über die Nevifion des zwiſchen Defterreih und 
dem Zollverein abgeichlofjenen Handels- und Zollvertrage® vom 
141. April 1865 zum Zweck einer größeren Erleichterung bes gegen- 
feitigen Verkehrs. 

„ NRüdlehr des Kaifers aus Böhmen und Mähren nah Wien. 

„ Herr v. Beuft wird durch Tail. Handfchreiben auch zum Miniſter 
des kaiſ. Haufes ernannt. 


» Das Armee:Berorbnungsblatt veröffentlicht eine vom Kaifer fanc: 
tionirte Reorganiſation des Generalſtabs. 


„Vorbeſprechung von Landtagsabgeordneten ber deutſchen Provinzen 
in Wien. Es wird beichloffen, darauf hinzuwirfen, daß Adreſſen 
und feine Reſolutionen erlaffen werben; daß in ben Adreſſen ein 
Petitum Aufnahme finde, weldes die fofortige Einberufung bes 
Reichsraths fordert; es jet Ungarn gegenüber jede Polemik zu ver: 
meiben, fondern es follen alle Angriffe auf die Septemberpolitit 
concentrirt werden. Die meiften der Anmejenden fprechen ſich für 
einen gemäßigten Dualismus aus, 

» (Zyrod. Bei den Abgeorbnetenwahlen im Trentino werben die 
Regierungscandidaten überall mit entſchiedener Mehrheit gejchlagen 
und wie bisher italienisch Gefinnte gewählt. ' 
„ Eröffnung fänmtliher Landtage des Reichs mit einziger Aus: 
nahme besjenigen von Siebenbürgen. Denfelben wird das Hand: 
ſchreiben des Kaifers an Belcredi vom 13, Oct. mitgetheilt, Die 
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Vorlagen der Regierung ſind meiſt nicht von ſehr eingreifender Be⸗ 
deutung, theilweiſe ſogar höchſt geringfügiger Art. Bedeutſam iſt 
allein das Reſcript an den ungariſchen Landtag. 

19. Novp. (Ungarn). Landtag: Reſcript des Kaiſers an denſelben. Tas: 
ſelbe kommt den Anſchauungen und Forderungen des Landtags wieder 
um einen gewichtigen Schritt entgegen: indem es in dem Entwurfe 
bes 15er Eubeomite des 67er Ausſchuſſes bez. der gemeinſamen 
Angelegenheiten die geeigneten Antnüpfungspunfte für das Zuftandes 
fommen bes verfaflungsmäßigen Ausgleichs erkennt: 

„... Um ben raſchen und befricdigenden Erfolg ber biesjälligen Berathungen 
noch mehr zu fichern, erachten Wir es für zwedmäßig, jene Hauptgeſicht 6 
punkte anzubeuten, bezüglich deren es zum Behufe einer zu treffenben Abs 
grenzung ber gemeinſamen Angelegenheiten geboten erfcheint, daß benfelben 
von Seite ber reichstäglich verſammelten Stände und Vertreter eine beſon⸗ 
bere Aufmerffamfeit zugeivendet werde. Was wir ummmgänglih wahren 
müffen, das it die Einheit des Heeres, welche nebit der Einheit ber 
Führung und ber fahgemäßen inneren rganifation deſſelben auch noch 
eine Webereinftimmung ber Grundſätze in ben Beſtimmungen ber Tienitzeit 
und ber Heeresergänzung unzweifelhaft erfordert. Ebenſo unabweielich ers 
heiſcht c8 bie derzeitige Entwicklung bes internationalen Verkehrs, forwie die 
Lebensbedingungen ber Induſtrie, daß das Zollwefen und folgeridtig bie 
auf bie gewerblihe Production einen weſentlichen Einfluß nehmende ins 
birecte Befteuerung, wie nicht minder das Staatsmonopols : Wefen 
auf vereinbarter,, gleichartiger (Hrundfage geregelt werben. Endlich eriordern 
die Staatsjhulden und das innerfte Meien des damit jo innig vers 
bundenen Staatscrebdites die einheitlihe Behandlung derfelben, wenn 
die Intereſſen bes Geldverkehres, welche in allen Theilen des Reiches gleich 
tief in das Leben eingreifen, vor den jo verhängnißvollen Schwanfungen 
bewahrt werben foller. Mir wünſchen, durch das Reſultat der auf dieſer 
Grundlage fortfchreitenden reihetäglichen Nerhandlungen eheitens in der Yage 
zu fein, die Schwierigkeiten in Bezug auf jene Garantien bes gefammtftaats 
lihen Verbandes, welhe Wir als unmittelbaren Ausflug ber pragmatifchen 
Sanction vor jeder Gefährdung bewahren müſſen, als grundſätzlich behoben 
anſehen zu können, ſohin auch Unfererfeits zur Erfüllung ber in den allers 
unterthänigften Adreſſen ber reichstäglich verfammelten Stände und Vertreter 
in den Vordergrund geitellten Wünſche beizutragen und durch die Ernen⸗ 
nung bed verantwortliden Minifteriums, fowie die Wieder: 
berjtellung ber municipalen Selbftverwaltung ben conftitutios 
nellen Anſprüchen ber Völker Unferes neliebten Königreiches Ungarn gerecht 
zu werden. Indem wir entfchloffen find, das verantieortliche Negierumnge: 
ſyſtem nit bloß in Ungarn, fondern allgemein zur Geltung zu 
bringen, behalten wir Ans vor, bie betaillirte Anwendung und Vers 
wirflihung der in Bezug auf bie gemeinfchaftlichen Angelegenheiten verein 
barten Grundſätze, fowie die Modification jener Beftimmungen ber Gejeße 
vom Sabre 1848, Hinfichtlih welcher Wir Unfere Bedenfen in Unferem 
föniglichen Nefcripte vom 3. März d. 3. eröffnet haben, im Wege ber von 
Uns zu ernennenden verantwortlichen Minifter und im Einvernehmen mit 
ben reichstäglicd verfammelten Ständen und PBertretern zu bewerkitelligen. 
Mir geben uns der Hoffnung hin, daß die reichstäglich verlammelten Vers 
treter und Etände Unſeres geliebten Königreiches Ungarn bie offene Dars 
legung biefer Unferer väterlichen Abfichten mit unbefangenem Gefühle ent» 
gegennehmen und bie durch Uns bervorgebobenen Gefichtspunfte zum Gegen: 
ftande ihrer eindringlichen, zugleich aber auch bem Mahnrufe ber Zeit ents 
ſprechenden Beratbungen machen und hiedurch die Erfüllung Une kunine 
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ften Wunſches, das geficherte Inolebentreten bes conflitutionellen Organismus 
Unferes Gefammtreiches ihrerfeits befchleunigen werben. Das Land ftebt 
nunmehran ber Schwelle ber Erfüllung feiner Wünſche. Die 
Sefinnungen, welche Uns beftimmten, bie mit richtiger Erkenntniß feiner 
Intereſſen zu treffende Entſcheidung über deſſen eigene Zufunjt in feine 
Hände zu legen, haben fich nicht geändert. Mit Zuverficht glauben Wir, 
daß es bem fegensreihen Zufammenwirfen des beiberfeitigen guten Willens 
gelingen werde, biefer Zufunft eine Grundlage zu geben, weldye geeignet ijt, 
bie ehrwürdigen Trabitionen ber Vergangenheit mit ben Anforderungen ber 
Gegenwart in Einflang zu bringen und hierdurch deren ernenertes Aufblühen 
dauernd zu fichern.” 


19. Nov. MNiederdfterreih). Landtag: Der Antrag von Prato: 


u 


27.— 


berera auf Erlaß einer Adreſſe an ben Kaifer wirb mit allen gegen 
3 Stimmen genehmigt. 


„ (Tyrol). Landtag: Die neugewählten Abgeordneten aus Wälfch: 
tyrol erfcheinen wiederum nicht im Landtag. 


28. Nov. (Niederöfterreih). Landtag: Adreßdebatte. Rede 
Kuranda’s über das Verhältniß zu Deutſchland. Schmerling er: 
Härt, fih ber Abjtimmung enthalten zu wollen. Der Entwurf der 
Adreßcommiſſion wird jchließlih mit 44 gegen 8 Stimmen ange: 
nommen: 


„+. Wenngleich, bei unparteiifcher Erwägung der Ereignifje, das demü⸗ 
tbigende Ende des fetten Krieges der duch mehrere Mitglieber des gegen⸗ 
wärtigen Minifteriums veranlaßten Sijtirung des verfaſſungsmäßigen Lebens 
nicht allein zugefchrieben werden kann, jo vermag doch nicht verfannt zu 
werben, baß die feit der Siftirung wadjende Zerflüftung und 
Shwähung Defterreihs und ber in ber Bevölferung immer 
weiter greifende zerfeßende Peſſimismus von unferen Feinden 
ſchlau benutzt wurden, und daß man insbefondere durch diefe Politik fich bei 
ſchon drohender Gefahr jenes Organs ſelbſt beraubte, welches vorzugsweile ge: 
eignei und berufen geweſen wäre, die Begeilterung ber Völker zum Kampfe für 
Recht und Freiheit, zur allgenteinen Erhebung und zur unwiderſtehlichen 
Abwehr des ungerechteften Angriffes wachzurufen. Sowie Eure Majeftät in 
Ihrem Manifeſte von 17. Zuni d. J. den Mangel einer in biefem erniten 
Momente um Ihren Thron verfammelten Vertretung Ihrer getreuen Völker 
bedauerten, jo bat es auch das Land mit patriotifhem Kummer empfunden, 
daß, während die Vertretung Ungarns bis zum 26. Juni tagte, bie ver: 
faffungsmäßige Gefammtvertretung der Länder bieffeits ber Leitha gegenüber 
ber dem Vaterlande drohenden Gefahr in thatenlojem Schweigen verharren 
mußte... Die folgenfäwerfte und ſchmerzliche Bedingung des Friedens war ber 
Ausfhluß Defterreihs aus Deutſchland... Auch bier Tiegt es 
ferne von uns, jenen Räthen der Krone bie langjährige Schuld früherer Re⸗ 
gierungen aufzubürden; daß aber die Befeitigung bes verfaflungs- 
mäßigen Lebens bie Sympatbien Deutihlandbs für Oeſter— 
reich erfhüttern, ben legten Glauben an feine innere Kraft 
und feinen Fübrerberuf in Deutfhland vernichten mußte, 
und daß dieſe Erfenntniß ben begeifterten Auffhwung ber beutjchen Ber: 
bünbdeten für ihre und Oeſterreichs gute Sache lähmte, ift wohl nicht zu 
bezweifeln. Die Zerrüttung der Finanzen mußte bei einer num über 
ein Jahr währenden budgetlofen und controlfreien Regierung in erichredender 
Progrefiion wachſen, da Grebit: Operationen bei bem völligen Abgange der 
bejchliegenden Mitwirfung einer Volksvertretung immer wunüberfteiglichere 
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Hinderniffe entgegenftehen, und man daher zu bem letzten Mittel, ber Staates 
notenpreffe, fchritt. Die Unficherheit ber ſtaatewirthſchaftlichen und politifchen 
Zuftände blieb nicht ohne empfindliche Rückwirkung auf bie Bollswirtäichaft, 
und felbft der fcheinbare Auffhwung einzelner Probuctionszweige ruht nicht 
auf einer gefunden Grundlage. Kein freiheitlicher Fortihritt auf bem (fc: 
biete der Geſetzgebung, Berwaltung und Juſtizpflege belebte auch nur einen 
Moment die Tobdtenftille der Siflirunge-Arra. Die fo ſehnlichſt herbei⸗ 
ewünſchte Verſtändigung mit Ungarn, das Ziel, welchem das Mini: 
Herium das Verfaffungsredht ber cisleithanifchen Linder zum Opfer brachte, 
fie wurde durch biefes Opfer in Jahreefriſt um fein Atom gefördert, wohl 
aber haben Entinuthigung und Mißtrauen gegen bie auf freier Bahn thatens 
Iofe Regierung immer verberblicher gewudert. Ja, jene Diitglieder des Mi⸗ 
nifteriums Haben fich durch die Conſequenzen ihrer Siltirungs-Politit jo ſehr 
die Hände gebunden, daß fie nun, ohne Vertrauen, ohne Unterjlüßung dies⸗ 
unb jenfeits ber Leitha, gar nicht mehr im Stande find, in bie verfaſſunge⸗ 
mäßige Bahn wieder einzulenfen... Allein nicht bloß der materiellen Hilfe 
bedürien das Land wie bas Reich. Tie Notwendigkeit, bie ſchwindenden 
Kräfte bes Reiches zu fammeln, die volfswirthichaftliche Arbeit zu ermuntern 
und ben Glauben an eine wahrhaft conjtitutionelle Geftaltung des Staates 
und bamit das Vertrauen auf feine Zukunft wieder zu beleben, ſchwebt allen 
trenen Unterthanen Eurer Majeftät vor Augen, und nur in ber |chleus 
nigften Wiederherſtellung ber veriaffungsmäfigen Zuſt ände 
erbliden fie ben Weg der Mettung und die Möglichkeit zur Frreihung ber 
väterlichen Abfichten Curer Majeſtaͤt. Im den Ländern ber ungariihen Krone 
gerubten Eure Majeſtät folche bereits anzubahnen; allein das Stammland 
Miederöfterreich und mit ihm bie Länder dieſſeits der Leitha, fie harren noch 
mit Sehnſucht ber Wiederbeichung ihres von Eurer Majeſtät ſelbſt ge⸗ 
währten Verſaſſungsrechtes. Der treugehorſamſte niederöſterreichiſche Landtag 
muß nun, wo das Mandat ſeiner Mitglieder zu Ende geht und er zum 
letztenmale in dieſer Wahlperiode da3 hohe Glück bat, zu feinem Herrn 
und Kaifer zu fprechen, diefer Geſinnung chrerbietigft Ausdruck verleihen. 
Beſeelt von ber innigften Neberzeugung, daß nur auf diefem Wege bie inneren 
Wirren auf rechtlicher Grundlage gelöft zu werden vermögen, erlaubt 
fih der treugehorſamſte Landtag in Ehrfurcht bie bringendfte und unter: 
thänigfte Bitte: Eure Majeftät wollen geruben, den verfaffungsmäßigen 
Zuftand wieberberzuftellen und zu dieſem Ende nah Schluß ber Landiags⸗ 
feffion bie Einberufung des Reichsrathe auf Grund ber Ver— 
faffung allergnäbigft anzuorbnen.” 


29. Nov. (Mähren). Landtag: Ein Antrag der czechiſchen Partei bez. 
Nevifion der Lanbtagswahlorvnung (zum Nachtheil des deutſchen 
Elements) wird mit Hülfe der Mittelpartei von 46 gegen 45 Etim: 
men abgelehnt. 


1. Dee. (Eroatien). Der Landtag ſpricht fi) neuerdings für Auf: 
bebung ber Militärgränze und Einverleibung Dalmatiens in das 
breieinige Königreich aus. 

3.—4. Dec, (Dberdfterreih). Landtag: Adreßdebatte. Entwurf 
ber Commiflion: 

„Die Fortbauer ber Siftirung, die raſch nachgefofgten unglüdlihen, ja 
verhängnißvollen Ereigniffe und deren höchſt traurige Folgen, an welchen 
bie Siftirung wefentlih Schuld trägt, maden es dem oberöfterreidi- 
hen Landtage zur unabweistihen Pfliht, Eurer Majeſtät bie 
volle und ungeſchminkte Wahrheit über bie lauten nit weht 
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zu rüczudrängenden Wünſche des Volkes vorzutragen. Sie gehen 
auf Rückkehr zu dem verfaſſungsmäßigen Rechte dies- und 
jenfeits ber Leitha; auf die hiedurch allein möglich Vereinbarung 
unter Wahrung ber Einheit des Reiches, wemit dauernd der in— 
nere Frieden und das Anfehen bes Reiches nach Außen bergeftellt werben; 
auf die endlihe burdhgreifende Umgeftaltung DOefterreihs in 
einen freien Eulturftaat ber Neuzeit. Der Tegte unglüdliche 
Krieg bat die europäilche Machtitellung bes Reiches tief erfhüttert. Schmerz: 
li vor Allen berührt uns als Deutſche die Rostrennung Defterreichs von 
Deutfihland, das Zerreißen des engen taufendjährigen Verbandes mit dem 
großen deutfhen Volke, als defjen Theil wir uns der Abſtammung, Sprade, 
Sitte und Eultur nah fühlten und fortan fühlen werben. Oberöſterreich 
hält e8 dennoch für feine Aufgabe und Pflicht, einem freien Oeſterreich an: 
zugebören und bafjelbe zu fürdern. Es kann wohl erwarten, daß dem 
beutfhen Elemente in Ocherreih die gebührende Stellung gewahrt 
bleibe und es eine Zurückſetzung nicht mehr erfahren werde. Schwer haben 
bie Völker die Fehler der Diplomatie und der Kriegführung empfunden. Tie 
wirtbihaftlihen und finanziellen Schäden des Neiches, das durch die Wider: 
ſacher des Foriſchritts verfchuldete Zurüdbleiben Defterreihs auf 
geiſtigem Gebiete, insbejondere im Volfsunterridhte, wurden 
für Jedermann offen an ben Tag gelegt. Die Zerrüttung des Geldweſens, 
bas verderbliche Anwachſen der thatlüchlich jeder wahren Gontrole ſich ent= 
ziehenden Staatsihuld; die damit verbundene, kaum erſchwingliche Zinfenlait, 
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Ihaftlihen Verhäftniffe nahezu verzweifeln. Handel und Gewerbe liegen 
barnieder ; Steuerzahlungen ftocden; die Verarmung greift in erſchreckender 
Weiſe um fih; Muthlofigfeit, ber ſchlimmſte Feind des Aufraffens eines 
Volkes zu neuer Thätigkeit, jtellt jich ein. Die Annalen der Geſchichte Oeſterreichs 
weijen Feine Zeit nad), in welcher die Herzen ber Völker von fo tiefer Trauer 
erjchüttert, durch den Verluft der theueriten Angehörigen und durch zerjtörtes 
Familienglück beimgefucht wurden. Nicht die traurige Lage des Neiches und 
Landes allein ift es, die mit banger Beſorgniß erfüllt; tiefe Betrübniß herrſcht 
aud darüber, daß bie feierlich zugeficherte Mitwirfung und Zuftimmung ber 
Volfsvertretung bei ber Giefeßgebung, bei Regelung und Controle bes Staats: 
baushaltes, für deren Thätigfeit Cure Majeſtät wiederholt volle Anerkennung 
ausſprachen, ftatt zur Wahrheit geworden zu fein, unterbrochen, wir wollen 
nicht fagen, befeitigt wurde. Es wird als eine große Gefahr für die Zufunft 
des Reiches empfunden, daß es hiedurch zur Unmöglichfeit wirb, bie un: 
fertigen Verfaffungszuftände fehließlicher Ordnung entgegenzuführen und 
mangelnde freiheitliche SInftitutionen, welche ein unabmeisliches Bebürfniß 
find, zu ſchaffen und zu fichern. Tief beflagt das Volk die auch bier zum 
Verderben des Neiches bis jet fich Fundgebende Rath- und Thatlofig- 
feit ber Räthe der Krone Wenn jene Räthe Euer Majeftät ver: 
meinten, das Verſöhnungswerk mit Ungarn duch Siftirung ber verfaffungs: 
mäßigen Rechte der Länder biefjeits der Leitha zu fördern, fo haben fie fid 
eines ſchweren Irrthums fhuldig gemacht. Gerade dbaburch wurde das Ver: 
trauen in beiden Theilen des Reiches geihwächt, bie Löfung ber Aufgabe 
wurde wejentlich erfchwert und was vor Allem bebauert werden muß, es 
wurde zwifchen ben Völkern diefjeits der Leitha durch dieſe Siftirung die un 
zweifelhaft fchon beftandene verfaffungsmäßige Verbindung gelodert, zwiſchen 
ihnen neue Zwietracht geſäet. Alles zeigt das Verfehlte diejes 
Syitems und die Nothwendigfeit, die bisher betretene Bahn 
raſch und vollftändig zu verlaffen. Die Fortdauer der über bie 
Volksrechte fich hinwegſetzenden Regierung, welche mit ber Verfaffungsfiftirung 
begonnen bat, müßte Krone und Reich den allergrößten Gefahren zuführen. 
Geruhen daher Eure Majeftät, vor allem das volle unverfümmerte 


Geferreidh. 269 


verfafjungsmäßige Recht ber Länder biesfeits und jenfeits ber Leitha ing 
Leben zu fegen und den für bie Ränder biesfeits der Leitha verfaffungsmäßig 
beitehenden Vertretungskörper einzuberufen.“ 

Bei der Abftimmung wird der Entwurf mit 34 gegen 8 Stimmen 
angenommen, 

4. Dec. Kine Eaiferlihe Entichliegung an den Kriegsminifter nimmt den 
Beſchluß des oberften Militärjuftizfenats, gegen F8M. v. Benedek 
und die FML. v. Henikftein und v. Krismanic wegen ihres Verhal: 
tens im lebten Feldzug eine kriegsgerichtliche Unterfuhung zu ver: 
hängen, zur Kenntniß, verorbnet jedoch die Ablaffung von weiterem 
gerichtlichen Verfahren gegen bieje oder andere wegen ähnlicher Ver: 
ihulden angeflagte Generale und Stabsoffiziere. Commentar ber 
amtlihen „Wiener Ztg.” zu dieſer Entſchließung. 

4—6. De. (Mähren) Landtag: Adreßdebatte. Entwurf der 
(czechiſchen) Mehrheit und der (deutſchen) Minderheit. Bei ber Ab: 
ftiminung werben durch die Mittelpartei beide Entwürfe abgelehnt und 
befhloffen, an den Kaifer lediglich eine Loyalitätsadreſſe zu "richten. 

6—7.Dee. (Böhmen). Landtag: Adreßdebatte. Entwurf der (czechiſchen) 
Majorität und (deutſchen) Minorität der Commiſſion. Bei der Abftimmung 
wird der Majoritätsentwurf mit 126 gegen 91 Stimmen angenommen. 

„ » (Salzburg) Der Landtag nimmt den Entwurf einer Adrefje 
an ben Kaifer ohne Debatte einftinunig an: 

„... Der im Jahre 1865 verfammelte jalzburgifche Landtag hat — bie 
Rückwirkung der duch das allerh. Manifeft v. 20. Sept. v. Is. erfolgten 
Siftirung der Wirkſamkeit der Neichsvertretung auf das Mohl bes Landes 
erwägend — in ber am 9. December v. J. einhellig befchloffenen Adreffe 
Ew. Maj. „um baldmöglichſte volle Wiederherftelung ber verfaffungsmäßigen 
AZuftände” gebeten. Die feither in der Lage Oeſterreichs eingetretene Vers 
ihlimmerung enthält bie leider nur allzu ernſte Mahnung, auf bie vorjährige 
ehrfurchtsvollſte Bitte zurüdzufommen. Das Reich bedarf bes äußern unb 
bes innern Friedens, denn es muß alle feine geiftigen und materiellen Kräfte 
fammeln und nachhaltig anfpannen, um das zu werden, was es fein Tann 
und fol: mächtig nah Außen, alüdlih nah Innen. Dazu ift vor Allem 
nöthig, „die rettende That zur rechten Zeit”, bevor die wachlende Verwirrung 
in den Fragen ber Berfafjung und Unjicherheit bes öffentlichen Rechts, bevor 
der Stillftand in ben mehr als je dringend nothwendigen legislativen Re⸗ 
formen im Bereiche ber Rechtspflege, der Verwaltung, ber volkswirthſchaft⸗ 
lichen Intereſſen, bevor endlidy die bedrohlich für den Gteuerträger, ben 
Stantsgläubiger und das allgemeine Wohl fortichreitende Zerrüttung bes 
Geldweſens und ber Etaatsfinanzen fi für das Reich felbft zu einer unbeils 
baren Krankheit gefteigert haben. An der Schwelle des Kriegs haben Ew. 
Maj. den Mangel einer um ben allerd. Thron verjammelten Vertretung 
Ihrer getreuen Völker fchmerzlich bedauert, und das beim jekt verjammelten 
Landtage mitgetheilte Allerhöchfte Handfchreiben gibt neuerlid, Zeugniß, welche 
hohe Bedeutung e8 habe, in tiefernflen Momenten Monarch und Volk Eines 
Einnes zu wiſſen. Ew. Maj.! Der Ernjt ber Lage buuert fort. Verſam⸗ 
meln Sie bie Vertreter bes Reiches um den Faiferl. Thron und, treuergeben, 
dem Bertrauen mit Vertrauen lohnend, werden fie mit loyalem Rath, mit 
opferfreudiger That der Weisheit Ew. Maj. bei ber Turhführung Allers 
höchſtihrer Iandesväterlichen Abjichten zur Seite fiehen. Ohne die Reiches 
vertretung, ber die befchließende Mitwirkung bei Berkatunauetimuuuuug, 
allein zufteht, Tann ber Ausbau der Verfaflung mi ter green Stutur 
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Tage des Rechtes und insbefondbere bie Herftellung bes innern Frie- 
dens durch den Ausgleih mit ben Ländern der ungarifdhen 
Krone niht erzielt werben; ohne fie mangelt dem Fortichritte und 
ber Reform ber gefetliche Wen, und ohne fie läßt ſich eine fefte Ordnung 
im Staatshausbalte ſchon deshalb nicht erwarten, weil nur durch fie dem 
Etaatscrebite ber unentbehrliche Auffchwung werden kann. Bie vom treu: 
gehorfamften Landtage ehrfurchtsvollſt erbetene balbigfte Wieberherftels 
lung ber verfaffungsmäßigen Thätigfeit ber Neihsvertre- 
tung wirb in dem kranken Staatskörper bie Lebensthätigfeit, ohne die jed⸗ 
webes Heilmittel unwirkſam ift, von innen beraus erwecken, das Vertrauen 
bes Volkes auf die Zukunft und bie Opferwilligkeit neu beleben und jene 
freie Bahn eröffnen, auf welcher allein das in feinen Grundfeften erfchütterte 
Baterland feine Äußere Machtſtellung und innere Wohlfahrt wiedergewinnen 
und dauernd bejeftigen Tann.“ 


6. Dec. (Galizien). Landtag: Adreßdebatte. Der Adreßentwurf ber 


Polen fpricht ſich gegen die Februarverfaflung, derjenige der Ruthenen 
für diefelbe aus: 

Entwurf ber Polen: „... Wir leben ber Ueberzeugung, daß, wenn 
die durch das DOctober-Diplom anerkannten Rechte und hiſtoriſchen Trabi: 
tionen der Länder zur vollen Berüdfichtigung gelangen, und die burch den 
freien Ausipruch ber Tegalen Vertreter abgegebenen Erflärungen ber Völker 
Geltung gewinnen werden, baß bann für immer das Syftem ber 
Gentraliiation unmöglich fein werbe, welchesdieLebenskraft 
her Völfer lähmte und damit die Macht des ganzen Reiches 
untergrub. Sencs verdberblihe Syſtem ift die Quelle unferer Niederlagen 
und Leiden — Oefterreich aber fol ftarf und mädtig fein... Aus eigener, 
tiefinnerer Ueberzeugung geben wir uns beim berzerhebenden Glauben Bin, 
daß Oefterreich, um zu beftehen und fich herrlicher denn je zu erheben, feiner 
Beftimmung und ber Macht ber Thatfachen gemäß, nach Innen ber Fräftigfte 
Ausdrud der Achtung der Freiheit, nach Außen aberder Schild fein 
werde zur Bertheibigung ber Givilifation des Wefens, 
der Rechte der Nationalität, dev Humanität und ber Gerechtigkeit. Das 
eigene Wohl, wie das Gewiflen der andern Völfer, die von ber Idee ber 
chriſtlichen Givilifation durchdrungen, wird es nicht zugeben, daß Oeſterreich 
allein ftehe in der Erfüllung biejer Miffion. Diefe Miſſion war aud 
bie unfere viele Jahrhunderte lang. Ohne Beforgniß, unfern natio⸗ 
nalen Traditionen abtrünnig zu werben, im Glauben an bie Miffion 
Defterreihs-und im Vertrauen in die Unabänberlichfeit ber Entichließun- 
gen Ew. Maj., erklären wir demnach aus ber Tiefe unjers Herzens, zu Ew. 
Mai. zu halten und halten zu wollen.” 

Entwurfber Rutbenen: „...Da nun bei uns die von Ew. Maj. 
gewährleiftete Gleichberechtigung noch nicht allfeitig ins Leben gerufen 
ift, fo nahen wir in Demuth bem Throne Ew. Majeftät mit ber Bitte, daß 
bie Vertretung bes Reiche auf Grund bes Detoberdbiploms und 
ber Februarverfaffung einberufen, daß bei berfelben beibe Nationali= 
täten Galiziens durch Vertreter eigener Wahl repräfentirt und auch im Land⸗ 
tage die nationalen Angelegenheiten buch gefonberte Eurien unb Aus: 
fchüffe beider Nationalitäten vertreten und das Patent v. 26. Febr. 1861 in 
biefer Richtung abgeändert werde, auf baß bie durch bie Weisheit Ew. Maj. 
gefchaffene Harmonie bie Bewunderung der Welt errege und ber Name Ew. 
Majettät mit unauslöſchlichen Lettern verzeichnet werde im Buche der Ges 


ſchichte.“ 
Der Adreßentwurf der Polen wird in dritter Leſung mit 84 
gegen 40 Stimmen angenommen. 
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7. Dec. (Ungarn). Unterhaus: Vorläufige Debatte über die Antworts⸗ 


adreſſe auf das Reſcript vom 17. Nov. Tisza beantragt Namens 
der Linfen, in der Adreſſe zu erflären, bag, nachdem das kgl. Res 
jpript die in den frühern Adreſſen niedergelegten Bitten um Ser: 
ftelung der Rechte und Geſetze bes Landes nicht erfüllt habe, ber 
Landtag ohne Verlegung der Rechtscontinuität nicht weiter vorgehen 
inne; Deak beantragt, daß das Haus zwar auf Grund ber früs 
beren Adreſſen neuerdings die fofortige Wiederherftellung der Ber: 
faffung erbitten und urgiren, aber zugleich erklären möge, daß es 
die im 8. Refeript enthaltenen Bemerkungen f. 3. bei Behagblung 
der Anträge der 67er Commiſſion mit Chrfurdt und gebührender 
Aufmerkfamkeit in Erwägung ziehen werde. Bei ber Abjtimmung 
wird mit 227 gegen 107 Stimmen befchloffen, eine Adreſſe im 
Sinne Deals zu erlaſſen. 


10. „ (Steyermar). Der Landtag nimmt ben Noreßentwurf ber 


11. 


Commiſſion (Kaifersfeld) ohne Debatte faſt einftimmig an: 

.... Mit tieffter Ehrfurcht, aber auch mit aller Difenheit, welche bie 
Treue gebietet, muß ber Landtag es ausipredhen, daß die Bahnen jener Pos 
litik vollftfändig verlafien werden müffen, welde Ew. Majeſtät 
Regierung mit dem Natente v. 20. Sept. betreten hat. In der conititutios 
nellen Mitwirfung ber Völker mit ber Regierung, daber in ber Wiederher⸗ 
ftellung der verfalfungsmäßigen Zuftände in jedem Theile bes Reiches, in 
bem rüdbaltlojfen Aufgeben bes Abfolutismus und in ber 
aufrihtigen Hingebung an bas parlamentarifhe Syitem in 
jeder Sphäre ber Geſetzgebung und bes ftaatlihen Xeben®, 
in der Sicherung gegen noch weitere Zerfplitterung durch bie zu kräftigende 
Gefammtvertretung ber Länder diesſeits ber Leitha, im einer vorurtheilsfreien, 
von Nebenzielen nicht getrübten, dem ;yortichritte zugewenbdeten und in einer 
ſolchen Politik, welche Frieden Hält mit allen Mächten und nirgends Mißs 
trauen wachruft — iſt der Weg vorgezeihhnet, ber gegangen werben muß. 
Ew. Maj. werben biefen Weg, wie ber Landtag zuverjichtlich hofft, muthig 
betreten, und dann wird auch Oeſterreich wieber fich erheben aus bem tiefen 
Berfialle, in welhen das Mißgeſchick und verhängnißvolle Mißgriffe es 
geftürzt haben. Die Lage, in welcher Defterreich fich in dieſem Augenblide 
befindet, und die Gefahren, welche fih noch immer wie Gewitterwolken aufs 
thürmen, und welde den Beſtand des Neiches ebenjo von Außen wie von 
Sinnen bedrohen, dulden aber Leinen Fängern Aufichub. Der Landtag kann 
daher nicht abſehen von ber Löſung der einen frage, bie allein die Löfung 
aller andern in ſich fließt. Daß über bie ſtaatsrechtlichen Verhält: 
niffe Ungarns unb des Reiches endlich verfaffungsmäßig entjchieben 
werde, barauf vor allen Tingen möge bie Aufmerkſamkeit und die Thatkraft 
Ew. Maj. gerichtet fein. Nicht wie biefe Angelegenheit erfolgen fol, aber 
daß es im höchſten Intereſſe der Monarchie und jedes Landes, das treu zu 
diefer hält, liege: daß fie jchnell erfolge, das fühlt fi) der treugehorjamite 
Landtag gebrungen, ehrfurchtsvoll auszufpregen. Ter Streit fommt nur 
den äußern Feinden Oeſterreichs und ben zerfeßenden und eben deßhalb fo 
gefährlichen Elementen zugute, die e8 in feinem Innern birgt. Dejterreiche 
Kraft bleibt gebrochen, fo lange diefer Streit nicht ausgeglichen ift, und ein 
wahrer Eonftitutionalismus Tann nirgends herrſchen, fo lange verfafjungss 
mäßige Zuftände nicht überall beftehen.. . .* 


„ Bulomwina). Landtag: Adreßdebatte. Entwurf der Majorität 


und der Minorität der Commiſſion. 
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Der Entwurf ber Commiſſionsmehrheit knüpft an das kgl. 
Reſcript vom 17. Nov. an den ungariſchen Landtag an, acceptirt den dadurch 
angebahnten Dualismus des Reichs und fährt dann fort: „Wenn aber bei 
den gegebenen Verhältniſſen als nothwendiges Collorar des Conſtitutionalis⸗ 
mus ber verantwortlichen Regierung in ben beiden Reichshälften für bie 
jeder berjelben gemeinfamen Angelegenheiten eine gefonderte Vertretung zur 
Seite fteben muß, fo könnte nur durch eine genaue Begrenzung ihrer Be: 
fugnijfe und durch bie entſprechende Erweiterung ber Tandtägigen Wirkſam⸗ 
teit der hiftorifchen berechtigten Exiſtenz der einzelnen Königreiche und Länder 
jowie ihrer unbehinderten nationalen Entwidlung Genüge geleiftet werben. 
Tief in unferm Innern wurzelt bie leberzeugung, baß nicht durch eine Alles 
abtödtende und beichränfende Gleichförmigkeit, wohl aber durch die Garantien 

er freiheitlihen und materiellen Entwidlung, vor allem durch Vereinsrecht, 

Selbitverwaltung, Gefhwornengerichte und durch eine den natürlichen Pro: 
ductionsverhältniſſen entfpredhende Yinanzpolitif, die Jufammengehörigfeit der 
Bölfer gefeftigt, und daher die Macht des Stautes erhöht werde. Das fol: 
hergeftalt in feinem Innern gefräftigte Defterreich wird feinen Gegnern Ach: 
tung gebieten, in den flammmwerwandten Nachbarvölkern mächtige Bundes- 
genofjen erlangen, feine providentielle Aufgabe, ein Wölferreich zu fein, und 
ſich als folches fortzuentwideln, mit Sicherheit erreichen.” 

Entwurf der Commifjionsminderheit: „... Der treugehor: 
famfte Landtag hält es für feine gebieterijche und unabweisbare Pflicht, dem 
Gedanken freimüthig Ausdrud zu geben, daß in erfter Linie die baldigſte 
MWiederberitellung verfaffungsmäßiger Zufände und zu— 
nähft bie Einberufung einer Reihsvertretung bie Heilung ber 
ihweren Wunden, unter denen das Reich darniederliegt, ermöglichen, bie 
Beichleunigung eines, alle Theile des Neiches gleich befriedigenben Ausgleichs 
mit den Ländern der ungarilchen Krone erleichtern, ein Wieberaufblüben der 
einzelnen Königreiche und Länder, ein Gedeihen bes ganzen Reiches herbei: 
führen werde. Sind einmal auf biefem Wege die zur Erhaltung der Macht: 
ftellung des Staates nah Außen, bie Einheit bes Reiche bebingenben, einer 
Decentralifation unjähigen Momente feftgejtelle, ift einmal biefer Grunbpfeiler 
ber Berfaffung zur befriedigenden Löſung ber allfeitigen Intereſſen im Wege 
ber freien Vereinbarung aller betheiligten Länder und der Krone gewonnen, 
jo wird der conftitutionele Weiterbau ber Verfaffung bei erweiterter Auto: 
nomie ber einzelnen Königreihe und Länder Feiner bedeutenden Schwierigfeit 
auf ben vorhandenen Grundlagen unterworfen fein, und e8 fann ber treu: 
gehorfamfte Landtag ber Bukowina nur wiederholt feinen ehrfurdhtspolliten 
Wunſch an ben Stufen des Allerhächften Thrones nieberlegen, daß dann auch 
dem Kronlande Bufowina eine umfaffendere Autonomie zu Theil werbe, welche 
ihm geftattet, auf dem Gebicte der Kirche, Schule und Gemeinde fich felbit: 
tätig, individuell, nad dem Grundjage ber Gleichberechtigung fortzuent: 
widelt. 

Bei der Abſtimmung wirb ber Entwurf der Mehrheit abgelehnt 
und derjenige der Minderheit, ber die Wiederherſtellung ber fiftirten 
Vebruarverfaflung ausdrücklich fordert, mit 15 gegen 11 Stimmen 


angenommen. 


11. Dee. Abſchluß des Handelsvertrags mit Frankreich. 


14. 


„ (Kärnthen). Landtag: Adreßdebatte. Mit 28 gegen 3 Stim: 
men wirb ber Entwurf der Commiſſion angenommen: 

„. . . Durch die Folgen des Krieges Tosgelöft aus dem taufendjährigen 
Verbande mit Teutichland, und mit dieſem Mutterlande nur noch verbunden 
durch die geiftigen Banbe ber Stammes: und Sprachgenieinfchaft, der gleichen 
Bejittung und Eultur, muß das alte beutjche Reichsland Kärnthen um fo 
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größeres Gewicht barauf legen, daß das Staatsweſen und bie Berfaffung bes 
Kaiferreiches fih im Sinne wahrer Freiheit und aufrichtigen entichiedenen 
Fortſchritts thatfächlich entwidle. Die Bahnen, weldye zu biefem Ziele fü: 
ven, liegen allerdings abfeit8 von denjenigen, die Ew. Maj. Regierung mit 
bem Allerhöchften Patente v. 20. Sept. 1865 betreten hat — fie find anſchei⸗ 
nend weniger frei, weil innerhalb der Echranfen des Geſetzes fich bemegenb 
— fie werden aber bafür die Völker zur Freiheit führen und ermöglichen, 
baß ber Staat zur früheren Madıflelung gelange. Der treugehorfamite 
Landtag hält feft an der Rechtscontinuität ber Berfaffung vom 
26. Febr. 1861 und ift überzeugt, daß biejelbe dem Ausgleihe mit Ungarn 
nicht im Wege fein wirb, weil alle den Beftand bes Geſammtreiches nicht in 
Frage ftellenden Aenderungen auf verfajiungsmäßigem eye vorgenommen 
werben Fönnen und weil nad der dermaligen Yage des Reiche das Intereſſe 
ber weltlichen Länder nicht entgegenfteht, bie Autonomie Ungarns in jenen 
Nunkten anzuerkennen, welche zur Auftechthaltung bes Geſammiſtaates nicht 
mit Nothwendigfeit ald gemeinfane betrachtet werden müflen. Die ge> 
meinfchaftlihe parlamentariihe Behandlung der gemeins 
ſamen Angelegenbeiten mit einem verantwortliden Minis 
ſterium ift nit blos unerläßliche Vorausfegung für bie 
conftitutionelle Freiheit bes Reiches, fondbern geradezu 
eine unabweislidhe Nothwendigkeit fürben Fortbeſtand des— 
jelben. Ohne lüngerın Auffhub muß cine parlamentarifche Regierung es 
unternehmen, gefüßt auf die conflitutionele Mitwirkung des Reichsraths, 
jene ftantlihen Einrichtungen ins Leben zu rufen, welde perſönliche, bürger: 
lihe und politifche Freiheit Ichaffen und fichern und durch eine volfss und 
ſtaatswirthſchaftliche richtige Führung bes Neiches auch bie materielle Wohlfahrt 
ber Völker zu heben und dauernd zu begründen vermögen. Nur bie alfo: 
gleihe Einberufung des Reichsraths und bie aufrichtige 
Durhführung einer wahrhaft conflitutionellen Regierungss 
form würde bie Meberzeugung geben, daß Oeſterreichs Heil dort gefucht wird, 
wo es einzig noch zu finden ift, daß unjern zerrütteten Finanzverhältniſſen 
und dem Sehuntenen Staatecrebite wieder aufgeholfen werde, und daß jene 
ah ‚behalten, weldhe ben Untergang unferes Baterlandes als bevorftehend 
anfehen. 

— Dec. (Borarlberg). Der Landtag verzichtet auf den Erlaß ciner 
Adreſſe an den Kaifer, nachdem die vorjährige zu Gunſten ber 
Tebruarverfafiung von demſelben zurüdgewiefen wurde. Dagegen 
bringt der Landtag feine unveränderten Anfchauungen in dem Bericht 
feines Ausſchuſſes über den Rechenſchaftsbericht des Landesausſchuſſes 
neuerdings zum Ausbrud. 

15. „ (Ungarn) Das Unterhaus nimmt ben Abreßentwurf der Com: 
miflion (Deals nach feinen Vorfchlägen v. 7. d. M.) mit überwie: 
gender Mebrheit an. 

16. „ rief). Der Landtag genehmigt den Antrag auf Erridtung 
einer juridiſchen Facultät mit ital. Unterrichtsiprade. 

17. „ I(Eroatien). Landtag: Beginn der Adreßdebatte 

Ter gemeinjame Entwurf ber vereinigten felbflänbig-natio: 
nalen und ber national:liberalen Partei verlangt im Weient⸗ 
lichen: Abbrechen ber Berhanblungen mit ungern und jelb: 
ſtändiges Borgehen in der Regelung ee Kentoredtligen 
Beziehungen mit ber Krone; ‚zeithalten A erpätiniflee een Art. 42 
vom Jahre 1861 bejũglich bes fuaatsreguliken AT 3 Ungam; 
Anertennung ber Gejammiſtaatsaungeles "a Sinne 
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des Octoberdiploms und gemeinfamer Geſetzgebung für dieſelben, vor: 
behaltlich ber Eintreibung und Abführung der entrallenden Steuerquote für 
das Land; Feititellung der Form zur Behandlung der Geſammiſtaatsangele⸗ 
genheiten im Wege ber Vereinbarung nach dem Sinne des Septembermani— 
feites; Ablehnung der Februarverfaſſung; endlich fordert fie Garantien Tür 
eine vollkommene ftaatlihe Yandesautonomie. Als Principien für bie 
einbeitlihe Staatsorganilation werden aufgeftellt: Werantmortliches Geſammt—⸗ 
ftaatsminijterium; Ginfammerfyftem; alljährliche Feſtſtellung und Prüfung 
des Gefammtftaatsbudgets durch die Staatsvertretung über Vorſchlag ber 
verantwortlichen NRegierung. Als Borbedingung für das weitere Nor: 
gehen auf Grund dieſer Yrincipien wird bingeftelt: Staatlihe und territo: 
riale NReinteyrirung bed breieinigen Königreichs durch Aufhebung ber Militärs 
gränze und Bereinigung Dalmatiens im Wege verfaffungsmäßigen Ginver: 
nebmens, wie aud) der quarneriichen Inſeln mit Groatien und Elavonien; 
endlich Abftelung ber gegenwärtigen Ticafterial- und Einführung einer ver: 
antwortlichen Landesregierung. 


18. Dec. (Steyermard), Der Landtag lehnt einen Antrag auf Parität 


” 


" 


„ 


der jlovenifchen mit der deutſchen Sprache in ben Volksſchulen ab. 
»„ (Kärnthen). Der Landtag überweist bie Petitionen flovenifcher 
Semeinden, die im Gegenſatz gegen ihre Geiſtlichen und Lehrer die 
Einführung der deutſchen Sprache in ihren Schulen verlangen, em: 
pfehlend der Regierung. | 

„ (Scälefien) Der Landtag erklärt fih einmüthig gegen eine 
Einführung der Sefuiten in Edhlefien. 

„ (Galizien). Der Kaifer betätigt das vom frühern Landtage 
beichloffene Geſetz, betreffend die Aufhebung der Statthalterei-Com- 
million in Krafau und die Gentralifirung Galiziens. Galizien ift 
damit in 74 unter ber unmittelbaren Verwaltung des Gtatthalterei: 
präfidbiums in Lemberg ftehende Kreife eingetheilt. ine große An: 
zahl bisheriger Beamteter, namentlih Deuticher, wird durch bag 
Geſetz außer Thätigkeit geſetzt. 

„ (Sroatien). Landtag: Cpecialdebatte über die Anträge ber 
jog. Regnicolar-Deputation bez. das Verhältniß zu Ungarn als 
Eubitrat des Abreßentwurfs. Es wird beichloffen: 

1) Ter Art. 42 vom Jahre 1861 bleibt immerwährend als unveränbder: 
liche Grundlage und Richtſchnur in ber ftaatsrechtlichen Beziehung bes brei: 
einigen Königreich8 gegenüber von Ungarn. 2) Tas breieinige Königreich 
Hat weder Rechte noch Tflihten und auch feinen gejeßlidden Modus, in den 
ungarijchen Landtag einzutreten, welcher nach Peſth auf den 10. Tec. 1865 
und beziehungsmeife auf den 19. Nov. 1866 einberufen ift. 3) Das brei- 
einige Königreich hält dafür, es jei fraft feines Staatsrechts beiugt und vers 
pflichtet, felbjtändig mit der Serone ins Einvernehmen zu treten. 4) Eelbft: 
ftändige Regelung bes ftaatsrechtlihen Nerhältniffes direct mit ber Krone 
und ohne Ungarn. 5) Rrincipielle Feftftelung und einheitliche Behandlung 
ber aus der pragmatiſchen Sauction vejultirenden allg. Reichsangelegenbeiten. 
6) Feſtſtellung der Behandlungsnorm derfelten im Vereinbarungsivege, Ver: 
wahrung gegen ein jolhes Gentralorgan, das ohne Zuftimmung des drei: 
einigen Königreich8 zu Stande käme, endlich 7) als Vorbedingung das Reti: 
tum der Lanbesreintegrirung durch Aufhebung der Militärgränze und Ver⸗ 
einigung Dalmatiens, und 8) einer verantwortlichen Landesregierung. 

Der erſte Artikel wird fat einftimmig, alle folgenden werben 
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theilweiſe in namentlicher Abſtimmung, mit zwei Dritteln aller 
Stimmen gegen ein Dritttheil (der unioniſtiſch-magyariſchen Partei) 
angenommen. 

19. Dec. (Ervatien). Landtag: Annahme der Adreſſe an den Kaiſer 
auf Grund der am vorhergehenden Tage gefaßten Beſchlüſſe. 

„ « Eoyrol). Landtag: Aoreßbatte Der Entwurf ber Moajorität 
Inüpft an einen energijhen Protejt gegen die Umtriche für Los: 
reißung Wälſchtyrols Die wiederholte Bitte um Aufrechthaltung der 
Slaubenseinheit, während die Verfaflungsfrage birect gar nicht be: 
rührt wird, vielmehr beiläufig dem Scptemberpatente (Zijtirung ber 
Tebruarverfaffung) zugeftimmt wird. 

„... Der treugeborjamfte Landtag erlaubt ſich aber, von biefer unter: 
thänigften Bitte Anlaß zu nehmen, um das Augenmerk Ew. Maj. ehrfurchto⸗ 
vollit auch auf die Eigenthümlichkeiten des Landes und auf bie inneren Bes 
dingungen feiner Einheit zu lenken, von benen für alle Zukunft bie Erhaltung 
jeiner Kraft abhängt. Zu den Eigenthümlichkeiten Tyrols gehören in erfler 
Reihe der fromme Glaube und bie reine Sitte ber Väter unb bie Mehrfraft 
des Volkes; fie flehen in Wechſelwirkung und in ihnen beruht weientlich ber 
alttyrolifhe Geijt, weldyer das Laud zu einem uneinnehmbaren Zolwerfe ber 
Monardie gegen Süben und Weften macht. Ew. Maj. haben in dem Patente 
v. 20. Sept. 18565 auszuſprechen geruht, daß die Mannichfaltigkeit der vers 
Ihiebenen Länder des Reiches beachter, und ihre geichichtliche Rechtsentwicklung 
gejichert werben müfje. Im Bertrauen auf dieſes kaiſerl. Wort, erlaubt ſich 
daher ber treugehorſauiſte Yandtag ehrfurchtsvollit bie Hofjnung auszuſprechen, 
daß nebft ber Ginheit auch bie Eigenthümlichkeit des Yandes in alle Zukunft 
werbe gemahrt bleiben.“ 


Die liberale Minderheit verlangt ten Uebergang zur Tagesord— 
nung. Dasſelbe wird mit AO gegen 18 Stimmen verworfen, worauf 
bie Minorität erklärt, am Zuſtandekommen einer ſolchen Adreſſe in 
feiner Weife mitwirken zu können und daß fie fih demnach der 
Abftimmung enthalten werde. Alle anmwefenten Liberalen verlaffen 
den Saal. Die zurüdgeblichene Mehrheit ijt nicht mehr beichluß- 
fähig. 

20/21. Dee. Beſuch bes Minifters v. Beuft in Begleitung des ungar. 
Hofkanzlers in Peſth. 
„» no (Böhmen) Landtag: Antrag bes Grafen Leo Thun, dem 
Kaifer als Landesgejeg zur Sanction zu unterbreiten. 

„Die erſte Alinea bes F 54 ber Landtagswahlordnung v. 26. Febr. 1861 
tritt außer Kraft und e8 bat der F 54 zu lauten: So wie während ber 
Dauer der eriten Landtagsperiode können auch während der Dauer der ziweis 
ten Anträge auf Aenderungen der Beſtimmungen der Yandtagswahlorbnung 
dur abjolute Stimmenmehrheit des nad G 38 der Landesordnung überhaupt 
beichlußfähigen Landtags beſchloſſen werden.“ 

Die deutſche Partei erhebt gegen einen Beſchluß ſchriftlichen Proteſt 
und erklärt, an ber Berathung des Antrags keinen Antheil zu neh: 
men, worauf die czechiſche Partei denjelben ohne Debatte zum Be 
ſchluß erhebt. 

„» (Tyrol). Landtag: Die Majorität weigert fid, auf die beab- 
ſichtigte Adreſſe zu verzichten und beſchließzt, bielelke wenig U 
W 
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die Tagesordnung zu feßen. Die Liberalen verlafien Hierauf wie: 
berum den Saal, worauf der Landeshauptmann ben Schluß ber 
Seſſion verfündet. 

21. Dec. (Mähren) Landtag: Ein Antrag ber czechiſchen Partei auf 
Abänderung des F 54 der Wahlordnung, wie im böhmilhen Land: 
tag, wird durch die Mittelpartei mit 49 gegen 46 Stimmen zu Fall 
gebradht. 

„» » (Galizien). Landtag: Der Antrag auf PVermehrung ber 
ftädtifhen Vertreter im Landtag um 12 (im polnifhen Intereſſe) 
wird in erfter Leſung verworfen, indem fih nur 82 (alfo nidt 
zwei Drittel) gegen 42 Stimmen bafür erflärn. Ein Ruthene 
verläßt den Saal: zweite Lefung und Annahme bes Antrags mit 
82 gegen 41 Stimmen. Der Ruthene kehrt zuräd und ber An- 
trag wird in dritter Lejung wieder verworfen, 

23. „ Der SKaifer empfängt bie ungarifche und die croatiſche Abrep- 
beputation. 

27. „ (Galizien). Landtag: Frage des Unterrichtsrathes. Die Ru: 
thenen proteftiren gegen ben von ben Polen angeftrebten Beſchluß 
und verlaflen den Saal. 

29. „ (Krain). Landtag: Schlußfigung. Da der Landtag mit Rück⸗ 
ſicht auf die in ihm herrſchende Parteifpaltung zwifchen der deutſchen 
und der flovenifchen Partei feine Adrefje erlaffen hat, fo fucht Graf 
Auersperg (Anaft. Grün) diefelbe durch eine umfafjende Rebe über 
bie großen Fragen bes Reichs zu erjeben. 

30. „ Der Kaifer erläßt auf Grund bes Septemberpatents das Finanz: 
gejeb für 1867. 

Die Stantsausgaben find barin mit 433,896,000 fl., die Staatseinnahmen 
mit 407,297,000 fl. beziffert. Es wird aljo ein Deficit von 26,599,000 fi. 
und mit den aus dem Bienft des Vorjahres noch zu beftreitenden Ausgaben 
von 51,034,000 fl. von im Ganzen 77,633,000 fl. vorausgefehen, zu deſſen 
Dedung jene Gelbmittel im Betrag von 79,495,000 fl. zu verwenden feien, 
welche aus ber auf Grund ber Geſetze vom 5. Mai, 25. Mai und 25. Aug. 
db. J. eingeleiteten Greditoperationen ber Finanzverwaltung noch zur Ber: 
fügung ftänden, fo daß nad) Erledigung fämmtlicher Verbindlichkeiten aus den 
Sabren 1865 u. 1866 am Schlufie bes Jahre 1867 noch 1,862,000 fl. übrig 
bleiben follen. 

Der begleitenbe Bericht bes Finanzminifters Grafen Lariſch ver- 
breitet ſich hauptſächlich über die beſchloſſenen Erfparnifie (ſämmtliche Staats: 
ausgaben, die für das Jahr 1866 auf beinahe 508 Mill. Gulden veranfchlagt 
waren, figuriren im Yudget für 1867 nur mit circa 434 Mill. fl. und der 
Militäretat iſt z. B. von 88 auf 73 Mill, herabgeſetzt), über das „ertreme 
Mittel” ber Papiergeldemiffion, und über bie an die Nationalbanf geleifteten 
Abzahlungen, fo daß der Staat ber Bank nichts mehr fehulbe, als bie für 
bie Dauer ihres Privilegiums bei ihr inveftirten unverzinslidhen 80 Mill, fl. 
und den ebenfalls unverzinslihen Vorſchuß von 60 Mill. fl., ber im Gefek 
vom 25. Aug. db. J. feine Dedung finde. Der Bericht ſchließt dahin: „Bei 
einem Deflcit, welches nur deßhalb die Ziffer von 26 Mill. fl. erreicht, weil 
dev Einnahme⸗Etat weit unter bem wirklichen Erfolg der zwei lebten für bie 
Steuerverhältnifje fehr ungünftigen Briehenejate 1864. und 1865 amgejekt 
worben if, Tann bei einer befonnenen und leidenſchafteloſen Erwägung ber 


Grhericih. 277 


Sachlage nicht verfannt werden, daß das beharrlich angeftrebte Ziel ber Her: 
ftelung eines völligen Gleichgewichts zwiſchen Einnahmen und Ausgaben 
bereits nahe gerüdt if. Amar wird es noch großer Anftrengungen, vieler 
Opfer und Entſagungen bebürfen, bis biefes Ziel erreicht if, aber es ift ers 
reihbar, wenn alle Hebel ber freien Entwidlung, ber geiitigen und materiellen 
Kräfte angelegt werben, wenn ber äußere Friede, welden Oeſterreich ebenfo 
aufrichtig wünfcht, als es ihn nothwenbig braucht, erhalten bleibt, wenn durch 
eine glüdliche Verftändigung in der großen innern Verfaffungefrage bie ers 
jehnte Befriedigung eintritt, das Vertrauen wieberfehrt und Sparſamkeits⸗ 
maßregeln und Finanzreformen durch bie Mitwirkung einer im Völkerleben 
wurzelnden legalen Vertretung ihre v.Ue Kraft und Nachhaltigkeit erlangt 
haben werden.“ 

31. Dec. Ein kaiſerl. Handfhreiben an den Kriegsminifter genehmigt ben 
Entwurf eines auf die allgemeine Wehrpflicht gegründeten Wehr: 
geſetzes, deſſen definitive Annahme zwar ber verfaflungsmäßigen Be⸗ 
handlung desſelben vorbehalten wird, deſſen wichtigfte Yeltimmungen 
aber ſchon jeßt proviforifh ins Leben treten follen. 

„ n (Salizien) Landtag: Debatte über ein neues Schulgelek. 

Nach dem Entwurf follen in den Volksſchulen beide Lanbesiprachen, 
in ben Mittelfhulen aber allein bie polnifhe Spradhe anerkannt 
werden. Die Ruthenen legen gegen dieſen Grunbjak ben entſchie⸗ 
denſten Proteſt ein und verlaffen den Saal, um die Berjammlung 
beſchlußunfähig zu maden, worauf der Schluß der Seflion verfün- 
bet wird. 

(Eroatien). Der Landtag nimmt ben Entwurf einer Landtags: 
wahlorbnung nad kurzer Debatte an, verwahrt fid gegen bie 
Octroyirung einer folden und beichließt, jenen Entwurf durch Re⸗ 
präfentation dem Kaiſer zu unterbreiten. 


" „ 


v1. 
Anhang. 
(Die Friedensihlüffe.) 


I. 


Stiedensvertrag von Prag zwiſchen Preußen und Oeſterreich 
u vom 23. Auguſt 1866. \ \ 


Am Namen ber Allerheiligften und Untheilbaren Treieinigfeit-: Se. Maj. ber 
König von Preußen und Ge. Maj. der Kailer von Tefterreih, beieelt von dem 
Wunſch, ihren Rändern die Wohlthaten bes Friedens wiederzugeben, haben befchloffen, 
die zu Nidolsburg am 26. Juni 1866 unterzeichneten Rräliminarien in einen bes 
finitiven riedensvertrag umzugeftalten. Au dieſem Ende haben Ihre Majeſtäten 
zu ihren Bevollmädtigten ernannt und zwar ber König von Preußen Karl Frhrn. 
v. Werther ꝛc. und ber Kaiſer von Oeſterreich Adolf Maria FIrhrn. v. Brenner: 
Felſach 2c., welche in Prag zu einer Gonferenz zufammengetreten find unb nad) 
Auswechslung ihrer in guter und richtiger Form befundenen Bollmadıten über nach⸗ 
ftehende Artifel fich vereinigt haben. Art. 1. Es fol in Zukunft und für beftänbig 
Friede und Freundſchaft zwiſchen Sr. Maj. dem König von Preußen und Er. Mai. 
den Kaiſer von Oeſterreich, ferwie zmwiichen deren Erben und Nadyfommen und ben 
beiderfeitigen Staaten und Unterthanen herrſchen. Art. 2. Behufs Ausführung bes 
Art. 6 der in Nidolsburg am 26. Juli diefes Jahrs abgeichlofienen Friedens⸗ 
präliminarien, und nachdem Se. Maj. der Kaifer der Franzofen durch feinen bei 
St. Maj. dem König von Preußen beglaubigten Botichafter amtlich zu Nidolsburg 
am 29. Suli ejusdem hat erklären laffen: „Qu’en ce qui concerne le Gouver- 
nement de l’Empereur la Venetie est acquise & l’Italie pour lui &tre remise & 
la paix“ — tritt Se. Maj. ber Kaijer von Defterreich diefer Erflärung auch feiner: 
jeitö bei und gibt feine Zuftimmung zu ber Vereinigung bes Iombarbo:venetianifchen 
Königreihs mit dem Königreich Stalien ohne andere läftige Bedingung als bie 
Liquidirung derjenigen Schulden, welche als auf den abgetretenen Landestheilen 
Dajtenb werben erfannt werben, in Webereinftimmung mit bem Vorgang bes Tractats 
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von Zürich. Art. 3. Die Kriegsgefangenen werben beideröcits otort ireigegeden 
werden. AÄrt. 4. Se. Majeſtät der Kaiſer von Deiterreich erlennt die Auftciung 
bes bisherigen deutſchen Bundes an, und gibt feine Znuitimmung zu ciner neuen 
Geſtaltung Deutſchlands ohne Betheiligung des öſterreichiichen Kaiſciſtäaate. GEbdenſo 
verſpricht Se. Maj Das engere Aundeaverbälmit anzuerkennen, welches Ze Maij. 
der König von Preußen nördlich ven der Linie des Mains begründen wird und er⸗ 
klärt fi damit einverſtanden, daß Die jüdlich von dieſer Yinte gelegenen deutſchen 
Staaten in einen Verein zuſammentreten, deſſen natienale Verbindung mit dem 
norddeutſchen Bunde ber nähern Verſtändigung zwiſchen beiden vordebalten bleibt, 
und der eine internationale unabhüngige Exiſtenz baben wird. Art. d. Ze Mi. 
der Kailer von Vefterreih überträgt auf Ze Mai Den Kenig von Preußen ale 
jeine im Wiener Frieden vom 30, Det. INS erworbenen Rechte anf die Herzog⸗ 
thümer Soljtein und Schleswig mit ber Maſegabe, darf die NAevölterungen ber nörd⸗ 
lihen Dijtricte von Schleswig, wenn fie durch freie Abſtimmung den Wunſch zu 
erfennen geben, niit Dänemark vereinigt zu werden, an Dänemark abgeireten werben 
ſollen. Art. 6. Auf den Wunſch Sr. Maj Bes Kaiſers von Oeſterreich erflärt 
Se. Maj. der König von Preußen jich bereit, bei den bevorſtebenden VReränderungen 
in Deutihland ben gegemeärtigen Territorialbeitand Des Königreichs Zachlen in 
ſeinem biäberigen Umfang beſtehen zu laſſen, indem er fich dagegen vorbehätt, den 
Reitrag Sachſens zu ben Kriegokoſten und bie Fünftige Stellung des Königreichs 
Sachſen innerbalb des nordbdeutfchen Nundes durch einen mit Zr. Maj. dem Rönig 
ven Sachſen abzufchließenden beionderen Friedensvertrag Mäber zu jegeln. Dagegen 
rerſpricht Se. Maj. der Kaiſer von Oeſterreich die von Zr. Maj. Dem König von 
Preußen in Norddeutſchland herzuſtellenden neuen Cinrichtungen, einſchließlich Der 
Territorialveränderungen, anzuerkennen. Art. T. Rehufs Auseinanderſetzung über 
das bisherige Bundeseigenthum wird binnen lännttene ſechs Wochen nach Matifi- 
cation des gegenwärtigen Vertrags eine Commiſſien in Irankiurt a. M. zuſammen⸗ 
treten, bei welcher ſämmtliche Ferderungen und Anſprüche ar den deutſchen Aund 
anzumelden und binnen ſechs Monaten zu liquidiren ſind. Preußen und Oeſterreich 
werden ſich in dieſer Commiſſion vertreten laſſen, und es ſieht allen übrigen Yundes= 
tegierungen zu, ein aleiches au thun. Art. *. Oeſierreich bleibt berechtigt, ans 
ben Bundekieſtungen das Failerlihe Gigenthum und von Dem beweglichen Wundess 
eigenrbum ben matricularmäfigen Antheil Oeſierreichs fertzuführen oder ſonſt bars 
über zu verfügen; daſſelbe gilt von dem achammten beweglichen Vermägen bes 
Bundes. Art. 9. Tin etarämäfigen Beamten, Tienern und Yenitcniiten bes 
Bundes werden die ihnen gebührenden beziehungsweiie bereits kerilligten ‘Fentionen 
pru rata ter Viairitel zugeſichert; jedoch übernimmt bie iniat. preupiiche Regie⸗ 
rung die kisber aus der VRundesmatricularcaſſe beitrittenen Yennenen und Unter: 
ftügungen für Chisiere ber vermaligen ſchle«wig heliteiniicken Armee und beren 
Hinterlaiiene. rer. Ir. Ter Vezug bir von ter kai. ölterreidüiten Statthalterſchaft 
in Holñein susehkerren Penſionen bleibt ben Intereſienten benillizt. Tie nech im 
Gewabriam ter kaii. dierreichiichen Regierung befindliche Summe ven 4114,Ahlen. 
däniſcher Reitsmün:e in Aprogentigen däniichen Ztantsckligaticnen, welbe ben 
boliteiniieen zırınzen anzebätt, wird denielben urmitieltar nad ker Mitiherticn 
kes zesermirnzen Tertrazs zurüderitatter. Kein ZAnaebiriger car Seranrtlimer 
Scllein re Z&letwiz und fein Unteribin übrer Morgen cr® w.niz% com 
Lreuten un: bes Ries von Lelterreib wirs wesen imz zemelen Ver 
bitens mitren: Ber legten Greianiiie unz crd Brrays rein, Beunz.©tsı eher im 
ieinee Teri:m zz Seinem Gigentt am kerriterou o erzir. Are. 11. Ze Mens, ber 
sr Bam gem Lorsch verzüige if, keiota Tedurz eres Zei: ber Sür 
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bie zum Friedensfchluffe in den von ihr occupirten öjterreichifchen Lanbestheilen haben 
wird, mit 5 Millionen preußifcher Thaler in Abzug gebracht werben, jo daß nur 
20 Millionen preußifcher Thaler baar zu zahlen bleiben. Die Hälfte biefer Summe 
wird gleichzeitig mit dem Austauſch ber Ratificationen bes gegenwärtigen Vertrags, 
bie zweite Hälfte drei Wochen fpäter zu Oppeln baar berichtigt werben. Art. 12. 
Die Räumung ber von ben königl. preußiihen Truppen befegten öfterreichiichen Ter⸗ 
ritorien wird innerhalb drei Wochen nad bem Austaufh der Watificationen bes 
Friebensvertrags vollzogen fein. Bon bem Tage bes Ratificationstaufches an werben 
bie preußifchen Generalgouvernements ihre Functionen anf ben rein militärijchen 
MWirkungsfreis befchränfen. Die befonderen Beſtimmungen, nach welden biefe Räus 
mung ftattzufinden bat, find in einem abgefonderten Protokoll feitgeftellt, welches 
eine Beilage bes gegenwärtigen Vertrags bildet. Art. 13. Alle zwiſchen ben 
hohen vertragichließenden Theilen vor dem Kriege abgefchloffenen Verträge und Ueber: 
einfünfte werben, infofern diefelben nicht ihrer Natur nach durch bie Auflöjung bes 
beutfchen Bundesverhältniffes ihre Wirkung verlieren müffen, biemit neuerdings in 
Kraft geſetzt. Insbeſondere wird die allgemeine Gartell-Convention zwifchen ben 
deutſchen Bunbesftaaten vom 10. Februar 1831 fammt ben dazu gehörigen Nach⸗ 
tragsbeftimmungen ihre Gültigkeit zwiſchen Preußen und Defterreih behalten. Je⸗ 
doch erklärt bie kaiſerl. öfterreichifche Regierung, daß der am 24. San. 1857 abge: 
ſchloſſene Münzvertrag durch die Auflöfung des beutichen YBunbesverhältniffes feinen 
wefentlichften Werth für Oeſterreich verliere, und die königl. preußiſche Negierung 
erflärt fich bereit, in Verhandlungen wegen Aufhebung bdiefes Vertrags mit Deftere 
reih und den übrigen Theilnehmern an demſelben einzutreten. Deßgleichen behalten 
die hohen Gontrabenten ſich vor, über eine Reviſion des Handels⸗ und Zollvertrags 
vom 11. April 1865, im Sinne einer größeren Erleichterung des gegenjeitigen Vers 
kehrs, fobald als möglich in Verhandfung zu treten. Einſtweilen dt ber gedachte 
Bertrag mit der Maßgabe wieder in Kraft treten, daß jedem ber hoben Contra⸗ 
benten vorbehalten bleibt, denfelben nach einer Anfindigung von ſechs Monaten 
außer Wirkjamfeit treten zu laſſen. Art. 14. Die NRatificationen des gegen⸗ 
wärtigen Vertrags follen zu Prag binnen einer Frift von acht Tagen, ober, wenn 
möglich, früher ausgewechfelt werden. Urkund befjen haben die betreffenden Bevoll⸗ 
mächtigten gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet und mit dem Aufiegel ihrer Warpen 
verjeben. So geichehen in Prag am 23. Tage des Monats Auguft im Jahre bes 
geis Aöstzehndundertfechgigunbfeche, (L. 8.) ge. Wertber. (L. 8) ge. 
renner. 

Angelegt ſind ein Protokoll, betreffend die Auslieferung der Kriegs⸗ 
gefangenen und die Räumung des kaiſerl. königl. öſterreichiſchen Terri⸗ 
toriums durch die königl. preußiſchen Truppen, und die folgende Er⸗ 
klärung: 

Die Regierungen von Preußen und Oeſterreich, von dem Wunſche geleitet, die 
Eiſenbahnverbindungen zwiſchen ihren beiderſeitigen Gebieten zu vermehren, haben 
aus Anlaß der Friedensverhandlungen die unterzeichneten Bevollmächtigten beauftragt, 
nachſtehende Erklärung abzugeben, welche am heutigen Tag in doppelter Ausfertigung 
unterzeichnet und ausgewechſelt wurde: 1) Die königl. preußiſche Regierung ver: 
pflichtet ſich, die Herſtellung einer Eiſenbahn von einem geeigneten Punkt der ſchle⸗ 
ſiſchen Gebirgsbahn bei Landshut nach der öſterreichiſchen Gränze bei Liebau in der 
Richtung auf Schadowitz zuzulaſſen und zu fördern, wogegen die kaiſerl. öſter⸗ 
reichiſche Regierung ihrerſeits die Herſtellung einer Eiſenbahn von einem geeigneten 
Punkt der Prag-Brünner Eiſenbahn bei Wildenſchwert bis zur preußiſchen Gränze 
bei Mittenwalde in der Richtung auf Glatz in gleicher Weiſe geſtatten und fördern 
wird. 2) Die kaiſerl. öſterreichiſche Regierung wird, wenn die königl. preußiſche es 
in ihrem Intereſſe finden ſollte, die Führung der ſchleſiſchen Gebirgsbahn nach 
Glatz über Braunau geſtatten, ohne eine Einwirkung auf bie Leitung bes Betriebs 
ber in ihrem Gebiet belegenen Strede biefer Bahn in Anſpruch zu nehmen, wobei 
debogp bie Ausübung aller Hoheitsrechte vorbehalten bleibt, 3) Die zur Ausführung 
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dieſer Eiſenbahnen erforderlichen Ginzelbeftimmungen werden in einem befondern 
Staatsvertrag zufammengefaßt werben, zu weldem Behuf Bevollmächtigte beiber 
Regierungen in Fürzefter Friſt, an einem noch näher zu vereinbarenden Ort, zus 
jammentreten werben. Prag, 23. Aug. 1866. (gez) Werther. (ge3.) Brennen 


IT. 


Friedensvertrag von Berlin zwilchen Preußen und Württemberg 
d. d. 13. Auguſt 1866. 


Ihre Majeftäten der König von Württemberg und der König von Preußen, 
geleitet von dem Wunſche, ihren Völfern bie Segnungen des Friedens zu fidern, 
haben beichloffen, Sich über die Beitimmungen eines zwiichen Ihnen abzuſchließenden 
Triedensvertrages zu verftändigen. Zu biefem Zıred haben Ihre Majeſtäten zu 
Ihren Bevollmächtigten ernannt 2c. 2. Die Bevollmädtigten haben ihre Vollmachten 
ausgetaufcht und find, nachdem diefe in guter Ordnung befunden worden waren, 
über nachfolgende Bertragsbeitimmungen übereingefommen. 

Art. 1. Zwiſchen Seiner Majeftät dem Könige von Württemberg und Seiner 
Majeftät dem Könige von Preußen, beren Erben und Nachiolgern, deren Staaten 
und Untertdanen fol fortan Friede und Freundſchaft auf ewige Leiten befichen. 
Art. 2. Seine Majeftät ber König von Württemberg verpflichtet fih, Behufs 
Deckung eines Theil der für Preußen aus dem Kriege erwachſenen Koften, an Seine 
Majeftät den König von Preußen die Summe von — Adt Millionen Gulden — 
binnen zwei Monaten zu bezahlen. Durch Bezahlung diefer Summe entlcdigt ſich 
Seine Moajeftät der König von Württemberg ver in den FF. 9 und 10 bes Waffens 
ftilftandsvertrages de dato Eijingen bei Würzburg den 1. Auguſt 1866*) über« 
nommenen Entihädigungsverbindlichkeiten. Art. 3. Seine Majeſtät ber König von 
Württemberg leiftet für die Bezahlung diefer Summe Garantie durch Hinterlegung 
3Hsprocentiger und Asprocentiger Württembergifcher Staatsobligationen bis zum Bes 
trage ber zu garantirenden Summe. Die zu bdeponirenden Papiere werben zum 
Tagescurſe berechnet und die Garantiefumme wird um 10 Proc. erhöht. Art. 4. 
Seiner Majeftät dem Könige von Württemberg .fteht das Recht zu, obige Ent: 
ſchädigung ganz ober theilweife unter Abzug eines Disconto von 5 % per Yahır 
früher zu bezahlen. Art. V. Unmittelbar nach geleifteter Garantie in Gemäßheit bes 
Art. 3., oder nad erfolgter Zahlung ber Kriegsentfchäbigung wird Seine Majeftät 


*) Diele SS. lauten: $. 9. Die Hohenzollern'ſchen Lande werben fo ſchnell wie 
möglid) und fpäteftens bis zum 8. Auguft c. von ben k. württembergiichen 
Beamten unb Truppen, von jenen unter Uebergabe bes Dienftes an bie bes 
treffenden k. preußiſchen Beamten verlaffen und alles Staats⸗ wie Privats 
Eigentbum, foweit dafjelbe eine Beſchädigung burdy württembergiiche Beamte 
oder Truppen erlitten haben follte, volftändig reftituirt werben. $. 10. Die 
k. württembergifche Regierung verpflichtet fich, denjenigen Untertbanen bes 
Königreichs Preußen und ber mit ihm verbünbeten Staaten, welche nad dem 
Abzuge der k. preußiichen Truppen aus ber Feſtung Mainz ausgewielen unb 
dadurch in ihrem Eigenthum beſchädigt wurden, biefür zu ihrem entinrechesis, 
Theile Entſchädigung zu leiften. 


282 Auyans. 


ber König von Preußen Seine Truppen aus dem Mürttembergifchen Gebiete zurück⸗ 
ziehen. Die Verpflegung ber Truppen bei ihrem Rückmarſch erfolgt nad) dem bit« 
hetigen Bundesverpflegungs:Reglement. Art. 6. Die Auseinanberfeguna ber durch 
den früheren bentichen Bund begründeten Eigenthumsverhältniſſe bleibt befonderer 
Vereinbarung vorbehalten. Art. 7. Die hoben Contrahenten werben unmittelbar 
nah Abſchluß des Friedens wegen Regelung des Zollvereinsverhältniife in Verhand⸗ 
lung treten, Ginftweilen follen der Zollvereinsvertrag vom 16. Mai 1865 und 
bie mit ihm in Verbindung ftehenden Vereinbarungen, welche durch ben Ausbruch 
bes Krieges außer Wirkiamfeit gefeßt jind, von: Tage bes Austauſches der Rati— 
ficationen des gegenwärtigen Vertrages an, mit der Maßgabe wieder in Kraft treten, 
baß jedem der hohen Gontrahenten vorbehalten bleibt, dieſelben nad) einer Ankün— 
bigung von ſechs Monaten außer Wirkſamkeit treten zu laſſen. Art. 8. Tie boben 
Contrahenten werden unmittelbar nach Herſtellung des Friedens in Deutſchland den 
Zuſammentritt von Commiſſarien zu dem Zwecke veranlaſſen, um Normen zu vers 
einbaren, welche geeignet find, den Perſonen- und Güterverkehr auf den Cifenbahnen 
möglichft zu fürdern, namentlid) die Goncurrenzverbältnifje in angemejjener Meije 
zu regeln und ben allgemeinen Nerfehrsinterejfen nachtheiligen Beftrebungen ber ein: 
zelnen Verwaltungen entgenenzutreten. indem bie hohen Gontrahenten darüber 
einverftanden jind, daß die Herſtellung jeder im allgemeinen Intereſſe begründeten 
neuen Eijenbahnverbindung zugelaffen und fo viel als thunlich zu fördern ift, werben 
fie durch die vorbezeichneten Commiſſarien auch in dieſer Beziehung bie durch bie 
allgemeinen Verkehr. intereffen gebotenen Grundſätze aufftellen Tajjen. Art. 9. Seine 
Majeſtät ber König von Württemberg erkennt die Beitimmungen bes zwiſchen Preußen 
und Oeſterreich zu Nidolsburg am 26. Inli 1866 abgefchlofjenen Präliminarver: 
trages an und tritt demfelben, foweit fie die Zukunft Deutfchlands betreffen, auch 
Seinerfeits bei. Art. 10. Die Ratification des gegenwärtigen Vertrags erfolgt bis 
fpäteftens zum 21. Auguft d. J. 

Zu Urkund deſſen haben bie Gingangs genannten Bevollmächtigten dieſen 
Vertrag in doppelter Ausfertigung am heutigen Tage mit ihrer Namensunterſchrift 
und ihrem Siegel verfehen. So geſchehen, Berlin ben 13. Auguft 1866. 


III, 


Stiedensvertrag von Berlin zwifchen Preußen und Baden 
a. d. 17. Auguſt 1866. 


Art. 1. Zwiſchen Sr. Tgl. Hoheit dem Großherzog von Baden und St. Mai. 
bem Könige von Preußen, beren Erben und Nachfolgern, beren Staaten und Unter: 
thanen jol fortan Friede und Freundſchaft auf ewige Zeiten beftehen. Art. 2. Se. 
tgl. Hoheit der Großherzog von Baden verpflichtet fich behufs Dedung eines Theile 
ber für Preußen aus dem Kriege erwachfenen Koften an Se. Maj. ben König von 
Preußen die Summe von 6 Mill. Gulden binnen zwei Monaten zu bezahlen. Durch 
Bezahlung diefer Summe entlebigt fih Se. Tgl. Hoheit ber Großherzog von Baben 
ber im $. 7 des Maffenftillftandsvertrags, d. d. Würzburg, ben 3. Auguft 1866, 
übernommenen Entihädigungsverbindlichkeiten. Art. 3. Se. k. Hoh. ber Groß: 
herzog von Baden Teiftet für die Bezahlung biefer Summe Garantie durch Hinter: 
legung von badiſchen Staatöpapieren oder durch Beibringung ber Bürgſchaft ber 
Direetion ber Disconto⸗Geſellſchaft dadier. Ait.d. St. %. Hoh. dem Großh. vor Baben 
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flieht das Recht zu, obige Entſchädigung ganz ober theilweiſe unter Abzug eines 
Discontos von 5 Procent per Jahr früher zu bezabfen. Art. 5. Unmittelbar nad 
geleifteter Garantie in Gemäßheit bes Art. 3 oder nach erfolgter Zahlung ber 
Kriegsentihädigung wird Se. Maj. der König von Preußen jeine Zruppen ame 
bem badiſchen Gebiet zurüdziehen. Die Verpflegung ber Truppen bei ihrem Rüd: 
marſch erfolgt nah dem bisherigen Bundes-Verpflegs-Reglement. Art. 6. Die 
Auseinanderjeßung ber durch den frühern beutichen Bund begründeten Eigenthums⸗ 
verhältnifje bleibt beionderer Vereinbarung vorbehalten. Art. 7. Die hoben Gons 
trabenten werben unmittelbar nad) Abfchluß des Friedens wegen Regulirung 
ber Bollvereind:Verbäftniije in Verhandlung treten. Winjtweilen jollen der Zoll⸗ 
vereinigungs=-VBertrag vom 16. Mai 1865 und bie mit ihm in Verbindung ſtehenden 
Vereinbarungen, welche durch den Ausbruch des Krieges außer Wirkſamkeit gelegt 
find, vom Tage des Austaufches der Matificationen bed gegenwärtigen Vertrages 
an mit ber Maßgabe wieder in Kraft treten, daR Jedem der hoben Gontrabenten 
vorbehalten bleibt, diejelben nah einer Aufkündigung von ſechs Monaten außer 
Wirkſamkeit treten zu laſſen. Art. 8. Die hohen Kontrahenten werben unmittels 
bar nad Herftielung bes Friedens in Deutichland den AZufammentritt von Cem⸗ 
mijjarien zu dem Zweck veranlafien, un Normen zu vereinbaren, welche geeignet 
find, den Perſonen- und Güterverkehr auf den Eiſenbahnen möglichſt zu fördern, 
namentlich die Goncurrenzverhältniffe in angemeffener Weile zu regeln und ben all 
gemeinen Berfehrsinterejfen nachtheiligen Peitrebungen der einzelnen Verwaltungen 
entgegenzutreten. Sjubem bie hohen Gontrabenten barüiber einverjtanden jind, daß 
bie Herftellung jeder im allgemeinen JIutereſſe begründeten neuen Eiſenbahnverbin⸗ 
dung zuzulaſſen und foviel als thunlich zu fürbern üjt, werden Sie durch bie vors 
bezeichneten Commiſſarien auch im dieſer Beziehung die Durch die allgemeinen Bers 
fehrsinterefjen gebotenen Grundſätze aufitellen lajjen. Art. 9. Tie boben Contra⸗ 
benten werden vom 1. Januar 1867 ab die Erhebung der Schiifiahrtsatgaben auf 
bem Rhein und zwar fomwohl der Schifisgebühr — Tarif B. zur Uebereintunit vom 
31. März 1831 — ale auch des Zolles von ber Ladung — Aufapartifel 16 und 
und 17 zu ber Webereintunit vom 31. März 1851 — völlig einitellen, fos 
fern bie übrigen beutjchen Uferſtaaten des Rheins gleichzeitig Die gleiche Maßregel 
trefien. Art. 10. Se. kgl. Hoh. der Großherzog von Vaden erfennt die Beitims 
mungen des zwilhen Preußen und Deiterreih zu Nidolkburg am 26. Juli 1866 
abgeichloffenen Präliminarvertrage an und tritt denfelben, jo weit fie die Aufunft 
Deutſchlands betreffen, auch feinerfeits bei. Art. 11. Die Rutification des gegen⸗ 
wärtigen Vertrags erfolgt bis ſpäteſtens zum 21. Auguit d. 3. 


— — nt 


IV. 


Friedensvertrag von Berlin zwiſchen Preußen und Bayern 
a. d. 22. Yuguft 1866. 


‚_Art.1. Zwiſchen Seiner Majeftät dem Könige von Bayern und Seiner 
Majeftät dem Könige von Preußen, deren Erben und Nachfolgern, deren Staaten 
und Unterthanen fol fortan Friede und Kreundfchaft auf ewige Zeiten beſtehen. 
Art. 2. Seine Majeftät ber König von Bayern verpflichtet fi), behufs Dedung 
eines Theils ber für Preußen aus dem Kriege erwachlenen Koften an Seine 
Maieftät den König von Preußen die Summe yon Drag Milinone Suter m 
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Silberthalern oder Silberbarren zu bezahlen. Davon werben zehn Millionen bei 
Austaufc ber Rutificationen bes gegenwärtigen Vertrags, unter Vergütung eines 
Disconto auf zwei Monate nah dem Sape von 5 pCt. per Jahr, zehn Millionen 
innerhalb dreier Monate und zehn Millionen innerhalb fehs Wonuten nach ber 
Ratification gezahlt. Die Iekten beiden Naten werden von Anfang bes britten 
Monats nad) ber Ratification an mit 5 p&t. verzindt. Art. 3. Seine Majeftät 
ber König von Bayern Teiftet für die Bezahlung biefer Summe Garantie durch 
Hinterlegung von Kprocentigen Bayerifhen Staats⸗Kaſſen⸗Anweiſungen, beziehungs⸗ 
weite von Bayeriſchen oder Württembergifhen Staats: Obligationen und Wechſeln 
erfter Häujer auf die Bınf in Nürnberg, welche mit dem Giro ber Königlichen 
Seehandlung verfehen jind. Die ZHprocentigen Staatsobligationen werben bubei 
zum Curſe von 70 pCt., die Aprocentigen von SU p&t., die AYprocentigen von 
90 p&t, bie Öprocentigen von 95 pCt. berechnet. Art. 4. Nach eriolgtem Nuss 
tauſch der Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages wirb das Füniglich preußifche 
zweite Reſerve-Corps den Rückmarſch aus Bayern antreten und mit thunlichiter Be⸗ 
Ihleunigung das bayerifche Gebiet räumen. Unmittelbar nach geleiſteter Garantie 
in Gemäßheit des Art. 3, oder nach erfolgter Zahlung der Kriegsentſchädigung, 
wird Seine Majeftät der König von Preußen Seine fämmtlichen fibrigen Truppen 
aus dem bayeriichen Gebiet zurüdziehen und bdiefelben werden dieſes Gebiet mit 
möglihfter Beſchleunigung ganz verlaffen. Die Verpflegung der Truppen bei ihrem 
Rückmarſch erfolgt nach dem bisherigen Bundes-VBerpflegungs-Reglement. Art. 5. 
Seine Majeltät der König von Bayern erfennt die Beitimmungen bed zwiſchen 
Preußen und Oeſterreich zu Nickolsburg vom 26. Juli 1366 abgelchloffenen Prä⸗ 
liminarvertrags an und tritt denfelben, joweit fie die Zukunft Deutichlands betreffen, 
auch Seinerjeits bei. Art. 6. Die Auseinanderfegung der durch ben früheren deut⸗ 
ſchen Bund begrünteten Gigenthumsverhältniffe bleibt befonderer Vereinbarung vor: 
behalten. Art. 7. Die hohen Contrabenten werden unmittelbar nah Abſchluß bes 
Friedens wegen Regelung der Zolvereinsverhältnijfe in Verhandlung treten. Einfts 
weilen follen der Zollvereinigungsvertrag vom 16. Mai 1865 und bie mit ihm in 
Verbindung ftehenden Vereinbarungen, welche burch den Ausbruch bes Krieges außer 
Wirkſamkeit geiebt find, vom Tage bes Austaufches der Ratificationen bed gegene 
wärtigen Vertrages an mit ber Maßgabe wieder in Kraft treten, daß jebem ber 
hoben Kontrahenten vorbehalten bleibt, diefelben nach einer Ankündigung von ſechs 
Monaten außer Wirkiamfeit treten zu laffen. Art. 8. Ulle übrigen zwifchen ben 
hohen vertragfchließenden Theilen vor bem Kriege abgefchloffenen Verträge und Ueber⸗ 
einfünfte werben biemit neuerdings in Kraft gefeßt. Art. 9. Die hohen Contra: 
benten werden unmittelbar nach Herftelung des Friedens im Deutfchlanb ben Zu: 
fammentritt von Commiffarien zu dem Zwecke veranlaffen, um Normen zu vereins 
baren, welche geeignet find, den Perſonen- und Güterverkehr auf ben Eifenbahnen 
möglichft zu fördern, namentlich die Concurrenz-Verhältniſſe in angemeſſener Weiſe 
zu regeln und den allgemeinen Berfehrsintereffen nachtheiligen Beitrebungen ber 
einzelnen Verwaltungen entgegen zu treten. Indem bie hohen Gontrabenten barüber 
einverftanden find, daß die Herftellung jeder im allgemeinen Intereſſe begründeten neuen 
Eifenbahnverbindung zuzulaffen und jo viel als thunlich zu fördern ift, werben Sie 
durch die vorbezeichneten Commiſſarien aud in biefer Beziehung bie durch bie alle 
gemeinen Verfehröinterefien gebotenen Grundfäge aufftellen laſſen. Art. 10; Die 
hohen Gontrahenten werben vom 1. Januar 1867 ab bie Erhebung der Schifffahrts⸗ 
Abgaben auf dem Nheine, und zwar ſowohl ber Schifjegebühr Tarif B zur Webers 
einfunft vom 31. März 1831, als auch des Zolles von ber Ladung — Zuſatz⸗ 
Artikel 16 und 17 zu der Mebereinfunft vom 31. März; 1831 — völlig einftellen, 
fofern bie übrigen beutfchen Uferftnaten des Rheines gleichzeitig bie gleiche Maßregel 
treffen. Die bohen Eontrahenten übernehmen biefelbe Verpflichtung bezüglich ber noch 
beftehenden Schifffahrts-Abgaben auf dem Main. Art. 11. Die innerhalb bes Ge: 
bietes des Norbdeutichen Bundes und des Großherzogthums Heſſen belegenen bayes 
riſchen Telegraphen-Stationen gehen auf Preußen über. Die Zurüdziehung ber ges 
Aæchten Stationen, fowie ber bayeriichen Telegrapgenftation in Mainz wirb binnen 
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längftens feche Wochen vom Tage des Austaufches ber Ratificationen bes gegen» 
wärtigen Vertrages erfolgen. Das Berriebsmaterial biefer Telegraphen bleibt Eigen⸗ 
thum Bayerns. Art. 12. Die in dem Föniglich bayeriihen Archive zu Bamberg 
befindlichen , im Wege commifjariiher Verhandlung zu bezeichnenden Urkunden und 
fonftigen Archivalien, welche eine beiondere und ausichließlihe Beziehung auf bie 
ehemaligen Burggrafen von Nürnberg und die Markgrafen von Brandenburg 
fränkiſcher Linie haben, werden an Preußen ausgeliefert. Art. 13. Da von Seite Preu⸗ 
Bene EigentyumssAnjprüche an die früher in Düfjelborf befindlich geweiene, |päter nad 
München gebrachte Gemäldegallerie erhoben worben find, jo wollen bie hohen Gontras 
benten bie Entſcheidung über bieje Anſprüche einem Schiedsgerichte unterirerfen. Zu 
biefem Behufe wird Bayern drei deutſche Appellationdgerichte nambaft machen, unter 
welchen Preußen dasjenige bezeichnet, welches den Schiebsipruch zu füllen dat. Art. 14. 
Nachdem zur Wahrung ftrategiicher und Verkehrs: Interefjen eine Grenzregulirung 
als erforderlich befunden worden ift, tritt Seine Majeflät ber König von Yayern 
das Bezirksamt Gersfeld und einen Bezirf um Orb nad anliegender Grenzbeſchrei⸗ 
bung, ſowie die zwiſchen Saalfelb uud bem preußifchen Landkreis Ziegenrüd ges 
legene Enclave Caulsdorf an Seine Majeſtät den König von Preußen ab. Die 
hoben Gontrabenten werben fofort nach dem Austauſch der Ratificationen des gegen: 
wärtigen Vertrages Commifjarien ernennen, welche die Regulirung der Grenze vors 
zunehmen haben. Die UWebergabe ber vorgenannten Landestheile erfolgt innerhalb 
vier Mochen nach der Ratification dieſes Vertrages. Art. 15. Unmittelbar nach ber 
Natification diefes Vertrages wird alles weggeführte ober zurüdbehaltene Material 
der Staats: und Privat:Eijenbahnen frei gegeben und nöthigenfalls in Hof, Lichten- 
fels oder Aſchaffenburg abgeliefert werden. Art. 16. Alle Sriegsgefangenen werden 
innerhalb acht Tagen nach Auswechslung ber Ratificationen gegenwärtigen Vertrages 
in Hof oder Nichafjenburg freigegeben und Toflenfrei dahin befördert werben. “Bei 
Kranken oder Verwundeten erfolgt biefe Zreilajiung, fobald fie genefen find. Zur 
Uebergabe und Uebernahme werben beiberjeits Offiziere in Hof und Nichafjenburg, 
fo lange nöthig, ftationtrt werben. Art. 17. Die aus ber Bruderſchafts-Caſſe in 
Kiffingen, einem Unterftüßungs=Bereine armer Sulinenarbeiter, burdy die königlich 
preußiihen Truppen entnommenen Obligationen im Betrage von 33,000 fl. werden 
fofort an die königlich bayeriihe Regierung zurüdgegeben ober erſetzt werben. 
Art. 18. Die Ratification des gegenwärtigen Vertrages erfolgt ſpäteſtens binnen 
zwölf Tagen von heute au und es wirb für bieje Zeit ber Batfenfiliftand unb bie 
Geltung ber verabrebeten Demarcationslinie verlängert. 


Nebereinfunft vom namlihen Tage zum Friedensvertrag. 


. .. 4) Indem Preußen das Telegraphenweien im Großberz. Heilen über: 
nimmt, fihert es ber königlich bayeriichen Regierung das Recht zur direkten eigenen 
telegraphifchen Verbindung mit ber Mheinpfalz nad ihrem Bebürfniffe zu, wogegen 
Bayern feine bisherigen Telegraphenftationen im Großherzogthum Helfen zurüdzieht. 
6) Soweit die im Art. 2 ftipufirte Kriegskoſtenentſchädigung in Silberbarren ent 
richtet wird, wollen bie hohen Contrahenten das Pfund fein Silber zu neununds 
zwanzig Thaler fünfundzwanzig Silbergrofchen berechnen. Yür den Transport bes 
zur Abtragung ber Kriegskoſtenentſchädigung beflimmten gemünzten und ungemünzten 
Silbers wird auf preubifchem Territorium Portofreiheit bewilligt. 7) Tie königlich 
bayerifche Regierung geftattet, daß bie gegemwärtig in Württemberg ftehenden Tönigl. 
preußifhen Truppen ihren Rückmarſch durch Bayern nehmen. Die Verpflegung bers 
jelden erfolgt nah bem bisherigen Bundes:Verpflegungs:Reglement. 8) In Be: 
ziehung auf bie vormals naſſauiſchen und kurheſſiſchen Truppen, welche ſich zur Zeit 
noch auf bayerijchem Gebiete befinden, werden folgende Abreden getroffen: Die ges 
nannten Truppen werben bayeriicher Seits baldmöglihit in ihre Heimathsbezirke 
zurüddirigirt werben. Die Koften bes Rückmarſches diefer Truppen, welche, fobald 
fie die preußiſche Demarcationslinie berühren, ſich ben Befehlen ber preukilken 


286 Anbau. 


commtanbirenden Generale zu unterwerfen haben, trägt bie k. preußiihe Regierung. 
9) Während des Rüdmarfches der k. preußifchen Armee aus ben von ihr befekten 
öfterr. Landestheilen wird von bayeriicher Seite die Eiſenbahn Pilſen-Hof⸗Schwan⸗ 
dorf für bie betreffenden Militärtransporte zur Verfügung geftellt, wobei ſelbſtver⸗ 
ftändlich preußiſcherſeits volle Entichädigung erfolgt. Die k. bayer. Regierung wird 
bem Gouverneur der Keftung Mainz, Grafen v. Nechberg, den Beiehl zugeben laſſen, 
am 26. b. M. die Feſtung dem von Er. Maj. dem Künig von Preußen zu ernen⸗ 
nenben Gouverneur zu tibergeben, feinerjeitd aber an bemleiben Tage mit ben Fol. 
bayerijhen Truppen bie Feſtung zu verlaffen. 10) Kein Untertban IJ. Majeſtäten 
wird wegen jeines Nerhaltens während des Kriegs verfolgt, beunruhigt, oder in 
feiner Perſon oder feinem Eigenthum beanftandet werden. 141) Die Ratification ber 
vorſtehenden Uebereinkunft foU als mit der Nutification des Friebensvertrages vom 
heutigen Tage erfolgt angefehen werden. 


V. 


Friedensvertrag von Berlin zwiſchen Preußen und dem 
Großherzogthum Heflen. 
d. d. 3. September 1866. 


Art. I. Zwiſchen Seiner Föniglihen Hoheit dem Großherzog von Heffen 
und bei Rhein ꝛc. und Eeiner Majeftät dem König von Preußen, beren Erben unb 
Nachfolgern, deren Staaten und Unterthanen fol fortan Friede und Freundſchaft auf 
ewige Zeiten beftehen. Nrt. 2. Se. Tal. Hoheit ber Großherzog von Heffen und bei 
Rhein 2c. verpflichten fich, behuſs Tedung eines Theils ber jür Preußen ans bem 
Kriege erwacjenden Koften an Se. Maj. ben König von Rreußen bie Summe von 
Trei Millionen Gulden binnen zwei Monaten zu bezahlen. Durch Bezahlung biefer 
Eumme entledigt fih Se. fol. Hoheit ber Großherzog von Hefjen und bei. Rhein ꝛc. 
ber im $ 8 des Waffenfliliftanbsvertrags d. d. Eifingen bei Mürzburg dem +. Aug. 
1866 übernommenen Entihäbigungsverbindlichkeiten. Art. 3. Se. fol. Hoheit ber 
Großherzog von Heflen und bei Rhein 2c. Teiftet für die Bezahlung biefer Summe 
Garantie burch Hinterlegung von Obligationen großh. heſſiſcher Stantsobligationen, 
wobei die Aproc. Obligationen zum Curſe von 80 und die 3Ypree. zum Curſe von 
70 angenommen werben. Art. 4. Sr. al. Hob. dem Großherzog von Hefjen unb 
bei Rhein 2c. fteht das Recht zu, obige Entihädigung ganz ober theilweife, unter 
Abzug eines Tisconto von 5 Proc. per Jahr, früher zu bezahlen. Art. 5. Unmits 
telbar nach geleifteter Garantie in Gemäßheit bes Art. 3 oder nach erfolgter Zahlung 
ber Kriegsentjchädigung wird Se. Mai. der König von Preußen feine Truppen aus 
dem großh. hefliichen Gebiete zurüdziehen. Die Verpflegung der Truppen bei ihrem 
Rückmarſch erfolgt nach dein bisherigen Bundesverpflegungsreglement. Art. 6. Die 
Auseinanderfekung dev durch den frühern deutihen Bund begründeten Eigenthums⸗ 
verhältnifie bleibt befonderer Bereinbarung vorbehaften. Art. 7. Die hohen Eontra: 
benten werden unmitielbar nach Abſchluß des Friedens wegen Regelung ber Zoll⸗ 
vereinsverhältnifie in Verhandlung treten. Einſtweilen follen der Zollvereinsvertrag 
vom 16. Mai 1865 und die mit ihm in Verbindung ftehenben Vereinbarungen, 
welche durch den Ausbruch bes Krieges außer Wirkſamkeit gefett nd, vom Tage 
des Austaufches ber Ratificationen bes gegenwärtigen Vertrages an mit ber Maß⸗ 
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gabe wieder in Kraft treten, baß jebem ber hoben Contrahenten vorbehalten bleibt, 
biefelben nad) einer Anfündigung von ſechs Monaten außer Wirkjamfeit treten zu 
lafien. Art. 8. Ale übrigen, zwifchen den hoben Gontrahenten vor dem Kriege 
abgejchloffenen Verträge und Uebereinfünjte merden biemit wieder in Kraft geſetzt. 
Art. 9. Die hohen Gontrahenten werden unmittelbar nach Herjtelung bes Friedens 
in Deutihland den Zuſammentritt von Gommijjarien zu dem Zwecke veranlaffeı, 
um Normen zu vereinbaren, welche geriynet find, ben Perſonen⸗ und Güterverkehr 
auf den Eiſenbahnen möglichſt zu fördern, namentlich die Concurrenzverhältniſſe in 
angemefjener Weiſe zu regeln und ben allgemeinen Berfehrsinterejjen nadhtbeiligen 
Beſtrebungen der einzelnen Verwaltungen entgegenzutreten. Indem bie hohen Con⸗ 
trabenten darüber einverjtanden find, daR bie Herſtellung jeder im allgemeinen Inter⸗ 
efje begriindeten neuen Eiſenbahnverbindung zuzulaflen und foviel als tbunlich zu 
fördern ift, werden fie durch die vorbezeichneten Gommiljarien auch in diejer Bezie⸗ 
hung die durch die allgemeinen Verfehreinterejlen gebotenen Grunbjäge aufitellen 
laffen. Art. 10. Die großh. hefjiihe Regierung erklärt fih im Voraus mit ben 
Adreden einveritanden, welche Preußen mit dem fürftliden Haufe Taxis wegen Be⸗ 
ſeitigung des Thurn- und Taris'ſchen Poſtweſens trifft. In Folge deſſen wird das 
geſammte Poſtweſen im Großherzogthum Heſſen an Preußen übergehen. Art. 11. 
Die großh. befiiiche Regierung verpflichtet fih, in Mainz Teine andere als eine preus 
Biiche Telegrapbenitation zu geftatten. In gleicher Weile räumt bie großh. Regie⸗ 
rung ber preußilchen audy in ben übrigen @ebictstheilen bes Großherzogthums das 
Recht zur unbeſchränkten Anlegung und Benugung von Telegraphenlinien und Tele⸗ 
graphenitationen ein. Art. 12. Die großd. heſſiſche Regierung wird bie Erhebung 
der Edhififahrtsabgaben auf den Rhein und zwar ſowohl der Scifjiahrtsgebüht — 
Tarif B zur Uebereinfunft v. 31. März 1831 — als auch des Zolles von der Yar 
bung — Aujakartifel 16 u. 17 zu ber Webereinfunft vom 31. März 1831 — von 
dem Tage ab völlig einftellen, an weldem in ben übrigen deutſchen Uferftaaten bes 
Rheins bie gleihe Viapregel zur Austührung gebracht werden wird. Tie hoben 
Contrahenten übernehmen dieſelbe Verpflichtung bezüglich ber noch beftchenden Schiff⸗ 
fahrtsabgaben auf bem Maine. Art. 13. Ce. fgl. Koh. der Großherzog dv. Helfen 
unb bei Rhein zc. erfennt die Beitimmungen bes zwiſchen Preußen und Oeſterreich 
zu Nickoloburg am 26. Juli 1866 abgeſchloſſenen Fräliminarvertrags an und tritt 
benjelben, foweit fie die Aufunft Tentichlande betreffen, auch feinerfeits bei. Art. 14. 
Se. kgl. Hoheit dev Großherzog von Heften und bei Rhein ꝛc. tritt an Se. Maj. 
ben König von Preußen mit aller Scuperänelätds und Tomänialrechten ab: I. Tie 
Landgraifchait Heſſen-Homburg, einfchlichlid des Oberamtobezirks Deeiienheim, jedoch 
ansjchlieglich der beiden, in der k. preuß. Provinz Sachſen Eelegenen befjenzyomburs 
giihen Tomänialgüter Hötensichen und Tebisfelde; II. Folgende bisher zur Provinz 
Oberheſſen gehörigen Gebietötheile, nämlidy: 1) den Kreis Biedenkopfi; 2) den Kreis 
Vöhl, einjchliehlic der Enclaven Cimelrod und Höringhaufen; 3) den norbieftlichen 
heil des Kreijes Gießen, welder die Orte Frankenbach, Krumbach, Königsberg, 
Tellingshaufen, Vieber, Haina, Rodheim, Walgirmes, Naunheim und Hermannftein 
mit ihren Gemarkungen umfaßt; 4) ben Ortsbezirk Rödelheim; 5) den unter großh. 
heſſ. Souveränetät ſtehenden Theil des Ortsbezirks Nicderurjel. Mit Seinen jimmtlichen 
nördlich des Mains liegenden Sebietstheilen tritt Se. f. Hoh. ber Großherzog von 
Heilen und bei Rhein ꝛc. auf ber Baſis der in den Reformvorfchlägen v. 10. Juni 
d. J. aufgeftellten Girundfäge in den Norbbeutihen Bunb ein, indem Er fid) ver- 
pflichtet, die geeignete Einleitung für bie Parlamentswahlen, dein Bevölkerungsver⸗ 
hältniſſe entfprecdhend, zu treffen. Das in Kolge deſſen auszufondernde, zum nord⸗ 
deutſchen Bunde achörige großberzogl. heſſiſche Kontingent tritt unter Oberbefehl bes 
Könige von Preußen nad Maßgabe ber anf der Bafis der Bundesreformvorſchläge 
vom 10. Juni d. %. zu vereinbarenden Beſtimmungen. Art. 15. Ge. Maj. ber 
König von Preußen tritt an Se. fol. Hoheit den Großherzog von Heilen unb bei 
Rhein behufs Kerftellung territorialer Cinheit in der Provinz Oberheſſen folgende 
Gebietstheile mit allen Souveränetätd: und Domänialrechten ab: 1) den vormals 
kurheſſiſchen Diſtrikt Katzenberg mit den Ortichaften Ohmes, Vockenrode, Ruhllieche 
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Geibelsborf; 2) das vormals Furheffifche Amt Nauheim, mit den fämmtlichen lan⸗ 
besherrlichen Eigenthumsrechten und den in Naubein befindlichen Badeanftalten und 
Salinen, fowie den Ortſchaften Dorheim, Nauhein, Scwalheim und Rödgen; 
3) bas öftlich davon belegene vormals naſſauiſche Amt Reichelsheim, mit ben Ortfchaiten 
Reichelsheim und Dornaſſenheim; 4) die vormals furb. Enclave Trais an ber Yumba; 
5) den vormals furhefj. zwiſchen den großh. beffiichen Oriſchaften NAltenftabt und 
Bönitadt belegenen Domänialwalddiſtrikt; 6) die vormals Frankfurtiſchen Ortsbezirke 
Dortelweil und Niedererlenbach; 7) ben vormals kurheſſ. Orisbezirk Maffenheim; 
8) ben vormals nafjaniihen Orisbezirk Haarheim; 9) ben vormals kurheſſiſchen, 
etwa 1700 Morgen umfajjenden Gebietstheil des Ortsbezirks Mittel:Gründau. Diefe 
Gebietstheile (zu 1—Y) treten in die Provinz Oberbeffen und in bie für diefelbe 
geltenden ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe (Art. 13) ein. Nächftdem wird ber auf bem 
linfen Mainufer gelegene, vormals Turbeffifche Gebietstheil mit dem Orte Runıpen: 
beim ebenfalls an Se. f. Hoheit mit allen Souveränetäts- und Tomänialrechten abs 
getreten. Die betreffenden Grenzbeichreibungen liegen bei. Art. 16. Die Ausein: 
anberjegung zwijchen den beiden hoben Gontrabenten bezüglich ber gegenfeitig abges 
tretenen Gebietstheile, der Archive, der Beamten, Miilitärs 2c. bleibt befonderer 
Berftändigung burch beiderfeitige Commiſſarien vorbebalten. Art. 17. Die vor dem 
Jahre 1794 in der Kölniſchen Dombibliothek befindlich gewefenen, zur Zeit in bem 
großh. Muſeum und ber großh. Bibliothek aufbewahrten Bücher, Handidriiten und 
andere SInventarienfüde werben der Regierung Sr. Maj. des Könige von Preußen 
für das Kölner Domcapitel zur Berfügung geitellt werben. Die Entſcheidung über 
die Zubebörigfeit der einzelnen Stüde wird durch einen Gommiffarius Sr. Maj. 
bes Königs von Preupen, in jtreitigen Fällen durch einen von beiden zu wählenden 
unparteiifchen Obmann, endgültig getroffen werben. Art. 18. Die großh. Regierung 
verpflichtet fich, ben zwilchen einer Anzahl Badehausbeſitzern in Kreuznach und ber 
großh. Saline Carls-Theodors-Halle abgejchloffenen, bis zu dem Jahre 1872 Taufens 
den Eontraft wegen Lieferung von Coole und Mutterlauge bis auf Weiteres, jeden⸗ 
falls bis zu ben Zeitpunfte, zu welchem bie preußifche Regierung fich zu dem Erwerb 
ber gedachten Saline veranlagt finden follte, mit ber fofort eintretenden Maßgabe 
zu verlängern, baß bie Stadt Kreuznach in Stelle ber bisherigen Kontrahenten ben 
nötbhigen Bedarf an Soole und Dutterlauge erhält. Auch wirb großh. heſſiſcher 
Seit! bie Legung einer Röhrenleitung für ben Bezug ber Soole aus den Salinen- 
Brunnen nad der Stabt Kreuznach geftattet. Art. 19. Die Ratification bes gegens 
wärtigen Vertrags erfolgt bis fpäteflens zum 15. September b. J. 


Spezialübereintunft vom nämlichen Tage zum Friedensvertrag. 


... At. 6. Man ift beiberfeits damit einverftanden, daß bei ben bezüglich bes 
Pofts und des Telegraphenweſens zu treffenden befonderen Vereinbarungen ber Gefichtes 
punkt maßgebend Hein fol, daß die beiden füblich des Maine gelegenen großherzoglich 
beilifhen Provinzen Starfenburg und Rheinheſſen binfihtlih ber Verwaltung bes 
Voft: und Telegrapbenweiens in dasſelbe Verhältniß treten werden, welches für bie 
Provinz Oberheſſen auf Grund der in dem norbbeutichen Bunde geltenden Einriche 
tungen ftattfinden wird. Mit Befeitigung bes fürſtlich Thurn⸗ und Zaris’fhen 
Poftwejens tritt bie k. preußifche Regierung, in Bezug auf beftehenbe Verbindliche 
feiten, namentlich was bie Entrichtung bes Canons betrifit, an bie Stelle des fürft« 
lich Thurn⸗ unb Taris'ſchen Haufes. Auch follen wegen technifcher Ausführung ber 
im Abſatz 2 des Art. 10 des Hauptvertrags enthaltenen Abrebe alsbald Verbands 
ungen zwifchen beiberfeitigen Commiſſarien ftattfinden. Art. 8 In Beziehung auf 
das Preußen zuftehende und ihm ausſchließlich verbleibende Befatungsrecht in Mainz 
werben die, bisher zwifchen bem Bunde und ber Territorialtegierung maßgebend 
gewejenen Beſtimmungen auf bas Verhältniß zwifchen Preußen und der Territorials 
regierung Anwendung finden. Art. 9. In Bezug auf ben Abſatz 1 bes Art. 11 bes 
Hauptvertrags wirb großherzoglich heſſiſcher Seite .anerfannt, daß mit Rüdfiht auf 
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bie Beſatzungsver hältnifſe von Mainz der telegraphifche Verkehr daſelbſt ausſchließlich 
ber preußiſchen Regierung zuftehen muß. Die Verwaltung und ber Betrieb ber zum 
Dienfte ber Eifenbahnen beitimmten Bahntelegrapben wird durch Art. 11 des Haupt 
vertrags nicht berührt, wohlverfianden, foweit dies nach Umfländen mit ber unbe⸗ 
bedingten Sicherung ber Feltung vereinbar ift. 


VI. 


Friedensvertrag von Berlin zwiſchen Preußen und Sachſen. 
a. d. 21. Oetober 1866. 


„Art. 1. Zwiſchen Sr. Maj. bem Könige von Preußen und Er, Maj. bem 
Könige von Sachſen, deren Erben und Nachfolgern, deren Staaten und Unterthanen 
fol fortan Friede und Freundſchaft auf ewige Zeiten beflehen. Art. 2. Se. Mai. 
ber König von Sadjen, indem er bie Beltimmungen des zwifchen Preußen und 
Defterreihh zu Nidolsburg am 26. Juli 1866 abgeichloffenen Präliminarvertrages, 
ſoweit fie fih auf die Zukunft Deutichlands und insbejondere Sachlens be icben, 
anerfennt und acceptirt, tritt für fich, feine Erben und Nachfolger für das Königreich 
Sachſen den Art. 1—6 bes am 18. Aug. d. Is. zu Berlin zwifchen Sr. Maj. bem 
König von Preußen einerfeits und Sr. k. H. bem Großherzog von Sachſen Weimar 
und andern norddeutſchen Negierungen anbererfeits gejchloffenen Bünbnifjes bei und 
erflärt biefelben für fich, feine Erben und Nachfolger für das Königreich Sadien 
verbindlich, fowie Se. Maj. ber König von Preußen die barin gegebenen Zufagen 
ebenfalls auf das Königreih Sachſen ausbehnt. Art. 3. Die biernach nöthige Mes 
organifation der ſächſiſchen Truppen, welche einen integrirenden Theil der norbbeuts 
fen Bundesarmee zu bilden und als foldhe unter ben Oberbefehl bes Königs von 
Preußen zu treten haben werben, erfolgt, jobald die für den norddeutſchen Bunb zu 
treffenden allgemeinen Beftimmungen auf der Bafis der Bunbesreformvorjchläge vom 
10. Zuni d. 38. feftgeftellt fein werben. Art. 4. Inzwiſchen treten in Beziehung 
auf bie Befatungs-Verbältuiffe der Feſtung Königftein, bie Rückkehr ber fächfiichen 
Truppen nad Sachſen, bie nöthige Beurlaubung der Mannſchaften und bie vorläus 
fige Samifonirung der auf ben Friedensftand zurüdverfeßten fächfifchen Truppen bie 
gleichzeitig mit dem Abſchluſſe bes gegenwärtigen Vertrages getroffenen beſonderen 
Befimmungen in Kraft. Art. 5. Auch in Beziehung nur bie völferrechtliche Vers 
tretung Sachſens erklärt die k. ſächſiſche Regierung fich bereit, dieſelbe ihrerjeits nach 
ben Grundſätzen zu regeln, weldhe für ben nordbeutihen Bund im Allgemeinen 
maßgebend fein werben.“ Art. 6 fett bie Kriegsfoftenentihädigung auf 10 Mil. Thlr. 
feft, bie in drei gleihen Raten zu zahlen find. Art. 7 u. 8 enthalten Beilimmungen 
über bie Sarantieleiftung für Bezahlung biefer Summe. Nah Beltätigung bes 
Vertrages tritt nad Art. 9 das preußiiche Militärgouvernement, jowie das preußifche 
Givilcommifjariat in Dresden außer Wirkfamfeit und Hört bie bisher geleitete tägs 
lihe Zahlung von 10,000 Thlrn. auf. „Art. 10. Die Auseinanderfegung ber durch 
ben frühern beutihen Bund begründeten Eigenthumsverhältniſſe bleibt bejonderer 
Vereinbarung vorbehalten. Insbeſondere behält fih Se. Maj. ber König von Sach⸗ 
fen einen Anfprud auf über 200,000 Thlr., welche Sachſen anläßlich ber Bundess 
erecution in Holftein aufgewendet und liquidirt hat, ausbrüdlich vor. Art. 11. Vor⸗ 
behaltlich der, auf ber Baſis ber Bundesreformvorichläge vom 10. Juni d. 36. in 
ber Verfaſſung bes norbbeutfchen Bundes zu treffenden Beilimmungen über Anl 
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und Hanbelsverhältniffe follen einftweilen ber Zollvereinsvertrag vom 16. Maui 1865 
und die mit ihm in Verbindung ftehenden Vereinbarungen, welde durch ben Aus: 
bruch des Krieges außer Wirkfamfeit gelegt find, unter ben hoben Contrabenten, 
vom Tage des Austauiches der Ratificationen des gegenwärtigen Bertrages an, mit 
ber Maßgabe wieder in Kraft treten, daß jebem ber hoben Eontrahenten vorbehalten 
bleibt, biefelben nach einer Auffünbigung von ſechs Monaten außer Mirkfamfeit 
treten zu laſſen. Art. 12. Ale übrigen, zwijchen ben hoben vertragsichließenden 
Theilen vor dem Kriege abgeſchloſſenen Verträge und Webereinfünite werben hiemit 
wieder in Kraft geſetzt, foweit jie nicht durch die in Art. 2 erwähnten Beftimmungen 
und ben Zutritt zum norbbeutihen Bunde berührt werden. Art. 13. Die boben 
Gontrahenten verpflichten fich gegenfeitig, die Herſtellung einer unmittelbar von Leipzig 
ausgehenden und dort in birectem Schienenanſchluß mit ber thüringifhen und der 
Berlin-Anhaltiſchen Bahn ftehenden Eiſenbahn — geeigneten Falles unter ftredenweijer 
Mitbenükung einer der beiden genannten Bahnen — über Pegau nach Zei zu ge: 
ftatten und zu fördern. Se. Diaj. ber König von Sachſen wird berjenigen Befell 
haft, welhe für den im preußiichen Gebiete belegenen Theil diefer Bahn die Con: 
ceflion erhalten wird, dieſe letztere auch für bie anf ſächſiſchem Gebiete gelegene Strede 
unter denſelben Bedingungen ertheilen, welche in neuerer Zeit ben in Sachſen con: 
ceflionirten Privat-Eiſenbahngeſellſchaften überhaupt geftielt worden find. Die zur 
Ausführung biefer Eifenbahn erforderlichen Einzelbeftimmungen werden durch einen 
befondern Staatsvertrag geregelt werden, zu welchem Behufe beiderfeitige Bevollmäch⸗ 
tigte in fürzefter Frift an einem noch näher zu vereinbarenben Orte zufammentreten 
werben. Art. 14. Die Contrabenten find übereingefommen, baß das: Eigenthum 
ber ſächſiſchen Regierung an der auf preußifhem Gebiete belegenen Strede ber 
Göorlitz-Dresdener Eiſenbahn, einichließglich bes antheiligen Eigenthumsrechtes an dem 
Bahnhof in Görlitz mit der Ratification des gegenwärtigen Vertrages auf die preuß. 
Regierung übergeben ſoll. Dagegen wird die fächjiiche Regierung vorläufig bis zum 
Ablaufe der im Art. 14 des Staatsvertraged vom 24. Juni 1843 feſtgeſetzten 
breißigjährigen Frift und vorbehaltlid der alsdann zu treffenden weiteren Beriäns 
bigung in ber Ausübung bes Betriebes auf ber Strede von ber beiberfeitigen Landes⸗ 
grenze bis Görlig unb in der unentgelblihen Mitbenubung bed Bahnbofes in 
Görlig verbleiben. Sie wird ben rehnungsmäßigen Neinertrag, welchen ber Betrieb 
auf ber gedachten Strede ergibt, alljährlih an bie preußiihe Regierung abliefern. 
Die preußifhe Regierung verpflichtet fich bei der von ihr beabfichtigten Umgeftaltung 
bes Görliger Bahnhofes dafür Sorge zu tragen, daß ber fächfifchen Bahnverwaltung 
die zur ungeftörten Fortſetzung ihres Betriebes erforderlichen Räumlichkeiten und 
—— in dem dem Bedürfniſſe entſprechenden Maße auch fernerweit 
verfügbar gehalten werden. Art. 15. Um ber k. ſächſiſchen Regierung bie in dem 
Staatevertrage vom 24. Juli 1843 für den Fall ber fpäteren Abtretung ihres 
EigentHums an ber Eifenbahnftrede von ber Landesgrenze bis Görlitz und ihres 
Miteigentbums an dem Bahnhofe in Görlitz in Ausficht genommene Entihäbigung 
zu gewähren, wollen Se. Maj. ber König von Preußen von ber im Art. 6 bes 
gegenwärtigen Vertrages feftgefegten Kriegskoſtenentſchädigung den Betrag von Einer 
Mill. Thalern als eine Compenfation für die von Sr. Maj. dem König von Sadfen 
im Art. 14 bes gegenwärtigen Bertrages zugeftandenen Eigenthumsabtretungen in 
Abrechnung bringen laſſen. Art. 16. Da nad Art. 6 unter 10 der NReformvor: 
Ihläge vom 10. Juni d. J. das Poſtweſen zu denjenigen Angelegenheiten gehört, 
welche ber Öelepgenung und Oberaufficht der Bundesgewalt unterliegen, nun aber 
Se. Maj. ber König von Sachſen auf Grund dieſer Vorſchläge dem norbdeutfchen 
Bunde beitritt, fo verjpricht derjelbe auch ſchon von jebt an, weber durch Abſchluß 
von Verträgen mit andern Staaten, noch fonft etwas vornehmen zu laffen, woburd 
der definitiven Ordnung bes Poſtweſens im norbdeutichen Bunde irgendwie vorges 
griffen werden könnte. Art. 17. Die k. fächfifche Regierung überträgt ber k. preuß. 
Regierung das Necht zur Ausübung des Telegraphenwefens innerhalb des Königreichs 
zaglen in bemjelben Umfange, in welchem dieſes Recht zur Zeit ber T. ſächfiſchen 
Regierung zufteht. Soweit bie kgl. ſächſiſche Regierung in andern Staaten Tele⸗ 
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graphenanſtalten zu unterhalten berechtigt iſt, tritt dieſelbe (bee Rechte aus ben 
hierüber beftehenben Verträgen an bie k. preußilche Regierung ab, welcher bie Ver: 
bandlungen mit ben betreffenden britten Regierungen über bie Ausübung biefer 
Rechte vorbehalten bleiben. Den Depeihen Sr. Maj. des Königs von Sadlm, der 
Mitglieder bes kgl. Haufes, der k. Hofämter, der Minifterien und aller jonfligen 
öffentlihen Behörden des Königreihs Sachſen bleiben biejelben Bevorzugungen vor: 
behalten, welche den gleichartigen E. preußifchen Depeichen zuftehen. Den Eijenbahns 
verwaltungen im Königreich Sachſen bleibt felbftverftändlich bie Benützung eines 
Betriebstelegrapben überlaffen. Zur Ausführung ſämmtlicher im gegenwärtigen Art. 
enthaltener Beitimmungen werben unmittelbar nach den Austaufch der Natificationen 
bes Friedensvertrages beiberfeitige Commiljarien zufammentreten. Art. 18. Se. 
Maj. der König von Sachſen erflärt ſich bamit einverfianden, daß bas in Sachſen, 
wie in der Mebrzahl der übrigen bisherigen Zollvereinsſtaaten beftehende Salze 
monopol aufgehoben wird, fobald die Aufhebung in Preußen erfolgt, und daß von 
dem Zeitpunkte diefer Aufhebung ab, die Befteuerung des Salzes für gemeinſchaft⸗ 
liche Rechnung fäümmtlicher betbeiligter Staaten bewirkt wird. Die näheren Beftims 
mungen bleiben weiterer Vereinbarung vorbehalten. Art. 19. Se. Muj. ber König 
von Sachſen erflärt, baß Feiner feiner Unterthanen, oder wer fonft ben fächfifchen 
Gefegen unterworfen ift, wegen eines in Bezug auf bie Verhältniffe zwiſchen Preus 
pen und Sachſen während ber Dauer bes Kriegszuftundes begangenen Vergebene 
ober Verbrechens gegen die Perſon St. Maf., ober wegen Hochverrathe, Staats: 
verraths oder font wegen einer die Sicherheit des Staats gefährbenden Handlun 
ober endlich wegen feines politifhen Verhaltens während jener Zeit überhaupt rar 
rechtlich, polizeilich oder bisciplinarifh zur Verantwortung gezogen ober in feinen 
Ehrenrechten beeinträchtigt werben fol. Die etwa bereits eingeleiteten Unterſuchungen 
biefer Art ſollen einjchließlih der Unterfuchungskoften niedergefchlagen werben. e. 
Maj. der König von Preußen erklärt fi) damit einverſtanden, daß nad dieſen 
Grundfägen auch Hinfichtlich derjenigen Verbrechen und Vergehen ber oben gedachten 
Art verfahren werde, welche während jener Zeit in Sachſen gegen bie Perfon Sr. 
Maf. des Könige von Preußen oder gegen ben preußifchen Staat etwa begangen 
worden find. Die aus Sachſen entfernten und etwa noch in preußifcher Haft bes 
findlihen Perſonen ſollen, jo weit dieß nach den preußiihen Geſetzen zuläffig ift, 
aus berfelben fofort enilafjen werden. Nrt. 20. Se. Maj. ber König von Sachſen 
erfennt bas unbefchränfte jus reformandi Er. Maj. bed Könige von Preußen in 
Betreff der Stifter Merſeburg, Naumburg und Zeit an, willigt in bie Aufhebung 
ber bisher der Univerjität Leipzig zugeftandenen Berechtigungen auf gewiffe Canonjcate 
an dieſen Stiftern und verzichtet auf alle Mechte und Anſprüche, welche ber Tönigl. 
fähfifchen Regierung oder der Univerfität Leipzig aus ben Statuten ber Stifter ober 
ans früheren Verträgen und Sonventionen, deren etwa entgegenftehenbe Beftimmungen 
hiermit ausdrücklich aufgehoben werben, zuftehen möchten. Die Entihäbigung ber 
Univerfität Leipzig für die gänzliche Befeitigung ihrer Beziehungen zu den Stiftern, 
ſowie der jetzigen Juhaber ad dies muneris übernimmt bie f. ſächſiſche Negterung 
unb macht ſich anheiſchig, bie kgl. preußiſche Regierung gegen alle Entſchädigungs⸗ 
anſprüche ber Univerſität oder einzelner Facultäten und Profeſſoren an derſelben zu 
vertreten. Art. 21. Se. Maj. ber König von Sachſen willigt in die Auspfarrung 
(mebrerer namentlich aufgeführter bisher im fächfiihen Parochien eingepfarrter Ges 
meinben) und zwar ohne Entſchädigung von preußiicher Seite, bergeftalt, baß bie 
von ben genannten ſächſiſchen Parochien zu erhebenden Entſchädigungsanſprüche 
lediglich von ber k. fächfiihen Regierung übernommen werden. Art. 22. Inſoweit 
während bes Krieged in Sachſen weggenommene, im Staatseigenthbum befindliche 
Gegenftände, welde nad ben beſtehenden wölferrechtlichen Grundſätzen nicht als 
Kriegsbeute anzujehen find, noch nicht zurückgegeben fein follten, werden Se. Maj. ber 
König von Preußen Anordnung treffen, daß deren Zurüdgabe alebald erfolgt. Hiezu 
gehören insbefondere bie auf den Stantseifenbahnen in Befchlag genommenen Yocos 
motiven, Tender, Wagen und Schienen, fowie bie auf den k. Hüttenwerfen kei Wee 
berg weggenommenen Borräthe an edlen Metallen und ont werttiuffiien ruiniert, 


I» 


299 Anhang. 


Hinſichtlich der letzteren ift bei ber darüber erforderlichen Auseinamderfegung bavon 
auszugeben, daß das darunter befindliche Werfblei der k. fächliichen Negierung gegen 
Erftattung des Merthes des darin enthaltenen Bleies zurüdgegeben wird. Art. 23. 
Die Ratification des gegenwärtigen Vertrags erfolgt bis jpäteftens ben 28. dieſes 
Monats und Sahres.” 

Die im Art. 4 des Triedensvertrages erwähnten „bejondern Beflimmungen“ 
lauten: „Se. Maj. der König von Sachſen wird unverzügliy und noch bevor die 
Ratificationen des gedachten Friebensvertrages ausgewechſelt werden, bie Feſtung 
Königftein Sr. Maj. dem König von Preußen einräumen. 2) Die Beſetzung ber 
Feſtung erfolgt in der Art, daß die bafelbit befindliche königl. ſächſiſche Infanterie 
durch eine kgl. preußifche Infanterieabtheilung unter negenfeitiger militäriſcher Ehren⸗ 
bezeigung abgelöft wird unb ber k. fäch]. Gouverneur (Gommandant) feine Zunctionen 
dem von Er. Maj. dem Könige ven Preußen zu ernennenden Gouverneur (Goms 
mandanten) übergibt. Die fächfiihe Infanteriebeſatzung marſchirt mit Mafjen und 
Gepäck ab, um ſich zunächſt nach den diefen Truppentbeilen zu bezeichnenden Stand: 
quartieren zu begeben. 3) Alles auf der Keftung befindliche und noch dahin zu 
verbringende ſächſiſche Material an Gejhügen, Waffen, Munition und Ausrüftungs- 
ftüden, Vorräthen, Lebensmitteln und alles fonft fi) daſelbſt befindende Staatseigen⸗ 
thum verbleibt unbefirittenes Eigenthum der königl. fächfiihen Regierung. Die Letz⸗ 
tere behält beinnach die freie und ungehinderte Verfügung Über alle genannten 
Gegenftünde, jo baß fie diefelben auf dem Königſtein belaffen, oder von ba jederzeit 
zurüidziehen Tann. 4) Zur Bewahrung bes vorgedachten königl. ſächſiſchen Staats: 
eigentbums verbleibt, jedoch unter dem Befehl des königl. preußiſchen Gouvernements 
(Sommandantır) das Fünigl. ſächſiſche Artilleriedetachement als Theil der Beſatzung 
in ber Feſtung; mit ihm der Untercommanbant, ber Zeitungsingenieur, der Adjutant, 
fowie alle Feitungsbeamten und Handwerker. Der kgl. preußiihen Beſatzung ber 
Ri fteht e8 frei, die bortigen Magazine und Vorräthe aller Art zu ihrem Unter⸗ 

alte gegen Abrechnung zu benügen. 5) Unmittelbar nad) erfolgtem Austaufche ber 
Ratificationen des Friedensvertrages wird Se. Majeflät ber König von Sachſen bet 
allen von St. Maj. nit zur Friedensbefagung von Dresben beflimmten Truppen: 
tbeilen, innerhalb der milttärifch zuläfligen Grenzen, eine Beurlaubung in ausge⸗— 
dehntem Makftabe, und zwar noch vor beren Rüdfehr nad) Sadjien, eintreten laffen. 
Die im Vebrigen noch nöthige Demobilifirung bei ben einzelnen Truppencorps erfolgt 
unmittelbar nach deren Rückkehr nah Sachſen. Auch tritt dann die vollſtändige 
Beurlaubung aller entbehrlihen Mannſchaften ein. 6) Dresden erhält eine gemein: 
ſchaftliche Beſatzung von preußifhen und ſächſiſchen Truppen. Die hiezu beftimmten 
f. ſächſiſchen Truppen werden einen Präfenzftand von 2 bis 3000 Mann, erclufive 
der Chargen, nicht überfchreiten.. 7) In Beziehung auf die nicht für die Garnifon 
in Dresben beftimmten E. ſächſiſchen Truppentheile wird bie erforderliche Unterkunft 
ihrer Cadres, Pferde, Maffen und Ausrüftung unter Vernehmung mit bem höchſt⸗ 
commanbirenden fol. preußifchen General in Sachſen geregelt werben. Auch wirb 
demſelben jächfiicherfeits das Marjchtableau für die aus Oefterreih zurüdfehrenden 
k. ſächſiſchen Truppen rechtzeitig mitgetheilt werden. 8) Sobald die einzelnen fäch- 
ſiſchen Truppentheile auf ſächſiſches Gebiet zurüdgefehrt fein werden, treten fie bis 
auf weitere Beftimmung unter den Oberbefehl des höchſtcommandirenden k. preußi: 
hen Generals in Sachſen. 9) Für bie Stadt Dresden und bie dort: angelegten 
Teltungsmwerfe ernennt Se. Majeſtät der König von Preußen den Gouverneur, ©e. 
Maj. der König von Sahfen ben Commandanten. Das gegenfeitige Verhältniß 
biefer Behörden zu einander und zu den beiderfeitigen Befabungscontingenten von 
Dresden wird vorläufig nach Analogie ber früheren Yundesfeitungen geregelt. Die 
übrigen damit verfnüpften Fragen bleiben bem weitern Einvernehmen vorbehalten. 
10) Bis die Reorganifation der fächfiichen Truppen im Wefentlihen durchgeführt 
und deren Einreihung in die Armee des norbbentihen Bundes erfolgt fein wird, 
führt Preußen fort, die für die Beſatzung des Königreichs Sachfen nöthige Anzahl 
von Truppen feinerfeits zu fielen. Die hieraus entjpringenden gegenfeitigen Ber: 
Michtungen werben zwiſchen ben beiben betheiligten hoben Regierungen durch 
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bejondere Vereinbarung näher geregelt werben. Sämmtlihe für bie Ausführung 
vorftehenber Beſtimmungen fonft noch nölhige Anordnungen bleiben einer Berftäns 
bigung zwiſchen ber königl. ſächſiſchen Regierung und dem böchficonımanbirenden 
königl. preußifchen. General überlafien.* 


Protokoll, 
gleichzeitig mit dem Friedensvertrag unterzeichnet. 


Die königl. ſächſiſche Regierung, von bem lebhaften Wunſche befeelt, bie voll 
fommene Webereinjtimmung zu bethätigen, welche zwiſchen ihr und der Königlich 
preußijchen Regierung bezüglich ber von jeßt an gemeinſam zu verfolgenden polis 
tiſchen Richtung befteht, iſt bereit: a) ſofort und bis zu bem Zeitpunfte, wo bie 
Trage wegen der internationalen Repräjentation bes norddeutſchen Bundes in bes 
finitiver Weiſe georbnet fein wird, ihre eigene völferrechtlihe Vertretung bezüglich 
derjenigen Höfe und Regierungen, bei weldyen dieſelbe gegemwärtig biplomatijche 
Agenten nicht unterhält, auf die preußiſchen Miſſionen zu übertragen und b) das⸗ 
felbe Verhältniß denjenigen Höfen und Negierungen gegenüber, bei weldyen bermalen 
ſächſiſche Meiffionen beftehen, in allen Fällen temporärer Bacanz auf deren Dauer 
eintreten zu laſſen, c) auch in dieſem Sinne die Fol. fächfiihen Vertreter im Auss 
land mit entſprechender Inſtruction zu veriehen, fo daß fih Sadjen im Geiſte bes 
mit Preußen abgeichloffenen Bündniſſes ſchon jetzt in internationaler Beziehung ber 
preußiſchen Politik feſt anſchließt. Der königlich preußiſche Bevollinächtigte erklärt 
ſeinerſeits, daß ſeine Regierung bereit iſt, die in Rede ſtehende Vertretung zu über⸗ 
nehmen und hiebei die — ſowohl der königlich ſächſiſchen Regierung, als 
auch die der königlich ſächſiſchen Staatsangehörigen, gleich wie ihre’ eigenen allent⸗ 
halben zu wahren. Schließlidy waren bie beiberfeitigen Bevollmächtigten dahin einig, 
baß durch vorſtehende interimiſtiſche Beftimmungen das Recht Sr. Maj. des Königs 
von Sadfen, in einzelnen Fällen außerordentliche Bevollmächtigte zu jenden, im 
feiner Weiſe alterirt werben tolle. 


Vo. 


Proteſt des Aönigs Georg von Hannover 
d. d. Hieking bei Wien 23. September 1866. 


„Kir Georg V. von Gottes Gnaden König von Hannover, Töniglicher Prinz 
von Großbritannien und Irland x. 2. Am 15. Juni d. J. bat Se. Maj. ber 
König von Preußen, unfer leibliher Vetter und bis dahin unfer Verbündeter, unfer 
Königreich mit Verlegung der Iegitimften und beiligften Rechte feindlih überfallen 
lafien. Das Verbalten unferer Regierung während des Conflict, ber zu unjerm 
tiefen Bedauern zwifchen Defterreich und Preußen ausgebrodhen war, konnte feinen 
Grund für ein jo ungerechtes Vorgehen barbieten. Im Gegentheil, von bem aufs 
richtigften und jehnlichiten Verlangen bejeclt, bie entitandenen Zerwürfniſſe zwijchen 
ben beiden mächtigften Gliedern des beutihen Bundes beigelegt zu ſehen unb bes 
firebt, das Unglüd zu verhüten, das aus einem Krieg zwifchen Dentjchen hervor⸗ 
geben mußte, bat unfere Regierung alles, was in ihren Kräften fand, gethan, um 
in freundlichen Beziehungen Gomol zu Breußen als zu Deferriih won in kn Sun. 
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u bleiben, in ber Bunbesreriammilung in einem Geiſt des Friedens unb ber Vers 
öbnung zu wirfen. 

„Ta die preufiide Regierung gegen uns ben Wumich ausgedrückt Hatte, uns 
in einem eventuellen Krieg neutral zu ieben, haben wir dieſem Buniche nude 
gegeben; nur Haben ıwir in Perlin erfiären laiten, daß Lie beſonderen Beitimmungen 
dieſer Neusratität erit in dem Fall ber thatjãchlichen Auflöiung des deutichen Vundes 
geregelt werten können. Unier Beitritt zu bem Verichlag Treusend war vellfommen 
in Uebereiniimmung mit ten Umständen, da das Bundesrecht, indem ed den 
Bundeegliedern ben Krieg unter fi rerbet, ibnen Folzerichrig auch unterlagte, an 
einem Krieg tbeilzunesmen, der trog jenes Verbets zwiſchen zwei Qundedrezierungen 
auebrechen ürde. Rur Begröündung der feindieligen Handlungen, beren Preußen 
ſich germ unſer Kenigteich ſchuldig zemacht, bat man kürzlich in Berlin behauptet, 
daß wir wäbrend der erwobnten Neutralitütederdandlunzen gegen das Kiener Gabinet 
die Verprlichtung übernemmen Ein, untere Truppen gemeinſam mit dem in Hol: 
ftein ftehenten ẽſterreichiſchen Cerre cperiren zu Laien. Dieie Vebauptung in voll 
Handig ialich. Un’ere Rezierung bielt ſich Für gebunden durch bie Berfidhcrung, 
Neutralitet beebackhten zn wellen für den Fall der Auflẽſung bes Bundektvertrage, 
und nur in dem Fall, Lak um’: Land durch Preußen angegriiten werben wäre, 
bien mir bie Hülre angenommen, bie Ze. Mai. der Kaiſer von Deſterreich uns 
ankieren lies. Aber voll Vertrauen in bie Yonalirit ber preufiiken Regierung ließen 
wir Seiner kaiſerlichen Mzjerit antwerten, daß wir tiefer Hülfe nicht zu bebürien 
glaubten. In Folze beiten bar jenes üfterrzichiicke Trurrencorpe, welches Hoiflein 
keiekt gehalten, unter Sand durchzegen obne Aufenthalt und auf tem fürzeften Weg, 
um ſich nıb dem Suden Deutichlands zu kegeken. Um dieiellbe Zeit haben wir 
ben yreusiihen Armzscorpt, welhes unter Berekl des Generalieutenants v. Man: 
teuftel and, geſtattet, unſer Eebiet zu Paftiren, um nach Minden zu gelangen. 
Unter Zerkalten bar unter disten Urvitineen ben Stuntrigen ber firengiten Neu⸗ 
tralitãt ent’preken. Wir wien weit enremt demals zu gemärtigen, baß ber König 
ven Freuf:n wenige Tage iräter Daitelbe Armeecorps drzu benügen werde, um fidy 
unteres Landes zu bemödtisen. Untere Armee befand ch auf tem vellſtäürdigen Friedens⸗ 
fuR, da wir und auf die und zugencherte Neutralität verlieten und deren Iegeciationen, 
ofwebl rertagt, dech wierer zu gelegenet Reit aufgenemmen werden ſellten, nämlid 
in Betreft zer ſpeciellen Bedingungen tbrer Ausübrung, den audcrüdliden und 
mieberbolten Grflätungen gemis, wel: unjer Minitter des Auswärtigen, Graf 
Platen⸗Hallermund, in Bieter Angelezendeit tem rreukithen Miniſter Prinzen Yjen⸗ 
kurz gemacht bare. Uniere Negterung batte Laber feine Trerde auffaufen Laien, 
nch hatte Ne die geringite Maßregel gerreften, welder mın den Gbarafter einer 
militätiſchen Rüjtung keilegen kennte. Alles, was bie preußiſchen Blätter ieit 
kurzem über Die angeblichen Rüſtungen in Hanneder mitgetbeilt baten, iſt durchaus 
unbegründet und hat nur dazu dienen jellen, die Öffentliche Meinung irrezuführen 
une jene unqualificirbaren OGewalrzcte zu entichuldigen, welche gegen und, unier 
Königreih und uniere Unterthanen verübt worden. Stets von demſelben Geiſt ber 
Mäfigun:, der Veriebnlickkeit une Unparteilichteit beieelt, haben wir unierem Bundes⸗ 
geſandten ten Auftrag errbeiit, fih gegen Lie Cnterreichticke Trereiitien vom 14. Juni 
auszuſprechen, iniemweit Diele ten Zweck batte, ben beutihen Bund gegen Treuen 
Partei uehmen zu lajten und nur inieweit für die beantragte Mobilmachung zu 
fimmen, als tiere nicht gegen Lie letztere Macht gerichter war und lediglich nur bie 
Aufrechterhaltung der Rutze uns Zicherbeit auf tem Bundesgebiet bezweckte Die 
Ausführungen und Belege (les allegations), welche bie preukiihen Urgane im 
jüngfter Zeit gegen umiere dießbezügliche Pelitik verbrachten, entbebren gleicher Weiſe 
jeder Bearüntung. Tie Haltung, welche uniere Reaterung jeit Beginn bed Gens 
flict8 eingenemmen, ließ und aber beiten, daß unſer Königreih und uniere getreuen 
Untertbarren ton einem Krieg unberührt bleiben dürften, der ven Tag zu Tag 
brodenter zu werten ichten. 

„Aber wie groß war unfere ichmerzlidde Ueberrzihung, als das Berliner 
Gabinet am 15. Juni b. 3. fi ben Auſchein gab, als hätte es alle Antecedentien 
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ber Frage vergeffen, und unſerer Regierung eine Sommation vorlegen ließ, bie 
feineswegs ben Zwed hatte, uns zur befinitiven und gegenjeitigen Feſtſetzung ber 
Bedingungen ber Neutralität, die und angeboten worben und die wir im Princip 
acceptirt hatten, aufzuforbern, fondern uns zu bewegen, uns gewiſſer wefentlicher PBräs 
rogative unjerer Souveränetät zu Gunſten Preußens, ferner eines Theil ber Uns 
abhängigkeit unferes Königreihs und vieler legitimen Mechte unjerer Unterthanen zu 
begeben, obwohl unjere Souveränetät und bie Unabhängigkeit unjeres Königreichs 
von ganz Europa anerkannt und garantirt worben waren! Dan ließ uns nur 
einen Tag Bedentzeit, um unſern Entihluß zu faſſen, und man bedrohte uns mit 
Krieg für den Fall, daß wir uns weigern follten, uns dem Willen Preußens zu 
unterwerfen. Nachdem wir unjere Miniſter vernommen, faßten wir auf ibren eins 
müthigen unb unferer eigenen Anfchauungsmweije entjprechenben Rath ben Entichluß, 
bem Gejandten des Königs von Preußen erklären zu laſſen, daß die Propofitionen, 
bie und eben vorgelegt tworben waren, unannehmbar feien; daß jedoch unjere Res 
gierung, in ber unerfchütterlihen Weberzeugung, daB das Bundesrecht jeden Krieg 
zwiſchen Bundesgliedern verbiete, Teine militärische Maßnahme ergreifen werbe gegens 
über ber verbünbeten preußiſchen Regierung, infolange bie Grenzen Hannovers 
nicht angegriffen würden, und daß fie die Hoffnung nicht aufgebe, daß die freund: 
nachbarlichen Beziehungen, welche bis dahin zwiſchen ben beiden Regierungen bes 
ftanden haben, auch fortan aufrecht erhalten blieben. Nachdem unfer Entſchluß dem 
Sefandten Preußens mitgetheilt worden, antwortete biefer mit einer Kriegserklärung, 
gegen welche unjer Miniſter des Auswärtigen unverzüglich Proteſt einlegte. Dieß 
geſchah um Mitternaht in ber Nacht vom 15. auf den 16. Juni d. 3. Fünf Uhr 
Nachmittags beffelben Tages, nämlich des 15. Juni, befand fich das Armeecorps bes 
Generals v. Dianteufjel in der Umgebung von Harburg und nahm bajelbil eine 
feindlihe Stellung noch vor der Kriegserflärung aı. 

„Wir überweifen dem Urtheil aller Rechtſchaffenen diejes Vorgehen der preus 
Biihen Regierung, welche unfer Vertrauen täuſchte, indem jie uns die Erlaubniß 
entlodte, ihre Truppen durch unfer Gebiet marjchieren zu lafjen, mit ber geheimen 
Abjicht, bafjelbe mit Gewalt an fih zu bringen. Wir überweilen bem Unwillen ber 
cioilifirten Welt diefen Angriff, verübt im vollen Frieden gegen das Land eines 
bejreundeten, verwandten und verbündeten Fürften, und wir find überzeugt, daß bie 
ganze Welt mit uns dieſe ſchmähliche Verlegung ber äffentlihen Moral, des Völker⸗ 
und Vertragsredhts und der Sitten ber in jtaatliher Ordnung lebenden Nationen 
verbammmen wird. Wir find zugleich überzeugt, alle Unpartheiifchen werden unfere 
Anficht theilen, daß die preußifche Regierung ſchon geraume Zeit ben voryefaßten 
und wohlbedachten Plan hegte, ſich unjeres Yandes zu bemächtigen ; daß ber Vor⸗ 
Ihlag, neutral zu bleiben, ber uns gemacht wurde, nur den Zwed hatte, uns in 
falfhe Sicherheit zu wiegen; daß das Berliner Gabinet uns abfichtlich erniebrigenbe 
Allianzbebingungen ftellte, wohl wifjend, daß wir biejelben nicht annehmen könnten, 
und daß es ung ſchließlich — welche Haltung wir auch immer eingenommen hätten 
— ſehr fchwer, wenn nicht unmöglicdy geworben wäre, uns ben Gewaltthätigleiten 
ber preußifchen Regierung zu entziehen. Bei ber Unmöglichkeit, in ber fich unfere 
Armee befand, der Invaſion der preußifchen Macht, welde in unjer Land — deſſen 
Gränzen fie feit mehreren Tagen beſetzt gehalten — von allen Seiten hereinbrad, 
nachdrücklichen Widerftand zu leiften, zogen wir unfere Truppen bei Göttingen zus 
ſammen, um fie unverzüglich dem preußiſchen Machtbereich zu entrüden. In ber 
Nähe von Eiſenach angelangt, traten wir in Unterhandlung wegen einer Waffenruhe, 
bie uns angeboten und dann von beiden Theilen verabredet worben war. Allein 
ebe diefelbe noch abgelaufen war, fahen ſich unfere Truppen von ber preußiichen 
Armee angegriffen in Folge eines Befehle, welchen biefe vom General Bogel v. Falcken⸗ 
ftein erhalten Hatte. Es war bieß eine zweite flagrante Verletzung aller Rechte und 
Gebräuche, welche bei civilifirten Völkern befteben. Obwohl fi uniere Armee auf 
bem Friebensfuß befand und ihre Kräfte in Folge von Strapazen, Sntbehrungen und 
forcitten Märfchen, denen fie fih während mehr als act Tagen unterziehen wur, 
ſehr erſchöpft waren, errang fie dennoch bei Laugenfalga einen Kanten Sun Vier 
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bie Preußen. Am nächften Morgen fahen wir fie unglüdlichermweife von einer breifacdh 
überlegenen Macht umzingelt und da mir auf Feine Hülie hoffen Tonnten, entichloffen 
wir uns eine Kapitulation anzunehmen, um nicht unnũtzerweiſe das Blut unferer 
tapferen Soldaten zu vergieken. Sobald ber Krieg zwiſchen Defterreih unb Preußen 
feinem Ende zuzugehen ſchien, begaben wir uns nach Wien, mo bie Friedensverhand⸗ 
lungen foeben eröffnet wurben und richteten an Se. Maj. ben König von Preußen, 
ber fih in Nidoleburg befand, ein Schreiben, in weldhen wir ihm unjern auf⸗ 
richtigen Wunſch ausbrüdten, umjererjeits im riedensverbandlungen mit ihm zu 
treten. Gegen alle Gebräuche, welche zwiſchen Eouveränen beitehen, wurde unfer 
Schreiben ven Er. Maj. den König von Preußen nicht angenommen. Trotzdem 
verfudhten wir uns die Erhaltung unjeres Königreichs durch alle Mittel, bie im 
unferer Macht flanden, zu fihern. Wir waren fogar geneigt, uns unferer könig⸗ 
lihen Rechte zu Gunſten unjeres vielgeliebten Sohnes und Kronerben, Sr. koͤnigl. 
Hoheit des Prinzen Ernſt Auguft, für den Fall zu begeben, daß Preußen ihn uns 
verzüglich in ben Beſitz ber Krone bes Königreichs Hannover fegen würde. Anderer⸗ 
ſeits ließen unfere treuen Unterthanen, die muthig der barten, willfürlihen unb 
beipotifchen Herrfchaft, welche ihnen bie preußiiche Verwaltung auferlegt hatte, Wibers 
fand leiſteten, feine Gelegenheit voribergehen zur Kundgebung ihres heißen 
Wunſches, unter einer Tynaftie zu verbleiben, welche ihnen theuer ift, bie mit ihnen 
feit taufendb Jahren das Schickſal des Landes getheilt und bie alle Anftrengungen 
gemacht hat, deſſen Gedeihen zu fihern und deſſen Wohlfahrt zu befeftigen. Vers 
geblihe Anftrengungen! Se. Maj. der König von Preußen bat, nachdem er unfer 
Königreich auf eine heimtückiſche Weife occupirt hatte, geglaubt, von bemfelben befinitiv 
Beſitz ergreifen zu Fönnen und bat e8 am 20. Sept. d. J. als feinen Staaten eins 
verleibt erflärt. Ter einzige Grund, welchen bie preußifhe Regierung zur Recht- 
fertigung biejes in ben Annalen der Geſchichte Deutihlands unerbörten Actes ber 
Willkür anführt, ift derjenige, welchen fie in dem Rechte der Eroberung zu finden 
glaubt. Aber das Recht ber Groberung feßt einen Krieg nad den Principien des 
Völkerrechts voraus. Allein ed gab niemals zwifhen uns und dem König von 
Preußen einen folhen Krieg. Cr fonnte auch, wie wir es ſchon oben gefagt, nach 
ben Grundgefeßen bes deutſchen Bundes gar nicht flatthaben und hätte moraliſch 
unmöglich fein follen von Seiten eines nahen Berwanbten, eines befreundeten Sou: 
verains, eines deutſchen Fürſten. Wir befanden uns baher einfady und flar in bem 
Fall einer rechtmäßigen Vertheidigung gegen einen Angriff, den nichts rvechtfertigte 
und ben wir nicht hervorgerufen haben. 

„Angefichts ber angeführten Thatfachen proteftiren wir laut und feierlich gegen 
bie nicht zu rechtfertigende Invaſion in unfer Land, die fich die Armeecorps bes 
Könige von Preußen am 15. Juni und ben folgenden Tagen erlaubt haben; gegen 
bie Decupation unſeres Königreihs durch dieſe Truppen; gegen bie Ufurpation 
unferer Rechte und Rrärogative, welche bie Agenten Preußens verübt haben und 
noch weiter verüben könnten; gegen bie Beihäbigungen an unferem G@igenthum, 
unferen Einfüniten und Gütern jeglicher Natur, welche wir und unfer königliches 
Haus von Preußen erlitten und noch weiter erleiden würden; gegen die Beraubung, 
welche der hannoverſche Staatsfhag unter ber preußifchen Verwaltung erfuhren und 
noch ferner erfahren würde; gegen die Veriolgungen, Berlufte und Benadytbeilis 
gungen, denen unjere treuen Unterthanen in Folge dev ungerechten und ungejeglichen 
Acte ber Verwaltung bes Königs von Preußen ansgejegt waren oder in ber folge 
werben könnten; gegen bie Sinderniffe, welche die genannte Verwaltung auf brutale 
Weile den Kundgebungen unferer vielgeliebten Unterthanen für die Erhaltung unferer 
Dynaftie und der Unabhängigkeit Hannovers in den Weg gelegt hat, während fie 
durch die unlauterften Kunftgriffe Kundgebungen im entgegengefegten Sinne hervor: 
gerufen und begünftigt hat; gegen ben böjen Willen des Königs von Preußen, welcher 
bie Schritte zurüdgewielen bat, die wir bei ihm oder feiner Regierung gemacht ober 
zu machen befohlen, um ben Frieden zwifchen uns herzuftellen. Schließlich pro= 
teftiven wir vor allem Augeſichts ber ganzen Welt gegen die Beſitzergreifung unferes 
Rönigreihe und bejjen Einverleibung in Preußen, welche als endgültig vollzogen 
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ben 20. September biefes Jahrs angefündigt wurde, ſowie gegen alle Folgen biejes 
Acts, indem wir erflären, daß dieſe Einverleibung oder Annerion eine unwürdige 
Ufurpation, ein verbrecheriicher und verabiheuungswürbiger Raub, eine flagrante 
Berlegung der europäiſchen Verträge, aller Grundſätze des Völkerrechts und ber 
Unverleglichfeit der Staaten und Kronen ift. 

„Diefe feierliche Erklärung, die wir aud für unfere gejeglichen Nachjolger 
ablegen, hat vorzugsmeife ben Zweck, jeden Angriff auf die Souveränetätsrechte abs 
zuwehren, bie und kraft des Erbiolgerechts gebühren und die von allen Mächten 
Europas fanctionirt und garantirt wurden. Wir rufen die Unterſtützung aller 
Mächte an, welche unfere Souveränetät und bie Unabhängigkeit unſeres Königreiche 
anerkannt haben, im ber Ucberzeugung, daB bieje niemals Macht vor Net gehen 
laffen werben, da ein derartiges. Princip, heute von Preußen angewendet, in Zukunft 
bie Griftenz aller Monardien und aller Iegitimen Staaten ber Welt bebrohen Fönnte, 
Wir erflären fchließlih, daß wir niemals anf bie Souveränetätsrechte über unſer 
Land verzichten werden, und daß wir jtets für ungeſetzlich, null und nichtig alle jene 
Acte anſehen werden, welche die preußijche Regierung oder ihre Agenten daſelbſt volls 
zogen haben oder noch vollziehen werden in Folge ber Wiurpation, beren Verant⸗ 
wortlichfeit wir auf demjenigen zurüdwerjen, der ihr Urheber iſt. Mögen fich alle 
diejenigen, die babei betheiligt fein FTönnten, davon für benachrichtigt halten. Wir 
jeben den Fünftigen Greigniffen mit vollem Vertrauen in bie Gerechtigkeit unferer 
Sache entgegen und find von ber ſeſten Hoffnung bejeelt, daß die göttliche Vorſehung 
nicht fäumen wird, ben argliftigen Anichlägen, Ungerechtigfeiten und Gewaltacten 
ein Ziel zu feßen, beren Opfer mit und und unferen tapferen Hannoveranern noch jo 
viele Staaten und jo viele Völfer geworben find.” 


VIII. 


Friedensvertrag von Wien zwiſchen Oeſterreich und Italien 
d. d. 3. October 1866. 


Am Namen ber allerheiligiten und untheilbaren Dreieinigfeit. Nachdem 
Se. Maj. ber Kıifer von Oefterreih und Se. Maj. der König von Stalien bes 
ſchloſſen haben, zwijchen Ihren refpectiven Staaten einen aufrichtigen und Dauer: 
haften Frieden berzuftellen: nachdem Se. Maj. der Kaifer von Defterreih Sr. Maj. 
bem Kaifer ber Franzofen das lombarbiichsvenetianifche Königreich abgetreten: nach⸗ 
bem Se. Maj. ber Kaifer der Franzoſen feinerieits fich bereit erflärt haben, bie 
Bereinigung bes genannten lombarbijchvenetianiichen Königreichs mit den Staaten 
Sr. Maj. des Königs von Italien, unter Vorbehalt der Zuſtimmung ber in ents 
ſprechender Weife befragten VBevölkerungen, anzuerkennen: So haben Se. Maj. ber 
Kaifer von Defterreih und Se. Maj. der König von Stalien zu Ihren Bevollmäch⸗ 
tigten ernannt und zwar: Se. Maj. der Kaifer von Deflerreich den Hrn. Felir 
Grafen Wimpffen 2c. zc. Se. Maj. ber König von Italien den Hrn. Louis Friebs 
rich Grafen Menabrea 2c. 2c., welche, nachdem fie ihre bezüglihen Vollmachten aus⸗ 
getaufcht und im guter und gehöriger Form befunden haben, über folgende Artikel 
übereingefommen jind: . 

Art. 1. Bom Tage bes Austaufches ber Natificationen bes gegenwärtigen Ver⸗ 
trags wirb zwilhen St. Maj. bem Kaifer von Defterreih und Sr. Maj. dem König 
von Stalien, Ihren rejpectiven Erben unb Nachfolgern, Ihren Staaten una ara 
thanen für immermwährenbe Zeiten Friede vnd —— Wert. ER, Ar KM 
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öfterreichifchen und itafienifchen Kriegegefangenen werben von beiben Theilen unver 
züglic zurüdgegeben werben. Art. 3. Se. Maj. ber Kaifer von Lefterreidh gibt 
feine Zuftimmung zur Vereinigung bes lombardiſch- venetianiſchen Königreichs mit 
bem Königreiche Italien. Art. 4. Tie Grenze bes abgetretenen Gebietes wird durch 
bie gegenwärtigen abminijtrativen Grenzen bes lombardiſch⸗venetianiſchen Königreiche 
keftimmt. Cine von ben zwei vertragichliependen Mächten eingeiegte Militärcoms 
million wird beauftragt werden, bie Zracirung an Ort und Stelle in möglichſt 
furzer Friit vorzunehmen. Art. 3. Tie Räumung bes abgetretenen und im vorher 
gehenden Artikel beſtimmten (Gebietes wirb unverzüglich nach Unterzeichnung des 
‚Friedens beginnen unb in möglich furzer Friſt beendigt werben, gemäß ben zwiſchen 
ben biezu beſtimmten Specialcommilfären getroffenen Vereinbarungen. Art. 6. Die 
italtenifche Regierung übernimmt: 1) ben Theil bes Monte Lombarbo:Zeneto, welcher 
auf Grund ber im Jahre 1860 zu Mailand in Bollziehung bes Art. 7 des Züricher 
Tractates abgefchlofjenen Genvention bei Teiterreih verblieb. 2) Die zum Monte 
Lombarbo⸗Veneto feit dem 4. Juni 1859 bis zum Zuge bes Abichluffes bes gegen: 
wärtigen Vertrags Binzugefommenen Schulden. 3) Cine Summe von 35 Mill. 
Gulben öfterreihifher Währung in Flingender Münze für den auf Venetien ents 
fallenden Theil des Anlehens vom Jahr 1854 und für den Werth bed nicht trans⸗ 
portablen Kriegomaterials. Die Art und Meile der Zahlung biefer Summe bon 
35 Mil. Gulden öfterreihifher Währnug in Elingender Münze wird im Einklang 
mit bem Norgang des Züricher Tractats in einem Zuſatzartikel feitgefegt werben. 
Art. 7. Cine Commiſſion, zufammengefeßt aus Abgeordneten Defterreichs, Italiens 
unb Frankreichs, wird ji mit ber Liquidirung der verfchiebenen in ben zwei 
eriten Alineas des vorhergehenden Artifel® anfgeführten Kategorien befaflen, indem 
fie auf die ſtattgefundenen Amortifationen und auf die ben Amortifationsiond bil: 
denden Güter, Gapitalien jeber Art Rüdjicht nehmen wird. Dieſe Commiſſion wirb 
die definitive Regelung ber Rechnungen zwiſchen ben contrahirenden Theilen vor⸗ 
nehmen, wie auch ben Zeitpunft und die Mobdalität ber Ausrührung der Liquidation 
bes Monte Lombarbo-Beneto beilimmen. Art. 8. Die Regierung Sr. Maj. bes 
Königs von Italien tritt in die Nechte und Berbindlichfeiten ein, welche aus ben 
von ber öfterreichiichen Verwaltung für fpeciel das abgetretene Gebiet betreffende 
Gegenftände bes öffentlichen Intereſſes ordnungsmäßig abgeichlofjenen Verträgen ent» 
Ipringen. Art. 9. Die öfterreichiiche Regierung bleibt verpflichtst, jämutliche von 
ben Einwohnern bes abgetretenen Gebiets von ben Gemeinden, öffentlichen Anftalten 
und religiöfen Körperichaften bei ben öfterreichiichen öffentlichen Caſſen als Cautionen, 
Terofiten oder Gonfignationen erlegten Summen zurüdzuerftatten. In gleicher 
Meife follen den öiterreichifchen Untertbanen, Gemeinden , öffentlihen Anftalten und 
geijtlihen Körperichaften, welche bei den Caſſen des abgetretenen Gebiets Beträge als 
Tautionen, Depofiten oder Gonfignutionen eingezahlt haben, biefelben von ber ita⸗ 
lieniſchen Regierung pünktlich wieder erftattet werben. Art. 10. Die Regierung 
St. Maj. des Königs von Italien anerkennt und beftätigt die von ber öfterreichie 
fhen Regierung auf bem abgetretenen Gebiet ertbeilten Eifenbahnconcefjionen im 
allen ihren Beſtimmungen und für deren ganze Dauer, und namentlich bie von ben 
unterm 14. März 1856, 8. April 1857 und 23. September 1858 abgeichloflenen 
Verträgen herrührenden Gonceffionen. In gleicher Weile anerkennt und beflätigt 
die italienifche Regierung die Beftimmungen der am 20. November 1861 zwiſchen 
ber öfterreichiihen Staatsverwaltung und dem Verwaltungsratb ber Südlichen 
Staats⸗, Lombarbdosvenetianifchen und Gentralsitalienifchen Eiſenbahngeſellſchaft abs 
geichloffenen Gonvention, wie auch die Convention, mwelhe am 27. Febr. 1866 
zwifchen dem kaiferl. Finanzs und Hanbelsminifterium und ber Öfterreichiichen Sübs 
bahngefellichaft abgefchloffen worben if. Bon bem Moment ber Auswechslung ber 
Ratificationen bed gegenwärtigen Vertrags tritt die italienifche Negierung in alle 
Nechte und im alle Berbinblichfeiten ein, welche ber öjlerreichifchen Regierung aus 
den vorcitirten Gonventionen, foweit biefelben bie auf dem abgetretenen Gebiet bes 
finblidhen Eijenbahnlinien betreffen, erwachien find. In Folge befien wirb das ber 
Aſterreichiſchen Regierung bisher zufichenbe Heimfallsrecht ur biefe Eiſenbahnen auf 
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bie italienifche Megierung übertragen. Die Zahlungen, welche auf bie dem Staat 
von Seite der Conceſſionäre laut des Contracts vom 14. März 1856 als Aequivalent 
ber Baufoften für bie gebachten Eifenbahnen ſchuldige Summe noch zu entrichten find, 
werben vollzählig an ben Öfterr. Staatsſchatz geleiftet werben. Die forderungen ber Baus 
unternehmer und Lieferanten, fowie bie Entfhädigungen für die Bobenerpropriationen, 
weile von ber Zeit herrühren, wo bie fraglichen Eiſenbahnen auf Rechnung bes 
Staats verwaltet wurden und welche noch nicht berichtigt worden wären, werben von 
der öfterreichifchen Megierung, und infoferne bie Eonceflionäre kraft der Conceſſions⸗ 
acte hiezu verpflichtet find, von bitfen in Namen ber öfterreichiichen Regierung aus⸗ 
gezahlt werben. Art. 11. Es verfieht fih, daß die Eintreibung ber Forderungen, 
welche fi) auf die FF. 12, 13, 14, 15 und 16 des Contracts vom 14. März 1856 
gründen, Defterreih fein Recht der Controle und Ueberwachung des Baues und 
Betriebs ber im abgetretenen Gebiet gelegenen Eifenbahnen geben könne. Lie itas 
lieniſche Regierung verpflichtet ſich ihrerjeits, alle Auskünfte zu ertheilen, welche 
bießfalls von der Öfterreichiichen Regierung verlangt werben fünnten. Art. 12. Um 
auf die Eifenbahnen Venetiens bie Beitimmungen bes Art. 15 ber Convention vom 
27. Februar 1866 auszudehnen, verpflichten fich die hoben contrabirenden Mächte 
ebethunlichft im Einvernehmen mit der dfterreichiihen Sübbahngefellichaft eine Con⸗ 
vention zum Behufe der adminiſtrativen und ökonomiſchen Trennung ber venetias 
niſchen und öſterreichiſchen Eiſenbahngruppen zu ftipuliren. Kraft ber Convention 
vom 27. Febr. 1866 full bie vom Staat an die öſterreichiſche Südbahngeſellſchaft 
zu zahlende Garantie auf Grundlage des Brutto:Erträgniffes der Geſammtheit aller 
venetianischen und Bfterreichiihen Linien, welche das ber Gefellihaft bermal cons 
cefjionirte Netz ber öfterreichiichen Sübbahnen bilden, berechnet werden. Es ift felbft« 
verftändlih, daß bie italienifhe Regierung den verhältnißmäßigen Theil dieſer Gas 
rantie, welcher den Linien bes abgetretenen Gebiets entipricht, übernimmt, und baß 
zur Berechnung diefer Garantie das Gefammt:Brutto-Erträgniß der an bie gedachte 
Geſellſchaft conceffionirten venetianifhen und öjterreihiichen Linien wie bisher zur 
Grundlage genommen wird. Art. II Die Regierungen von Oeſterreich und 
Stalien, in dem Wunſche, die Beziehungen zwiſchen ihren Staaten zu erweitern, 
verpflichten fich, den Eifenbahnverkehr zu erleichtern und die Errichtung neuer Linien 
zu Begünftigen, um die öfterreichifchen und italieniihen Bahnnege unter einander 
enge zu verbinden. Die Regierung Sr. k. k. apoſtoliſchen Majeftät verfpricht übers 
bieß, die Vollendung der Brennerstinie, welche die Verbindung bes Etſch⸗ mit bem 
Innthal zur Beftimmung bat, fo viel als möglich zu beichleunigen. Art. 14. Die 
Bewohner oder Eingebornen bes abgetretenen Gebiets jollen während bes Zeitranme 
eines Jahrs, vom Tage des Austaufhes der Natificationen angefangen und auf 
Grundlage einer bei ber competenten Behörde abzugebenden vorläufigen Erklärung, 
bie volle und unbeichränfte Freiheit genießen, ihr bewegliches Eigenthum abgabefrei 
auszuführen und fi mit ihren familien in die Staaten Sr. k. f. apoftolifchen 
Majeftät zurüdzuziehen, in weldem Tall bdenfelben die öfterreichiiche Staatsbürgers 
haft gewahrt bleibt. Es foll ihnen frei ftehen, ihr in dem abgetretenen Gebiet 
liegenbes unbewegliches Eigenthum zu behalten. Dielelbe Freiheit wird gegenfeitig 
ben aus bem abgetretenen Gebiet gebürtigen Individuen zugeftanden, melde in ben 
Staaten Sr. Maj. des Kaiſers von Defterreih anfäffig find. Jenen Individuen, 
welche von den gegenwärtigen Beltimmungen Gebrauch machen, kann, aus Grund 
ber von ihnen getroffenen Wahl, weber von einer noch ber andern Seite an ihrer 
Perſon ober ihrem in ben betreffenden Staaten liegenden Eigenthum irgenbeine Bes 
helligung verurfacht werden, Die Frift eines Jahres wird für jene Individuen, 
welche aus dem abgetretenen Gebiet gebürtig find, jedoch im Moment bes Austaufches 
ber Ratificationen des vorliegenden Vertrags ſich außerhalb bes Gebiets ber öſter⸗ 
reichiſchen Monarchie befinden, auf zwei Jahre ausgedehnt. Die Erflärung berfelben 
kann von ber nächften öſterreichiſchen Miſſion ober von ber Landesſtelle was immer 
für einer Provinz ber Monarchie entgegengenommen werben. Art. 15. Die in ber 
öfterreichifchen Armee bienenden lombarbo-venetianifhen Untertbanen werken a 
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keitimmt, das benjenigen von ibnen, reihe erllären, im Tienſte Sr. E k. apoñel. 
Majenst vertleisen zu wellen, dieß frei itebe, une daß dieſelben aus biciem Srunde 
weder an ibrer Ferien, nech an ihrem Gigentbum bebellige werten ſellen. Tieielben 
VBñrzicheitden werden ten aus Dem lomt ardo⸗venetianiſchen Keonigreich geburtigen 
Eivilbeamten zuzeiickert, welde die Abſicht an den Tag legen werten, in öſterreichi⸗ 
ichen DTienſten zu bieiben. Die zus Dem lembarde »penetienüden Kenigteich gebür⸗ 
tigen Girilbermten werden die Wabdl haben, entrecer in Grierreihtiben Dienſten zu 
Bleiben, eder in Die italieniſche Adminiſtt atien einzutresn, in else ‚all bie Re⸗ 
gterung Sr. Mai. des Königs ren alter ñd verpflikie, dieſelden eweder in 
analegen Auſ:Uurgen mir denjenigen. welche ſie inne bie, unterzubringen, 22er 
idnen Kenhenta muası gm, tern Setcza nad Ser in Tereitinb zmügen (relegin 
und Eerimn e ezeczt werten ieln. Es ger at üs, er iels Sermie con 
Cehrgen un Tisopiinarvertbriften der ital. Setaitung unerzeren Tue werden. 
Art. I. Die Tötkie r itaticniit Asrımmang, weiche dermal in tert. Tieniten 
neben, isn die Wabl Frben erireter ım Tiente Zr. k. k. pen. Diet. zu bieiben 
2? are Zr. Maj. 2er Keniee sen Arlin mi dem Rıtı einzutteten, 
welßen nz in ter eherr. Arm:e einekmen, BeTZuÄzEteRt, daß ſie in der eilt von 
ieces Monztn, von der Yuarcheiiy cer a: sersziionen Bed zegenwãttigen Vertraas 
angeınz nm, Mertzidcgd Arien reden. 3 En. I... Ziereaeimitig auskezad.ten Civil⸗ 
un: Mititizsentszem, welhe au? Se Zurziderje da lomtarosspenztian. Kinigteihe 
anıemizen scxren, werden mie bräber den Sezugedetedtizten und, nab Umſtänden, teren 
irren une Kir!cn Szwästicittons in dQuturit en der Regterung Sr. ii * Vèaj. 
ausbezablt werten. Teer BSeumruung wi zur done ieil- und Uitteitetpenſſeninten, 
ſorie 24° deren Tieren un: Rinzer ohne Unterſchi,ed des Trts iyrer Geburt aus⸗ 
gedeent, weite toren Sechnfg in Sam ebgettetene Eebiet beibealten, und deren 
Zezðge bis sum Jabr 1514 ven der Rexierung der SUR2IJER emdarde⸗ eenetiani⸗ 
ſchen Vrerinzen zuäßesziie wurden, iedann aber dem Sn. Suzieikag zur vun 
gerzllen ni. Art. 18. Tie Arcire der abgetrerenen Territetien, weiche die Eigen⸗ 
thumstitel, Lie -Enirieaneen une ciri Ailicen Acten, ſerie die peiitiichenr und 
biſte riichen Decurten:e ber atꝛen Rerucitk Venedis enzbelicn, mersen in ibrer Zell: 
naindigteir den su dieſem Eeur zu ernennenzen Femmiliiten übergeben, welchen eben: 
jalld die dem abgetretenen Febiet izeciel zugehötigen Gezenſtände der Kunſt und 
Kifenihart einzebendigt werten iellen. Ancererieite rerien Lie Eigenthuneeritel, 
bie adminiſtrativen und cieilgeriktliken cr, welche die St.treihiihen Tertiterien 
betreffen une ih allenialls ın ten Archiven des abgetretenen Gebiets befinden, wel« 
ſtändiz den Cemmiſiären Sr. k. £ are. Mai. übergeben werten. Tie Regierangen 
von Terterreih und Italien verrnlich:en ſich, einander, über An’uhen ter bäheren 
Terwaltun:äbe bẽrden, alle Tecumente un: Ausfin’te milzuchetien, welche ich auf 
Kikife Eipieben, die ebenſewebi das 2bgetretene Sebiet, ald die angranzenden Lãn⸗ 
eer betreiren. ierziken perefliteen fi auch, autbentiſce Abichriften ven biterikhen 
und pelttisen Fecumenten neämen z Laien, zeihe für Lie wechlelieitig im Beſitze 
ber andern contrabireneen Wizcr verbliebenen vircer ein Intereſſe haben und welche 
im Äntererre ter Biftenihaft ten den Arkieen, zu denen fie gehören, nicht getrennt 
werten können. Art 19. Tie heben centrabitenden Mächte errpflikten fich, bem 

Grenzbercäynern ter beiten Sinder zur Ferufing ihrer (Hrunditüde und zut Aus⸗ 
ükung threr Sewerbe gegenteirtg Die arSkımäglichen Jclerieichterumgen zu keiztlligen. 
Art. WM. Die Irzerzte une Genzenzieren, weiche duch ten Art. 17 des in Züri 
am 1). Res 1359 unterzeichneten Friedenstractats beitärige werten ind, treten 
preotieriih für ein Jarr in Krart, une werten auf alle Länder des Kinigreichd 
Italien ausgedebnt. Im Fall dieie Vert ãge und Conventienen drei Monate vor 
Ablauf cines Jabrs. vom Moment der Audwehslung cer Ratificatienen am gerech⸗ 
net, nicht getundigt werten jellten. bleiben dirſelben in Kraft, und ſe fert von einem 
Jahr zum endern. Jedech rerrfichten ſich Die beiden beten contrahitenden Theile, 
dieſe Tractate une Conventienen innerbalb eines Jahrs einer algemeinen Reviſion 
zu unterziehen, um darin im gemeinſchaftlichen Einverſtändniß jene Modificationen 
eintreten zu Laien, welche als dem Interenſe beider Lander angemeiſen erachtet wer⸗ 


Anhang. 301 


den. Art. 21. Die beiden hohen contrahitenden Mächte behalten ſich vor, ſobald es 
thunlich ſein wird, in Verhandlungen wegen Abſchluſſes eines Handels- und Schiff⸗ 
fahrtsvertrags auf breiteſter Baſis nzag hem um gegenſeitig den Verkehr zwiſchen 
den beiden Rändern zu: erleichtern. Bis dahin. und bis zu dem in dem vorhergehenden 
Artikel feitgefeßten Termin bleibt der Handels⸗ und Scifffahrtsvertrag v. 18. Oct. 
1853 in Kraft und wird auf das ganze’ Gebiet bes Königreichs Italien angewendet. 
Art. 22. Die Brinzen und Prinzeſſinnen bes Haufes Defterreidh, ſowie aud bie 
PBrinzeflinnen, welche durch Heirathen in bie Failerl. Familie eingetreten find, treten 
nad Geltendmachung ihrer Anfprüche in den vollen und ungefhmälerten Befig ihres 
Privateigenthums, fowohl des beweglichen, als des unbeweglichen, ein, und fie kön⸗ 
nen baffelbe genießen unb darüber verfügen, ohne auf was immer für eine Art in 
ber Ausübung ihrer Nechte geftört zu werben. Es bleiben jedoch alle im gejeglichen 
Weg geltend zu machenden Rechte bes Staats und der Privaten vorbehulten. 
Art. 23. Um mit allen Kräften zur Beruhigung ber Gemüther beizutragen, erflären 
und verfprechen 3%. MM. der Kaifer von Defterreih und ber König von Stalien, 
baß in ihren beiderfeitigen Gebieten volle und gänzliche Amneftie für alle Indivi⸗ 
buen, welche aus Anlaß der auf ber Halbinjel bis zu biefem Tag ftattgehabten po⸗ 
litifhen Greigniffe compromittirt find, gewährt werden wird. Demzufolge barf Tein 
Individuum, welcher Klafie und welchem Stande e8 auch immer angehören mag, in 
jeiner Perſon oder feinem Eigenthum, oder in der Ausübung feiner Nechte wegen 
feines Verhaltens oder feiner politiichen Meinungen verfolgt, beunruhigt oder beläftigt 
werden. Art. 24. Der gegenwärtige Tractat wird ratificirt und bie Matiflcationen 
werden in Wien binnen einer Friſt von 15 Tagen oder nad) Thunlichkeit auch früher 
ausgewechielt werben. 

Urfund deſſen Haben die reſp. Bevollmächtigten benjelben unterzeichnet und 
ihre Wappenjiegel beigedrudt. Geichehen zu Wien, ben dritten bes Monats October 
im Sahre des Heils eintaufend achthundert jechzig ſechs. 

Wimpffen m. p. Menabren m. p. 


Additianalartikel. 


Die Regierung St. Maj. des Königs von Italien verpflichtet ſich, gegenüber 
der Regierung Sr. k. k. apoft. Maj. bie Zahlung der im Art. 6 des gegenwärtigen 
Zractates bebungenen fünfunddreißig MIN. Gulden öſterr. Währung, entfprechend 
fiebenundachtzig Millionen fünfmalhunderttaufenb France, in nachſtehend feftgefeßter 
Meile und Terminen zu leiften: Sieben Millionen werben mittelft fieben bem Be: 
vollmächtigten Sr. k. k. apoftol. Majeftät bei Auswechslung ber Matificationen zu 
übergebenden Anweilungen oder Schagbons, lautend an bie Orbre ber Faiferlichen 
Negierung, jeder über eine Million Gulden, zahlbar in Paris am Sitz eines ber 
eriten Bankiers oder eines rebitinftituts erften Ranges, nad) Ablauf bes dritten 
Monats vom Tage ber Unterzeichnung des gegenwärtigen Tractats ohne Intereſſen 
in flingender Münze gezahlt werden. Tie Zahlung ber übrigen adtundzwanzig 
Millionen Gulden wird in Wien in Flingender Münze flattfinden, mittelft gehn an 
bie Ordre ber öfterr. Regierung lautenden, in Baris mit je zwei Millionen achtmale 
Hunderttaufend Gulden öiterr. Währung zahlbaren, nach je zwei folgenden Monaten 
fällig werdenden Anweilungen oder Schatzbons. Diefe zehn Anweilungen oder Schatz⸗ 
bons werden bem Devollmäßtigten Sr. E. k. apoſtol. Majeſtät gleichfalls bei Aus⸗ 
wechsluug der Ratificationen übergeben werden. Die erfte diefer Anweiſungen ober 
Schatzbons wird zwei Monate nad) der Zahlung der Anwelfungen oder Schatzbons 
über bie oben feftgefegten fieben Millionen Gulden fällig werden. Für diefen Termin 
wie für alle folgenden werden bie Spntereffen mit fünf von hundert vom eriten bes 
auf den Austaufch ber Natificationen ded gegenwärtigen Tractats jolgenden Monats 
berechnet werben. Die Zahlung der Intereſſen wird in Paris bei Verfall jeder 
Anmeilung oder Schakbons ftattfinden. Der gegenwärtige Abditionalartifef wird. 
biejelbe Kraft und Wirkſamkeit haben, als wenn er Wort für Wort dem Trartak.. 
vom heutigen Tage eingefchaltet wäre. 
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Depefchen des den franzöffchen Aammern im Febrnar 1867 
vorgelegten Gelbbuches. 


Nr. 43. Vicomte de Meloizes, franzöſiſcher Geſandter in München, 
an ben Miniſter bes Auswärtigen: 


„Münden, 2. Aug. Herr Minifter! Ich Habe geftern Hrn. v. d. Piorbten 
bei feiner Rückkehr aus Nickolsburg geſehen, und nachdem er mir bie Vorkommniſſe 
feiner Reife erzählt Hatte, beauftragte er mich, Ew. Excellenz für die Mitwirkung 
zu banken, die er in ber von ihm geführten Unterhandlung von Seiten bed Herrn 
Benebetti erhalten bat. Der Waffenftillftand beginnt heute und Hr. v. db. Pfordten 
wird fi nach Berlin begeben. Wie Sie wohl ohne Zweifel ſchon willen, verlangt 
Preußen von Bayern die Zahlung von 20 Millionen Thalern als Kriegscontribution 
und die Abtretung einer Gebietsftrede mit wenigitens 500,000 Seelen im Norben 
ber Rheinpfalz und in Obere und Nieberfranten. In gerechter Aufregung über 
feine Lage hat der Minifterrath bes Königs beſchloſſen, unfjere In— 
tervention anzurufen (& invoquer notre Intervention), und Hr. v. Wenbland 
bat Befehl erhalten, in biefem Sinne Schritte bei Ew, Erc. zu tbun. Genehmigen 
Sie ꝛ⁊c. (ge3.) De Möloizes.“ 

Nr. 44. Der Minifter der Auswärtigen an ben franzöjiihen Bot⸗ 
ſchafter in Berlin: 

Paris, 14. Aug. Mein Herr! Die Sabinette Süddeutſchlands, 
mit Ausnahme des von Karlsruhe, baben fih an die Faijerlide 
Negierung gewandt, um deren Unterftüßung in ben zu Berlin eröffneten Unter: 
handlungen zu erhalten. Sie kennen die Gejinnungen, die wir für biefe Staaten 
begen. Das Berliner Cabinet bat ıms feinerfeits wieberholt feines Wunſches ver: 
fidert, diefe Staaten neben dem Nordbund eine wirklich Tebensfräitige (vraiment 
serieuse) Eriftenz einnehmen zu fehen. Wir nehmen feinen Anftand, zu beufen, 
daß Preußen ſich in ben auf bie Wiederberftellung bes Friedens mit diefen Staaten 
bezüglichen Fragen verföhnlich und gemäßigt zeigen werde. Sie haben nicht direct 
in ben Unterhandlungen einzufchreiten; Sie werben aber dem Hrn. Grafen Bismard 
nicht vorenthalten, welches die perfönlichen Gefühle bes Kaiſer für jene Höfe find, bie 
fih an fein freundfchaftliches Wohlwollen gewandt Haben. Genehmigen Sie x. 
(gez.) Drouyn de l'Huys.“ 

Nr. 45. Der Minifter des Auswärtigen an den franzöfiigen Ge 
ſandten in Münden: 

„Paris, 23. Aug. Herr Vicomte! Frhr. v. Wendland bat mir ben Wunſch 
ausgebrüdt, daß die Taiferlihe Regierung neue Schritte bei bem Berliner Hof 
thun möge. Herr Benebetti war, wie ich Ihnen mitgetheilt, mit Inſtructionen 
verjehen, bie ihm geftatten, Herrn dv. d. Pfordten die Unterſtützung unferer guten 
Dienfte zu leiſten, und ich wußte bereits, daß er ſich in ber für bie bayeriiche 
Regierung freundfchaftlichften Weife dieſes Auftrags entledigt hatte. Nichtsdeſto⸗ 
weniger bin ich dem Wunſch des Hrn. v. Wendland nachgekommen und babe ben 
kaiſerlichen Botſchafter durch den Zelegraphen aufs neue an das Intereſſe erin= 
nert, weldes Se. Majeftät ber Kaifer für den bayerifhen Hof hegt. 
Aus den Mittheilungen, bie mir aus Berlin zugeben, habe ich entnommen, daß 
unfre erften Bemühungen nicht erfolglos geblieben find. Ich bin erfreut, daß 
unfere letzten Schritte gleihfals nicht ohne Einfluß auf das endgültige Ergebniß 
einer Unterhandfung geblieben find, bie ſich in befriebigenderer Weiſe abichließt, als 
Des a Gabinet anfangs gehofft hatte. Genehmigen Sie ꝛc. (gez.) Drouyn 
e [’Buy8,” 


= 


III. 


Anßerdentfhe Stanten. 


io; 


a 
t 


44 


de. 


Fir 


1, Bortugal. 


2. Jan. Eröffnung der Cortes. Thronrebe bes Könige. 

3 „ I. Kammer: Die Präfidentenwahl ergibt eine entſchiedene Ma⸗ 
jovität für bie Regierung, deren Canbibat mit 82 gegen 67 Stim⸗ 
men gewählt wir, 

8 „ TI Kammer: Debatie über das Verhältniß zu Spanien und ben 
Aufftand des General Prim. Diefelbe legt eine entichiebene Ab⸗ 
neigung fowohl der Regierung als der Vollsvertretung gegen bie 
fog. iberijche Union zu Tage. 

20. „ Gen. Prim tritt auf portugieftfches Gebiet über, feine Truppe 
wird entwaffnet, er ſelbſt internirt. 


21. Gebr. Gen. Prim erhält den Befehl, Portugal zu verlaflen, um alle 
Differenzen mit Spanien zu vermeiden. Kin Antrag in ber 
II, Kammer, dieſe Maßregel zu tadeln, wird mit großer Mehrheit 
verworfen. 


10. Mai. Umbildung des Miniſteriums. 
17. Juni. Schluß der Seſſion der Cortes. 


14. Nov. Marſchall Saldanha geht mit Rückſicht auf die bevorſtehende 
Räumung Roms durch die Franzoſen wieber auf feinen Bolten als 
Vertreter Portugals am päpftlichen Hofe ab, nachdem er benjelben 

lange vacant gelafjen Hatte, 


2. Spanien. 


2/3. Ian. General Prim erhebt an der Spitze einiger Regimenter bie 


5. 


Sahne ber Empörung in Aranjuez und Ocanna: ' 

„Spanier! Der furchtbare Augenblid if gelommen, wo bie Mewolution 
das einzige Hülfsmittel ber Nation und die erjie Pflicht jedes ehrbaren Mannes 
it! Ich babe mi an bie Spige einer beträchtliden Macht von Soldaten 
und bewafjneten Landleuten geitellt, die von allen Seiten berbeieilen, um 
unter meinem Befehle für Freiheit und Vaterland zu ftreiten. Meine Fahne 
iſt das jüngfte Manifeſt des progreffiitiichen Gentralcomite’s, mub mit ber 
Energie, die man an mir gewohnt ift, werbe id) fie feſt empeorhalten gegen 
bie Regierung, bie uns im Auslande entehrt und im Inlaude zu Grunde 
richtet, aus uns ben Spielball der fremden Bölfer gemadt und uns an ben 
Rand bes Bankrottes gebracht hat. Soldaten, die ihr unter meinen Beichlen 
gekämpft habt, ihr wißt, daß ich euch niemals im Stiche ließ; ihr wißt, baß, 
wenn ihr mein Beginnen unterjtüßt, id euch auf ben Weg des Sieges führen 
unb eure Mühen belohnen werde. Ehrbare Bürger! Helit mir eine poliuüſche 
Revolution glücklich durchſühren, durch welche bie ſchreckliche focigle Revo⸗ 
lution unmöglich gemacht werden fell, die euch bedroht. Spanier! Es lebe 
bie Freiheit! Es lebe das Programm bes progrelliitiichen Centralcomité's. 
Es leben die conſtituirenden Cortes! Juan Prim.“ 

Ein ähnlicher Verſuch ber Garniſon von Alcala mißlingt. 
Gährung in Madrid und in Catalonien und Arragonien. Doch 
zeigt ſich bald, daß die Empörung nicht die allgemeine Unterfkügung 
findet, auf bie Prim gerechnet bat, jelbft nicht von Seite ber pro- 
greſſiſtiſchen Partei, bie ſich in allgemeinen ruhig verhält: Das 
Mimifterium verhängt ben Belagerungszuftand über Mabrib. Brim 

wendet ſich mit den aufgeftandenen Regimentern nah Süden. 
„ Senat: Erklärung des Minifterpräfidenten OD’Donnell über bie 
Lage der Dinge: 

„...Die Regierung entzieht fih nicht ber Verantwortung für ihre Hand⸗ 
lungen, und wenn fie heute auch noch Feine näheren Aufichlüffe geben Tann, 
fo erflärt fie doch ſchon jegt vor ben gefeßgebenden Körperfchaften, daß, fobald 
die gegenwärtigen fchwierigen Umftände gehoben und Ruhe und Orbnung 
wieber hergeftellt fein werben, fie felbjt über ihre Handlungen Rechenjchaft 
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ablegen wird. Alle. Herren Senatoren werden dann, in Ausübung eines 
Rechtes, welches ihnen bie Regierung aufs beyeitwilligfie zugeſteht, ihre Inter⸗ 
pelationen fielen. und ihre etwaigen Beſchwerden vorbringen können, wenn 
fie glauben follten, daß bie Regierung auf bie eine ober die andere Weiſe 
gegen ihre Pflicht verftoßen haben jollte. Sie wird ſich in biefem Fall einem 
übereinftimmenden Ausſpruch ber Kammern unterwerfen: (bajarak Ja oabeza 
ante un acuerdo de las Cämaras). Heute aber muß fie darauf verzichten, 
in nähere Grörterungen einzugeben , weil fie es für ihre erfte Pflicht hält, 


- bie Geſellſchaft zu retten, eine Pflicht: welche fie erfiillen wird, indem He alle 


Verantwortung, die ihr daraus erwachſen Fünnte, bereitwillig auf fih‘ nimmt. . 


8. San. Der Minifter des Innern Poſada Herrern erläßt au die Gou⸗ 


verneure der Propinzen eine. Ordonnanz, durch melde 

1) alle politifchen Geſellſchaften, die unter dem Namen Gomits, Citkel 
oder irgendwelcher Verſammlungen, die in den Städten oder Dörfern ihres 
Amtsbezirk beftehen, aufgehoben werden; 2) können nöthigenfalls ſämmt⸗ 
liche Acten, Documente und Papiere bezüglich ber befagten Gejellihaften einer 
jtrengen Unterfuhung unterworfen werden; 3) follen im Weigerungs: oder 
Widerjeßungsfall, oder wenn man peimlich, ben Befehlen des Gouverneurs 
fi ſollte entziehen wollen, die Schuldigen verhaftet und den Gerichten übers 
liefert werden; 4) endlich wird ber Gouverneur aufgefordert, biefelben Maß⸗ 
regeln zu. ergreifen, falls er glauben follte, baß Helfer ber Rebellion in 
feinen Amtsbezirk eriftiren. 


Congreß und Eenat begeben fid) in corpore zur Königin, um 
fie ihrer Treue und Loyalität zu nerfichern. a 
„ Der Oeneralcapitän von Barcelona unterbrüdt einen angeblichen 
Aufſtandsverſuch mit blutiger Strenge. 
" Prim gebt mit feiner Truppe, von ben Regierungstruppen r 
jedoch immer in einiger Entfernung — verfolgt, über die Guadiana 
und nimmt feinen Weg in der Richtung nad Portugal. 
„ Der Senat verſetzt mit 140 gegen 1 Stimme Prim in Anklage: 
zuſtand. 
n Prim tritt mit feiner Truppe von ca. 600 Mann nad). Portugal 
über und wird enttwaffnet. 
„ Allianz zwifchen Beru, Chile und Ecuador und gemeinſame Kriege⸗ 
erklaͤrung gegen Spanien. 


1. Febr. Congreß: Die Regierung legt Sefebesentmärf für Befgräntung 


6. 


20. 


ber Preßfreiheit und des Vereinsweſens .yor.. 


„ Senat: Moreßdebatte. Ein Amendement gegen die. erfolgte An: 


erfennung . des Königreichs Italien wirb mit 100 gegen 65 Stin—⸗ 
men verworfen und die Stelle des Entwurfs genehmigt: 
„Rüdfichten hoher Bi, amd Öffentlicher Angemeſſenheit, bie allgemein 
empfunden werben, haben bie Nothwenbigfeit geſchaffen, das. Königreich 
Stalien anzuerkennen. Indem Sie biefen Entihluß faßten, haben Sie bes 
wiefen, daß man bie Liebe zum gemeinjamen Vater ber Gläubigen mit bem 
providentiellen Gange ber Ereigniffe in Einklang bringen Tann.“ 


Congreß: Adreßdebatte. Ein Antrag gegen - bie. Anerkennung bes 


„ 


- Königreichs Italien wird mit 161 gegen: 25 Stimmen: abgelchet 


und bie Stelle des Entwurfs genehmigt: . u. uud 
20* 
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„Die Kammer weiß bie Beweggründe zu würbigen, welche Ew. Moajeflät 
zur Anerkennung Staliens vermodt haben. Eie Frant ſich daß Ew. Drajeftät 
Gefühle der Ehrfurcht und kindlichen Ergebenheit für den gemeinſamen Vater 
der Gläubigen nicht nachgelaſſen haben, und daß dero feſter Entſchluß für 
bie Aufrechthaltung der weltlichen Wacht bes Papſtes Sorge zu tragen nicht 
erfchüttert worden ift.“ 


2. März Der Gongreß nimmt die Antwortsabrefle ald Ganzes mit 
211 gegen 31 Etimmen an. 

17. „ Der Belagerungszuftand in Mabrib wirb wieber aufgehoben, nit 
aber in Barcelona und einigen andern Punkten. 

24. „ Die fpanifche Flotte unter Admiral Nunnez ridtet an bie Re 
gierung von Chile ein neues Ultimatum. Die Regierung lehnt 

baffelbe ab, worauf ber fpanifhe Abmiral bie Beichießung Valpa⸗ 

raifos auf ben 31. d. M. anzeigt. 

Die ſpaniſche Flotte unter Admiral Nunnez beſchießt Die wehr: 
loſe chileniſche Handelsftabt Valparaiſo. Die Blokade ber djile 
nifhen Häfen wirb aufgehoben und die ſpaniſche Flotte wendet fi 
nah Norben gegen Peru. 


31. 


2. Mai. Die fpanifhe Flotte unter Admiral Nunnez beſchießt bie 
peruaniſche Hafenftabt Callao ohne großen Erfolg und erleidet felber 
empfindliche Verluſte. 

10. „ Die fpanifhe Flotte verläßt bie peruanifhhen Gewäfler und hebt 
damit die Blokade thatſächlich auf. 


11. uni. Die Königin weigert fih, 35 neue Senatoren zu ernennen. 
Das Miniftertum gibt feine Entlaffung und erhält fie. Bildung 
eines entſchieden reactionären Minifteriums Narvaez: Narvaez Prä⸗ 
ſidentſchaft und Krieg, Gonzalez Bravo Inneres, Barzanallana Finanzen. 

22, „ Eine Militärrevolte in Madrid wird von Narvaez unterbrüdt. 
Auch die Garnifon von Gerona empört fih, kann fih aber nicht 
behaupten, marſchirt an die franzöfifche Grenze, tritt über und wirb 
entiwaffnet. 

25. „ Thätigkeit ber SKriegdgerichte in Madrid. Täglich milltärifche 

Erecutionen. 

26. „ Das Minifterium verlangt von den Cortes die proviforifche Sus: 
penbirung der conjtitutionellen Garantien. 

30. „ Der Senat bewilligt die Suspendirung ber conftitutionellen Ga: 
rantien mit 113 gegen 96 Stimmen. 


2. Juli. Der Congreß bewilligt auch feinerfeits die Suspenbirung der 
conftitutionellen Garantien, 


31, „ Cirecular des Minifters bed Innern, Gonzalez Bravo, an die 
Gouverneure der Provinzen: 
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m Dem Geifte ber demokratiſch⸗ſocialiſtiſchen und anarchiſchen Minoritäten 
jeder Färbung gedenkt bie Regierung ber Königin den Geift ber großen 
religiöfen, conſtitutionell⸗ monarchiſchen, ehrfamen und friebliebenden Majorität 
gegenüberzuftellen, bie durch diefe revolutionären Zudungen in ihrem Gigens 
thum zu Grunde gerichtet und in ihrer Arbeit gelähmt wird... Durch Gewalt 
muß jede Art von Scanbal, von Drohungen und Aufruhrverſuchen niebers 
a werden; jchonungslos müfjen die gejegwidrigen Vereine und Vers 
ammlungen verfolgt und alle, welche fie ins Leben rufen, einrichten und 
leiten, mit äußerſter Strenge — belangt werden, und man muß ſo 
verfahren, daß jeder den durch ſeinen Rang ihm zuſtehenden Poſten einnehme. 
Die ſchlechten Gewohnheiten müſſen unterdrückt, alle Pflichtvergeſſenen gezüch⸗ 
tigt und die, welche dem Geſetz gehorchen und die eingeſetzte Obrigkeit achten, 
in ihrer rechtmäßigen Freiheit ſichergeſtellt werden. Die Regierung erwartet 
von Em. Greellenz eine thätine, einſichtsvolle, eindringlihe Mitwirkung, um 
endlich zu dem vorgejeßten Ziele zu gelangen. Sie ftellt Ew. Ercellenz bie 
moraliſchen und materiellen Mittel, welche die Ausführung ber in biefer Note 
enthaltenen Anorbnungen fihern, zur Verfügung.” 


23. Sept. Das Kriegsgericht verurtheilt wiederum 33 Perfonen zum 
Tode, 54 andere zur Deportation. 


29. „ Ein königl. Decret veröffentliht ein Geſetz zur Verhinderung 
bes Negerhandel® nah Art der in Frankreich und England darüber 
geltenden Geſetze unter Vorbehalt der fpäteren Zuftinnmung ber 
Cortes, da der Kongreß nicht mehr in beichlußfähiger Zahl vers 
fammelt ift. 


2. Det. Ein fol. Decret ſchließt die Sefjion der Eortes. 

9. „ Ein kgl. Decret bahnt einer totalen Umgeftaltung bes gelammten 
Unterrichtsweſens den Weg, indem ber oberfte Unterrichtsrath in rein 
clericalem Einne neu gebildet und die Möglichkeit eröffnet wirb, 
alle freifinnigen Schullehrer ihrer Stellen zu entjeben. 

21. „ Die verfaffungsmäßigen Geſetze über die Befugnifle der Ges 
meinberäthe und ber Provinzialräthe werben durch kgl. Machtvoll⸗ 
fommenbeit abgeſchafft: 

„In Gemäßheit des Antrags des Minifters des Innern unb in Webers 
einſtimmung mit Meinem Minifterrath verordne Ich was folgt: Es werben 
hiermit aufgehoben die Geſetze über bie Einrichtung und die Amtöbefugniffe 
ber Dunicipalräthe, jowie über die Regierung und Verwaltung ber Pros 
vinzen in ber durch bie barauf bezüglihen Geſetzesvorlagen ausgebrüdten 
Meife, welche Geſetzentwürfe als Staatsgefeße bis zu ihrer Annahme burch 
bie Kammern gültig fein ſollen, benen fie in ber nächſten Sefjion vorgelegt 
werden.” 

Motivirende Denkſchrift des Minifters Gonzalez Bravo bazu: 
„Die friedliebenden Leute find betrübt und halten fi) von jeder Betheiligung 
an ben öffentlichen Angelegenheiten fern, wenn fie fehen, baß in einer guten 
Anzahl von Gemeinden die Municipalitätsbeamten nur wegen ihrer auf ben 
Barricaden oder durch Anzettelung von Aufruhr geleifteten Dienfte ernannt 
worben find. Der gegenwärtige Stand ber öffentlichen Meinung Tann nicht 
länger zugeben, daß fi im Schooße ber Municipalitäten viele Leute befinden, 

- bie, durch bedauerliche Verirrung oder Selbfttäufchung forigeriffen, een 
Einfluß und die ihnen durch das Geſetz werlichene Initiative zu ern 


Dyarktn. 


Zweden mißbraucht und mehr ober weniger birect revolutionäre Verſchwö⸗ 
rungen begünftigt Haben. Ta uber bie vollfiindige Ernemerung ber Duni: 
eipalräthe nicht chne Verftoß gegen das beitehende Geſetz vor jich geben kann, 
bas, obwohl auf ben rationelliten Frincipien begründet, bennod in einigen 
feiner Beſtimmungen einer Abänderung betrat, fo hält es bie Regierang, auf 
welche jedenialls tie Xerantiwrortlichfeit dafür vor den Kammern zurückfällt, 
für zeitgemäß, bei dieſer Gelegenheit die von ben füchverftändigiten Männern 
als nothwendig erfannten Xeräntersingen vomehmen zu laſſen. Es iſt 
gleihialls zur volftäindigen Durchführung unſeres MRegierungspfand uner: 
laßlich, daß nicht allein bie Frovinzialdeputationen vollſtändig ernenert, ſon⸗ 
bern daß fünitighin ihre Amtsbefugniſſe durch unüberſchreiibare Grenzen 
eingeſchränkt werden, welche um jeden Preis ſo lange aufrecht zu erhalten 
find, als die Pläne und Beitrebungen gewiſſer Parteien dieſelben bleiben und 
bis die Berähigung und Einſicht der Bepölferung eine größere geworden iſt.“ 

Meitere Tecrete verordnen bie Totalerneuerung ber Gemeinde: 
räthe, ftatt einer Erneuerung zur Hälfte nad ben Beftimmungen 
bes Geſetzes, löjen tie Provinztaldeputationen auf und verorbnnen Neu: 


wahlen auf ven 25.— 27. Nov. 


30. Oct. Gröfinung ber aus 44 Mitgliedern, von denen bie eine Hälfte ge- 


wählt, die andere von der Negierung ernannt worden ift, beftehenben 
Junta der Antillen. Die Regierung legt benjelben einen Gejeßes- 
entwurf bez. Regulirung der Stlavenarbeit und Einführung chine⸗ 
ſiſcher Kulis vor. 


3. Nov. Die Munipalwahlen fallen, wie immer, burdaus zu Gunften 


13.. 


16. 
27. 


ber Negierung aus, ba die Oppofitionsparteien ſich an benfelben 
gar nicht betheiligen. 


„Juunta der Antillen: Die Vertreter von Portorico veriwerfen bie 
Negierungsvorlage und verlangen unverzüglihe Entſchädigung ber 
. Sflavenbefißer mit oder ohne Abſchaffung ter Sklaverei, mit ober 


ohne Regulirung ber Arbeit; bie Vertreter von Cuba treten ihnen bei. 
Ihr Smancipationsproject geht auf die entihädigungsloje und unverzüg- 
liche Befreiung der Kinder unter brei Jahren und der Sklaven über 60, 
ferner aller Neger, die gegen bie Verträge Seit 1845 eingeführt wurden und 
beren e8 mehr als 100,000 jein follen, Loskauf aller andern Sklaven durch 
eine Entfhäbdigung an bie Herren, Aufhören der Sklaverei in 5 Sahren. 
Um bie Entfehädigung zu erzielen, wird unter anderm vorgefchlagen, bie 
Verwendung des Zehnten, ber Zolleinnahmen, ber Gebühr für den Verkauf 
der Sklaven (im ‚Betrag von jährlid 2 Mill. Fres.) und bes Ertrages ber 
päpftlichen Bulle, der Cruzada, welche die Spanier an gewilfen Fafttagen des 
Faftens entbindet, eines Ertrags ber urjprümnglich zu einem verwandten Zwed, 
zum Loskauf von Gefangenen bei den Manren beſtimmt war. 
„ Unruhige Stimmung in Madrid. Narvaez läßt die Bahnhöfe 
durch fliegende Colonnen befeten. 
„ Die Regierung erlangt auch bei den Wahlen der Provinzialräthe 
einen volljtändigen Sieg, ba bie liberalen Oppofitionsparteien fich 
wiederum jeber Antheilnahme enthalten. 


3. Dec. Eine Proclamation Narvaez' fordert die Soldaten auf, ber 


Politik fremb zu bleiben. 
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9,—16. Dec. Beſuch ber Königin in Begleitung bes König: Gemahls 
und der kgl. Kinder am Hofe von Liſſabon. 

20. Dec. Die Regierung ſchließt mit dem Pariſer Hauſe Fould ein 
Anlehen im Betrage von 90 Mil. Francs ab (Pagares-Anlehen). 
Daſſelbe findet an der Parifer Börje feinen Anklang. 

28. „ 137 Deputirte zum Congreffe unterzeichnen eine Adreſſe an bie 
Königin gegen das Milttärregiment des Marſchalls Narvaez. 
28./29. „ Die Regierung, von ber Demonftration der Gortesmitglieber 
unterrichtet, läßt in aller Eile burd ein kgl. Decret die Cortes 

auflöfen und auf den 30. März 1867 Neuwahlen anordnen. 

29. „ Staatöftreih Narvaez: Rios Rofas, der Präfident des Eongrefles 
und 4 andere heruorragende Mitglieder deſſelben und Führer ber 
liberalen Union, werben: verhaftſt nd Aus Mabrid abgeführt. 

30. „ Marſchall Serrano, der Präſident des Senats, macht der Königin 
in einer Audienz Vorſtellungen gegen die Gefahren des von Narvaez 
geführten. Militärregimentes. Auf Befehl von Rarvaez wird er ver⸗ 
heftet und gleichfalls von Madrid abgeführt. a 


tie 
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7. San. (Iamaica). Der von der Regierung als außerorbentli cher 
Commiſſär behufs Unterfuhung ber vorjährigen Negermebeleien ab: 
gefandte Gouverneur von Malta, Sir H. Storks, langt auf ber 
Inſel an und tritt fofort feine Functionen an. 

15. „ Stadt und Grafſchaft Dublin werben wegen bes Fenianismus in 
Belagerungszuftand verſetzt. 

28. „ Der auf die Einbringung des Fenierhäuptlings Stephens von ber 
Regierung ausgeſetzte Preis wird von 1000 auf 2000 Pfd. St. 
erhöht, auf Mittheilungen, die zu feiner Einfangung führen, 1000 Pfb. 
St. geſetzt und allfälligen Mitichuldigen Pardon und 300 Bfb. 
verſprochen. Die Mafregel bleibt gänzlich erfolglos. 


6. Behr. Eröffnung des neugewählten Parlaments. Die Königin wohnt 
der Eröffnung zum erften Mal wieber bei, läßt aber die Thronrede 
duch den Lordkanzler verlefen: 

„... Die beflagenswerthen Ereigniffe, welche auf der Inſel Jamaica 
vor fich gegangen find, haben mich veranlaßt, fofort eine unparteiiiche Unter: 
ſuchung anftellen zu laſſen, und die angemefjene Bewahrung ber Autorität: 
während jener Unterfuhung durch Ernennung eines verbienten Offizier zum 
Gouverneur und Commandeur ber Truppen zu fihern. Ach babe ihm zwei 
fühige und gelehrte Gommifjäre zur Seite gegeben, welche ihn in der Unter: 
ſuchung betreffs bes Urfprungs, des Weſens und ber begleitenden Umftände 
des neulichen Ausbruchs und ber im Laufe feiner Unterdrüdung gefaßten 
Mapregeln unterftüpen werben. Die Legislatur von Jamaica hat den Vor: 
ſchlag gemacht, bie gegenwärtige politifhe Berfaffung ber Inſel durch eine 
neue Regierungsform zu erfeten. . . . Eine VBerfchwörung, welche nicht mins 
der der Regierung als dem Eigentbum und ber Religion feindlih war, 
und gleicher Weile von allen mißbilligt und verurtheilt wurde, bie ohne 
Unterichied des Glaubens und Standes ein Intereſſe an der Aufrechthaltung 
ber Regierung, bes Eigenthums und ber Religion hatten, ift unglüdlichers 
weile in Irland zu Tage getreten. Die verfaffungsmäßige Befugniß ber 
gewöhnlichen Gerichtshöfe ift zu ihrer Unterdbrüdung verwandt, und die Aus 
torität des Geſetzes feft und unparteiifch gewahrt worben, Ein Geſetzvorſchlag 


Ensiand 348 


betreffs dieſer Angelegenheit wirb Ihrer Erwägung anbeimgeftellt werben ... 
Ihre Aufmerkſamkeit wird auf bie von ben Barlamentsmitgliebern abgelegten 
Eide gelenft werden, bamit unnötbige Erklärungen und gebäffige Unterjcheis 
bungen zwilchen Mitgliedern verfchiebener religiöfen Gemeinjchaften in Anges 


legenheiten ber Gefetgebung vermieden werben. Ich Habe eine Unterfuhung 
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13. 


15. 
17. 


26. 


behufs des Stimmrechts bei der Wahl von Parlamentsmitgliedern für Graf: 
fhaften, Städte und Wahlflecken anftellen laſſen. Wenn biefe Unterfuhung 
beenbigt ift, wird bie Aufinerfiamfeit bes Parlaments auf bie erlangten Res 
ſultate gelenkt werben, um folche Verbefferungen in dem das Stimmredt Bei 
ber Wahl von Unterbansmitgliebern regelnden Geſetze zu treffen, 
die unjern freien Inſtitutionen zur Befeftigung gereichen, und .bie öffentliche 
Wohlfahrt befördern . . .* 
8. Gebr. Unterhaus: Adreßdebatte. Der O'Donoghue trägt auf ein 
Amenbement bez. Irland an: 

„Wir beflagen tief, daß in Irland eine weitverbreitete Unzufriebenbeit herrfcht, 
und ftellen Ew. Maj. unterthänigft vor, daß biefe weit verbreitete Unzufries 
denheit die Wirkung vieler Urſachen ift, welche Ihrer Maj. Minifter zu ptlis 
fen und zu entfernen haben.“ 

Die liberalen iriſchen Parlamentsmitglieder fprechen ſich überein: 
fimmend und nachdrücklich für die Befeitigung der Staatskirche im 
Irland und die gefehliche Beſchränkung des echtes mwillfürlicher 
Austreibung von Ceite der Grundherren gegen ihre Pächter als ihr 
Progranım zur Befriedigung Arlands aus. Das Amendement wird 
mit 346 gegen 25 Stimmen verworfen. 


„ Das Minifterium Ruſſel-Gladſtone verftärft und confolidirt fi 
durch die Ernennung Grey's (jtatt Woods) als Staatsfecretär für 
Indien, Harringtons für den Krieg, Monſell's als DVirepräfident 
des Handelsamtes, Etansfelds als Unterftaatsfecretärs für Indien. 
„ Unterhaus: Die Negierung bringt ihre Vorlage für eine neue 
Formel des parlamentarifhen Eides ein: 

Ich ſchwöre, daß ich Ihrer Majeftät der Königin Victoria in Treue und 
Anbänglichfeit wahrhaften Gehorfam leiiten will und fie nach beiten Kräften 
wider alle Verſchwörungen, welche gegen ihre Macht, Krone oder Würde ans 
gezettelt werden könnten, vertheidigen werde.“ 

„ Unterhaus: Die Regierung bringt eine Bill ein bez. Veränderung 
ber Verfaſſung von Jamaica auf brei Jahre. 

„  Außerorbentlie Sitzung des Ober: und Unterhaufes: Die Re: 
gierung verlangt von benfelben zeitweilige Eufpenbirung der Habeas⸗ 
Gorpus:Acte für Irland. Die Forderung wirb vom Oberhaufe ein- 
ftimmig, vom Unterhaufe mit 364 gegen 6 Stimmen bewilligt und 
von der Königin noch am gleihen Tage janctionirt. 

„ Dberhaus: Lord Lifford bringt die abnorme Etelung der Staats⸗ 
firhe in Irland zur Sprache, ſpricht fi dafür aus, daß das Ein- 
fommen dieſer Kirche rechtmäßiger Weife zum Theil für Beſoldung 
bes Fatholifchen Clerus, zum Theil für allgemeine Volkserziehung 
verwendet werben follte und fragt, ob die Regierung eine ſolche 
Mafregel beabfichtige.e Graf Ruſſel erwidert, daß er einen ſolchen 


BGeſthebentwurf nicht für rathſem eracite. 
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28. Febr. Cine von der „allg. Reform-Liga” berufene Conferenz von circa 
200 Deputirten ber verfchiebenen Reformvereine bes Landes ſpricht 
fi einftimmig für allgemeines Wahlrecht aller in einem Wahlbezirk 
‚angefellener und eingetragener Männer von unbeſcholtenem Charakter 
und für geheime Abftimmung aus, 


7. März. In Irland werben von ber Regierung neuerbings. außer: 
ordentliche Rüftungen gegen bie feniihe Verſchwörung angeorbnet 
und basjelbe findet gleichzeitig auch in Canada ſtatt gegen einen er⸗ 
warteten Einbruch der Fenier aus den Ver. Staaten. 


„ Unterhaus: Zweite Leſung der Bil für einen neuen Parlaments: 
eid. Bermittelnde Erklärung Disraelis. Die Lefung erfolgt darauf 
mit 298 gegen 5 Stimmen. 

10. „ (Jamaica). Schluß der Unterfuhung bez. ber Negermebelei. 
Es ergibt fih, daß 330 Neger hingerichtet und 105 gepeitfcht und 
zum Theil zu ſchwerem Kerker verurtheilt worden find. 

12. „ Unterhaus: Der Schatzkanzler Gladſtone legt eine Bi für Par: 

lamentsreform vor: 

Gleich in ber erſten Cabmetsjitung nach Lord Palmerſtons Tode fei be= 
ſchloſſen worben, bie erforderlichen fatiftifchen Aufnahmen machen zu laffen, 
um obne Verzug zum Werke zu fchreiten. Es habe fih nun um den Umfang 
ber Diapregel gehandelt. Zuerſt habe der Stand bes Wahlrehts in England, 
Schottland und Irland, dann die verwidelte Frage ber Tteuvertheilung ber 
Parlamentsjike und ber Abgrenzung ber ftäbtifchen Wahlbezirke; enblich auch 
die gefeglichen Beftimmungen zur Verhütung von Wahlbeftechungen in Bes 
tracht fommen müffen, Es fei nicht zu erwarten gewejen, daß das Parlament 
diefen jämmtlichen Seiten ber Reformfrage während ber laufenden Seffion 
feine Aufmerfjamfeit würde wibmen fünnen. Die Regierung beabfichtige da⸗ 
ber, vorläufig nur bie erfie Seite ber Frage vorzunehmen: die Ausdehnung 
des MWahlrechts. Ohne fi irgendwie zu verpflichten — bie Erfahrung zeige 
ben geringen Nuten ſolcher Gelöbniſſe, — überlaſſe fie bie Behandlung ber 
andern Seiten fpätern Gelegenheiten. Was nun die parlamentarifche Ver: 
tretung ber Graffchaften, d. i. ber ländlichen Wahlbezirke, beireffe, jo gebe 
ber Vorſchlag der Regierung dahin, den Wahlcenfus von 50 auf 14 2. jäht- 
lichen Mietbzinfes für ein Haus — mit ober obne Land — herabzuſetzen, 
was die Zahl der ländlichen Wähler um 171,000 vermehren würbe. Hiebei 
würbe bie arbeitende Klaſſe faft gar nicht, bie Mittelklaſſe ſehr Überwiegend 
betheiligt fein. Ferner follen die in Städten und Wahlflecken mwohnenden 
Pächter den Freiſaſſen folher Orte in Bezug aufihre Wahlberechtigung gleich- 
geftellt werben. Wahlberechtigt folle ferner fein, wer für zwei Sabre hindurch 
ein Depoſitum von mindeſtens 50 L. in einer Sparkaſſe nachweiſen kann. 
Dieſe Beſtimmung würde ihre hauptſächlichſte Wirkung auf dem Lande haben; 
ihr Umfang laſſe ſich ſchwer abſchätzen, doch werde er nicht bedeutend ſein. 
In Bezug auf die ſtädtiſchen Wahlbezirke ſeien vier Klaſſen unterſchieden 
worben: 1) die Bewohner beſonderer Säulen, welche ihre Abgaben felbft - 
bezahlen ; 2) die Bewohner beſonderer Häufer, für die ber Hauseigenthümer 
die Abgaben zahlt; 3) die bisher gänzlich unberüdfichtigten Bewohner eines 
abgefonderten Haustheiles ; 4) die gewiffermaßen mit dem Hausherrn eben: 
ben Abmiether von Stuben. "Seit 1832 fei die ſtädtiſche Wählerſchaft von 
"282,090 auf 512,090 Köpfe geftiegen, ein ber Zunahme ber Bewölferung nicht 
proportionaler Zuwachs. Die arbeitende Klafie ſei mit 26 Proc. betheiligt; 


8. 
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. im. Sabre 1832 aber Hätten bie Arbeiter 31 Proc. ber Wahlkörper ausges 
macht, daher müſſe jet etwas gefchehen zur Wieberberftellung des Verhält⸗ 
niffes. Was die beiden erſten Klafſen betreffe, fo follten vorab die Beichräus 
kungsklauſeln in Betreff bes Modus der Zahlung ber Abgaben aufgehoben, 
und wenn ber Hanseigenthümer ‚diefelben abzutragen bat, der Name bes 
Hausbewohners, welcher die Laften doch in letzter Inſtanz zu tragen hat, anf 
das Negifter gefeßt werben. Durch diefe Neuerungen werben 60,000 Wahl: 
fiimmen mehr creirt werben. Der britten Klaffe, Inhaber eines Haustheils, 
welche feine Abgaben für das Haus bezahlen fol, wenn fie fih Jahr um 
Jahr melden, das Stimmrecht verliehen werben ımter der Bebingung, daß 
der Nachweis eines jährlichen Wohnungswerthes von 10 8%. geführt werde; 
dasſelbe gilt für die vierte Klaffe, die Ahmiether von Stuben, wobei jedoch 
bei der Abſchätzung des Jahreswerthes von 10 2. das Mobiliar nicht zu vers 
anfchlagen fei. Hiedurch würden bie arbeitenden Klaſſen fehr geringen Zus 
wahs an Stimmberedhtigten erlangen, mehr bie Mitteltlaffen. Wolle man 
nun, um bie arbeitende Klaffe zu gebührender Vertretung gelangen zu laſſen, 
cine tiefere Genfusftufe feftichen, fo würde eine Herabfegung auf 6 8. ben 
jegigen Arbeitern in den ftäbtiichen Bezirfen 242,000 Arbeiter binzufügen, 
was dieſer Klafſe in den Städten bie Majorität, bie Zahl von 428,000 geben 
würde. Um einer berartigen plößlichen Verlegung bes Schwerpunftes vorzus 
beugen und zugleich der arbeitenden Klaffe gerecht zu werben, fchlage die Res 

gierung vor, einen Miethwerth von 7 8. zur Bafis zu nehmen, was eine 
Bermehrung ber wahlberedhtigten Arbeiter um anfcheinenb 208,000, doch nad) 
den nöthigen Abzügen in Wirffichfeit um 144,000 ergeben würde. Der 
Gejegentwurf der Regierung werde, wenn angenommen, bie Wüblerfchaft 
von England und Wales um 400,000 Stimmberechtigte bereihern, beren 
eine Hälfte aus Arbeitern beftinde In den Grafjchaften, d. i. auf bem 
Lande, werbe fih das Verhältniß fo itellen, daß bie arbeitende Klaſſe an 
Einfluß noch verliere, während fie in den ſtädtiſchen Wahlbezirken eine Stimme 

. unter breien erhalten würde. Im Ganzen werde die Wählerſchaft von Eng⸗ 
land und Wales fih auf 1 064,000 vermehren (550,000 auf dem Lande 
und 514,000 in ben Städten) und bie Stimmberedhligten würden ben viers 
ten Theil ber erwachſenen Männer ausmachen. - 


15. März. Unterhaus: Debatte über Abänderung des Parlaments-Eibes, 
- Amendementsantrag Disraeli’s: 

„Ich N. N. ſchwöre, daß ich Ihrer Maj. Königin Victoria, ihren Erben 
und Nachfolgern, getreu fein und wahren Unterthanengehoriam leiften werde. 
Und ich verfpreche getreulich aufrecht zu halten, zu unterftügen und zu vers 

theidigen, die Thronfolge, wie biefelbe begrenzt und georbnet burch eine Ncte, 
gegeben unter der Regierung Königs Milhelms III. unter dem Titel: eine 
Acte, um die Krone ferner zu beichränfen und bie Mechte und Freiheiten bes 
Unterthans befjer zu fihern. Und ich erkläre ferner feierlich, daß Ihre Mai. 
bie einzige oberfte Herrſcherin biejes Reiches ift, und daß Fein fremder Fürft, 
Prälat, Staat oder Totentat irgendeine Gerichtsbarkeit oder obrigfeitliche 
Macht in ihren Geridhtshöfen bat. So helfe mir Gott!" 


Der zweite Theil des Amendements wird mit 236 gegen 222 
Stimmen verworfen und bie Bill geht fofort durch die Comittee. 


16. „ Kine zahlreihe Verfammlung confervativer Parlamentsmitglieber 
beichließt einftimmig, die NReformbill in jedem Stadium zu befäm- 
pfen und fchon bei der zweiten Leſung eine Refolution zu beantragen, 
baß feine Reformbill, welche bie Frage nicht volljtändig zu löſen ges 
eignet ei, das Parlament befriedigen könne. 
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Dberhaus: Eine Motion des Grafen Grey auf Prüfung ber 
Befchwerben Irlands wird ohne Abflimmung verworfen. 


20. März. Unterhaus: Abfall eines Theils der Majorität (ber fog. Adulla⸗ 


21. 


23. 


miten) von der Regierung: Lord Grosvenor kündigt einen Antrag 
an, in einer Rejolution auszuſprechen, daß „das Haus, obgleich von 
bem Wunſche erfüllt, die Reformfrage zu löfen, es doch für unzweck⸗ 
dienlich halte, an die Erörterung der vom Minifterium eingebrachten 
Bill zugehen, bevor ihm ber ganze Regierungsplan zur Berbefjerung 
der Volksvertretung vorliege”. 

„Das Unterhaus beſchließt mit 217 gegen 103 Etimmen bie zweite 
Leſung einer Bil zu Abihaffung des Teſteides (Berpflihtung auf 
die 39 Artikel der Hochkirche) an der Univerfität Oxford. 

„ Unterhaus: Die Regierung erklärt, daß fie auf ihrem Reform: 
plane beharre, das Amendement Grosvenor zurüdweile und deſſen 
Annahme als ein Mißtrauensvotum betrachten würbe. 

„ Etepbens, das Haupt der Fenier, ift, nachdem er ſich noch lange 
verborgen in Irland aufgehalten, endlich glüdlih in Paris ange: 
fommen. » 


10, Apr. Unterhaus: Motion Sir John Grey's für eine Refolution „die 


17. 
19. 


a7. 
30. 


Stellung ber Staatskirche in Irland gebe dem irifhen Volke ge: 
rechten Grund zum Mißvergnügen und erheifche bald die Erwägung 
des Parlaments”. Der Minijter für Irland anerfennt das Princip 
der Rejolution al8 vollfommen gerecht unb vernünftig, aber bie 
Regierung könne der Refolution nicht beijtimmen, jo lange fie nicht 
wille, wie ihr practiihe Geltung verihafft werden fole — ein 
Verſuch diefer Art wäre zur Zeit voreilig. Die Motion wird zurüd: 
gezogen. 

„» Unterhaus: Der Antrag Kelly's (Tory) auf Aufhebung der 
Malzfteuer wird mit 235 gegen 150 Stimmen verworfen. 


„Oberhaus: Die Bill für Abänderung des Parlamentseibes geht 


mit cinem Amendement Lord Chelmsforde, das einen Vorbehalt zu 
Gunften des Suprenmats ber Krone ausfpricht und von Graf Nuffel 
als Compromiß angenommen wird, ungehindert durch die Committee: 
berathung. 

„ Unterhaus: Die Neformbill wird in zweiter Lefung im Princip 
mit 318 gegen 313 Stimmen angenommen. 

„ Unterhaus: Gladſtone erflärt, nachdem die Ausdehnung bes Wahl: 
rechts im Princip vom Haufe genehmigt worben jei, werbe er dem⸗ 
nächſt auch die Neformbill für DVertheilung ber Parlamentsfige ein- 
bringen, | 


4 Mai. Unterhaus: Der Schatzkanzler legt das Budget für 1866 vor. 


Die Einnahmen werben barin zu 67,575,000 Pfd., bie Ausgaben 
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zu 68,225,000 Pfb. veranfchlagt, es ergäbe ſich fomtt ein Ueberſchuß 
von 1,350,000 Pfb. Diefer Ueberſchuß foll nah dem Vorſchlage 
Gladſtone's verwendet werben zu: Ermäßigung bes SHolzeinfuhrzolls 
307,000, Ermäßigung des Weinzolls 58,000, Abſchaffung bes 
Pfefferzolls 112,000, Herabfeßung der Omnibusjteuer 85,000, Til- 
gung der Staatsihuld 500,000, verwenbbarer Reit 286,000 Pfb. 
Gladſtone entwickelt einläßlih die Nothwendigkeit und ben Plan 
einer allmähligen Tilgung ber Staatsſchuld. 


7. Mai. Unterbaus: Die Regierung bringt, als Ergänzung der Reformbill, 


10. 


14, 


17. 


24. 


28. 


die Bi zu Neuvertheilung ber Parlamentsfige ein. 

Die Bill unterfcheidet fih im Princip dadurch von dem bezüglichen Theile 
der Reformbill von 1832, daB jie keinen Wahlfleden ganz feiner Vertretung 
beraubt, wie e8 damals mit ben jogenannten „rotten boroughs‘ geſchah, 
wohl aber einer Anzahl Kleiner (weniger als 8000 Einwohner zählender) 
Orie, bie bis jcht zwei Mitglieder ind Parlament fenben, einen ber zwei 
Sitze entzieht. Solcher kleinen Wahlfleden find es 41, und fie jolen dann, 
wie dies ſchon jegt in Schottland mehrfach der Fall, zu Wahlbezirfen grups 
pirt werben, wobei ber Schaßfanzler fih auf die Erfahrung beruft, baß in 
jolhen Wahlbezirken Beftechung fehr felten vorfomme, während fie in ben 
einzelnen Heinen Wahlfleden vorzugsweije zu Haufe fei. Acht andre Fleinere 
Städte follen, ohne gruppirt zu werben, je eineu Sitz verlieren. So werden 
zufammen 49 Site verfügbar, von benen 26 unter die Srafichaften, 16 
unter die großen Städte Englands vertheilt werben und 7 an Schottland 
fallen follen. 

„ Unterhaus: Die Regierung bringt eine Bill für Abſchaffung resp. 
Regulirung der Kirchenfteuern ein. 

Die Staatskirche verliert das Recht, compulforiiche Kirchenfteuern auszus 
Ichreiben ; dagegen bleibt e8 ben Kirchjpielsbehörben unbenommen, freiwillige 
Church-rates zu decretiren. Diefe mag dann bezahlen wer will, und nur 
diejenigen, welche bezahlen, haben das Recht, in ftaatskirchlichen Gemeinde: 
ſachen mitzufprechen. 

Die conjervative Partei bejchließt in einer Verfanımlung bei Lord 
Derby, die zweite Lejung ber Gibvertheilungebill ohne Oppofition 
gefhehen zu laſſen und Abänderungen erft bei der Committeebera: 
thung zu verjuchen. 

„ Unterhaus: Die zweite Lejung der Sibvertbeilungsbill erfolgt 
wirklich nach dem Beſchluſſe der Conjervativen, ohne daß von ihnen 
ein Amendement gejtellt wird. 

„ Unterhaus: Zweite Lefung einer minifteriellen Bil zu Verbeſſerung 
ber Pachtverhältnifje in Irland. Stuart DEU begrüßt die Bil als 
eine ber mwohlthätigiten Maßregeln für Irland, Lord Naas bekämpft 
fie als unbillig für die Gutsherrn. 

„ Unterhaus: Gladſtone's Plan einer almähligen Tilgung ber 
Staatsſchuld kommt in Form einer Bill zur Discuffion und wird 
in zweiter Leſung angenommen. 

„ Unterhaus: Frage der Parlamentsreform. Auf den Antrag, das 
Haus jolle fi als Committee conftituiren zu Berathung der Reform⸗ 
bill, beantragt ‚Kinghby, das Eomittee zu Kenaitragen, Wauasin 
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gegen bie Beſtechung bei den Wahlen zu ergreifen. Gladſione be- 
fampft ben Antrag, das Minifterium unterliegt jeboch mit 238 


. gegen 248 Stimmen. 


1.—16. Juni. (Canada), Mißlungener Berfuh der Fenier, von 


11. 


18. 


21. 


ben Berein. Staaten aus in Canada einzubrechen. 

„ Unterhaus: Converfation über bie Lage bes Continents und bie 
Kriegsfrage. Anterpellation Kinglake's zu Gunſten Oeſterreichs 
und gegen das gejcheiterte Gongrekprojet. Die Stimmung. bes 
Haufes zeigt fi Dejterreich ziemlich und ben Beitrebungen Preußens 
und Italiens wenig geneigt. 

„ Unterhaus: Committeeberathung über bie Reformbil. Die Regie: 
rung unterliegt in einem principielen Punkte mit 304 gegen 315 
Stimmen. Gladſtone erflärt fofort, daß der Rücktritt des Cabinets 
baburd in Frage geftellt jei. 

Ein Antrag Lord Dunkellins, eines irijchen Halbliberafen, gebt dahin, 
daß nicht bie Hausrente, ſondern ber für bie Steueranlage angenommene 
Jahreswerth des Haufes den Maßſtab bes MWahlcenfus in ben Städten 
bilden fol, was angeblih nur ein adminiftratives Detail vegeln foll, in ber 
That aber das wefentlichite Princip der ganzen Rejormbill in Frage ftellt, 
indem ber Antrag zwar -formell ben vorgefchlagenen Wahlcenjus für bie 
Städte von 7 Fid. unberührt läßt, in Wahrheit aber denfelben ven 7 auf 
9 Pfd. erhebt und damit die eigentliche Arbeiterclaffe nach wie vor vom Wahl: 
recht ausichließt. Gladſtone erklärt auch fofort, daß die Negierung durchaus 
nicht gewillt fei, ſich dieſes Amendement als eine gleichgültige Ginzelheit 
aufnöthigen zu laſſen. Aufgeregte Debatte. Alle, offenen unb geheimen 
Gegner der Reform treten für das Amendement in die Schranfen. 

„ (Zamaica) Die Regierung legt dem Unterhaus ben Be: 
richt ber Unterfudungscommiflion vom 9. April d. %. über bie 
Negermebeleien vor. - 

Die Commiffion beſchreibt barin ben Urfprung und Ausbruch ber Unruhen, 
bie zu ihrer Unterbrüdung ergriffenen Maßregeln, fowie bus Verfahren ber 
dabei betheiligten Perſonen; fie jaßt die Ergebnijje in folgende Säße zus 
‚fammen: „I: Die Unruhen in St. Thomas:in-the:&aft hatten ihren unmittels 
baren Urfprung in einem planmäßigen Widerſtand gegen bie gefeßliche Auto: 
rität. II. Die Urfachen, welde zu bem Entfhlus. ſolchen Widerſtand zu 
leiſten, führten, waren verſchiedener Art: 1) ein weſentliches Ziel der Ruhe⸗ 
ſtörer war bie Erlangung von rentenfreien Ländereien; 2) ein weiterer An⸗ 
trieb zur Gefeßverlegung entſprang aus bem allgemein von ber arbeitenden 
Claſſe gehegten Mißtrauen gegen die Gerichte, vor welche bie meijten ihre 
Intereſſen berührenden Streitigfeiten zur Aburtheilung gebracht wurben; 3) 
eine Anzahl warb getrieben von Gefühlen bes Hafjes gegen politiihe und 
perfönlihe Gegner, und nicht wenige hofften, ihre Zwecke durch den. Tod oder 
die Austreibung der weißen Snfelbevölferung zu erreichen. III. Obgleich 
ber urfprünglide Plan zum Umfturz ber beftehenden Autorität fih auf einen 
Heinen Theil des Kirchſpiels St. Thomas:in⸗-the-⸗Eaſt bejchränfte, jo ver⸗ 
breitete fich doch die Bewegung, einmal ausgebrochen, mit außerorbentlicher 
Schnelligkeit über ein weites Gebiet, und jo groß war die Aufregung in 
andern Theilen der Inſel, daß, wenn bie Aufftindifchen einen mehr als vor: 
übergehenden Erfolg erlangt hätten, ihre ſchließliche neberwindung von einem 
noch viel größern Berluft von Leben und Eigentbum: begleitet: geinejen wäre. 
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IV. Dem Gouverneur Eyre gebührt Lob für bie Gefchtdlichkeit, Raſchheit 
und Energie, die er in ben früheren Stadien ber Empörung bewies: Eigen⸗ 
ſchaften, deren Bewährung ihre ſchleunige Dämpfung großentheils zuzuſchreiben 
iſt. V. Die Operationen ber Truppen und ber Flotte ſcheinen uns prompt 
und zweckentſprechend gemweien zu fein. VI. Durd die lange Forterhaltung 


. bes Kriegsgeſetzes in feiner vollen Strenge ward die Bevölferung, für länger 


als nöthig geweien wäre, ber großen conflitutionellen Privilegien, welche 
Leben und Eigentbum ſichern, beraubt. VII. Die auferlegten Strafen waren 
übermäßig: 1) bie Tobesitrafe wurbe unndthig oft verhängt; 2) das Peitichen 
war unbarmherzig und zu Bath entfchieden barbariſch; 3) die Einäfcherung 
von 1000 Häufern war ungerecdhtfertigt unb graufam.” 


Der Colonialminifter richtet auf Grund dieſes Berichts eine 
Depeihe an Sir H. Storfs, morin der Bericht gutgeheißen, bie 
definitive Abfebung Eyre's ausgeiprodhen und Sir H. Storks an: 
gewieſen wird, gegen foldye, die fidh bei der Unterbrüdung bes Auf: 
ftandes der Grauſamkeit oder Plünderung ſchuldig gemacht haben, 
ein gerichtliches Verfahren einzuleiten. 


25. Juni. Die Regierung theilt beiden Häufern des Parlaments mit, 


26. 


daß das Cabinet fein Entlaſſungsgeſuch eingereicht, bie Königin aber 
Angefihts ber verwidelten Situation baffelbe erfuht habe, ihre 
Rückkunft abzuwarten, in ber Hoffnung, das Minijterium werde 
fein Geſuch zurüdziehen. 


„ Bas Minifterium Ruſſel-Gladſtone beharrt auf feiner Demifjion 


und wird von der Königin entlaffen. Graf Derby erhält den Auf: 
trag, ein neues Cabinet zu bilden. 


2. Juli. Die Reformliga veranitaltet ein Monftre-Meeting in London 


6. 


9. 


auf Trafalgar-Eiquare, um gegenüber ber Aufforderung confervativer 
Parlamentsmitglieder an bie Regierung, bergleihen „Qerjeßungen 
Londons in Belagerungszuſtand“ polizeilih zu verhindern, das „allen 
Britten durch die Verfaſſung gewährleijtete Recht zu frieblihen Zu: 
fammenfünjten gegen etwaige Cingriffe ber Rolizei zu behaupten.“ 
Die Polizei jchreitet nicht ein und das Meeting beicließt: 

„Tas Haus der Gemeinen, erwählt von nur einen Theil ber erwacienen 
männlichen Bevölkerung des Lanbes, iſt eine Verlegung und Berhöhnung ber 
Principien und Abfitten ber Verfajjung, und bie factikie von Tories und 
Scheinliberafen gegen bie geitürzte gemäßigte Reformbill gerichtete Tppoſition, 
dazu die keleitigende und höhniſche Sprache, beren fie jih gegen Lie arbei- 
tenden Claſſen bedienten, machen e3 zur gekieteriihen Kcıbnenkigteit für 
die Tiberale Partei, im ganzen Land zujımmenzuiteben, um es babin zu 
bringen, daß Lie Lerbejſerunz ber Bertretung ber Narien im Larlament Eis 


zur Stimmberedtizgung aller anfätjigen ermadienen Winner Lurhzeührt 


werbe.“ 


„ Tas neue Torgcakinet cenjtituirt fih: Graf Terby Miniſter⸗ 


präfident, Tisraeli Schatzkanzler unt Leiter tes Unt:rtaulss, Yorb 
Stanley für das Auswärtige, Walrele für 226 Innere, Teel für 
den Krieg. 


„ Dberhaus: Graf Terky iert fein Pregramm (statement) aus 


einander: 


820 


England. 


Der Tod Palmerftons habe bie bisherige Rage ber Dinge und bie Partei: 
verhältniffe total verändert. Ein neues Rarlament jet ewählt und im Wiber: 
fprudh mit ber von Lorb Palmerſton gefußerten Anficht fei in ber eriten 
Seffion beffelben eine Reformbill eingebracht mworben — eine übereilte und 
unteife Maßregel, eben nur eingebracht in dem Glauben, daß die nominelle 
liberafe Mehrheit deren Erfolg jihern werbe. Aber bie nachgefolgte Berathung 
babe gezeigt, daß unter diefer großen minijterielen Majorität fich viele fonft 
gut liberale Mitglieder befanden, weldye nicht geneigt waren, bie Maßregel 
in ber Geſtalt, worin fie vorgelegt worben, ohne weitercd anzunehmen. Vie 
vorige Regierung babe, feines Erachtens unnötbiger Reife, bie Annahme ber 
Bil in ihrer Ganzheit zu einer Vertrauensfrage gemacht und fofort, weil 
fie bei einer Clauſel berfelben gejchlagen wurde, ihre Aemter niedergelegt. 
Darauf von Zhrer Meajeftät zur Bildung einer neuen Adiminiftration auf: 
gefordert, habe cr fich zuerft bemüht, bies auf einer erweiterten Grundlage 
zu verſuchen und unter bie Mitglieber der Partei, mit denen cr bisher zu= 
ſammengegangen, andere Gentlemen aufzunehmen, welche, obgleich nicht ber 
conferpativen Partei als folder angehörend, doch ohne Grundſätze aufzuopfern 
fih mit ihr zu vereinigen im Stande fein möchten. Er babe alfo den Her: 
309 von Somerſet und den Grafen Clarendon eingeladen, fowie den eben 
verftorbenen Marquis v. Lansboren, ihm behülflich zu fein, nicht zur Bildung 
eines fogenannten Goalitionsminifteriums, wohl aber einer Regierung auf 
breiterer politifcher Baſis. Leider jeien bieje Einladungen abgelehnt worben. 
So habe er ſich denn genöthigt geſehen, die Bildung einer rein confervas 
tiven Regierung zu verſuchen, da er feinen Leiter der liberalen Partei wahrs 
genommen, ber zur Erfüllung bes Wunſches ber Königin unter ben gege⸗ 
benen Umftänden befühigter gewefen wäre; aber noch babe er auch nicht ‚vers 
fäumt, fih un die Beihülfe einiger von jenen liberalen Mitgliedern zu be: 
werben, welche zu ber neulichen Niederlage des vorigen Cabinets mitgewirkt. 
Indeſſen auch diefe Gentlemen entſchieden fich nicht beizutreten, verfprachen 
aber der neuen Verwaltung eine unparteiifche und unabhängige Unterftüßung. 
Tem unfjeligen Krieg in ‘Mitteleuropa gegenüber beabjichtige bie Regierung 
eine vollfommene Neutralität einzuhalten. Was die Frage einer weiteren 
Parlamentsreform betreffe, jo fei er einer ſolchen Reform niemals im Princip 
abhold geweſen; aber er bürfe fih und feine Gollegen durch feine beſtimm⸗ 
ten Zufagen binfichtlich dieler Frage binden. Habe er doch bie Reformacte 
von 41832 durdführen helfen und im Jahr 1858, wiewohl er die Dring⸗ 
lichfeit ber Sache nicht zugeben konnte, habe er ſich doch ohne Widerftreben 
an einer Maßregel betheiligt, die den Zwed hatte, das parlamentarifche Wahl: 
recht auf dafür befähigte Volfsflaffen auszudehnen. Indeſſen fürchte er, daB 
die jetzt am meiften nach Reform ſchreien, ſolche Leute feien, die nach noch 
tiefer greifenden Aenderungen der brittiichen Gonftitution verlangen, und 
beren Forderungen ſich durch gemäßigte Zugeftändnifje nicht befriedigen laſſen. 
Sn dieſer Frage alfo müſſe er fih und Feine Gabinet freie a vorbes 
balten. Lord Nuffel banft bem Grafen Derby für ben maßvollen Ton 
feiner Erflärung ee verdiene bie neue Regierung eine vebliche 
Erprobung und dieſe folle ihr werben) und fpricht bie Hoffnung aus, daß 
England mit Zranfreih und Rußland zufammenwirfen werde im Intereſſe 
bes Friedens und ber Unabhängigkeit ber kleinern Staaten (independence 
of the minor states). 


47. Juli. Unterhaus: Auf eine Anfrage an den Minifter des Aus: 


20. 


mwärtigen, ob die Regierung wirklich erklärt habe, bie Einverleibung 
Hannovers in Preußen nicht dulden zu wollen, antwortet Lord 
Stanley ganz kurz, bie Nachricht fei völlig grundlos. 


„Unterhaus: Debatte über bie preußifchen Siege in Deutſchland. 
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Diefelbe zeigt einen totalen Umfchwung ber öffentlihen Meinung 
in England zu Gunften Preußens. 

Laing erklärt, bie Doctrin ber Nicht = Intervention babe feinen vollen 
Beifall, aber bamit jeien feine Beſorgniſſe noch nicht beihwidtigt. Wenn man 
auch nicht offen und wiljentlich eine Sutervention beginne, könne man doch 
unter bem verrätberifchen Scheine ber Vermittlung hineingerathen. Wo große 
nationale unb territoriale Sntereflen auf dem Spiele ftehen, ba könne nur 
eine an bie Intervention grenzende Vermittlung wirkiam fein und mit einer 
folden Vermittlung Taufe man Gefahr, einen jaulen Frieden fliden zu belfen 
und den Eamen künjtiger Kriege im politiihen Boden zurüdzulafien. Wenn 
England fi nicht darein menge, werde ber jeßige continentale Krieg zur 
Begründung eines unabhängigen Staliens und eines einheitlichen Deutſchlands 
führen. Horsman erklärt, daß Preußen und Stalien allerdings bie ‘Fries 
bensftörer gewefen feien und geiteht, daß zu Anfang bes Krieges feine und 
bes enlifhen Volks Sympathien ganz und gar für Tefterreih, obwohl nicht 
gegen Itallen und ber allgemeine Wunſch gewejen fei, die Italiener als 

ieger in Venedig und bie Oeſterreicher in Berlin zu ſehen. Aber die legten 
Sreigniffe Hätten die Anfihten und Wünſche gänzlih umgewandelt. Aud 
Gladſtone fpriht fi dahin aus, daß bie Entitehung eines einheitlichen 
Deutfchlands im Intereſſe Englands und eines wahren europäifchen Gleich⸗ 
gewichts Liege. Nur der (ultramontane) Sir Bowyer erklärt fi für 
Oeſterreich. 

23.— 25. Juli. Große Kundgebung vor dem Hyde Part in London. 
Die Maflen reißen die Schranken des Parks hinweg und bringen 
troß der Anftrengungen von 1500 Polizeimännern in den Park ein. 
Sewaltige Aufregung. Zahlreiche Verfammlungen in verichiebenen 
Stabttheilen erflären fich energifch für Parlamentsreforn und gegen bie 
Eingriffe in das Verfammlungsredht. Unterhandlungen des Minifters 
des Innern Walpole mit dem Präfidenten der Reformliga, Beales. 
Die Regierung zieht Polizei und Militär aus Hyde Part zurüd 
und ber Verwaltungsrath ber Liga beichließt, auf eine weitere Volle: 
verfammlung in Hyde Park bis nach gerichtlichem Austrag ber Trage, 
ob es gefeglich erlaubt fei oder nicht, zu verzichten und eine Volks⸗ 
verjammlung nah Jolington auszujchreiben. 


27. „ Ein neuer Verſuch einer transatlantiihen Kabellegung glüdt: 
der am 15. v. M. von Valentia abgegangene Great Eajtern langt 
mit dem SKabelende in Neufoundland an. 

30. „ Große Reformdemonftration in Yslington (und im Victoria⸗Park). 


U 


. Aug. Das Unterhaus bewilligt die Verlängerung ber Suspenfion der 
Habeas⸗Corpus⸗Acte für Irland. 
 » Das Unterhaus nimmt die neue Verbrecher-Nuslieferungs:Bil mit 
Frankreich in dritter Leſung an. 
10. „ Schluß der Parlamentsſeſſion. Der Lorbfanzler verliest bie 
Thronrebe: 
„... J. Maj. hat mit lebhaftem Intereſſe den Gang des Krieges be: 
“ obachtet, ber jüngft einen großen Theil des europäifchen Feſtlands erjchütterte. 
I. M. konnte nicht eine gleichgültige Zufchauerin von Ereigniffen bleiben, 
welche die Stellung von Souveränen und Bringen, mL venen A. SR ui, 
ZI 
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bie innigflen Verwandtſchafts⸗ und Freundſchaftsbande verknüpft ift, ernftlich 
berühren; aber J. M. hielt es nicht für zmedbdienlich, fih an einen Kampfe 
zu betheiligen, in welchem weber die Ehre ihrer Krone noch das Intereſſe 
ihres Volks eine tätige Dazwiſchenkunft von ihrer Seite erheiſchte. J. M. 
fann nur bie ernftlihe Hoffnung ausiprehen, daß die Unterhandlungen, bie 
gegenwärtig zwilchen ben friegführenden Theilen im Gange find, zu einer 
Ausgleihung führen werben, die ben Grund zu einem fichern unb dauernden 
Frieden Icgen kam. (ine meitverzweigte verrätherifche Verſchwörung zum 
Umfturze der Autorität J. M. in Irland, zur Confiscirung bes Gigen: 
thums und zur Errichtung einer Republik, weldye Verſchwörung ihren Sit 
in Irland hatte, aber größtentheil® von naturalifirten Bürgern eines fremden 
und befreundeten Staates genährt wurbe, zwang J. M. zu Anfang ber gegen: 
wärtigen Sefjion einer von ihrem Bertreter in Irland empfohlenen Maß: 
regel ihre Sanction zu geben und bie Gültigkeit der Habeas-⸗Corpus-Acte 
für jenen Theil des Königreichs zeitweilig aufzuheben. Dieje mit Fejtigfeit, 
aber Mäßigung von der irifhen Erecutive durchgeführte Maßregel hatte bie 
Wirkung, jede äußerliche Kundgebung verrätherifcher Plane zu unterbrüden 
unb ben größern Theil jener fremden Agenten, welde bie Verſchwörung 
hauptſächlich gejhürt hatten, zur Entfernung aus Irland zu veranlaffeı. 
Die Führer dieſer Bewegung jedoch Tießen fich nicht abjchreden, ihre ver: 
brecherifchen Anſchläge außerhalb ber Grenzen des brittifchen Königreichs weiter 
zu betreiben. Sie machten fogar ben Verſuch, vom Gebiete der Vereinigten 
Staaten Amerifa’s aus bie friedlichen Unterthanen J. M. in ihren norbs 
amerifanifchen Provinzen zu überfallen. Diefer Invaſionsverſuch biente in: 
befjen nur dazu, die Loyalität und Grgebenheit ber Unterthbanen J. M. in 
jenen Provinzen, bie ohne Unterfchied des Glaubens oder der Abftammung 
fih zum Schute ihres Souveräns und Landes vereinigten, in das ftärkite 
Licht zu fielen. Er diente ferner dazu, die Loyalität und gewiſſenhafte Ach— 
tung internationaler Rechte zu zeigen, welche die Negierung ber Vereinigten 
Staaten an ben Tag legte, deren thätige Dazwilchenfunft jeden Verfuch zur Sn: 
vafion eines befreundeten Staats unterdrüdte und vorzugsweife dazu beitrug, 
% M. Gebiet vor dem Uebel eines Raubzugs zu bewahren. ... Es gereicht 
% M. zu lebbafter Befriedigung, dem Lande und der Welt überhaupt zur 
erfolgreihen Vollbringung des großen Unternehmens, wodurch Europa und 
Amerika mittelft eines elektriſchen Telegraphen in Verbindung gejeßt find, 
Glück wünſchen zu können. Es ift faum möglich, bie ganze Fülle der Wohl: 
thaten zu ermefjen, welche diefer glänzende Triumph wiſſenſchaftlichen Unter: 
nehmungsgeiftes ber Menſchheit erweifen wird, und e8 gereicht $. M. zum 
Vergnügen, zu ertennen zu geben, wie fehr fie die Privatenergie zu wür⸗ 
digen weiß, ber e8 ungeachtet wiederholter Mißerfolge und Entmuthigungen 
endlih beim zweiten Verſuch gelungen ift, eine unmittelbare Verbindung 
zwilchen den zwei Gontinenten berzuftellen. J. M. begt bie Zuverficht, daß 
fein Hinderniß mehr den Erfolg dieſes großen Unternehmens unterbrechen 
werde, welches ohne Zweifel bazu angethan ift, bie Bande, bie %. M. nord» 
amerikanische Colonien an das Meutterland knüpfen, noch enger zu ziehen unb 
jenen ungehemmten Berfehr und jene freundliche Gefinnung zu fördern, von 
ber ed höchſt wünfchenswerth ift, daß fie zwiſchen J. M. Landen und ber 
großen Republif der Vereinigten Staaten herriche. . .” 


Der vereitelten Parlamentsreform wird in ber Thronrebe mit 
feinem Worte gedacht, ebenjo menig Jamaicas. — Das einzige 
einen liberalen Fortfchritt bezeichnende Geſetz, das in der Seſſion 
zu Stande gefommen, iſt die Abjchaffung des parlamentarifchen 
Katholifeneides. 


21, Aug. Der Er:Öouverneur von Jamaica, Eyre, wirb in Southampton 


27. 


24. 


16. 


27. 
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durch ein Bankett gefeiert. Heftige Aufregung. Leidenſchaftliche 
Parteiung für und wiber Eyre. 

Aug. Maflendemonftrationen in Birmingham für bie Parlamente: 
reform. Refolution für allgemeines Stimmredt. Aud Bright er- 
erflärt ſich dafür. 


. Sept. Auch das voriges Jahr geriffene transatlantifche Kabel Tangt 


wieder aufgefifcht glüdlih in Neufoundland an. 


»  Mafjendemonftration in Mancefter für die Parlamentsreform., 
Rejolution für allgemeines Stimmredt. 


. Oct. Meaffendemonftration in Leeds. Spaltung zwiſchen den ge 


mäßigten Barlamentsreformern und den rabicaleren Führern ber Res 
formlige. Refolutionen für allgemeines Stimmredt. 


„ 688 bilden fi freie Vereine, um Eyre wegen ber Negermebeleien 
in Jamaica vor Gericht zu ziehen, "und wieder, um ihn dagegen zu 
unterftügen. An der Spite ber beiden Comité ftehen die gefeierten 
Namen Stuart Mill gegen und Carlyle für Ehre. 

„ Meaflendemonftration. in Glasgow für die Parlamentsreform. 
Refolntionen für allgemeines Stimmredt. 

„ (Samaica). Zufammentritt ber neuen gefeßgebenden Ver⸗ 
fammlung und Verkündigung der neuen Berfaflung. Der graus 
fame Profoß Ramfay und drei andere, wegen barbariſcher Peit⸗ 
hung unfchuldiger Perjonen vom Attorney General angellagte 
Perfonen werben von der aus Pflanzern und ihren Buchhaltern 
beſtehenden Jury freigeiprochen. 

„» (Canada). Bon den in Folge des Fenier-Putſches zu Anfang 
uni Berbafteten werden der Tenier-Priefter M'Mahon und ber 
Tenieroberft Lynch zum Tode verurtheilt. 

„ Bankett in Dublin zu Ehren Brights. Die liberalen Irländer 
ſchließen ſich feiter an die englifhe Reformpartei an. 


. Nov. Große Volksverſammlung in Edinburg für die Parlaments: 


reform. Rejolutionen für allgemeines Stimmredt. 
»„ Bewegung in ber Staatskirche. Heftige Polemit für und gegen 
ben jog. Ritualismus. 


Dec. Neue Verhaftungen von Feniern in Irland. Außer Stadt 
und Grafihaft Limerit werden auch die Grafichaften Kilbare, 
Majo und Clare in Belagerungszuftand geſetzt. Die Küften 
werben durch Schiffe bewacht, die Polizeimacht wird mit Hinter: 
ladern bewaffnet, felbft in England Milizgen für eventuelle Nix 
vorbereitet, 

u 
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4. Dee. Maffendemonftration in London für die Parlamentsreform. 
Diefelbe fällt weniger zahlreich aus als erwartet war, imponirt aber 
durch Entichloffenheit und mujfterhafte Ordnung. 

14, „ Die Trades-Unions beſchließen auf die Eröffnung bes Par: 
laments eine neue Maflendemonftration für Parlamentsreform zu 
veranftalten. | 


4. Srankreid, 


2. Yan. Der Gefanbte in Florenz, dv. Malaret, berichtet dem Minifter 
des Auswärtigen, Drouyn de l'Huys, über eine Unterredung mit 
dem italienifhen Minifterpräfibenten Lamarmora bezüglich der römi⸗ 


ſchen Frage: 

„ ... Se. Exc. bat mir gefagt, daß, ba Stalien fich verpflichtet babe, 
den Bertrag vom 15. Sept. reblih zur Ausführung zu bringen, Niemanden 
das Recht zuftehe, anzunehmen, daß die Regierung bes Königs die Abſicht 
bege, ihr Wort nicht zu halten. Er fügte überbieg binzu, daß es ihm durch⸗ 
aus nicht fehwierig fei, noch einmal wieder zu erklären, daß er, ohme irgend 
eine Ausnahme, die Pläne und bie Gefinnungen, welche man der Regierung 
bes Königs von Italien beilege, ableugne.... Ich machte barauf aufmerk⸗ 
ſam, daß in Folge der Unzulänglichleit oder ber Unficherheit ber Mehrheit 
die Gewalt, fireng genommen, in minder altconjervative Hände, als diejenigen, 
bie fie jegt ausüben, gelangen fönnte und daß, in ber Borausfeßung, daß 
die Vollziehung ber durch den Vertrag vom 15. Sept. eingegangenen Ver: 
bindlichfeiten eine® Tages Männern anvertraut werben dürfte, Die biejen 
internationalen Act befämpft haben, es zeitgemäß fein könne, nochmals bie 
Tragweite ber fortan unwiderruflihen Verpflichtungen feſtzuſtellen, denen fich 
feine italienifche Regierung in feinem Falle und unter feinem Vorwande 
entziehen könne ... Kurz zufammengefaßt, babe ih noch einmal conftatirt: 
1) dag wir im Widerfpruch mit dem, was täglich in ber italienifchen Preſſe 
(jelbitverftänblich außerhalb der Regierung) gedruckt wird, bei Unterzeichnung 
bes Vertrages vom 15. Sept. beabjichtigten, ba8 gleichzeitige Beſtehen 
zweier befonderer Souveränetätenin Italien zu fihern, nämlich 
berjenigen des Papftes, auf bie Ausdehnung beichränft die fie jegt einnimmt, 
und ber bes Königreichs Ktalien. 2) Daß die Worte: „moralifhe Mittel”, 
mit welden man etwas Mißbrauch getrieben bat, für und bie Ueberzeugung, 
ben Geift ber Verföhnlichkeit, den Einfluß der moraliihen und materiellen 
Sntereffen, die Wirkung der Zeit bedeuten, welche bereinft, indem fie bie Lei⸗ 
denſchaften befchwichtigt, die Hinberniffe verichwinden machen wird, bie fi 
bis jegt der Ausſöhnung einer augenicheinlih Tatholiihen Macht mit dem 
Oberhaupte des Katholizismus in den Weg ftellen. 3) Endlich, daß Frank⸗ 
reich fih für alle Eventualitäten, bie im Vertrage nicht vorgejehen find, in 
formeller Weife die abfolutefte Sreiheit feines Handelns, ohne Beſchränkung 
irgend welcher Art, vorbehalten hat.“ 
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9. Jan. Eine Depeche des Hrn. Drouyn be l'Huys an ben franzöftichen 
Gefandten in Wafhington beantwortet die Depeche bed Hrn. Sewarb 
vom 6. December 1865 (fiehe Yahrgang 1865 ©. 364) dahin, 
daß er von der Unionsregierung die Zufiherung „ftricter Neutra- 
lität“ gegenüber Merico verlange, um darauf hin mit dem Kaifer 
Marimilian über den Nüdzug ber franz. Erpebitionsarmee eine 
Mebereintunft zu treffen: 

In wenigen Worten, Hr. Marquis, die Vereinigten Staaten erfen: 
nen "das Regt an, welches wir hatten, mit Merico Krieg zu führen; ander: 
feit8 geben wir, wie fie, das PBrincip ber Nihtintervention zu. 
Tiefe doppelte Thatjache jcheint mir die Elentente eines Einverfländniffes in 
fich zu ſchließen. Das Recht, Krieg zu führen, weldes, wie Herr Seward 
erklärt, einer jeben jouveränen Nation zukommt, jchließt das Recht in ſich, 
die Grfolge bes Krieges zu fihern. Wir find keineswegs einzig und allein 
bis über ben Dcean gegangen ntit ber Abficht, unfre Macht zu beweiſen und 
ber mericanifchen Regierung eine Züchtigung beizubringen. Nach einer Reihe 
nuglofer Reclamationen mußten wir Garantien verlangen gegen bie Wieder: 
Tchr von Gewaltthätigfeiten, unter denen unjere Landsleute jo graufam ge ge 
litten hatten, und dieſe Garantien fonnten wir nicht erwarten von einer 
ierung, beren Treulofigfeit (mauvaise foi) wir bei jo manchen Gelegen: 
beiten conftatirt hatten. Wir finden fie heute in der Errichtung einer regel: 
mäßigen Macht, die fi) gemeigt zeigt, ihre eingegangenen Berpflichtungen 
redlich zu halten. In biefer Beziehung hoffen wir, daß bas berechtigte Biel 
unjerer Erpebition bald erreicht fein wird, und wir befireben uns, mit bem 
Kaifer Marimilian die Uebereinfünfte zu treffen, welche, indem fie unfern 
Intereſſen und unferer Würde Genüge leiften, uns geflatten, bie 
Rolle unferer Armee auf mericanifchem Boden als beendet anzufehen. Der 
Kailer hat mid) beauftragt, in dieſem Sinne an feinen Geſandten in Merico 
u fchreiben. Wir treten ſomit wieder in das Princip ver Nicht: 
intervention zurüd, und von bem Augenblid an, wo wir es als Richt: 
ſchnur unſers Verfahrens annehmen, gebietet ung unfer Intereſſe nicht minder 
als unfere Ehre, von Allen die gleihe Anwenbung besjelben zu 
fordern. Im Bertrauen auf ben Geift ber Billigfeit, der das Cabinet von 
Waſhington bejeelt, erwarten wir von ihm bie Verjicherung, daß das ameri: 
fanifche Volk dem Geſetz entſpreche, auf welches es ſich beruft, indem es be⸗ 
züglich Merico’s eine ſtricte Neutralität beobachtet. Wenn Sie mid 
über den Beſchluß der Negierung der Ver. Staaten in Betreff dieſer Sache 
werben unterrichtet haben, werde ich im Stande jein, Ihnen das Rejultat unſrer 
Unterhandluugen mit dem Kaiſer Maximilian wegen ber Rückehr unſerer 
Truppen mittheilen zu können. Ich erſuche ſie, Herrn Seward eine Abſchrift 

diieſer Depeſche zu übergeben als Antwort auf feine Mittheilung v. 6. Dec. 
und ihn zu bitten, fie dem ‚Hin. Präfidenten Johnſon vorzulegen, und ih 
beziehe mich mit Zuverfiht in Betreff der Würdigung der Betrachtungen, bie 
fie enthält, auf bie traditionellen Gefühle, an bie der Hr. Staatsfecretär ber 
Union in feiner Note erinnerte.” 
15. „ Baron Seillard geht in außerordentlicher Mifftion an den Kaifer 
Marimilion nad Merico ab. Ä 
22. „ Eröffnung der Kammern. Die Thronrede des Kaifers tritt bem 
Verlangen der „unrubigen Geiſter“ nad einer Ausdehnung der 
politiſchen Freiheiten mit Entſchiedenheit entgegen: 
„Die Eröffnung der legislativen Seſſion geſtattet mir, in beſtimmten 
Zeiträumen die Lage des Kaiferreihs Ahnen vorzuführen und Ihnen meine 
Gedanken auszubrüden. Wie in ben früheren Jahren werbe ih mit ihnen 
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bie Hauptfragen, welche unfer Land interefliren, einer Prüfung unterziehen, 
Auswärts feheint ber Friede überall gefichert zu fein, denn überall ſucht man 
nad Mitteln, um in freundfchaftlicher Weife bie Schwierigkeiten zu löfen, 
anftatt fie mit ben Waffen zu zerhauen. Die Vereinigung ber engliichen und 
ber franzöfiihen Flotte in benjelben Häfen bat dargethan, daß die auf bem 
Schlachtfelde gefnüpiten Beziehungen fich nicht abgeſchwächt haben. Die Zeit 
hat die Uebereinſtimmung beider Länder nur noch verſtärkt. In Bezug auf 
Deutſchland ift es meine Abſicht, auch fernerhin eine Neutralitätspolitif 
beizuhalten, bie, ohne uns zeitweile zu hindern, Kummer ober Freude zu 
empfinden, uns bennod ben fragen fremb Täßt, in weldyen unjere Intereſſen 
nicht unmittelbar ind Spiel fommen. Beinahe von allen Ländern Europa's 
anerkannt, hat It alien feine Einheit dadurch bethätigt, daB es in dem 
Mittelpunkt der Halbiniel feine Hauptftabt errichtete. Wir haben Grund, 
auf bie gewifjenhafte Erfüllung bes Vertrags vom 15. Sept. und auf Die 
unerläßliche Aufrechterhaltung der Macht des Heil. Vaters zu zählen... 
In Merico beieftigt fi bie dur den Willen des Volles ge: 
grünbete Regierung; bie Dilfidbenten baben, bejiegt und zeriprengt, 
feinen Führer mehr; bie nationalen Truppen haben ihre Tapferfeit bewielen 
und das Land bat Bürgfchaften für die Ordnung und Sicherheit gefunden, 
welche feine Hülfsquellen entwidelt und jeinen Handel mit Frankreich allein 
von 21 auf 71 Millionen gebracht baben. Wie ich voriges Jahr die Hoff: 
nung ausdrüdte, geht unjere Grpebition ihrem Ende enigegen. Ich benehme 
mid (Je m’entends) mit dem Kailer Marimilian, um den Zeitpunkt für 
bie Abberufung unferer Truppen feitzufegen, damit teren Rückkehr ohne Ge: 
fährdung ber franzöjiihen Anterejien, zu deren Weriheidigung mir in biefes 
ferne Lanb uns begeben haben, vor ſich gehe. Siegreich aus einem furdt- 
baren Kampf hervorgegangen, bat Nortamerifa feine ehemalige Union wieder 
bergeftellt und bie Abichafjung ter Sclaverei feierlich verfüntigt. Frankreich, 
das fein edles Blatt feiner Geſchichte vergißt, hegt anfrichtige Wünſche für 
das Gedeihen ber großen amerikaniſchen Republik und für ben Fortbeſtand 
von beinahe hundertjährigen ireundſchaitlichen Beziehungen. Tie durch das 
Verweilen unferer Armee auf mericaniſchem Beden in den Ver. Staaten 
hervorgerufene Bewegung wird fid) vor ber Freimüthigkeit unferer Erklärun⸗ 
gen beſchwichtigen. Tas amerifaniihe Tolf wird begreifen, baß uniere Er: 
pebition, zu ber wir es eingeladen batten, feinen Jntereiien nicht zumwiberlief. 
Zwei Nationen, bie gleich iekr auf ihre Unabhängigkeit eiterlüchtig fine, ſollen 
jeden Schritt vermeiten, ber ibse Wurde und ihre Ehre mit ins Zriel zies 
ben könnte. Am Innern bat mir bie Ruhe, bie zu herrichen nicht aufgehört 
bat, geflattet, Algerien zu keiuchen, wo, das heile ih, meine Gegenwart 
nit unnüg geweſen fein wird, &:e Intereiien zu beruhigen, und bie Racen 
einander zu nähern. Meine Entiernunz von Frankreich Bar übrigens 
bewiefen, baß ih durch ein ctienes Herz und einen erhakenen Geiñ eriegt 
werben fonnte. Uniere Inititutienen fungiren inmitten beftiebigter und ver- 
trauensrcller Berẽlkerungen. Tiere Municipafwablen find mit ker größten 
Ordnung und ber volltäntigiten xreifeit vorgenommen werben. Ta ber 
Bürgermeifter in ver Gemeinte ter Aerriientant ver Geniralgewait in, To 
bat bie Periaflung mir dae Recht reriichen, ibn unter ben Zürzern zu wäß- 
In. Aber bie Rab rerüänbiger une ergebener Minner bar mit fat überall 
erlaukt, ben Pürgermeiner aus ben Mirziietern ter Tiunicipalrätte zu wäh 
Im. Tas Geieg über tie Gzalitienen, zeibet einige Prfürftaungen 
hervorgernien baste, in mit einer susten Unganeiiihieir Seitens oer At ꝛiexung 
zur Austubrung gebt aet werten un: mis Witizung Iritens ber baten Bersenizeem. 
Die jo vernänbige Arkeisertiarie Has teariften, bak je megr Later cum 
ihr juerfannte, ikre Imzerefien su erörseen, fe um ic nieht gar er, Die 
iheit eines Jerer un: tie ZSıhrrfet te la Lie Uns 'xgung 
ber bie cosporzssiven Brleiligatıen geiz, wie zerecht bie 
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Grundlagen des Geſetzes waren, welches ihnen über dieſen wichtigen Gegen⸗ 
ſtand vorgelegt worden if. Das Geſetz wird bie Errichtung zahlreicher Aſſo⸗ 
ciationen zum Vortheil ber Arbeit und ber Vorausfiht bes Alters (prevo- 
yence) erlauben. Um ihre Entwidlung zu begünftigen, habe Ich beſchloſſen, 
baß die Beiugniß fi zu verfammeln allen denjenigen zuerkannt wird, weldye 
außerhalb ber Politik üben ihre induftriellen und commerciellen Intereſſen 
fih berathen wollen. Diefe Befugniß wird nur durch die Garantie begrenzt 
werden, welche die öffentliche Ordnung erheilht. Der Auftand unferer 
Finanzen wird ihnen zeigen, daß wenn die Cinnahmen ihrem auffteigen» 
den Fortichritt folgen, die Ausgaben jih einer Abnahme zuneigen. Im neuen 
Budget find bie zufälligen und außerorbentlihen Hülfsquellen durch normale 
und permanente Hülfsquellen erjegt worden; das Gejek über die Schulden: 
tilgung, welches ihnen vorgelegt werden wird, wird diefe Inſtitution mit 
gewiſſen Einfünften verfehen und den Gläubigern bes Staats neue Garantie 
geben. Das Gleichgewicht des Budgets ift durch einen Ueberſchuß an Ein- 
fünften gefihert. Um zu biefem Reſultat zu gelangen, haben ber Mehrzahl 
ber öffentlichen Dienftzweige Erjparniffe auferlegt werben müfjen, unter 
Anderm auch dem Depurtement bes Krieges Ta bie Armee auf 
den Friedensfuß ift, jo blieb nur die Alternative, entweder bie Cadres oder 
ben Efjectivbeftand zu rvebuciren. Diele lebtere Maßregel war unthunlich, 
denn die Regimenter zählten faum die nöthige Zahl von Soldaten; bas 
Wohl des Dienſtes rieth fogar dazu, fie zu vermehren. Indem wir bie 
Cadres von 220 Compagnien, von 46 Schwabronen, von 40 Batterien aufs 
heben, aber indem wir bie Soldaten unter die beitehenden bleibenden Compagnien 
und Schwadronen vertheilten, haben wir unjere Regimenter eher geftärkt als 
geihwäht. Als natürlicher Wächter der Intereſſen ber Armee Hätte ich diefe 
Reduction nicht zugegeben, wenn fie unjere Militirorganifation hätten ver: 
ändern oder bie Eriftenz von Männern hätte zertrümmern müſſen, beren 
Dienft und deren Ergebenheit ich habe würdigen gelernt. Die Beibehaltung 
& la suite aller Officiere ohne Truppen comprommittirt feine Zukunft und 
die Adminiftration wird in den abminiftrativen Carrieren der Offiziere und 
Unteroffiziere, welche jih dem Zeitpunkt ihres Avancements nähern, bald bie 
regelmäßige Bewegung des Avancements wieder beritellen; alle Intereſſen 
werden fi) jo garantirt finden und bas Vaterland wird fich nicht denen 
gegenüber undankbar gezeigt haben, welche ihr Blut für dasfelbe vergießen. 
... — Inmitten diejes ftetS wachſenden Gedeihens, möchten unftäte Geilter 
(esprits inquiets) unter bem Vorwande, ben freifinnigen Gang ber Regie: 
rung zu beſchleunigen, diejelbe in ihrer Bewegung hemmen, indem fie ihr 
jede Kraft und jede Smitiative nehmen. Sie bemädhtigen fid) eines von mir 
dem Kaifer Napoleon I. entlehnten Wortes, und verwechleln die Unbeftändig- 
feit mit dem Fortichritt. Indem der Kailer fich für die Nothwendigkeit der all: 
mäbhligen Vervollfommnung der menſchlichen Einrichtungen erflärte, wollte 
er damit fagen, daß bie einzigen dauerhaften Veränderungen bie find, welce 
mit Hilfe der Zeit durch Verbefferung der öffentlichen Sitten vor fich geben. 
Diefe Verbefferungen werden fih aus der Beſchwichtigung der Leidenjchaften 
und nicht aus unzeitigen Umänderungen in unfern Grundgeleben ergeben. 
Welcher Vortheil kann in der That barin liegen, den folgenden Tag das 
wieder anzımehinen, was man am Tage vorher zurüdgewiefen hatte? Die 
Berfaffung von 1852, die ber Genehmigung des Volkes unterbreitet wurde, 


unternahm e8, ein vernünftiges und auf das gerechte Gleichgewicht zwifchen 


ben verſchiedenen Staatsgewalten weislich berechnetes Syiten zu begründen. 
Sie hält fich gleich fern von zwei ertremen Situationen. Mit einer Kammer, 
al8 Herrin des Geſchickes der Minifter, ift die Erecutivgewalt ohne Autorität 
und ohne nachhaltigen Zufammenbang (sans esprit de suite); fie ift ba= 
gegen ohne Kontrole, wenn die aus der Wahl bervorgegangene Kammer nicht 
unabhängig und im Befige ber ihr gebührenden Vorrechte ift. Unfere conſti⸗ 
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tutionellen Formen, die eine gewifle Aehnlichkeit mit denen ber Ber. Staaten 
haben, find deßhalb nicht mangelhaft, weil fie fi von benen Englands un: 
terfcheiden. Jedes Volk foll die feinem Genius und feiner Weberlieferungen 
entfprechenden Einrichtungen haben, Gewiß bat jede Regierung ihre Fehler, 
aber werfe ich einen Blick auf die Vergangenheit, fo Tann ich mit froher 
Genugthuung fagen, daß, nah Verlauf von 14 Zahren, Frankreich nad 
Außen geachtet, im Innern ruhig ift, daß es feine politifchen Gefangenen in 
feinen Kerkern und feine Verbannten außerhalb jeiner Grenzen bat. Hat 
man nicht feit achtzig Jahren über die Negierungstheorien biscutirt ? Iſt es 
nicht heute nütlicher, die practiichen Mittel zu fuchen, das moraliide und 
materielle Schickſal des Volkes beffer zu machen? Beſtreben wir uns überall 
mit der Erleuchtung — bie gefunden öconomiſchen Poctrinen, die Liebe zum 
Guten und bie religidjen PBrincipien zu verbreiten; ſuchen wir durch bie 
Freiheit der Transactionen das fchwierige Problem der gerechten Vertheilung 
ber productiven Kräfte zu löfen, und ftreben wir darnach, bie Bedingungen 
ber Arbeit auf bem Felde wie in ben Werkftätten zu beſſern. Wenn alle 
Franzoſen, die hente mit den politifchen Nechten verfehen find, durch bie Ers 
ziehbung aufgeklärt fein werben, fo werden fie ohne Mühe die Wahrheit un: 
terfcheiden und ſich nicht von“ betrügeriſchen Theorien verführen laffen ; wenn 
alle diejenigen, welche in den Tag hinein leben, gefehen haben werben, wie 
ber Bortheil zuwächſt, ben eine emiige Arbeit verſchafft, fo werben jie bie 
feften Unterftüger einer Gefellichaft jein, die ihr Wohlergehen und ihre Würde 
garantirt ; endlich wenn Alle von Kindheit an biefe Grundſätze des Glaubens 
und ber Moral erhalten haben, die den Menſchen in feinen eigenen Augen 
erheben, jo werben fie wifjen, daß tiber dem menfchlichen Verjtande, über ben 
Beitrehungen der Wiljenfchait und der Vernunft ein erhabener Wille beftcht, 
welcher die Geſchicke der Individuen wie diejenigen ber Völker lenkt.“ 


Das ben Kammern vorgelegte „Erpole über bie Lage bes Kaiſer— 
reichs“ (Blaubuch) jagt bezüglich der Stellung Franfreihe zu Deutſch⸗ 
land: „... Tie von Frankreich fowohl Dänemark als Deutichland gegenüber 
befolgte Politik wurde, wie fie es verdiente, von diejen Deächten felbit gewür⸗ 
bigt. Tas Kopenhagener Babinet bat die Gründe, welche uns beftimmte, 
nicht verfannt, und bat alle Gelegenheit ergriffen, um der Loyalität unferer 
Haltung während des Kriegs, ſowie auch unfern freundfchaftlichen und wohls 
wollenden Bemühungen, um beijen Folgen zu mildern, jeine Auerkennung 
zu bezeugen. Deutichland feinerjeits fonnte wahrnahmen, baß wir alten Vor⸗ 
urtheilen zuwider von feinem böswilligen Gefühl gegen basjelbe befeelt feien, 
und wir können uns über die Gefinnung ber verjchiedenen deutſchen Staaten, 
fowohl in ben birect mit ihnen verhandelten Fragen, als auch in ben allge: 
meinen Angelegenheiten, nır lobend ausiprehen”. Was bie Stellung der beiden 
deuiſchen Großmächte zu den Herzogthümern betrifft, fo hebt die Darlegung 
nahdrüdlich hervor, daß ber Charakter der Stipulationen von Wien (Gaftein ?) 
weſentlich proviforifch jei. Die franzöfifche Negierung hege den Wunich, daß 
„in dieſer Angelegenheit endlich eine Berftändigung in dem von ihr ſchon von 
Anbeginn an fundgegebenen Sinn erfolgen möge.“ Ueber bie römifche 
Frage wird gefagt: „... Ta die Regierung bes Königs Victor Emanuel 
bie Bedingung, welche ber Ausgangspunft bes Webereinfommens war (Ders 
legung ber Hauptitadt) erfüllt hatte, jo jhien uns der Augenblid geflommen 
zu fein, mit ber Räumung bes päpfilichen Gebiets zu beginnen. Das all 
mäbhliche Heimfehren unferer Truppen in Fleinern Abtheilungen war immer 
als die für den beil. Stuhl günftigfte Combination angejeben worden. Dan 
vermieb auf diefe Weile die Erfchütterungen, welche ihr gleichzeitiger Abzug 
hätte bervorbringen Fünnen. Außerbem hatte diefe Maßregel einen andern 
Bortheil: indem man bie franzöjifchen Occupationstruppen auf eine gewiſſe 
Anzahl von Punkten zufammen;og, und bie geräumten Provinzen ber Obhut 
ber päpftliden Armee überließ, gewöhnt man biefe daran, ſich allein zu 
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genügen. Se. Heiligkeit hat dieſe Beſtimmungen genehmigen wollen und 
uns danken laſſen für bie Fürſorge, durch bie fie eingegeben waren.... 
Die römifhe Curie beſchäftigt fi mit Vermehrung bes Cffectivbeftands 
ihrer Armee und ſucht fi in Stand zu ſetzen, felber für bie Aufrechterhal⸗ 
tung der inneren Rube im ganzen Lande zu forgen. Wir haben ihr unfere 
Mithülfe zur Erleichterung der Anwerbungen und zur Organifation ibrer 
Streitkräfte angeboten. Dur Art. 4 ber Convention vom 15. Sept. hat 
Stalien ſich bereit erflärt, einen verhältnigmäßigen Theil der ehemaligen 
römifhen Schuld zu übernehmen. Die kaiſerliche Regierung wiünfchte der 
römifchen Curie die Vortheile diefer Clauſel zuzufihern. Die Schwierigkeit 
beftand in der Ausfindigmahung von Ausdrüden für einen Compromiß, ber 
von Seiten bes Papſtes Feine Verzichtleiftung auf feine früheren Vorbehalte 
bedinge. Das franzöfiihe Cabinet hofft bald in Gemeinfchaft mit bem Gas 
binct von Florenz zu einer Berftändigung zu gelangen, welche der heil. 
Stuhl, ohne irgendein Opfer für feine Würde zu bringen, wird annehmen 
fünnen. ..“ 


24. Yan. Gefebgebender Körper: Die Regierung zieht den borjährigen, 
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31. 


felbft von der Majorität jo übel aufgenommenen Geſetzesentwurf 
bez. außerordentliche öffentliche Arbeiten förmlich zurüd. 
„ Eine Dep. des Herrn Drouyn de l'Huys nah Waſhington lehnt 
jede Verantwortlichleit der franzöſiſchen Regierung für eine Reihe 
von Maßregeln der Faif. mericanifhen Regierung, über welche fi 
das Gabinet von Wafhington durch feinen Gejandten in Paris be- 
ſchwert hatte, ab, zumal dieſelben größtentheils rein innere Anges 
legenheiten Merico’8 beträfen, bie „Leinen Beſchwerdegrund abgeben, 
für welche eine auswärtige Regierung Rechenſchaft verlangen könnte: 
„... Wenn man jedoch in Mafhington hierüber anders denken' ſolle, To 
begreiie ih, daß mun über bie Mittel etwas in ber Ungewißheit fein 
fönnte, um wen Rechtens bie Befchiwerden zufommen zu laffen, die man 
bierüber erheben zu müffen glaubt. Weil es aber ſchließlich ber Bundes: 
regierung nicht zufagt, bie Regierung de facto des Kaifers Martmillan als 
zu Recht beftehend anzuerkennen, und es ihr anberjeits als nichtelagend 
(derisoire) erjcheint, fihy an bie Regierungsgewalt zu wenden, welche fie als 
gefeglich anfieht, welche aber thatſächlich verſchwunden ift, fo kann ich nicht 
als Folgerung zugeben, daß man ſich nunmebr an uns halte, um aus ber 
Berlegenbeit berauszulonmen und um Erklärungen von uns über Hand: 
ungen zu erlangen, welde aus ber ſouveränen Autorität einer. fremden 
Regierung entjpringen.“ 
„  Geleßgebender Körper: Wahlprüfungen. Die Oppofition bringt 
fcandalöfe Enthüllungen über den Einfluß der Regierungsgemwalt bei. 
Die Wahlen werden von ber Majorität troßbem genehmigt, aber 
theilweife nur mit 149 gegen 45 Stimmen (und 64 Enthaltungen) 
und mit 160 gegen 62 Stimmen (und 39 Enthaltungen). 
„ Das fechste Bataillon bed Frembenregiments geht nad Merieo 
ab, wodurch der Beitand bes letzteren auf 7000 Dann erhöht wird. 
„ Das franzöfifhe Gouvernement geftattet ber päpftlichen Regierung 
die Formation einer franzöfiichen Legion aus gebienten franzöfiichen 
Soldaten, die in Antibes organifirt werben ſoll. 


9,—12. Febr. Senat: Adreßdebatte. Der vorgelegte Entwurf ſucht 
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bez. Merico den vorausfichtliden Rüdzug aus Merico mit großen 
Worten zu beden, erklärt ſich bez. Rom ausbrüdlic nicht bloß wie 
bie Thronrede für die Nufrechthaltung der Oewalt, fondern ber 
weltlichen Gewalt des Papftes und ſpricht fi wie die Thronrebe 
mit Eifer gegen eine Ausdehnung der politifhen Freiheiten ber 
Nation aus: 

Adreßentwurf: „...Ew. Majeftät bat angefünbigt, baß dieſe denk⸗ 
würbige mericanifhe Erpedition ihrem Ende nahe ift, und daß Sie 
Sich mit bem Kaijer Marimilian verftändigen, um ben Zeitpunft der Zurüd: 
berufung unierer Truppen feftzufegen, d. 5. biefelben Frankreich zurüdzugeben, 
das befriedigt ift, daß feine commerciellen Intereſſen auf dieſem großen und 
reihen Markte, ber durch unfere Hilfe dev Sicherheit zurüdgegeben iſt, in 
Zukunft des Schutzes ficher find. Wenn, was die Vereinigten Staaten 
anbelangt, biejen in Folge eines Mipverftändniffes die Anweſenheit ber frans 
zöfifchen Fahne auf dem amerikanischen Sontinente weniger angenehm erjchien, 
al8 zu einer anderen fehr glorreichen Zeit ihrer Geſchichte, jo haben die ener⸗ 
giſchen Mittheilungen Ihrer Regierung bargethban, daß nicht hochfahrende und 
drohende Worte unfere Rückkehr zur Folge haben könnten. Franfreih bat 
bie Gewohnbeit, ſich nur zu feiner Stunde in Bewegung zu jeßen. Aber 
es erinnert fich gern an bie alte Freundſchaft der Vereinigten Staaten. Mas 
Sie von ihnen verlangen, ift die Neutralität und das Völkerrecht. Daraus 
werben fie fchnell einfehen, daß ein Krieg, der, wie fo oft erflärt wurde, 
nur zum Schuße unferer Pandesangehörigen gegen eine unloyale Regierung 
unternommen wurde, nicht in einen Krieg der Eroberung, der Herrihaft und 
ber Propaganda ausartet... Ebenfo fell auch in nicht ferner Zukunft das 
römiſche Decupationscorps nad Frankreich zurückkehren. Wir ziehen 
uns nicht deßhalb zurüd, um Stalien ben Weg nah Rom zu eröffnen. 
Stalien Hat fich diefes unterfagt und, um die Aufrichtigfeit feiner Abfichten 
zu beweifen, bat es feierlich Florenz, die Stadt ber großen italieniſchen Ers 
innerungen, zur Hauptftadt eines befondern Staates gemacht, gegenüber Rom, 
ber Stabt bes heil. Petrus und bes Katholicismus. In dielem Staat, ber 
fein eigen ift, befchäftigt fich der Papſt eifrig mit ber Öffentlichen Orbnung, 
den Bebürfniffen ber Regierung und der Organifation feiner Armee, Bereits 
hat in zwei Delegationen, aus denen fih unſere Soldaten zurüdgezogen 
haben, die gegen das Brigantenwefen entwidelte Energie ber päpftlihen 
Truppen ber Benölferung das Maß des wirffamen Schutzes, bas ihnen bie 
ſich felbft überlaffene weltliche Macht des Papftes zufichert, angegeben... 
Es war bie jchwierige Aufgabe der fpäteren Zeiten, der Negierungsmadt 
alle Gewalt zu verleihen, welche das Volt allein zu verleihen vermag. Die 
Nationalcomitien vom 10. December und ber folgenden Jahre haben biefe 
Aufgabe gelöst. Heute find Freiheit und Regierungsmacht aus dem Scooße 
bes Volkes hervorgegangen, gleih in ihrem Urfprung und gleichitehend in 
ihren Rechten. Un fie durch ein gerechtes Webereinfommen zu verbinden, 
wurbe bie Berfafjung von 1852, bie ebenfo fehr gegen eine unbefchränfte 
Gewalt, wie gegen eine zügellofe Freiheit ift, geichaffen. Ihr Gleichgewicht 
fören, hieße den Fehler derjenigen von neuem begehen, welde die Freiheit 
einfegten, ohne hinlänglich für die Negierungsmacht zu forgen. Das franz 
zöſiſche Volt will dergleichen nicht; es will fein Werk nicht geftört wiſſen und 
auf Formen, die es verwirft, und auf gewiſſe Freiheiten, bie 
nur als Zügellofigfeiten vor es hintraten, zurüdgeführt werben. 
Es genießt ber ausgebehnteften bürgerlichen Freiheiten und eines fo ausge⸗ 
bebnten Rechtes ber Kundgebung feiner Gedanken, daß man manchmal von 
Gerihtsmwegen gegen bie verwegenen Angriffe auf Perfonen, Sitten und Res 
ligion einfhreiten muß. Es befißt vichterliche Unabhängigfeit, das au 
behntefe Wahl: und Stimmrecht, das Petitionsrecht, bie Discuffion und die 
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wirkſame Controle ber großen Staatsköorper, bie Abſtimmung über bie Geſetze 
und die Steuern. Unter dieſem belebenden Hauche ber Freiheit fühlt das 
franzöjifche Volt, daß es 1789 nicht untreu geworden it, als es durch feine 
wiederholten Nbftimmungen für die Negierungsmacht jene für einen großen 
Staat fo nothwendige Concentration und bie dem franzöfifden Genius fo 
ſehr zufagende kräftige Initiative ſchuf. .. In feinen Principien und in feiner 
Drganifation wird das Faiferliche Syitem durd die Wohlthaten gerechtfertigt, 
welde in ben Gcmüthern ber Völker da8 Recht einer Dynaſtie begründen.“ 

Bei dem Paffus über Merico verlangt Marſchall Forey bie 
Verſtärkung ber franzöfiihen Armee in Merico, Staatsminifter 
Rouher erklärt fi dagegen. Bez. der römiſchen Frage erklärt 
Rouber, daß die Thronrede von nichts anderem habe reden können 
und reden wollen, al® von der „mweltlihen“ Souveränetät und daß 
die Septemberconvention allerdings zwei von einander gefchiebene 
territoriale Souveränetäten, das Königreih Jtalien und Rom als 
das PBatrimoniun Petri in feiner gegenwärtigen Gebietsausdehnung 
geihaffen habe. Bei der fchließlichen Abftimmung wirb ber Ent: 
wurf unverändert von allen 124 Stimmen angenommen. (Prinz 
Napoleon hat fih an der Debatte gar nicht betheiligt.) 


18. Febr. Der Kaijer nimmt die Antwortsadrefle des Senates entgegen 


26. 


und antwortet darauf: 

„Lie Adreffe des Senats ift ein beredter Commentar ber Thronrebe und 
führt aus, was ih angedeutet. Sie wünſchen, wie ih, Stabilität und ver⸗ 
nünftige fortichreitende Entwidelung unferer Snftitutionen. Die moralifche 
und phyſiſche Welt gehorcht allgemeinen Gefegen; nicht durch tägliche Er: 
fhütterung der Grundlagen befchleunigt man bie Krönung des Gebäudes. 
Meine Regierung ift nicht flationär, fie will vorwärts gehen, aber auf dem 
feften Boden, ber Macht und Freiheit tragen Tann. Rufen wir ben Fort⸗ 
jhritt zu Hilfe, bauen wir aber nur Etufe für Stufe jene große Pyramide 
auf, deren Grundlage bas allgemeine Stimnredt, deren Scheitel Frankreichs 
civilifatorifher Genius ift!“ 


„Geſetzgebender Körper: Beginn ber Adreßdebatte. Entwurf ber 


Adreßcommiſſion. Erfter Anfab zu einer Mittelpartei aus dem 
Schooße ver bisherigen Majorität. 

Adreßentwurf ber Commijfion: „Sirel Der gefeßgebende 
Körper ninımt gern mit Ew. Majeftät bas immer allgemeiner hervortretenbe 
Beftreben wahr, die äußern Schwierigkeiten auf friedlichen Wege zu löſen. 
Dieſes Beitreben, welches duch Ihre Zufammenfunft mit verfchiedenen Herrſchern 
und durch bie freundfchaftliche Vereinigung der englifchen und ber franzd- 
ſiſchen Flotte geftärft wurde, ift ein neues Pfand für den Frieden, befjen 
Aufrechterhaltung den Bebürfniffen der Völker entipricht, den Wunſch Frank: 
reichs erfüllt und der Weisheit feiner Regierung Ehre macht. — Wir haben 
immer mit dem Kaifer bie zuverfichtlide Hoffnung (le ferme espoir) ge: 
theilt, daß zwifhen dem Papſtthum und Stalien eine ihren Bebürf: 
nifien, dem Frieden Europas und ber Ruhe ber Gemüther entiprechende 
Ausſöhnung herbeigeführt werben wird. Der Vertrag vom 15. September 
wird, redlich ausgeführt, eine neue Bürgichaft für die weltliche Souveräs 
netät gewähren, deren Aufrechterhaltung unerläßlich ift für die unabhängige 
Ausübung ber geiftlichen Gewalt des heiligen Vaters. Unjere Erpedition in 
Merico ift dem Ausgang nahe, und das Land Hat biefe Zuficherung mit 


Befriedigung entgegengenommen. Durch bie gebieterijche Pflicht nach Merico 
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geführt, unſere Staatsangehörigen gegen gehäſſige Gewaltthätigkeiten zu 
ſchützen und Genugthuung für allzu gerechtfertigte Beſchwerden zu erlangen, 
haben unſere Soldaten und Seeleute die ihrer Hingebung von Ew. Majeſtät 
anvertraute Aufgabe in würdiger Weiſe erfüllt. Dieſe Erpedition hat aufs neue 
in dieſen entfernten Ländern für die Uneigennützigkeit und die Macht Frankreichs 
Zeugniß abgelegt. Tas Volk der Vereinigten Staaten, das von langer 
Zeit her die Loyalität unferer Politif und die traditionellen Sympathie, von 
denen fie fich leiten läßt, Tennt, darf aus ber Anweſenheit unferer Truppen 
auf mericanifhem Boden feinen Argwohn ſchöpfen. Ihre Abberufung 
einem anberen Ermejjen ale dem unfrigen anhbeimftellen 
wollen, bieße unferen Rechten und unferer Ehre zu nahe 
treten. Ihrer Obhut, Sire, find fie anvertraut, und ber geſetzgebende 
Körper weiß, baß fie mit einer Franfreihe und Ihres Namens würdigen 
Sorgfalt darüber wachen werden. Die Rube im Innern bat Ihnen erlaubt, 
Algerien zu beſuchen, deſſen Bebürfniffe nicht reiflich genug erwogen werben 
können, und ihm einen neuen Beweis Ihrer Theilnahme zu geben. Ihre Abs 
weſenheit hat der Kaiferin Gelegenheit geboten, jene jeltenen unb edlen Eigen⸗ 
haften zu zeigen, welche ben Glanz ber Krone und die Sicherheit des Landes 
noch erhöhen. Mitten in diefer Ruhe haben Millionen von Wählern in 
vollfommenfter Freiheit die Erneuerung ber Gemeinberäthe vorges 
nommen. Diele umfaflende Bewegung der öffentlihen Meinung Hat für 
ben Geift ber Ordnung Zeugniß abgelegt, ber unter ben Bevölkerungen berrfcht, 
und Ihre Regierung bat nur ausnahmsweile von dem nothwendigen und con: 
fervativen Necht Gebrauch zu machen gehabt, das bie Verfaffung zufihert. Das 
Coalitionsgefeh, der Entwurf bezüglich) ber cooperativen Gejellichaften 
und ber zur Begünftigung ihrer Entwidlung dienenden Grleichterungen ers 
ließen eine neue unferer gemeinfamen Sorgfalt würdige Praxis (ouvrent 
une ere d’exp6rimentation). Der Beiſtand des gejeßgebenden Körpers wird 
Ihnen niemals fehlen, Sire, wenn Eie die Maßregeln, welche das Intereſſe 
ber arbeitenden Claſſen etwa erbeifchen follten, mit ben Bebürfniljen ber 
Öffentlihen Ordnung in Einklang zu bringen haben. — Die Unterfudung, 
welche zum Zweck bat, bie Bebürfnifje und Wünſche des Aderbaues wahrs 
zunehmen und ins Licht zu feßen, wird im Lande wie unter uns mit bem 
Gefühl der Tebhafteften Dankbarkeit aufgenommen werben. Wir find übers 
zeugt, ber Abfiht Erw. Majeftät zu entiprechen, wenn wir bie Hoffnung aus: 
brüden, baß diefe Unterfuhung in allen Departements in einer Weile vor⸗ 
genommen werben möge, welche ben verjchiedenen Intereſſen geſtattet, fich 
mit der vollftändigften Freiheit Fund zu geben. Die aderbauenden Bevölke⸗ 
rungen, fo arbeitjam, jo bejcheiden und dem Kaiſerreich fo tief ergeben, werben 
Ahnen, Sire, die Leiden, die fie erdulden und bie Unterftübungen, bie fie 
erwarten, mit Vertrauen vorlegen. — Wir wünfchen ung mit Ew. Majeſtät 
Glück zu der Verbeſſerung unferer Finanzen und wir prüfen das auf bie 
Schuldentilgung bezügliche Geſetz mit ber Aufmerkſamkeit, bie ein fo wichs 
tiger Gegenitand erheiſcht. — Die in ben öffentlichen Dienftzweigen vorgenoms 
menen Erfparnijfe entiprechen einem von bem gefeßgebenden Körper mehr: 
fach ausgeſprochenen Wunſch; da. aber ber Kaifer zu gleicher Zeit Hüter ber 
Intereſſen bes Heers ift, jo bat er Sorge tragen müflen, unfere militärifche 
Drgantfation nicht zu Schwächen und bie vom Land übernommene Schulb an 
biefenigen heimzuzahlen, die ihm tapfer gedient haben. — Mit Recht haben 
biefe Eriparnifje die ben Öffentlichen Arbeiten zugewieſenen Mittel unberührt 
gelaffen; ber Aderbau, ber Handel und bie Induſtrie legen ben größten 
Werth auf bie Ausdehnung und Vervollkommnung aller Verkehrswege. — 
Dem Unterricht mußten bie ihm zugewiefenen Hülfsquellen ebenfalls unberührt 
gelafjen werden. DerBolfsunterricht hat; Dank den thätigen und gleichzeitigen 
Bemühungen bes Staats, ber Gemeinden und ber Familie, nicht aufgehört, 
Iöblicde und beharrliche Kortfchritte zu machen. Indem wir biefem breifachen 
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AZufammenwirken mehr unb mehr unfere Unterflübung leihen, werben wir 
babin gelangen, ben gemeinfamen Munich Ew. Maj. und des gejeßgebenben 
Körpers zu verwirklichen unb die fchon jett beichränfte Zahl ber Kinder, 
welche der Wohlthat des öffentlichen Unterrichts beraubt find, mit jedem Tag 
zu verringern. Der Frieden nad außen, die Orbuung und bie Thätigkeit 
im Innern legen ein gemeinſames Zeugniß ab für bie heilbringende Initia⸗ 
tive Ihrer Regierung und für das Vertrauen bes Landes in bie Stabilität 
unferer Einrichtungen, beren Grundlagen auf ber freien unb feier: 
lien Abfiimmung des franzöſiſchen Volkes ruhen. Diele Stabilität hat 
nicht8 mit dem weijen Fortſchritt unferer Freiheiten unverjöhnliches. Sie 
haben es ſchon bewieſen, Sire, und die Vergangenheit bürgt für bie Zu: 
kunft. Die Einrichtungen entwideln, bie Arbeit und ben Credit ficher ftellen, 
die öffentliche Sicherheit kräftigen und bie religiöjen Grundlagen befeitigen, 
ohne welde die beiten Geſetze wirkungslos bleiben — das iſt das fruchtbare 
Wert, an welden Ew. Majeſtät die großen Staatsgewalten theilnehmen 
läßt, und welches die Bande immer enger knüpft, bie frankreich mit Ihrer 
Perſon und Ihrer Dynajtie vereinigen.” 

Amenbementsanträne zum Abreßentwurf: 

Antrag ber Oppofition zu $ 1 bez. die auswärtigen Verbältniffe: „Allein, 
um dauerhaft zu fein, muß diefer Friede auf ber Achtung bes Rechtes be- 
ruhen. Wir können nicht jehen, daß man dieſes Recht in Deutfchland ver: 
lege, ohne laut unjere Mißbilligung fundzugeben. — Frankreich, das es fi 
zum Ruhme anrechnet, das Dogma der Bolfsjouveränetät wieder bergeitellt 
zu haben, ift e8 fich ſelbſt jchuldig, gegen die Conventionen zu protefticen, in 
welchen bie Gewalt über die Völfer verfügt.” 

Antrag der Oppofition zu F 2 bez. Septemberconvention: „Nach den 
feierlichen Erflärungen der Regierung bat Niemand das Recht, vorauszu: 
jeten, baß fie baran benfe, bie Convention vom 35. Sept. zu umgehen; fie 
würde fie umgeben, wenn fie fortführe, audy nur inbirect ben Willen bes 
römischen Bolfes zu unterbrüden. Wir müſſen Rom verlaffen, weil wir 
nad den eigenen Worten der Regierung dort dem Rechte zuwider uns be: 
finden. Verſichern, daß die weltlihe Gewalt bie einzige Stütze ber religiöfen 
Sintereffen ift, bieße die ewigen Wahrheiten auf das Niveau ber veränberlichen 
Nothwendigfeiten ber Politik herabdrücken“. 

Antrag der Oppofition zu F 3 bez. Merico: „Wir haben von Anbeginn 
an die mericaniiche Erpedition verbammt, indem wir auf bie Verlegenheiten 
und Opfer, bie fie Frankreich bereiten würde, hinwieſen. Für das vers 
wichene Jahr warb bie Rüdfehr unjerer Soldaten feierlih angekündigt; wir 
bedauern, daß jie einen Aufichub erlitten hat, ben bie franzöfilchen Intereſſen 
nicht rechtfertigen. Tas Volt hat die erften Erklärungen ber Regierung über 
bie Urſachen der Erpebition nicht vergefjen und ift erftaunt, daß unfere Armee 
beute zur Vertheibigung eines fremden Thrones bejtimmt ift.“ 

Antrag der Oppofition zu F 9 bez. gebrüdte Lage bes Aderbaues: „Bon 
jett an muß es anerfannt werben, baß der Aderbau das Recht Bat, auf Be: 
feitigung ber Mutationsabgaben zu bringen, bie Verminderung bes Con⸗ 
tingents und größeres Maphalten in den ferilen Berfchönerungsarbeiten zu 
verlangen, welche dem Boden viel Kräfte und Capital, bie ihm nothwendig 
find, entziehen.“ 

Antrag von 36 Mitgliedern ber bisherigen Majorität zu F 12 bez. Aus: 
behnung ber politifchen Freiheiten: „In dieſer Stabilität liegt nichts, das 
mit einem weijen Fortichritte unjerer Inftitutionen unvereinbar wäre. Frank⸗ 
reich, feft der Dynaſtie anhängend, die ihm bie Ordnung fichert, iſt nicht 
weniger anhänglich an die Freiheit, die es für die Erfüllung feiner Gefchide 
nothwendig hält. Der geleßgebende Körper glaubt benn auch ber Dolmetfcher 
ber öffentlihen Meinung zu jein, indem er zu ben Stufen bes Thrones 
Ew. Majeftät ben Bunid bringt, dem großen Acte von 1860 bie Entwides 
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Iungen zu geben, welde er in ſich fhließt. Die Nation, indem fie durch Ihre 
liberale Initiative in intime Beziehungen zu ber Führung ihrer Angelegen: 
heiten tritt, wird der Zufunft mit vollfommenem Vertrauen entgegenfehen.” 

Antrag von 17 Mitgliedern der Majoricät zu demſelben $ mit fpecieller 
Beziehung auf die Preſſe: „Wir äußern ben Wunſch, daß in ber Preßgeſetz⸗ 
gebung bie Yurisdiction der gewöhnliden Gerichte an bie Stelle bed ad» 
miniftrativen Syſtems gejeßt werden möge.” Antrag ber Oppofition 
zu bemfelden $ im Ganzen: „Frankreich Hat das tiefe Gefühl feiner Rechte 
und ben Willen fie auszuüben. Die Conſtitution bat, indem fie bie 
Soupveränetät bes Volkes prockamirte, erklärt, die PBrincipien von 1789 zu 
beftätigen und zu garantiren, fie bat aus diejen Principien die Grundlagen 
des öffentlichen Rechtes gemacht. Frankreich bat demnach ein Recht auf 
freie Preſſe. Indeß confiscirt die adminiſtrative Willkür, der bie perio⸗ 
diſche Preſſe unterworfen ijt, und die unter einer neuen Form wieberber: 
geftellte Genfur und die dem Gefchiwornengerichte, ihrem natürlichen Richter 
entzogenen Preßproceſſe vernichten die Freiheit der Discufjion. Frankreich 
bat ein Necht auf freie Wahlen; indeß beitebt das Syſtem der officiellen 
Sandidaturen mit feinen unvermeidlihden Mißbräuchen fort; das Verſamm⸗ 
lungsrecht wird geleugnet und die bedenklichſten Eingriffe in die Ausübung 
ber allgemeinen Wahlen rühren gerade von benjenigen ber, deren Miffion es 
ift, das Geſetz zu achten und die Aufrichtigfeit ber Abſtimmung zu fichern. 
Es hat ein Reht auf municipales Leben, welches eine ber nothiwendigiten 
Bedingungen ber Freiheit ift; dennoch wählt bie Regierung, ihren Verſprechungen 
zum Troß, ohne Nothwendigkeit die Bürgermeiiter außerhalb ber erwählten 
Räthe; fie Töft bein geringiten Anzeichen bes Widerftandes die Municipals 
räthe auf; fie verurtheilt Paris nid Lyon zum Syitem ber municipalen 
Commiffionen. Es bat ein Recht, in der Berantwortlichfeit der 
Öffentlihen Beamten eine Sanction der Gefeße zu finden, welde bie 
Bürger ſchützen; dennoch können bie Agenten der Regierung nur fraft ber 
Autorifation der Negierung felbit, die hier gleichzeitig Richter und Partei ift, 
verfolgt werden. Frankreich würde gerne dus ihm vorgeführte Beifpiel ber 
Bereinigten Staaten annehmen, allein es will nicht von ber Nepublif und 
ber Monarchie das, was die Autorität bildet, entlehnen und babei in jeder 
dieſer Regierungsformen das zurücweiſen, was bie Freiheit bildet. — Ohne 
politiſche Freiheit ift fein Recht gewährleiſtet. Die Freiheit allein kann zur 
Freiheit großziehen. Nur fie vermag bie geiftige Erfenntniß zu beben und 
bie öffentlichen Tugenden zu entwideln. Der Willfür den Unterricht in der 
Freiheit anvertrauen, beißt in ber dem vorgeftedten Ziele entgegengefehten 
Richtung wandeln. Umgeben von freien Staaten, bie es felber in bie Frei⸗ 
beit eingeführt baf, fett das franzöfiihe Volk ein zu großes Vertrauen in 
feinen Genius und ift zu ſtolz auf feine Vergangenheit, als daß man es 
als unter Euratel geftellt behandeln und unfähig oder unwürdig erklären 
bürfte, ſelber bie glorreiche Laft feiner Geſchicke zu tragen.“ 


Allgemeine Debatte. Rede des Hrn. Thiers: 


Thiers entwidelt zunächſt das Recht, welches Frankreich auf feine eigenen 
Angelegenheiten befite. „ALS im Jahre 1852 cine plößliche Concentration 
aller Gewalten in bie Hand Napoleons III. ftattfand, hieß es, biefe Eon: 
centration folle nur vorübergehend fein, bis bie Ruhe und Ordnung in 
Frankreich wieder völlig hergeftellt fein werde. Allein biefe Frage der Zeit 
wird jeit einem Sabre in eine Principienfrage umgewandelt. Die parlas 
mentarifhen Inſtitutionen, welche Frankreich befaß und wieber verlangt, 
werben als eine Beeinträchtigung ber NRegierungsgewalt und als Dinge ers 
Härt, bie gerade darum, weil fie abgejchafft worden find, nicht mehr einges 
führt werben dürfen. In einer folden Lage bleibt nichts ühriq, Ka ur 
Recht, welches Frankreich auf biefe Inftitutionen hat, Var und sur ALTEN 
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darzulegen. Was vor Allem das Recht der herrſchenden Dynaſtie betrifft, fo 
wird es von Niemanden in Frage gezogen und darum kann man auch ver: 
langen, daß die Dynaſtie die Rechte Frankreichs, die auf den unveräußer⸗ 
lien Brincipien von 1789 beyründet find, auerfenne Diefe Rechte laſſen 
fih auf bie beiden Ziele zurüdführen, welche die Revolution erreichen wollte: 
auf das fociale, die Gleichheit nämlich vor bem Geſetze, und auf das poli: 
tiihe, die Befreiung Frankreichs. Frankreich bewahrt nun, aud wenn es 
fih eine Dynaſtie gibt, immer feine Souveränetät als Nation, fein Recht 
erliicht nicht mit Einführung diefer Tiynaftie, jondern es muß ber wirkliche 
Ausbrud des öffentlichen Willens die Negel für jedwede Handlung ber Re: 
gierung werden. Jede Monardie, die in der Neuzeit begründet wird, muß 
auf dem Princip der Sonveränetät ber öffentlichen Meinung beruhen. Damit 
nun bieje öffentliche Meinung fich bilden, fi) ausbreiten und in ihrem wahren 
Ausdrud vor die Inhaber der Bffentlichen Gewalt treten Tann, find bes 
flimmte Freiheiten nothmendig.” Als ſolche nothwendige Erforderniſſe be 
zeichnet Thiers die Sicherfiellung jedes Staatsbürgers gegen Willkürhand⸗ 
lungen ber Regierung; bie reiheit des Wortes und ber Schrift; das Ver⸗ 
fammlungsredt und bie Mahlfreiheit. An letzteres Poftulat anfnüpfend, 
fpricht er fi über die Stelung der Lanbesvertreter folgendermaßen aus:... 
„Welches kann für die Freiheit, deren wir bier genießen müſſen, das fie ein: 
Ihränfende Gejeß und Tribunal fein? Das Gele, das Tribunal find Sie, 
meine Herten! Man bat noch Fein anderes entdedt und ich, der ich feit 
beinahe 40 Jahren in ben franzöfiichen Kammern fige, habe Immer gefunben, 
daß biefe Autorität hinreicht. Aus bdiefer Freiheit der Volfsvertretung er: 
gibt fih nun, wie er weiter ausführt, unter ber einzigen Berantivortlichfeit, 
bie der Kammer felbft gegenüber beiteht, das Recht der Anterpellation. Wenn 
nun durch bie individuelle Freiheit, durch bie Preß- und Wahlfreiheit, fo 
wie dur die unbebingte Discuſſions- und nterpellations-Freibeit in ben 
Kammern bie öffentlihe Meinung ſich allmählich beranbildet, fo erlangt fie 
durch den Meajoritätsbefhluß der Vertreter der Nation ihren gejeblichen 
Charafter und kann ſich nicht auf das, was man unter ber alten Monarchie 
eine „Vorftellung” (r&monstrance) nannte, zurüdführen Iafien.” Nein, 
biefe gefeglih gemorbene öffentlihe Meinung ift Tein leerer Schall, 
fie muB das Ziel erreichen, welches bie Principien von 1789 fi geftedt 
haben, fie muß bie Regel für die Handlungen ber Regierungen werben. Wenn 
ſich die öffentliche Meinung in vollfommener Uebereinftimmung mit ben In⸗ 
babern ber Autorität befindet, dann iſt an Perſonen und Dingen nichts zu 
ändern; wenn fie aber nicht mit der Autorität übereinftimmt, dann ändert 
man in der Republif das Staatsoberhaupt, in der Monarchie, bie in Europa 
gilt, die Minifter ber Krone.” Daraus ergibt ſich für ihn, auch ohne daß 
ein fpecielles Geſetz erlaſſen ift, die Minifterverantwortlichkeit von felbft. 
Gegen ben Einwand, das parlamentarifche Negiment ftelle bie Krone eines 
großen Lanbes unter das Joch der Verſammlungen, bemerft er: „Es bat ja aber 
die Krone das ungemein große Vorrecht, die Kammer aufzulöfen und an 
das Land zu appelliren. Hat nun bie Fünigliche ober bie faiferliche Krone 
von biefem allerhöchften Rechte, und anbderfeits das Land von bem feinigen 
Gebraud gemacht, hat biefes über feine Vertreter zu Gericht gefeflen und fie 
wieber auf ihre Bänke zurüdgeihidt, fo trägt die Krone nicht mehr das 
„30% ber Berfammlung“ , ſondern bas ‘och des Landes ſelbſt. Entweder 
muß man bie moberne Monarchie, die von 1789, in Abrebe ftellen, ober 
man muß anerkennen, baß bas och des Landes fein bemüthigendes, fondern 
ein nothwendiges iſt.“ Im zweiten Theil feiner Rede fucht Thiers nachzu: 
mweifen, daß bei Allen, was jeit 1852 geichehen, die Mitwirfung ber öffent« 
lichen Freiheiten weder unnüß, noch ſchädlich geweſen wäre, inbem er bez. 
ber inneren Fragen namentlich bie durch die ungehinderte Action ber Autos 
rität jo ſehr beichleunigten unb gehäuften, bem Handel, ber Induſtrie und 
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bem Aderbau jchäblichen, der Nation oetroyirten jreihändlerifchen Neformen 
tabelt, welche burch eine Vertretung, die im Beſitze wirklicher politifcher Frei: 
beiten und Rechte geweſen wäre, controlirt und auf ein beitimmtes Map 
zurüdgeführt worden wären und indem er ferner bezüglich ber auswärtigen 
Politit des Kaiſerreichs ale die fernen Expeditionen, zumal die mericanijche 
verwirft, namentlich aber die Ueberzeugung ausjpriht, daß, wenn man vor 
Beginn bes italienischen Feldzugs von 1859 das Land un Rath gefragt 
hätte, daſſelbe nicht für das Zuſtandekommen einer itnlieniihen Einheit eins 
getreten wäre. Es jei dadurch eine Nation mit 26 Mil. Seelen neben 
Frankreich erjtanden, mit der die JO Mill. Teutfhen von Herzen gern fich 
einigen würden. Und babei babe man Rom geopfert und durch die Sep: 
temberconvention jich in die Gefahr geftürzt, in einem halben Jahre zwilchen 
. Stalien, beim Werk des zweiten Kuiferreichs, und Nom, dem Werk von tau: 
jend Jahren, wählen zu müſſen.“ " 
sehr. Geſetzgeb. Körper: Allgemeine Adreßdebatte. Rede von Latour: 
Dumoulin [Programm ber neuen Mittelpartei — ber 36 Unter: 
zeichner des gemäßigten Amendements zu dem Abjag über bie in 
nern Freiheiten: er und feine Freunde wollten weiter nichts als eine 
gewiſſe Initiative für die Kanımer, das allgemeine Recht für bie 
Breffe, die minifterielle Verantwortlichkeit, eine ernſtliche Controle 
‚in Finanzangelegenheiten und eine Abänderung in ben Beftimmungen 
des Amendementsrehtes]. Scandal in Folge dev Rebe des Hrn. 
Slais-Bizoin. 


po 


. März. Gefeßgeb. Körper: Beginn der Specialdebatte über den Adreß— 
entwurf, ‘Debatte über $ 1, namentlich über das Verhältniß zu ben 
Vorgängen in Deutichland. Reden von 3. Favre und des Staats: 
rathspicepräfidenten Parieu. Das Amendement ber Oppofition wird 
nicht fofort verworfen, fondern der $ gegen alle bisherige Gewohn⸗ 
beit an bie Commiſſion behufs einer neuen Redaction zurüdgewiejen. 

nu Gefeßgeb. Körper: Adreßdebatte. Römiſche Trage; Teiner ber 
Regierungsvertreter ergreift das Wort; das Amendement der Oppo⸗ 
fition wird verworfen. — Mericanifche Frage: das Amendement ber 
Oppofition wird abgelehnt und ber Paſſus des Entivurfs „unter 
Vorbehalt”, bis die diplomatiſche Correſpondenz bez. Merico’s vor: 
läge, angenommen. 

ey Gefebgeb. Körper: Adreßdebatte. Die Adreßcommiſſion Tchlägt 
einen Zuſatz zum erften Abſatz der. Adreſſe vor: 

„Wir find mit der vom Kaiſer gegenüber Deutfchland befolgten Politik 
einverftanben; dieſe Neutralitätspolitit, welche Frankreichs Theilnahme an ben 
Ereigniffen nicht ausfchließt, entipricht unjern Intereſſen.“ 

Rouher erklärt fih Namens der Regierung mit dem Zuſatz ein- 
verftanden, worauf derjelbe mit 238 gegen 14 Stimmen angenom⸗ 
men und das Amendement der Oppofition gegen 21 Stimmen, ein 
anderes von Morin auf Befragung der Bevölkerung von Schleswig: 

Holſtein gegen 30 Stimmen abgelehnt wird. 

I. „ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Algierifhe Frage. Die Ideen 

bes Kaifers (während und nad feinem Belude iu — We 
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1865) werden von der Regierungsſeite ſtillſchweigend fallen ge⸗ 
laſſen. 

7—12. März. Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Ackerbaufrage. Boli: 
tifche Bedeutung berjelben. Eine Reihe von Amendementd werden 
verivorfen, ein ſolches der Schubzöllner mit 192 gegen 37 Stimmen. 


15. „ Geſetzgeb. Körper: Abreßbebatte, Unterrichtsfrage. Ein Amendement 
von Havin (Sitele) auf Einführung bes unentgeltlihen und obliga: 
toriſchen Volksunterrichts wird abgelehnt. 


16—19. März. Gefebgeb. Körper: Adreßdebatte, Yrage ber innern rei: 
beiten. Reben %. Favre's (für das Amendement ber Oppofition), 
Olliviers und Buffels (für das Amendement der auf 46 angewach—⸗ 
jenen urfprüngliden 36), Rouhers (gegen das Programm ber neuen 
Mittelpartei). Bei der Abftimmung werben alle Amendenents ver: 
worfen, das ber Oppofition mit 237 gegen 17, das ber Mittelpartei 
mit 206 gegen 63 (46 417) Stimmen. 

20. „ Gefebgeb. Körper: Schluß ber Adreßdebatte. Das Amendement 
ber 17 (von der Majorität) zu Gunſten der Preſſe wird mit 188 
gegen 65 Stimmen abgelehnt und bie ganze Adreſſe mit 251 gegen 
17 Stimmen (8 enthalten fi) angenommen. 


22. „ Der Kaifer nimmt die Adreffe des gejebgeb. Körpers entgegen 
und antwortet darauf: i 
„Die große Mehrheit der Kammer bat jeßt wieder durch die Adieſſe bie 
Politik gebilligt, welche ung durch 15 Jahre Ruhe und Wohlfahrt gab. Id) 
danke Ihnen. Ohne ſich durch eitle Theorien binreißen zu laflen, haben Sie 
fi gefagt: „Auch wir ftreben basjelbe Ziel an, indem wir die Leidenfchaften 
zu befänftigen und die Bedürfniffe der Geſellſchaft zu befriedigen fuchen“. Lafs 
jen wir uns nicht durch allgemeine Intereſſen leiten? Welcher Reiz liegt in 
Ihrem Mandat, in Meiner Gewalt, wenn c8 nicht bie Liebe zum Guten ift? 
Hätten Eie alle Ihre langen, mühlamen Arbeiten getragen, wenn Ste nicht vom 
wahren Ratriotismus befeelt gewefen wären? Hätte Sch feit 13 Zahren bie 
Regierungslait, die ewige Sorge, bie ſchwere Berantwortlichkeit vor Gott und 
ber Nation ertragen, wenn Ich nicht die Kraft in Mir fände, welche das 
Tflichtgefühl und das Bewußtſein einer nüglichen Mifjton verleihen? Frank⸗ 
reich will gleich ung Fortjchritt, Stabilität, Freiheit, aber jene Freiheit, welche 
Intelligenz, hochherzige Gefinnung, edle Beſtrebungen, Arbeit hervorruft, nicht 
jene an Willkür grenzende Freiheit, welche bie ſchlechten Leidenſchaften erregt, 
den Glauben zerjtört, zum Haß aufftachelt und Verirrung erzeugt; es will 
jene Freiheit, welche die Eontrole aufflärt, und bie Regierungshanblungen 
biscutirt, nicht jene, welche das Werkzeug der heimlichen Untergrabung und 
bes Umfturzes der Negierung wird. Vor 15 Jahren, als nomineller Leiter 
des Staats ohne wirflihde Macht und ohne Etübe in ben Kammern, wagte 
Ich, geftügt auf Mein: Gewiffen und bie Abfiimmung bes Volks zu erftären, 
Frankreich fol in Meinen Händen nicht untergehen, Ich babe Wort gehalten. 
Seit 15 Jahren entwidelt fih Jranfreih und wird groß, und feine hohe 
Beltimmung wird fich erfüllen. Nach uns werden unfere Kinder das Wert 
fortfegen ; dafür bürgen die Mitwirkung ber großen Staatsfürper, bie Hins 
gebung ber Armee, ber Patriotismus aller guten Bürger und ber göttliche 
Schuß, der Frankreich nie gefehlt.“ 


30, „ Der „Moniteur” veröffentlicht einen minifteriellen Bericht und 


Frankreich. 939 


ein kaiſerl. Decret bez. Einfebung und Befugniffe einer Commiflion 
zu Unterfudjung der Lage bes franz. Aderbaues, 


3. Apr. Der in außerorbentliher Miſſion nah Mexico gefchicdte Baron 


5. 


10. 


17. 


Seillard trifft wieder in St. Nazaire ein. 
„ Der „Moniteur” verfündet als Rejultat ber Miſſion des Baron 
Geillard nad) Merico: 

„Sn Folge ber zwilhen Hrn. Dano, dem franzöſiſchen Geſandten, Sr. 
Erc. dem Marſchall Bazaine und der mericaniichen Regierung ausgetauſchten 
Gröffnungen bat der Kaiſer angeortnet, bag die franzöſiſchen Truppen in 
drei Abtheilungen Merico räumen ſollen: bie erite geht im November 1866, 
bie zweite im März 1867, und bie britte im November besjelben Jahres 
weg. Zwiſchen beiden Regierungen find Unterhandlungen eingeleitet, um an 
die Stelle der finanziellen Stipulationen des Vertrags von Miramar neue 
Bedingungen zu dem Zwecke zu feßen, daß ber Schuldforderung Frankreichs 
und den an ben wmericanifchen Anleihen betheiligten Intereſſen Garantien 
zugefichert werden.” 

„ Senat: Eine Petition, die im Gegenſatze zu Art. 45 ber Ber: 
fafjung verlangt, daß auch bem geſetzgeb. Körper das Recht einge: 
räumt werben folle, Petitionen entgegenzunehmen, wirb gegen ben 
Widerſpruch Perſigny's und einiger anderer Senatoren als ber Ber: 
faflung zumiderlaufend faſt einftimmig durch die Vorfrage bejeitigt. 
Leverrier bemerkt nad der Abftimmung: „Wohlgemerkt will das 
jo viel heißen, baß man nirgend anderswo als im Senat die Vers 
faflung biscutiren kann.“ 


„Nach heftigem Wahlkampfe fiegt im Wahlkreis Straßburg in einer 
Ergänzungswahl zum gefeßgeb. Körper ber Regierungscandidat Baron 
de Bufitere über ben Candidaten der Oppofition Laboulaye. 


Ende Apr. Hr. Drouyn de l'Huys regt beim englifehen Cabinet bie Frage 


einer Conferenz ber neutralen Großmächte an, um den Ausbruch 
eines Krieges in Deutſchland zu verhindern. England erklärt ſich zu 
irgend einem vermittelnden Schritte geneigt, wäre auch bereit, an 
einem Congreß oder einer Conferenz Theil zu nehmen, meint aber 

„eine Unterhandlung über bie wichtigften Puncte, von denen ber Friebe 
abhängt, würde auf einem Gongreß, der nicht die Macht hätte, fie mit Ge: 
walt zur Geltung zu bringen, unfenlbat Iheitern; und J. Maj. Regierung 
würbe ebenfo abgeneigt wie der Kaifer fein, fih an einem Congreß zu bes 
Ibeiligen, ber Angefihts Europa’s feine Ohnmacht, den Frieden zu erhalten, 
darthäte.“ 


1. Mai. 1200 Mann Truppen geben nach Merico ab, angeblich bloß 


3. 


behufs Ausfüllung eingetretener Lücken. 

„ Geſetzgebender Körper: Debatte über das Contingentsgefeb von 

400,000 Dann für 1866. Die Debatte geftaltet fich zu einer 

jolden über die beutfhe Frage. Staatsininifter Nouher erklärt, die 

Regierung könne fih auf diefe Discuffion nicht einlaffen, ohne fi 

ernften und zahlreichen Inconvenienzen auszufeken; er müſſe fi 
22* 
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begnügen, ihre Haltung in brei Puncten zufammenzufaflen: friedliche 
Politik, loyale Neutralität, vellitindige Actionsfreibeit. Rebe des 
Hrn. Thiers gegen die Politik ver Regierung, in Wahrheit gegen 
die Haltung des Kaijerd gegenüber Deutſchland und Preußen: 
„Ben jeber fei ce das grüßte Folitiiche Frincip Gurcpa’s, daß Teutichland 
aus unabhängigen, durch ein einfaches Acherativkand mit einander verkun- 
benen Staaten beitebe. Die Teutihen bäten vellfommen das Recht, ihren 
Buntestag mit ben been ber Keuzeit in Ginflang zu bringen und benjelben 
im Einne ber Cinheit umzugeftalten: allein fie ſollten nicht vergejien, baf 
fie jih gegen Curepa und gegen bie greken Principien bes europäifchen 
Völferrechtes vergehen würden, wenn fie cin Deutſchland bilden wollten, in 
welhem die Ginzeljtanten als geirennte unabhängige Griftenzen aufgingen. 
Freußen fei nun ber Etaat, ber berartige Fläne im Schilbe führe. Es möchte 
burch einen glüdfichen Krieg zwar gerade noch nicht bie 50 Mill. Deutide 
in feinen 14 Deillienen auigehen laſſen — das gehe nit auf einmal —; 
aber es möchte fih einiger nördlicher Staaten bemädtigen und die andern 
in einem Qundestag unter feinem Ginflufje unterbringen. Es wäre bann 
ein Theil Teutihlands unter feiner birecten, ein anderer unter feiner indi—⸗ 
recten Autorität. Der fo geftalteten Staatenbildung würbe das einheitlide 
Stalien unvermeiblih bie Hand bieten. Kann es uns zufommen, in irgend 
welhem Grabe eine folde Politik zu begünftigen? Trotz des Intereſſes, das 
Italien einigen Franzoſen einflögen kann, bat Frankreich zu viel gefunden 
Sinn, als daß eine folhe Politit angenommen werben Tönnte, und ſelbſt 
wenn fie uns eine Gebietövergrößerung verichaffen Fönnte, wäre fie nur um 
fo fhimpflicher, denn man würde fich einen Lohn bezahlen laſſen, um in 
einer nahen Zufunft bie Größe Frankreichs in entwürdigende Gefahr zu 
bringen. Tieß gefährliche Beſtreben, bem fich zu widerfegen Sie im Namen 
der Deutſchen felber, die man darin, wie in ber Herzogthümerfrage, hinters 
Licht führt, das Recht haben, dieß Beftreben ijt ein Attentat nicht allein gegen 
die Unabhängigkeit Teutichlandse und Europa's, ſondern gegen die beutiche 
Freiheit felber, und Franfreih muß ſich demſelben wiberfegen. Wie aber? 
Bon Seite Tefterreihs ift ber Krieg nicht zu befürchten, fo wenig feine 
tapferen Heere den Krieg fürchten, wie fie felbft in ihren Niederlagen bewährt 
haben. Preußen ift es, bas ben europäiſchen Frieden bebrobt, und es handelt 
fi) jegt darum, das Mittel ausfindig zu machen, um es daran zu Hinbern“. 
Thiers ſchlägt verfchiedene Mittel vor. Zunächſt die „harte Form, bie barin 
beſteht, daß man zu Preußen fagt: „Tu bebrohft das europäifche Gleich⸗ 
gewicht und ben Weltfrieben, und zwar bu und nicht Defterreih. Wohlen! 
wir leiden es nicht.” Doch möchte Hr. Thiers felbft nicht zu biefer harten 
Form ratben, obgleich Niemand in Europa ihre Anwenbung tabeln würbe. 
Darum greift Thiers zu einer gelinderen. Man Tönnte nämlich folgender: 
maßen mit Preußen reden: „Tein Ehrgeiz ift befannt. Gr ift an und für 
fi kein Verbrechen, allein es ift ebenfo wenig ein Verbrechen, bir zu willen 
zu thun, daß biefer Ehrgeiz der Welt Gefahren bereitet. Du willſt ein neues 
ermanijches Neich in Berlin gründen und dich mit Stalien verbünben. Das 
ift gefährlih für ganz Europa und ber Politik Franfreihs, bie darauf in 
feinem Fall ſich einlaffen Tann, zuwider”. Endlich gibt es noch bie Form 
bes Schweigens, wobei jedoch Preußen bie FA auf eine Alltanz mit 
Stalien und demnach auf die inbirecte Unterftüßung Frankreichs benommen 
werben müßte. Frankreich habe das Recht, einem Alliirten, für den es 
50,000 Soldaten und 600 Mill. geopfert, eine ben franzöfifchen Intereſſen 
zuwiderlaufende Politif geradezu zu verbieten.“ 


Der Rebe Thiers' folgt ein gewaltiger Beifalsfturm faft ber 
ganzen Kammer, ber Majorität wie ber Oppoſition. Rouher bringt 
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auf Beendigung der Discuſſion und unterſtützt ſeinen Wunſch durch 
die Mittheilung eines Telegramms aus Italien, das er ſoeben er⸗ 
halten habe, wonach Italien die officielle Verpflichtung übernommen 
habe, Oeſterreich nicht anzugreifen. Die Kammer ergibt ſich, die 
Diseuffion wird geſchloſſen und das Contingentsgeſetz von 100,000 
Mann mit 248 gegen 16 Stimmen angenommen. 


Mai. Erwiederung des Kaifers auf eine Anfprache des Maire von 
Aurerre (Antwort des Kaiſers auf die Rebe bes Hrn. Thiers und 
die Demonftration der Kammer): 

„Ih Sehe mit Vergnügen, daß die Erinnerungen an das erfte Kaiſer⸗ 
reich in Ihrem Gedächtniß nicht erlojchen find. Glauben Sie Mir: auch Ic 
babe von dem Oberhaupt Meiner Familie die Gefühle für biefe energiſch⸗ 
patriotifchen Bevölkerungen geerbt, die in guten und jchlimmen Tagen bem 
Kaifer treu zur Seite ftanden. Ich Habe gegenüber dem Honne-Departement 
eine alte Schuld zu tilgen; es war eines der erften, welhe Mir im Sabre 
1848 ihre Stimmen gaben; denn es begriff, wie bie Mehrheit bes franzöſi⸗ 
Ihen Volks, daß feine Intereffen die Meinigen find, baß Ih, glei ihm, 
jene Verträge von 1815 verabſcheue, bie man heute zur eins 
zigen Grundlage unferer auswärtigen Politik maden will. 
Ich danke Ihnen für Ihre Gefühle; in Ihrer Mitte athme Sch frei auf (je 
respire & l’aise); benn bei den arbeitfamen Bevölferungen ber Stäbte und 
bes Landes treffe ich den wahren Gift Frankreichs an.“ 

„ Eine Depefche des Hrn. Drouyn de l'Huys an ben Botjchafter 
in London kommt neuerdings auf die Idee einer Konferenz der neu⸗ 
tralen Großmächte behufs Abwenbung eines Krieges in Deutſchland 
zurüd. 

„... Wenn die Großmächte den berannahenden Ereigniffen Halt zu ges 
bieten wünfchen, fo müſſen fie mit Entichloffenheit auf ihrem Recht beftehen, 
bie ragen, bie den Gontinent entzweien, unter ihre Controle zu nehmen. 
Hr. Drouyn de l'Huys denkt, daß es unmöglich fei, über die Löſung biefer 
Tragen fih im voraus zu verftändigen, daß es inbeß genügen würde, wenn 
bie drei Mächte bie fefte Abficht ausfprächen, fie zu löſen . ." 

Lord Clarendon erflärt dem Botſchafter, daß bie „feſte Abficht* 
ein ſehr zweideutiger Ausdruck ſei, daß jedoch England einer ſolchen 
Abficht nicht beitreten Fünnte, wenn darunter gemeint fein follte, 
Preußen zu zwingen, Schleswig-Holftein nicht "zu annectiren oder 
Defterreich, Venedig herauszugeben. Der franz. Botfchafter erwiebert, 
Hr. Drouyn de UHuys fei der Anficht, 

„daß es gut wäre, bie Frage ber eventuellen Gewaltanwendung unent⸗ 
fchieben (r&servee) zu laſſen, da die Beſchlüſſe der Mächte alle Kraft vers 
lören, wenn fie fi im voraus und ausbrüdlich bes Rechtes begäben, ihren 
Entfheidungen mit ben Waffen Nachdruck zu verleihen.“ 

„ Hr. Drouyn de l'Huys theilt den Gefandten Englands und Ruß- 
lands einen erften Entwurf für das Programm einer Friebenscon- 
ferenz mit, ber dahin geht: 

„1) Die Löfung der fchleswig-holfteiniihen Frage wird ber Abftimmung 
ber betreffenden Benöfkerungen anheimgegeben, jedoch unter gewiljen Detail: 
bedingungen, welche |päter werben feitgeitellt werben ; 2) die beutiche Bunbes« 
reform, injofern fie bas europäijche Gleichgewicht berührt, wird den Gegen⸗ 
fand genieinſchaftlicher Prüfung durch diejenigen Wide Wen, WÄRE N 


Freureich 


Wiener Schlußacte unterzeichneten; 3) Abtretung Venetiens an Itallen, mit: 
telſt Oeſterreich anzubietender Territorialentichädigun zen; 9) als Tauſch fur 
die hieraus ſich ergebende Vergrößerung Xraliend würde dieſes die Souverä: 
netät des Tapites in ihren gegenwärtigen Grenzen gewäbrleiiten.” 


28. Mai. Die (abinette von Frankreich, England und Rußland haben ſich 


über eine möglichſt annchmbare Saflung einer Einladung zu Friedens— 
conferenzen in Paris geeinigt und bie fürmliden Einladungen wer: 
den demgemäß in meientlich ibentijher Faſſung von ben Vertretern 
ber drei Mächte gleichzeitig in Berlin, Wien, Florenz und Frankfurt 
übergeben. 
9. den Wortlaut ber ident. Tep. Ergänzungsheft S. 88. 

»  Tie officidfe Prefje regt die Gründung eines eigenen rheinijchen 
Staates zwiſchen Frankreich und Preußen an. 


4. Juni. Gin Telegramm ber franzöfiichen Negierung benachrichtigt ben 


11. 


franzöfiihen Geſandten in Berlin, daß Frankreich, England und 
Rußland auf die beabjidhtigte Friedensconferenz in Folge der Ant: 
wort Oeſterreichs auf ihre Einladung (bez. Venetiens) und feines 
Schrittes am Bunde vom 1. d. M. (bez. Schleswig-Holfteins) als 
ausfichtslos verzichteten. 
„ Ein Brief des Kaiſers an Hrn. Drouyn de l'Huys präcifirt feine 
Politif gegenüber dem fih in Deutſchland vorbereitenden Kriege: 
„Im Augenbfide, wo die Iekten Sriedenshofinungen zu ſchwinden fcheinen, 
welche man noch auf die Gonferenz jeßte, ift e8 erforderlich, ben diplomatiſchen 
Agenten im Ausland durch ein Gircular die Ideen mitzutheilen, welche meine 
Regierung geltend machen wollte, und das Verfahren, weldyes fie ben Tom: 
menden Greignifjen gegenüber beobachten wird. Tiefe Mittheilung wird un: 
fere Rolitif in ihr wahres Licht ſtellen. Wenn die Gonferenz ftattgefunden 
hätte, fo würden Sie eine beutlihe Sprache aejührt haben; Sie würben in 
meinem Namen erklärt haben, ba ich jeden Gebanfen an Bebictsvergrößerung 
zurücdhweife, fo lange das Gleichgewicht Europa’s nicht gebrochen wird. In 
ber That fünnten wir nur an eine Ausdehnung unferer Grenzen 
benfen, wenn bie Karte von Guropa zum ausichlieglihen Vortheil einer 
Großmacht verändert würde und wenn Grenzgebiete durch ihren frei ausge: 
drüdten Wunſch die Annerion an Frankreich fordern. Unter andern Umftän: 
ben halte ich es unſerm Lande würbiger, jeder Gebictserweiterung den un: 
ſchätzbaren Vortheil, in guter Eintracht mit unfern Nachbarn zu leben, vor: 
zuziehen, indem wir ihre Unabhängigfeit und ihre Nationalität achten. Bon 
biefen Gefühlen beſtimmt und nur die Erhaltung des Friedens im Auge 
habend, hatte id) mi an England und Rußland gewendet, um gemeinfcdaft: 
lihe Worte ber Verjöhnung an die betheiligten Regierungen zu richten. Das 
Einvernehmen ber drei neutralen Mächte bleibt ein Pfand ber Sicherheit für 
Europa. Sie haben ihre Unparteilichfeit gezeigt, indem fie den Entſchluß 
faßten, bie Discufjion der Konferenz auf die brennenden Fragen zu befchräns 
fen. Um fie zu ſchlichten, mußte man offenan fieherantreten, 
ben biplomatifden Schleier, der fie bebedte, wegziehben und 
bie legitimen Wünſche ber Fürſten und Völfer ernflid in 
Betracht ziehen. Der Conflict hat drei Urſachen: Lie fchlecht begrenzte 
geographifche Lage Preußens — den Wunih Deutfchlande nach einer poli- 
tiihen Verfaſſung, die mehr feinem Bebürfniß entfpriht — bie Nothiven- 
digfeit für Italien feine nationale Unabhängigkeit ſicher zu ftelen. Die neu: 
tralen Mächte konnten nicht beabfichtigen, fich in die inneren Angelegenheiten 
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fremder Länder einzumiſchen. Nichtsdeſtoweniger hatten bie Höfe, welche an 
ber Gonftituirungsacte des beutjchen Bundes Theil genommen haben, das 
Recht zu prüfen, ob bie verlangten Aenderungen die in Europa beftehende 
Ordnung nicht flören würden. Was uns betrifft, fo hatten wir für die zum 
deutichen Bunde gehörigen Staaten zweiten Ranges ein engeres Aneinanberz 
ihließen, eine fräftigere Organifation, eine wichtigere Role gewünſcht; für 
Preußen mehr Abrundung (homogendits) und Kraft im Norden; für 
Defterreih die Erhaltung feiner großen Stellung ın Deutſch— 
land. Wir würden außerdem gewünfcht haben, baß Dejterreich gegen eine 
verhältnißmäßige Entſchädigung Venetien an Stalien cedirt hätte; denn wenn 
e8, ohne ſich um den Bertrag von 1852 zu kümmern, mit Preußen einen 
Krieg gegen Dänemark im Namen ber deutſchen Nationalität geführt hat, 
jo fchien es mir gerecht, daß es in Stalien den gleihen Grundfaß anerkennen 
werde, inden es tie Unabhängigkeit der Halbinjel vervollitändigt. Diefes 
find die Gebanfen, welhe wir im Sintereffe dev Ruhe Europa's zur Geltung 
zu bringen verſucht haben würden. Heute fteht zu befürchten, daß das 
Schickſal ber Waffen allein darüber entiheiden wird. Welches ift bie 
Haltung, welche Angelihts diefer Eventualitäten Frank— 
veih zufömmt? Sollen wir unfer Mißvergnügen fundgeben, weil Deutſch⸗ 
land die Verträge von 1815 ohnmächtig findet zur Befriedigung feiner natig: 
nalen Zwede, und zur Aufrechterhaltung ſeiner Ruhe? In dem Striege, 
welcher auszubrechen auf dem Puncte fteht, Haben wir nur zwei Intereſſen: 
die Bewahrung bes europäifhen Sleihgewidhts und bie Er— 
baltung defjen, was wir in Xtalien aufgebaut haben. Reicht 
aber die moraliſche Kraft Frankreichs nicht bin, dieſe beiden Jutereſſen zu 
beihügen ? Wird es nöthig haben, zum Schwert zu greifen, bamit feine 
Worte gehört werben? Ich denfe, nein. Wen ungeachtet unferer Bemühun—⸗ 
gen die Friedenshoffnungen fi nicht verwirklichen, jo find wir gleihwohl 
duch Erklärungen der in bem Wonflict betbeiligten Höfe gefihert, dba ß, 
weldhes aud der Ausgang des Krieges jein möge, Feine der 
uns berübrenden Kragen ohne bie Zuftimmung Frankreichs 
gelöft wird. Bleiben wir daher in einer aufmerffamen Neutrali: 
tät und ftarf durch unfere Uneigennüßigfeit, von bem aufrichtigen Wunfche 
geleitet, daß die Völfer Europa’ ihre Streitigkeiten vergeffen und fich zum 
Zwede ber Givilifation, ber freiheit und des Fortſchritts vereinigen möchten, 
bliclen wir vertrauendvoll auf unfer Recht und rubig auf unjere Kraft.” 

12. Juni. Gefebgeb. Körper: Der Staatsminifter Rouher theilt der 
Kammer das Schreiben des Kaifers vom vorherigen Tage mit und 
biefelbe befchließt auf feinen Antrag mit 202 gegen 34 Stimmen 
auf jebe weitere Discuffion der deutſchen und italienifchen Angelegen- 
heiten zu verzichten. — Das rectificative Budget für 1866 wirb 
darauf ohne Debatte mit 212 gegen 25 Stimmen genehmigt. 

14. „ Geſetzgeb. Körper: Budgetdebatte. Der Präſident ertheilt gele- 
gentlih die Mahnung, nichts über die deutſchen und italienifchen 
Angelegenheiten zu ſprechen. J. Favre beleuchtet in ſchonungsloſer 
Rede bie mericaniidhe Frage von Anbeginn an bis jeßt und es ent- 
ipinnt fi darüber eine Discuſſion, die jeboch von der Mehrheit 
durch Annahme bes Schluſſes abgefhnitten wird. 

25. „ Geſetzgeb. Körper: Budgetdebatte. Mehrere Mitglieder, Larra- 
bure (von der Mittelpartei), Berryer u. 4. erſuchen neuerdings 
noch vor dem bevorſtehenden Schluß der Seſſion die europäiſche 


Lage zur Sprache zu bringen. Der Präſident und die Majorität 
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erffären fi dagegen. Thiers ruft: „bie Kammer erffärt bamit, 
daß fie abdankt“. 

27. Zuni. Geſetzgeb. Körper: Schluß ber Tubgetbebatte. 

30. „ Schluß der Kammerjeflion für ben gefeßgeb. Körper. 


5. Juli. Ter „Moniteur” verkündet, daß der Kaijer von Oeſterreich 
Benetien an Frankreich abgetreten babe und daß Napoleon bie Ver: 
mittlung nicht nur zwiſchen Oefterreih und Italien, ſondern auch 
zwiſchen Teiterreih und Preußen übernommen habe. Tie ofjiciöfe 
Preſſe feiert den Kaiſer als den anerkannten Schiedsrichter Eu: 
ropa’s. Die Barijer flaggen und illuminiren zur eier bes großen 
Ereigniſſes. 

8 „ Die Abſicht ber öſterr. Ceſſion Venedigs an Frankreich iſt ge 
ſcheitert. Die italieniſche Armee ergreift trotz derſelben wieder die 
Offenſive und geht unter Cialdini über den Po. Preußen nimmt 
zwar die Vermittlung Frankreichs an, ſtellt aber ſeine Bedingungen 
und zwar in erſter Linie den vollſtändigen Ausſchluß Oeſterreichs 
aus Deutſchland. 

411. „ Der Miniſterrath verhandelt unter dem Vorſitze des Kaifers über 
die preußijchen Forderungen. Der Kaiſer entjcheibet gegen eine active Un: 
terftügung Oeſterreichss. Es wird ein Gegenproject feftgeitellt, nad 
welchem Preußen zwar bie vollfländige Ausſchließung Oeſterreichs 
aus Deutſchland zugeftanben, dagegen die jürli des Maine gelege 
nen dentſchen Etaaten tem neuen beutihen Bunde unter Preußens 
Führung entzogen werben jollen. Preußen nimmt den Vorſchlag 
an und die franz. Regierung übernimmt es, benfelben empfeblend 
nad Wien zu befördern. 

©. den Rortlant S. 133. 

14. „ ODeſterreich nimmt im Princip den franzöfiihen Vermittlungsvor: 
ſchlag auch feinerfeits an. 

Senat: Tas von ber Regierung vorgelegte Senatsconfult behufs 
Erſchwerung jeder Discuffion über die Verfaflung und über bie 
Befugniß des gefeßgeb. Körpers, die Vorlagen ber Regierung zu 
amendiren, wird vom Cenat einftimmig mit 155 Stimmen ange: 
nommen und damit die Eeflion geſchloſſen: 

„Art. 1. Tie Verfaſſung kann durd Feine andere öffentliche Gewalt, als 
durch den Senat, discutirt werben. Weber eine Petition, welche eine Berfaf: 
fungsänderung zum Zwecke hat, kann in ber allgemeinen Sitzung nur dann 
Bericht erftattet werden, wenn ihre Früfung von wenigftene drei ber fünf 
Senatsausichüffe genehmigt worben if. Art. 2. Unterfagt ift jede Tiscuj: 
fion über Verfaffungsänderungen, bie entweder durch bie periodifche Preſſe 
ober durch nicht periodifch erjcheinende, aber der GStempeltare unterworfene 
Schriften veröffentlicht werden. ine Petition, welche cine Verfaffungsän: 
derung zum Zweck bat, darf nur durch den betreffenden officiellen Sitzüngs⸗ 
bericht veröffentlicht werben. Jede Zuwiderbandlung wird mit einer Geldbuße 


von 500—10,000 Fr. befiraft. Art. 3. Der Art. 40 der Berfafjung vom 
14. Januar 1852 wird folgendermaßen abgeändert: Amenbements, welche 


15. Juli. Jubiläumsfeier der Rereinisene ! 


11. 


28. 


„ Nahbem bie Erzielung ang Detmatet 9 


„ Kine Tepeiche tes ital. Carm= I 
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von ber mit Pr : soorlane beauftragten Commiſſion ange⸗ 
Prüfung einer Gefebesvors enden Körpers dem Staate⸗ 


nommen ſind, werden identen des gelehge 
rath überwiefen. Die Son N ommiftion oder dem Stantsrathe nicht ans 
genommenen Amenbements gelangen im geſetzgeb. Körper zu feiner end giltigen 
Abſtimmung, können aber in Aetracht gezogen und der Commiſſion zu neuer 
Prüfung überwiefen werden. Wenn biefe feine neue Faſſung vorfhlägt, obrt 
wenn bie von ihr vorgeichlagene von bem Siaatsrath nit angenommen wird, 
fo gelangt ber anfängliche Tert der Vorlage allein zur Verhandlung. Al. 4. 
Die Beilimmung des Art. 41 ber Verfaifung vom 14. Ian. 1#52, welde 
bie Tauer ber ordentlichen Situngen des geſetzaeb. Mirnrt 2" Ziel Menate 
feftiegt, wird aufgehoben. Die ben Teputirien zegererttt Serpuiang wird 
für jede orbentliche Sejfion, ven welcher zum mm” Eh LFI A. 
feitgeiekt.* ' 
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ſcheine und die ber franzöfifchen Regierung vollkommen vorbehalten. Sollte 
bei fleigenber Einnahme ber mericanifchen Zölle der frankreich überwieſene 
Antbeil die zur Dedung ber aufgeführten Verbindlichkeiten erforberliche 
Summe überfchreiten, fo wird der Ueberſchuß zur Amortijirung bes der fran: 
zöfiihen Regierung geichuldeten Capitals verwendet werden. Die Eincaffirung 
ber Frankreich überwieienen Gelber erfolgt durch bejondere unter ben Schuß 
ber iranzdjiichen Fahne geftellte Agenten in Beracruz ımdb Tampico. Alle 
bort fiir Rechnung des mericanifhen Schages eingehenden Summen werben, 
mit Ausnahme der bereits nach anderer Seite bin vergebenen und ber zur 
Beſoldung der Zollbeamten daſelbſt nöthigen Gelder, auf Berriedigung des 
Tranfreih zugewiefenen Antheils verwendet werden. Die Beloldung der 
Zollbeaniten, zu denen auch die franzöfiichen Agenten gerechnet werden, Darf 
5 Proc. der Einnahmen nicht üüberfteigen. Kaiſer Napoleon III. bat bie Zeit 
zu bejtiinmen, während welcher die jranzöjiihen Agenten ihre Functionen in 
Veracruz und Tumpico verfehen jollen. Durch dieſe Convention wird die am 
10. April 1864 in Miramar abgefchlojfene in allem was auf Finanzfragen 
Bezug bat, außer Kraft geſetzt.“ ‘ 


7. Aug. Frankreich erhebt durch eine Dep. des Hrn. Drouyn be l'Huys 


11. 


17. 
24. 


Gonpenfationsforberungen in Berlin. Preußen lehnt die Forderungen 
entichieden ab. Frankreich läßt biefelben fallen. 

Der Kaifer kehrt plößlich, ziemlich Frank, von Vichy nach Paris 
und Et. Cloud zurüd. 
» Auf die telegr. Nahriht vom Abſchluß des Waffenitillftandes 
zwiſchen Defterreich und Italien richtet ber Kaijer folgendes Schreiben 


an ben König von Italien: 

„Mein Herr Vruder! Ich habe mit Vergnügen vernommen, daß Ew. 
Maj. zu dem Waffenſtillſtand und ben Friedenspräliminarien, welche zwifchen 
dem König von Preußen und dem Kaifer von Tefterreich unterzeichnet wor: 
ben find, Ihre Auftimmung gegeben haben. Es wird fich alfo wahrfcheinlich 
eine neue Aera ber Ruhe für Europa eröffnen. Ew. Maj. weiß, daß ich 
das mir angebotene Nenetien angenommen babe, um es vor jeder Verheerung 
zu bewahren und un einem unnützen Qfutvergießen vorzubeugen. Stets 
war es meine Abficht, diefes Land fich jelbit zurückzugeben, damit Italien 
frei fei von ben Alpen bis zur Adria. Herr feines Geſchickes, wird Venetien 
bald dur) das allgemeine Stimmredyt feinen Willen ausdrüden Fönnen. 
Er. Maj. wird erkennen, daß in dieſen Verhältniffen die Action Frankreichs 
fi) wiederum zu Gunften der Menſchlichkeit und ber Unabhängigkeit ber 
Völker geltend gemacht bat.” 


„ Der Kaifer ift durch fein körperliches Befinden genöthigt, feinen 
Beſuch im Lager von. Chalons für biefes Jahr abzufagen. 

v„ Abichlug eines Vertrages mit Oefterreih, um Frankreich Die 
Bermittlung ber Abtretung Venetiens an Frankreich zu fihern (I. 
Oeſterreich). 


2. Sept. Hr. Drouyn de l'Huys ſieht ſich, wie angenommen wird, in 


Folge ſeiner an Preußen gerichteten und von dieſem abgelehnten 
Compenſationsforderungen zum Rücktritt von ſeinem Poſten als 
Miniſter des Auswärtigen genöthigt. Er wird durch Hrn. v. Mouſtier, 
zur Zeit Geſandten in Konſtantinopel, erſetzt. Bis zu ſeiner 
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Ankunft übernimmt ber Miniſter des Innern be Lavalette feine 
Functionen. 

10. Sept. Die neugebildete römiſche Legion wird dem päpſtl. Commiſſär 
in Antibes übergeben. 

14, „ Der „Moniteur“ verkündet, daß der Kaiſer die Ernennung ber 
Franzoſen Osmond und Friard zu mericaniihen Mintjtern bes 
Kriegg und der Finanzen durch den Kaiſer Marimilian nicht ges 
jtattet babe. 

16. „ Eine Eirculardepefche bes interimiihen Minifters des Auswärtigen 
de Lavalette präcifirt die Etelung des franzöfifhen Gouvernements 
zu ber durch die preußijchen Siege eingetretenen neuen Lage ber 
europäilchen Dinge: 

„Die Regierung bes Kaifers kann nicht länger den Nusbrud ihrer Gefühle 
über die eben in Deutſchland fich volziehenden Greigniffe aufichieben. Ta 
Hr. dv. Mouftier nody einige Zeit abmejend bleiben wird, hat Se. Maj. mir 
Befehl gegegeben, feinen diplomatifchen Agenten die Motive darzulegen, welche 
feine Politif Teiten. Der Krieg, welcher in Mittel: und Südeuropa ausge⸗ 
brochen ift, hat den dentſchen Bund vernidhtet und bie italienische Nationalität 
definitiv conftitufrt. Preußen, deſſen Grenzen durch ben Sieg vergröpert 
find, berrfcht auf der rechten Seite des Maines. Defterreih hat Venetien 
verloren und fih von Teutfhland getrennt. Angefichts folcher fo erheblichen 
Veränderungen fanımeln fi alle Etnaten in den Gefühle ihrer Verantivort: 
lichfeitz fie fragen fich, welches bie Tragmeite des neuerdings abgeſchloſſenen 
Friedens ift, wie fein Einfluß auf die enropätiche Ordnung und die inter: 
nationale Lage jeber Macht fein wird. Tie öffentliche Meinung in Frankreich 
it bewegt. Sie ſchwankt ungewiß zwilchen ber Freude. bie Verträge von 
1815 zerftört zu ſehen, und ber Furcht, daß die Macht Preußens nicht außer⸗ 
ordentliche Proportionen annehme; zwiſchen dem Wunich, ben Frieden zu ers 
halten, und der Hoffnung, dur Krieg eine Gebietsvergrößerung zu erlangen. 
Sie begrüßt freudig die vollitändige Beireiung Staliens, will aber beruhigt 
fein über die Sefahren, welche den hl. Water bedrohen könnten. Die Beäng- 
ftigung, welche die Geijter be&errfcht und ihren Widerhall im Auslande fins 
bet, legt ber Regierung die Pflicht auf, ihre Anſchauungsweiſe Mar darzu⸗ 
legen. 

„Tranfreih darf Feine zweiielhafte Politik Haben. Wenn c8 in feinem 
Intereſſe und feiner Machtftelung durch die bedeutenden Veränderungen, 
welche in Deutichland vor fich neben, beeinträchtigt iſt, müßte es dieſes frei 
befennen, und die nothwendigen Mafregein zum Schutze feiner Sicherheit 
ergreiien. Wenn es bei ber Umgeftaltungen, welche jcht vor ſich gehen, nichts 
verliert, fo muß es bies mit Aufrichtigfeit erflären und übertriebenen Befürch⸗ 
tungen und heißblütigen Urtheilen, welche, indem fie bie internationale Giferjucht 
weden, es außerhalb ber ihm vorgezeichneten Bahn reißen möchten, wibers 
itehen. Um bie Ungewißheiten zu zerftreuen und feine Neberzeugung zu firis 
ren, muß man bie Vergangenheit, wie fie in ihrem Zufammenhange vorliegt, 
und die Zufunjt, wie jie fich darſtellt, ins Auge fallen. Mas fehen wir in 
ber Bergangenheit ? Nach 1815 vereinigte bie heilige Allianz alle Völker 
vom Ural bis zum Rhein gegen Frankreich. Der deutfche Bund umiaßte 
mit Preußen und Defterreih 80 Millionen Einwohner ; er eritredte ſich von 
Luremburg bis nad Trieft, von der Oſtſee bis Trient und umgab uns mit 
einem eifernen Gürtel, ber durch fünf Bundesfeitungen gehalten war; unfere 
firategiiche Lage war durch bie geſchickteſten Gebictscombinationen eingeengt. 
Die geringfle Schwierigfeit, welde wir mit Holland oder mit Nreukes sn 
ber Moſel, mit Deutſchland am Rhein, mit Deitereeitg Im, rl Wr u 
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gehabt hätten, würde alle im Bunde vereinigten Kräfte gegen uns gerichtet 
haben. Das öſterr. Deutſchland an der Etſch unbeſiegbar, —* im gegebenen 
Augenblick bis zu den Alpen vordringen können. Das preuß. Deutfchland 
hatte als Avantgarde am Rhein alle jene Mittelftaaten, welche unaufbörlich 
durch den Wunſch nach politiſcher Umgeftaltung bewegt und geneigt find, 
Frankreich als den Feind ihrer Eriftenz und ihrer Hoffnungen zu betrachten. 
Wenn man Spanien ausnimmt, jo würden wir faum bie Möglichkeit gehabt 
haben, auf dem Continent eine Allianz zu fchließen. Stalien war zerftücelt 
und ohnmächtig, es zähfte nicht al8 Nation. Preußen war weder feitgeglies 
dert noch unabhängig genug, um fih von feinen Traditionen loszumachen. 
Oeſterreich war zu fehr damit beſchäftigt, feine italieniichen Befigungen zu 
erhalten, als daß es fih intim mit uns hätte verfändigen Fünnen. Ohne 
Zweifel hat der lang dauernde Friede die Gefahren biefer Gebietsgeitaltungen 
und dieſer Allianzen vergeifen machen Fünnen, benn fie erfcheinen nur dann 
furdhtbar, wenn der Krieg ausbricht. Aber dieſe zweifelhafte Sicherheit bat 
Frankreich zuweilen um den Preis der Auslöfhung feiner Rolle in der Melt 
erreicht. Es ift unbeftreitbar, daß während viergg Jahren es überall die 
Coalition der brei nordifchen Mächte, durch die Erinnerungen ber gemein: 
ihaftlichen Niederlagen und Siege, durch gleiche Regierungsgrundläße, durch 
feierliche Verträge und durch die Gefühle des Mißtrauens gegen unfre Liberale 
und civiliſatoriſche Thätigkeit geeinigt, gegen fich gefunden hat. 

„Wenn wir jebt die Zufunft des umgeſtalteten Europa’s prüfen, weldye 
Garantien bietet e8 für Frankreich und den Frieden der Welt? Die Coalition 
ber brei nordiichen Höfe ift gebroden. Das neue PBrincip, weld es 
Europa regiert, ift bie Freiheit der Bündniſſe. Alle Großmächte 
baben jid die Fülle ihrer Unabhängigfeit, ber regelmäßigen Entwidlung 
ihrer Gceichide wiedergegeben. Das vergrößerte Preußen, fortan frei von 
jeder Solidarität, fichert die Unabhängigkeit Deutſchlands. Frankreich darf 
daran feinen Anftoß nehmen. Stolz auf feine bewundernswürdige Einbeit, 
feine unvertilgbare Nationalität, kann es nicht das Werf der Affimilation, 
das fich eben vollzieht, befämpfen oder bebauern und bie Principien der Nas 
tionalität, welche es repräfentirt und den Völkern gegenüber befennt, eifer: 
füchtigen Gefühlen unterorbnen. Wenn das nationale Gefühl Deutichlande 
befriedigt ift, wird feine Unruhe fich zerftreuen, feine Feindſeligkeit erlöfchen. 
Indem es Franfreih nachahmt, thut es einen Schritt, ber es uns näher 
bringt, und nit von uns entfernt. Im Süben ift Italien, defjen lange 
Knechtſchaft feinen Patriotismus nicht auszulöſchen vermocht bat, in ben Bes 
fit aller Elemente nationaler Größe geſetzt. Seine Griftenz verändert von 
Grund aus bie politifhen Bedingungen Europa’s; aber ungeachtet unüber: 
legter Smpfindlichfeiten ober vorübergehender Ungerechtigfeiten nähern feine 
Ideen, feine Principien und Intereſſen es ber Nation, welche ihre Blut ver: 
goffen bat, um es in der Erfämpfung feiner Unabhängigkeit zu unterflüßen. 
Die SInterefien des päpftlihen Thrones find dur bie Convention vom 
15. Sept. gewahrt. Tiefe Convention wird loyal ausgeführt werden. In⸗ 
bem ber Kaifer feine Truppen von Rom zurüdzieht, läßt er bort Frankreichs 
Schutz als Garantie ber Sicherheit des bl. Vaters. In der DOftfee, wie im 
Mittelmeer tauchen Seemächte zweiter Claſſe auf, welche ber Freiheit der 
Meere günftig find. Defterreich, feiner italienifchen und beutichen Vor: 
forgen entledigt und feine Kräfte nicht mehr in unfruchtbaren Rivalitäten 
abnutend, fondern fie im Oſten Europa’s concentrirenb, repräfen 
tirt immer noch eine Macht von 35 Mill. Seelen, welde feine Feindſeligkeit, 
fein Intereſſe von Frankreich trennt. 

„Dur welche jonderbare Verwechslung der Vergangenheit mit der Zus 
Zunft könnte die öffentlihe Meinung bie Feinde Frankreichs erbliden in die: 
jen Nationen, welche von einer ung feindlichen Vergangenheit befreit, zu einem 
neuen Leben berufen, durch Principien geleitet find, welche auch bie-unjrigen 
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bem Aderbau jhädlihen, der Nation octroyirten jreigänbleriihen Reformen 
tadelt, welche Durch eine Vertretung, die im Beſitze wirklicher politiſcher Frei— 
beiten und Rechte gewejen wäre, controlirt und auf ein beitimmtes Maß 
zurüdgeführt worden wären und indem er ferner bezüglich der auswärtigen 
Politit des Kaiferreichs alle bie fernen GErpeditionen, zumal die Imericanitche 
verwirft, namentlich aber bie Ueberzeugung ausjpricht, dag, wenn man vor 
Beginn des italienischen Tyeldzugs von 1559 das Land um Rath gefragt 
hätte, daſſelbe nicht für das Zuftandefommen einer italieniſchen Einheit eins 
geiteten wäre. Es fei dadurch eine Nation mit 26 Mill. Seelen neben 
Frankreich erftanden, mit der die JO Mill. Deutſchen von Herzen gern ſich 
einigen würden. Und babei babe man Rom geopfert und burd bie Gep: 
temberconvention ſich in die Gefahr gejtürzt, in einem halben Jahre zwiſchen 
Italien, dem Werk des zweiten Kaiferreichs, und Rom, ben Werf von tau⸗ 
ſend Jahren, wählen zu müſſen.“ 


27. Febr. Geſetzgeb. Körper: Allgemeine Adreßdebatte. Rede von Latour⸗ 


EN 


3. 


Dumoulin [Progranın der neuen Meittelpartei — der 36 Unter⸗ 
zeichner des gemäßigten Amendements zu bem Abja über bie in- 
‚nern Freiheiten: er und feine Freunde wollten weiter nichts als eine 
gewiſſe Initiative für die Kammer, das allgemeine Recht für die 
Preſſe, die minifterielle Verantwortlichkeit, eine ernſtliche Controle 
in Tinanzangelegenheiten und eine Abänderung in den Beitimmungen 
des Amendementsrechtes]. Scanbal in Folge dev Rebe des Hrn. 
Glais-⸗Bizoin. 


März. Geſetzgeb. Körper: Beginn der Specialdebatte über den Adreß⸗ 


entiwurf, Debatte über $ 1, namentlich über bas Verhältniß zu ben 
Borgängen in Deutfhland. Reden von %. Favre und bes Staats: 
rathsvicepräfidenten Parien. Das Amenbement ber Oppofition wird 
nicht fofort verworfen, ſondern ber $ gegen alle bisherige Gewohn⸗ 
heit an die Commiſſion behufs einer neuen Redaction zurückgewieſen. 
„ Gefeßgeb. Körper: Adreßdebatte. Römiſche Frage; Teiner ber 
Regierungsvertreter ergreift das Wort; das Amendement der Dppo- 
fition wird verworfen. — Mericanifhe Frage: bas Amendement ber 
Oppofition wird abgelehnt und der Pafjus bes Entivurfs „unter 
Vorbehalt”, bis die diplomatiihe Correjpondenz bez. Mexico's vor: 
läge, angenommen. 

„ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte. Die Adreßcommiſſion ſchlägt 
einen Zlfab zum erſten Abſatz der Adreſſe vor: 

„Wir find mit ber vom Kaifer gegenüber Deutſchland befolgten Politik 
einverftanden ; diefe Neutralitätspolitif, welche Frankreichs Theilnahme an den 
Ereigniſſen nicht ausſchließt, entſpricht unſern Intereſſen.“ 

Rouher erklärt ſich Namens der Regierung mit dem Zuſatz ein⸗ 
verſtanden, worauf derſelbe mit 238 gegen 14 Stimmen angenom⸗ 
men und das Amendement der Oppoſition gegen 21 Stimmen, ein 
anderes von Morin auf Befragung ber Bevölkerung von Schleswig: 
Holftein gegen 30 Stimmen abgelehnt wird. 

„ Geſetzgeb. Körper: Adreßdebatte, Mgierifche Frage. Die Ideen 
bes: Katfers (während und nad feinem Befuche in Algier Sam Jabre 
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Seine Aufgabe befteht barim, bie Eintracht zwiſchen allen Mächten berzuftel: 
len, welche ebenfowohl das Princip der Autorität aufrecht erhalten, als ben 
Fortſchritt begünftigen wollen, Diele Allianz wird ber Mevolution bag 
Preftige der Schugherrlichfeit (Patronage) nehmen, mit ber fie die Suche ber 
Bölterfreibeit zu decken behauptet und wird den großen aufgeflärten Staaten 
bie weile Leitung der demokratiſchen Bewegung bewahren, welche fich überall 
in Europa kundgibt. 

„Bei alledem gibt es in ben Bewegungen, welche jih des Landes (Frank⸗ 
reiche bemächtigt haben, ein Gefühl, welches anerfannt und präcijirt werben 
muß. Die Refultate des letzten Krieges enthalten eine ernſte Vehre, welche 
unſerer Waffenehre nichts gekoſtet hat; ſie zigen uns die Nothwenbig- 
keit an, daß wir um unfer Gebiet zu vertheibigen, ohne Auf: 
ſchub zu einer Bervollfommmung unſrer militäriihen Or— 

anifation [breiten müſſen. Die Nation wird biefer Pflicht, welche 
Bir Niemanden eine Drohung ift, nachkommen ; fie hat ben gerechten Stolz 
bes Werthes ihrer Armee; ihre Enpfindlichfeiten, welche durch die Erinnerung 
ihrer militäeiihen Thaten, dur den Namen und die Handlungen des Sou⸗ 
veräng, ber fie regiert, geweckt jind, drüden nur ihren energiichen Willen aus, 
ihren Rang und ihren Einfluß in der Welt fo aufrecht zu erhalten, daß 
feine aelabt fie erreichen kann. 

„Alles zufammengenommen, erfcheint der KHorizont von bem Geſichts⸗ 
punile aus, in welchem die kaiſerliche Regierung bie Geſchicke Europa's be: 
trachtet, von drohenden Gventualitäten beireit; furchtbare Probleme, welche 
gelöft werben mußten, weil fie jich nicht unterbrüden laffen, Tafteten auf ben 
Geſchicken ber Bölfer; fie hätten fih in viel jhwierigeren Zeiten 
einftellen können und haben. ihre natürliche Löſung ohne allzuheitige Er- 
ſchütterungen und ohne die gefährliche Hülfe vevolntionärer 
Leidenschaften gefunden. in Frieden, welcher auf ſolchen Srundlagen ruht, 
wird ein dauerhafter Friede fein. Was Frankreich betrifft, fo bemerkt es, 
nad weldyer Seite bin c8 auch jeine Blide richtet, nichts, das feinen Gang 
fefieln oder fein Glück flören könnte Mit allen Meächten freundſchaftliche 
Beziehungen unterhaltend, durch eine Politik geleitet, welche als Zeichen ihrer 
Stärke Großmuth und Mäßigung hat, auf ſeine impoſante Einheit geſtützt 
und mit feinem überall hin ſtrahlenden Genie, mit feinen Schätzen und fei: 
nem Guropa befruchtenden Credit, mit feiner entwidelten Militärfraft, in 
Zukunft umgeben von unabhängigen Nationen, erſcheint es nicht weniger 
groß, wird nicht weniger geachtet fein. Tas ift bie Sprade, weldhe Sie in 
in Shren Beziehungen zu ber Regierung, bei welcher Sie accrebitirt find, zu 
führen haben werben.“ 


17. Sept. Der kaiſ. Adjutant Gen. Caſtelnau geht in außerorbentlidher 
Million nad, Merico ab. 
20. „ Der Kaifer geht nad) Biarritz. 

Der Bräfident der mericanifhen Finanzcommiſſion in Paris macht 
dem Publicum bie Anzeige, daß bie mericanifche Regierung keine 
Rimefjen für die Zahlung der am 1. October fälligen Coupons 
und die Rückſtände der mericanifhen Schuld gefandt habe, weßhalb 
auch Feine Zahlung an bie franz. Gläubiger ftattfinden könne. 


— „Der neue Minijter bes Auswärtigen, Marquis de Mouftier, hält 
auf feiner Reife von Konftantinopel nad) Marfeille in Athen an 
und fpricht fi ſowohl gegen den König, als gegen die Minifter 


aufs ftärkfte gegen ben Aufftand in Candia aus, 
" - 


Stankreid. 383 


13. Dct. In Folge der Crmorbung franzöſiſcher Miflionare in Corea 
langt eine franz. Erpebition unter dem Contreabmiral Roze vor ber 
coreaniihen Stabt Kang-hoa an. 


16. „ Die franzdj. Expedition gegen Corea bejegt nad kurzem Wider: 
ftande Kang-hoa und kehrt dann, nachdem fie die öffentlichen Ges 
bäude der Stadt zerftört, im Grunde ohne alles wejentliche Refultat 
wieder zurüd. 

19. „ General Lebveuf übergibt in Namen des Kaifers der Franzofen 
Benetien einer Commiſſion der Municipalität von Venedig. Anſprache 
bes Generals an biejelbe: Ä 

. ... Der Kaiſer kennt feit lange bie Beitrebungen Ihres Landes, Se. 
Maj. weiß, daß es wünſcht, mit den Staaten des Königs Victor Emanuel 
vereinigt zu fein, mit dem es ehedem für die Befreiung Italiens kämpfte. 
Aber aus Achtung vor dem Rechte der Nationalitäten und vor der Würde 
ber Völker hat der Kaiſer den Venetianern die Sorge laffen wollen, ihre 
Wünſche fund zu geben. Sie find würdig, biefe ber Vollsjouveränetät dar⸗ 


gebrachte Huldigung zu veritehen, auf welcher die Regierungen Frankreichs 
und Italiens beruhen ...“ 


21. „ Die kaiſerliche Familie Fehrt von Biarrib wieder nach St. Eloub 
zurüd. Die Geſundheit bes Kaijers hat fich wieder weſentlich ge: 
beſſert. 

22. „ Unruhen der bedrängten Seidenarbeiter in Lyon. Energiſche An⸗ 
regung einer Abſchaffung des Octroi. 

26. „ Ein kaiſerl. Decret ſetzt eine ziemlich zahlreiche Commiſſion von 
Minijtern, Marſchällen und Generälen ein, un eine Reform ber 
Heeresorganifation zu beratben. Der Kriegsminifter motivirt in 
jeinem Bericht darüber den Antrag damit: 

„Die neueften Greigniffe, die fidy in Deutſchland zugetrageh haben, find 
für mehrere Mächte Europa’s VBeranlaffung geweien, namhafte Veränderungen . 
in ihrer militärifchen Organifation vorzunehmen. Ew. Maj. war der Ans 
ficht, daß Franfreich, einer ſolchen Sachlage gegenüber, nicht gleichgültig blei: 
ben könne, und bie Frage ſtudiren müſſe, ob nicht ebenfalls im ber Militärs 
macht des Kaiſerreichs die Veränderungen, auf welche die Verhältniffe binzus 
beuten fcheinen, einzuführen feien. Ew. Maj. haben mir deshalb die Abficht 
funbdgegeben, eine Commiffion, über welche Sie Sich felber den hohen Vorſitz 
vorbehalten, mit der Ausfindigmachung befjen zu betrauen, was zu geſchehen 
babe, um unfere nationale Wehrkraft zur Vertheibigung unſres Gebiets und 
zur Aufrechthaltung unfres politifchen Einfluſſes geeignet zu machen.” 


3. Nov. Die Militärreform-Commiffion hält ihre erfte Sitzung und be 
ginnt ihre Arbeiten. 

8. „ Der Erzbilhof von Chamber erläßt einen Hirtenbrief. und be: 
ginnt damit ben Kreuzzug einer Reihe von Bilchöfen gegen die ihrer 
baldigen Ausführung entgegen gehende Septemberconvention zur 
Räumung Rome. | ' 

13. „ Der Hof fievelt nad) Compiögne über. Die Arbeiten der Militärs 
reformeommiffion follen unter dem Vorſitze des Kaijers auch dort 
fortgefegt werben. . Bring Napoleon. wirb won Kaller Kuunaiten, 
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auf Beendigung der Discuſſion und unterſtützt ſeinen Wunſch durch 
die Mittheilung eines Telegramms aus Italien, das er ſoeben er⸗ 
halten habe, wonach Italien die officielle Verpflichtung übernommen 
habe, Oeſterreich nicht anzugreifen. Die Kammer ergibt ſich, die 
Discuſſion wird geſchloſſen und das Contingentsgeſetz von 100,000 
Mann mit 248 gegen 16 Stimmen angenommen. 


6. Mai. Erwiederung bes Kaiſers auf eine Anſprache bes Maire von 


17. 


Aurerre (Antwort bes Kaiſers auf die Rebe bes Hrn. Thiers und 
die Demonftration der Kammer): 

„Ich ſehe mit Vergnügen, daß die Erinnerungen an das erfte Kaifer: 

reih in Ihrem Gedächtniß nicht erlofchen find. Glauben Sie Mir: auch Ich 
habe von dem Oberhaupt Meiner Familie die Gefühle für dieſe energiſch⸗ 
patriotifchen Bevölferungen geerbt, bie in guten und jchlimmen Tagen bem 
Kaifer treu zur Seite ftanden. Ich Habe gegenüber dem Honne-Departement 
eine alte Schuld zu tilgen; es war eines ber erften, weldhe Mir im Sabre 
1848 ihre Stimmen gaben; denn e8 begriff, wie bie Mehrheit bes franzdfis 
ſchen Volks, daß feine Intereffen die Meinigen find, daß Ich, gleich ihm, 
jene Verträge von 1815 verabjcheue, bie man heute zur eins 
zigen Grundlage unferer auswärtigen Politik maden will. 
Sch danke Ihnen für Ihre Gefühle, in Ihrer Mitte athme Sch frei auf (je 
respire & l’aise); benn bei ben arbeitjamen Benölferungen der Städte und 
bes Landes treffe ich den wahren Gift Franfreichs an.“ 
„ Eine Depefche des Hrn. Drouyn de l'Huys an ben Botjchafter 
in London kommt neuerdings auf die dee einer Eonferenz ber neu: 
tralen Großmächte behufs Abwendung eines Krieges in Deutſchland 
zurück. 

„... Wenn die Großmächte den herannahenden Ereigniſſen Halt zu ges 
bieten wünſchen, ſo müſſen ſie mit Entſchloſſenheit auf ihrem Recht beſtehen, 
die Fragen, die den Continent entzweien, unter ihre Controle zu nehmen. 
Hr. Drouyn de l'Huys denkt, daß es unmöglich ſei, über die Löſung dieſer 
Fragen ſich im voraus zu verſtändigen, daß es indeß genügen würde, wenn 
die drei Mächte bie feſte Abſicht ausſprächen, fie zu löſen ...“ 

Lord Clarendon erflärt dem Botſchafter, daß bie „feſte Abficht“ 
ein ſehr zweibeutiger Ausdruck fei, daß jebod England einer ſolchen 
Abſicht nicht beitreten Könnte, wenn darunter gemeint fein jollte, 


Preußen zu zwingen, Schleswig-Holftein nicht zu annectiren ober 


Defterreich, Venedig herauszugeben, Der franz. Botſchafter erwiebert, 
Sr. Drouyn de l'Huys fei der Anficht, 

„baß es gut wäre, bie Frage der eventuellen Gewaltanwendung unent- 
fchieben (r6servse) zu laffen, ba bie Befchlüffe ber Mächte alle Kraft vers 
lören, wenn fie fih im voraus und ausbrüdlich bes echtes begäben, ihren 
Entſcheidungen mit den Waffen Nachdruck zu verleihen.” 

„ Hr. Drouyn de l'Huys theilt den Gefandten Englands und Ruß- 
lands einen erften Entwurf für das Programm einer Friebenscon- 
ferenz mit, der dahin geht: 

„1) Die Löfung der fehleswig-holfteinifchen Frage wirb ber Abftimmung 
ber betreffenden Bevölferungen anheimgegeben, jeboch unter gewillen Detail: 
bedingungen, welche fpäter werben feitgeftellt werben; 2) bie beutiche Bundes« 
reform, infofern fie das europäijche Gleichgewicht berührt, wirb ben Gegens 


ſtand genieinfchaftlicher Brüfung durch ‚diejenigen Mächte bilden, welde he 
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Wiener Schlußacte unterzeichneten; 3) Abtretung Venetiens an Italien, mit: 

.. telft Oeſterreich anzubietender Territorialentſchädigun en; 4) als Tauſch für 
die hieraus ſich ergebende Vergrößerung Italiens würde dieſes bie Souverä⸗ 
netät des Papſtes in ihren gegenwärtigen Grenzen gewährleiſten.“ 

28. Mai. Die Cabinette von Frankreich, England und Rußland haben fic 
über eine möglichſt annehmbare Faflung einer Einladung zu Fricbens: 
conferenzen in Paris geeinigt und bie förmlichen Cinlabungen wer: 
den demgemäß in weſentlich ibentifher Faſſung von den Bertretern 
ber drei Mächte gleichzeitig in Berlin, Mien, Florenz und Frankfurt 
übergeben. 

©. den Rortlaut ber ident. Dep. Ergänzungsheft ©. 88. 

— „ Die officiöſe Preſſe regt die Gründung eines eigenen rheiniſchen 

Staates zwilhen Frankreich und Preußen an. 


4. Suni. Ein Telegramm der franzöfiihen Negierung benachrichtigt ben 
franzöfiihen Gefandten in Berlin, daß Frankreich, England und 
Rußland auf die beabfichtigte Friedensconferenz in Yolge der Ant- 
wort Oeſterreichs auf ihre Einladung (bez. Venetiens) und feines 
Schrittes am Bunde vom 1. d. M. (bez. Schleswig-Holſteins) als 
ausſichtslos verzichteten. 

11. „ Kin Brief des Kaiſers an Hrn. Drouyn de l’Huys präcifirt feine 
Politit gegenüber dem fih in Deutichland vorbereitenden Kriege: 

„Am Augenblide, wo bie letzten Friebenshofinungen zu ſchwinden fcheinen, 

- welche man nody auf die Eonferenz jeßte, ift es erforderlich, ben diplomatischen 
Agenten in Ausland durch ein Gircular bie Ideen mitzutbeilen, welche meine 
Regierung geltend machen wollte, und das Verfahren, welches fie den Tom: 
menben Ereigniffen gegenüber beobachten wird. Dieſe Mittbeilung wirb uns 
fere Rolitif in ihr wahres Licht ſtellen. Wenn die Conferenz ftattgefunden 
hätte, fo würben Sie eine deutliche Sprache geführt haben; Ste würden in 
meinem Nanıen erflärt haben, daß ich jeden Gedanfen an Gebietsvergrößerung 
zurüctweife, fo lange das Gleichgewicht Europa’s nicht gebrochen wird. In 
der That Fönnten wir nur an eine Anunsbehnung unferer Grenzen 
benfen, wenn bie Karte von Europa zum ausſchließlichen Vortheil einer 
Großmacht verändert würbe und wenn Grenzgebiete durch ihren frei ausge: 
brüdten Wunſch bie Annerion an Frankreich fordern. Unter andern Umftän: 
ben halte ich es unjerm Lande würdiger, jeber Gebietserweiterung den uns 
Ihäßbaren Vortheil, in guter Eintraht mit unſern Nachbarn zu leben, vor: 
uziehen, indem wir ihre Unabhängigkeit und ihre Nationalität achten. Von 
biefen Gefühlen beſtimmt und nur die Erhaltung des ‘Friedens, im Auge 
habend, hatte ih mid an England und Rußland gewendet, um gemeinfchaft: 
lihe Worte der Verjöhnung an die betheiligten Regierungen zu richten. Das 
Einvernehmen ber drei neutralen Mächte bleibt ein Pfand der Sicherheit für 
Europa. Sie haben ihre Unparteilichfeit gezeigt, indem fie ben. Entſchluß 
faßten, die Discuffion der Conferenz auf die brennenden Tragen zu beſchrän⸗ 
fen. Um fie zu ſchlichten, mußte man offenan fieberantreten, 
ben diplomatiſchen Schleier, ber fie bededte, wegziehen und 
bie legitimen Wünfhe der Fürften und Völker ernftlid in 
Betracht ziehen. Der Conflict hat drei Urfachen: vie fchlecht begrenzte 
geographiiche Kage Preußens — den Wunſch Deutfchlands nad einer poli- 
tiſchen BVerfaflung, die mehr feinem Bebürfniß entfpriht — die NRothiwen- 
bigfeit für Stalten feine nationale Unabhängigkeit fiher zu ftellen. Die neu: 
tralen Mächte konnten nicht beabfichtigen, fi in bie inneren Angelegenheiten 
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frember Länder einzumifchen. Nichtsbeftoweniger hatten bie Höfe, welche an 
ber Conftituirungsacte bes deutſchen Bundes Theil genommen Haben, bag 
Recht zu prüfen, ob bie verlangten Acnderungen die in Europa beſtehende 
Ordnung nit flören würden. Was uns Betrifft, jo hatten wir für die zum 
deutichen Bunde gehörigen Staaten zweiten Ranges ein engeres Aneinanders 
ichließen, eine fräftigere Organiſation, eine wichtigere Mole gewünſcht; für 
Preußen mehr Abrundung (homogeneit6) und Krait im Norben; für 
Defterreih die Erhaltung feiner großen Stellung in Deutſch— 
land. Wir würden außerdem gewwünfcht haben, bag Dejterreich gegen eine 
verhältnißmäßige Emtichäbigung Venetien an Stalien cedirt häute; denn wenn 
e8, ohne fih um den Bertrag von 1852 zu kümmern, mit Preußen einen 
Krieg gegen Dänemark in Namen ber beutihen Nationalität geführt hat, 
jo ſchien es mir gerecht, daß e8 in Italien den gleichen Grundſatz anerkennen 
werde, inden: es tie Unabhängigkeit der Halbinjel vervollitindigt. Diefes 
find die Gedanken, welche wir im Intereſſe der Ruhe Europa's zur Geltung 
zu bringen verlucht Haben würden. Heute jteht zu befürchten, baß das 
Schickſal der Waffen allein darüber entiheidben wird. Welches iſt die 
Haltung, welche Angefihts dieſer Eventualitäten Frank— 
reich zukömmt? Sollen wir unfer Mikvergnügen fundgeben, weil Deutſch⸗ 
land die Verträge von 1815 obnmächtig findet zur Befriedigung feiner natio⸗ 
nalen Zwede, und zur Aufrechterhaltung jeiner Ruhe? In dem Kriege, 
welcher auszubredhen auf beim Puncte jteht, Haben wir nur zwei ntereflen: 
die Bewahrung bes europäijhen Gleichgewichts und die Erz: 
baltung deijen, was wir in Italien auigebant haben. Reicht 
aber die moraliiche Krait Frankreichs nicht bin, dieſe beiden Intereſſen zu 
beihügen ? Wird es nöthig haben, zum Schwert zu greifen, bamit feine 
Worte gehört werben? Ach denke, nein. Wenn ungeachtet unferer Bemühun—⸗ 
gen bie Friedenshoffnungen ſich nicht verwirklichen, fo find wir gleichwohl 
duch Erklärungen der in dem Konflict betheiligten Höfe geſichert, daB, 
weldhes auch ber Ausgang bes Krieges jein möge, Feine der 
uns berührenden Zragen ohne die Zuſtimmung Frankreichs 
gelöft wird. Bleiben wir baber in ciner aufmerffamen Neutralis 
tät und flarf durch unfere Uneigennüßigfeit, von dem aufrichtigen Wunſche 
geleitet, daß die Völker Europa’s ihre Streitigkeiten vergeflen und fich zum 
Zwecke der Eivilijation, ber freiheit und des ‚zortichritts vereinigen möchten, 
bliden wir vertrauensvoll auf unfer Recht und ruhig auf unjere Kraft.“ 

12. Juni. Geſetzgeb. Körper: Der Staatsminifter Rouher theilt ber 
Kammer das Schreiben des Kaiſers vom vorherigen Tage mit und 
biefelbe befchließt auf feinen Antrag mit 202 gegen 34 Stimmen 
auf jebe weitere Diecuffion der deutfhen und italienischen Angelegen- 
heiten zu verzichten. — Das rectificative Bubget für 1866 wird 
darauf ohne Debatte mit 212 gegen 25 Stimmen genehmigt. 

14, „ Geſetzgeb. Körper: Budgetdebatte. Der Präſident ertheilt gele- 
gentlich die Mahnung, nichts über die beutihen und italienifchen 
Angelegenheiten zu fprechen. J. Favre beleuchtet in ſchonungsloſer 
Rede die mericanifche Frage von Anbeginn an bis jeßt und es ent- 
iptnnt fih darüber eine Diecuffion, die jeboh von ber Mehrheit 
durch Annahme des Schluſſes abgefchnitten wird. 

25. „ Geſetzgeb. Körper: Budgetdebatte. Mehrere Mitglieder, Larra⸗ 
bure (von der Mittelpartei), Berryer u. A. erſuchen neuerdings 
noch vor dem bevorſtehenden Schluß der Seſſion die europãiſche 
Lage zur Sprache zu bringen. Der Präſident und die Majorität 
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erflären fi) dagegen. Thiers ruft: „bie Sammer cerflärt bamit, 
daß fie abdankt“. 


27. Juni. Geſetzgeb. Körper: Schluß der VBudgetdebatte. 


30. 


„Schluß der Kammerſeſſion für den geſetzgeb. Körper. 


5. Juli. Der „Moniteur“ verfünbet, daß der Kaijer von Defterreich 


8. 


11. 


14, 


Benetien an Frankreich abgetreten babe und daß Napoleon bie Ver: 
mittlung nicht nur zwifchen Dejterreih und Italien, fondern auch 
zwiſchen Oefterreih und Preußen übernommen habe. Die officiöfe 
Prefle feiert den SKaifer als ben anerkannten Schiedsrichter Eu: 
ropa’s. Die Pariſer flaggen und illuminiren zur eier des großen 
Ereignifles. 
„ Die Abfiht der öſterr. Geffion Venedigs an Frankreich ift ge— 
fheitert. Die italienifche Armee ergreift troß berfelben wieder bie 
Dffenfive und geht unter Cialdini über den Po. Preußen nimmt 
zwar die Vermittlung Frankreichs an, ftelt aber feine Bedingungen 
und zwar in erfter Linie den volljtändigen Ausſchluß Oeſterreichs 
aus Deutichland. 
„ Der Minifterrath verhandelt unter dem DVorfite des Kaiſers über 
bie preußifchen Forderungen. Der Kaiſer entjcheidet gegen eine active Un: 
terftüßung Oeſterreichss. Es wird ein Gegenproject feitgeftellt, nad) 
welchem Preußen zwar die volftändige Ausſchließung Defterreiche 
aus Deutſchland zugeftanden, dagegen die ſüdlich des Mains. gelege- 
nen deutſchen Etaaten dem neuen deutſchen Bunde unter Preußens 
Führung entzogen werben follen. Preußen nimmt den Vorſchlag 
an und die franz. Regierung übernimmt es, benjelben empfehlend 
nach Wien zu befördern. 
S. ben Wortlaut ©. 133. 
„Oeſterreich nimmt im Princip den franzöfiihen Vermittlungsvor⸗ 
Ihlag auch feinerjeits an. | 

Senat: Das von ber Regierung vorgelegte Senatsconfult behufs 
Erſchwerung jeber Discuflion über bie DVerfaffung und über bie 
Befugniß des gejeßgeb. Körpers, die Vorlagen der Regierung zu 
amenbiren, wird vom Genat einftimmig mit 155 Stimmen ange: 
nommen und damit die Seſſion geſchloſſen: 

„Art. 1. Die Verfaffung kann durch Feine andere öffentliche Gewalt, als 
durch den Senat, biscutirt werben. Weber eine Netition, welche eine Berfaf- 
fungsänderung zum Zmede bat, kann in ber allgemeinen Sitzung nur bann 
Bericht erftattet werden, wenn ihre Prüfung von wenigftens drei ‘der fünf 
Senatsausichüffe genehmigt worden ift. Art. 2. Unterlagt ift jede Tiscuj: 
fion über Verfaffungsänderungen, bie entweder durch bie periodifhe Preſſe 
oder durch nicht periobifch erfcheinende, aber der Stempeltaxe unterworfene 
Schriften veröffentlicht werden. ine Petition, welche eine Verfaſſungsän⸗ 
berung zum Zweck bat, darf nur Durch den betreffenden officiellen Sitzungs⸗ 
bericht veröffentlicht werben. Jede Zuwiderhandlung wirb mit einer Geldbuße 
von 500—10,000 Fr. beftraft. Art. 3. Der Art. 40 ber Verfafjung vom 
14. Januar 1852 wirb folgendermaßen abgeändert: Amendements, welche 
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von ber mit Prüfung einer Gefeßesvorlage beauftragten Commiſſion anges 
nommen find, werben vom Präfidenten des gefehgebenden Körpers dem Staats⸗ 
rath überwiefen. Die von der Commiſſion oder dem Staatsrathe nicht ans 
genommenen Amendements gelangen im geſetzgeb. Körper zu keiner endgiltigen 
Abftimmung, können aber in Betracht gezogen und ber Commifjion zu ncuer 
Prüfung überwielen werden. Wenn biefe Feine neue Faſſung vorichlägt, ober 
wenn bie von ihr vorgeichlagene von dem Staatsrath nicht angenommen wird, 
fo gelangt der anfängliche Tert der Vorlage allein zur Verhandlung. Art. 4. 


- Die Beftimmung bes Art. 41 der Verfaſſung vom 14. San. 1852, welche 


bie Dauer ber ordentlichen Situngen bes gejeßgeb. Körpers auf brei Monate 
feftfegt, wird aufgehoben. Die den Deputirten zugewiejene Vergütung wirb 
für jede orbentlihe Seffion, von welcher Dauer immer, auf 12,500 Fr. 
feſtgeſetzt.“ 


15. Juli. Jubiläumsfeier der Vereinigung Lothringens mit Frankreich in 


17. 


28. 


29. 


80. 


Nancy. Die Kaiſerin mit dem kaiſ. Prinzen nimmt daran Theil, 
der Kaiſer bleibt in Paris. 
„ Nachdem die Erzielung eines Waffenſtillſtands zwiſchen Oeſter⸗ 
veih und Preußen gefihert ericheint, geht Prinz Napoleon in das 
Hauptquartier des Königs von Stalien ab, um auch zwilchen Oeſter⸗ 
reih und Italien einem ſolchen den Weg zu bahnen. 
„ Eine Depeihe des ital. Cabinets erklärt, auf den Abſchluß eines 
MWaffenftilftands nur unter der Bedingung eingehen zu Fönnen, baß 
ber Kaifer ihm die Erwerbung des Trentino beim Friedensſchluß 
zufihere. Der Kaifer antwortet mit dem Befehl an die Mittelmeer: 
flotte, fih ohne Verzug nad) Venedig zu begeben. Italien zieht 
alsbald feine Forderung telegraphiich zurüd, worauf ber Gegenbefehl 
auch an bie Flotte in Toulon geht. 

Der Kaifer geht nah Vichy. 
„ Der Kaijer gibt nad dem „Moniteur* die förmliche Erklärung 
ab, daß er in die Vereinigung ber von Defterreih abgetretenen 
venetianifchen Provinzen mit Italien einwillige. 
„ Unterzeichnung einer Convention mit Merico, wodurd ein Theil 
ber mericanifchen Zolleinnahmen Frankreich überwiefen wird: 

Tie Convention, welche 7 Artikel umfaßt, ftipulirt im Weſentlichen fols 
gendes: „Tie mericanifhe Regierung überweist an Frankreich bie Hälfte der 
Einnahmen aller Seezölle, nämlich aller allgemeinen unb beſondern Gins 
und Ausgangszölle, der internacion und contra registro benannten Auf: 
ſchlagszölle, ber mejoras materiales, ſowie bie zu Gunften der Veracruz⸗ 
Eiſenbahn erfolgte Weberweilung diejer legtern erlofchen fein wird. Von den 
Ausfuhrzöllen der Häfen des ftillen Dceans find bereits drei Viertel anders 
wärts vergeben ; die frangöfiiche Regierung erhält deßhalb nur das noch vers 
fügbare Viertel. Tiefe Summen follen verwandt werben: auf Zahlung ber 
Zinfen, der Amortijation und aller Obligationen ber beiden 1864 n. 1865 
von ber mericanishen Negierung contrahirten Anleihen; auf Zahlung ber 
3 Proc. Interefjen der 216 Mill., welche zu fchulden die mericanische Regie⸗ 
rung in der Convention von Miramar anerkannt bat, fowie aller nachträ 
unter welchem Titel immer von dem franzöfiihen Staatsſchatz vorgeſchoſſenen 
Summen. Der Betrag biefer Forderung, bie bis jetzt annähernd auf 250 
Millionen angelhlagen werben kann, fol fpäter befinitiv feſtgeſtellt werben. 
Im Fall bie überwiefenen Summen nicht zur volWftändigen Abtragung aller 
biefer Schulden ausreichen Jollten, bleiben die Aeir ver Anger her Sinne 
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ſcheine und bie ber franzöfifchen Regierung vollfommen vorbehalten. Sollte 
bei fleigender Einnahme ber mericanifchen Zölle ber Frankreich überwieſene 
Antheil die zur Dedung der aufgeführten Verbindlichkeiten erforderliche 
Summe überfjchreiten, fo wird der Ueberihuß zur Amortijirung bes ber fran: 
zöfiihen Megierung geichuldeten Capitals verwendet werden. Die Eincafjirung 
ber Frankreich überwielenen Gelder erfolgt durch beſondere unter ben Schuß 
ber irtanzdjiichen Fahne geftellte Agenten in Beracruz und Tampico. Alle 
dort fiir Rechnung bes mericaniſchen Schates eingehenden Summen werben, 
mit Ausnahme ber bereits nach anderer Seite bin vergebenen und ber zur 
Befoldung der Zollbeamten daſelbſt nöthigen Gelder, auf Berriedigung bes 
bean zugewiejenen Antheils verwendet werben. Die Beloldung ber 
Zollbeaniten, zu denen aud bie franzöjiichen Agenten gerechnet werden, darf 
5 Proc. der Einnahmen nicht überfteigen. Kaiſer Napoleon III. bat die Zeit 
zu beſtimmen, während welcher die franzöjiichen Agenten ihre Yunctionen in 
Veracruz und Tampico verfehen ſollen. Durch biefe Convention wird die am 
10. April 1864 in Miramar abgejchlojfene in allem was auf Finanzfragen 
Bezug but, außer Kraft geſetzt.“ ’ 


7. Aug. Frankreich erhebt durch eine Dep. des Hrn. Drouyn be l'Huys 


11. 


17. 
24. 


Eompenfationsforderungen in Berlin. Preußen Iehnt die Korberungen 
entjchieden ab. Frankreich läßt diefelben fallen. 

Der Kaifer kehrt plößlich, ziemlich Frank, von Vichy nad Paris 
und Et. Cloud zurüd. 

» Auf die telegr. Nachricht vom Abſchluß des Waffenſtillſtandes 
zwiſchen Defterreich und Italien richtet der Kaifer folgendes Schreiben 
an den König von Italien: 

„Mein Herr Vruder! Ah habe mit Vergnügen vernommen, daß Ew. 
Maj. zu dem Mafjenftillftand und ben SFricdenspräliminarien, welche zwifchen 
bem König von Preußen und dem Kaifer von Oeſterreich unterzeichnet wor: 
ben find, Ihre Zuſtimmung geaeben haben. Es wird fich alfo wahrjcheinlich 
eine neue Aera der Ruhe für Europa eröffnen. Ew. Maj. weiß, daß id 
das mir angebotene Venetien angenommen habe, um es vor jeber Verheerung 
zu bewahren und um einem unnützen Blutvergießen vorzubeugen. Gtets 
war es meine Abficht, diefes Land fich felbft zuriidzugeben, damit Italien 
frei jei von ben Alpen bis zur Adria. Herr feines Geſchickes, wird Venetien 
bald durch das allgemeine Stimmredt feinen Willen ausdrüden Fönnen. 
Ew. Maj. wird erkennen, baß in biefen Verhältniffen die Action Frankreichs 
fi wiederum zu Gunften der Menſchlichkeit und der Unabhängigfeit ber 
Völker geltend gemacht hat.“ 

„ Der Raifer ift durch fein Törperliches Befinden gendthigt, feinen 
Beſuch im Lager von. Chalons für biefes Jahr abzufagen. 
„Abſchluß eines Vertrages mit Oefterreih, um Frankreich die 
Bermittlung der Abtretung Venetiens an Frankreich zu fihern (I. 
Defterreih). | 


2. Sept. Hr. Drouyn de l'Huys fieht fi, wie angenommen wird, in 


Folge feiner an Preußen gerichteten und von biefem abgelehnten 
Compenfationsforderungen zum Rüdtritt von feinem Boften als 
Minifter des Auswärtigen genöthigt. Er wird durch Hrn. v. Mouftier, 
zur Zeit Geſandten in SKonftantinopel, erſetzt. Bis zu feiner 
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Ankunft übernimmt der Minifter des Innern be Lapalette feine 
Functionen. - 

10. Sept. Die neugebildete römiſche Legion wird dem päpftl. Commiſſär 
in Antibes übergeben. 

14. „ Der „Moniteur” verkündet, daß der Kailer bie Ernennung ber 
Franzofen Osmond und Friard zu mericanifhen Miniftern bes 
Kriege und der Finanzen durch ben SKaifer Maximilian nicht ge: 
itattet habe. 

16. „ Eine Gircularbepefche des interimifchen Minifters des Auswärtigen 
be Lavalette präcifirt die Etelung bes franzöfifhen Gouvernements 
zu ber durch die preußiichen Eiege eingetretenen neuen Lage ber 
europäijchen Dinge: 

„Die Regierung des Kaifers kann nicht länger ben Ausdruck ihrer Gefühle 
über die eben in Deutſchland fih vollziehenden Greigniffe aufſchieben. Da 
Hr. v. Mouftier noch einige Zeit abwejend bleiben wird, hat Se. Maj. mir 
Befehl gegegeben, feinen biplomatifchen Agenten die Motive darzulegen, welche 
feine Rolitif leiten. Der Krieg, welcher in Mittel: und Südeuropa ausges 
brochen iſt, hat den beutfchen Bund vernichtet und bie italienische Nationalität 
befinitiv conjtitufrt. Preußen, bdefjen Grenzen durch den Sieg vergrößert 
find, berrfcht auf der rechten Eeite bes Maines. Defterreih Hat Venetien 
verloren und fih von Teutichland getrennt. Angeſichts folcher fo erheblichen 
Veränderungen fanımeln fi alle Etnaten in ben Gefühle ihrer Verantwort⸗ 
lichkeit; fie fragen fich, welches die Tragweite des nenerdings abyelchloffenen 
Friedens ift, wie fein Einfluß auf die europäiihe Ordnung und die inter: 
nationale Lage jeder Macht fein wird. Die öffentliche Meinung in Frankreich 
tft bewegt. Sie ſchwankt ungewiß zwiſchen ber freude. bie Verträge von 
1815 zerftört zu fehen, und ber Furcht, daß die Macht Preußens nicht außer⸗ 
ordentliche Proportionen annehme; zwifchen dem Wunich, den Frieden zu er⸗ 
halten, und der Hoffnung, durch Krieg eine Gebietsvergrößerung zu erlangen. 
Sie begrüßt freudig die vollftändige Befreiung Italiens, will aber beruhigt 
jein über die Gefahren, welche den hl. Vater bedrohen Finnten, Die Being: 
ſtigung, welche bie Geijter beberricht und ihren Widerhall im Auslande fins 
bel, legt der Regierung bie Pflicht auf, ihre Anſchauungsweiſe klar darzu: 
egen. 

„Tranfreich darf Feine zweiielhafte Politit haben. Wenn es in feinem 
Intereſſe und feiner Machtitelung durch bie bedeutenden Veränderungen, 
welche in Deutichland vor fich neben, beeinträchtigt it, müßte es biefes frei 
befennen, und die nothwendigen Maßregein zum Schutze feiner Sicherheit 
ergreifen. Wenn e8 bei ben Umgeftaltungen, welche jet vor jich gehen, nicht® 
verliert, jo muß es dies mit Aufrichtigfeit erklären und übertriebenen Befürch⸗ 
tungen und heißblütigen Urtbeilen, welche, indem fie die internationale Giferjucht 
weden, es außerhalb ber ihm vorgezeichneten Bahn reißen möchten, wider⸗ 
jtehen. Um bie Ungewißheiten zu zerftreuen und feine Neberzeugung zu firis 
ren, muß man die Vergangenheit, wie fie in ihrem Zuſammenhange vorliegt, 
und die Zufunit, wie fie fi darftellt, ins Auge faſſen. Was fehen wir in 
ber Vergangenheit? Nach 1815 vereinigte bie heilige Allianz alle Völfer 
vom Ural bis zum Rhein gegen Frankreich. Der beutfhe Bund umfaßte 
mit Preußen und Defterreih 80 Millionen Einwohner ; er erftredite fi von 
Luremburg bis nad Trieft, von der Dftiee bis Trient und umgab uns mit 
einem eijernen Gürtel, der buch fünf Bundesfeſtungen gehalten war; unfere 
firategiiche Lage war durch die gefchicteften Gebictscombinationen eingeengt. 
Die geringfte Schwierigkeit, welche wir mit Holland oder mit Nreußen au 
ber Mofel, mit Deutſchland am Rhein, mit Defierreiig Io Karel der TEnık 
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gehabt hätten, würde alle im Bunde vereinigten Kräfte gegen uns gerichtet 
haben. Das öſterr. Deutſchland an der Etſch unbeſiegbar, hätte im gegebenen 
Augenblick bis zu den Alpen vordringen können. Das preuß. Deuitſchland 
hatte als Avantgarde am Rhein alle jene Mittelſtaaten, welche unaufhörlich 
durch den Wunſch nach politiicher Umgefialtung bewegt und geneigt find, 
Frankreich als den Feind ihrer Eriftenz und ihrer Soffnungen zu betrachten. 
Wenn man Spanien ausnimmt, fo würben wir faum bie Möglichkeit gehabt 
baben, auf dem Gontinent eine Allianz zu fchließen. Stalien war zerftüdelt 
und ohnmächtig, es zählte nicht als Nation. Preußen war ıweber feitgeglies 
bert noch unabhängig genug, um fi von feinen Traditionen loszumachen. 
Defterreih war zu fehr damit befchäftigt, feine italienischen Beſitzungen zu 
erhalten, als daß es fih intim mit uns hätte verfländigen Tönnen. Ohne 
Zweifel hat der lang dauernde Friede bie Gefahren biefer Gebietsgeftaltungen 
und bdiejer Allianzen vergejfen machen Tönnen, denn fie erjcheinen nur bann 
furdhtbar, wenn der Krieg ausbricht. Aber dieſe zweifelhafte Sicherheit bat 
Frankreich zuweilen um den Preis der Auslöſchung feiner Rolle in ber Melt 
erreiht. Es ift unbeftreitbar, daß während vierzig Jahren es überall bie 
Goalitien der drei nordiſchen Mächte, durch die Erinnerungen der gemein 
ichaftlihen Niederlagen und Siege, durch gleihe Regierungsgrundfähe, durch 
feierliche Verträne und durch die Gefühle bes Mißtrauens gegen unſre liberale 
und civiliſatoriſche Thätigfeit geeinigt, gegen ſich gefunden hat. 

„Wenn wir jebt bie Zufunft bes umgeftalteten Europa's prüfen, welche 
Garantien bietet e8 für Franfreih und ben Frieden der Welt? Die Coalition 
der brei norbilhen Höfe ift gebrohen. Das neue Princip, weld es 
Europa regiert, ift bie Freiheit ber Bündniſſe. Alle Großmächte 
haben ji die Fülle ihrer Unabhängigfeit, der vegelmäßigen Entwidlung 
ihrer Gefchicke wiedergegeben. Das vergrößerte Preußen, fortan frei von 
jeder Solidarität, fichert die Unabhängigkeit Deutſchlands. Frankreich barf 
daran feinen Anftoß nehmen. Stolz auf feine bewundernswürdige Einheit, 
jeine unvertilgbare Nationalität, Fann es nicht das Werf ber Affimilation, 
das ſich eben vollzieht, befämpfen oder bebauern und die Principien ber Na⸗ 
tionalität, welche e8 rvepräfentirt und ben Völkern gegenüber befennt, eifer: 
füchtigen Gefühlen unterorbnen. Wenn das nationale Gefühl Deutichlands 
befriedigt ift, wird feine Unruhe fich zerftreuen, feine Feindſeligkeit erlöfchen. 
Indem es Frankreich nachahmt, thut es einen Schritt, der es uns näher 
bringt, und nicht von ung entfernt. Im Süben ift Italien, beffen lange 
Knechtſchaft feinen Patriotismus nicht auszulöfchen vermodht bat, in ben Bes 
fig aller Elemente nationaler Größe geſetzt. Seine Griftenz verändert von 
Grund aus die politifhen Bedingungen Europa’s; aber ungeachtet unüber: 
legter Empfinblidhfeiten ober vorübergehender Ungerechtigfeiten nähern feine 
Ideen, feine Principien und Intereſſen es der Nation, welche ihr Blut ver: 
goffen bat, um es in ber Erfämpiung feiner Unabhängigkeit zu unterflügen. 
Die Interefien des päpftliden Thrones find durch die Convention vom 
15. Sept. gewahrt. Tiefe Convention wirb loyal ausgeführt werden. In⸗ 
bem ber Kaifer feine Truppen von Rom zurüdzieht, läßt er dort Frankreichs 
Schutz ale Garantie der Sicherheit des hl. Vaters. In der Oftfee, mie im 
Mittelmeer tauchen Seemächte zweiter Claffe auf, welche der Freiheit ber 
Meere günftig find. Defterreich, feiner italienifchen und deutſchen Vor: 
forgen entledigt und feine Kräfte nicht mehr in unfruchtbaren Rivalitäten 
abnugend, fondern fie im DOften Europa ’s concentrirend, repräjen: 
tirt immer noch eine Macht von 35 Mill. Seelen, welche feine Feindſeligkeit, 
fein Intereſſe von Frankreich trennt. 

„Dur welche fonderbare Verwechslung der Vergangenheit mit der Zus 
funft könnte die öffentlihe Meinung bie Feinde Frankreichs erbliden in die: 
fen Nationen, welche von einer uns feindlichen Vergangenheit befreit, zu einem 
neuen Leben berufen, durch Principien geleitet find, welche auch bie-unfrigen 
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find, und welche von ben Gefühlen bes Foriſchrittes ſich leiten laſſen, die das 
frieblihe Band der modernen Gefellichaften Bilden? Ein Guropa, welches 
ftärfer conftituirt, durch präcife Gebietseintheilungen mehr gleichartig gemacht 
ift, ift eine Garantie des Friedens für ben Eontinent und weder eine Gefahr 
noch ein Nachtheil für unfere Nation. Dieſe wird einfchlieglih Wlgeriens 
bald mehr ale 40 Mill. Einwohner zählen; Deutichland 37 Mill., wovon 
29 Mil. in dem Nord: und 8 Mil. in dem Sübbunde; DOefterreich 35, 
Stalien 26, Spanien 18 Mil. Was ift in biefer Vertheilung ber europäls 
ſchen Kräfte, das uns beunrubigen könnte? 

„Eine unwiderſtehliche Macht, jelbft wenn man fie bes 
dauern mödte, drängt die Völker, fih zu großen Geftaltun: 
gen zu vereinigen und bie Fleineren Staaten verjhwinden 
zu maden. Diejes Beftreben entjpringt aus dem Wunjche, ben allgemeinen 
Intereſſen wirfjamere Garantien zu geben. Vielleicht ift biefes Beftreben 
burdy eine Art providentieller VBorausficht ber Weltgeſchichte beſtimmt. Wäh⸗ 
rend bie alten Bevölferungen des Gontinents in ihren beſchränkten Gebieten 
nur mit einer gewiſſen Langfamfeit wachſen, können Rußland unb bie 
Ber. Staaten von Amerifa vor Ablauf eines Jahrhunderts je 100 
Mill. Dienfchen zählen. Obgleich der Fortichritt diejer Beiden großen Reiche 
für uns fein Gegenſtand ber Beunruhigung ift und wir im Gegentbeil ihre 
großmüthigen Anftvenyungen zu Gunjten unterdbrüdter Racen freudig begrüs 
Ben, liegt es in dem Zufunftsintereffe ber mitteleuropäiſchen 
Völker, niht in fo und fo viel verfhiedene Staaten ohne 
Kraft und öffentlichen Geift zerftüdelt zu fein. 

„Die Politif muß fich über engberzige und mißgünftige Vorurtheile eines 
andern Zeitalters erheben. Der Kaifer glaubt nicht, daß bie Grüße eines 
Landes von ber Schwächung ber Völker, weldye es umgeben, abhängt, und 
er fieht das wahrhafte Gleichgewicht nur in den befriedigten Wünſchen der 
Bölfer Europa’s. Hierin gehorcht er ben alten Weberzeugungen und ben 
Traditionen feines Geſchlechtes. Napoleon I. hatte die Aenderungen vorauss 
gejeben, welche heute auf dem europäifchen Gontinent ftattfinden. Cr hatte 
die Keime neuer Nationalitäten gelegt, in ber Halbinfel durch bie Bildung 
eines Königreichs Stalien, in Deutihland dur das Verjchwindenmacen von 
253 unabhängigen Staaten. 

„Wenn bieje Erwägungen gerecht unb wahr find, jo bat ber Kaifer Recht 
gehabt, die Rolle des Vermittlers zu übernehmen, welche nicht ohne Ruhm 
gewefen it — unnüßes und ſchmerzvolles Blutvergießen zu verhindern, ben 
Sieger durch freundfchaftliche Intervention zu mäßigen, bie Eonfequenzen des 
Unglüds zu mildern und fo vielen Hinderniffen gegenüber bie Herftellung 
bes Friedens zu erſtreben. Er würde im Gegentheil feine hohe Verantwort⸗ 
lichkeit verfannt haben, wenn er, bie veriprochene und proclamirte Neutralität 
verlegend, fi aufs Geradewohl in die Zufälle eines großen Krieges geftürzt 
hätte, in einen ber Kriege, welche den Haß ber Racen erweden und in benen 
ganze Nationen aufeinanderftoßen. Was würbe in ber That das Ziel dieſes 
freiwillig ‚gegen Preußen und nothwendigerweife gegen Stalien unternommenen 
Krieges gewefen fein? Eine Eroberung, eine Gebietsvergrößerung . . .! Aber 
bie Taiferl. Regierung hat feit langer Zeit ihre Grundſätze in Betreff territo: 
. rialer Ausdehnung proclamirt und angewendet. Sie verfteht und hat verftanden, 
Annerionen vorzunehmen, welde durch eine abfolute Nothwendigfeit geboten 
“find, indem fie dem Vaterlande Bevölferungen zutheilen, welche durch die gleis 
hen Sitten und ben gleichen nationalen Geift mit ihm vereint waren, und fie 
bat zur Wiederberftellung unſerer natürlichen Grenzen die freie Zuftimmung 
Savoyens und ber Srafihaft Nizza erlangt. Frankreich kann nur Gebietss 
vergrößerungen wänfchen, welche jeinen mächtigen Zufammenbang nicht ftören; 
aber es muß ſtets an feinem moraliſchen und politifchen thum: arbeiten, 
indem es feinen Einfluß ben großen Intereſſen ex XXX 
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Seine Aufgabe befteßt barin, die Eintracht zwiſchen allen Mächten berzuitel: 
leu, welche ebenſowohl das Princip ber Autorität aufrecht erhalten, als den 
Fortichritt begünitigen wollen. Tieie Allianz wird ber Revolution das 
Preſtige ver Schugherrlichfeit (Patronage) nehmen, mit der jie die Sıde ber 
Bölterireiheit zu beden behaupict und wird den großen aufgellärten Sıaaten 
bie weile Leitung ber beinokratiihen Bewegung bewahren, welche ſich überall 
in Europa kundgibt. 

„Bei allebem gibt es in den Beweyungen, welche jih des Yandes (Frank⸗ 
reichs bemãchtigt haben, ein Gefühl, welches anerkannt und präciſirt werden 
muß. Tie Reſultate des legten Krieges enthalten eine ernſte Lehre, welche 
unferer Wafjenchre nichts gekoſtet hat: jie zeigen uns bie Nothmwenbig- 
feit an, daß wir um unjer Gebiet zu vertheidigen, ohne Auf— 
{hub zu einer Bervollfommmung unirer militäriihen Ors 

anifation f[hreiten müfien. Die Nation wird biejer Pflicht, welche 
ür Niemanden eine Drohung tft, nachkommen; fie hat ben gerechten Stolz 
bes Werthes ihrer Armee; ıhre Empfindlichkeiten, welche burdy die Erinnerung 
ihrer militärifhen Thaten, dur) ben Namen und die Handlungen des Sour 
veräns, ber jie regiert, gewedt find, brüden nur ihren energiihen Willen aus, 
ihren Rang und ihren Einfluß in ber Welt jo aufrecht zu erhalten, daß 
feine Gefahr fie erreichen kann. 

„Ales zufammengenommen, erſcheint ber Horizont von bem Geſichts⸗ 
puntte aus, in welchem die Eaijerlihe Megierung die Geſchicke Europa's be: 
trachtet, von drohenden Eventuglitäten beircit; furchtbare Probleme, welche 
gelöft werden mußten, weil fie jich nicht unterdrüden laſſen, laſteten auf den 
(Geſchicken der Völker; fie Hätten fih in viel ſchwierigeren Zeiten 
einftellen fönnen und haben. ihre natürlihe Löſung ohne allzuheitige Er: 
ſchütterungen und ohne bie gefährliche Hülfe revolutionärer 
geidenfhaften gefunden. Ein Frieden, welcher auf folhen Grundlagen ruht, 
wird ein bauerhafter Friede fein. Was Frankreich betrifft, jo bemerkt es, 
nad) welcher Seite bin c8 auch jeine Blicke richtet, nichts, das jeinen Gang 
fefjeln oder fen Glück flören fönnte Mit allen Mächten freundſchaftliche 
Beziehungen unterhaltend, durch eine Politik geleitet, welche als Zeichen ihrer 
Stärke Großmuth und Mäpigung bat, auf feine impofante Einheit geſtützt 
und mit feinem überall bin ſtrahlenden Genie, mit ſeinen Schätzen und ſei— 
nem Europa befruchtenden Credit, mit ſeiner entwickelten Militärkraft, in 
Zukunft umgeben von unabhängigen Nationen, erſcheint es nicht weniger 
groß, wird nicht weniger geachtet ſein. Das ift bie Spradye, welde Sie in 
in Ihren Beziehungen zu der Regierung, bei welder Sie accrebitirt find, zu 
führen haben werben.“ 


17. Eept. Der Tail. Adjutant Gen. Caftelnau geht in außerorbentlicher 


20. 


Miffion nach Merico ab. 
„ Der Kalfer geht nah Biarrik. 

Der Präſident der mericanifhen Finanzcommiſſion in Paris macht 

bem Publicum die Anzeige, daß die mericanifche Regierung feine 
Rimefjen für bie Zahlung der am 1. October fälligen Coupons 
und bie Rüdftände der mericanifhen Schuld gefandt habe, weßhalb 
auch Feine Zahlung an bie franz. Gläubiger ftattfinden könne. 
„ Der neue Minijter des Auswärtigen, Marquis de Möouftier, hält 
auf feiner Reife von Konftantinopel nah Marfeille in Athen an 
und ſpricht fi ſowohl gegen den König, als gegen die Minifter 
aufs ftärfite gegen ben Aufſtand in Candia aus, 


13. 


16. 


19. 


at, 
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Dct. In Folge der Ermordung franzöſiſcher Miſſionare in Corea 


langt eine franz. Expedition unter dem Contreadmiral Roze vor der 
coreaniſchen Stadt Kang⸗-hoa an. 

„ Die franzöf. Erpedition gegen Corea beſetzt nad kurzem Biber- 
ftande Kang-hoa und kehrt dann, nachdem fie die öffentlichen Ge 
bäude der Stadt zerftört, im Grunde ohne alles wefentliche Refultat 
wieder zurüd. 

„ General Xebveuf übergibt im Namen des Kaifers der Franzofen 
Benetien einer Commiſſion der Municipalität von Venedig. Anſprache 


des Generals an dieſelbe: 


. Der Kaiſer kennt ſeit lange die Beſtrebungen Ihres Landes, Se. 

Mei. weiß, daß es wünſcht, mit ben Staaten des Königs Victor Emanuel 
vereinigt zu fein, mit dem es ehedem für die Belreiung Italiens kämpfte. 
Aber aus Achtung vor dem Nechte der Nationalitäten und vor der Würbe 
ber Völker bat der Kaiſer den Benetianern bie Sorge laſſen wollen, ihre 
Wünſche fund zu geben. Sie find würdig, dieſe der Volkaſouveränetät dar⸗ 
gebradyte Huldigung zu verſtehen, auf welcher die Regierungen Frankreichs 
und Italiens beruhen. 
„Die kaiſerliche Familie kehrt von Biarritz wieder nach St. Eloub 
zurüd. Die Geſundheit des Kaijers hat fich wieder mejentlich ge: 
beſſert. 
„Unruhen der bedrängten Seidenarbeiter in Lyon. Energiſche An: 
regung einer Abſchaffung des Octroi. 
„ Ein Faiferl. Decret ſetzt eine ziemlich zahlreiche Commiſſion von 
Miniftern, Marihällen und Generälen ein, um eine Reform ber 
Heeresorganifation zu berathen. Der Kriegsminifter motivirt in 
feinem Bericht darüber den Antrag bamit: 

„Die neueften Greigniffe, die fih in Deutichland zugetrageh haben, find 
für mebrere Mächte Europa’s Veranlaſſung gewefen, namhafte Veränderungen . 
in ihrer militärijchen Drganifation vorzunehmen. Ew. Maj. war ber Ans 
ficht, daß Frankreich, einer ſolchen Sachlage gegenüber, nicht gleichgültig Blei: 
ben könne, und bie Frage ſtudiren müſſe, ob nicht ebenfalls in ber Militärs 
macht des Kaiferreichs die Veränderungen, auf welche die Verhältniffe hinzu⸗ 
beuten [cheinen, einzuführen ſeien. Ew. Mai. haben mir beshalb bie Abficht 
funbgegeben, eine Commiſſion, über welche Sie Sich felber den hohen Vorſitz 
vorbehalten, mit der Ausfindigmahung deſſen zu betrauen, was zu geichehen 
babe, um unjere nationale Wehrkraft zur Vertheidigung unfres Gebiets und 
zur Aufrechthaltung unſres politiſchen Einfluſſes geeignet zu machen.“ 


3. Nov. Die Militärreform-Commiſſion hält ihre erſte Sitzung und be 


8. 


13. 


ginnt ihre Arbeiten. 

„ Der Erzbifhof von Chamber erläßt einen Hirtenbrief und be⸗ 
ginnt damit den Kreuzzug einer Reihe von Biſchöfen gegen bie ihrer 
baldigen Ausführung entgegen gehende Septemberconvention zur 
Räumung Roms. 

„ Der Hof fiebelt nach Compiögne über, Die Arbeiten der Militär: 
reformcommillion jollen unter dem Vorſitze bes Kaiſers auch bort 
fortgefegt werben. . Prinz Napoleon. wird vom Kaiſer eingelsten, 
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daran Theil zu nehmen und es werden auch zwei Admirale zu den 
| Beratbungen beigezogen. 
20. Nov. Gen. Fleury trifit in außerorbentliher Miflion der franz. Re⸗ 
gierung in Ylorenz ein. 
21. „ Eine Verfügung des Kriegsminifters an bie Militärintenbanten 
zeigt benjelben an, daß die gejammte franz. Armee in Merico auf 
einmal und zwar in den erften Monaten bes fünftigen Jahres nach 
Frankreich zurückkehren werde. 


2. Dec. Die Franzoſen beginnen die Räumung Roms. 

3. „ Die Transportſchiffe für die Ueberführung ber franzöſiſchen 
Armee in Merico beginnen aus ben verjchiebenen franzdj. Häfen 
auszulaufen. 

4 „ Die fon längft projectirte Reife der Kaiferin nah Rom wird 
im Minifterrath jehr ernjthaft in Erwägung gezogen. 

T. „ Die Milttärreformceommifjon beendigt ihre Arbeiten. 

8 „ Der Erzbifhof von Paris erläßt ım Gegenſatz gegen bie meiften 
übrigen Biſchöfe einen ſehr gemäßigten Hirtenbrief über bie bevor- 
ftehbende Räumung Roms dur die Franzofen. 

11. „ Die Franzoſen räumen bie Engelsburg und übergeben fie ben 


päpftlichen Militärautoritäten. = 
Dep. bes Marquis de Mouftier an ben franzöfifhen Botfchafter 
in Rom: 


„Ser Kaifer bat flets die Unabhängigkeit bes HI. Stuhls und die Unab: 
bängigteit Staliens gewollt. Jedes diefer Intereſſen hätte ohne Zweifel gern 
auelhliehlid, bevorzugt fein wollen, aber trog ber Schwierigfeit fie zu ver: 

föhnen,- hat fich der Kaijer doch niemals von bem doppelten Gefichtspunfte, 
auf den er fich geftellt Hatte, entrüden laſſen. Heute, da Stalien endgiltig conftis 
tuirt ift, wird die Befeftigung ber päpjtl. Gewalt das Haupt- 
ziel unferer Anftvengungen, und ber Bl. Vater hat allen Grund, 
mit Vertrauen ihr Ergebniß zu erwarten und ihren Erfolg durch weife 
Mapregeln zu fichern, welche fein Gewiffen ihm eingeben wird. Ohne 
Zweifel muß ber Abzug unferer Truppen Pius IX. eine Erregung (&motion) 
verurfachen, welche wir begreijen. Indeß Tonnte Fein Augenblid günftiger 
fein, diefe neue Situation zu fchaffen, als derjenige, wo bas Nationalgefühl in 
Italien bucch den Gewinn Venetiens eine jo große und vollſtändige Genugthuung 
erhalten bat. Freuen wir uns biejes Umttandes; benn am Ende mußte wohl 
einmal ber Tag kommen, an dem das wejentlih tranjitoriiche Factum unfrer 
Belebung, welche materiell erhielt, ohne moraliih zu befeftigen, und welche 
nicht ohne Ende fein konnte, ohne die Negation dev Macht ſelbſt zu werden, 
welche fie zu [hüten berufen war, aufhören mußte. Die kathol. Welt muß 
uns Dank willen, eine Maßregel folange vertagt zu haben, beren Nothwen⸗ 
bigfeit doch fo Kar war, und fie wird ohne eine tiefe Ungerechtigkeit nicht 
verfennen fünnen, baß wir an bem Tage, an dem biefe Nothwendigkeit fich 
unwiberfiehlich zeigte, alles nur irgend Mögliche gethan haben, um bem bl. 
Vater neue und ernftere Garantien für bie freie und ungeltörte Ausübung 
feiner doppelten Souveränetät zu fihern ... Wir zweifeln nicht, daß Pius IX. 
ale Maßregeln nehmen werde, welche bie Natur ber Dinge jelbft ihm 
auferlegt und deren Zweckmäßigkeit ihm bewieſen ift. Er weiß, welches unjre 
Anfichten in biefem Betracht find, unb daß wir Ihm nichts anrathen, was 
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ihn ſchwanken laſſen könnte, oder was von ben Diepoſitionen abwiche, die er 
felbft zu verfchiebenen Malen an den Tag gelegt hat. Wir haltenes für möglich, 
unter biefen Bedingungen die Beziehungen des hl. Stuhles zu feinen Unter⸗ 
thanen und zu dem übrigen Stalien auf einer natürlichen und dauerhaften 
Baſis zu gründen. Flößen Sie dein hl. Vater biefe Ueberzeugung ein, welche 
ihm den Muth geben wird, ohne Verzug and Werk zu geben, Sagen 
Sie ihm, daß der Rückzug unferer Truppen Teineswegs ein Aufgeben ber 
großen Intereſſen bedeutet, welche wir feit 17 Jahren durch unfere Gegen⸗ 
wart fhüßten und über die wir, fern wie nahe, micht aufhören werben, mit 
volfommener Hingebung zu wachen.“ 


12. Dec. Die lebten franz. Truppen ziehen von om ab. 


22. 


„ Der „Moniteur” veröffentlicht den Entwurf einer Heeresreform, 
wie er aus den Berathungen der Militärcommiſſion hervorgegangen 
ift. Die öffentliche Meinung nimmt denfelben ganz allgemein höchſt 
ungünftig auf. 

Die Grundzüge diefes Entwurfs find im Weſentlichen folgenbe: Er theilt 
die militärifhen Kräfte Frankreihs in brei Kategorien ein: 1) bie active 
Armee, 2) die Reſerve, 3) die mobile Nationalgarde, Tie Tienfizels iſt Im 
ber activen Armee wie in ber Reſerve auf G Jahre feflgeftellt. Tie ausge 
bienten Soldaten gehören für 3 Jahre ber mobilen Natlonalgarde an. Bon 
ben ca. 326,000 Franzoſen, bie jährlih ins militäriſche Alter treten, ſollen 
bie 160,000 FEräftigftien durch Gonfcription herausgenommen und davon 
80,000 ber activen Armee, 80,000 ber Referve zugetheilt werben, fo daß mit 
ben nöthigen Abzügen nah 6 Jahren fi ergäbe: I) active Armee 417,483 
Mann, 2) Relerve 424,746 Dann, 3) Nationalgarde 389,956 Dlanıı, zus 
ſammen 1,232,215 Wann. Tie Reſerve wird gebildet aus allen jun 
Leuten, welde das Loos nit dem Jahrescontiugente zugetheilt hat. 
theilt fi in zwei gleiche, durch die Ziehungsenummern abgeſchiedene Hälften, 
Tie erfte, bie ſogenannte Reſerve erfien Aufgeboie, bleibt, —*— in Friedens⸗ 
zeiten, zur Berfügung bes Kriegeminifiers, um im Yiotbfald Des Beſtand ber 
Regimenter verftärken zu fünnen. Tie zweite, bie Meſerve zu eilen Aufgebots, 
fann bagegen nur in Kriegszeit und bush kaiſerl. Tecret, ie Dieb heutzu⸗ 
tage für bie Auigebote ber Alottienmanniguft (Inseriptivm maritime) ber 
al if, einberufen werben. Tie beiden Welerven werben abwechſelnd im Deu 
Armeroepors während längerer ober Türzesee Bes einepercitt Lie mobile 
Hationalgerbe wird aus den Soltiaen bes ucives Armee ud Genen Des 
—— bie ihre Dienſtzcit beentet Haben, gebildei mb nur ſelten zuſammen⸗ 
ommen. 

„ Ein Brief des Grafen vom Chamberb en Teine Getreuen in 
ʒrantreich unterwirtt Die auswärtige Folitif det Koiſers Yinpoleom 
von feinem Stanbpunfse aus einer einlühligen Ari, 

„ Gen Zleury tert von Teiner beſondern MBifion an den Hot 
„ Der Sinangminifier Aoule erßanet Teinen aljahriier Serie 
über Die Lage ber Finanzen au den Knie. 

Zerielbe get von ver Yrinusichung une. Liii br geepgipene Keree 
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5. Italien. 


1. San. Das Geſetz über die Einführung der Civilehe tritt mit dieſem 


2. 


n 


15. 


30. 


Tage in Kraft. 

Modification bes Minijteriums Lamarmora: außer dem Minifter- 
präfidenten behalten auch Chiaves, Jacini und Angioletti ihre bie: 
herigen Portefeuilles; Scialoja übernimmt die Finanzen, Defalco 
die Juſtiz, Pettinengo den Krieg, Berti den Unterridt. 

„ Der neue Kriegsminijter ftellt aus Eriparungsrüdfiäten fofort 
die Aushebung für 1866 bis auf Weiteres ein. Faſt die ganze 
Preſſe erflärt fi) gegen ben Schritt (aber ebenjo auch gegen bie 
Einführung neuer Steuern) als gegen ein Symptom totaler Ent- 
waffnung. [Im März 1867, zu welder Zeit bie Entlaffung der 
Altersclaffe von 1844 mit 55,000 Mann eintrete, würde die ital. Armee 
auf 340,000 Mann rebucirt und damit die Möglichkeit eines Kriege 
zur Befreiung Venetiens geradezu unmöglich fein.] 

„ Der neue Juftizminifter überfendet den Gefeßesentwurf bez. Auf: 
hebung ber Klöſter 2c. unverändert dem Secretariat der Abg.Kammer. 
„Marcheſe Azeglio }. 

v„ Abg.-Kammer: Erpoſs des neuen Finanzminiſters Seialoja. Das⸗ 
ſelbe ſetzt Erſparniſſe im Betrag von 55 Mill, in Ausſicht, aber 
troßbem ein Deficit von 211 Mil. für 1866, das. jebody durch 
Steuererhöhungen und neue Steuern auf 80 Mil. perabgeminbert 
werden joll. 

„Abg.Kammer: Die Wahl der Bubgetcommiljion fällt gegen die 
Regierung aus. 

„ Abg.-Kammer: Die Regierung bringt das Kloftergefeh ganz nad 
dem Vorſchlage bes abgetretenen Juſtizminiſters Cortefe neuerdings 
zur Vorlage. 


” 


6. Febr. Die Wbg.- Kammer lehnt ben Antrag bes (elericalen) A. 


Cantu auf Abſchaffung des politiihen Eides ab, 
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44. Fehr. Die große Apenbahn:Commiffion erflärt fi unter dem Bor- 


16. 


18. 


19. 


23. 


24. 


fite des Minifters Jacini für das Gotthardsprojedt, nur 3 Mit: 
glieder fprechen fi für den Splügen aus, gar feines für den Lul- 
manier. 

„ Defterreih verſucht einen halben Echritt der Annäherung an 
alien, indem es fich feinerfeitS bereit erklärt, die Vortheile bes 
Handelsvertrags mit Sardinien auf alle italienifchen Provenienzen 
auszudehnen, wofern Stalien bafjelbe thue, ohne daß jedoch das 
politiſche Verhältniß Oeſterreichs zu Stalien dadurch alterirt werben 
folle. Die italieniſche Regierung geht nach längerem Bedenken auf 
den Vorſchlag nicht ein. 

„ Abg.:Kammer: Beginn der Debatte über eine zweimonatlidhe Ver: 
längerung des Finanzproviſoriums. Die Regierung verlangt fie als 
Dertrauenspotum. 

„ Abg.: Kammer: Debatte über cine zmweimgnatliche Verlängerung 
bes Finanzproviſoriums. Ricaſoli beantragt, die finanziell-politiiche 
Debatte im Intereſſe der Ginigfeit des Landes zu vertagen. Die 
Regierung beharrt auf der Forderung eines Vertrauenspotums. Ri: 
cajoli zieht feinen Antrag zurüd. 

„ Die Abg.Kammer beſchließt, eine Commifjion von 15 Mitgliedern 
zur Prüfung der Gefahrmtheit der Finanzentwürfe niederzuſetzen. 
Die Regierung hat nichts dagegen. 

„ Graf Arefe regt die Organifation von freiwilligen Beiträgen in 
großem Maßſtabe behufs Tilgung der Nationaljhuld an. Die bee 
findet zunächſt in Turin Ichbhaften Anklang. 


„Abg.-Kammer: Debatte über die Verlängerung bes Finanzpro⸗ 
viſoriums. 

Mehrere Mitglieder ergreifen die Gelegenheit, ſich einläßlich über die Mis 
litärfrage zu äußern. General Birio erflärt, daß für Stalien die Taufe 
eines Kriegs um Venedig unumgänglich fei, um Achtung in Europa und in 
ber Diplomatie zu erlangen. WMinifterpräfident General Ramarmora: 
Ueber die Armeefrage müffe man fid) verftändigen und das Land nicht in 
trügerifche Hoffnungen wiegen. „Wir müfjen uns auf ben Friedensfuß ſetzen, 
um jomohl finanziell als in jeber andern Beziehung beffer im Stande zu 
fein, nöthigenfalls Krieg führen zu fünnen. 3 reicht vollkommen hin, wenn 
wir für Heer und Flotte 200. Millionen ausgeben! Hätte die Regierung feit 
1860 diejes Syftem befolgt, fo wären 627 Millionen gefpart worben, wos 
von man 127 Millionen auf Befeftigungen verwenden und mit 500 Millio: 
nen eine großartige Reſerve für alle Eventualitäten hätte bilden können. Ich 
age Niemand an. Meine Vorgänger haben fi) wahrjcheinlich von dem 
Kriegsgeſchrei ber öffentlihen Meinung einſchüchtern laſſen; ich fage es nur, 
um nachzuweiſen, daß bie öffentliche Meinung fi) über die Notwendigkeit 
berartiger Ausgaben getäufcht hat. Möge nunmehr bie Kammer über das 
Minifterium richten.“ Kriegsminifter Pettinengo gibt Auffchlüffe über bie 
neuerdings erfolgten Reductionen im Budget und in den Gabres der Armee. 
Gegenwärtig hat Italien 204,874 Mann wirflih unter Waifen, 128,287 
völlig ausgebildete Eoldaten find als beurlaubt entlaffen, können aber jeden 
Augenblid wieder einrüden. Dazu kommen noch 107,612 


und 41,000 Mann ber Sahresclhafle von 1845, dir YarııRa N SEI 
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berufen wurben, aber in eignen Lagern doch eine beſtimmte militäriſche Aus⸗ 
bildung erhalten follen. Im Kriegsbubdget tritt eine Erjparniß von 30 Mill. 
ein, fo daß bie beiden Budgets des Kriegs und ber Marine für das nächſte 
Jahr zuſammen nicht über 200 Mill. gehen werden. 

25. Febr. Abg.-Kammer: Die Regierung madt eine Vorlage für Sub: 
vention der Gotthardsbahn. Die Hffentlihe Meinung in der Schweiz 
und Deutihland findet dieſelbe fjehr ungenügend und nur barauf 
berechnet, jchweizerijches und deutiches Gelb für das Unternehmen 
herbeizuziehen. 

26. „ Abg.Kammer: Schluß der Debatte über die Verlängerung bes 
Finanzprovijoriums. Die Bewilligung ſelbſt wird mit 228 gegen 
58 Etimmen ausgeſprochen, ber Antrag auf einfahe Tagesordnung 
über die verſchiedenen Zuſätze wird nah dem Wunſche der Regie— 
rung verworfen und das DVertrauensvotum für bie Regierung mit 
181 gegen 142 Stimmen (2 enthalten fi) angenommen. 





1. März. Die Blätter melden, daß die Armee und die Militärabminiftra> 
tion mit dieſem Tage ganz auf ben Friebensfuß geftellt feien. 
„„ Die Abg.:Kammer befchließt die Niederſetzung einer Enquäte: 
commiflion bez. der gefammten Finanzverwaltung von 1859 —65 
und der Commiljion 6 Monate für ihre Arbeiten Zeit zu Tafjen. 


3. „ Die Abg.Kammer nimmt den Handeldvertrag mit dem Zollverein 
mit 186 gegen 16 Stimmen an. Bericht der Commiſſion. Freund: 
[haftsgruß an Deutſchland. 

7. „ Das Centralcomitd des jog. Consorzio nationale für freiwillige 

Tilgung der Nationaljguld unter dem Vorſitze des Prinzen von 

Carignan erläßt ein Manifeft zu Beiträgen, nachdem von Mailand 

aus umſonſt der Verſuch gemacht worden war, der Bewegung eine 

practijhere Richtung zu geben. 
Der Senat genehmigt auch jeinerjeitS den Handelsvertrag mit 
dem Zollverein mit 73 gegen 1 Stimme. 

8./9. März. Abg.Kammer: Kriegerifche Rede des Generald Menabren. 
Der Minifterpräfident Lamarmora erflärt die Lage für fehr ernft 
und weigert ſich auf verjchiebene Interpellationen Pepoli's bez. ber 
auswärtigen Beziehungen zu antworten: bie Umſtände feien zu ver: 
widelt und die Stellung der Regierung bürfe nit compromittirt 
werben, in entjcheidenden Fällen könne eine Regierung bem Parlament 
unmöglich ihre Entjchliegungen mittheilen. Bepoli: er labe bie 
Regierung ein, die Mannſchaft von 1845 unter bie Waffen zu 
rufen. „Die Zeit wird fommen, wo man erfennen wirb, ob idh 
heute Recht hatte, aus patriotiichem Herzen der Regierung ben Rath 
zu geben, daß fie fich bereit halte, um die kommenden Ereignifje zu 
benügen.” Lamarmora: „Aus ben lebten Worten des ehrenw. 
Abg. jcheint hervorzugehen, daß er wiffe, welche Vorkehrungen bes 
reits von uns getroffen worben find.” Gewaltige Aufregung ber 


7 


Italien. 357 


überrafchten Kammer. Sendung bes Generals Govone in außer: 
ordentlicher Miffton nad) Berlin. 

Dep. Kamarmora’s an ben ital. Geſandten in Berlin: „Der 
General Govone, ber Ihnen biefes Schreiben überbringt, ift beauftragt, bei 
ber preußiichen Regierung eine Miffion von befonderer Michtigfeit zu erfüllen. 
Er beſitzt das volle Vertrauen bes Königs und feiner Regierung und ich bitte 
Sie, Herr Minifter, ihn in diefer Eigenfhaft St. Ere. dem Grafen v. Biss 
mark und nah Umjtänden auch Sr. Majeftät dem Könige Wilhelm vorzus 
ftellen. Der General Govone Fennt bie Abfichten der Föniglichen Regierung 
über die gegenfeitige Lage von Preußen und Defterreih. Sie willen, Herr 
Minifter, unfere Entihlüffe bangen ab von den Entjchlüffen Preußens, von 
den Engagements, Die e3 geneigt ift einzugehen, und endlich von der Trag⸗ 
weite des Zieles, das es ſich geſtellt hat. Wenn Preußen bereit iſt, ent⸗ 
Iceibungenst und gründli in eine Politik einzugeben, die feine Größe in 
Deutichland fichert, wenn bei der Beharrlichfeit Defterreihe, eine feindfelige 
Rolitif gegen Preußen und Stalien zu verfolgen, der Krieg ein von ber 
preußifhen Regierung wirklich acceptirtes Ereigniß ift, wenn man enbli in 
Berlin geneigt ift, mit Stalien fi) in Vorausſicht eines beſtimmten Zieles 
jiher zu vereinbaren, glauben wir, daß ber Augenblid gefommen if, wo 
Preußen nicht länger zögern darf, ſich uns gegenüber frei zu äußern, und 
wir ſind bereit, mit ihm in einen Austauſch von Mittheilungen einzugeben, 
der ihm bemeifen wird, wie ernftlich gemeint unfere Vorfchläge find. Die 
Million des Generals Govone hat den Zweck, jich ber militäriihen Maß: 
regeln, welde die Regierung Er. Majeftät des Königs von Preußen in 
Folge ber gegenwärtigen Lage im Einverjländniffe mit uns zu unferer gegen: 
feitigen Vertheidigung eingeben würde, zu verfihern. Die Mitglieder bes 
Cabinets in Berlin ober die Perjonen des Hofes, die von Sr. Maj. bem 
Könige oder von Gr. Ercellenz dem Minifterpräfidenten berufen jein ſollten, 
mit dem General Govone in Berbindung zu treten, können fih (und wir 
bitten Sie, ihnen bie Verſicherung davon zu geben) ihm gegenüber ausſprechen 
mit der Klarheit der Präcifion, bie der Gegenftand dieſer Miffion erforbert, 
und mit ber Verfiherung der befonderen Wichtigkeit, die wir bem beilegem, 
was uns durch feine Vermittlung zugeben wird. Ihre guten Dienfte umb 
Ihre fcharffinnigen Andeutungen, Herr Minifter, werden bem General Go- 
vone fehr nüßlich fein und id) bitte Sie, ihm biefelben ohne Rückhalt zu=- 
fommen zu laſſen. Sch weiß fehr wohl, welches perſönliche Anicben ex 
was ihn anbetrifft, genießen, und welche Berüdfichtigungen Ihre Rupie 
verdienen. Die hervorragenden Eigenichaften des Generals Gerenz umb bie 
Mifjionen, die er ſchon erfüllt bat, find mir eine beienbrre Fer:zür, daß 
dieſe Miſſion ihren Zweck erfülle, der, wie ich eben jagte, harzz Schr, mit 
Klarheit die gegenfeitige Lage von Stalien und Preußen 3 = fortße uf bie 
fih für Europa anfündenden Verwidlungen zu beſti 

15. März. Der Kriegsminifter erftattet dem König immer eliäficen 
(von der Regierung erſt am 13. April veröfientkine:) Werke über 
den Stand und die Schlagfertigfeit der Armee. 

©. Ergänzungspeft ©. 20. 

19. „ Gräuelſcenen in Barleita (Neapel) gegen ii zurziger Trennen 

21. „ Abg.-Kammer: Die Regierung verlangt zen Sussır 
zur Befejtigung Cremona's. 

22. „ Die Abg.Kammer lehnt die Zulaffung ze u Meicız zum er 
gewählten Mazzini mit 191 gegen 105 Zimazı zu 

28. „ Kine Conferenz von Directoren mer rumuitaier x mir 
fih geneigt, der Regierung 200 8 ur mr" 
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gehabt hätten, würde alle im Bunde vereinigten Kräfte gegen und gerichtet 
haben. Das öſterr. Deutſchland an der Etſch unbefiegbar, hätte im gegebenen 
Augenblid bis zu den Nlpen vordringen können. Das preuß. Deutichland 
hatte als Avantgarde am Rhein alle jene Mittelftaaten, welche unaufhörlich 
durch den Wunſch nad) politiicher Umgeftaltung bewegt und geneigt find, 
Frankreich als den Feind ihrer Eriftenz und ihrer Hoffnungen zu betrachten. 
Wenn man Spanien ausnimmt, jo würben wir faum bie Möglichleit gehabt 
baben, auf dem Gontinent eine Allianz zu fließen. Stalien war zerftüdelt 
und ohnmächtig, es zählte nicht als Nation. Preußen war weber feitgeglie: 
dert nod) unabhängig genug, um fih von feinen Traditionen loszumachen. 
Deiterreih war zu fehr bamit beichäftigt, feine italienischen Beſitzungen zu 
erhalten, als daß es fih intim mit uns hätte verfändigen Fünnen. Ohne 
Zweifel hat ber lang dauernde Friede die Gefahren diefer Gebietsgeftaltungen 
und biefer Allianzen vergejlen machen können, benn fie erfcheinen nur dann 
furchtbar, wenn der Krieg ausbricht. Aber dieſe zweifelhafte Sicherheit bat 
Frankreich zuweilen um den Preis der Auslöjchung feiner Rolle in der Melt 
erreiht. Es ift unbeftreitbar, daß während vierzig Jahren es überall bie 
Coalition ber drei nordiihen Mächte, durch die Erinnerungen der gemein: 
ihaftlichen Niederlagen und Siege, durch gleiche Regierungégrundſätze, durch 
feierliche Verträne und burch bie Gefühle des Mißtrauens gegen unfre liberale 
und civiliſatoriſche Thätigkeit geeinigt, gegen fich gefunden hat. 

„Wenn wir jebt die Zufunft des umgeftalteten Europa’s prüfen, welche 
Garantien bietet e8 für Franfreih und den Frieden der Welt? Die Coalition 
ber drei norbdifchen Höfe it gebrodhen. Das neue Princip, weld es 
Europa regiert, it die Freiheit der Bündniſſe. Alle Großmächte 
haben jih bie Fülle ihrer Unabhängigfeit, ber regelmäßigen Entwidlung 
ihrer Sefchide wiedergegeben. Das vergrößerte Preußen, fortan frei von 
jeder Solidarität, fichert die Unabhängigfeit Deutſchlands. Frankreich darf 
daran feinen Anftoß nehmen. Stolz auf feine bewundernswürdige Einheit, 
feine unvertilgbare Nationalität, kann es nicht das Werk der Affimilation, 
das ſich eben vollzieht, befämpfen oder bebauern unb die Principien ber Nas 
tionalität, welche e8 repräfentirt und den Völkern gegenüber befennt, eifer: 
füchtigen Gefühlen unterorbnen. Wenn das nationale Gefühl Deutichlands 
befriedigt ift, wird feine Unruhe ſich zerftreuen, feine Feindſeligkeit erlöfchen. 
indem es Frankreich nahahmt, thut es einen Schritt, ber ed uns näher 
bringt, und nicht von ung entfernt. Im Süben ift Italien, befjen lange 
Knechtſchaft feinen Batriotismus nicht auszulöfchen vermodht bat, in ben Bes 
fit aller Elemente nationaler Größe geſetzt. Seine Eriſtenz verändert von 
Grund aus bie politiichen Bedingungen Europa's; aber ungeachtet unüber: 
legter Empfinblichfeiten ober vorübergebender Ungerechtigkeiten nähern feine 
Speen, feine Principien und Antereffen es der Nation, welche ihr Blut vers 
goſſen bat, um es in der Erfämpfung feiner Unabhängigkeit zu unterſtützen. 
Die Intereſſen bes päpftlihen Thrones find durd die Convention vom 
45. Sept. gewahrt. Tiefe Convention wirb loyal ausgeführt werden. In⸗ 
bem der Kaifer feine Truppen von Rom zurüdzieht, läßt er bort Frankreichs 


Schutz als Garantie ber Sicherheit bes hl. Vaters. In der Oſtſee, wie im 


Mittelmeer tauchen Seemädhte zweiter Claſſe auf, welche ber Freiheit ber 
Mecre günftig find. Defterreich, feiner italieniihen und beutichen Vor⸗ 
jorgen entlebigt und feine Kräfte nicht mehr in unfruchtbaren Rivalitäten 
abnutzend, fondern fie im Often Europa’s concentrirenb, repräjen- 
tirt immer noch eine Macht von 35 Mill. Seelen, welche feine Feindſeligkeit, 
fein Intereſſe von Frankreich trennt. 

„Durch welche jonderbare Verwechslung ber Vergangenheit mit der Zus 
funft fünnte die öffentliche Weinung bie Feinde Frankreichs erbliden in bie- 
fen Nationen, welche von einer uns feindlichen Vergangenheit befreit, zu einem 
neuen Leben ‚berufen, durch Principien geleitet find, welche auch bie-unfrigen 
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find, und welche von ben Gefühlen bes Yortichrittes fich leiten Tafjen, bie bas 
friedlihe Band der modernen Gelelfchaften bilden? Ein Guropa, welches 
ftärfer conftituirt, Durch präcife Gebietseintheilungen mehr gleichartig gemacht 
ift, it eine Garantie des Friedens für ben Gontinent und weber eine Gefahr 
noch ein Nachtheil für unſere Nation. Dieſe wird einſchließlich Algeriens 
bald mehr als 40 Mil. Einwohner zählen; Deutichland 37 Mill., wovon 
29 Mil. in dem Nord: und 8 Mill. in dem Sübbunde; Defterreich 35, 
Stalien 26, Spanien 18 Mil. Was ift in diefer Veriheilung ber europäi⸗ 
ihen Kräfte, das uns beunruhigen könnte? 

„Eine unwiberftehblihe Macht, jelbft wenn man fie bes 
bauern möchte, drängt bie Bölfer, fih zu großen Geftaltuns 
gen zu vereinigen und bie fleineren Staaten verjhwinden 
zu maden. Diejes Beftreben entipringt aus dem Wunſche, den allgemeinen 
Sntereffen wirffamere Garantien zu geben. Bielleiht ift dieſes Beltreben 
durch eine Art providentieler Vorausſicht ber Weltgeichichte beitimmt. Wäh⸗ 
vend bie alten Bevölferungen des Kontinents in ihren beſchränkten Gebieten 
nur mit einer gewiſſen Langfamfeit wachen, Tünnen Rußland und bie 
Ber. Staaten von Amerika vor Ablauf eines Jahrhunderts je 100 
Mil. Menſchen zählen. Obgleich der Fortichritt biefer beiden großen Reiche 
für uns fein Gegenftand der Beunruhigung ift und wir im Gegentbeil ihre 
großmütbigen Anftvenyungen zu Gunften unterbrüdter Racen freubig begrüs 
ben, liegt es in dem Zukunftsintereſſe der mitteleunropäifhen 
Völker, nit in fo und fo viel verfhicdene Staaten obne 
Kraft und öffentlihen Geiſt gerftüdelt zu fein. 

„Die Politif muß ſich über engherzige unb mißgünftige Vorurtheile eines 
andern Zeitalter erheben. Der Kailer glaubt nicht, daß bie Grüße eines 
Landes von der Schwächung ber Völker, weldye es umgeben, abhängt, unb 
er fiebt das wahrhafte Gleichgewicht nur in den befriebigten Wünſchen ber 
Bölfer Europa’s. Hierin gehorcht er ben alten Weberzeugungen und ben 
Traditionen feines Geſchlechtes. Napoleon I. hatte die Aenderungen vorauss 
gefehen, welche heute auf dem europäifchen Gontinent ftattfinden. Er hatte 
bie Keime neuer Nationalitäten gelegt, in ber Halbinfel durch die Bildung 
eines Königreichs Stalien, in Deutichland durch das Verfhwindenmachen von 
253 unabhängigen Staaten. 

„Wenn biete Erwägungen geredht und wahr find, fo bat ber Kaifer Recht 
gehabt, bie Rolle des Vermittlers zu übernehmen, welche nicht ohne Ruhm 
gewefen ift — unnüßes und ſchmerzvolles Ylutvergießen. zu verhindern, den 
Sieger durch freundfchaftliche Intervention zu mäßigen, die Eonfequenzen bes 
Unglüds zu mildern und jo vielen Hinderniffen gegenüber bie Herftelung 
des Friedens zu erſtreben. Er würde im Gegentheil feine hohe Verantwort⸗ 
lichfeit verfannt haben, wenn er, dic verſprochene und proclamirte Neutralität 
verlegend, fi aufs Geradewohl in bie Zufälle eines großen Krieges geftürzt 
hätte, in einen ber Kriege, welche ben Haß ber Racen erweden und in benen 
ganze Kationen aufeinanderfioßen. Was würde in ber That das Ziel biefes 
freiwillig ‚gegen Preußen und nothivendigerweife gegen Stalien unternommenen 
Krieges gewejen fein? Eine Eroberung, eine Gebietsvergrößerung ...! Aber 
bie Taiferl. Regierung hat feit langer Zeit ihre Grundſähze in Betreff territo: 
rialer Ausdehnung proclamirt und angewenbet. Sie verfteht und bat verftanden, 
Annerionen vorzunehmen, welche durch eine abfolute Nothwendigkeit geboten 
"find, indem fie dem Vaterlande Bevölkerungen zutheilen, weldye durch bie gleis 
hen Sitten und ben gleichen nationalen Geift mit ihm vereint waren, und fie 
bat zur Wiederherſtellung unjerer natürlichen Grenzen bie freie Zuftimmung 
Savoyens und ber Graſſchaft Nizza erlangt. Frankreich kann nur Gebiets: 
vergrößerungen wünjchen, welche feinen mächtigen Zuſammenhang nicht ftören; 
aber es muß ſtets an feinem moralifchen und politifhen Wachsthum arbeiten, 
indem es feinen Einfluß ben großen AInterellen ver Eralliinlien UWE, 
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Seine Aufgabe beſteht barin, bie Eintracht zwiſchen allen Mächten herzuſtel⸗ 
len, welche ebenfowohl das Princip der Autorität aufrecht erhalten, als den 
Fortichritt begünftigen wollen. Dieſe Allianz wird der Revolution bag 
Preftige der Schupherrlichfeit (PBatronage) nehmen, mit ber fie die Suche ber 
Bölferfreigeit zu bedien behauptet und wird ben großen aufgeflärten Staaten 
bie weile Leitung der bemokratifchen Bewegung bewahren, welche fi überall 
in Europa fundgibt. 

„Bei allebein gibt es in ben Bewegungen, welche jich des Landes (Frauk⸗ 
reichs bemächtigt haben, ein Gefühl, welches anerfannt und präcijirt werden 
muß. Die Refultate des legten Krieges enthalten eine ernſte Lehre, welche 
unferer Waffenchre nicht8 gekoſtet hatz fie zeigen uns bie Nothwendig— 
feit an, baß wir um unfer Gebiet zu vertheibigen, ohne Auf: 
hub zu ciner Bervollfommmung unſrer militärtichen Dr: 

anifation reiten müſſen. Die Nation wird dieſer Pflicht, welche 
ſu Niemanden eine Drohung iſt, nachkommen; fie bat ben gerechten Stolz 
bes Werthes ihrer Armee; ihre Empfindblichfeiten, welche burd) die Erinnerung 
ihrer militärischen Thaten, durch den Namen und die Handlungen des Sou⸗ 
veräns, der ſie regiert, geweckt ſind, drücken nur ihren energiſchen Willen aus, 
ihren Rang und ihren Einfluß in der Welt jo aufrecht zu erhalten, daß 
keine Gefahr ſie erreichen kann. 

„Alles zuſammengenommen, erſcheint der Horizont von dem Geſichts⸗ 
punfie aus, in welchem die Faijerliche Regierung bie Gefchide Europa's be= 
trachtet, von drohenden Cventunlitäten beircit; furchtbare Probleme, welche 
gelöft werden mußten, weil jie jich nicht unterbrüden laffen, lafteten auf den 
Geſchicken ber Völker; fie hätten fih in viel fhwierigeren Zeiten 
einftellen können und haben. ihre natürliche Löſung ohne allzubeitige Er: 
ihütterungen und ohne die gefährliche Hülfe revolutionärer 
Leidenschaften gefunden. in Frieden, weldher auf ſolchen Grundlagen ruht, 
wird ein dauerhafter Friede fein. Was Frankreich betrifft, fo bemerft es, 
nach welcher Seite bin c8 auch feine Blicke richtet, nichts, das feinen Gang 
fefjeln oder fein Glück flören könnte. Mit allen Mächten freundfchaftliche 
Beziehungen unterhaltend, durch eine Politik geleitet, weldye als Zeichen ihrer 
Stärke Großmuth und Mäpigung bat, auf jeine impofante Einheit geftüßt 
und mit feinem überall bin ftrahlenden Genie, mit feinen Schägen und fei: 
nem Guropa befruchtenden Credit, mit feiner entwidelten Militürfraft, in 
Zufunft umgeben von unabhängigen Nationen, erſcheint es nicht weniger 
groß, wird nicht weniger geachtet jein. Tas ift die Sprade, welde Sie in 
in Ihren Beziehungen zu ber Regierung, bei welcher Sie accreditirt ſind, zu 
führen haben werden.“ 


17. Sept. Der kaiſ. Adjutant Gen. Caſtelnau geht in außerordentlicher 


20. 


Miſſion nach Mexico ab. 
„Der Kaiſer geht nach Biarritz. 

Der Präſident der mexicaniſchen Finanzcommiſſion in Paris macht 

dem Publicum die Anzeige, daß die mericanifche Regierung feine 
Rimefjen für die Zahlung der am 1. October fälligen Coupons 
und bie Rüdftände der mericanifhen Schuld gefanbt habe, weßhalb 
auch Feine Zahlung an die franz. Gläubiger ftattfinden könne. 
„ Der neue Minijter des Auswärtigen, Marquis de Mouftier, hält 
auf feiner Reife von Konftantinopel nah Marfeille in Athen an 
und ſpricht fi ſowohl gegen ben König, als gegen die Minifter 
aufs ftärkfte gegen den Aufſtand in Candia aus, 


13. 


16. 


19. 


21. 


26. 
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Dct. In Folge der Ermordung franzöfliher Miffionare in Corea 


langt eine franz. Erpebition unter dem Contreadmiral Roze vor ber 
coreaniihen Stabt Kang-hoa an. 


„ Die franzöf. Erpebition gegen Corea beſetzt nad kurzem Biber: 
ftande Kang-hoa und kehrt dann, nachdem fie bie öffentlichen Ge 
bäude der Stadt zerftört, im Grunde ohne alles wefentliche Refultat 
wieder zurüd, 


„ General Lebveuf übergibt im Namen des Kaifers der Franzoſen 
Venetien einer Commiſſion der Municipalität von Benebdig. Anſprache 
des Generals an dieſelbe: 
.Der Kaiſer kennt ſeit lange die Beſtrebungen Ihres Landes, Se. 

Mei. weiß, daß es wünſcht, mit den Staaten des Königs Victor Emanuel 
vereinigt zu fein, mit dem es ehedem für bie Befreiung Italiens kämpfte. 
Aber aus Achtung vor bem Rechte der Nationalitäten und vor der Würde 
der Völker bat der Kaiſer den Benetianern die Sorge faffen wollen, ihre 
Wünſche fund zu geben. Sie find würdig, diefe ber Volksſouveränetät dar⸗ 
gebrachte Huldigung zu verjtehen, auf welcher die Regierungen Frankreichs 
und Italiens beruhen ...“ 
„ .Die Faiferlihe Yamilie kehrt von Biarrig wieder nach St. Cloud 
zurüd, Die Gefundheit des Kaijers hat fich wieder weſentlich ge: 
beſſert. 
„ Unruhen der bedrängten Seidenarbeiter in Lyon. Energiſche An: 
regung einer Abjchaffung des Octroi, 
„ Ein Taiferl. Decret ſetzt eine ziemlich zahlreiche Commiſſion von 
Miniftern, Marihällen und Generälen ein, um eine Reform ber 
Heeresorganifation zu berathen. Der Kriegsminijter motivirt in 
jeinem Bericht darüber ben Antrag bamit: 

„Die neueften Ereigniſſe, die fih in Deutſchland zugetrageh haben, find 
für mehrere Mächte Europa’s Veranlaffung geweien, namhafte Beränderungen . 
in ihrer militärischen Drganifation vorzunehmen. Ew. Maj. war ber Ans 
ficht, daß Frankreich, einer ſolchen Sachlage gegenüber, nicht gleichgültig blei⸗ 
ben fönne, und bie Stage jtudiren müfje, ob nicht ebenfalls in der Militärs 
macht des Kaiſerreichs die Veränderungen, auf welche die Verhältniffe binzus 
deuten ſcheinen, einzuführen ſeien. Ew. Maj. haben mir deshalb die Abſicht 
kundgegeben, eine Commiſſion, über welche Sie Sich ſelber den hohen Vorſitz 
vorbehalten, mit der Ausfindigmachung deſſen zu betrauen, was zu geſchehen 
habe, um unfere nationale Wehrkraft zur Vertheidigung unfres Gebiets und 
zur Aufrechthaltung unſres politiſchen Cinfluffes geeignet zu machen.” 


3. Nov. Die Militärreform:Commiflion hält ihre erfte Sigung und be 


8. 


13. 


ginnt ihre Arbeiten. 

„ Der Erzbifhof von Chambery erläßt einen Hirtenbrief. und be: 
ginnt damit den Kreuzzug einer Reihe von Biſchöfen gegen bie ihrer 
baldigen Ausführung entgegen gehende Septemberconvention zur 
Räumung Roms. 

» Der Hof fievelt nad Compiögne über. Die Arbeiten der Militär: 
reformcommiffion ſollen unter dem Vorſitze des Kaijerd auch dart 
fortgefeßt werben. Prinz Napoleon. wird vom Ralier tunagiaten, 
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daran Theil zu nehmen und es werden auch zwei Admirale zu den 
Berathungen beigezogen. 


20. Nov. Gen. Fleury trifft in außerordentlicher Miſſion der franz. Re⸗ 


21. 


11. 


gierung in Florenz ein. 

„ Kine Verfügung des Kriegsminiſters an bie Militärintendanten 
zeigt benjelben an, baß die gejammte franz. Armee in Merico auf 
einmal und zwar in den erften Monaten des Fünftigen Jahres nad 
Frankreich zurückkehren werde. 


Dec. Die Franzoſen beginnen die Räumung Roms. 


„» Die ZTransportiiffe für bie Ueberführung ber franzöfiichen 
Armee in Merico beginnen aus ben verjchiebenen franzöj. Häfen 
auszulaufen. 

„ Die jhon längft projectirte Reife der Kaiferin nah Rom wird 
im Minifterrath fehr ernfthaft in Erwägung gezogen. 

Die Militärreformcommiffon beendigt ihre Arbeiten. 

Der Erzbifhof von Paris erläßt ım Gegenſatz gegen bie meiften 
übrigen Biſchöfe einen fehr gemäßigten Hirtenbrief über die bevor: 
ſtehende Räumung Roms dur die Franzofen. 

„ Die Franzojen räumen die Engelsburg und übergeben fie den 
päpftlichen Militärautoritäten. - | 

Dep. des Marquis de Mouftier an den franzöfiihen Botſchafter 
in Rom: 

„Ser Kaifer bat ftets die Unabhängigfeit des HI. Stuhls und bie Unab: 
bängigfeit Staliens gewollt. jedes diefer Intereffen hätte ohne Zweifel gern 
ausſchließlich bevorzugt jein wollen, aber trog der Schwierigkeit fie zu ver: 
ſöhnen, bat fi) der Kaijer doch niemals von bein doppelten Geſichtspunkte, 
auf den er ſich geftellt Hatte, entrüden laſſen. Heute, ba Stalien endgiltig conſti⸗ 
tuirt iſt, wird die Befeftigung ber päpjtl. Gewalt bas Haupt: 
ziel unjerer Anfirengungen, und ber Hl. DBater hat allen Grund, 
mit Vertrauen ihr Ergebnig zu erwarten und ihren Erfolg durch weije 
Mapregeln zu fihern, welche fein Gewifjen ihm eingeben wird, Ohne 
Zweifel muß ber Abzug unferer Truppen Pins IX. eine Erregung (Emotion) 
verurfachen, welche wir begreifen. Indeß Tonnte Fein Augenblid günftiger 
fein, diefe neue Situation zu ſchaffen, als derjenige, wo das Nationalgefühl in 
Stalien durch den Gewinn Venetiens eine jo große und vollſtändige Genugthuung 
erhalten hat. Freuen wir uns biejes Umftandes; denn am Ende mußte wohl 
einmal ber Tag fommen, an dem das wejentlich tranfitorische Factum unjrer 
Belegung, weldye niateriell erhielt, ohne moraliſch zu befeftigen, und welche 
nicht ohne Ende fein konnte, ohne die Negation bev Macht jelbft zu werden, 
welche fie zu jchüten berufen war, aufhören mußte. Die Eathol. Welt muß 
uns Dank willen, eine Maßregel jolange vertagt zu haben, deren Nothwen⸗ 
bigfeit doch fo Klar war, und fie wirb ohne eine tiefe Ungerechtigkeit nicht 
verfennen fünnen, daß wir an bem Tage, an dem biefe Notbwenbigfeit fich 
unwiberftehlich zeigte, alles nur irgend Mögliche gethan haben, um dem hl. 
Bater neue und ernftere Garantien für die freie und ungeflörte Ausübung 
feiner doppelten Souveränetät zu fihern ... Wir zweifeln nicht, daß Pius IX. 
ale Maßregeln nehmen werde, welche die Natur ber Dinge jelbit ihm 
auferlegt und deren Zweckmäßigkeit ihm bewielen ift. Er weiß, welches unjre 
Anſichten in biefem Betracht find, und daß wir ihm nichts anrathen, was 
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ihn ſchwanken Taffen Könnte, oder was von ben Dispofitionen abwiche, die er 
jelbft zu verfchiebenen Malen an den Tag gelegt bat. Wir halten es für möglich, 
unter diefen Bedingungen die Beziehungen des hi. Stuhles zu feinen Unter: 
thanen und zu bem übrigen Stalien auf einer natürlihen und dauerhaften 
Bafis zu gründen. Flößen Sie dem hl. Vater diefe Neberzeugung ein, welche 
ihm den Muth geben wird, ohne Verzug ans Werk zu gehen. Sagen 
Sie ihm, daß der Rückzug unſerer Truppen keineswegs ein Aufgeben der 
großen Intereſſen bedeutet, welche wir ſeit 17 Jahren durch unſere Gegen⸗ 
wart ſchützten und über die wir, fern wie nahe, nicht aufhören werden, mit 
vollfommener Hingebung zu wachen.” 


12. Dec. Die lebten franz. Truppen ziehen von Rom ab. 


n 


" 


18. 
20. 


22. 


Der „Moniteur“ veröffentlicht den Entwurf einer Heeresreform, 
wie er aus den Berathungen der Militärcommiſſion hervorgegangen 
iſt. Die öffentliche Meinung nimmt denſelben ganz allgemein höchſt 
ungünſtig auf. 

Die Grundzüge dieſes Entwurfs ſind im Weſentlichen folgende: Er theilt 
die militäriſchen Kräfte Frankreichs in drei Kategorien ein: 1) die active 
Armee, 2) die Reſerve, ‚3) die mobile Nationalgarde. Die Dienſtzeit iſt in 
ber activen Armee wie in’ der Reſerve auf 6 Jahre feitgeitelt. Die ausges 
dienten Soldaten gehören für 3 Jahre ber mobilen Nationalgarde an. Von 
ben ca. 326,000 Franzoſen, die jährlich ins militäriiche Alter treten, jollen 
bie 160,000 fräftigften durch Conſcription herausgenommen und davon 
80,000 der activen Armee, 80,000 ber Reſerve zugetheilt werben, jo daß mit 
ben nöthigen Abzügen nah 6 Jahren fich ergäbe: I) active Armee 417,483 
Mann, 2) Rejerve 424,746 Mann, 3) Nationalgarde 389,986 Mann, zus 
fammen 1,232,215 Mann. Die Reſerve wird ıgebilbet aus allen jungen 
Leuten, welche das Loos nicht den Jahrescontingente zugetheilt hat. Gie 
teilt fich in zwei gleiche, dur) die Ziehungsnummern abgejchiebene Hälften. 
Die erfte, die fogenannte Referve eriten Aufgebots, bleibt, jelbit in Dee 
zeiten, zur Verfügung bes Kriegsminifters, um im Nothfall den Beſtand ber 
Negimenter verftärken zu Finnen. Die zweite, die Rejerve zweiten Aufgebots, 
kann dagegen nur im Kriegszeit und durch kaiſerl. Decret, wie dieß heutzu⸗ 
tage für die Aufgebote ber Flottenmannſchaft (Inscription maritime) ber 
Tall ift, einberufen werben. Die beiden Rejerven werben abmechjelnd in ben 
Armeedepots während längerer oder fiirzerer Zeit einerercirt. Die mobile 
Nationalgarde wird aus den Soldaten der activen Armee und denen ber 
Reſerve, die ihre Dienftzeit beendet haben, gebildet und nur felten zufammens 
fommen. 

„ Ein Brief des Grafen von Chamborb an feine Getreuen in 
Frankreich unterwirft die auswärtige Politit des Kaiſers Napoleon 
von feinem Standpunkte aus einer einläßlichen. Kritik. 

„ Gen. Fleury kehrt von feiner bejondern Miffion. an ben Hof 
von Florenz wieder nad Paris zurüd. 

„ Der Yinanzminifter Fould erftattet feinen alljährlichen Bericht 
über bie Lage ber Finanzen an ben Kaiſer. 

Derfelbe geht von der Vorausfegung aus, daß ber gefeßgebende Körper 
zuerit im Jahr 1867 die neue Heeresreform in Bauſch und Bogen votiren 
und dann erſt im Jahr 1868 dur das rectificative Budget erfahren folle, 
welche Koften die neue Organijation ben Sande verurfache, 

„» Der Entwurf einer SHeeresreform nad ben Vorfchlägen ber 
Militärcommiffion gelangt zur Vorlage an den Staatsrath nebft 
Modificationsvorſchlägen mit Rüdfiht auf die Forderungen vr X 
fentlihen Meinung. 
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26. Juni. Die dfterreichifche Flotte ericheint unter bem Abmiral Tegethoff 
recognoscirendb vor dem Hafen von Ancona. 


5. Juli. SKaifer Napoleon zeigt dem König Victor Emanuel die Ceflion 
Benetiens buch den Kaiſer von Defterreich burch folgendes Hand: 
[reiben an: 

„Sire, ber Kaifer von Defterreich, ben in meinem Briefe an Hrn. Trouyn 
be l'Huys anfgeftellten Ideen entjprechend, cebirt mir Venetien, indem er fich 
bereit erklärt, eine Vermittlung zur Herbeiführung des Friedens anzunehmen. 
Die italienische Armee hat Gelegenheit gehabt, ihren Werth zu zeigen. Gin 
größeres Blutvergießen wird alſo unnüß und Stalien Tann ehrenhafter 
Meile das Ziel feiner Beſtrebungen erreichen durd ein Webereinfommen mit 
mir, worüber wir uns leicht verftändigen Tönnen. Sch fchreibe dem Könige 
von Preußen, um ihm dieſe Lage fund zu maden und ihm für Deutfchland, 
jo wie ih es Ihrer Majeltät für Stalien thue, die Abſchließung eines 
Waffenſtillſtandes als Vorläufer ber Friedensverbandlungen vorzufchlagen.“ 

Der Minifter des Auswärtigen Visconti-Venoſta theilt dem ital. 
Gefandten in Paris die Antwort des Königs von Stalien folgender: 
maßen mit: 

„Se. Majeſtät ber König antwortete, indem er ben Kaiſer für bas In⸗ 
terefje danfte, das er an ber italienischen Sade nimmt, und fi vorbebielt, 
feine Regierung zu Rathe zu ziehen und die Gefinnungen bes Königs von 
Preußen, jeines Verbündeten, bezüglid, biefes hochwichtigen Vorſchlags Tennen 
zu lernen. Den Waffenftillftand oder die Einftellung der Feindfeligfeiten betr., 
kann bie Regierung des Königs einer doppelten Pflicht nicht untreu werben: 
gegen Preußen, weldyes, da es uns feine Ucceptation im vorliegenden alle 
nicht angezeigt hat, das Recht hat, zu erwarten, daß wir unſere militäriichen 
Operationen verfolgen — gegen bie Defterreich unterworfenen, in ber abminiftra= 
tiven Begrenzung Venetiens nicht einbegriffenen italienifchen Bevälferungen, 
beren Befreiung Gegenftand aller unferer Anftrengungen fein muß.* 

Eine zweite Depefhe an ben italienifhen Geſandten in Berlin 
Ipricht fi in hemjelben Sinne aus und beauftragt ihn, ſich jofort 
über die Abfichten der preußifchen Negierung bez. ber franzöfiichen 
Mediation und eines Waffenſtillſtands Kenntniß zu verfchaffen: 

„Unfere Ehrenhaftigkeit und ber einftimmige Wunfch ber italienifchen 
Nation fihern der preußifchen Negierung bie Fortfegung unſerer Mithilfe 

‘ (eooperazione) zu, jo weit diefelbe e8 von ung erheifchen Tann. In jeder 
Meife wünſchen wir uns ohne Zögerung mit ihr über die zwilchen Stalien 
und Preußen gemeinjfam feftzufegenden Bedingungen zu verftändigen, um 
im Stande zu fein, auf den Vorſchlag bes Kaifers der Franzoſen zu ant⸗ 
worten.” 

Der italieniſche Geſandte in Paris, den Herr Drouyn be l'Huys 
von der neuen Wendung ber Dinge in Kenntniß ſetzt, formulirt 
fofort gewiffe Bedingungen für den Fall, daß Stalien auf die Ceflion 
Venetiens eingehen follte: 

„... Ich bemerkte fogleih, daß bie italienifche Regierung nicht zulaffen 
würde, daß Dejterreich bei diefer Gelegenheit und al8 Bedingung der Ceflion 
Vorbehalte bezüglich der vömifhen Frage erhebe — einer Trage, welche 
wir als durch die zwilhen Stalien und Frankreich gefchloffene Convention 
vom 15. Sept. 1864 geregelt anfähen. Ich fügte weiter hinzu, daß die Be: 
nennung Benetien nach ber Anſchauung der italienischen Megierung das Trens 
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tino einbegreifen müffe, weldes auf bem italienischen Abhang ber Alpen 
liege und von einer rein italienijchen Bevölferung bewohnt fei. . .* 


. Juli. Stalien ergreift troß der Abtretung Venetiens an Frankreich 


wieder die Offenfive: Cialdini geht mit feiner Armee über ben 
untern Po. 

„ Eine Depefhe Visconti-Venoſta's an den italieniihen Gefanbten 
in Paris formulirt die Bedingungen, deren Erfüllung die italienifche 
Regierung von der franzöfifchen verlange, ehe fie auf einen Waffen: 
ftillftand eingehen könne. Dieſe Bedingungen betreffen: 

1) die Form der Geflion, indem, wenn auch bas franz. Dazwifchentreten 
zur Anwendung komme, Defterreih das Princip der Vereinigung Venetiens 
mit $talien feinerjeits förmlich und ausdrücklich zulaflen müſſe. 2) Ten 
Vorbehalt, im den Friedensverhandlungen das Trentino mit Unterftüßung 
Franfreihs zu beanſpruchen; 3) die Ausfchließung der römiſchen Frage von 
den Verhandlungen. ' 

»„ Die DOefterreiher räumen Rovigo und prengen bie Feſtungs⸗ 
werfe in bie Luft. 


. „ Eialdini verlegt fein Hauptquartier nad Rovigo. 


„ Die Armee Cialdini's bejegt Padua ohne Widerſtand. 

„ Die italienifche Regierung wünſcht fih auch mit Preußen bez. der 
Ermwerbung bes Trentino als einer Bedingung des Waffenſtillſtands 
von ihrer Seite zu verjtändigen. 

„... Was die von Stalien geftellten Bedingungen für einen Waffenflill: 
ftand mit Defterreich betrifft, fo find einige berart, daß jie Spezialverhands 
fungen mit Frankreich vorbehalten bleiben müſſen; dagegen muß eine andere, 
biejenige, welche ji auf bie Grenzen bes an Stalien zu cebirenden Gebietes 
bezieht, nunmehr ein hauptjächlicher Gegeufland ber Verabredungen zwifchen 
Stalien und Preußen jein.” 

» Die italienifche Flotte unter Admiral Perfang Yäuft aus dem 
Hafen von Ancona aus und wendet ſich gegen Norben. 


„ Prinz Napoleon langt im Auftrage bes Kaiſers Napoleon im 
Hauptquartier des Königs von Italien in Ferrara an, un die Zu: 
ſtimmung Italiens zu einem Waffenſtillſtand zu betreiben. Frank: 
veih wäre zu biefen Ende hin bereit, bie römiſche Frage jeder Dis⸗ 
euffion zu entziehen und zeigt fih geneigt, eine Retroceflion Vene: 
tiens durch eine Befragung ber Bevölkerung zu vermeiden. Die 
Trage bes Trentino wird mit Stillfehweigen übergangen. 

„ Die Flotte unter Perfano langt vor der balmatiichen Inſel Liſſa 
an und beſchießt ohne Erfolg die den Hafen fhütenden Befeſti⸗ 
gungswerke ber Dejterreicher. 

„Cialdini rüdt mit feiner Armee in drei Abtheilungen nad) drei 
verjchiedenen Richtungen in Venetien vor, mit, dem Hauptcorps unter 
Gen. Cadorna gegen den Iſonzo, mit dem zweiten unter Gen. 
Cugia gegen Venedig, mit dem dritten unter Gen. Medici durch 
bie Val Sugana gegen Trient. 

„ Die italienifche Flotte unter Perjano bringt in den Hafen won 
Liſſa ein, vermag jedoch Feine Landung pa Wenerttiiligen. SI 
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öſterreichiſche Flotte unter Tegethoff läuft von Pola zum Entſatz 
der Inſel aus. 

20. Juli. Die ital. Regierung, von Frankreich gedrängt, ſich zu einem 

u Waffenſtillſtand herbeizulaffen, verlangt von Preußen eine präcije 
Antwort darüber, 

„welche practiihe Unterſtützung dasjelbe ben ital. Bebinyungen für einen 
Waffenſtillſtand angedeihen zu laſſen Beabfichtige, Bedingungen, bie ihr fchon 
längft notifizivt wurden und bezüglich) deren fie fi) bisher darauf befchräntte, 
bloß im Allgemeinen bie Solidarität beider Regierungen bezüglich des Ab: 
ihlufjes eines Wafjenftillftands zu beftätigen. a 

„ „ GSeefhlaht bei Lila Die weit überlegene ital. Ylotte unter 
Perjano wird von ber oſterr. unter Tegethoff geſchlagen und kehrt 
nach Ancona zurück. 

22. „ Preußen ſchließt ſeinerſeits in Nickolsburg eine Waffenruhe mit 

 Defterreih auf 5 Tage ab. 

23. „ General Medici ift durch Val Sugana gegen Trient bei Levico 
vorgebrungen. General Kuhn, ber öfterr. Gommandant in Wäljch: 
tyrol, "zieht überlegene Streitkräfte aus Verona und jonjt berbei 

. und if, dem Gen. Medici nunmehr überlegen, entichloffen, Trient 
zu behaupten. 
» n» Der italieniihe Gejandte im Hauptquartier des Königs von 
Preußen in Nidolsburg telegraphirt der italienifchen Regierung, daß 
Preußen die Anſprüche Italiens auf das Trentino als Bebingung 
. eines Waffenſtillſtands nicht unterſtützen könne, ſondern „ihre An— 
forderungen auf das Venetianiſche im eigentlichen Sinne beſchränken 
müſſe“. 

95, , Italien, ohne Ausſicht das Trentino noch beſetzen zu können und 
weder von Frankreich, noch von Preußen in ſeinen Anſprüchen auf 

: . basfelbe als Bedingung für einen Waffenſtillſtand sine qua non 
unterftüßt, läßt fi) endlich ebenfalls zu einer Stägigen MWaffenruhe 

:; herbei, um während berfelben über einen förmlichen Waffenſtillſtand 
zu unterhandeln. 

26. „ Prinz Napoleon theilt dem König von Stalien bie lekten Vor: 

fehläge des Kaiſers Napoleon bezüglih ber Bedingungen für einen 
Waffenſtillſtand zwiſchen Italien und Defterreih mit: Waffenftill- 

' ftand auf der Grundlage des militärifchen uti possidetis: bebin- 

gunssloſe Uebergabe Venetiens an Italien und Plebiscit; außerdem 

verſpricht der Kaiſer Italien ſeine guten Dienſte in der Frage der 
Grenzen (Trentino). 

Preußen ſchließt in Nickolsburg einſeitig ſeinen Waffenſtillſtand 

mit Oeſterreich ab, da Italien ſich mit Frankreich noch nicht über 

die Bedingungen feines Beitritts zu demſelben verftändigt habe, und 

begnügt ſich mit dem Art, 6 der Präliminarien, durch ben das 

. > Recht Italiens refervirt wird, und beffen Wortlaut von bem ' Trans. 

Botſchafter vorgeſchlagen worben mar. 
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28. Juli. Italien erflärt feine Zuftimmung zu den ihm am 26. d. M. von 
Frankreich mitgetheilten Vorſchlägen für bie Bebingungen eines 
Waffenftillitandes mit Dejterreich, in der Meinung, daß Oeſterreich 
bamit im Wejentlihen bereits ſich einverſtanden erflärt babe (fiche 
Frankreich). 

29. „ Die italieniſche Regierung verhandelt mit ber franzöſiſchen weiter 
über die Bedingungen eines Waffenftillftandes mit Dejterreich. 

In einer Befragung ber venetianijchen Bevölkerung über die Annerion 
erkennt Visconti⸗Venoſta in feiner Depeſche an Nigra „das würbigfte und ben 
politifchen Principien jowohl Frankreichs als Italiens gemäßejte Mittel zu 
Bermeidung einer Retroceffion, welde weder mit ber Stellung un 
ferer Armee im VBenetianifchen noch mit ben duch Preußen für die Vereinis 
gung Venetiens mit Italien zugeficherten Bürgichaften übereinftimnen würde”. 
Ferner verlangt er, baß der Friebe birect zwiichen ihm und Dejterrei abge: 
ſchloſſen werbe und die Herftellung biplomatijcher Beziehungen zwiſchen beiden 
Ländern zur Folge habe. Was die übrigen bei dem frieden zur Sprache 
fommenden Bedingungen betrifft, fo verlangt die ital. Regierung namentlich, 
daß die auf dem venetianiichen Gebiet beitehenden Feſtungswerke durch bie 
Defterreicher unverlehrt gelafjen werden, ohne daß dafür Italien cine beſon⸗ 
dere Indemnität zur Laſt falle; daß Stalien nur die venetianische Spezials 
ſchuld, nicht aber auch einen Theil der allgemeinen öfterr. Schuld übernehme ; 
daß die Grenzen Venetiens bis zum Iſonzo und im Etſchthal ſüdlich von 
Botzen und nördlich von Trient hinausgerüdt würden. 

Der preußiſche Geſandte in Florenz ladet das italienijche Cabinet 
ein, dem öſterreichiſch-preußiſchen Waffenftillftand vom 26. db. Mis. 
feine Zuftimmung zu ertheilen und Bevollmächtigte zu ernennen, die 
basfelbe bei ben demnähft mwahrfcheinlih in Prag zu eröffnenden 
Triedensunterhandlungen zu vertreten hätten. 

30. „ Ein Decret des Prinzen von Carignan als Stellvertreter des 
Königs verfügt für Venetien die Aufhebung des öſterr. Concordats 
und der religidjen Körperſchaften. | 


1. Aug. Kritiſcher Moment: der Stägige Waffenftillftand Täuft ‚nm 
2. Aug. ab, die italienischen Streitkräfte am Iſonzo find den öfter: 
reichiſchen entichieden überlegen, ein Vorrüden der ital. Armee und 
eine Schlacht find nicht unmöglid, Trieft it auf eine italienifche 
Decupation gefaßt. Die ital. Regierung entfchließt fich jedoch gegen 
eine Entſcheidung durh die Waffen: die Waffenrube wird um 
8 Tage (bis zum 10. Aug.) verlängert und Oeſterreich beeilt fich, 
ftarfe Truppenmaflen, bie e8 früher aus Italien an die Donau ge: 
zogen, nun wieber von bort gegen den Iſonzo zurüdzufcieben. 

2. Aug. Ein kgl. Decret verfügt ein Notionalanlehen (Zwangsanlehen) 
von 350 Mil, zahlbar in ſechs Raten vom 8. October 1866 
bis 8. April 1867 (zu 95 Procent emittirt und mit 6 Procent 
Zinſen). 

4, „ Ein Decret des Prinzen v. Carignan als Stellvertreter bes 
Königs verorbnet die Gleichheit der Rechte aller Bürger sagen 
vom Ölaubensbefenntniß auch für die venetintiien Kranugt. 
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Art. 1. In ben italienifchen Provinzen, bie von ber öfterr. Herrichaft 
befreit find, find alle Bürger glei vor bem Geſetz, zu welchem religiöfen 
Eultus fie ih auch befennen; fie genießen in gleichem Grab alle bürgerlichen 
und politiiden Rechte. Art. 2. Alle entgegengejegten Verfügungen bes Civils 
geſetzbuchs und —— ſowie die andern Geſetze und Maßregeln, 
ſowohl bürgerliche als politiſche, die in beſagten Provinzen in Kraft ſind, 
werden aufgehoben. Art. 3. Nichts iſt verändert bezüglich der Verfügungen, 
welche bie Ausübung des Cultus der Heteroboren, ſowie ber Iſraeliten 
regeln. 


5. Aug. Beginn der Unterhandlungen mit Oeſterreich über einen Waffen⸗ 


8. 


9. 


11. 


13. 


15. 
18. 


23. 


24. 


ftillftand in der ijtrifchen Stadt Cormons am Iſonzo. 

„ Die Waffenrube mit Defterreih wird nochmals, aber nur um 
einen Tag, bis zum 11. Aug., verlängert. 

„ Der Minifterrath beichließt, ſich den öfter. Forberungen bez. ben 
Abſchluß eines MWaffenftilftanbes zu fügen unb auf das uti possi- 
detis für benfelben, d. 5. auf das Trentino zu verzichten. 
„Abſchluß des Waffenftillftands mit Defterreih in Cormons. Die 
ital. Truppen räumen Wälfchtyrol und gehen auch hinter den Taglia⸗ 
mento zurüd. 


„ ©raf Menabren geht als ital. Unterhändler für einen Friedens: 
ſchluß mit Dejterreih nad Prag und Wien ab. 

„ Garibaldi nimmt von den Freiwilligen in einer Proclamation 
Abſchied und kehrt nad Caprera zurüd. 

„ Der König erläßt eine Amneftie für Alle, au Militärperſonen, 
welche bis zu dieſem Tage angellagt oder verurtheilt find. (Auch Die 
Verurtheilten von Aspromonte und Mazzini find in dieſe Amnejtie 
eingeſchloſſen). 

Lamarmora tritt als Generalſtabschef und Miniſter ohne Borte- 
feuille zurück. Cialdini wird zum Generalſtabschef, General Cugia 
an die Stelle Pettinengo's zum Kriegsminiſter ernannt. 
„ Die ital. Regierung läßt in Prag ihre Zuſtimmung zu dem in 
den Friebenstractat zwiſchen Defterreih und Preußen aufzunehmenden 
Artikel über die Erwerbung Benetiens für. Stalien ausſprechen. 
alien verfteht darunter eine directe Abtretung Venetiens an Ita⸗ 
lien, bie durch Oeſterreich ſ. 3. in ben Friedensvertrag mit Italien 
ausgeſprochen würde. 
„Frankreich deutet den unbeſtimmt gehaltenen Artikel bes Friedens⸗ 
vertrages zwilchen Defterreih und Preußen, wie er von Italien ac⸗ 
ceptirt worden ift, im Sinne einer Aufrechthaltung der urjprüng- 
lichen Ceſſion Venetiens an Frankreich und einer Retroceffion derſelben 
durch Frankreich an Italien und ſchließt mit Oeſterreich in dieſem 
Sinne einen förmlichen Vertrag ab. 

Anm. Die Italiener behaupten, daß das Datum ein fingirtes und der 


Vertrag in Wahrheit erſt nach dem Abſchluß bes Triebens von Prag unter⸗ 
zeichnet worden fei. 
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Anf. Sept. Die Regierung fieht ſich durch den Drud der öffentlichen Mei- 
nung genöthigt, den Admiral Perfano wegen feines Verhaltens in 
der Seeſchlacht von Fifa dem Senat zur Beurtheilung zu über- 
weijen. 

13. „ Die Brigantenbanden in der Umgegend von Palermo vereinigen 
fih zu einem großen Schlag gegen bie Stabt. 

16. „ Die Briganten ziehen in Palermo fait ohne Widerftand ein. 
Drganifation des Aufitandes, Errichtung einer proviſoriſchen Regie⸗ 
rung. Die Truppen erhalten Verſtärkung und beginnen allmählig 
wieder vorzugehen. Commandant der Truppen General Cadorna. 
Syndicus der Stadt: Marcheſe Rubini. Unthätigfeit der Nationals 
garbe. 

19. „ General Cadorna, der Commandant der Truppen in Palermo, wirb 
zum außerorbentlihen Commiflär ber Regierung mit umfaflenden 
Vollmachten ernannt. | 

21. „ Die Truppen werden wieder Meifter der Stabt Palerıno. 


1, Oct. Ein fgl. Decret ſpricht die Auflöſung ber Freimilligen-Batails 
Tone aus. 

3. „ Abſchluß des Friedens zwiſchen Defterreih und Stalien zu Wien 
(j. Anhang). Defterreih liefert die eiferne Krone ber Lombardei 
an Italien aus. 

7. „Ein kgl. Decret regelt ohne Rückſicht auf die noch nicht erfolgte: 
Retroceflion Venetiens durch Frankreich an Italien die ftatt haben 
follende Abftimmung (Plebiscit) über den Anſchluß Venetiens an 
Stalien, indem es davon ausgeht, daß jene Ceſſion lediglich auf bie 
Teitungen und die Stabt Venedig fich beziehe. 

9. „ Die Oefterreiher räumen Peschiera, bie italienischen Truppen be: 
feßen es. 

10. „ Die ital. Regierung geht davon aus, daß das feſtgeſetzte Plebiscit 
lediglich eine, duch Frankreich ihr auferlegte Yormalität fei und 
verfügt demgemäß dur kgl. Decret, daß die kgl. Commiſſäre im 
Venetianiſchen fofort eine Reihe Decrete über Einführung italieni- 
ſcher Geſetze veröffentlihen und daß dieſe Geſetze einen Tag nad 
ber bezüglichen DVeröffentlihung in Kraft treten jollen: 

Sntitulation und Nornen bei Promulgation von Geſetzen, bie Einführung 
bes Statuts des Königreiches, Abichaffung des Concorbats mit Rom, Unters 
brüdung der religidfen Körperſchaften, Einführung des Zwangscurſes der 
Billete ber ital. Nationalbanf, Geſetze über öffentliche Sicherheit, Anwendung 
ber ital. Werthbeitimmung für Gold⸗, Silber: und Bronce-Dlünzen in Bezug 
auf öfterr. Münzen, die Majorennität mit 23 Jahren (erft nad 3 Monaten 
in Kraft zu treten), Gleichheit ber Staatsbürger vor dem Geſetz ohne Rüdficht 
auf Religion und Brofefjion, Einführung bes k. Placet und Erequatur, Ors 
ganifation der Nationalgarde, Abſchaffung der Stodprügel und Ruthenftreiche, 
Aufhebung gewilfer Beftimmungen über Zurüdhaltung und Verbergung von 
Waffen, Einführung ber Preßgefete. Die ombarbifä-venetianif he Statt⸗ 
balterfchaft, die Eentralcongregation, bie Polizeidivection in Venedig werben 
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aufgelöst. Cs bleiben bie Präfectur und die Brocura ber Finanz, bie Eontas | 
bilität des Staats, die Directionen des Genfus und des Lotto, und die Poſt⸗ 
direction. Auch im Gefängnißweſen werben Feine Aenderungen vorgenommey. 

10. Oct. Die Oefterreiher räumen Mantua, bie italienifhen Truppen be: 
leben es. 

12. „ Senat: Beginn des Staatsprocefje8 gegen den Admiral PBerfano 
wegen feines Verhaltens in der Seecſchlacht von Liſſa. 

n Auflöſung der bisherigen ungarischen Legion. 

16. „ Die Defterreiher räumen Berona, bie italienifhen Truppen be 
feßen es. 

417. „ Die Dejterreiher räumen Venedig. 

18. „ Der franzöfiihe General Leboeuf übergibt nad einem vorher feft- 
gejtellten Geremoniell die Stadt im Namen bes Kaiſers Napoleon 
einer Commilfion des Gemeinderathes. Einzug ber ital. Truppen 
in die Stadt unter dem Jubel der Bevölkerung. 

21/22. „ Blebiscit in Venetien über die Vereinigung mit der conftitu= 
tionellen Monarchie des Königs Victor Emanuel. Die Abjtimmung 
ergibt: 651,758 Ya und nur 69 Nein. Der bisher entichieden 
öſterreichiſch gefinnte Clexus geht plögßlih zur nationalen Partei 
über und votirt überall an der Spibe ber Landgemeinden mit Sa. 

22. „ Rundſchreiben Ricafoli’s an bie Präfecten bes Königreichs über 
bie allmählige Rückkehr ber von ber Regierung bisher gemaltjam 
aus ihren Diöcefen entfernt gehaltenen Biſchöfe: 

Nicafoli jegt darin auseinander, daß nad dem „Aufhören ber fremden 
Occupation“ der venetianifchen Provinzen auch jene Nüdfichten aufhören, 
welche die „jcrupuldje Legalität” bisweilen fehweigen laſſen mußten, und daß 
nun die abfolute Herrjchaft ber Geſetze wieder eintreten mie, ſelbſt gegen 
biejenigen, welche ſich der Regierung feinblicy erweilen und ihr nachſtellen. 
Unter die Elajje folder Regierungsfeinde zählt Ricafoli in eriter- Reihe bie 
Biichöfe, die ans ihren Diöceſen entfernt und theils zu Zwangsbomicil vers 
urtheilt worden waren. Indeß gibt er neben der Berechtigung ber nunmeh⸗ 
rigen Herrſchaſt der Geſetze zur Motivirung für die Rückkehr der betreffenden 
Biſchöfe in ihre Diöcefen auch die Nothwendigkeit an, daß bie Störung ber 
Gewiſſen bei den Bevölkerungen aufhöre, und erflärt, daß fich die Regierung 
durch Bekundung ihres Reſpects für bie Religion felbft ehre, und damit auf 
bie Verwirklichung bes Princips der „freien Kirche im freien Staat“ hinarbeite. 
Denn troß dieſes Entgegentommens der Regierung die zurüdberufenen Bis 

ſchöfe in ihrer Feindfeligfeit beharren, und zeigen follten, baß fie durch Die 
legten politiihen Greigniffe zu Gunften Italiens nicht andern Sinnes gewor⸗ 
ben find, dann follen die Gerichte zu ihrer Verfolgung genügen. Uebrigens 
will Ricajoli, daß man fi mit der beichlofjenen Zurüdbernfung der Biſchöfe 
nicht übereile. Es werben deßhalb zuerjt nur diejenigen zurüdberufen wer: 
ben, welche, von ihrer Didcefe entfernt, fih doch in italienischen Provinzen 
aufhalten; dagegen jollen von biejer Begünftigung vorläufig Diejenigen aus⸗ 
geihloffen bleiben, die ſich nach Rom gewendet oder neuerdings noch Beweife 
von Feindſeligkeit gegen bie Regierung gegeben haben, wiewohl aud die 
Zurüdberufung dieſer im Princip beſchloſſen jei. 


30. „ Ein kgl. Decret verordnet, ohne die Beendigung ber Formalitäten 
ber Einverleibung abzuwarten, bie Vornahme der Deputirtenwahlen 
in ben venetianifhen Provinzen auf den 25. Nov. 
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4. Nov. Der König empfängt in Turin bie venetianifche Deputation 
mit dem Ergebniß des Plebiscits. Antwort des Könige: 

„Diefer Tag iſt ber jchönjte meines Lebens. Bor 18 Jahren war es, 
als mein Bater in diefer Stadt den Krieg für die Unabhängigkeit proglar 
mirte. Heute bringen Sie mir, feinem Nachfolger, die Kundgebung des 
Volkswillens der venetianifhen Provinzen, welche, jett mit bem ital. Vaters 
lande vereinigt, das Gelübbe meines Vaters vollbracht erflären. Sie beftätigen 
durch diefen feierlichen Act, was Venedig big 1348 gethan hat, und was es bis 
heute mit bewunderungswiürdiger Beſtändigkeit und Selbfiverläugnung aufs 
recht erhalten bat. Ich beglückwünſche ſomit dieſe hochſinnigen Herzen, bie 
um den Preis ihres Blutes und aller Opſer in ihrem Glauben an die Ges 
ſchicke des Vaterlands beharrt Haben. Heute hat die Fremdherrſchait auf: 
gehört. Italien ift gentacht, wenn nicht vollendet. (Italia & fatta ma non 
compiuta). Die Staliener müfjen e8 vertheidigen und groß maden. Die 
eiferne Krone ift auch Stalien gurüderftattet, aber bdiefer Krone ziehe ih 
eine andere dor, bie mir theurer ift, die mir von ber Liebe meines Volks 
gemacht ift.“ 

Hierauf unterzeichnet der König das Annerionsdecret: 

„Bictor Emanuel II. durch die Gnade Gottes und den Willen der Nation 
König von Stalten. In Anbetracht des Geſetzes vom 17. März 1861; in 
Anbetracht des Refultats der allgemeinen Abftimmung, mit welcher die Bürs 
ger ber befreiten ital. Provinzen, am 21. u. 22. des vergangenen Octobers 
in die Wahlcomitien zujammenberufen, die Bereinigung mit dem Königreich 
Italien unter der conftitutionelen Monardie Bictov Emanuels und ſeiner 
Nachfolger ausgeiprocdhen haben — haben Wir nad) Anhörung Unjers Minis 
fterrathes beſchloſſen, und bejchliegen wie folgt: Art. 1. Lie Provinzen Ves 
netiendg und die Mantua's machen einen integrivenden Beſtandtheil bes 
Königreihs Stalien aus. Art. 2. Der Art. 22 der VBerfaffung wird auf die 
obengenannten Provinzen feine Anwendung finden, bis fie felbft im Parla⸗ 
ment ihre regelmäßige Bertretung haben werden. Art. 3. Gegenmärtiges 
Decret wird dem Rarlament vorgelegt, um von ihm in ein Geſetz umgewan⸗ 
belt zu werden.“ 

T „ Einzug des Königs Victor Emanuel in Venedig. Derſelbe wird 


mit einem unendlichen Jubel und einer wahrhaft unerhörten Pracht 
gefeiert. 

9, „ Die vertriebenen Fürften von Parma, Modena und Toscana 
lafjen ihre bisher noch immer unterhaltenen Geſandtſchaften, nament- 
lich am Hofe von Wien, nunmehr eingehen. 

15. „ Ricafoli vervollftändigt feine Verfügung von 22. v. M., indem 
er nun auch denjenigen vertriebenen Biſchöfen, die fich feither in 
Rom aufgehalten haben, die Rückkehr in ihre Diöceſen geftattet und 
erläßt zugleih an alle Präfecten ein Eircular, worin er feine Anſich⸗ 
ten über die römiſche Frage und über die innern Aufgaben des ita⸗ 
lieniſchen Staates barlegt: 

„Die definitive Vereinigung ber venetianiſchen Provinzen mit bem Königs 
reich Stalien fehließt nah Ablauf von zwölf Jahrhunderten bie Aera ber 
Fremdherrſchaft auf ber Halbinfel; fie befeitigt die Nothiwendigfeit der in 
aller Eile zu Stande gebrachten Kriegsmittel, und benimmt jeden vernünftigen 
Grund, fortwährend in Unruhe zu fchiveben, was die Staatslaften den Bür⸗ 
gern jo ſehr erſchwerte und bie Aufmerfjamfeit- von den wichtigeren Angeles 
genbeiten ber bürgerlichen, adminiftrativen und finanziellen Neuaetittung, Wr 
lenfte. Seiner ſelbſt gewiß, kaun Stalien \otkan wie gunliae Scart 
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abwarten, um das zu erlangen, was ihm noch fehlt, und während biefer 
Zeit mit Ruhe im Innern umfchauen, um Fürforge zu treffen. 

„Allerdings bleibt noch eine Frage zu löfen: bie römiſche nämlich; 
nach bem Vertrag jedoch, durch den der politiihe Theil berfelben geordnet 
warb, kann und barf die römiſche Frage in Zukunft feinen Grund zu Agi⸗ 
tationen bergeben. Die Souveränetät des römiſchen Pontifer ift durch ben 
Septembervertrag vom Jahr 1864 auf bie Bedingung aller übrigen Souve: 
ränetäten bingewiefen worben; fie fol auf fich feldft angewiefen bleiben, und 
die Mittel für ihre Exiſtenz und Dauer in ſich allein finden. Stalien bat 
Sranfreih und Europa die Zufage ertheilt, fih nicht zwiihen Päpſte 
und Römer einzumiſchen, und diefen lekten Verſuch über die Lebens: 
fähigfeit eines Kirchenfürſtenthums fich vollziehen zu laſſen, das in ber civis 
liſirten Welt nunmehr ohne Beilpiel und im Widerſpruch mit dein vollbrach- 
ten Fortſchritt iſt. Stalien muß fein Beriprechen aufrecht erhalten, und von 
ber Wirffamkeit des Nationalprincips erwarten, daß biefes den unfehlbaren 
Triumph feiner Rechte herbeiführte. Temnah muß jede Agitation, welche 
bie römifche Frage zum Vorwand nehmen wollte, wiberrathen, getabelt, ver: 
hindert und niedergehalten werben, gleichviel welchen Charakter fie zeigt; 
denn e8 darf fein Grund zu dem Verdacht geboten werben, als ftehe Ital ien 
im Begriff, in irgend einer Weiſe dem gegebenen Verfprechen untren zu mer: 
ben, und es darf durchaus nichts verfucht werben, um es dahin zu bringen, 
daß es dasjelbe verleke, weil ibm auf dieſe oder jene Art ein Präjudiz ge 
ichaffen, oder ihm ein fchiverer Schaden bereitet würde. Wohl weiß ich, daß 
bie Doppelte Eigenſchaft des Bontifer manchen Leuten einen Grund 
an die Hand gibt, um die politiiche und die religidie Frage durch einander 
zu mengen, und Ängftlihe Gewijjen mit bem Zweifel zu beunrubigen, als 
wolle bie italienifche Regierung die Unabhängigkeit des geiftlichen Hauptes 
bes Katholicismus bejchränfen und bie Freiheit der Kirche verlegen. Nber 
Sie dürfen, falls es nöthig ericheinen ſollte, derlei Belorgniffe Heben. Die 
legislativen Maßnahmen, die wiederholt ertheilten Erklärungen ber k. Regie⸗ 
rung, fowie ihre Beichlüffe, felbit die neueſten, Tiefern ben fchlagenbiten Be⸗ 
weis, daß fie in religiöfen Angelegenheiten kein anderes Reich Tennt und feine 
andere Negel geftattet als die der Freiheit und bes Gefekes, und daß fie in 
ben Dienern bes Eultus weder Privilegirte noh Märtyrer haben 
will. Allerdings darf das Haupt der Katholiken, die über die ganze Welt 
verbreitet find und die große Mehrzahl ber italienischen Nation bilden, Bürg⸗ 
fchaften beanſpruchen, daß es frei und unabhänig fein geiftliches Amt 
verwalten kann. Die italienifche Negierung ift mehr als jede andere bereit, 
bie Bürgichaften zuzugeftehen, welche für geeignet erachtet werben follten, um 
diefe Freiheit und Unabhängigfeit zu fehügen, weil fie mehr als jebe andere 
überzeugt ift, baß biefelben zugeftanden werben bürfen, obne daß die Nechte 
ber Nation, deren Vertreterin fic ift, dadurch verlegt werben. 

„est aljo, wo unfere Fahne über Venetien weht, ift es nöthig, daß man 
alle Einrichtungen bes Staats ftärfe, und fi bemühe, alle Elemente ber 
Kraft und der Treue, welche er enthält, entwidle. Stalien fol und barf 
nicht länger feine Induſtrie, feine Eultur, feinen Credit bei Europa erbetteln ; 
es muß fernerhin felbft zu ber allgemeinen Wohlfahrt beitragen, mit aller 
Thätigkeit, deren es fähig iſt, und die veichlichen Kräfte fruchtbar werben 
laſſen, welche bie Vorſehung ihm verliehen bat, und welche bisher durch bie 
traurigen Verhältnifie des Vaterlands entfrembet wurden. Das Feld dieſer 
unerläßlichen Thätigfeit ift für alle offen; vom einfachen Familienvater an 
bis zu den Verwaltern der Gemeinden und ber Provinzen, und bis zum 
Minifter hinauf haben alle die Verpflichtung, fih bie Hand zu reichen, und 
ſich gegenfeitig, je nach ihren Wirkungskreiſen, zu unterftüten. Sie wollen 
alſo fi bemühen, für Ihren Theil in biefer Abſicht mitzuwirken, indem Sie 
ben moralijcgen und materiellen Berhältniffen Ihrer Provinz Rechnung tragen 
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in Beziehung auf das, was zu ihrer Hebung und ihrer Wohlfahrt zu thun 
fein wird. Da, wo bie individuelle Thätigfeit langſam und mangelhaft ift, 
muß man fuchen, fie zu fteinern, ſelbſt ihr nachzuhelſen, bis fie fich wieder 
erfräftigt bat; aber man muß nicht die Anmaßung haben, fie burch die bloße 
Regierungsthätigfeit erfeßen zu wollen, bamit die Kräfte nicht geichwächt 
werden, meldye bervorzurufen und Tebendig zu erhalten find. Scien Sie ver: 
fichert, daß Sie viel für bie politifche Erziehung der von Ahnen Verwalteten 
gethan haben werben, wenn Sie biefelben, ohne Ihre Autorität zu ſchwächen, 
anleiten, die Nothwendigkeit Ihres Einjchreitens weniger zu fühlen und fich 
weniger an Ihre Snitiative zu wenden. Die freiheit muß bei dem Menſchen 
das Bewußtjein ihrer eignen Würde meden und lebendig erhalten, ihnen das 
Gefühl der Verantwortlicfeit und der gegenfeitigen thatiächlichen Berpflichs 
tung wiedergeben, die Fähigkeiten ihrer Intelligenz und ihrer Seele zum 
Beiten der allgemeinen Wohlfahrt zu verwenden; andernfalls wird bie Frei⸗ 
beit nur dahin führen, dem gemeinen Ehrgeiz und der niebrigiten Habſucht 
zu den Fühnjten und unternehmendften Beftrebungen bie Bahn zu öffnen. 
Vebrigens muß, damit der Staat in feiner Aufgabe Fräftig und erfolgreich 
vorgehen könne, ohne die Thätigkeit der Bürger abzuziehen, zu behindern, 
ober in irgendeiner Weile zu frören, die Regierung durch weife Einrichtungen 
bie verfchiedenen Theile der Verwaltung in Einflang bringen, ihre Zunctionen 
wohl untericheiden und beftimmen, und zu biefen Sunctionen ehrliche, vers 
ftändige und arbeitiame Männer anitellen, welche, zufrieden für ihre Thätigs 
feit eine anftändige und genügende Vergütung zu erhalten, fich gefallen, die 
Pflicht wirffam zu erfüllen, die jedem Bürger eines freien Landes auferlegt 
ift, zu dem Wohl aller andern mitzuarbeiten. 

„Jetzt, wo wir die nöthige Muße dazu haben werben, wirb es an ber 
Zeit fein, unfere Einrichtungen im Lichte biejer Grundſätze zu betrachten, um 
uns zu überzeugen, ob fie ihnen entſprechen. Nöthig ift es, eine einfache, 
rafche, wenig foftende Geſetzge bung zu haben. Dieß ift ein Werk, zu 
welchem die Negierung mit Vorficht, aber mit Entichloffenheit fortichreiten 
wird, und zu weldhem fie ber Beihülfe der meiftbefähigten Beamten bebarf 
und vor allem ber Mitwirkung und ber Hülfe des Parlaments. Auf diefe 
Mitwirkung und auf diefe Hilfe rechnet die Regierung ganz beſonders, und 
bat das Vertrauen, daß unter ben ganz veränderten Zuftänden, in welchen 
fich die Nation befindet, ihre Repräfentanten ihre Sorge ben dringenden 
Fragen zuwenden werben, welche ſich auf die innern Angelegenheiten des 
Staats bezichen. Niemand in ber That wird verfennen, wie dringend nöthig 
es ift, ven öffentlihen Credit berzuftellen, die Quellen bes öffentlichen 
Reichthums zu erweitern und zu beleben und neue zu eröffnen, nachzuſuchen, 
welche Nusgaben unndöthig, übermäßig oder unfruchtbar find, um fie abzus 
ftellen oder zu ermäßigen, um bie fruchtbringenden Ausgaben mit Maß und 
Vorſicht zu verwenden, um in allen Dienftzweigen einen Geift firenger Oeco⸗ 
nomie und Moralität einzuführen, ohne welche es unmöglich ift, daß das 
Land ſich erhole und feine Kräfte wiedergewinne. Tiefe Aufgabe ift nicht 
allein die Aufgabe der Negierung und bezieht ſich nicht lediglich auf bie Fi⸗ 
nanzen bes Staats. Die Gemeinden und bie Provinzen, welde eigene 
Finanzen haben, und denen es leicht wird, das Privatvermögen im Contris 
bution zu ſetzen, müffen ihrerfeits nicht aus den Augen verlieren, daß fie dadurch 
einen großen Einfluß auf das Vermögen des Staats ausüben fünnen. Es 
geziemt fich, daß fie mit Vorſicht verfahren, wenn es fi darum handelt, zu 
beiteuern, und zu bedenfen, daß e8 dem Einzelnen fon auf ein Geringes 
ankommt, wenn fein Beſitzthum eine Schmälerung erleidet in Folge bes 
Willens der Nepräfentanten der Nation, ober auf den Beſchluß ber Gemeinde 
oder der Provinz. Und da bie Unordnung in ben Finanzen ber Gemeinde 
oder der Provinz bie Unordnung ber Finanzen bes Stasta eruslstunnt, 
weiche nur reich und blühend fein Tünnen, woran vie Eunaglumn vn Te Se 
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noffenfchaften reich und wohlhabend find, fo iſt es nützlich, daß bie Neigung 
zu Ausgaben durch dieſe Betrachtung und nöthigenfalls ſelbſt durch Ihre 
amtlichen Rathſchläge und die geſeßlichen Beſchränkungen gemäßigt werde. 
Nicht weniger dringend nöthig iſt es, die Millionenzahl der Unwiſ— 
ſenden zu vermindern, welche ein Flecken iſt für Italien und eine ſchreck⸗ 
liche Anklage für die frühern Regierungen. Denn alte und neue Beiſpiele 
beſtätigen die Wahrheit, daß ein Volk fo viel vermag, als es weiß, und 
daß man nichts großer, nichts dauerndes, nichts ruhmvolles von einer Nation 
erwarten Tann, welche fih Feine Mühe gibt, den Schimpf ber Unmifjenheit 
abzumajchen. Auch diefem Gegenftand ihre Mitwirfung zuzuwenden, find 
die Gemeinden und die Provinzen berufen, und jie werben es mit um fo 
größerem Eifer thun, wenn fie bedenfen, daß das Wachfen ber Bildung und 
bes Unterrichts nicht nur zur Entwicklung bes öffentlichen Reichthums dient, 
ſondern auch die beiten Surantien bietet für die öffentlihe Sicherheit. In 
ber That begreift der gebildete VBerftand und das aufgeflürte Gewiffen, baß 
jeder Bürger für feinen Theil beitragen muß zur Aufrechthaltung ber Ord⸗ 
nung, das heißt zur Beobachtung des Gefeßes, nicht nur, indem er felbft es 
ee fondern auch, indem er ihm Achtung jchafft und es im nöthigen Fall 
anruft. 

„Gegenüber einem fo weiten, fo edlen, fo fruchtbaren Felde ber Thätigfeit 
it es zu hoffen, daß bie politifchen Parteien, in welche fich bisher Die 
parlamentarische Mepräfentation geipalten bat, die. Nothwendigfeit erfennen 
werden ſich aufzulöſen, um ſich neuzugejtalten, und ſich nad den Erforber: 
bernijfen der neuen VBerhältniffe des Landes zu bilden. Es kommt jeßt wicht 
darauf an, die Vorbereitungen zu einem unvermeidlichen Krieg mehr oder 
weniger zu beſchleunigen, nod) feine Grenzen mehr oder weniger vorzufchreis 
ben, noch auch feinen Charakter zu beſtimmen. Es kann nicht mehr eine 
Partei der Ungeduld und eine andere ber Vorfiht geben. Es Handelt fich 
beute darum, Italien auf folche Weife zu regieren und zu verwalten, daß 
es noch mächtig, glücflich werde, und daß es ebenfalls durch feine Thaten 
beitrage zum Fortſchritt der allgemeinen Givilifation. Es ift nöthig, day 
jede politiiche Partei in das purlamentarifche Leben mit einem fertigen Pro— 
granım für Negierung und Verwaltung eintrete, und daß, alle Rückſicht auf 
Perſonen beifeite laſſend und die perfünlichen und Iocalen Schäffigfeiten ver— 
gellend, die Repräfentanten des Landes fih nad Prineipien und Syſtemen 
gruppiren. Auf diefe Weile ehrlich) ausgeübt, werden die parlamentarifchen 
Snititutionen ihre ganze Fruchtbarkeit beweifen, und alle die Wirkffamfeit für 
das Gute, deren fie fähig find. Alsdann werden die Verbefferungen und 
Reformen als Producte einer aufrichtigen und umfafjenden Discuffion nicht 
bie unfihern Schickſale der unendlich getheilten Parteien theilen. Zu dieſem 
neuen Werk ber Befferungen und der Reformen werden bie neuen Provinzen 
wirffam beitragen, welche Erben jener politifchen Weisheit find, bie jo vielen 
Antheil an der ital. Civiliſation gehabt hat. 

„Faſſen wir alles zufammen: wenn man in ben fechs letztverfloſſenen 


- Sahren vor Allem darauf zielen mußte, die gefeßlichen und die Verwaltungs 


inftitutionen im eins zu bringen, aus fieben verfchiebenen Staaten ein einiges 


Königreich Stalien zu machen, fo it es jetzt Zeit, daß das einige Italien 


unterfuche, welche Inſtitutionen feiner Verwaltung bie geeignetiten find. Aber 
damit dieſe Unterſuchung förderlich ſei, muß fie veiflih erwogen werden und 
man muß fi hüten, die Nöthigung zu Verbefferungen mit dem Drang nach 
Neuerungen zu verwechleln. Die Inſtitutionen müſſen eine angemefjere 
Probezeit beftehen, fie müffen in ihrer Anwendbarfeit und in ihrer Anwen— 
bung fludirt werden, um einen großen Nuten daraus zu ziehen. Die Bes 
lehrung, welche Sie in ber Ausübung Ihrer Functionen duch Erfahrung 
gewonnen haben müjjen, wird zu dieſem Ergebniß vieles beitragen und Sie 
werben bie Regierung davon Nuten ziehen laſſen mit ber Verficherung, daß 
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biefelbe gejchäßt werden wird, und ihre Nüßlichkeit wird um fo größer fein, 
als Sie, ohne Ihre eigene Beobachtung zurüdzufegen, die Beobadhtungen 
anderer verwertbet haben werden, welche Gelegenheit hatten, unfere Inſtitu⸗ 


tionen in ihrer Wirkfamkeit zu ſtudiren. Stalien, im Augenblid, wo es 


feine volle Unabhängigkeit erlangt, befindet fih im Beſitz aller Mittel zur 


Freiheit und damit aller nöthigen Bedingungen, um Wohlſtand, Kraft und 


Größe zu erringen; aber es witrde alles vergeblich jein, wenn nicht die Thätig- 
feit der Bürger ſich mit Eifer befleigigte, die Mittel fruchtbar zu machen. 
Sie fünnen verfichert fein, Herr Präfect, die Abfichten ber Negierung wohl 
verftanden zu haben, wenn Sie, ohne die Arbeit, weldhe Ihnen Ahr Ant aufs 
erlegt,, zu ſparen, bie Thätigkeit Ihrer Verwalteten anregen und wirkſam 
machen, indem Sie beren Anftrengungen und bie Zhrigen auf dafjelbe Ziel 
bin zuſammenſtreben laſſen.“ 


20. Nov. Der franz. General Fleury trifft in außerordentlicher Miſſion 


21. 
27. 


nm» 


u 


des Kaiſers Napoleon in Florenz ein. 


„ Der König trifft von Venedig wieder in Florenz ein. 
„ Ein tgl. Decret verfügt die Aufhebung des Belagerungezuftandes 


in Palermo auf den 30. Non. 


»  Degezzi trifft, von ber Regierung berufen, in Florenz ein. Unter: 


handlungen mit ihm über eine neue Miffion an bie römilche Curie, 


„ Der junge Syndic von Palermo, Marcheſe Rudini, der während 


des Aufftandes große Entichloffenheit und Umfiht an den Tag ges 
legt hat, wird zum Präfeceten der Stadt ernannt. 


„ Ein vertrauliches Circular Ricafoli’s erklärt fih ſehr entfchieben 


gegen bie fortdauernde Agitation in Wälfchtyrol. 


. Dec. Auch der vertriebene König von Neapel läßt feine bisher noch 


unterhaltenen Geſandten, namentlih am Hofe von Wien, nunmehr 


eingehen. 
„Durch kgl. Decret wird eine Commiflion für Reorganifation ber 


Armee niedergeſetzt. 


„  Degezzi lehnt die Uebernahme einer neuen Miflion an bie rö⸗ 


miſche Curie jchlieklih ab. 

Zwiſchen Frankreich und Stalien wird in Ausführung ber Eon: 
vention vom 15. Sept. 1864 über die Räumung Roms durd bie 
Franzoſen eine bejondere Convention bez. Regelung der päpftlichen 
Schuld unterzeichnet. 


Der Schuldantheil, welchen Stalien für die Romagna, bie Marken, Um⸗ 
brien und Benevent übernimmt, beläuft fi auf 15,230,145 Fr. 38 Eent. 


Nente. Davon gehen ab 1,468,617 Fr. 42 Cent., welche bie italienifche 
Regierung jetzt ſchon an beftimmte Renteninhaber in den annectirten Ländern 


zahlt. Es bleiben aljo auf Rehnung Staliens 13,761,526 Fr. 96 Cent. 


Hierzu treten nun bie Rüdzahlungen, welche Italien für bie feit ber Ans 


nerion von Rom bezahlten Renten zu feiften hat. Für bie brei legten Ge: 


meſter bezahlt fpäteftens bis zum 15. März Stalien die Summe von 
20 ,642,291 Fr. 94 Eent. baar; für ben Rüdftand übernimmt die italienifche 


Negierung eine Rente von 3,397,626 Fr. 95 Cent. Zufammen bat alſo 

Stalien eine jährliche Nente von 18,627,773 Fr. 33 Gent. als den auf es 

fallenden Antbeil ber römiſchen Schuld di gen Cobaeleken won er ums 
gr. 


zu entrihtenben Summe von 20,642,20 
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8. Dec. Der Commend. Tonello geht flatt Vegezzi's in außerorbentlicher 
Miffion an die römiſche Curie nah Nom ab. 

9. „ Differenz mit der Pforte wegen des Dampfers Tommafo (Candia). 

11. „ Die Franzofen haben an biefem Tage Rom vollitändig geräumt 
und bie italienifhe Regierung den Kirchenſtaat mit einem ſtarken 
Truppencordbon umgeben, um jeden Einbruch in denfelben von Außen 
zu verhindern. 

15. „ Eröffnung des Parlaments. Thronrede des Könige: 

„Das Vaterland ift fortan von jeder Fremdherrſchaft beireit. Mir inniger 
Freude erfläre ich dich den Vertretern von 25 Millionen Stalienern. Die 
Nation Hat Vertrauen in mich, ich babe Vertrauen in fie gefekt. Das große 
Greigniß, welches unfere gemeiniamen Beltrebungen frönt, gibt dem Werke 
ber Civilifation neuen Schwung, dem politiichen Gleichgewicht Europa’s größere 
Sicherheit. Durch die Raſchheit, mit welcher es ſich militärifch organifirt bat, 
und durch die fchnelle Einigung feiner Bevöfferung bat Stalien das Anjeben 
erlangt, welches ihm nöthig war, um durch fich ſelbſt und mit Hülfe wirk⸗ 
famer Bünbdniffe feine Unabhängigfeit zu erlangen. Es bat bei biefem 
ſchwierigen Werk Ermunterung und Unterftügung gefunden in der Sym⸗ 
pathie der civilifirten Regierungen und Nationen, welche noch burd bie 
muthige Ausdauer ber venetianischen Provinzen beim gemeinfamen Werf ber 
nationalen Befreiung gefördert und vermehrt wurde. Dem Friedensvertrag 
mit dem Kaiſerreich Oeſterreich, der Ihnen vorgelegt werden fol, werben 
Unterhandlungen folgen, welche ben Verkehr zwiſchen den beiden Staaten er: 

‚ leichtern werden. Die franzöſiſche Negierung bat, den Verpflichtungen getreu, 
auf welche fie durch ben Septembervertrag eingegangen war, ihre Truppen 
von Rom zurüdgezogen. Die italieniihe Regierung ibrerfeits bat, indem 
jie die eingegangenen Verbindlichkeiten beobachtete, base päpſtliche Gebiet 
refpectirt und wird es refpectiren. Das gute Einverftändniß mit 
dem Kaifer ber Franzofen, an ben uns Freundfchaft und Dankbarkeit feſſeln, 
die Mäßigung ber Römer, bie Weisheit des fonveränen Papftes, das religiöfe 
Gefühl und der Rechtsſinn des italienifhen Volfs werden bazu verhelfen, bie 
fatholifhen Intereſſen und die nationalen Beftrebungen, die in Rom fidh 
verwirren und beflreiten, auseinander zu halten und gegenleitig auszulühnen. 
Treu ber Religion unferer Väter, welche auch diejenige bes größten Theils 
ber Staliener ift, bringe ich gleichzeitig dem Princip der freiheit meine Hul⸗ 
digung, von welchem unfere Inſtitutionen befeelt find und welches, wenn mit 
Aufrichtigfeit und Freigebigkeit zur Anwendung gebracht, die Urfachen ber ehemali⸗ 
gen Zwiſtigkeiten zwifchen Kirche und Staat befeitigen wird. Dieſe Geſinnun⸗ 
gen unfererjeit8 werden, To hoffe ich, indem fie die kath. Gewiſſen beruhigen, ben 
Wunſch in Erfüllung geben laſſen, den ich hege, daß ber Tapit in Rom un: 
abhängig bleibe. Italien ift jegt in Sicherheit, ba es außer ber Tapferkeit 
feiner Söhne, welche bei allem Glückswechſel weder zu Lande noch zur See, 
mweber in ben Meihen der Armee noch in benen ber Freiſchaaren fich ver⸗ 
läugnet Hat, als Bollwerk feiner Unabhängigkeit diefelben Wälle befibt, welche 
dazu dienten, e8 zu unterbrüden. Stalien fol und muß alfo jegt alle feine 
Anftvengungen auf fein ferneres Gedeihen verwenden. So wie bie Staliener 
mit bewunderungswürdiger Eintracht für ihre Einheit eingeftanden find, fo 
follen fie fi auch heute ſämmtlich mit Einficht, Begeifterung und unermüd⸗ 
liher Ausdauer der Entwidlung ber materiellen Hilfsmittel der Halbinfel 
widmen, Sn diefer Hinficht werden Ihnen mehrere Gejetentwürfe vorgelegt 
werden. Inmitten ber. Friebensarbeiten und begünitigt durch eine gelicherte 
Zukunft, werden wir nicht verfäumen, unfere militärifhe Organifation nach 
ben Lehren der Vorſicht zu vervollkommnen, damit, bei einer möglichft ge- 
singen Ausgabe, Stalien ber notäwenbigen Kräfte nicht enibehre, ym ben 
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ihm unter ben großen Nationen gebührenden Rang einzunehmen... Wenn, 
wie ich das fefle Vertrauen bege, die Bevölkerung Italiens es nicht an der 
Thätigkeit fehlen läßt, welche unfern Vorfahren Reichthum und Macht ver: 
ſchafft bat, fo bedarf es Feiner langen Zeit. um das öffentliche Vermögen 
endgültig ins Gleichgeroicht zu bringen. Meine Herren Senatoren und Des 
putirten! Stalien ift nunmehr fich felbft anheimgegeben. Seine Verant⸗ 
wortlichfeit ift gleich der Macht, bie es erworben bat, und ber vollen Frei⸗ 
beit zur Benütung feiner Kräfte. Was wir Großes in kurzer Zeit vollbracht, 
erhöht für uns die Pflicht, nicht hinter unferer Aufgabe zurüdzubleiben, bie 
darin beficht, uns mit ber durch die focialen Bedingungen bes Königreichs 
geforderten Kraft und mit ber durch unfere Snftitutionen gejorberten freien 
Bewegung zu regieren. Die freiheit in unferen politifchen Einrichtungen, bie 
Autorität der Regierung, bie Thätigfeit des Bürgerthums, bie Herrichaft bes 
Geſetzes über- alles und über alle werden Stalien auf die Höhe feiner Ger 
hide, auf die Höhe, auf welcher bie Welt es erwartet, emportragen.“ 


. Dec. General Fleury verläßt Florenz wieder und kehrt nach Paris 


zurüd. 

„ Abdg.:Kammer: Vorlage des Bubgets für 1867. Dasjelbe zeigt 
ein Deficit von 186 Mill. 

„ Die Abg.Kammer nimmt das proviforifche Budget für das erfte 
Halbjahr von 1867 an. 

„ Antwort Ricafoli’s auf eine Zuſchrift der wieber in ihre Didcejen 
zurüdgefehrten Viſchöfe, in mweldyer fie ihm bie Freiheit gerühmt und 
empfohlen hatten, deren die katholiſche Kirche fih in ben Vereinigten 
Staaten Amerifa’s erfreue: 

Nachdem Ricafoli die Hoffnung ansgeiprochen, daß bald auch in Italien 
die Kirche fich gleicher Treiheit erfreuen werde wie in Amerifa, fährt er alfo 
fort: „Sch bitte aber Em. Herrfichfeiten beachten zu wollen, daß dieſes bes 
wundernswertbe Schaufpiel durch die Freiheit hervorgerufen wird, burd bie 
Freiheit, die von allen, im Princip und in den Thatſachen, in ihren allers 
weitejten Beziehungen auf das politiiche, bürgerliche und focinle Leben ans 
gerufen und geachtet wird. In den Bereinigten Staaten ift jeder Bürger 
frei, den Glauben zu befennen, der ihm ber beſte dünkt, der Gottheit zu 
bienen in ben ihm geeignet fcheinenben Formen; neben ber fatholifchen Kirche 
erhebt fich der proteſtaniiſche Tempel, die Mofchee des Mufelmanns, die cdhines 
füihe Pagode; neben dem römifchen Clerus ift das Genfer Gonfiftorium unb 
die Methodiſtenverſammlung thätig. Dieler Zuftand bringt weder Verwirrung 
noh Reibungen mit fih. Und warum? weil feine Religion vom Staat 
Ipecielen Schuß oder Brivilegien begehrt; jede lebt, entwidelt fich, wirb ge: 
übt unter dem Schuße bes allgemeinen Gejeßes, und das von allen gleich 
beobachtete Geſetz verbürgt jedem bie gleiche Freiheit... Bemerken Sie bie 
Verſchiedenheit zwiſchen der Lage ber Kirche in Amerika und ber Page der 
Kirche in Europa. In jenen jungfräulichen Ländern bat fich die Stirche in: 
mitten einer neuen Geſellſchaft niedergelaffen, welche aber aus dem Mutters 
Iand alle Elemente der bürgerlichen Gemeinſchaft mitbrachte; inbem fie ſelbſt 
das reinfte und beiligfte der focialen Elemente repräfentirte, das religiöfe Ge: 
fühl... hat fie dort nur das Neich Gottes, das Reich der Geifter gefucht; 
gefommen mit der Freiheit und in ihrem Schatten erwachſen, bat fie dort 
gefunden, was fie zu ihrer freien Entwidlung brauchte und zur ruhigen und 
eriprießlihen Ausübung ihres Amtes, und hat andern bie Freiheit, bie fie 
jelbft genoß, weber zu weigern, noch bie fie beſchützenden Einrichtungen zu 
ihrem ausſchließlichen Vortheil auszubeuten gefucht. In Euraya Kayser Ü 
bie Kirche mit dem Fall bes großen Reis enitanken, weit ür AINE- 


Hatten, 


Erbe unterjocht hatte; fie Bat ſich unter ben politifchen und foctalen Trüm: 
mern barbarijcher Jahrhunderte gebildet und bat daran denken müfjen, ſich 
eine Organifation zu geben, ftart genug, um bem Untergang aller Eivilija: 
tion inmitten des Waltens ber rohen Gewalt zu wiberfiehen. Aber während 
bie aus bem Chaos bes Mittelalters eınporgeftiegene Welt ſich new bilbete und 
ben von Gott vorgezeichneten Weg bes Foriſchritis einichlug, wollte bie Kirche 
allem, was mit ihr zulammending, die Unbeweglichleit bes Dogma’s, befien 

üterin fie ift, mittbeilen, betrachtete mit Mißtranen bie Entwicklung der 

ifter, ber Vervielfältigung ber focialen Kräfte und erflärte ſich als Feindin 
aller Freiheit, indem de die erfte und unanfechtbarſte aller Freiheiten Täug: 
nete, bie Gewiſſensfreiheit. Daraus entitand der Conflict zwiſchen ber Fird: 
lichen unb ber ftaatlihen Gewalt; denn jene vertrat die Unterwerfung und 
bie Unbeweglichkeit, dieſe die jreiheit und ben Fortſchritt. Der Conflict hat 
in Folge bejonderer Umftände beſonders ſchwere Verbältniffe in Italien, weil 
bie Kirche, alaubend, daß, um unabhängig von jeber Laienautorität ihr geift: 
liches Amt auetzuüben, fie eines Königtbums bebürfe, bier ein folche® beſaß 
und verwaltete. Die Kirchengewalt befindet fi) aljo Hier nicht nur im 
Widerſpruch mit der flaatlichen Gewalt, fondern mit bem nationalen Redt... 
Die Biſchöfe können ſich bei uns nicht als einfache Seelenhirten betrachten, 
weil fie zugleich Vorfämpfer und Merkzeuge einer Macht find, welche bie 
nationalen Beftrebungen befeindet; die Laiengewalt ift alfo gezwungen, fie 
folhen Vorkehrungen zu unterwerfen, welche erforberlih find, um ihre Rechte 
und die der Nation zu wahren.“ 


Rom. 


27. Dec. 1865. Vorfall zwiſchen dem Papſt und dem ruſſiſchen Gefanbten 
v. Meyendorff. 


— Jan. Die päpftliche Regierung verſtändigt ſich mit der franzöſiſchen 
über die Errichtung einer franzöſiſchen Legion, die aus gedienten 
Soldaten beſtehen und in Antibes formirt werden ſoll. 


9. Febr. Der ruſſiſche Geſandte v. Meyendorff erklärt der Curie, daß 
ſeine politiſche Miſſion nad den Befehlen feiner Regierung bee 
endet ſei. 

— „Die päpftliche Regierung fnüpft nach verſchiedenen Seiten Unter: 
handlungen über ein neues Anlehen zu Dedung bes jährlichen De⸗ 
ficits an, begegnet aber großen Schwierigkeiten. 

— „ Das Budget für 1866 zeigt ein Deficit von 6,181,195 Scudi 
oder mehr als 30 Mill. Fr. Dennoch ſoll die ſtehende Armee mit 
Rückſicht auf den eventuellen Abzug der Franzoſen von 8 auf 
12,000 Mann gebracht werden. 


13. März. Der bisherige ruſſiſche Geſandte v. Meyendorff verläßt Rom 
insalutato papa. Sein Anſuchen an Cardinal Antonelli, einen 
Herrn Kaprinid als „Delegaten für bie ruſſiſchen Angelegenheiten“ 
zu beftätigen, wird abgelehnt. 


7. April. Dur ein päpftliches Breve wirb ein aus ber Mitte ber Ge: 
ſellſchaft Jeſu gewählter Ausſchuß zu einer Art oberſtem Reviſions⸗ 
hof für die geſammte Preſſe in und außer Italien (im Anſchluß an 
die Civilta cattolica) ernannt. 

16. „ Endlicher Abſchluß des projectirten Arlchen®. Ds TOR TEN 
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in Paris übernimmt biejelbe im Betrage von 60 Millionen zum 
Eurfe von 66 &. 


12. Juni. Ein päpftlihes Breve entzieht dem unbotmäßigen Garbinal 
Andrea jede weltliche und geiftlidhe Yurisbiction in feiner Diöceſe 
Sabina und in feiner Abbatie Subiaco. 

25. „ Die päpftliche Regierung ſetzt ben Werth ihres eigenen Kupfer: 
geldes herab. Große Unzufriedenheit ber Bevölkerung. 


25. Juli. Ein Tagsbefehl des franzöfiihen Generals Polhoͤs verhängt 
über Rom eine Art Belagerungszuftanb. | 


— Aug. Die Noten der römiſchen Bank ſinken im Verkehr unter den 
Nennwerth herab und die Bank greift zu den niebrigften Mitteln, um 
bie Einlöſung al pari zu beſchränken. Täglicher Scanbal vor dem 
Banfgebäude. Wachſende Unzufriedenheit der Bevölkerung. 


20. Sept. Der Obercommandant ber franzöfiihen Occupationsarmee, 
General Montebello, trifft nah längerer Abweſenheit wieder in 
Rom ein. 

22. „ Die neue franzöfiiche Legion zieht in Rom ein und wird nad 
Viterbo verlegt, das von den Franzojen geräumt wird. 


3. Oct. Dur die Rückkehr des franzöfiihen Yataillons aus Biterbo 
find nunmehr die Provinzen Belletri, Froſinone und Viterbo gänzlich 
von den franzöfiihen Truppen geräumt unb find die 8000 Mann 
Franzofen in Rom und Civitavecchia concentrirt. 

4. „ General Montebello notificirt der Curie, daß am 14. Dee. d. J. 
der Kirchenſtaat vollftändig von den Yranzojen geräumt fein werde. 

v„ nr Die päpftlie Regierung jpricht eine Garantie ber entwertheten 
Noten ber römifhen Bank aus: 

„Art. 1. Um mehr und mehr das öffentliche Vertrauen auf bie Billete ber 
Staatsbanf zu fihern, werben biefelben, obwohl fie ihre Caution in bem Actien⸗ 
beftand und dem Capital der Bank haben, noch vollftändig durch bie Re: 
gierung garantirt. Art. 2. Diefe Garantie bauert bis die Auswechslung ber 
Billete ohne Beichränfung der Summe bergeftellt fein wird. Art. 3. Eine Com⸗ 
mifjion von achtungswerthen Yerjonen , welche von der Regierung ernannt 
wird, foll vollfommene Macht haben, im Einverftändniß mit ber Commilffion 
bie Zahl der Bankbillete zu beſchränken, alle Operationen ber Bank zu über: 
wachen, daran theilzunehmen und beren Rejultate zu conftatiren. Art. 4. 
Um ben Kleinverkehr zu erleichtern, kann bie Bank, außer ben Billeten zu 
1 Scubo, auch ſolche zu 4 Scudo ausgeben, und bie einen wie bie andern 
find dazu beſtimmt, diejenigen von höherem Werth zu erjeten, welche außer 
Curs fommen.” 

Die Maßregel bleibt felbitverftändlih ohne allen Erfolg. Die 
Banknoten bleiben unter pari und bie ſcandalöſen Auftritte bei ber 

ar: Einlöfung berjelben bauern nadı wie vor fort. 
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29. Oct. Allocution des Papftes im geheimen Conftitorium; Drohung, 
Rom zu verlaflen — Beichwerben gegen Rußland: 

„... Ihr begreift leicht, mit welchem Schmerze Wir täglich erfüllt werben, 
da Wir feben, daß bie piemontefifhe Regierung mit täglich größerer Heftigs 
feit bie Fatholifche Kirche, deren heilſame Gefete und geheiligten Diener uns 
abläfjig befehdet. Die Bifchöfe und bie tüchtigften Männer der Welt: und 
Kloftergeiftlichfeit und andere ehrenwerthe Tatholifche Bürger werden ohne 
Rückſicht auf Religion, Gerechtigkeit und jelbit auf Menichlichfeit von ber ges 
nannten Regierung täglih zahlreicher in bie Verbannung getrieben, ins 
Gefängniß geworfen oder zu einem Zwangsaufenthalt verurtheilt und anf 
jede unmwürdige Weile gequält; die Bisthümer werben, zum großen Nachtheil 
des GSeelenheiles, ihrer Hirten beraubt, die gottgeweihten Jungfrauen aus 
den ihnen gehörigen Klöftern vertrieben unb gezwungen, von Almojen zu 
leben, die Tempel Gottes entweiht, bie bifchöflichen Seminarien gefchloffen, 
die Unterweifung ber armen Jugend dhriftliher Zucht entriffen und bafür 
Lehrern des Irrthums und bes Böſen anvertraut, das Kirchengut geraubt 
und verjchleubert. Nachdem die genannte Regierung mit Mißachtung ber 
kirchlichen Genfuren und Unferer jowie der italienijchen Bijchöfe gerechten Bes 
ſchwerden mehrere Geſetze erlafjen bat, bie ber katholiſchen Kirche, ihrer Lehre 
und ihren Rechten feindlich find und daher von und verworfen wurden, nahm 
fie feinen Anftand, aud ein Gefeß über die fogenannte Civil-Ehe zu erlaffen, 
das nicht nur der Tatholifchen Lehre, jondern auch dem Moble der bürgers 
lien Geſellſchaft aufs Außerfte zuwiderläuft. Turch diefes Sefeg wird die Würde 
und Heiligfeit des Sacraments der Ehe mit Fügen getreten, deren Einrichtung 
untergraben und das ſchmählichſte Soncubinat befördert. Denn zwilchen ben 
Gläubigen Tann feine Che beiteben, die nicht zugleich ein Sacrament ift und 
daher fteht e8 durchaus der Kirche zu, über alles das zu entjcheiden, was 
zum Sacrament ber Ehe gehören kann. Diefelbe Regierung hat fi) nicht 
geſcheut, mit offener Verlegung des Standes, ber fich die Befolgung ber evans 
gelifchen Räthe zum Lebensberuf gemacht und in ber Kirche Gottes immer geblübt 
bat und blühen wird, und mit Verachtung ber großen Wopltbaten geiftlicher 
Orden, bie von heiligen Männern gegründet unb von dem apoftolifchen 
Stuhle genehmigt, duch jo ruhmmürdige Leiftungen, buch fromme und 
nützliche Werfe um bie chriftliche und bürgerliche Gejellihaft und um bie 
Wiſſenſchaft fih hochverdient gemacht, ein Geſetz zu genehmigen, wodurch fie 
auf dem ganzen ihr unterworfenen Gebiete alle Orbensiamilien unterdrückte, 
deren gelammtes Eigenthum und viele andere Kirchengüter an fih riß und 
die Veräußerung anorbnete. Noch bevor fie in ben Beſitz ber venetianifchen 
Provinzen gelangt war, nahm fie feinen Anſtand, jene Gefeße und Erläffe 
auch auf bieje Gebiete auszubehnen und gegen alles Geſetz und Recht zu 
verordnen, daß die von Uns mit Unferem geliebten Sohne in Ehrifto, dem 
Kaijer Franz Joſeph von Oeſterreich eingegangene Convention Feine Kraft 
und Geltung mehr habe. Wir erbeben daher gemäß ber ernften Mflicht 
Unferes apoftolifhen Amtes in Eurer erlauchten Verſammlung Unfere hohes 
priefterlihe Stimme für die Religion, für die Kirche und ihre heiligen Ges 
jege, für bie Rechte und das Anfehen bes Stuples Petri und beflagen 
und verwerfen aufs entichiedenfte Alles und Jedes, was in biefen oder 
anderen bie Kirche und ihre Rechte betreffenden Dingen gegen bie Kirche, 
ihre Rechte und Geſetze von der piemontefiihen Regierung gethan oder ver= 
ſucht worden if. Auch erklären Wir kraft Unferer apoftelifchen Autorität 
jene Decrete und was baraus folgte, für Vergangenheit und Zufuuft für 
ungültig und wirfungslos. Ihre Urheber aber, die fi des Ehriften- 
namens rühmen, mögen bedenken und ernftlich erwägen, daß fie in die Cen⸗ 
furen und geiftlihen Strafen verfallen find, welche die apoſtoliſchen Con⸗ 
ftitutionen und bie Decrete ber allgemeinen Kirhen:Berlauntungen er ir, 
Berleger der Rechte ber Kirche ipso facto werhängen. .. 
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„Diejenigen aber find fehr im Unrecht, die bieraus folgern und fortwäh- 
rend verlangen, daß Wir, durch Die ojjenbarite Ungerechtigfeit bereits mehrerer 
Provinzen Unieres päpftlihen Gebietes beraubt, auf Uniere und des apo⸗ 
ſtoliſchen Stuhles weltlihe Herrſchaft verzichten. Jedermann jiegt ei, 
wie ungerecht und verderklich für bie Kirche diejcs Berlangen iſt. Denn durch 
einen beionderen Rathſchluß der göttlihen Vorſehung it es, wie Wir fchon 
anderweitig angedeutet, geicheben, daB, nachdem das römiſche Reich geitürzt 
und in mehrere Reiche und Herrichaften getheilt war, der römijche Papit bei 
ber Berfchievenheit der Reiche und dem gegenwärtigen Zujtand der menidh: 
lihen Geſellſchaft feine weltliche Herrſchaft babe, damit er feiner anderen 
ſtaatlichen Herrigait unterworfen, in voller Freiheit jeine höchſte Autorität und 
Aurisdictien über die geſammte ihm von Chriſtus dem Herrn anvertraute Kirche 
ausübe, und bamit die Gläubigen den Entſcheidungen, Ermahnungen und Erläſſen 
bes Papſtes mit voller Gewiſſensruhe und vellem Zutrauen gehorchen und ver— 
trauen, ohne daß fie jenur den leijen Argwohn ſchöpfen können, die Handlungen 
bes Rapites jeien von bem Willen und Anſtoß irgend eines Herrichers oder einer 
weltlichen Macht abhängig. Wir Fönnen daher auf die durch die göttliche Vorſehung 
zum Heil der gefammten Kirche begründete weltlihe Herrſchaft nicht nur 
nicht Verzicht Leiften, jondern müjjen auch an allen Rechten biefer 
weltligen Herrſchaft ſtreuge feſthalten und fie vertheidigen, ſowie bie 
firchenräuberijcy entriffenen Yänder des heiligen Stuhls laut zurüdver: 
langen, wie Wir jie jchon oft zurüdverlangt haben und auch bei biefer 
Gelegenheit aberınal$ und wieder zurüdverlangen. ... Aus den traurigen, 
furz und mit Schmerz aufgezählten Thatjachen und aus den täglichen Ereig: 
niffen in Italien ift Leicht zu ermefjen, von wie vielen und großen Gefahren 
ber apojtolifhe Stuhl umringt und wie jehr er den grimmigiten Drohungen 
ber Revolution, dem Haſſe der Ungläubigen und ber Feinde bes Kreuzes 
Chriſti ausgefegt it. Furienhafte Stimmen certönen ringsumher von bitteren 
Feinden, bie fortwährend rufen, daB die Stadt Rom an der unjcligen ital. 
Wirrniß und Revolution (perturbationis ac rebellionis) theilnehmen, ja 
ihr Haupt werben müfje. Aber der erbarmungsreiche Gott wirb bie gotts 
loſen Anichläge und Beſtrebungen feindfeliger Menſchen durch jeine Allmacht 
zu Schanden machen und nie zulafjen, daß dieje hehre uns jo theure Stadt, 
wohin Er zum größten Heile und durch eine bejondere Wohlthat den Stuhl 
Petri geitellt Hat, die unbejiegbare Grundveſte feiner heiligen Religion, in 
jenen unglüdjeligen, von Unferem heiligen Vorgänger Leo dem Großen jo 
treffend befthriebenen Zuſtand zurüdjinfe, wie er war, als der heilige Apoftels 
fürft diefe Stadt, damals die Herrin der Welt, zum erjtenmal betrat. Wir 
ſelbſt find, ob auch faft aller menſchlichen Hilfe beraubt, doch Unferer Pflicht 
ernſtlich eingedenk und in vollem Vertauen auf bie Hilfe des allmächtigen 
Gottes bereit, ſelbſt mit Gefahr bes Lebens Lie Uns von Ehrifto bem 
Herrn anvertraute Sache ber Kirche unerfchroden zu verteidigen, und wenn 
es nötbig wäre, in jenes Fand zu geben, wo Wir in befferer 
Weiſe als hier Unfer apoftolifhes Amt ausüben Eönnten....“ 


— Nov. Ein fpanifches Kriegsſchiff ijt ſchon feit längerer Zeit vor Civita- 


19. 


vechhia ftationirt. Auch mehrere andere Regierungen fchidlen Schiffe 
bahin, um die möglihen Yolgen des bevorftehenden Abzugs der 
Franzoſen aus Rom zu gewärtigen. 

„ Die Regierung ertheilt der Bank ein neues Privilegium, indem 
fie ihren Noten einen theilweifen Zwangscurs verleiht: pon dieſem 
Tage an iſt e8 nad, einer Bekanntmachung nur noch einer beftimmten 
Anzahl von Individuen aus der Klaffe der Induſtriellen, Manu: 
facturiften und Landwirthſchafttreibenden geftattet, das Papiergeld 
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15. 


17. 


24, 


27. 
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bei ihr al pari einzuwechſeln. Alle übrigen find auf ben Privatver⸗ 
fehr angewiefen, in dem bie Noten der Bank 8 % unter pari jtehen. 


. Dec. Die Franzojen beginnen ihren Abmarſch von Rom. 


„ Gen. Montebello ftelt das gejammte franz. Offizierscorps dem 
Papſte zum Abjchiede vor. Anſprache bes Generals. Verſchiedene 
Berfionen der Antwort des Papites. 

„ Der Sarbinal-:PBräfect der Congregation des Concils ladet im Auf 
trage des Papftes ſämmtliche Biſchöfe der Fath. Chriftenheit auf ben 
29. Suni 1867 gur Heiligiprehung mehrerer Märtyrer und zum 
Kubiläum des Apoftelfürften „nach reifliher Prüfung der Umftände 
und infofern die rechte Hand des Allmächtigen, wie zu hoffen er: 
laubt ift, den Ausbruch des herannahenden Sturmes verhindern wird“, 
nad Rom ein. Ä 

„ Die ital. Regierung zieht in Ausführung der Septemberconvertion 
mit Frankreich einen ſtarken Cordon um den Kirchenftaat, um jeben 
revolutionären Einbruh in denjelben nah ber Räumung Roms 
durch die Franzoſen zu verhindern. 

„ Der Commend. Zonelli trifft in außerordentliher Mijlion ber 
ital. Regierung in Rom ein, 

„ Die franz. Fahne wird von der Engelsburg abgenommen unb 
durch die päpftlihe erjegt. Abzug ber lebten franz. Truppen. An: 
funft der päpftlihen Zuaven (meift Franzofen und Belgier), benen 
bie Beſetzung der Engelsburg anvertraut wird. 

„ Das fjog. comitato romano erläßt im Einverſtändniß mit ber 
ital. Regierung eine Anjprade an bie Römer, in der fie ermahnt 
werben, bie weitere Entwidelung der Dinge ruhig abzuwarten, 

„ Der franz. Gejandte, Graf Sartiges, trifft nad Tängerer Ab: 
wefenheit wieder in Rom ein. | 
„Nachdem die franz. Truppen fi ſämmtlich nach Frankreich ein- 
geſchifft haben, verläßt aud Gen. Montebello mit feiner Familie 
und dem gejammten Stabe Rom. Rom ‚und die päpftlihe Regie: 
rung find nunmehr vollftändig ſich ſelbſt überlaffen: 8000 Mann 
päpftl. Truppen liegen in Nom, 4000 in ben Provinzen. 

»„ Die Curie übermacht den fremden Geſandtſchaften zur Mitteilung 
an ihre reſp. Höfe eine umfangreiche Denkſchrift über die Differenzen 
zwiſchen dem hl. Stuhle und ber ruſſiſchen Regierung bez. ihrer Maßnah⸗ 
men gegen bie Rechte und Intereſſen der kath. Kirche namentlich in Polen. 
(Esposizione documentata sulle constanti cure del romano Pon- 
tefice Pio IX. a riparo de’ mali che soffre la chiesa cattolica 
nei dominii di Russia e di Polonia.) 

„ Der Waffenmiuijter, General Kanzler, ftelt dem Papft die Ofs 
figiere der päpftlihen Armee vor mit der Bemerkung: 

„Sie alle find Eurer Heiligfeit ergeben und bereit zu fämpfen, nicht gegen 


bie Römer, benn biefe find Freunde der Ordnung, aber gegen bie Fremden, 
welche es wagen wollten, zu fommen und ben Frieden zu jtören.“ 


6. Schweiz. 


14. Jan. Die von beiden Räthen ber Bunbesverfammlung befchloffenen 
Revifionspunfte der Bunbesverfaflung werben in ber boppelten Ab- 
ſtimmung nad Gantonsftimmen und nad der Abftimmung fämmt: 
licher Bürger alle bis auf einen verworfen. 

Revifionspuncte: J. Feſtſetzung von Maß und Gewidt. II. Gleich⸗ 
ſtellung der Schweizer und Naturalifirten in Bezug auf Niederlaffung, Geſetz⸗ 
gebung und gerichtliches Verfahren. III. Stimmredht ber Niebergelaffenen 
in Gemeindeangelegenheiten. IV, Beiteuerung und civilrechtliche Verhältniſſe 
ber Niedergelaffenen. V. Stimmredt der Niebergelaffenen in cantonalen 
Angelegenheiten. VI. Glaubens: und Gultusfreibeit. VII. Ausichließung 
einzelner Etrafarten. VIII. Schuß des fchriftftelleriichen, fünftlerifchen und 
ide Eigenthums. IX. Verbot des Betriebs der Lotterie: und Hazarbs 
pielc. 

Refultat ber Abſtimmung nad Cantonen: I angenommen 
von Zürich, Obwalden, Freiburg, Solothurn, Bafelftabt, Bafelland, Thurgau, 
Teſſin, Waadt, Neuenburg und Genf, verworfen von Luzern, Uri, Schwyz, 
Nidwalden, Glarus, Zug, Schaffhaufen, beide Appenzell, St. Gallen, Grau: 
bünben, Aargau, Bern und Wallis. IL angenommen von Züri, Obs 
walden, Glarus, Freiburg, Solothurn, Bajelftadt, Bafelland, Schaffhaufen, 
Aargau, Thurgan, Teflin, Waadt, Neuenburg und Genf, verworfen von 
Luzern, Uri, Schwyz, Nidwalden, Zug, beiden Appenzell, St. Gallen, Graus 
bünben, Bern und Wallis. III. angenommen von Zürih, Obwalden, 
Glarus, Solothurn, Bafeland, Aargau, Thurgau, Teſſin und Neuenburg; 
verworfen von Luzern, Uri, Schwyz, Nidwalden, Zug, Freiburg, Bafel- 
ſtadt, Schafihaufen, beiden Appenzell, St. Gallen, Graubünden, Waadt, Genf, 
Bern und Wallis. IV. angenommen von Züri, Glarus, Solothurn, 
Bafelftadt, Bajelland, Aargau, Thurgau, Teſſin, Neuenburg und Genf, ver: 
worfen von Ruzern, Uri, Schwyz, beiden Appenzell, Zug, Freiburg, Schaff: 
haufen, St. Gallen, Graubünden, Waadt, Bern und Wallis. V. ange: 
nonmen ven Züri, Obwalden, Glarus, Freiburg, Solothurn, Bafelland, 
Schaffhauſen, Aargau, Thurgau, Tefjin, Neuenburg und Genf, verworfen 
von Luzern, Uri, Schwyz, Nidwalden, Zug, Balelftabt, beiden Appenzell, 
St. Gallen, Graubünden, Waadt, Bern und Wallis. VI angenonmen 
von Zürich, Glarus, Freiburg, Solothurn, Baſelſtadt, Baſelland, Aargau, 
Thurgau, Teffin, Waadt, Neuenburg und Genf, verworfen von Luzern, 
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Uri, Schwyz, Ob⸗ und Nidwalden, Zug, Schaffhauſen, beiden Appenzell, 
St. Gallen, Graubünden, Bern und Wallis. VII. angenommen von 
Zürich, Solothurn, Baſelland, Thurgau, Teſſin, Neuenburg und Genf, ver⸗ 
worfen von Luzern, Schwyz, beiden Appenzell, Ob: und Nidwalden, Gla⸗ 
tus, Zug, Freiburg, Bafelftadt, Schaffhauſen, St. Gallen, Graubünden, 
Aargau, Waadt, Bern und Wallis. VII angenommen von Züri, Obs 
walden, Gilarus, Freiburg, Solothurn, Bajelftadt, Bafelland, Thurgau, Aar⸗ 
gau, Teſſin, Neuenburg und Genf, verworfen von Luzern, Uri, Zug, 
Schwyz, Nidwalden, Schaffhaufen, beiden Appenzell, St. Gallen, Graubünden, 
Waadt, Bern und Wallis. IX. angenommen von Züri, Chwalden, 
Glarus, Solothurn, Bafelftadt, Bafelland, Aargau, Thurgau, Teflin, Neuen: 
burg und Genf, verworfen von Ruzern, Uri, Schwyz, Nidwalden, Zug, 
Freiburg, Schaffhauſen, beiden Appenzell, St. Gallen, Graubünden, Waadt, 
Bern und Wallis. 
Refultat der Abſtimmung nah allgemeinen Stinimredt: 
Artikel I : 159,182 Ja und 156,896 Nein. 
I : 170,032 „ „ 149401 „ 
„ UI: 137,321 „ „ 181,441 
„ VI ; 125,924 
„ V : 153,469 
n VI : 157,629 
VII: 108,364 
VIII : 137,476 
n IX : 139,062 „ 176,738 u 
Mit Ausnahme des Art. IT (des fog. Judenartikels) find alfo 
jämmtlihe Puncte verworfen. 

28. San. Eine Berfammlung von Bundesrevifionsfreunden aus verjchie: 
denen Gantonen in Baden befchließt, neuerdings dafür zu agitiren 
und mählt ein Comite, um die erforberlihen 50,000 Stimmen zu 
fammeln. u 
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19. Febr. Eröffnung der Bundesverfammlung‘ Sämmtlide Tatholiiche 
Biſchöfe der Schweiz laffen einen Proteſt gegen den Beſchluß beiber 
Käthe, der die Ausfchliegung der Geiftlihen von ber Bunbesver: 
fammlung fefthielt, einreichen. 

21. „ Beide Räthe der Bundesverfjammlung erflären nad) dem Antrage 
des Bundesraths ben Art. IL der Revifionspunkte für verfaſſungs⸗ 
mäßig angenommen und demnad fortan für einen integrirenden Be: 


ftandtheil der Bundesverfaſſung. 
22. „ Beide Räthe befchließen nach dem Antrage des Bundesraths bez. 
der Herftellung eines ſchweiz. Handelsgefeßbuches : 

„1) Die Bunbesverfammlung erflärt: fie erachte es als im wohlverſtan⸗ 
benen Iniereſſe der Eidgenoffenfchaft Tiegend, daß ſich die Cantone für Herr 
ftellung eines ſchweiz. Handelsgeſetzbuchs, oder doch wenigftens über einzelne 
Theile des Handelsrechts verfländigen. 2) Der Bundesrath wird eingeladen, 
biefe Erflärung ben Cantonen zur Kenntniß zu bringen, unb bie weiteren 
geeigneten Schritte zu thun, um biejelben zu veranlaljen, den vorliegenden 
Entwurf eines ſchweiz. Handelsgeſetzbuchs mit thunlicher Beförderung in .ges 
meinſchaftliche Berathung zu ziehen. 3) Die Bundesverfammlung erflärt fich 
geneigt, ben aus dieſen Berathungen hervorgehenden Sefegentwur, auch ihrer: 
feits für basjenige außerfchweizerifche Gebiet in Krait ya un, Tr matt 
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das Bedürfniß eines ſolchen Geſetzbuchs ſich geltend machen ſollte. 4) Der 
Bundesrath wird ſchließlich eingeladen, der Bundesverſammlung ſeinerze it das 
Reſultat der Berathungen der Cantone mitzutheilen.“ 

24. Febr. Schluß der Bundesverſammlung. 

„„Golothurn). Großartige Toleranz-Demonſtration gegen einen 
intoleranten Erlaß des biſchöflichen Generalvicars Girardin bezüglich 
ber von den kath. Geiſtlichen bei dem Begräbniß von Proteſtanteu 
einzunehmenden Haltung. 


März, (Solothurn). Der Biſchof von Baſel nimmt endlich das 
intolerante Circular ſeines Generalvicars zurüd. 


» 


4 „ Waadt). Großrathswahlen. Diejelben ergeben eine nicht un- 
wejentliche Verſtärkung ber rabicalen Partei. 
12. „ (Zürich). Der Große Rath erläßt in Folge wieberholter 


Vorfälle am eidgenöſſiſchen Polytehnifum ein fcharfes Duell: 
Geſetz. 

19. „ Waadt) Großer Rath: Wahl der Regierung — Fuſion der 
herrſchenden mit ber alt: und jungrabicalen Partei. 


29. Apr. (Bern). Großrathswahlen. Diejelben ergeben 131 Liberale 
und Radicale gegen 96 Conjervative. 


6. Mai. (Züri). Großrathswahlen. Diefelben verändern die big: 
berige Phyfiognomie desjelben nicht weſentlich. 

13. „ (Bafelland). Die bisher herrfchende Partei der ſog. Revifioniften 
(Rolle) unterliegt bei der Neuwahl des Regierungsrathes derjenigen 
ber jog. Antirevifioniften. 

— .. (Senf). Die Bartei der Independenten fiegt bei der Wahl des 

Gemeinderaths der Stadt mit circa 1400 gegen 700 Stimmen über 

bie radicale Partei (Fazy). 

16, „ Der Bundesrath beſchließt mit Rüdficht auf die deutſch-italieniſche 
Berwidelung eine Brigade Truppen aufs Pilet zu ftellen und eine 
Militärcommiffion einzuberufen. 


Anf. uni. Das Comitd für Sammlung von 50,000 Unterſchriften be⸗ 
hufs ermeuerter Einleitung zu Reviflon der Bundesverfaflung be⸗ 
Ichließt, fein Mandat einftweilen niederzulegen. 

13. „ Der Bundesrath läßt das bündnerifche Münfterthal durch eidg. 
Truppen befegen und richtet ein Kreisjchreiben an bie Cantone, in 
dem er die Möglichkeit eines Aufgebots der ganzen Bundesarmee in 
Ausſicht ftell. 

18. „ Der Bundesrath erläßt eine Verordnung bez. ftrenger Beobadh- 
fung der Neutralität. 
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2. Juli. Zuſammentritt ber Bunbeöverfammlung. 


6. 
7. 
10. 


13. 


16. 


18. 


19. 


21. 


„Nat.-Rath: Es wird eine Motion für Einführung von Gewehren 
mit Hinterladung bei der geſammten Bundesarmee geſtellt. 
„ Der Nat:Rath genehmigt einſtimmig tie Motion für Einführung 
von Gewehren mit Hinterladung. 
»„ Der Nat-Rath lehnt die beantragte Ernennung eines Generals 
als durch die Sachlage noch nicht geboten mit 64 gegen 27 Stim- 
men ab. 
„ Nat.:Rath: Motion Stämpfli’s bez. Wahrung der Savoyerfrage 
und bez. der Aufſtellung eines ſchweiz. Geſandten in Wajhington. 
Die erftere wird von Stämpfli ſchließlich zurückgezogen, die letztere 
mit 45 gegen 41 Stimmen angenommen. 
„ er Nat:Rath genehmigt die Anträge des Bundesrathes bez. 
Einführung gezogener Feld: und Poſitionsgeſchütze fehweren Kalibers, 
bie jpätefteng innerhalb zwei Jahren durchgeführt werben fol. Die 
Koften der Umänderung im Betrage von ca. 1% Mill. Fr. trägt ber 
Bund, der Unterhalt ꝛc. fällt dagegen den Cantonen zur Lajl. 
Eine Motion Planta’s für Ausdehnung der Volksbewaffnung auf 
ſämmtliche waffenfähige Schweizer wird faft einftimmig bem Bundes: 
rathe zur Prüfung und Berichterftattung übermiefen. 
„ Der Ständerath lehnt die vom Nat.Rath beſchloſſene Grrichtüng 
einer biplomatijhen Mifjion in Wafhington feinerjeitg ab und be: 
Ichließt auf den Antrag des Bundesraths, daß die ſämmtliche gemwehr- 
tragende Mannſchaft des Bundesheeres (Auszug und Reſerve) mit 
Hinterladungsgewehren zu verfehen fei, daß die vorhandenen Ge: 
wehre und Stuten fofort auf Koften des Bundes in Hinterladungs- 
gewehre umzuwandeln jeien und daß der Bunbesrath bez. ber An- 
ſchaffung eines neuen vollkommenen Hinterladungsgemehres (Nepetir- 
Gewehr) der Bundesverfammlung beförderlihft. Bericht und Antrag 
zu hinterbringen und fie nöthigenfals zu dieſem Behufe außerorbent- 
lich einzuberufen babe. Der Nationalrath tritt dem Beichluffe des 
Ständeraths bei. | 
„ Der Stänberath beichließt auch Teinerfeits mit 18 gegen 13 
Stimmen die Wahl eines Generals als noch nicht dringlich zu ver- 
ſchieben. 
„Schluß der Seſſion der Bundesverſammlung. 


22. Aug. Der Bundesrath richtet nach dem Auftrage der Bundesver⸗ 


ſammlung ein Kreisfchreiben bez. der vollſtändigen Durchführung 
der allgemeinen Wehrpflicht an bie Cantone. In einer Reihe von Can 
tonen wird eine Agitation zu bemfelben Zwecke organifirt. 


3—8. Sept. Zuſammentritt eines internationalen Hrbeitercongreffes in 
. Genf. — Ä 2 M J 
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20. Oct. (Genf). Der große Rath genehmigt in britter Leſung mil 
51 gegen 26 Stimmen das fog. Vautier'ſche Gleichheitsgeſetz, d. h. 
einen Zuſatz zur Verfaffung, dur welchen die alten Genfer auf 
bie ihnen gehörigen Gemeinbegüter, bie Katholiken ber ehemals 
ſavoyiſchen Gemeinden dagegen auf bie ihnen burd ben Quriner 
Vertrag gewährleifteten Privilegien verzichten. Der Beihluß unter: 
liegt noch ber allgemeinen Volksabſtimmung. 

28. „ Allgemeine Nationalrathswahlen in der ganzen Schweiz. 

„ (Genf). Bei den Nationalrathswahlen fiegt bie Partei ber 

Independenten über diejenige ber Radicalen und Fazy's, ber un: 

terliegt. 


7. Nov (Wallis). Der Bunbesrath erläßt an die Regierung von 
Wallis eine brohende Aufforderung, einige aus dem ehemaligen äfterr. 
Stalien berübergelommene und an öffentlihen Anftalten verwendete 
Jeſuiten fofort zu entfernen. 

11. „ (Genf). Großrathswahlen: In der Stadt fiegen die Indepen⸗ 
denten in beiden Wahlcollegien bes linken und rechten Ufers, in 
Garouge dagegen die Rabicalen. Gewaltthätigfeit gegen das Wahl: 
gebäude, Neues Auflammen des gegenfeitigen Parteihafles. 

44, „ Der Bunbesrath befchließt, die bisherigen Gewehre der Armee 
nah dem Syſtem Milbant-Amsler in Hinterlader umzuwandeln 
und als neues Gewehr für die ganze Armee der Bundesverjamm: 
lung das Wincefler:Repetirgewehr vorzufchlagen. 

18. „ (Senf). Das fog. Gleichheitsgeſetz wird in ber allgemeinen 
Volksabſtimmung mit 5172 gegen 4988 Stimmen, alfo einem 
Mehr von 184 Etimmen, verworfen. 

23. „ Der Bundesrath bejchließt, bei der Bunbesverfammlung auf ein 
eidg. Anlehen von 10 Mil. Fr. anzutragen behufs jchleuniger Ein: 
führung des Hinterladungsiyftems. 

28, „ (Thurgau) Der Große Rath verwirft mit 75 gegen 18 
Stimmen den Antrag auf Aufhebung bes im %. 1847 allein ver: 
ſchont gebliebenen Klofters St. Katharinenthal. 


3. Dee. Eröffnung der Bunbesverfammlung. 

8 ,„ Die Bundesverjammlung wählt bie bisherigen Mitglieder des 
Bundesraths ſämmtlich, mit einziger Ausnahme des um feine Ent: 
laſſung eingefommenen Hrn. Frey-Heroſé, der durch Landammann 
Welti (ebenfalls aus Aargau) erfeßt wird, auf eine neue Amtsbauer 
wieder. 

13, „ Der Ständerath verwirft die vom Bunbesrath beantragte Berthei- 
lung des Ertrags bes Telegraphenwejens (nad) Analogie ber Pot: 
erträgniffe) unter bie Cantone mit 31 gegen 9 Stimmen, 

» n: (Wallis). Auf eine. ausweichende Antwort der Regierung von 
MWalis richtet der Bundesrath eine neue Aufforderung an diejelbe 


19. 


20. 
21. 


22. 
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bez. Entfernung der Jeſuiten von ben ihnen anvertrauten Lehr: 
ftühlen. Die Regierung fügt fih nunmehr. 


. Dec. Der GStänderath genehmigt den Antrag bes Bunbesraths bez. 


Einführung bes Hinterladungsiuyftems in der ganzen Armee, doch mit 
20 gegen 18 Stimmen mit der Mopdification, daß die Koften ber: 
jelben ganz vom Bunde getragen werben jollen, während der Antrag 
bes Bundesraths dahin ging, daß X vom Bunde, % von den Can 
tonen zu tragen fei. 

„ Der Nationalrath genehmigt den Antrag bes Bunbesraths bez. 
Hinterladungsſpſtem beſchlieft aber mit 71 gegen 32 Stimmen, 
daß % der Koſten von den Cantonen zu tragen ſei. 

n Der Ständerat fügt ſich dem Beichluffe des Nat.Raths bez. 
Vertheilung der Koſten für Einführung des Hinterladungsiyitens. 
„ Der Nat.:Rath beichließt auf eine Motion Underwerts (Thurgau): 

„Der Bundesrath it eingeladen, auf bie nächſte ordentliche oder außer: 
ordentlihe Sigung der Yundesverfammlung Bericht und Antrag zu ftellen, 
ob nit im Sinne einer namhaften Verftärfung ber Wehrkraft und zum 


Zwede gleigmäßiger Durchführung ber Wehrpflicht die eidg. Militärorgani⸗ 
ſation einer Reform zu unterwerfen ſei?“ 


„Beide Räthe einigen ſich über ein eidg. Anlehen von 12 Mil. 
dr. für Einführung des Hinterlabungsfyftens, 
Schluß der Bundesverfammlung. 


7. Selgien. 


16. Ian. IL Kammer: Der Abg. Orts erneuert feinen früheren Antrag 
bez. Vermehrung der Zahl der Abgeorbneten nah dem Verhältniß 
ber gejtiegenen Bevölkerung. 


8. Febr. Senat: Debatte über das Strafgefegbug. 33 Stimmen gegen 
15 entſcheiden für Beibehaltung der Todesftrafe, obgleih der Yuftiz- 
minifter fi für die Abſchaffung ausſpricht. Die ganze Tatholifche 
Partei erflärt ſich für die Beibehaltung. 

20. „ HH. Kammer: Die Regierung macht eine Vorlage bez. Erweiterung 
des Wahlrechts. Dieſelbe betrifft jeboh bloß die Zulaſſung ber 
jog. Capacitäten, was die Zahl der Wähler um kaum 8000 ver: 
mehren würde. 

26. „ Senat! Debatte über das Strafgeſetzbuch. Es wirb ein Amenbe- 
ment genehmigt, bas gegen das Bolitifiren der Geiftlihen auf ber 

Kanzel gerichtet ijt. 

Ein Arbeitermeeting in Brüffel fpricht fi gegen den Wahl: 
veformantrag der Regierung als durchaus ungenügend aus, 

27. „ Senat: Debatte über das Strafgefeßbuh. Es wirb beichloffen, 
bie auf das Vergehen von Arbeitercoalitionen gejebten Strafen ein- 


fach zu ftreichen. 


6.—10. März. I. Kammer: Debatte über das Militärbudget. Das: 
felbe wird mit 47 gegen 25 Stimmen (und 12 Enthaltungen) 
genehmigt. 

22. „ Der Senat genehmigt das Militärbubget feinerjeit8 mit 36 
gegen 1 Stimme. 

24. „ Die II Kammer genehmigt uunmehr den Antrag Orts bez. Ver: 

mehrung der Zahl der Abgeordneten (zum Vortheil ber Tiberalen 

Partei) mit 59 gegen 45 Stimmen. 


" " 
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April. Die Arbeiten an der Befeftigung Antwerpens werben mit 
Rückſicht auf die allgemeine Lage Europa’s nad) Kräften bejchleunigt. 


Mai. U. Kammer: Auf eine Interpellation, ob die Regierung gegen: 
über der allgemeinen Lage Europa's irgend welche NRüflungen vor⸗ 
genommen habe, antwortet diefe, daß dazu feine Veranlaffung ge: 
weſen fei. 


. Juni. Wahlen zur II Kammer. Das Uebergewicht der Tiberalen 


Partei fteigt durch diefelben von 12 auf 20 Stimmen. 

„ Der König fagt feinen mit der Königin bereits angefagten Be: 
ſuch am Hofe der Zuilerien wieber ab. 

„ König und Königin gehen zur Hochzeit ber Prinzeß Helena nad 
London. 


Oct. Hulbigungsreife des Königspaares durch mehrere Provinzen bes 
Landes. Daffelbe wird überall mit aufrichtiger Herzlichleit empfangen. 

Detoberfefte. Teierliher Empfang der englifchen, franzöftichen 
und holländiſchen Säfte (Freiwilligen und Nationalgarbijten) in 
Brüffel. 


Nov. Rücktritt des bisherigen Kriegsminifters General Chazal. 

„ Eröffnung der Kammern. Thronrede des Königs. 

„ IH. Kammer: Die Antwortsabrefje wird zum erften Dal in einer 
Sitzung angenommen und zwar, mit Ausnahme der Vertreter Ant: 
werpens, einftimmig. 


„ I. Kammer: Ein Antrag auf fofortige Vorlage des Militär: 
bubget8 wird mit 38 gegen 29 Stimmen abgelehnt. 

„ IH. Kammer: Die Blaminger bringen bei Gelegenheit bes Buhgets 
bes Yuftizminifteriums eine Reihe von Beſchwerden zur Sprade. 

„  ©eneral Goethals wird zum Kriegsminiſter ernannt. 

„ Differenz mit Holland wegen der Schelbefrage. Dex Miniſter 
Rogier macht darüber der Repraſentantenkammer offizielle Anzeige. 
„ Ein kgl. Decret fest eine Commiffion von 28 Mitgliedern ein, 
um die Heeresreform zu begutachten. 


8 Holland. 


25. Yan. Die Minifter des Innern (Thorbede) und der Juſtiz reichen 

in Folge einer Differenz mit dem Colonialminifter ihre Demiffion ein. 

30, „ Der König nimmt die Entlaffung Thorbedes an und beauftragt 

den Colonialminijter Franffen van der Putte mit ber Reconftruction 
des Minifteriums. 


9. Febr. Reconſtruction des Miniſteriums. 


18. Mai. II. Kammer: Debatte über ben von der Regierung vorge⸗ 

legten Eulturgejebentwurf für Indien. Die Sammer genehmigt 
ein bon ber Regierung befämpftes Amendement mit 43 gegen 18 
Stimmen. Das Minifterium zieht darauf den Gefeßesentwurf zurüd 
und Bietet dem König feine Entlaffung an. 

28. „ Bildung eines confervativen Minifteriums: Graf v. Zuylen 
Aeußeres, Meyer Colonien, Heemskerk Inneres, Söhmmelpfennind 
Sinangen, Borret Juſtiz, Andreä Marine. 


Ende. Juni. Der Ausfall ber Erneuerungswahlen zur IL Kammer {ft 
. ‚ben Minifterium nicht günftig: biefelben ergeben 27 Liberale, 8 Con⸗ 
fervative, 6 Feudale. 


16. Sept. Der Colonialminifter Meyer tritt plöblih aus bem Minifte- 
rium aus. 

17. „ Eröffnung der Kammern. Thronrede bes Königs. 

18. „ Herr Myer wirb zum Generalgouverneur von Indien ernannt. 

27. „ I. Kammer: Auf den Antrag des Abg. Keuchenius wird mit 
39 gegen 23 Stimmen ein Tadelsvotum gegen den geweſenen Co⸗ 
Iontalminifter Myer votirt. 
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1. Det. Das Minifterium fließt in Yolge bes Tadelsvotums gegen 
Myer die Seflion ber Kammern. 

Ein tgl. Decret verfügt bie Auflöfung ber II. Kammer unb 
ordnet Neuwahlen an. Bericht des Minifteriums barüber an ben 
König. | 
10. „ Kine Broclamation des Königs an feine lieben Landsleute und Unter: 

thanen ſucht das Miinifterium bei den bevorftehenden Kammerwahlen 
zu unterfjtüßen. 


2. 


" 


10. Nov. Das Refultat der Wahlen zur II. Kammer ift ber liberalen 
Partei nicht günftig; fie verlieren mehrere Sitze. 
19. „ Eröffnung ber Kammern. Thronrede des Königs. 


2. Dec. II. Kammer: Der Kriegeminifter legt berfelben einen Antrag 
und eine Denkſchrift bez. Heeresreform vor. 

28. „ IH. Kammer: Scharfe Debatte über. die Schelbefrage und bie 
darüber mit Belgien eingetretene Differenz. 


9. Bäncmark. 


3. Jan. Schluß der Seflion des Reichstags. 


5. Febr. Zufammentritt bes Reichsrathes. 
10. „ Das Volksthing des Reichsraths genehmigt das Marinebudget 
ohne Reduction. 


141. April. Das Volksthing des Reichsraths genehmigt das Militär: 
budget ohne weitere Reduction. — Schluß der Ceflion bes 
Reichsrathes. 

23. „ Eröffnung des Reichstags. Die Regierung legt demſelben neuer: 
dings das Project der DVerfaflungsänderung vor. 


22. Juni. Berlobung der Prinzeflin Dagmar mit dem Großfürften 
Thronfolger von Rußland. 

28. „ Schluß des Reihstages. Beide Thinge haben fich endlich über 
bie Berfaffungsänberung geeinigt. ine kgl. Botſchaft fpricht ihnen 
dafür den Dank bes Königs aus, 


— De. Wahlen zu beiden Thingen des Reichsraths nach der neuen 
Verfaſſung. 


12. Nov. Eröffnung des Reichsraths. Thronrede des Könige: 

. ... Bebeutungsvolle Begebenheiten haben bie politifchen Verhältniſſe 
Mitteleuropa’s verändert. Ohne von Kriegsunglüd betroffen zu fein, wirb 
Dänemark doch nicht von den Refultaten unberührt Bleiben; Preußen bat 
Norbdeutichland unter feiner Führung vereint und gleichzeitig im Prager 
Trieben ſich verpflichtet, Dänemark ben nörblihen Theil Schleswigs zurück⸗ 
zugeben, fofern bie Bevölferung in freier Abflimmung ſich bafür ausipricht. 
Diefe Beſtimmung ift bisher noch nicht in Ausführung gebracht, aber ber 
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Wortlaut bed TractatS und bie nationale Richtung, worin bie europäifchen 
Berbältnifje fih entwideln, verbürgen uns, daß auch wir die unfern Staat 
fihernden und für unfer Volk natürlichen Grenzen erreihen werben, ein 
Ziel, auf welches unfere Hoffnungen feit dem Wiener Friebensichluffe ftets 
gerichtet gewejen und deſſen Berechtigung bie neutralen befreundeten Mächte 
längſt anerkannt haben, vor allem aber ber Kaifer ber Franzoſen mit einem 
Intereſſe, das zu tiefem Danf verpflichtet. In ber Wieberpereinigung mit ben 
treuen däniſchen Brüdern in Nordfchleswig fehen wir bie Erfüllung einer Billig: 
feit gegen fie und bie Nationalität, und wollen zugleich mit Freuden barin 
ein Unterpfand erbliden, daß unfer mächtiger Nachbar gemwillt ift, mit Däne⸗ 
mark ein feites und bauerbaftes Freundſchaftsverhältniß einzugehen.” Im 
Uebrigen beipricht die Thronrebe die Nothwenbigfeit einer Armeereorganifation 
und neuer Scießwaffen; die Finanzen aus ben Herzogthümern feien wejents 
lich geordnet und die Finanzen im ganzen Reich fo geflellt, daß fie Feinerlet 
Beforgnifje veranlaßten. 


3, Dec. Das Milttärconiits überreicht dem Heiherathe ben Plan einer 
auf allgemeine Wehrpflicht gegründeten Heeresreform. 


10. Schweden und Horwegen. 


12. März, (Norwegen) Das Storthing befchließt bez. der Armee: 
frage eine fiebenjährige Dienftzeit und jeßt den Beftand der Armee 
auf dem Friebensfuß zu 10,000 Mann (Recruten und Freiwillige) 
und auf dem SKriegsfuße zu 15,000 Mann an. 


8. Mat. (Schweden) Reichstag: Keiner ber A Stände Hat bie 
Militärvorlage der Regierung genehmigt, ber Bauernftand biefelhe 
vielmehr einftimmig verworfen. 


22. Juni. Schluß ber Iehten Sefjion bes Reichstags nach ber bisherigen 
ſtändiſchen Verfaſſung. Thronrebe des Könige. 


1. Sept. Wahlen zu ben beiben Kammern bes Reichstags nach ber 
neuen Verfaſſung. 


11. Rußland. 


1865 27. Dec. Vorfall zwiſchen dem ruſſiſchen Gefandten in Rom, 
Baron Meyenborff, und dem Papite. 


15. San. (Litthauen) Kine Zufabverorbnung zu dem kaiſ. Erlaß 
vom 22, Dec. v. J. (j. Jahrgg. 1865) bez. Verlaufs der Güter 
ber polnifhen Grundbeſitzer beftimmt, 

daß — weil Gefete Feine rüchwirtende Kraft haben bürfen — diejenigen 
Güter, deren Inhaber im Eril geftorben find, und welche alfo mittlerweile 
an ihre Erben rechtlich übergegangen find, ben letzteren auszufolgen und bas 
ber nicht ‚zu benjenigen Befipungen zu rechnen find, beren obligatorijdher 
Verkauf in zwei Jahren ftattzufinden bat. Ferner wird ben verbannten 
Srundbefigern geftattet, auf Furze Zeit in ihre eimath zurüdzukehren, um 
perfönlich den Verkauf ihrer Güter zu leiten. Iſt bie zweijährige Greif vers ⸗ 
ftrichen, fo geichieht der Verkauf im Wege ber — ; kommt ein ſolcher 
nicht zu Stande, ſo gehen die Güter in den Beſitz des Staates über, welcher 
den Eigenthümern eine Jahresrente von 5 Procent zahlt, wobei als Ab⸗ 
ſchätzungsbaſis dieſelbe Procedur wie bei dem Verkauf der Domänen in den 
weſtlichen und ſüdlichen Gouvernements zu gelten hat. 


9. Febr. Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen mit om, 


141. „ Veröffentlichung des Budgets für 1866. Dasfelbe führt als 
orbentlihe Einnahmen auf 349 Mill., als außerordentliche den Reſt 
ber Anleihe mit 32% Mill, und bie Ausgabe von Schatzſcheinen 
mit I Mil, Rubel; dagegen orbentlihe Ausgaben 367 Mill. und 
außerorbentlihe 25 Mil. Rubel. 

17, „ (Polen). Ein kaiſ. Ulas hebt den Kriegezuftand auf: die bis 
herige Militärpolizeivermaltung gebt wieder an eine Commiſſion bes 
Innern und an bie in ben fünf Gouvernements wieber eingeführte 
Civilverwaltung über. ; 
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26. Febr. Ein kaiſer. Ukas befichlt ein neues Prämienanlehen von 100 


Dil. Silberrubel, wie 1864 ohne Subſcription. Die Staatsbant 
verfauft die Titel fuccejlive und publicirt den Verkaufspreis. Das: 
jelbe jol zum Fortbau der Eifenbahnen und dazu verwendet werden, 
um dem Reihsjchate (bei dem beitehenden Deficit des Budgets) für 
anderweitige Ausgaben bie nothwendigen Mittel zu gewähren. 

28. ,„ (Bolen). Die Regierung läßt (wie ſchon früher den Erzbiſchof 
Felinski und dann ben erſten Didcejanverwalter Rzewuski) To nun 
auch den zweiten Stellvertreter des Grabiichofs, den von Rom aus 
beftätigten Geiftlihen Szegygielsfi von Warihau nah Rußland 
abführen, jo daß nur noch der ihr genehme Kandidat übrig bleibt. 

Ein neues Geſetz, die Reorganifation des Schulweſens betreffend, 
führt für jede der im Königreich anfäfligen vier Nationalitäten, 
Polen, Deutſche, Rufen und Litthauer, ſowohl Elementar- als aud 
Mittelihulen, db. 5. Gymnaſien und Progymnafien ein, die ſich wie 


ber in claſſiſche (philologiſche) und Realunterrichtsanſtalten theilen, 


und zwar je nad der Nationalität der Mehrzahl ber einen Bezirk 
bewohnenben Bevölkerung. 

Ein kaiſ. Ukas gejtattet die mit einem rufltichen oder polniſchen 
Univerſitätsdiplom verſehenen Iſraeliten zum Civildienſt in Polen 


zuzulaſſen. 


3. März. (Baltiſche Provinzen). Der Kaiſer ſanctionirt den am 
19. Dec. v. J. gefaßten Beſchluß des kurländiſchen Landtags, wel⸗ 
cher das Recht zum Erwerb von Rittergütern auf alle Perſonen 
chriſtlichen Bekenntniſſes ausdehnt. 

413. „ Der bisherige Geſandte in Rom verläßt daſſelbe mit feinem ge: 
fammten Perjonal. 

20. „ (Baltifhe Provinzen). Auch der livländiſche Landtag be 

fließt mit 115 gegen 90 Stimmen, das Recht zum Erwerb von 

Rittergütern auf alle Perſonen chriſtlichen Belenntnifjes auszudehnen. 

„ (Litthauen) Der Ulas vom 22. Dec. v. J. und überhaupt 

alle Maßregeln gegen ben kleinen polniſchen Adel des Landes und 

zu volljtändiger Ausrottung des polniſchen Elements werden mit 

rückſichtsloſer Strenge angewendet. | Ä 


9. Apr. (Polen). Vierzehn Generale, darunter auch ber Generalpolixel 
meiſter des Königreichs, Trepoff, wurden mit Staatsdomänen des 
Königreichs Polen beſchenkt, die ungetheilt als Majorate in derſelben 

Familie zu vererben ſind, jedoch nur dann, wenn der jedesmalige 
Erbe der griechiſch-kathol. Kirche angehört. 
16; „ Mißlungenes Attentat des Dimitri Karakaſow auf den Kaiſer. 


13. Mai. Ein kaiſ. Reſeript beſchränkt bie thatſaͤchüich ziemlich freie Preſſe 
wieder ſehr weſentlich. 


| 
| 
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25. Mai. Ein kaiſ. Refeript an ben Vorfitzenden bes Miniftercomite's, 
Fürften Gagarin, weist, an das verbrecherifche Attentat v. 16. v. 
M. anfnüpfend, auf die ſchädlichen und falfchen Lehren hin, bie 
alles von Alters ber Geheiligte angreifen, und die religiöfen Ueber- 
zeugungen, die Grundlagen bes Yamilienlebend, das Eigenthums⸗ 
recht, den Gehorfam gegen das Geſetz und die Achtung vor ber 
Obrigkeit frech untergraben, bringt auf forgfältigere Erziehung, 
ftrengere Anerkennung des Eigenthumsrechtes und auf größere VBor- 
fiht bef der Auswahl der zum Staatsdienfte heranzuziehenden 
Kräfte. 


Anf. Juni. (Polen). Miliutin wird ftatt des gemäßigten Platanoff 
zum Minifter für die polnifhen Angelegenheiten ernannt. 


16. „ (Bolen). Beröffentlihung des Budgets für Polen für das Jahr 
1866. Dasfelbe wird ziemlich allgemein als das letzte eines Telbe 
ftändigen Königreichs Polen angejehen. 

— „ General Romanowsky fiegt bei Jedſchar und nimmt nad fieben- 
tägiger Belagerung die bochariſche Zeitung Chodfent. Der Emir 
von Bochara liefert in Folge davon die gefangenen ruſſiſchen Abge⸗ 
fandten nach Taſchkent aus, verjpricht auch die gefangenen Kaufleute 
freizulaffen und ſucht um Frieben nad). 


—  , Stand der BauernemancipationdsAngelvgenheit: 

Die Zahl fämmtlicher für Güter eingereichter Liquibationstabellen belief 
fih auf 17,050; bavon wurden von ben Localcommifjionen Tabellen für 
5996 Güter endgültig regulirt, und zwar für Privatgüter 5437, Majorate 
533 und für Güter, welche verjchiedenen Inſtitutiouen angehören, 26. Die 
tegulirten Tabellen repräjentiren 2,039,220 Morgen auf 137,193 Bauerns 
böfe oder durchichnittlih 14 Morgen auf den Bauernhof. Von fänmtliden 
regulirten Tabellen wurben ber Centralcommiſſion für Bauernangelegenheiten 
zur Beftätigung zugefandt 4112; von dieſer beftätigt 3107, den Localcommiſ⸗ 
fionen zur nochmaligen Revifion zurüdgegeben 536, wegen Nichterlebigung 
einiger allgemeinen Fragen undurchgeſehen blieben 184, zur Durchſicht zurüd⸗ 
behalten 285. Nach den 3107 beſtätigten Tabellen erhielten bie Bauern 
936,828 Morgen auf 68,174 Höfe, was ungefähr 13% Morgen auf jeben 
Bauernbof ausmacht. Die Größe ber für bie Gutsbefiber beitimmten Ent: 
ſchädigung beträgt 10, 404,296 Rubel, b. 5. durchichnittlih 11 R. 10 Kop. 
für ben Morgen ober 22 R. 20 K. per Deffjätine, 


13. Juli. Ein kaiſ. Ukas ſetzt ein höchſtes Seiminafinierhuhungegeri 
ein behufs weiterer Verfolgung aller DBerzweigungen bes Attentats 
gegen ben Kaijer. 


— „ Meuterei ber Polen in Sibirien. 


8. Aug. In St. Petersburg findet die erfte Sitzung eines Schwurs 
gerichtes in Rußland ſtatt. 


12, „ Der Katfer befucht in Kronftabt das bafelik vingetuiwer uutu- 
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amerikaniſche Geſchwader. Lebhafte Freundſchaftsbezeugungen von 
beiden Seiten. 


17. Aug. Taſchkend im Chanat Kokand verlangt ſeine Aufnahme in den 


22. 


11. 
15. 


20. 


30. 


11. 


4 


ruſſiſchen Staat. 

„ (Bolen). Ein kaiſerl. Ukas verordnet, daß das im ruſſiſchen 
Kaiferreich eingeführte Syſtem der Entwerfung, Prüfung, Genehmi: 
gung und Ausführung des allgemeinen Staatsbudgets, fowie der 
Budgets ber einzelnen Verwaltungszweige auch im Königreich Polen 
Anwendung finden fol. Zugleich werben von einer befonderen 
Commiſſion in ©t. Petersburg ausgearbeitete und vom Kaifer be 
ftätigte proviſoriſche Beſtimmungen in Bezug auf die geichäfte: 
mäßige Behandlung des Budgets des Köonigreichs Polen erlaffen. 


Sept. Murapiew, ber frühere Gouverneur von Litthauen, +. 

„ Der Urheber bes AttentatS gegen ben Kaifer, Karakaſow, wird 
hingerichtet. Die Unterfudung gegen feine Mitſchuldigen wirb fort: 
geſetzt. 


.„Feierliche Aufnahme von Taſchkend im Chanat Kokand in ben 


ruſſiſchen Staatsverband. 


. Oct. Die Ruſſen erſtürmen die Feſtung Urtube an der Grenze des 


Chanats Bochara. 


.„(Gpolen). Der Erzbiſchof der griechiſch-unirten Kirche in Polen 


wird von den ruſſiſchen Behörden in Chelm aufgehoben und nach 
Rußland abgeführt. 

34 Mitſchuldige an dem Attentat Karakaſow's gegen den Kaiſer 
werden abgeurtheilt, einer (Iſchutin) zum Galgen (und nachher be⸗ 
gmabigt), die übrigen zu Kerkerſtrafen. 

„ (&Litthauen). General Kaufmann wirb als Gouverneur ber 
fog. weſtlichen Provinzen abberufen und durch General Baranoff 
erſetzt. 

„ Die Ruſſen erſtürmen die bochariſche Feſtung Dſchuſak. 


‚Nov. Ein kaiſ. Manifeſt befiehlt eine allgemeine Recrutenaushebung 


von 4 pr. 1000 Seelen für die Armee und Flotte, die vom 15. an. 
bis zum 15. Febr. 1867 ausgeführt werben fol. 


. Nov. Bermählung des Großfürften Thronfolgers mit ber Prinzeffin 


Dagmar von Dänemarf,. General Berg wird bei biefer Gelegenheit 
zum Feldmarſchall des Reiches ernannt und ein umfaljender Straf: 
milberungserlaß, jedoch Feine Amneftie veröffentlicht. 

„ (Bolen) Ein kaiſ. Ukas jchafft die Servituten, Auflagen und 
Monopole ab, welche auf 450 Städten und Flecken Polens bisher 
Jafteten und theils dem Staat, theild den Eigenthümern der Städte 
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zufolge alter Feudalrechte zuſtanden. Der Staat verzichtet unent: 
geltlih auf feine Rechte, Privateigenthümer follen entſchädigt werden. 

Motivirung: „In Erwägung, daß in vielen Stäbten bes Königreichs 
Polen bisher erhebliche Domanialverhältniſſe beiteben, welche in früheren 
Jahrhunderten entitanden und den gegenwärtigen Begriffen und VBebürfniffen 
nicht entfprehen, und daß bie Bewohner biejer Städte zum Vortheile ber 
Beſitzer derielben mit verjchiedenen Zahlungen und Verpflichtungen belaftet 
find, welche der Entwicklung der ftädtiihen Induſtrie binderlich find, haben 
wir eingelehen, daß in die Reihe der Imgeftaltungen, welche wir zum Wohle 
unjerer Unterthanen im Königreiche unternommen haben, auch die Befreiung 
der dortigen Stäbtebewohner von der Domanialabhängigkeit gehört.” Nach: 
dem — jo heißt c8 weiter — die, Bauern in Polen befreit worden und für 
die Städte die Confumtionsiteuern aufgehoben find, ſei es nothwendig, aud 
bie Landbau treibende Bevölkerung, welche fih in den Städten niebergelaffen, 
in berjelben Weife zu befreien und zugleich allen andern ftäbtijchen Bewoh⸗ 
nern bie Lajten der bisherigen Domaniafverpflichtungen abzunehmen, wobei 
den Befigern ber Städte cine gerechte Entihädigung gewährt werden fol. 
In Folge deifen werben für bie erwähnten Perſonen ohne Entſchädigung 
alle aus dem feubalen Begriffe des Domanialvechtes entfpringenden Abgaben 
und Nechte, gegen Entihädigung der wirflihen Rechte und Leiftungen abges 
Ihafft und bleiben nur diejenigen Verpflichtungen in voller Kraft befteben, 
welche auf Gontraften und Verträgen beruhen, die aus freier Entſchließung 
der Contrahirenden hervorgegangen find. Zur eriten Sategorie, d. h. zu den 
Abgaben, bie ohne Entſchädigung abgefchafft werden, gehören: die Kleingaben 
(Danina) an Kapaunen, Hühnern, Gänſen, Pilzen, Leinwand u. f. w., die 
andern Kleingaben (Daremſchtſchina), die Laudemien, weldye beim Uebergange ber 
Hofejtelle aus einer Hand in die andere an den Befiter gezahlt wurden, bie 
Abgaben, welchen die Gewerbe und der Handel unterworfen waren, und jebe Art 
von Monopol oder Beihränfung. Für die Aufhebung bes Grundzinjes und ber 
andern Peiftungen, wie ber Kornabgaben, wöchentlihen Frohndienſte, Relnis 
tionsquoten für Ablöfung des Zinfes oder Frohndienftes und bie für wirfs 
lihe Eervitute auf den Ländereien ber Grundbefiger erhobenen Abgaben wer: 
ben bie Befiter auf Grund einer durch bie Regierung veranftalteten Taration 
durch Liquidationsjcheine entſchädigt. Endlich wird al8 Negel feiigeftellt, daß 
die Sontrafte und Verträge, welche in Betreff bes Landes zwilchen ben Bes 
fißern und Städten abgeſchloſſen worben, nur 30 Jahre gültig fein unb 
nicht wie früher ewige Dauer haben jollen. 


47. Nov. (Baltifhe Provinzen) Der Kaifer bejtätigt auch den 
Beſchluß bes Tivländifchen Landtags bez. Aufhebung bes adeligen 
Güterprivilegiums,. | 

419. „ (Bolen) Miliutin, der Borfitende des Comite für Polen, 
wird von einem Schlaganfall betroffen und burd ben bisherigen 
Polizeihef Tchouwalow erfeßt. 

„nr (Litthauen) Um den Anlauf der zum Zwangsverfauf be 
ftimmten polnifhen Güter durch Ruſſen zu erleichtern, wirb für bie 
weitlihen Provinzen eine Bodenereditbank gegründet. 

21. „ Ein neues Geſetz beſchränkt das Recht der Provinziallanbtage bez. 
der Befteuerung der eingefeflenen Induſtriellen fehr wefentlih und 
entzieht benfelben dadurch die finanziellen Mittel zur Durchführung 
vieler bereits angebahnter Verbeflerungen und Fortſchritte. 
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4. Dec. (Polen) Ein Paiferliher Ukas hebt das Concorbat mit 
Rom auf: 

„Lie Handlungsweife bes römischen Hofes hat feine Beziehungen zu un— 
ſerm Hofe abgebrochen. und in Folge deſſen haben die mit dieſem Hofe am 
3. Aug. 1847 abgeſchloſſenen Verträge, ſowie die beſonderen Abkommen, 
welche dieſelben mit Bezug auf die Verwaltung der Angelegenheiten des röm. 
Cultus in den ruſſ. Beſitzungen ergänzten, alle bindende Kraft verloren und 
können nicht mehr als Richtſchnur für die Verwaltung der genannten Ange⸗ 
legenbeiten dienen. In Folge deſſen follen die leßteren nunmehr in den 
Reſſort der Behörden und Snftitutionen zurüdtreten, welche zu dieſem Zwecke 
errichtet find in Gemäßheit der Grundgefche des Reichs und des Königreichs 

olen.” 

10. " Rußland anerkennt durch diplomatiſche Depeſche in aller Form 
den Prinzen Karl von Hohenzollern als Fürſten von Rumänien. 

13. „ (Bolen) Ein kaiſerl. Ukas weist dem ſeit dem Februar 1864 
beitehenden Comité für die Angelegenheiten des Königreichs Polen 
einen weiteren Wirfungsfreis an. Ceine Aufgabe ift die einheitliche 
eonfequente Durchführung ber Reformen, die das Königreich) neuge: 
italten jollen, und die oberfte Entſcheidung aller wichtigen Admini— 
ftrativangelegenheiten unter dem Vorſitz des Kaijers jelbft. 

23. „ (Bolen). Fürft Czerkaski, der Dberbirecter der Regierungs— 
commifjion für bie innern und geiftlichen Angelegenheiten in Warfchau, 
wird abberufen und durch den geb. Rath v. Braunſchweig erſetzt. 

31. „ (Bolen). Ber Kaifer erläßt gleichzeitig drei Ukaſe, durch melde 
die endliche Kinverleibung Polens in Rußland weſentlich gefördert 
wird. Zufolge des erften wird bie Poftverwaltung im Königreich 
Polen vom 13. San. an dem ruf]. Minifterium für die Boft unterftellt 
zur Entwidlung und Verbefjerung ber rufj.polnifchen Bol. Der 
zweite Ufas bejtimmt, daß das Königreih Polen vom 13. Januar 
1867 an in zehn Gouvernements und 85 Kreiſe eingetheilt wird; 
die Öouverneure in Polen find mit denen in Rußland gleichberedh- 
tigt. Nach) dem britten Ufas werden vom 31. Jamuar an bie in 
Rußland üblihen Gouvernements:Diftrictszahlänter im Königreich 
Polen eingeführt. 

» nn Stand ber Bauernemancipations-Angelegenheit: Die . Zahl der 
noch im Pflichtverhältniffe verbliebenen Bauern beträgt -3,965,410, 
während bei 5,810,607 Zaucrn alle Pflichtverhältnifje bereits voll 
jtändig gelöft find, und zwar bei 532,013 auf Grund von 3209 
Contracten ohne alle Mitwirkung der Regierung und bei 3,648,494 
auf Grund von 37,561 Gontracten und Acten unter Mitwirkung 
der Regierung. Bon den Fleinen Gütern (mit weniger als 20 
Seelen), die im Ganzen eine Nauernbevölferung von 137,054 
Seelen haben, find 6757 mit einer Bevölkerung von 52,433 Eee- 
fen an ben Staat übergegangen, welcher den Befigern eine Ent: 
ſchadigung von I 141,181 R. dafür gezahlt hatte, 


12. Türkei. 


Anf. Jan. (Xibanon). Der Maronitenhäuptling Joſeph Karam erregt 

neue Unruhen. 
» (Rumänien) Das Miniftertum Crebulesco verlangt von ber 
II. Sammer die Öenehmigung der vom Fürften Couza in den JJ. 
1864 und 1865 aus eigener Machtvollkommenheit bewilligten außer: 
ordentlichen Eredite (wovon 1,418,019 Piafter aus dem Jahr 
1864 und 28,762,933 Piafter aus dem Jahr 1865 noch ungededt 
find) und zu biefem Ende hin die Bewilligung eines Anlehens von 
40 Mil. Piaſter. 

15. „ (Rumänien). Die Il. Kammer bewilligt ftatt bes vom Fürſten 

Couza geforderten Erebites von 40 Mill, Piafter vorerft nur einen 

folden von 6 Mil. In mehreren Bureaur der font fo gefügigen 

Kammer tritt eine ſehr entjchiedene Oppofition zu Tage. 

„ Rumänien). II Kammer: Der bisherige, zur Oppofition 

neigende SKammerpräfident tritt auf Berlangen Couza's zurüd, 

Gatargiu wird an feine Stelle gewählt. 

29. „ Rumänien). Die II Kammer überreiht dem Fürſten Couza 
eine Adreſſe, in ber fie alle Handlungen des Fürften billigt und 
ihm ihre unbedingte Unterftüßung zuſagt. Der Fürft erſucht in 
jeiner Antwort die Kammer, den Zuftand der Finanzen forgfältig 
zu prüfen und namentlich bie öffentlihen Ausgaben aufs jorgfäl- 
tigfte zu revidiren. 


19. 


3. Febr. (Rumänien) Kin Decret des Fürften ermächtigt das Mi⸗ 
nifterium, das Budget des vorigen Jahres fo Yange als Norm bei: 
zubehalten, bis die Kammern das neue Budget bewilligt Haben würben. 

5. „ (Aegypten). Der PVicefönig unterzeichnet eine Convention mit 
mit der Suezcanal:Compagnie, mit welcher beide Theile nallkäuhi 
zufrieben zu fein ſcheinen. 

> 
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8. Fehr. (Rumänien). Modification des Miniſteriums. Cretzulesco 


13. 
23. 


25. 


26. 


behält die Präfidentjchaft. 
Eröffnung der internationalen Cholera:Conferenz in Konjtantinopel. 


„ (Rumänien) Ausbruch einer Verſchwörung gegen den Fürſten 


Couza. 40 Verſchworene, geführt von General Golesco, Oberft 
Leca und Oberſt Erebulesco dringen in den Balaft, nehmen den 
Fürften gefangen und zwingen ihn zur Abdankung zu Gunften einer 
proviforiihen Regierung, beftehend aus dem General Nicolaus Go— 
lesco, dem Oberjten Haralambi und Lascar Gatargiu, 

Die neue proviſoriſche Regierung conftituirt fih, ernennt ein 
Minifterium und erläßt eine Proclamation an das Volk: 

„Rumänen! Vor jieben Jahren habt ihr Europa gezeigt, was Patrio— 
tiömus und Bürgertugend vermögen. Unglüdlicheriveife habt ihre euch in 
ber Wahl bes Fürſten, den ihr an eure Spige gejtellt, getäufht. Anarchie 
und Eorruption, Mißachtung der Geſetze, Herabwürdigung des Landes im 
Innern und Aeußern, Verichivendung der Habe der Nation waren bie Prin— 
cipien, welche dieſe fehuldbelajtete Regierung leiteten. Heute bat diefelbe auf: 
gehört zu fein. Rumänen! Ihr habt gelitten, um ber Welt zu zeigen, 
bi8 wohin eure Geduld geht. Legt war jedoh das Maß vol. Die Zeit 
it gefommen und ihr Habt euch eurer Vorfahren würdig gezeigt, Soldaten ! 
Euer Patriotismius war der Höhe der Situation angemejjen. Ehre euch! 
Wir alle, Armce und Volk, werben die Rechte bes Vaterlandes, Gefegmäßiy: 
keit und alle öffentlichen Freiheiten, wie dieſelben in allen Ländern und be: 
fonders in Belgien geübt werben, aufrecht erhalten. Rumänen! Die fürft: 
lihe Etatthalterjchaft (locotenenta) wird das conflitutionelle Regiment in 
feiner ganzen Ausdehnung wahren: fie wird vom Altar bes Vaterlandes 
jeden perfönlihen Ehrgeiz entfernt zu halten wiffen und bie Öffentliche Ruhe 
aufrecht erhalten. Rumänen! durch die Grwählung eines fremden Fürſten 
zum Herrjcher ber Rumänen werden die durch die Divane ad hoc gefaßten 
Beichlüffe zur vollendeten That. Rumänen! Habt fejtes Vertrauen zu Gott 
und die Zukunft Rumäniens ift gefichert. Gegeben zu Buchareſt am 11. Feb⸗ 
ruar 1866. Die fürftlide Statthalterihait: General Nicolaus Golesco. An 
Abweſenheit des Herrn Lascar Satargi, Demeter Sturza ad interim, Obrift 
Haralamb. Präjident des Conſeils Johann Ghika. Minifter des Innern 
Demeler Ghika. Minijter der Juſtiz Johann Cantacozino. Minifter ber 
Finanzen Maurogeni, Minifter bes Eultus C. A. Rofetti. Minifter ber 
öffentlichen Arbeiten D. Sturza. Minifter des Kriegs Leca.“ 

Beide Kammern wählen ohne Widerftand einftimmig den Grafen 
von Flandern, jüngeren Bruder bes Königs ber Belgier, zum Fürſten 
und unterzeichnen jofort den Treueid für benfelben. 

» (Rumänien) Fürſt Couza unterzeichnet feine Abdankung, 
worauf jofort der Befehl ertheilt wirb, ihn nad Siebenbürgen zu 
entlaffen und bis an bie Grenze zu escortiren.* 


„ (Rumänien). Die 5. Pforte proteftirt auf ben Pariſer Vertrag 


v. 30. März 1856 geftüßt gegen bie Vorgänge in Buchareft und 
verlangt von ben Großmächten den Zufammentritt einer Conferenz. 

Art, 25 jenes Vertrages lautet: „Wenn die innere Ruhe der Fürſten⸗ 
thümer bedroht oder geftört fein follte, fo wird die 5. Pforte fi) mit den 
übrigen Mächten über bie Mapregeln zur Aufrechterhaltung oder Wieders 
herftellung ber gefeglihen Ordnung verftändigen. in bewaffnetes Eins 
reiten barf ohne vorhergängiges Einvernehmen ber Mächte nicht ſtattfinden.“ 
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27. Febr. (Rumänien) ine Circularbepeiche des belgiſchen Miniſters 
Rogier zeigt bie definitive Ablehnung des Grafen von Flandern, die 
ihn angetragene Würde eines Fürften anzunehmen, an. 

28. „ (Rumänien). Alle Decrete und Procefje der geftürzten Re— 
gierung gegen die Preſſe werben von ber proviſoriſchen Regierung 
für aufgehoben erklärt. In Buchareft wird ber Gemeinderath durch 
eine interimiftiihe Commiſſion erſetzt. Die proviſoriſche Regierung 
feßt eine Reihe von Präfecten ab und trägt den vorzüglichiten 
Banfiers auf, den Plan zu einem Nationalanlehen auszuarbeiten. 
Inzwiſchen aber werben von ihren Mitgliedern felbft 100,000 Du⸗ 
caten aufgebracht. 


1. März. (Rumänien). Die Pforte nimmt Paris als Conferenzort für 
die Erörterung der Frage der Donaufürftenthümer an. 

— „ Rumänien) Die Pforte zieht ein Armeecorps gegen bie 
Donaufürftentfümer bei Ruſtſchuck zufammen. 

2. „ Die internationale Choleraconferenz in Konftantinopel beſchließt 

auf den Antrag Franfreihs mit 17 gegen 3 Stimmen (Türlei, 

England, Rußland und Perfien) die eventuelle, zeitweilige Schließung 

bes Hafens von Dieddah. 

„ Rumänien). GSecefjieniftiihe Bewegung in der Moldau. 

Die proviforifhe Regierung ſchickt ſofort Truppen nad) Jaſſy, ſetzt 

die meiften Präfecten ab und ernennt andere an ihre Stelle. 

5. „ (CLibanon). Die türkifhen Truppen rüden in den von Joſeph 
Karam bejesten Diftrict ein, Karam flieht. 

6. „ (Rumänien) Die proviforifhe Regierung beſchließt ein An: 
lehen von 30 Mill. und ſchlägt den Kammern die Erridtung von 
Nativnalgarden und eines Freimwilligencorps von A000 Mann neben 
der Armee vor. 

12. „ (Rumänien) Die II. Kammer genehmigt das amenbirte Na- 
tionalgardengefeß mit großer Mehrheit. 

„u Megypten). Der Eultan genehmigt die vom Vicelönig mit 
der Suezcanalcompagnie abgeſchloſſene Convention. 

21. „ (Rumänien). Die I, Kammer genehmigt aud) ihrerfeits mit 
einigen Mobificationen das Nationalgardengefek. 

30. „ (Rumänien). Die proviforiie Regierung löst die IL. Kammer 
auf, weil biejelbe, unter dem Einfluß ber Regierung Couza's ge: 
wählt, nicht der wahre Ausdruck des Landes fei. 


41. April. (Rumänien). Die proviforiihe Regierung orbnet eine all 
gemeine Abftimmung über bie Wahl des Prinzen von Hohen- 
zollern zum Fürften an und erläßt zu biefem Ende hin folgende 
PBroclamation: 

„Allen Gegenwärtigen und Aufünftigen unſern Grupl Erwingetn wa 
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Rapport bes Commifſärs Hrn. Joan Bratianu; erwägenb bie Depeflgen bes 
Agenten ber vereinigten rumäniſchen Fürftentbüümer zu Paris, Hrn. Sean 
Balaceano; ermägend die Rapporte ber HH. Commiſſäre Vaſilie Boeresch, 
Scarlat Falcoianı und Ludwig Steege, und bie Correſpondenzen zwiſchen 
biefen Herren und den Miniſter des Auswärtigen von Belgien, Rogier, 
wodurch beftätigt wird, bag Se. Maj. ber König ber Belgier die Annahme 
bes Throns Rumäniens jeitens des Grafen von Ylandern abgelehnt Bat; er: 
wägend das Journal des Minifterconfeils unter Ar. — haben wir befchlofjen 
und beſchließen: Art.1. Das rumänifhe Volk ift berufen, fi mittelft eines 
Plebiscits auszufprehen, ob es wünſcht, baß den erblichen Thron ber ver: 
einigten rumänifchen Fürſtenthümer befteine Fürſt Karl Ludwig von Hohen: 
zollern unter bem Namen Karl I. Art. 2. Es werden votiren alle Rus 
mänen von 25 Jahren an, welde ſich im Befiß ihrer bürgerlihen und 
ftaatlihen Rechte befinden, und welche die duch das Wahlgeſetz bedingten 
GSrforderniffe fir Wähler in Land» und Stadt-Communen in fich ver: 
einigen. Art. 3. Bei Erhalt diefes Decrets werden bie Stadt: und Lanbes: 
Autoritäten von ganz Rumänien Regifter zur Einfchreibung ber Stim: 
men anlegen und geöffnet halten. In den 48 Etunden nah Erhalt 
dieſes TecretS werden die Präfecten und Polizeicheis in den Städten und bie 
Subpräfecten in den Städten und auf den Dörfern, ale Communen ihrer 
Surisdiction bereifen, um bie Einrichtung und Eröffnung biefer Regifter zu 
überwachen und zu fihern. Art. 4. Diele Regijter werben auf allen Com: 
mumnalfanzleien Rumäniens von 8 Uhr Morgens geöffnet bleiben unb zwar 
vom 14. April bis zum 20. April Abende. Die Bürger werden jelbft oder 
(wenn fie nicht fchreiden Fünnen) burd andere ihr Votum in die Regiſter 
mit Beifügung ihres Vor- und Zunamens einfchreiben oder einfchreiben Taffen. 
Art. 5. Bei Ablauf obigen Termins, und zwar längftens in den erften 
24 Stunden, wirb die Anzahl der gegebenen Stimmen in öffentlier Sigung 
conftatirt und am Schluſſe bes Regifters von Seiten ber Gommunalautorität 
beglaubigt werben; bieje leßtere wird fodann das Regiſter dem Diftricts- 
präfecten einfchiden. Art. 6. In der Refibenz jebes Diftrictd wird das Tri: 
bunal erfter Inftanz in Gegenwart des Tiftrictspräfeceten unb in Buchareſt 
ber Polizeipräfect die iım Gebiet des Dijtricts gegebenen Stimmen aljogleid) 
recenfiren. Das Refultat biefer Arbeit wird an ben Minifter des Innern 
auf dem fchnelliten Wege befürbert werben. Art. 7. Die Generalvecenfion ber 
vom rumänifchen Nolf gegebenen Stimmen wirb in Buchareft in ber Mitte 
einer hoben Commiſſion ftattfinden, die durch ein zweites Decret inftituirt 
werben wird. Das Reſultat wird durch die ausübende Gewalt promulgirt 
werden. Art. 8. Der Minifter des Innern ift beauftragt, die Formirung, 
Offenhaltung, Schließung und Erpedirung ber Plebiscitsregifter zu betreiben 
und zu regeln.“ 


14. April. (Rumänien). Proclamation der proviforifhen Regierung 
an das Volk: 


„Rumänen! Sn einem Zeitraum von 10 Jahren habt ihr durch eure 
Thaten und Beichlüfje Angefihts Furopa’s gezeigt, daß ihr eine Nation feib, 
bag ihr eure Nechte und Bedürfniffe kennt, baß ihr bie Einheit und als 
Schild unferer Nationalität einen fremden Fürften wünſcht, und jede eurer 
MWillensäußerung ift von allen Nationen mit Beifall aufgenommen, alle eure 
Acte find von den Sarantiemächten anerfannt und beftätigt worden. Der 
Act vom 11. £23.) Februar als cin neuer und viel Fräftigerer Beweis 
hat euch fowohl die Bewunderung als auch die Liebe beinahe aller Groß: 
mächte erworben. Diefe Kiebe, diefe Achtung unſerer Autonomie, unferer 
Souveränetät haben felbe bewiefen durch die Abhaltung jedweder Intervention, 
durch ben officiellen Empfang unjerer Repräfentanten und ber Commiiffäre 
feitens Str. Majeftät bes Sultans, fowie bes Agenten ber Regierung ſeitens 
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Sr. Majeſtät des Kaiſers der Franzoſen, und endlich durch die Vertagung 
der Conferenzen bis zu dem Zeitpunkt, wo ihr Angeſichts der neuen Ver— 
hältniſſe euch von neuem ausgeſprochen, von neuem befeſtigt, die letzte Hand 
zur Vollendung eures ſtolzen Werks angelegt haben werdet. Haben euch aber 
auch die Großmächte vollkommen eurer Selbſtbeherrſchung überlaſſen, ſie halten 
dennoch ihre Blicke auf euch geheftet; denn an die Geſchicke Rumäniens ſind 
große Intereſſen Europa's geknüpft, und es iſt bis zur Klarheit bewieſen, 
wie dieſe Intereſſen es nicht leiden können, daß die Mündungen ber Donau 
in die Hände einer entzweiten, veritiimmelten, ſchwachen Nation gegeben wür: 
ben, da ein folhes Volk weit davon entfernt iſt, eine Fräftige Wehr zu fein, 
für deren Aufwerfung die Garantiemächte ihr Blut und ihre Schäße geopfert. 
Zur Bereftigung diefer Wehr bat die Nation, wie wir gejagt, in den Jahren 
1857 und 1859 einen fremden Fürſten verlangt. Nachdem aber der am 11. 
(23.) Febr. erwählte officiell erklärt, daß er aus Familienrückſichten nicht 
annehmen könne, ermächtigt durch den Willen des Volks, geleitet von ber 
Pflicht, die uns obliegt, den Antriguen und Machinationen Einhalt zu thun, 
und fiher, daß dießmal der Wille der Nation von: vollfomnıenften Erfolg 
gefrönt fein wird, fihlagen wir zum Fürſten Rumäniens vor den Fürften 
Karl Ludwig von Hohenzollern, welcher berrichen wird unter dem Namen 
Kurt J. Rumänen! euer unverinderlicher Entſchluß, eine jturfe Nation zu 
jein, die Erfahrungen, welche ihr in jo vielen langwährenden und jchmerzhaften 
Leiden gefammelt habt, der Abgrund, von deffen Rand uns ber Act von 11. 
(23.) Febr. entfernt, in den uns die Feinde unermüdlich zu vollen verfuchen, 
aibt ung den Glauben, baß ihr einmüthig die Krone dem Fürften Karl I. 
geben werdet, und daß ihr fomit erreichen werdet, daß in wenigen Tagen 
ganz Enropa unfern einmüthigen Ruf wiederholfe: Es lebe Rumänien das 
einige und ungetheilte.“ 

Sleihzeitige Proclamation bes Minifterrathes: Rumänen | 
Die hohe Stutthalterfchaft hat euch durch ihre Proclamation befannt gegeben, 
daß jebt das Wohl und wir fünnen fagen das Sein Rumäniens von euch) allein 
‚abhängt. E8 find zehn Jahre feit ihr zu drei verichiedenen Malen und bei 
den größten und feierlichiten Gelegenheiten erklärt und einſtimmig votirt 
habt, wie ihr c8 wißt, daß die politifchen Zujtände und unſere geographiſche 
Lage es gebieterifch verlangen, entweder eine einige und flarfe Nation zu 
fein oder unterzugeben, und daß wir feine Nation fein können, wenn wir 
auf unjerem Thron nicht einen Fürften haben, ber Mitglieb einer ber herr⸗ 
ihenden Familien aus dem Abendland iſt. Heute iſt euer Wunfch erfüllt, 
mehr noch als e8 der größte Nuationalehrgeiz beanspruchen konnte. Fürſt 
Karl I. iſt Mitglied zweier berrichenden Familien, und zwar gehören biefe 
zu den glänzendften und mädhtigiten. Er ift nahe anverwandt, und zwar in 
auffteigender Linie, ber Föniglihen Familie Preußens, jener Familie, welche 
jederzeit in ihrer Mitte Helden erzeugt und bie Friedrich den Großen ber 
Melt gegeben bat, ber durch feine Kenntniffe und feinen Willen das fleine 
Herzogthun, das ihm bie Nation anvertraut hatte, in eines der mächtigften 
Königreihe Europa’s umwandelte. Er ift doppelt anverwandt mit Napo= 
leon III., und zwar ift er Mitglied jener Familie Bonaparte, welche, durch 
Gottes Hand gefennzeichnet, und die der erflaunten Welt zwei Napoleone 
gegeben, welche, von der Welt wie Halbgötter verchrt, biefelbe geleitet, wie 
der Magnet das Eifen, zur Demofratie, zur Achtung ber Nationalitäten, zum 
wahren und unvergänglichen Ruhm. Er ift ber Sohn Sr. k. Hoh. Karl 
Anton Joachim, Fürft von Hohenzollern, Haupt ber liberalen Partei, nämlich 
ber liberalften und gelehrteften Nation ber Welt, ber Deutichen. Sohn bes 
einzigen Fürſten des Welt, welcher für die Vereinigung, für die Einigfeit 
Deutichlands ſelbſt feinen Thron geopfert hat, und welcher heute gejchäßt, ver⸗ 
ehrt vom glorreichen Deutfchland, einer ihrer Hauptführer zur Freiheit und 
Einigkeit if. Karl. L der Rumänen iſt felbjt einer der geehrteiten uch 


beliebteften Fürſten Europa's, von ben ebeiften unb freifinnigften Principien 
durchdrungen, beſcheiden, wie es die Tugend immer ift, und ſtark, wie ber 
Glaube, menn er eine Pflicht zu erfüllen hat. Rumänen! Die Hand auf 
bem Gewiſſen in biefem heiligen Mugenblid, wo in Wahrheit fi ber Hinimel 
für Rumänien öffnet, um feine Unfterblichfeit als Nation zu verzeichnen, 
fhwören wir vor euch, vor Gott und Europa, wie wir verfidert find, daß 
Karl I. ber Rumänen bie Rumänen leiten wird auf dem Wege ber Gerech⸗ 
tigkeit, der Tugend und ber Freiheit, und daB es nur mit ihm und burd 
ihn fein kann, daß die Nation ihre von der Vorfehung gezeichnete Miſſion wird 
erfüllen fünnen. Auf alfo, Rumänen, bie Stunde bes Heils bat gefchlagen, 
das Lebensbuch Rumäniens ftcht vor euch geöffnet, mit ber einen Hand auf 
euren blutenden Wunden, bie bald in ben Brand gerathen wären, unb in 
ber andern Hand bie Feder des Lebens, gebt und ſchreibt in das Plebiscit 
Karl I., Fürft ber Rumänen. Die Vorfehung jcheint uns fogar mit Zeichen 
erleuchten zu wollen, indem es fich trifft, daß mit dem 8. (20.) April, wo bas 
Plebiscit geichloffen wirb, Karl I fein 27. Zahr vollendet. Um uns zu 
ermuntern, bat es die Vorfehung gewollt, daß die Donau, diefer Fluß, bem 
wir die Protection Europa's verdanken, feinen Anfang, feine Quelle in bem 
Lande bat, wo Karl I., Fürft Rumäniens, geboren ward. Wählt alſo Ru: 
mänen mit eurem alten Glauben, wählt mit eurer rumänifchen Kraft, wählt 
einftinmig und ohne eine Minute Bedenken; unb alle Intriguen find ver: 
nichtet, und mit ter Proclamirung eurer Wahl wird auch das Sein bes 
rumänifchen Vaterlandes proclamirt und befräftigt werben.“ 


45. April. (Rumänien). Seceffioniftiihe Unruhen in Jaſſy. Volks⸗ 


verjammlungen für die Fortdauer der Union mit ber Walachei 
unter einem fremben Fürften Tateinifher Race oder Trennung ber 
Moldau. Die Commifläre der proviforifhen Regierung laſſen bie 
Unruhen buch Militär mit Gewalt und nicht ohne Blut unterbrüden. 
„ Rumänien) Prinz Karl von Hohenzollern wird, als vom 
Volle in allgemeiner Abftimmung fat einftimmig ſowohl in ber 
Walachei als in der Moldau gewählt, von ber provijoriihen Re: 
gierung zum Fürften von Rumänien proclamirtt. 


„ (Rumänien). Joan Bratiano und Dr. Davila reifen nad 


Berlin ab, um dem Prinzen von Hohenzollern die rumäniſche 
Fürſtenkrone als Ergebnig ber Vollsabftimmung im Namen bes 
Volkes anzubieten. 


„ (Sandia). Unruhige Bewegungen: in ber Nähe von Canea 
treten unbewaffnete VBolfsverfammlungen zufammen, wählen Ausſchüſſe 
und richten eine Bittfehrift um Abhilfe ihrer Beſchwerden an bie 
h. Pforte. Die kretiſche Commiſſion in Athen räth dringend von 
einer bewaffneten Erhebung, weil die Umftände berfelben nicht 
günftig feien, ab. | 


Anf. Mai. (Sandia) Die Pforte antwortet auf die Bittfchrift Der 


3. 


Candioten abſchlägig. Allgemeine Erhebung der Inſel; die türkiſche 


Bevölkerung zieht ſich in die feſten Plätze der Nordküſte zurück 


und überläßt das offene Land den Chriſten. 


„ (Rumänien). Die diplomatiſchen Agenten und Generalconſuln 
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der garantirenden Mächte in Buchareſt erhalten ein Telegramm der 
Conferenz in Paris, das von den daſelbſt reſidirenden Geſandten unter⸗ 
zeichnet iſt, nach welchem die Conferenz ſich in Bezug auf bie Be 
jebung des Hoſpodorats der Walachei und Moldau an die bejtehen: 
den Tractate und Conventionen hält, und deßhalb die Wahl eince 
fremden Fürſten zufolge der Parifer Convention von 1857 für un- 
zuläflig erflärt. 


4. Mai. (Rumänien) Die proviforifhe Regierung macht officiell 


11. 


13. 


16. 
17. 


befannt: „Hr. Balaceano, unfer Agent zu Paris, benachrichtigt bie 
Regierung mittelft Telegramms vom 3. Mai, daß ber Fürft Karl I. 
die ihm von den Rumänen angebotene Krone angenommen hat.“ 

„» (Rumänien) Die am 10. d. M. zufammengetretene neuge: 
wählte IT. Kammer wählt Demeter Bratiano zu ihrem Präfibenten 
und erflärt fih in Permanenz. 

„ (Rumänien) Die II Kammer beftätigt die Wahl des Prin— 
zen von Hohenzollern zum Fürften von Rumänien und beſchließt 
mit 110 von 116 Stimmen ein bießbezüglihes Schreiben an bie 
Conferenz der Großmächte in Paris zu richten und davon aud bie 
h. Pforte in Kenntniß gu feßen: 

„In aller fchuldigen Ehrerbietung gegen die hohe Piorte und gegen bie 
Gropmächte erflärt die Verſammlung, als die getreue Stimme bes National: 
willens, weldyer unveränderlich ift und der feft und beftimmt wie burch bie 
Divans ad hoc und durch alle bisherigen Kammern, fo auch am 11/23. Febr. 
Durch Die gefekg. Verfammlung und in ben Tagen des 2—8. (14/20.) April 
durch das Plebiscit ausgebrüdt worden ift, zum legten Mal vor Gott und 
ben Menihen, dag es der unwandelbare Wille der Fürftenthümer ift, für 
alle Zeiten das bleiben zu wollen, was jie find, ein einiges ungetrenntes 
Rumänien, unter der erblichen Herrſchaft eines freinden Fürften aus einem 
jouveränen Haus bes Abendlandes, und daß bdiefer Erbfürit Karl zu Hohens 
zollern-Sigmaringen fei, welcher auch von biefer Verſammlung unter bem 
Namen Karl I. hiemit prochamirt wird.“ 

„ (Sandia) Die CEphafioten:Capitäne berathen über einen 
Anſchluß an die Bewegung im Bezirk von Canea, befchließen aber, 
e8 zu unterlaffen, da eine Erhebung feine Ausfiht auf Erfolg 
biete. Aus Athen wird fortwährend von einer foldhen abgerathen. 
„ (Rumänien). I Kammer: Die prov. Regierung legt berjel- 
ben den Entwurf einer neuen DVerfaffung vor. 

„ Rumänien). II Kammer: Die provijoriihe Regierung ver: 
langt gegenüber der drohenden Haltung des türkiſchen Armeecorpe 
in Ruſtſchuck einen Credit von 8 Mil. B. zu Errichtung eines 
Lagers, um die Hauptitabt zu decken. 

„ (Rumänien) Sitzung ber Parijer Conferenz für die Ange: 
legenheiten der Donaufürftenthümer.. Es gelangt die Anzeige ber 
Wahl des Prinzen Karl von Hohenzollern zum Fürften zur Vor 
lage. Der Vertreter der h. Pforte proteftirt dagegen und verlangt 
bie Wahl von proviſoriſchen Hofpodaren für jedes ber beiden Für: 
ftenthümer durch die Conferenz jelbit. 
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20. Mai. (Rumänien). Der neugewählte Fürft Karl langt ganz un- 
erwartet und faft ohne Begleitung in Turn Severin an. 

22. „ (Rumänien). Feierliher Einzug bes Fürften Karl in Buchareft. 
Die II. Kammer ertheilt fofort dem Vater des Fürften die Natu: 
ralifation, um jo wenigſtens formell der Beltimmung bes Art. 13 
der Convention vom 19. Aug. 1858 zu genügen. Die am 15. April 
in Jaſſy Verhafteten werben in Freiheit gefekt. 

24, „ (Rumänien). Die proviforifhe Regierung tritt ab und das 
Minifterium gibt feine Entlaffung, un den neuen Yürften bie Bil: 
dung eines ſolchen nah feiner Mahl zu ermögliden. Dasjelbe 
wirb von Lascar Gatargiu gebildet: Lascar Gatargiu, Präſidium 
und Inneres; Dimitri Sturdza, öffentliche Arbeiten; General Ghika, 
Krieg; Maurogeni, Aeußeres; Rofetti, Cultus; Cantacuzeno, Yuftiz ; 
Bratiano, Finanzen. 

25. „ (Rumänien). Sitzung der Parifer Conferenz: Die h. Pforte 
proteflirt gegen die thatlächlidhe Beſitzergreifung des Prinzen von 
Hohenzollern in den Fürftenthümern und verlangt die Ermächtigung 
zu militäriiher Beſetzung berjelben. Die Conferenz lehnt dieſe Er: 
mädtigung ab, weist indeß ihre Vertreter in Buchareft an, mit dem 
Prinzen Karl bloß in officidje Beziehungen zu treten, 

26. „ (Rumänien) Fürft Karl richtet ein Schreiben um Anerfen- 
nung an bie garantirenden Mächte und fihert barin bie gewiſſen— 
baftefte Achtung der Verträge zu. Derjelbe richtet ein gleiches 
Schreiben auch an den Sultan, das jedoch nicht angenommen wird. 

30. „ (Aegypten). Der Gultan gefteht dem PBicefönig JIsmael 
Paſcha die directe Erblichkeit in feiner Familie nad) occidentaliſcher 
Sitte durch einen förmlichen Ferman zu. 

31. „ (Rumänien) Die Pforte beharrt darauf, die Donaufürſten⸗ 
thümer beſetzen zu wollen, die Mächte, beſonders Frankreich, rathen 
ihr dringend ab. 


ts 


. Juni, (Rumänien) Die Pforte, entihhloffen in den Donau: 
fürftenthümern zu interveniren, ernennt Dmer Paſcha zum Befehle: 
haber der an ben Grenzen zufammengezogemen Truppen. 

6. „ Der bisher allmädhtige Fuad Paſcha wird gejtürzt und Rudſchi 

Paſcha an der Spite eines alttürfiichen Minifteriums zum Groß— 

bezier ernannt. 

„ (Rumänien) Die ganze Armee hat Buchareſt verlaffen, um 

einem gefürdteten Einmarſch der Türken entgegen zu treten. Die 

Nationalgarde verfieht den Dienft. 

10. „ Rumänien) Die II Kammer lehnt die Ausgabe von 32 

Mil. P. mit Zwangscurs ab. 
12. „ (Rumänien) Die Regierung publicirt ein Geſetz über bie 


0 


1 


Or 


16. 


25. 


12. 


21. 
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Bildung von Freiwilligenlegionen, wodurch die Armee angeblich auf 
150,000 Mann erhöht werden ſoll. 


. Juni. (Rumänien) Die II Kammer beſchließt eine Petition an 


den Sultan um Anerkennung bes Fürſten Karl, - 

„ (Rumänien) Fürft Karl zieht angeblih 60,000 Dann bei 
Kalafat zufammen und erläßt eine Proclamation an diefelben. In 
Buchareſt erwartet man den Einmarsch Omer Paſcha's an der Spitze 
von 80,000 Mann. 

„ (Rumänien) IH. Kammer: Die Regierung fieht fih zu ber 
Erklärung genöthigt, daß nur no für 3 Tage Geld in der Staats 
faffe zu Bezahlung der Truppen vorhanden jei. 


Sul. (Rumänien). Die neue Verfaſſung ift von beiden Kammern 
angenommen worden. Fürft Karl leiſtet fofort den Eid auf dieſelbe 
und fohließt die Seſſion der Kammern. Fürft Karl fieht fih in 
Folge der Finanzklemme genöthigt, mit dem beutfchen Haufe Oppen: 
heim ein Anlehen zu fehr brüdenden Bedingungen abzufchliegen, um 
wenigjtens den bringendften Staatsbedürfniſſen zu genügen. 


„ Der fällige Zinscoupon ber allgemeinen türkiſchen Schuld kann 
nicht bezahlt werden und wird dieß auf den 13. Det. verfprocden. 


„ (Rumänien). Fürft Karl entläßt das Minifterium Roſetti 
und bildet ein mehr conſervatives, Ghika-Stirbey. Die mährend 
des Interregnums gebildete Nationalgarde wird wieder aufgelöſt. 


Aug. (Candia). Nady einer Reihe Feiner Gefechte zwiſchen ben 
Aufftändifhen und den türkifhen Truppen richtet die Oeneralver- 
fammlung der Kreter von dem Diftrift Apokoronos aus eine Erflä- 
rung an die Vertreter der drei Schutzmächte: 

„Die in Canea reſidirenden Vertreter ber chriſtlichen Mächte find bereits 
lange von dem Beſcheid in Kenntniß gefeßt worden, den der GEroßrezier ber 
Gentralcommifjion und dem Volke Kreta’s auf bie gerechten Beichwerden ges 
geben bat, welche die Unterzeichneten der hohen Pforte unterbreitet haben. 
Auperdem ift e8 den Vertretern der hrifilihen Regierungen befannt, daß 
wir duch die Mafregeln der Willkür, der Gewalt und des Betrugs ſeitens 
der Behörden zu ber öffentlichen Erflärung gezwungen waren: daß uns nichts 
anderes übrig bleibe, al® zu ben Waffen zu greifen, um unfere Ehre, unfer 
Leben und unfer Hab und Gut zu vertheidigen und Gewalt mit Gewalt zu 
vertreiben. Unter biefen traurigen Umjtänden Haben bie ehrerbietigft Unter: 
zeichneten, weldhe im Auftrag des Volks den Titel „Generalverſammlung ber 
Kreter” führen, es als eine unumgängliche und heilige Pflicht erachtet, eine 
neue Rechtfertigung zu veröffentlichen, um bie Grundlofigfeit und Ungered)s 
tigfeit ber türfifchen Regierung darzuthun. Da aber die Unterzeichneten feine 
Mittel haben, bas Recitiertigungefchreiben nach Konftantinopel zu befördern, 
ift dafjelbe zur Veröffentlihung durch die Prefje nach Griechenland gefenbet 
worden. Wir fügen bie Abjchrift dieſes Berichts in der Hoffnung bier an, 
daß bie HH. Vertreter ber Mächte bahin wirken werben, ihre Regierungen 
über bie Kunftgriffe und Trugichlüfie aufzullären, wozu bie h. Pforte, beren 
Barmherzigkeit wir vergeblich angerufen Baben, irrt Author wu, ST 
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erlauben uns, die Aufmerkſamkeit der HH. Vertreter ber Mächte auf folgende 
Thatſachen zu richten, und deßhalb ihre Unteritüßung anzurufen. Wir wären 
das Opfer der Intrigue und der Täufhung geworden, wenn wir beim wieder: 
holten Berjicherungen bes Serbar Schehik Paſcha, daß er von der baden 
Piorte bevollmächtigt fei, mit uns über bie kretiſche Frage zu verhandeln, 
Stauden geihenft und nicht ſchleunigſt die an ihn ſchon abgeſchickten Ge: 
fandten zurüdberuien und die Waffen nothgebrungen zu unferer Vertheidigung 
ergriffen Hätten. Die Noth zwingt und, dem feindkichen Heere Widerftand zu 
feiften, jollte man verfuchen, uns aus ben Orten zu verdrängen, wohin wir 
ung mit unjern Frauen und Kindern geflüchtet haben, bis unfer Scidfal 
durch bie chrijtlichen Mächte entihieden jein wird. Zugleich bringen bie Une 
terzeihneten zur Kenntniß ber HH. Vertreter der andern, und beſonders ber 
drei Schußmächte, die Profanation und Beraubung folgender Kirchen : ber 
bl. Kyriada in Kybona, bes h. Demetrius, der bi. Jungfrau, bes hl. Pante⸗ 
leemon in Retbymo und ber Kirche ber hl. Wandlung; alle biefe Entweihun⸗ 
gen ber Heiligthümer find von der Faiferlich türfilcden Armee verübt worden. 
Mit diefen Greuelthaten Hat man es nicht bewenden Laffen, fondern friedliche, 
unbemwaffnete Leute verftümmelt und gepeinigt, bloß weil fie jich weigerten, 
Adreſſen zu unterfchreiben, bie ben Zweck haben, zu läugnen, daß wir irgend 
welhen Grund zu Wünſchen und Beſchwerden haben.“ 


2. Sept. (Candia). Die Generalverfammlung der Candioten befchließt 


11. 


12, 


in Sphafia: . 

„Syn Uebereinftimmung mit bem Eide v. %. 1821 und mit dem allge: 
meinen Wunfche der ganzen Bevölkerung fiir die Vereinigung und Unabhän: 
gigfeit der ganzen bellenifhen Stammesrace beichliegen wir: 1) Für immer 
ift auf der Inſel Kreta mit allen ihren Anhängern bie osmaniſche Herrichait 
abgeihafft. 2) Die Inſel Kreta it unzertrennlich und fir immer mit Grie— 
henland, feiner Mutter, unter dem Scepter St. Mij. bes Königs ber Hel- 
Ienen, Georg J., vereinigt. 3) Die Ausführung dieſes Decrets it ber 
Tapferfeit des kretiſchen Volks, der thätigen Deitwirfung aller derſelben Ab⸗ 
ftammung wie wir, und aller Griechenfreunde, fowie der mächtigen Ver—⸗ 
mittlung der drei Schugmädte und Garanten und ber Allmacht des Höchſten 
anheimgeftellt.“ 

„ (Sandia). Muſtapha Paſcha langt mit ausgebehnten Vollmach⸗ 
ten auf Gandia an und übernimmt den Oberbefehl über die türki— 
ſchen und ägyptifhen Truppen, die auf wenigftens 30,000 Mann 
gefhädt werben und erflärt die ganze Inſel in Blofabezuftand. 
Dennoch treffen zahlreiche Freiwillige aus Griechenland ein, deren 
Zahl bald auf 2000 meift gebiente griechiſche Soldaten und Unter: 
offiziere, fowie auch eine Anzahl aus der grieh. Armee getretener 
Dffiziere angegeben wird. 

„ (Sandia). Die Türken erhalten zahlreihe Verſtärkung von 
Konftantinopel und aus Aegypten und befegen nicht ohne Grauſam⸗ 
feiten den größern Theil des offenen Landes wieder. Die Aufftän- 
diſchen ziehen fih in die gebirgigen Theile der Inſel zurüd und 
rihten von Kydonia aus ein neues Schreiben an die Conſuln ber 
Schutzmächte in Canen. 

Die Aufftändifhen rufen darin die Conſuln als „Zeugen an, daß ftatt 
eines ehrbaren Kriegs Zempelihändungen, Zerftörungen ber Dörfer und 
Pflanzungen, Ermordung ber wehrlojen Bevölkerung in der Nähe der Stäbte 
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durch die Türfen verübt wurden, und bitten wiederholt um ihre Verwendung 
bei den refpectiven Regierungen, und insbefonbere bei den drei Schugmächten 
Griechenlands, damit diefe durch ihr diplomatiſches Dazwilchentreten dieſen 
Handlungen des Vandalismus Einhalt thun und die Wünſche der Bewohner 
Kreta’s, fih mit dem Mutterlande Griechenland zu vereinigen, unterſtützen. 
Wenn biefer traurige Zuitand noch länger dauern follte, fo bliebe den Kretern 
nur übrig, die chriſtlichen Mächte zu bitten, fo viele Schiffe zu jchiden, um 
die Frauen und Kinder und fonjtige Kampfunfähige einzufchiffen und 
jie der Milde und Barmherzigkeit Europa's und Amerika's anzuvertrauen; 
fie jelbjt würden fi aber im Kampfe für ihre Rechte unter den Trümmern 
ihrer Heimath begraben laſſen.“ s 

13. Sept. (Candia). Muſtapha Palcha- erläßt eine Prockamation a 
bie Candioten. 


Der Rafcha erinnert daran, „daß Kreta, wo er länger als 30 Jahre ge: 
lebt, fein zweites Vaterland fei, und betheuert, daß er den Mißverſtändniſſen, 
welche die chriftlichen Bewohner zur Empörung getrieben, gern abhelfen wolle. 
Handel, Aderbau, Unterrichtswejen, die Ausübung der bürgerlichen Rechte und 
die perjönliche Freiheit würden in ihm ihren eiirigen Vertreter finden. Man 
möge dafür aber auch jenen Leuten, bie fid) Kreter nennen, aber Frenibe find 
und aus ber Fremde ber beten und putfchen, mißtrauen und biefelben als 
bie eigentlichen Feinde bes Landes erkennen lernen, zu Handel, Induſtrie 
und Ackerbau zurüdfehren und ber Laiferlichen Regierung Gewaltmaßregeln 
eriparen“. Zum Schluffe heist es: „Ich kann nicht Tänger ale fünf Tage 
warten, um bie Mirfung diefer meiner verföhnlichen Anſprache zu erfahren.“ 
„ (Sanbia). Die Generalverfammlung der Candioten antwortet 
auf die Proclamation Muſtapha Paſcha's durch folgenden Aufruf: 

„Volk von Kretal Tapfere Landeleutel Der Man, ber unfer Vaterland 
dreißig Jahre lang unterdrüdt und fo viele eble Märtyrer der Freiheit an 
Bäumen aufgehängt bat, biefer Tyrann, der Muſtapha Paſcha Heißt, iſt 
neuerdings auf unere Inſel gekommen, wie man fagt, vom Sultan gejenbet, 
um uns unter das Joch zurüdzubringen. Den allgemeinen Geift bes Landes 
kennend und eurer ftolzen und edlen Gefinnungen gewiß, halten wir jeden 
Rath für überflüſſig, der blos darauf abzielen würde, euren Patriotismus 
gegen feine Kunftgrifje zu warnen. Tas Lofungswort „Vereinigung oder 
Tod“, welches von einem Ende Kreta’8 zum andern erichallt, gibt auf bie 
betrügerifchen Worte, wodurd) der Unterbrüder uns abermals zu kirren jucht, 
bie pafjende Antwort. Sprecht e8 durch den Donner eurer mörderiſchen 
Waffen und durch ruhmvolle Eiege aus, daß ihr nicht miehr feine Rajahs 
ſeid, ſondern freie Hellenen, deren Vaterland Griechenland und deren König 
Georg J., König ber Hellenen iſt. Der Gott ber Gerechtigkeit wird fortfah⸗ 
ren, unſere Waffen zu ſegnen.“ 

236. „ Schluß der internationalen Choleraconferenz durch ben türkiſchen 
Minifter des Auswärtigen. 
„ » (Eandia) Eine neue Proclamation Muſtapha Paſcha's an 


bie Aufftändifchen erftredt den Termin zur Unterwerfung bis zum 
10. October. 


17. 


5. Oct. (Serbien) Fürft Michael ‚verlangt von ber Pforte die 
Räumung ſämmilicher Feftungen in Serbien einiäließlid derjenigen 
von Belgrad: 

„Ew. Hoheit! Als durch bie traurigen Ereigniſſe bes Jahres 1862 Rt 
Ruhe Serbiens erfchüttert und bie Einwohner Belgrads mit Schrecken ertän 
wurben, babe ich mich bemüht, alle Mittel ausfindig zu machen, um Nut 
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unb Bertrauen ben Geiftern zurüdzugeben. Als aber burch ben Beſchluß ber 
Eonferenz von Kanejdzi zu meinem großen Bebauern eine ſolche Löfung, 
welche Serbiens Sicherheit und feine Beziehungen zum fuzeränen Hof am 
beften geitalten Fönnte, für nicht gut befunden wurde, ba blich mir nur bie 
Hoffnung übrig, daß die Spannung, weldhe das Bombarbement erzeugte, mit 
der Zeit nachlajjen, und bie Erinnerung an bie Gefahr, beren Eriftenz bas 
verhängnißvolle Greigniß zeigte, ſich verwiſchen werde. Unglüdficherweife ging 
biefe Hoffnung nicht in Erfüllung. Weber vier Jahre find feit dem Bombar: 
bement verjtrichen, aber bag Mißtrauen, die Spannung, die Unſicherheit nah: 
men nicht ab. Die Zeit hat nur dazu beigetragen, das Bemußtfein ber Gefahr, 
die über uniern Häuptern fchwebt, und ben Ernſt der Drohung, ber unjer 
Gut, unfer veben, ja unſer Schickſal ſelbſt ausgejeßt iſt, vecht deutlich und 
intenfiv ſtark zu geitalten. Die ernfte Lage, welche Serbien und jeinem Für: 
ften diefe Verhältniſſe bereiteten, gebieten mir frei und ohne Ummege meine 
Anfichten der Regierung Sr. kaiſ. Maj. darzulegen. Der erleudtete Geift 
St. Maj. Rathgeber, da8 edle Herz bes erhabenen Suzeräns von Serbien 
Finnen nicht, dürfen nicht mit Gleichgültigkeit das Uebel anfehen, welches das 
jerbifche Volk düjter jtimmt, indem es ihm jeden materiellen wie geiftigen 
Fortihritt unmöglich macht. Je mehr ich über bie Lage, die man ung be 
reitete, nachdenke, defto tiefer wurzelt in mir bie Weberzeugung, daß biejelbe 
ebenfo für die Gegenwart und Zukunft Serbiens, wie für die allgemeinen 
Intereſſen bes Reichs ſchädlich iſt. Bei einer feierlichen Gelegenheit babe ich 
bereits erwähnt, daR ein ruhiges, zufriedengeficlites und ber Pforte ergebenes 
Serbien viel mehr Nutzen dem Reich bei einer eventuellen Vertheidigung ber 
Reichsgrenzen bringen kann, als e8 die Zeitungen an den Ufern der Donau 
und Eave je vermödhten. Huldigte ich nicht ber MWeberzeugung, daß biefe 
Feltungen, ftatt dem Kaiſerreich nüßlich zu fein, nur eine unverſiegbare Quelle 
von Mißtrauen, Schwierigfeiten und großen Gefahren und folglihd von Une 
bequemlichfeiten für Serbien wie bie Pforte find, und daß daher bas Auf: 
laſſen derfelben ein Act großer politifcher Weisheit fein würde — huldigte 
ich nicht biefer Ueberzeugung, jo würde ich ficherlih einen folhen Schritt, 
wie ich ihm jett bei ber Perjon Em. Hoh. thue, niemals gewagt haben. Er⸗ 
baut in längft vergangenen Zeiten, erhalten unter Verhäftnijfen nnd aus 
Gefahr vor Erihütterungen, bie nicht mehr möglich find, haben biefe Feſtun⸗ 
gen feinen Grund zu beftehen für jene, welche einer Politif ber Verföhnung, 
der Beruhigung ber Leidenſchaften und ber Beilegung alter Zwifte ergeben 
find, mit einem Wort, für jene, welche die Politif des friedlichen Fortſchritts 
als bie befte, als bie einzige betrachten, welche bie Völfer zu beglüden vers 
mag. Eine folde Politif zu befolgen, ift mein lebhafter Wunſch. Da bies 
felde nur heilfame Früchte tragen würde, fo würbe fie der ruhmreichen Re⸗ 
gierung bes Sultans Abdul-Aziz würbig fein. Ich meinerſeits werde mich 
glüdfich fühlen, diefer Politik mein ganzes Bemühen widmen zu Fönnen. 
Möge Se. Tail. Maj. mich feines Vertrauens würdigen, und mir bie Art 
erleichtern, auf welche ich Serbien das Vertrauen, die Ruhe, den Fortichritt 
und das Glück geben könnte. Das ganze jerbifche Volf wird dafür feinen 
erhabenen Namen ſegnen, wie ber Serben Fürft nie die Danfbarfeit und 
Koyalität außer Acht Lafjen wird, bie er dafür Sr. Maj. ſchulden würde. 
Durdy das Auflafjen oder Temoliren ber ferbifchen Feftungen würde Se Maj. 
uns die größte Gefälligfeit erweilen. Durch einen folchen glänzenden Beweis 
feines Wohlwollens wie feines Vertrauens würbe ber Sultan mit ungerftör: 
baren Banden an ſich ein loyales und tapferes Volf knüpſen. Für mid 
aber wäre e8 ein wahres und unſchätzbares Glück, meine beftänbige und leb— 
bafte Dankbarkeit meinem erhabenen Suzerän bezeugen zu können.” 


9, Oct. (Candia). Muſtapha Paſcha bricht mit einem ftarfen Armee: 


corps von Canea gegen Sphakia, ben Hauptſitz ber Infurrection, auf. 
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13. Oct. (Montenegro) Die Pforte macht dem Fürſten Nikolaus 
die von ihm verlangten Goncefjionen bez. der Blockhäuſer und tritt 
ihm den Landftreifen von Novojella ab, wodurch die Montenegriner 
freie Communication mit dem Meere erhalten. 

19. „ (Rumänien). Die griehijche Synode in Konftantinopel gefteht 
ber rumänijchen Kirche die bereits factifch beſtehende Unabhängigkeit 
im Weſentlichen aud, rechtlich zu. 


21. „ (Rumänien) Die Anerkennung bes Fürften Karl ift von 
der Pforte endlich zugejtanden. Fürft Karl geht nach Konjtantinopel, 
um den Inveſtiturferman perjönlicy entgegen zu nehmen. Gämmt: 
lihe Conſuln der Großmächte, mit Ausnahme des ruſſiſchen, machen 
ihm vor feiner Abreife noch ihre Aufwartung und beglüdmwün- 
ſchen ihn. 

22. „ Eine faif. Verordnung bejtimmt diejenigen Staatseinnahmen, die 
v. 1.März 1867 an zur Dedung ber allgemeinen türkifchen Schulb, 
jowie der im Auslande abgeſchloſſenen Anlehen verwendet werben 
ſollen und bevollmädtigt die ottomaniſche Bank mit der birecten 
Einziehung dieſer Einnahmen. 

24. „ (Rumänien) Fürft Karl trifft in Konjtantinopel ein, wird 
fofort vom Gultan empfangen und nimmt den vom 23. d. M. ba: 
tirten SInveltiturferman entgegen: 

„Ta Mir nichts mehr am Herzen liegt, als ben Unruhen, welche feit 
einiger Zeit die vereinigten fyürftenthümer ber. Moldau und Walachei, diefen 
wichtigen Theil Meines Reiches heimgeſucht Haben, ein Ziel zu ſetzen und 
beren Gedeihen, fo wie das Glück und Wohlſein ihrer Bewohner fich ent- 
wideln zu ſehen, dieſer Zwed aber nur durch die Herſtellung einer feften 
und beftändigen Ordnung der Tinge erreicht werben kann, fo verleihe Ich 
Tir, da Ich Deine Klugheit, Deinen hohen Verſtand und Deine Fähigkeiten 
Tonne, ben Rang und die Vorredhte eines Fürſten der vereinigten „Fürften: 
thümer unter folgenden Bedingungen, welde in dem unterm 19. Sctober 
v. J. an Dich ergangenen Vezierjchreiben Ausbrud gefunden haben und von 
Tir laut Teiner Antwort vom 20. besjelben Monats angenommen worden 
find: 

1. Dir verpflichtet Tich, in Deinem und Deiner Nachfolger Namen, Meine 
Suzerainetätsrechte über die vereinigten Fürftenthümer, die einen untrenns 
baren Theil Meines Reiches bilden, in ihrer Integrität innerhalb der durch 
bie Beſtimmungen ber alten Gonventionen und durch bie Pariſer Verträge 
von 1856 feftgefekten Grenzen zu refpectiven. 

2. In feiner Weile ohne vorherige Verständigung mit Meiner Regierung 
bie Zahl von 30,000 Mann zu überjchreiten, bis zu welcher die bewaffnete 
Macht aller Truppengattungen in den vereinigten Fürftenthümern wird cr 
höht werden Fünnen. 

3. ie Unfererjeit ben vereinigten Fürftenthümern ertheilte Ermächti⸗ 
gung, eine befondere Münze zu führen mit einem Leichen Unferer Regie⸗ 
rung, das fpäter zwilchen der hohen Pforte und Dir feftgeitellt werben 
jo, als wirfungslos zu betrachten, fo lange als jene Feſtſtellung nicht er= 
folgt ift. 

4. Alle Verträge und Conventionen, welche zwijchen Meiner h. Pforte 
und ben andern Mächten beftehen, jo weit fie ben durch befondere Acte KA 
geftellten unb anerkannten Rechten der vereinigten Kürtteniglimer URL Cum 
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trag thun, ale für bie vereinigten Fürftenthümer wie feither verbindlich an- 
zufehen unb ebenjo das Princip zu wahren unb zu reipectiren, baß fein 
Bonventionevertrag von ben vereinigten Fürſtenthümern birect mit ben frem- 
ben Mächten geichloffen werden bart Meine Tail. Regierung wird aber aud 
nicht ermangeln, künftig die vereiniaten Fürſtenthümer über die Beflimmun: 
gen jedes Vertrages oder Gonventionsabichluffes, welche ihre Geſetze und 
commerciellen Reglements berühren fünnten, jebesmal zu Rath zu ziehen. 
Die Arrangements von Tocalem Jntereffe, die mit einer benad;barten Regie: 
rung getrofien werben und weder bie Form eines officiellen Vertrages noch 
politiihen Charakter haben, werben nach wie vor obiger Einfchränfung nid 
unterliegen. 

5. Tu verpflichtet Ti ferner, Ti der Stiftung eined Ordens ober 
Ehrenzeihens zu enthalten, ba8 im Namen ber vereinigten Fürſtenthümer 
etwa verliehen werben follte; 

6. Meine Suzerainetätsrechte über bie einen untrennbaren Theil Meines 
Reiches bildenden vereinigten Fürftenthümer unabläffig zu reſpectiren und mit 
fteter Sorgfalt die Säcularbande, welche die ſelben mit der Türkei vereinigt 
baften, zu wahren; 

. Ten von ben vereinigten Fürſtenthümern an Meine Regierung ent: 
uichteien Tribut ſo zu erhöhen, wie es ſpäter im Einverſtändniſſe mit Dir 
beim! werben wirb; 

8. Nicht zu erlauben, baß das Gebiet ber vereinigten Fürſtenthümer 
zum Vereinigungspunft berer biene, welde Unruhen anftiften, welche bie 
Kube ber anderen Theile Meines Reiches oder ber Nachbarſtaaten gefährben 

nnten; 

9. Dich ſpäter mit Meiner faijerlihen Regierung über praftifche Map: 
nahmen zu verftändigen, die nothwenbig find, um benjenigen Unferer 
Untertbanen, bie fi) aus anderen Theilen Meines Reiches in bie vereinigten 
sum, um dort Handel zu treiben, begeben, wirkſameren Schuß zu 
verfeiben 

Unter biefen oben aufgeführten Bebingungen und unter ben in Deinem 
Antwortichreiben an Meinen Großvezier enthaltenen Verpflichtungen wirb ber 
Rang und die Vorrechte eines Fürſten der vereinigten Fürſtenthümer Dir 
und Teinen Nachfommen in graber Linie erblic übertragen, mit bem Bor: 
behalt, daß bei Erledigung ber Stelle biefelbe durch einen kaiſerl. Herman 
dem älteften Teiner Nachlommen verliehen werben jol. Mithin wirft Du 
barüber wachen, daß kein Aft vorfomme, ber den vorftehenben Bebingungen 
und ben Fundamentalbeſtimmungen ber mit ben Deinem Reiche befreumbeten 
und verbündeten Mächten in Betreff ber vereinigten Fürſtenthümer abge⸗ 
ſchloſſenen Verträge und Conventionen zuwiderläuft, und Du wirft Deine 
Sorge barauf verwenden, bie gute Verwaltung ber vereinigten Fürſtenthümer 
zu vervollfommmen und zu fihern, und das Wohlfein und das Gedeihen ber 
Bevölkerung Meinem Tail. Wunfche gemäß zu fördern.” 


a. Oct. (Candia). Muſtapha Paſcha ift bis an die Grenzen bes 


29. 


Sphafingebirges vorgebrungen. Glückliche Gefechte befjelben bei Brifja 
und Vafé; Erftürmung der Höhen um das Klofter Parifl. Eine 
große Anzahl Sphafioten-Bapitäne erjheint im Lager Muftapha 
Paſcha's und erklärt die Unterwerfung ber Landſchaft. Muſtapha 
Paſcha begnügt fi damit, verzichtet auf die zuerft geforderte Ablie- 
ferung der Waffen und wenbet ſich gegen Rethymno. 


„ (Candia). Muſtapha Paſcha verkündet eine Amneftie und ge: 
ftattet Towohl den Fremden, als ben Führern der Inſurgenten bie 
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Inſel unbehelligt zu verlaffen. Der Aufftand bricht in Sphakia trotz 
derjelben nach feinem Abzuge von neuem los. 


Anf. Nov. Megypten) Der Bicelönig erläßt eine Art Statut, das 


aus 18 Artikeln befteht und im MWefentlihen folgendes feftjebt: 

Art. 1 lautet: Die Verfammlung bat zur Aufgabe über bie innern Inter⸗ 
ejlen des Landes zu verhandeln. Sie hat fih auch über bie Projecte aus⸗ 
zufprechen, welche die Regierung ihrer Entſcheidung anbeimgeben zu follen 
glaubt, und über welche fie ihre dem Vicekönig zur Genehmigung vorzus 
legende Anficyt abgibt. — Art. 2. Sebes Individuum über 25 Jahren ift 
wählbar, unter ber Bedingung, daß es ehrlich, Ioyal und befähigt, jowie von 
ber Regierung als im Lande geboren anerkannt ift. — Art. 3. Nicht wählbar 
ift jedes Individuum, deſſen Vermögen in Folge eines Falliments mit Beſchlag 
belegt, und das felber noch nicht vollfommen rehabilitirt iſt. Ferner jedes 
Sndivibuun, das Feine Eriftenzmittel befitt, oder in bem Jahr vor der Wahl 
öffentliche Unterftügungen erhalten, das zu einer entehrenden Strafe verur: 
theilt oder buch richterlichen Spruh aus bem öffentlichen Dienſt entlaffen 
worben ift. — Art. 4. Die Wähler werben unter den Einwohnern gewählt, 
beren Güter nicht wegen Fallimenten ſequeſtirt 2c. und bie nicht im activen 
Heeresdienft find. — Art. 5. Es fünnen außerdem nicht gewählt werden alle 
Beamten ber Regierung und in Privatdienften Stehende, jowie Militärper: 
onen in ber Armee und in ber Reſerve. — Nach Art. 6 ift bie Zahl ber 
Deputirten nicht beftimmt, darf aber nach Art. 10 nicht über 75 fleigen. In 
jedem Bezirk werden ein oder zwei Vertreter, je nach ber Volkszahl, gewählt; 
in Gairo drei, in Alerandbria zwei und in Damiette 1. Die Abjtimmung ift 
geheim; die einfache Mebrheit genügt. Bei Stimmengleichheit entfcheidet das 
2008. Das Mandat erlöjcht in brei Jahren. In den genannten Städten 
Icheint, nach Art. 8, das allgemeine Stimmrecht nicht gültig zu fein; denn 
e3 heißt barin, baß die Vertreter diefer Städte von ben Notabeln mit ein 
fücher Mehrheit gewählt werden. — Nah Art. 13 findet auch eine befondere 
Prüfung ber Wahlen ftatt. Die Commiſſion erflattet Beriht an ben Vice⸗ 
fönig, der jebem Deputirten feine Bejtallung für drei Jahre zufertigen läßt. 
Die Verſammlung tritt regelmäßig alle Jahre, vom 23. Dec. bis zum 
21. Febr, zuſammen. Diefes Jahr wird fie ausnahmsweiſe auf ben 18. Nov. 
(bis zum 17. San.) einberufen [ift jedoh, auf den Wunfc ber Deputirten 
jelbft, erit am 25. Nov., bem Geburtstag bes Vicekönigs, zufammengetreten]. 
Ter Vicekönig beruft, vertagt, verlängert und fließt die Seffion. Am Fall 
einer Auflöfung jet ber Vicefönig ben Zeitraum an, wann eine neue Kam: 
mer zufammentreten jol (Art. 17). Laut Art. 18 bürfen bie Deputirten 
feine Petition entgegennehmen. 


» (Theffalien) Ein Revolutionscomite richtet ein Memorandum 
an bie fremden Conjuln. 


„ (Rumänien) Neuwahlen zur II. Kammer. Diefelben fal- 
len in Buchareſt ziemlich rabical, auf dem Lande dagegen conjer- 
vativ aus. 
„ (Sandia). Die Türken erftlürmen das befejtigte SKlofter Ar: 
kadi. Die Candioten fprengen einen Theil besfelben in bie Luft. 
„ Rumänien). Eröffnung der Kammern, Thronrede des Fürften 
Karl. | 
„ &Xegypten). Der Dicefönig eröffnet die Pepräfentantenver: 
jammlung mit einer Art Thronrede. 

Ma 
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Mitte Dec, (Sandia). Ein Theil der fremden Zuzüger verläßt bie 
Inſel wieder auf neutralen und auf türkiſchen Schiffen. 

21. „ (Rumänien). II Kammer: Die Regierung legt das Budget 

für 1867 vor. Dusielbe weist in Einnahmen und Ausgaben gleid: 

mäßig 150 Mill. P. auf. Tie Regierung empfiehlt möglichſte Be 

[chleunigung. Grpoje über ba8 Anlehen Oppenheim. Die Wahl 

ber Budgetcommiffion füllt gegen bad Miniſterium aus, 

»„ (andia). Die Viftricte von Sphafia, Kiſſamos und Selinoe 

find von den Türken nody immer nicht unterworfen. 

— „CTheſſalien). Cine fog. proviſoriſche Regierung richtet aus 
Petrilon in Agrapba ein Schreiben an die Conjuln der Schugmädhte. 

26. „ Die Pforte richtet an bie drei Schutzmächte Griechenlands eine 
Depeche, in der fie fih aufs Witterfte über Griechenland, bas 
allein die PBacification Candia's verhindere, beflagt und wofern bie: 
fer Lage der Dinge nit abgeholfen würbe, einen offenen Bruch 
mit Griechenland in Ausficht ftellt: 

„Aus meinen früheren Depeichen erfuhren Sie bereits bie Pacification ber 

Inſel Kreta und die Eoncentration der Reſte der Aufftändiihen auf bie 
einzigen zwei Puncte von Selinos und Kiſſamos. Ah hoffe, Ahnen durd 
den Telegraphen und vor dem Eintreffen biefer Depeſche deren volljtändige 
Unterwerfung anfünbdigen zu können. Es iſt notorijch, daß der Aufftand weit 
früher und vielleicht jogar ohne Blutvergießen hätte unterbrüdt werden Fön: 
nen, wenn nicht von auswärts hereingekommene helleniſche Anſtifter durch 
frevelhafte Wühlereien und durch gewaltthätige Trohungen die Inſelbewohner 
beeinflußt und nur bazu beigetragen hätten, die Revolte zu verlängern und 
bie Zahl der unglüdlichen Opfer zu vermehren. Als bie KHellenen von bem 
Nichterfolge ihrer fchuldbeladenen Projecte in Bezug auf Kreta überzeugt 
mworben waren, begannen fie offen, bie Ruhe von Epirus und Theffalien 
zu flören. Jeden Rückhalt bei Seite ſetzend, kommen fie, um NRäuberbanden 
zu organifiren, bie unter dem Schuge der bei Lamia und Karvaſſara ver: 
einigten Militärmacht der griech. Megierung die Grenzen überfchreiten, bie: 
jenigen unferer criftfichen Untertanen morbden, bie ihnen Wiberftand leiſtend 
in die Hände fallen, und ihre Habe plündern. In ber Borausficht eines 
energifcheren Vorgehens im Frübjahre find bedeutende Vorbereitungen zu 
Mafjer und zu Lande getroffen worden. Wir befinden uns demnach zur 
Stunde nit einem Aufftande im Innern gegenüber, fondern gegenüber einer 
Regierung, welde fi) anftrengt und in oftenfibler Meife ſich vorbereitet, un: 
fer Gebiet zu revolutioniren. Ich bin glücklich, conftatiren zu können, baß 
ungeachtet der beftigften Umtriebe Griechenlands bie größte Ruhe im ganzen 
Reiche herrſcht. Angeſichts der fich gegenwärtig entwidelnden Verhältniſſe 
werden demnach bie befreundeten Mächte, wie wir bavon innigft überzeugt 
find, erfennen, daß bas offenkundig feindfelige Benehmen ber griedh. Regierung 
ſowohl in Betreff Kreta’s, als auch bezüglich ber allgemeinen Ruhe in ben 
andern Provinzen bes Reiches ohne Beiipiel ſei zwilchen zwei im Frieden 
lebenden Staaten. Sie werden zugleich anerfennen, bay die hohe Pforte, 
einzig von dem Wunjche bejeelt, ben Frieden zu erhalten, Beweiſe einer bei- 
ipiellofen Selbftverläugnung gegeben bat. Allein Alles bat feine Grenzen, 
bie nicht überfchritten werben können und nicht überjchritten werden bürfen, 
und Er. kaiſ. Maj. dent Sultan, unſerm allerdurchlauchtigſten Herrn, könnte 
e8 kaum länger gleichgültig bleiben, baß ein beträchtlicher Theil feiner Unter: 
tbanen, bie ruhig zu leben und des ihnen gewährleifteten Schußes zu genie- 
Ben wünſchen, bas Opfer ber Leibenfchaften und verderblicher Pläne Seitens 
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griechifcher Abenteurer werben und daß bie Ruhe feines Reiches geftört und 
gefährdet werde. Wenn aljo die grieh. Regierung, mit Außerachtlaffung der 
Berbindlichkeiten, die ihr Kraft der Verträge auferlegt find, in ihrem bisheri- 
gen Vorgehen verharren follte, jo wlirbe bie kaiſ. Negierung fich in bie Noth- 
wenbigfeit verfeßt jehen, Maßregeln zu ergreifen, bie ihr durch bie Pflicht 
eigener Sicherheit geboten wären, inbem fie zugleich die ganze Verantworts 
lichfeit den Griechen überläßt für all die Folgen, welche dieſe Maßregeln nach 
jich ziehen Fünnten. Wir find der Meinung, daß die drei Schutzmächte Grie- 
chenlands, welche jo aufrichtig den Frieden und bie Rube im Driente erhal: 
ten und ebenfo die Verträge unbeeinträchtigt zu ſehen wünſchen, welche bie 
Integrität bes Reiches verbürgen, jener Möglichkeit allein vorbeugen können, 
indem fie durch ein collectives und wirffames Vorgehen bie griedhifche Regie— 
rung auf die Bahn der Gefetlichfeit und der internationalen Pflichten zurüde 
führen, und indem fie ihr fategoriih erklären, daß fie ihr gegenmwärtiges 
Verhalten mißbilligen. In dieſem Borgehen, ich wiederhole e8 Ihnen, jehen 
wir das einzige Mittel, um das Kabinet von Athen zur Uenderung feines 
aggrefliven Verhaltens zn vermögen, bie revolutionäre griechifche Partei zur 
Einficht zu bringen und endlich einen Bruch zwiſchen den beiden Regierungen 
zu verhüten, nachdem bie h: Pforte bereits alle ihre Anftrengungen vergebens 
erichöpft hat, um es nicht zum Aeußerſten Tommen zu laſſen. Sch erfudhe 
Sie, biefen Stand der Dinge ber Regierung Sr. Maj. offen darzulegen und 
fie dringend zu bitten, an das Cabinet zu Athen energiiche Rathichläge im 
porangedeuteten Sinne zu richten. Sie werben zugleich hinzufügen, baß für 
ben Fall, daß diefer Schritt unglüdliher Weile ohne erwünfchten Erfol 

bliebe, und Griechenland fortfahren würde, bie ihm burch bie Verträge aufs 
erlegten Pflichten nicht zu erfüllen, die Megierung Sr. Mai. bes Sultans 
fih dann, obſchon mit Bedauern, in bie Nothwendigkeit verfegt jehen würbe, 
ſolche Tispofitionen zu treffen, die ihr durch das Jutereſſe der eigenen Er⸗ 
haltung eingegeben werben würben.” 


ie 
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20. San. Schluß der Kammerſeſſion, um dem Buchſtaben bes Gefches 
zu genügen. Dieſelbe joll aber fofort wieder zuſammentreten, um 
die noch rüdftändigen Geſetzesentwürfe zu behandeln. 

26. „ Die Kammer tritt in außerordentliher Eefjion wieder zufammen. 
Präfidentenwahl: die Regierung fett den ihr genehmen Candidaten 
durch. Die Abgeordneten decretiren fich felbjt für Reifen und Zeit: 
verluft eine Entihädigung von 1500 Dradmen. 


3. Febr. Der König jchließt plötzlich die außerorbentlihe Seſſion ber 
Kammer, ohne ſich darüber vorher mit dem Minifterium verftän: 
bigt zu haben. Daſſelbe fieht darin ein Zeichen bes Mißtrauens und 
bietet jeine Entlafjung an. 

8. „ Der König nimmt die Demifjion des Minijteriumd an. Daſſelbe 
reconftruirt jich neuerdings unter dem Vorſitze von Rufos. 

10. „ Ein Circular der Schutzmächte an ihre Vertreter in Athen droht, 
wenn bie Parteien fich nicht zur Regelung der Finanzen und zur 
Herftellung der Ordnung einigen würden, wirkſame Maßregeln zu 
treffen. 


Anf. Mai. Leonidas Bulgaris landet mit 25 Genofjen bei Theffalonidy, 
um einen Inſurrectionsverſuch zu machen. Die Kleine Schaar wird 
jedoch fofort von den türfifchen Truppen umzingelt und ohne Gegen- 
wehr gefangen. 

19. „ General Kalergis trifft unerwartet von Paris in Athen ein. 


12. Juni. Der König erbittet fi den Rath der Gefandten ber drei 
Schutzmächte. 
20, „ Entlaſſung des Miniſteriums Rufos. Der König fordert umſonſt 
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die Führer der drei hauptſächlichſten Parteien der Kammer, Bul- 
garis, Komunduros und Deligeorgis auf, zu Bildung eines neuen 
Minifteriums zujammen zu wirken. Er fieht fi genöthigt, fchließ- 
lich Bulgaris allein die Bildung bes Minifteriums zu überlaffen, 
in das Deligeorgis als Minifter des Auswärtigen eintritt, 

26. Juni. Das neue Minifterium erläßt folgende Proclamation: 

„Der Miniiterrath an das griehiiche Voll. Mitbürger] Der König bat 
uns mit ber Regierung des Landes beauftragt unter kritiſchen Verhältniſſen. 
Mir haben biefen Auftrag angenommen in Anbetradit ber heiligen Ver⸗ 
pflihtungen, die wir gegen das Baterland haben, denn Jedermann erkennt, 
daß die heutige Regierung nicht bloß die Verwaltung von Grund aus wieder: 
beritellen, fondern auch die nothwendigen Mittel zu biefem Zwed erſt Ichaffen 
muß, und zivar unter Umjtänden außerordentlicher Wichtigkeit, bie jelbit nicht 
ohne Gefahr find. Das politifche Brogramın jeder Regierung muß das ber Res 
volution fein, aus welcher die gegenwärtigen Zuftände der Dinge hervor: 
gegangen jind. Der Endzweck bicler Revolution war ber Kortjchritt durch 
bie regelmäßige Heide ber Geſetze und durch die Entwidlung ber Kräfte 
ber griechiſchen Nation. Dieſer Zweck ift nu ganz genau das Programm 
der Regierung. Aber bedauerliche Verhältniffe haben die Ausführung dieſes 
Programms ehr erſchwert, benn jie haben bie beiden Hilfsmittel, un diefen 
yortichritt herbeizuführen, nicht ans Tageslicht gebracht, und als letztes Er⸗ 
gebniß Haben fie die Nichtachtung der Geſetze, bie finanzielle Krijis, den Ruin 
des öffentlichen Eredits, die Abſchwächung der Macht und ber Hoffnungen in 
einem Augenblid herbeigeführt, wo ber europäiſche Krieg die Lage aller 
Stanten Europas Fritsch macht.” Das Minijterium Derlpricht nun, nad 
biefem Geftändnig über die Folgen ber Revolution, daß es allen biejen 
Uebeljtänden abhelfen werbe: es wirb den öffentlichen Credit herftellen, bie 
Verwaltung ordnen, bie Ben ins Gleihgewiht bringen und bie Nas 
tionalgarde zu einer Wahrheit machen. 


— Nug Die Nahriten von Candia erregen in Athen und ganz 
Griechenland eine gewaltige Aufregung. Zahlreiche Freiwillige gehen 
bahin ab. Das fchon Länger beitandene kretiſche Comité zu Athen 
tritt in ben Vordergrund. 


2. Sept. Die griehifche Regierung richtet zu Unterftüßung bes candio⸗ 
tiihen Aufftands eine ziemlih umfangreihe Denkſchrift an die drei 
Schutzmächte: 

Dieſelbe beſagt im Eingang, daß die ſeit vier Monaten andauernde Kriſis 
ſowohl von ber unerträglichen Lage und ben tiefen Leiden ber auf ber Inſel 
anjälligen chriftlichen Bevölkerung von mehr als 200,000 Seelen, als von 
ber Unzulänglichfeit ber bis jegt zur Abänderung folder Zuftände anges 
wandten Mittel binlänglih Zeugniß abgelegt Habe, und daß Griechenland, 
welches durch feine geographifche Lage, burh Stammes: und Spraceinheit 
mit ben bellenifchen Untertbanen des türfilchen Reichs all beren Unbehagen 
(malaise) imitempfinde, unmöglidy ein gleichgültiger Zuſchauer ber verzweis 
felten Anftrengungen ber Kreter zur Erzielung einer Verbefjerung ihrer Zus 
jtände bleiben Fünne. Es würde feine Miffion als erftler chriſtlicher Staat 
bes Orients verleken, befttebte es fi) nicht, auch andere Stimmen zu Pros 
teften zu veranlaffen gegen die vom türkiſchen Fanatismus eingegebenen graus 
famen und willfürlihen Maßregeln gegen jeine Brüder. In fchweren 
Zeiten jei Candia ein Bollwerk ber griecgifchen Nratkausisit euren N ir 


422 


Griegenland. 


attiſchen Ebenen fein von kretiſchem Blut geolngt. Zropbem fei nad 
bem griechiſchen Unabbängigfeitsfampf bie Juſel, obgleih fie alle Schreden 
bes neunjährigen Kriegs von 1821—1830 getheilt, von ber Lonboner Con: 
ferenz dem türkifhen Reich zurüdgegeben und unter ägyptiſche Verwaltung 
geftellt worden, und bieß gegen ben Rath ber europäilhen Gefanbten in 
Conſtantinopel und obgleich die ganze Inſel, mit Ausnahme ber befeftigten 
Städte Ganea, Candia und Retimo, fi in ben Händen ber Patrioten befanb, 
welche im Jahr 1824, unter General Kalergi, ſelbſt die türkiſchen Feſtungen 
Grabuſſa und Kiſſamos erobert hatten. Allerdings habe damals ein edler 
Fürſt, welcher Klugheit mit Thatkraft verband und ſpäter das Glück eines 
Volks machte (Leopold J.), ſeine Stimme zu Gunſten der Inſulaner erhoben, 
und es ſei ihm gelungen, zwar nicht eine Modification des Protokolls vom 
3. Febr. 1830 zu erlangen, aber doch wenigſtens ſo viel zu erreichen, daß 
durch das * atzprotokoll vom 20. Febr. bie Ausführung bes erſteren in 
manden Zheilen beichränft wurbe. Die Note gibt bann einen Auszug aus 
ber Gollectivdepeiche der drei Schutzmächte an bie Pforte vom 8. April 1830, 
in welcher bie Hoffnung auögelprogien warb, daß das Loos ihrer chriftlichen 
Untertbanen auf Kreta und Samos in Zufunft ein vor Willfür und graus 
famer Behandlung geichüttes fein werbe und in welder man biefelben ber 
Türforge des Großherrn dringend empfahl. Hierauf folgt ein Lebenbiger 
Aufruf an die Schupmächte, doc prüfen zu wollen, wie ihren Anempfeh⸗ 
lungen Folge geleiftet worben fei: durch erneute Graufamleiten und Meztze⸗ 
Yeien, welche um fo verwerflicher erfcheinen müßten, als fie unter dem Bor: 
wand auf Aufredterhaltung ber Ordnung hinzumirfen vorgenommen worben 
feien, wie 3. 3. bie in ben Kreter Annalen von 1833 unter dem Namen 
„bie Hängungen ber Murnier” verzeichneten Tödtungen. Alle bie Leiden der 
Kreter während 36 Jahren anzuführen, würde ben Raum biefer Staate- 
fchrift weit überfchreiten. Als im Jahr 1840 Mehemed Ali fi von ber 
türfifhen Herrſchaft losriß, glaubten auch fie, ihre Stunde ber Befreiung 
habe endlich geichlagen; aber es erfolgte die Intervention ber europäifchen 
Mächte — die Infel Fam aus Ägyptifcher Oberhohelt unter türfifche, aus 
bem Regen unter bie Traufe; denn der Perſonenwechſel, wenn er überhaupt 
einen Syſtemwechſel bedeutete, ſei wo möglich zum fchlimmern ausgefallen. 
Die Kreter ergriffen die Waffen. Ihr Auiftand wurde zwar unterdrüdt, 
aber indem die Schutzmächte der Pforte eine rückſichtsvolle Behandlung ihrer 
ariechifchen Untertbanen von neuem dringend anempfahlen, legten fie bieier 
eine zweite Bürgfchaft biefür auf. Eine dritte endlich enthalte der Parifer 
Frieden von 1856, bei befien Berathung ber türfifhe Bevollmächtigte im 
Namen feines Monarchen erflärt babe: es folle für die Chriften im osma⸗ 
nifhen Reich eine neue glüdliche Acra fommen, und biefes Verfprechen, ob⸗ 
gleich ſpontan und freiwillig abgegeben, könne für bie Piorte nicht weniger 
bindend fein, als die früheren auf Beranlaffung ber Mächte gemachten. Aber 
die griechiſche Megierung hält es für überflüffig, den Beweis zu führen, daß 
ber Hatti:Scherif iminer ein todter Buchftabe, und daß die vierte Gruppe 
der türfifchen Zufagen, im Jahr 1858 gemacht, ebenjo illuſoriſch geblieben 
fei wie deſſen Beilimmungen.. Nun folgen etwas unbeftimmt gehaltene 
Klagen über bie türkiſche Wirthichaft, über fchlechte Juſtiz und Adminiftration, 
Bernahläfligung des Handels, Aderbaues u. j. w., dann gebt bie Schrift 
zur Erzählung der jüngften Ereigniffe über. Im Anfang Aprils d. 88. 
hätten die aufs Äußerfte getriebenen Candioten ji” in ber Umgegenb von 
Canea vereinigt, um über ihre Lage zu beratben; fie wählten Abgeordnete, 
bie in Kutzanaria zufanımenfamen und benen ſich Repräfentanten ber Städte 
Retimo und Canea, wie die Biſchöfe von Kybonia und Kiſſamos anſchloſſen. 
Dieje Verfammlung redigirte, indem fie ihrem Patriotismus ein ſchweres 
Opfer zu Gunften ber Klugheit auferlegt babe, zwei Protefte, für den Sultan 
und für die Schußmächte, gegen bie feitherigen Zuſtände. Es hätte erwartet 
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werben bürfen, daß auch ber Divan ſich für die Klugheit entſchließen würbe, 
aber weit entfernt bavon, habe er feine andere Antwort gefunden, als An 
ordnung von Zmwangsmaßregeln. Die Bitten ber Kreter habe er zurüds 
gewiefen (oppose une fin de non recevoir) unb eine Armee von 22,000 
Mann, theils aus türfifchen, theil8 aus ägyptifchen Truppen beftebenb, nad 
der Anfel geſandt, in beren Gefolge fi) ein Derwiſch befand, weldher offen 
zum Chriftenmord aufrufe. Ein Brief bes Großveziers vom 22. Juli an 
ben Statthalter der Inſel befehle biefem, mit Strenge gegen bie Aufflän- 
bifchen vorzugehen und die griechiiche Regierung ihaubert bei dem Gedanken 
an das Unglüd, welches ber einmal erregte türkiſche Fanatismus über bie 

Ehriften bringen Fünne. Sie glaubt ſich im bdiefer Hinfiht ben ſchlimmſten 
Befürchtungen bingeben gu müſſen und fchliept, unter Hinweis auf bie 
ſyriſchen Mekeleien, mit der ernften Bitte an bie Schutzmächte, bie osmaniſche 
Regierung zum Nachgeben veranlafien zu wollen. 

25. Sept. Der neue franzöfiihe Minifter des Auswärtigen Marquis be 
Mouftier räth auf der Durdreife von Konftantinopel nah Paris 
dem König unb ber Regierung dringend und faft drohend ab, ben 
candiotiſchen Aufftand zu unterftügen. Die öffentlihe Meinung 
nimmt darauf feine Rüdficht: bie Sugige nad Candia dauern nad) 


wie vor fort. 


— Oct. Der griedifhe Dampfer Panbellenion beginnt feine Fahrten 
nad Candia und führt dahin troß der türfifchen Blokade Freitwillige, 
Waffen, Munition und Geld. 


. Nov. Ein gl. Decret verfihiebt die auf den 15. d. M. angefekte 
Eröffnung der Kammer um 40 Tage. Die Minifter bed Kriegs 
und des Innern erlaſſen Runbfchreiben an bie Behörben für ge: 
wiffenhafte Achtung der Neutralität gegenüber dem candiotifchen 
Aufſtande. 

17. „ Die Regierung richtet eine neue Depeſche an die Schutzmächte 

und proteftirt gegen bie türfifhen Gräuel auf Candia. Alle ver: 

fügbaren Truppen werben an ber türfifhen Grenze zufammen 
gezogen und brei Generalcommandos in Eorfu, Weit: und Oft 
griechenland aufgeftellt. 


22, Dec. Die Kammer verfammelt fi ohne fürmliche Einberufung durch 
die Regierung aus eigener Berechtigung nah dem Wortlaut ber Ber: 
fafjung. Diefelbe wird ohne Thronrede dur den Minifterpräft: 
denten Bulgaris mit wenigen Worten eröffnet. 

24. „ SKammer: Wahl bes Präfidenten. Ein Antrag auf Verfchiebung 

. wird verworfen. Sechs minifterielle Deputirte verlaffen den Saal. 
Die zurüdgebliebenen 94 Abgeordneten wählen einftimmig ben Can: 
bidaten der Oppofition, ben geweſenen Minifter Chriftenites. Das 
Minifterium bietet in Folge davon dem König feine Entlaffung ar. 

30. Dec. Der König genehmigt die Entlafjung des Miniſteriums Bul⸗ 
garis und bildet ein neues Minifterium unter bem Borfike von 
Komunduros. 


je 


IV. 


Anßerentopäifhe Staaten. 


1. Bereinigte Staaten non Nordamerika. 


& 


41. San. General Cramwforb, ber Commanbant der fog. amerikaniſchen 


20. 


25. 


Divifion der juariftifchen Armee, ruft den in Brownsville ftationir- 
ten Gen. Weigel um Hülfe an gegen ben kaiſ. mericanifchen General 
Mejia in Matamoros, der im Begriff ftehe, eine Anzahl gefan: 
gener Soldaten ber republifanifchen mericaniigen Armee erſchießen 
zu laſſen. 

General Weitzel richtet an Gen. Mejia ein Schreiben, in bem 
er gegen das Erichießen von Oefangenen ber jwariftifhen Armee 
feierlichen Proteft erhebt. General Mejia antwortet barich ableh⸗ 
nend, indem er fi) auf das Decret des Kaiferd Mar vom 2 Det. 
1865 beruft. 

„ General Weitel läßt die mericanifhe Stadt Bagdad burd ein 
ſchwarzes Regiment, angeblich zum Schuß ber Stabt, befeßen. General 
Mejia trifft in Matamoros fofort Anftalten, Bagbab wieber zu 
nehmen. 

n Agenten ber canabifchen Regierung fuchen in Waſhington umfonft 
für eine Erneuerung bes fog. Reciprocitätsvertrages zu wirken. Die 
Öffentlihe Meinung im Norben jpricht fich gegenüber dem feinbfeli: 
gen Verhalten Canada's wãhrend des Bürgerkrieges ſehr entſchieden 
dagegen aus. 

„Dacs Repräſentantenhaus beſchließt mit 116 gegen 54 Stimmen 
den Negern des Bundesunmittelbaren Diſtriets Columbia (in dem 
Waſhington liegt) das unbedingte Stimmrecht zu verleihen und 
verwirft das Amendement, daran die Bedingung des Leſens und 
Schreibens zu knüpfen. 

„Der Senat genehmigt mit 37 gegen 10 Stimmen einen Geſetzes⸗ 
entwarf zum Schub ber Neger in ben Südſtaaten, deſſen weſentliche 
Beſtimmungen folgende find: 


n 
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„Das Freebman’s Bureau (urfprünglih nur für Kriegszmede auf ein 
Jahr creitt) wirb prolongirt. Der Präfident theilt den ganzen Süden in 
zwölf ober weniger Dauptbdiftricte, für deren jeden er einen Commiſſär er⸗ 
nennt. Die Commiſſäre tbeilen ihre Departements wieder in Unterbiftricte, 
und feten für jeden einen Agenten ein. Das Kriegsminifterium bat ben Be: 
amten bes Bureau’s Lebensmittel, Kleidungsjtüde, Brennmaterial ꝛc. für Die 
arbeitslofen und nothleidenden Flüchtlinge und Emancipirten zur Verfügung 
zu ftellen. Der Präſident Tann von der Bundesdomäne in Florida, Miffifiippi 
und Arfanjas drei Millionen Acres Land ausiwerfen, wovon die Commifjäre 
Parcellen von je vierzig Acres zu mäßigem Zins an Neger verpachten, refp. 
verkaufen können. Die dur Militärordre bes Generals Sherman im Januar 
1865 den Negern an ber Küfte von Sübcarolina und Georgia angewiefenen 
Ländereien werben ihnen auf brei Jahre als freier Befik üßerlaffen. Die 
Commiiffäre folen Grundftüde zum Zweck der Subfiftenz bilfsbebürftiner 
Neger und Flüchtlinge erwerben, Waifenhäufer und Schulen bauen. In 
allen Fällen, wo’ den Emancipirten ihr Recht auf Arbeit,. die Erfüllung ber 
mit’ ihnen gefchloffenen Goritracte, Eigenthums- und Erbrecht, Rechtsſchutz, 
Sicherheit der Perfon ꝛc. vorenthalten oder geihmälert werben, ſoll der Prä⸗ 
fident ihre Beſchützung im Wege Friegsrechtlichen Verfahrens bewirken. Wer 
einen Emancipirten in Sclaverei ober unfreiwilliger Dienitbarfeit erhält, ober 

+" Bei ber Verhängung von Strafen einen Unterſchied zwiſchen Weißen unb 

. + Schwarzen macht, verfällt in 1000 Dollars Geldbuße und einjährige Ge: 

‚ fängnißftrafe. Ueberall wo ſolche Unterfcheidung gemadt wird, haben bie 
Beamten bes Freebman’s Bureau volle Gompetenz in ber Sade.” 


31. San. Die mericaniſche Stadt Bagdad ift von den Unionstruppen tie: 
der geräumt. General Weitzel muß in Folge gemeffener Befehle 
aus Wafhington das Gefchehene desavouiren und felber aus dem 

Dienſt ber Unton ausfheiden 


A. Febr. Das Repräfentantenhaus beſchließt mit 120 gegen 46 Stim⸗ 
men ein Amendement zur Bunbesverfaflung, dahin gehend: 

. „Die Repräſentanten werden unter die zum Bunde gehörenden Staaten 
"nad Maßgabe ber Zahl ihrer Einwohner, ausſchließlich ber nicht beſteuerten 
.(d. 5. in Stämmen lebenden) Indianer repartiıt, jeboch finb in denjenigen 

Staaten, welde das Wahlrecht aus Rückſicht auf Race ober Hautfarbe ver: 
fagen oder verfürzen, alle Individuen ber betreffenden Race oder. Hautiarbe 

von der Repräjentationsbafis auszufchließen.” u u 
re, Anm. Bisher wurbe die Zahl ber Repräfentanten, welche bie Sclaven: 
ſtaaten bes Südens in ben Congreß ſchickten, verfaflungsmäßig :;in ber Weiſe 
. berechnet, daß zu ber Zahl ber. weißen Bevölferung noch drei Fünftheile der 
‚Negerbevölferung Hinzugefügt ward. Nah bem Amendement ſoll bagegen 
- bie Zahl ber Repräfentanten der Sclavenflaaten, entweder wenn fie den Negern 
das Stimmrecht verweigern, vermindert und bloß nad) der Zahl ber weißen 

Bevölkerung berechnet, ober, wenn fie ben Negern bas Stimmrecht ertheilen, 
um jene bisher fehlenben zwei Fünftel’ ber Negerbevölkerung vermehtt und 
"nach der ganzen Bevölkerung eines Staates berechnet werben. 


9 „ Das NRepräfentontenhaus tritt dem Beſchluß bes Senates vom 
25. San. bez. Freedman’s Bureau mit unweſentlichen Mobificätionen 
bei und beſchließt mit 112 gegen 29 Stimmen, daß bie Beftim: 
mungen des jog.. Heimftättegefebes auf Das noch in ben Südſtaaten 
befindliche Domanialland (viele Millionen Acres) in der Weiſe aus: 
gebehnt werbe, daß von biefem Land jedes Familienhaupi, gleichviel 
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ob Weißer oder Neger, 80 Aeres gegen Entrichtung ber Vermeſſungs⸗ 
foften (im Ganzen 5 Dollars) in Befig nehmen Tönne, natürlid 
unter der Bedingung, daß es fih wirklich darauf anſiedle. 


19, Febr. Der Präfident Johnſon richtet eine Botſchaft an den Eenat, in 


20. 


21. 


21. 


22, 


ber er gegen den Beſchluß beider Häufer vom 1. und 9. Februar 
bez. Freedman's Bureau jein verfaſſungsmäßiges Veto einlegt. 

Die Botſchaft macht vorzüglich folgende Motive geltend: Das proponirte 
Sejeb würde dem Bund cine Menge auferorbentliher Functionen in den 
fouveränen Sübdjtaaten zumeijen, bie er früher nie geübt bat unb ber Ver: 
faſſung nach nicht ausüben fol und Tann. Es würde bie gewöhnliche bürs 
gerlihe Nechtöpflege ftören, den Bund zum Sculs und Armenverwalter mas 
chen, überdich „die Gemüther ber Gmancipirten in beftändiger Unruhe und 
gefpannter Erwartung erhalten, und für bie Weißen, unter welchen fie leben, 
eine fortwährende Quelle vager Befürchtungen fein’. Ter Bunb babe bie 
Sclaven für frei erflärt; aber welche Stellung fie im Gefellichaftscompfer 
der Eübftaaten einnehmen werden, Das gebe nur diefe und nicht den Bund 
an. Dian dürfe hofjen, daß die Nachfrage nach ber Arbeitsfraft der Neger 
diefen, wenn fie ordentlich und fleifig jeien, eine günjtige Behandlung Sei⸗ 
tens der Weißen fichern werde; aber was inner in biejer Beziehung geichehe, 
fei ausſchließlich Sache ber Südſtaaten ſelbſt. Schließlich erflärt der Präſi— 
dent dem Congreß geradezu drohend: „Der Geſetzentwurf ſei von einem Con⸗ 
greß angenommen worden, in welchen 1] Staaten gar Feine Vertreter hats 
ten. Ginen folden Congreß könne er gar nicht für competent haltın. Tie 
Pundesverfaffung gemwährleifte jedem Staat das Recht der Nertretung im 
Congreß; die Eübflaaten hätten, da ihre Scparationsbefchlüjfe ab initio null 
unb nichtig geweſen feien, niemals aufgehört, Staaten zu fein, und hätten 
baber auch volles Recht auf Vertretung. Dem Mangel einer ftaatliken Or: 
ganilation habe er, Johnſon, bereits abgebolfen, und ber Congreß babe fein 
Recht, jene Staaten als nod) nicht rehabilitirt anzujchen. Wenn das dennoch 
geichehe, fo müfje er als Kräfident, der ſich als den Erwählten der ganzen 
Station betrachte, die Anterefjen und Rechte ber nicht repräfentirten Staaten 
wahrnehmen und behüten.“ 

„ In beiden Häujern bes Congreſſes wird der Verſuch gemacht, 
das Veto des Präfidenten mit Zweidrittel-Majoritäten umzujtoßen. 
Am Repräjentantenhaus beichließen wirklich 137 gegen 33 Etinı: 
men, im Eenat dagegen nur 30 gegen 18 (12 Demokraten und 
6 Republifaner) Etimmen, auf dem PVejchluffe zu beharren. Das: 
felbe tjt daher vor dem Veto des Präfidenten gefallen. 

„n Tas Repräfentantenhaus beſchließt auf ben Antrag des Necon- 
ftructionsausfchuffes mit 109 gegen 40 Stimmen, daß fein Bürger 
der Südſtaaten als Mitglied des Gongrefjes zuzulaffen fei, bis ber 
Congreß die Vertretung diefer Staaten genchmigt habe. 

„ Die vereinigten Richter des höchſten Gerichtshofes beſchließen in 
Uebereinſtimmung mit der Theorie des Präſidenten Johnſon einſtim⸗ 
mig mit alleiniger Ausnahme des Präſidenten Chaſe, die während 
ber Rebellion unterbliebene Vornahme von Fällen aus den Süd—⸗ 
ftaaten mwieber aufzunehmen. 

» Feier des Mafhington-Tages. Präfident Johnſon hält eine Rede 
voll leidenſchaftlicher Invectiven gegen bie Maforität beider Häufer 
bes Congreſſes. 
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3. März Der Senat tritt dem Beſchluß des Repräfentantenhaufes vom 
21. Februar bez. Vertretung ber Südſtaaten mit 29 gegen 18 Stim: 
nıen bei. 


T. „ Das Repräfentantenhaus meist einen Antrag des Reconftructiong: 
comite'8 auf Wiederaufnahme von Tennefjee in die Union unter 
gewiffen Bedingungen an bas Comité zurüd, weil jene Bedingungen 
noch Feine genügende Bürgfchaft weber für die Treue gegen die 
Union, noch für den Schuß ber freigelaffenen Neger varböten. Eine 
Eingabe bed Gouverneurs von Norbcarglina wird mit 100 gegen 
37 Stimmen kurzweg zurüdgemwiejen, ba ber Kongreß biefen Staat 
noch nicht anerkannt habe. Ebenſo wird Cabetten aus ben Süd⸗ 
ftanten die Aufnahme in bie SKriegsihule von Weftpoint jo Yange 
verweigert, als jene Staaten nicht vom Congreß wieder in die Union 
aufgenommen jeien. | 


10. ,„ Bräfident Johnſon erklärt einer Deputation aus Kentucky, er 
werbe feinerjeits nicht zurückweichen. 

16. „ Mit diefem Tage gebt ber bisherige Neciprocitätsvertrag mit 
Canada zu Ende. 


Beide Häufer des Congreſſes nehmen, das Nepräfentantenhaus 
mit 109 gegen 38, ber Senat mit 30 gegen 7 Stimmen, einen 
Gefeßesentwurf an, der (unter gänzlicher Beifeitlafjung bes beftrit- 
tenen Negerwahlrehts) die pofitiven bürgerlichen Rechte, bie den 
Sclaven durch ihre Befreiung zu Theil geworben find, aufzählt und 
unter ben Schub der Bunbesgerichte ftellt: 

Nah F 1 find alle Bewohner der Ber. Etaaten, welche nicht einer frem: 
ben Macht unterthan find, ausfchlichlich ber nicht beteuerten Indianer, Bür⸗ 
ger ber Ber. Staaten; und folde Bürger ohne Unterichied der Hautfarbe 
und ohne Rückſicht darauf, ob fie früher Sclaven geweien, haben in jebem 
Staat und Territorium baffelbe Recht, Eontrafte abzufchließen und beren 
Erfüllung zu erzwingen, als Kläger, Beklagte, Parteien u. Zeugen vor Gericht zu 
ericheinen, perſönliches Cigenthum zu erben, Taufen, wmiethen, verkaufen, halten 
und übertragen und alle perjönlichen Eigenthumsrechte in bemjelben Maße 
zu genießen, wie weiße Bürger; ebenfo jollen alle benfelben Strafen unter: 
liegen und alle dem zumiberlaufenden Geſetze follen hiedurch aufgehoben fein. 
5 2. Wer Jemanden eines ber durch $ 1 garantirten Rechte, unter Berufung 
auf irgend ein anderweitige Geſetz ober Herkommen vorenthält ober Strafen 
auferlegt in Hinfiht darauf, daß er einmal Sclave geweien, ober wegen ſei⸗ 
ner Hautfarbe, verfällt in eine Geldbuße bis zu 1000 Dollars und eine 
Gefängnißftrafe Bis zu einen Jahre. F 3. Die Diftrictsgerichte ber Ber. 
Staaten, mit Ausſchluß ber Staatsgerichte, jind hinſichtlich aller Vergehen 
gegen biefes Gejeß competent und ebenfo in Gemeinjhaft mit ben Wanber: 
gerichten ber Ver. Staaten, hinſichtlich aller Civil: und Criminalfälle, bei 
welchen Perfonen betroffen find, welche ihre ihnen gemäß $ 1 biefes Gefetes zu⸗ 
ftehenden Rechte bei ben Staatss oder Rocalgerichten nicht erlangen können. 
Civil: und Griminalfälle gegen jolde Perſonen und alle aus biefem Geſetz 
und bem Gejeg über Etablirung des Gmancipationsbureau entipringende 
Fälle können auf Verlangen bes Beklagten vor dem Staatsgerihte vor das 
zuftändige Diſtricts⸗ oder Wanbergericht gebracht werben. Wenn auf ben be: 
züglichen Fall bie Ber. Stantengejeße Teine Anwendung finden, fo fol er 
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nach dem gemeinen echte behandelt werben, mit Berückſichtigung der in dem 
betreffenden Staate eingeführten Auslegung, fofern folche nicht mit der Con⸗ 
ftitution und ben Gejeten ber Ver. Staaten unverträglih if. G 4. Tie 
Bundesanwälte, Marihälle und Commiſſäre, die Beamten des Emancipationss 
bureau und aller fpeciel vom Präjidenten der Ver. Staaten dazu ermächtig⸗ 
ten Beamten, jollen Procefje gegen Jeden einleiten, welcher fi einer Ber: 
letzung dieſes Geſetzes fchuldig macht und wenn jene Beamten nicht ausreichen, 
jo jollen die Wandergerichte der Ber. Staaten und bie Obergerichte ber Ber. 
Staatenterritorien die Zahl der Commiljäre vermehren, bamit allen Perjonen 
die gleichen Rechte vor dem Gelege gefihert werden. GG 5 u. 6. Tie Bundes: 
comnuffäre follen mit ben Richtern der Wander: und Diftrictsgerichte der 
Ver. Staaten und ber Übergerichte der Ver. Staaten-Territorien gleiche Com⸗ 
petenz haben, Uebertreter dieſes Geſetzes zu verhaften und je nach Umftänden 
zum Proceß feitzubalten oder zu entlaffen; überhaupt jollen fie in allen aus 
dieſem Geſetz hervorgehenden Fällen diejelben Befugniffe Haben, bie ihnen 
binfichtlich ber Mebertretung anderer Geleße eingeräumt find, und Marſchälle 
ber Ber. Staaten haben ihren Anordnungen entiprechende Folge zu leijten, 
wibrigenfalls fie in eine Geldbuße von 1000 Dollars verfalle® welche ber 
Berfon zu Gute kommen, die in bein betreffenden alle der gefräntte Theil 
if. Auch können die Gommifjäre geeigneie Berfonen ernennen, um ihre Bes 
fehle zu vollfireden, und die jo ernannten Perfonen können eine Grecutiongs 
truppe (posse comitatus) aus den Bewohnern des betreffenden County aufs 
bieten, ebenjo die Land und Seemacht der Der. Staaten oder die Miliz. 
$ 7 ſetzt Geldbußen von 1000 Do. und Gelängnißitrafen von 6 Monaten 
auf jeden Miderftand gegen einen mit Ausführung dieſes Geſetzes beauftrag- 
ten Beamten. $ 8 beitimmt das a De über bie Sebühren der Beamten, 
weiche aus ber Bundeskaſſe zu bezahlen find. G 9. Wenn ber Präjident 
Grund zu ber Annahme bat, daß in irgend einem Gerichtsiprengel Vergeben 
egen biejes Geleß begangen werden oder zu erwarten fieben, fo fol er den 
unbesrichter, Marſchall und Anwalt anweiſen, fich fofort nach bem betreffen: 
ben Plate zu begeben, um bie Uebertreter bes Geſetzes zu verhaften und zur 
Strafe zu bringen. $ 10. Die Land: und Seemadt ber Ber. Staaten oder 
die Miliz oder irgend ein Theil berfelben leben dem Präfidenten ober feinen 
Bevollmächtigten zur Bolftredung dieſes Geſetzes jeder Zeit zu Gebote. 
F 11. Alle aus diefem Geſetz ſich erhebenden Streitfragen koͤnnen in höchſter 
Inſtanz vor die Supreme Gourt der Verein. Staaten zur Entſcheidung ges 
bracht werden. 


17. März. Gegenüber den drohenden Zurüftungen und Bewegungen der 
Tenier gegen Kanada ſchickt die Regierung Unionstruppen nad 
Buffalo. 


19. „ Eine Depeche des Hrn. Seward ertheilt dem IUnionsgefandten in 
Wien, Hrn. Motley, ben Auftrag, gegen bie Abficht der öſterr. Ne 
gierung, neue Werbungen für bie öfterr. Freiwilligentruppen in Mexico 
zu protejtiren und zu erklären 

„baß die Ver. Staaten bie von öfter. Unterthanen in Merico begangenen 
Teindfeligfeiten als einen Krieg zwifchen ber Repulik Merico und Oefterreich 
anfehen würden und ſich nicht verpflichten könnten, in biefem Falle neutrale 
Aufchauer zu bleiben.” 

27. „ Bräfident Johnſon legt gegen die fog. Civilrechtsbill vom 16. d. 
Mts. jein Veto ein. 


In ber Botſchaft an ben Senat, worin er bieß mittheilt, nennt er ben 
Geſetzentwurf verfaſſungswidrig, unnöthig, anomal in feinem Charakter , tes 
Rechten ber Staaten feindfelig und fügt Hinzu. „ER kit ie aus ÜRURR 
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an und heran, ob es eine gelunde Politit if, wenn 11 Staaten nicht im 
Gongreß vertreten find, die ganze farbige Bevölkerung und andere eine Aus: 
nabmeltellung innehabende Glafjen zu Bürgern der Ber. Staaten zu machen. 
Kann man vernünftiger Weije annehmen, daß 4 Mil. Neger, bie fo eben 
ber Sclaverei entriffen worden, bie eriorberlihe Befähigung zum Genuffe 
ber Privilegien des Bürgerrechts befißen, während gebildete Ausländer fich 
einer fünfjährigen Prüfung unterwerjen müflen, che fie Bürger werden? Die 
Ginzelnheiten des Eutwurfes drohen manche Uebelſtände. Der Unterfchieb 
der Race und Hautfarbe wird zu Guniten ber Farbigen gegen bie Meißen 
gewendet. Auf die allgemeine Regierung würbe burd) ein ſolches Geſetz eine 
Macht übertragen, welche das füderative Syſtem ber beihränften Gewalten 
zerftören und jede Schutzwehr der Einzelftaatsrechte nieberbrechen müßte ; ee 
wäre ein weiterer Schritt zur Gentralijirung und Goncentrirung der geſetz⸗ 
gebenden Gewalt bei der Wationalregierung. Die Folgen eines folchen Ge: 
ietes würden bie Erweckung des Geiſtes ber Mebellion, bie Hemmung des 
Fortſchritts jener Einflüffe fein, weile um die Staaten das Band ber Eini⸗ 
gung und bes Friedens ziehen. Ich erfenne bie Verpflihtung zum Schutze 
und gar Vertheibigung ber Neger, wo es Noth thut, bis zur vollfien Tray: 
weite der Verfaſſung an und werde dem Congreſſe zu allen Maßregeln, welche 
zur Wahrung der bürgerlichen Rechte befreiter Sclaven und aller Bewohner 
ber Vereinigten Staaten nötbig find, durch richterliches Vorgehen und 
unter gleihen und unparteiifchen Gefegen im Einklange mit der Verfaffung 
die Hand bieten.” 


4, April. Präfident Johnſon erläßt eine Proclamation, durch welche er 


die Rebellion ber Südſtaaten für beendigt erflärt und ale beendigt 
betrachtet wiſſen will: 


„an Erwägung, baß der Präfident ber Ver. Staaten zu verjchiebenen 
Malen In den Jahren 1861 und 1862 mehrere Staaten für im Aufftande 
befinblich erflärte und daß der Congreß im Juli 1861 Reſolutionen faßte, 
babin lautend, daß der Krieg lediglich geführt werde, um die Obergewalt ber 
Berfaffung aufrecht zu erhalten und die Union mit der Würde und ben Rechten 
ber Staaten unverletzt zn bewahren, und baß, ſobald dieſe Ziele erreicht, ber 


Krieg aufzuhören babe; in Erwägung, daß fein organifirter oder bewaffneter 


Widerſtand gegen bie Bundesautorität in den aufgeltandenen Etaaten mehr 
befteht und die betreffende bürgerlihe Unions= oder Staatsbehörbe dort bie 
Geſetze wieter zur Ausführung bringen kann, daß fih das Volk Ioyal verhält 


and einen Rechtszuſtand, wie er der durch die Aufhebung der Sclaverei vers 


änderten Sachlage entipridht, auf dem Wege der Geſetzgebung entweber ſchon 
herbeigeführt hat oder herbeiführen wird ; in Erwägung, daß, wie aus bem 
Ungeführten hervorgeht, e8 bes amerifantichen Volkes ansgeiprochene Willende 
meinung ift, daß fein Staat buch eigenen Willen aus der Union ausjcheiden 
kann und aljo jeder Staat in ihr zu verbleiben hat und einen integrirenden 


Theil von ihr bildet; in Ermägung, daß das Volf ber befagten rebelliichen 


Staaten, wie befagt, hinreichende Beweiſe feiner Ginftimmung in dielen höch- 
ſten Beichluß- der nationalen Einheit gegeben hat; in Erwägung, daß e8 ein 
Fundamentalfaß ber Staatsweisheit if, daß ein Volk, welches ſich empört 
hatte und nun befiegt und bezwungen ift, entweder fo behandelt werben muß, 
um es zu bewegen, freimillig wieder Freund zu werben, oder aber durch ab» 
folute militärifhe Gewalt fo unterworfen gehalten werben muß, daß es 
nimmermehr im Stande ift, als Feind zu ſchaden, welches letztere Verhalten 
aller Menſchlichkeit und Freiheit entgegen und ein Abſcheu ift; in Erwägung, 
daß die Verfafjung nur für conftitutionelle Gemeinweien als Staaten, nicht 
aber als Territorien, Depenbenzien, Provinzen ober Protectorate Beſtimmun⸗ 


10. 
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gen enthält; in Erwägung, baß folhe Staaten Traft der Verfaffung gleiche 
berechtigt und mit den übrigen Staaten in Bezug auf politifche Rechte, Frei» 
beiten, Würde und Macht auf gleichen Fuß geftellt find; in Erwägung, daß 
die Beobachtung der politilchen Gleichheit ein Princip des Rechts und ber 
Gerechtigkeit und dazu gefchaffen ift, um das Volk der bejagten Staaten, in 
feiner erneuerten Treue zu befeftigen und beftärfen; in Erwägung, baß fiehende 
Heere, militärifche Belegung, Kriegsrecht, Militärgerichte und Suspendirung 
der Habeascorpus-Acte in Friedenszeiten der öffentlichen Freiheit gefährlich, 
mit den Rechten der Perfonen unverträgli, dem Geilte der amerifaniichen 
Snftitutionen ganz und gar entgegen find und daher nur in Fällen ber Roth, 
wenn fie zur Zurüchveilung feindlicher Einfälle oder Unterbrüdung von Ems 
pörungen eingeführt werden, gerechtfertigt werben können; in Erwägung, 
daß die Politit der Bundesregierung vom Anfang bis zum Ente der Empö⸗ 
rung mit den genannten Principien in Webereinftimmung gewejen it: aus 
allen biefen Gründen erkläre ich ben Aufftand in Georgia, Nord: und Süd⸗ 
carolina, Virginia, Tenneffee, Alabama, Lonifiana, Arkanſas, Miffiffippi und 
Florida als beendet und als fortan fo zu betrachten.” 


. April. Die franzöfiiche Regierung erklärt durch eine Depeiche des 


Hrn. Drouyn de l'Huys ihrem Bertreter in Wafhington, Frankreich 
empfange bie DVerfiherung, daß die Ver. Staaten ihrem Verſprechen 
der Nichtintervention treu bleiben wollten, und finde darin hinrei- 
chende Garantie, um bie Zurüdziehung feiner Truppen aus Merico 
nicht länger aufzufchieben. Der Kaifer habe demgemäß beichloflen, 
daß diefelben Merico in drei Abtheilungen, im November 1866 und 
im März und November 1867, verlafen jollen. 


» Beide Häufer des Congreſſes ftoßen mit verfafjungsmäßigen Zei: 
britteldmajoritäten, der Senat mit 33 gegen 15, das Repräfentanten: 
haus mit 122 gegen 41 Stimmen, das Veto des Präfidenten gegen 
die Civilrechtsbill um, die damit Geſetz wird. 


„ Beide Häufer des Congrefjes verftändigen ſich über ein Geſetz 
bez. Converfion der ſchwebenden Schuld (Zins: und Zinjeszins: 
Schatzſcheine, 7%,procentige Interimsſcheine und Schuldcertificate) in 
Gprocentige Fünf-Zwanziger. Diefes Gefe bezeichnet zugleich bie 
Grenze, bis zu welcher der Congreß die Valuta georbnet haben 
will. Es ermädtigt den Finangminifter nur innerhalb ber nächiten 
ſechs Monate 10 und in jedem folgenden Monat 4 Millionen Re 
gierungspapiergeld zu convertiren — in einem Jahr aljo nicht mehr 
als 34 Mill. oder etwa 8 Proc, des gefammten Volumens, 


„ Der Kriegsminifter Stanton erflärt, die Proclamation des 
Präfidenten vom 4. d. M. annullire keineswegs die Fortdauer bes 
Kriegsrehts in den Südftaaten, indem er ben Beamten bes Freed⸗ 
man's Bureau bie Drdre ertheilt, fi nad wie vor auf bas Kriege: 
gefeß zu flüßen, weil nad ber eigenen (frübern) Interpretation 
Johnſons das Frebman’s Geſetz noch ein Jahr von Erlaffung ber 
Proclamation über die Beendigung bes Krieges in Kraft bleibe. Der 
Präfident desavouirt ben Kriegsminifter nicht, 


W 
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16. April. Hr. Seward richtet eine neue dringende Dep. an Defterreich 
gegen weitere Anwerbungen für Merico. 


1. Mai. Der KReconftructionsausfhuß legt dem Congrefle einen Plan 
bez. der Wiederaufnahme des Südens in bie Union vor als Zuſatz 


zur Bunbesverfaflung. 

Der Hauptpunft desſelben geht babin, baß die früheren Rebellen bis zum 
4. Juli 1870 keinen Antbeil an der Erwählung bes Bundescongreifes und 
bes Bräfidenten baben und ben Häuptern ber Rebellion Jefferſon Davis, 
Stephens, Lee u. |. w., bie Mühlbarfeit zu Bundesämtern als einzige Strafe 
für ihr Verbrechen für immer entzogen werben fol. Dagegen ſoll ben Re: 
bellen die Theilnahme an ber communalen Selbftverwaltung in den einzelnen 
Staaten geftattet werden; zu Stautsgouverneuren und Geleßgebern in ben 
einzelnen Staaten follen fogar bie ehemaligen Hänpter der Rebellion gewählt 
werben können. Die Zulafjung ber Vertreter des Südens in ben Congreß 
wird abhängig gemacht von ber Ratification eines Zuſatzartikels zur Bundes: 
verfaffung, welcher bie folgenden wichtigen Beſtimmungen enthält: 1) Nolle 
Bundesgarantie für bie bürgerlichen Nechte aller Bundesbürger gegenüber ber 
Particulargefeggebung. 2) Bafirung der Repräfentation von Staaten im 
Bund auf bie Zahl desjenigen Theil der Bevölkerung, deſſen volljäßrige nicht 
wegen Verbrechen entrechtete männlihe Witglieder das Wahlrecht haben. 
3) Unbedingtes Verbot der Uebernahme der zum Zweck der Rebellion contra= 
birten Schulden durch Einzelftaaten oder den Bund, und ebenfo unbebingte 
Desavpuirung jeder Abficht jemals Geldentihädigung für ben Berluft der 
Sclaven zu forbern. 


Anm. Als Zuſatz zur Bundesverfaffung ift ber Antrag dem Veto bes 
Vräfidenten entrüct, bagegen bedarf er, ſelbſt wenn er von beiden Häufern 
des Congreſſes angenommen wird, noch verfafjungsmäßig der Zuftimmung 
von brei Biertheilen der Einzelftanten, wobei e8 zweifelhaft bleibt, ob bafür 
fämmtlihe Staaten in Rechnung zu ziehen feien oder nur die Bundesgetreuen 
mit Ausnahme der Sübftaaten, jo lange biefelben noch nicht wieder zum 
Congreſſe zugelafjen feien. 

vn Gräßlihe Negermebelei in Memphis. Aus der unbebeutendften 

Veranlaſſung werden bajelbft 8 Kirchen und Eulen für Neger 

und viermal foviel Wohnhäufer verbrannt, viele werben bemolirt, 

38 ſchwarze Männer, Greije, Frauen und Kinder aufs fcheußlichite 
ermordet. 


3. „ Beide Häufer des Congrefjes beſchließen die Aufnahme des Ter⸗ 
ritoriums Colorado als Etaat in den Bund, das Repräſentan⸗ 
tenhaus mit 80 gegen 55 Stimmen, nachdem ein Amenbement, bie 
Aufnahme von der Ertheilung bes Stimmrechts an bie Neger ab: 
hängig zu machen, mit 95 gegen 36 Stimmen verworfen worden 
war. 


4, „ Beide Häufer bes Congrefjes genehmigen das fog. Habeas⸗Corpus⸗ 
Geſetz, das bie Beamten und Offiziere des Bundes im Süden gegen 
bundesfeindliche Richter ſchützen fol und ferner troß heftigen Miber- 
ftandes der Demofraten das ſog. Appropriationsgefeg für bas 
Freedman's⸗Bureau mit 11 Mill. Dollars, 
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Der Senat fügt dem Appropriationsgefeb für das Poſtweſen 
einen Paragraph bei, der den Präfidenten an ber Verfolgung poli: 
tifcher Gegner unter den Beamten verhindern fol, indem hienach 
fein Bunbesbeamteter Gehalt empfängt, der nit vom Senate be 
ftätigt ijl. 

5. Mai. Die gefebgebende Verfammlung von Tenneſſee erläßt ein Geſetz, 
wodurch allen an ber Rebellion Betheiligten das Stimmredt in bie- 
ſem Staate entzogen wird, 


10. „ Das Repräfentantenhaus nimmt den Antrag bes Reconftructiong: 
ausfchuffes vom 1. d. M. mit 128 gegen 37 Stimmen aı. 

„» » Die Grand Jury von Norfolk, der Bundesgerichtsiprengel, in 
dem die Feſtung Monroe liegt, beichließt die Criminalflage (indict- 
ment) gegen Sefferfon Davis wegen Hochverraths. 

15. „ Der Präfident Johnſon Tegt fein Veto gegen bie Aufnahme 
Golorados als Staat in die Union ein. Der Senat macht feinen 
Verſuch, das Veto umzuftoßen, bezeugt jedoch dem Präfidenten feine 
Nichtachtung, indem er fich vertagt, ohne nur die Botſchaft desjelben 
anzuhören. 


41. Juni. Mißlungener Fenierputſch gegen Canada: Fenierhaufen bringen 
über bie Grenze und befegen ein Dorf Namens Erie, gehen aber 
am 3. d. Mis, wieder zurüd und werben von den Unionsbehärben 
verhaftet. 

2. „ Der Senat nimmt den Antrag des Reconſtructions-Ausſchuſſes 
vom 1. Mai auch feinerfeitS an, doch mit bem Zuſatze, daß diejeni- 
gen Rebellen, welche früher ein Amt inne gehabt und troßbem ſich 
der Rebellion angefchloffen haben, ferner Fein ſolches zu bekleiden 

fähig fein follen. 

7.,„ Präſident Johnſon erläßt eine Proclamation gegen die Unterneh- 
mungen ber Yenier wider Canada. 

16. „ Das Repräfentantenhaus tritt dem Zuſatze bes Senates vom 
2. d. M. zum Reconftructionsbejchluffe bei. 

23. „  Bräfident Johnſon, der verfaffungsmäßig gegen den Reconftructions- 
beſchluß beider Häufer bes Kongrefjes als Zufag zur DBerfaflung 
fein Veto einlegen Tann, richtet wenigftens eine kurze Mittheilung 
an biefelben, um ſie zu benadrichtigen, daß er ein Widerſacher des 
angenommenen Planes fei und fich bemühen werbe, die Ratification 
besfelben durch drei DViertheile der Einzelſtaaten zu verhindern. 

— uni. Um den Präfidenten Johnſon gegen bie Majorität des Con: 
grefies zu flüßen, beruft bie Kleine Fraction Raymond (Newyorker 
Times), die bereit von der republifaniihen Partei abgefallen und 
zu Johnſon übergetreten iſt, auf ben 14. Auguft eine „National: 
convention ber nationalen Unionspartei" nad Philadelphia, in ber 
Hoffnung, einen weſentlichen Theil ber republifanifchen Vortei sk 
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ihre Seite binüberzuziehen und mit berjelben eine neue britte Partei 


zu ftiften. 

Ter Einladung iſt zugleich ein Programm beigefügt, befjen Hauptjäße 
dahin gehen: „Sonderredhte der Staaten find das Fundament des Bundes: 
rechtsverbandes. Um die Einzelftaaten in ihren Rechten, ihrer Würde und 
ihrer Gleichſtellung zu ſchützen, ift ber Krieg geführt worden. Es ift Res 
bellion, die Vertreter einer Anzahl Staaten aus dem Eongreß auszuſchließen. 
Wenn der Bund fih auf irgend eine Weife in bie geheiligten häuslichen An: 
gelegenheiten und eigenthümlichen Einrichtungen ber Einzelftaaten einmilcht, 
jo iſt das eine ruchlofe freiheitsmörderiſche Revolution”. Das find bie 
Hauptfäge bDiefes Progranıms, in welden man unzweijelhaft wiederum 
bie Fundamentalſätze, auf denen die Nebellion berubte, erkennen muß. 
Außer einer flüchtigen und trodenen Bemerkung, daß die Schaverei nicht 
wieder eingeführt werden folle (ohne daß zugleih das Necht des Bundes 
folde Wiedereinführung zu verhindern gewahrt worben wäre), enthält das 
Programm fein Wort von den Rechten der Bürger, ober gar der durch ben 
Krieg zu Bürgern erhobenen ehemaligen Eclaven, Fein Wort von ben Pflich⸗ 
ten der Ginzelftanten gegen den Bund, oder gar von einem Recht, melcdes 
ber Bund durch Befiegung ber ihm untreu gemworbenen Staaten über dieſe 
erlangt hätte. Er verberrlicht ausichließlich bie Nechte, die Würbe und reis 
beit der Staaten wider alle Eingriffe der Gentralgewalt in dieſelben. 


21. Suli. Auf bie telegraphifche Nachricht, daß die Legislatur von Tenneffec 


25. 


das Amendement zur Berfaffung angenommen habe, wirb troß ber 
Abmahnung vor folcher Ueberftürzgung von beiden Häufern des Eon- 
grefles beichlofen, daß „bie practifchen Beziehungen zwiſchen biefem 
Staate und ber Union wieberhergejtellt find und derſelbe wieder zur 


Deriretung im Congrefje berechligt ift.“ 

Die Einleitung zu dem Beihluß ſucht die Theorie zu falviren, bie der 
Politif des Congreſſes zu Grunde liegt, indem fie jagt: „Da Tenneffee nur 
durch Zuſtimmung ber gelebgebenden Gewalt des Bundes reftituirt werben 
fönne, und da es durch Ratification des vom Kongreß vorgelchlagenen Zuſatz⸗ 
artifel8 zur Bundesverfaflung Bürgichaft für feine Ioyale Gefinnung gegeben 
babe, jolle es auf biefe Gründe hin wieder zum Gongreß zugelaffen werden“. 

Thatfächlich ift bie Legalität des Beichlufjes ber Legislativen von Tenneffee 
eine zweifelhafte. Das Abgeordnetenhaus von Tenneſſee fol aus 84 Mit: 
gliedern beftehen (zur Zeit find nur 72 Stellen bejegt) und zwei Trittel 
biervon (56) find eine beijhlußfähige Zahl. Die bemofratiihe Minderheit, 
vom Präjidenten Johnſon ermuntert, verhinderte zwei Wochen lang durch 
Abfentirung das Auftandefommen einer beichlußfähigen Zahl. Durch ftrenge 
Ausübung der Disciplinargemwalt, welche in Amerifa den gefeßgebenden Kör⸗ 
pern zuileht, gelang e8 zwar, dann 56 Mitglieder zufammenzubringen; von 
biefen zeigten fich aber zwei fo wibderwillig, baß fie in Gewahrſam des Quä⸗ 
flors in einem Nebenzimmer des Situngsfanls gehalten werden mußten. 
Das Dan aber entjchied, daß fie gleichwohl, und unbeichabet ihrer Weigerung 
mitzuftimmen, als „anweſend“ mitgezäglt werden follten, Tie Abftimmung 
ergab dann 43 fiir und 11 gegen die Ratification,, der Vorfiger aber (jelbit 
ein Anhänger Zohnfons) weigerte ſich ben fo gefaßten Beichluß zu beglaubi- 
gen. Er ward fpäter zum NRüdtritt genöthigt, und fein Nachfolger beglau⸗ 
bigte das Protocol ; doch ehe das gejchah, hatte fchon ber Gouverneur des 
Staats, Brownlow, ein leidenfchaftliher Republikaner, an den Congreß teler 
graphirt und ihm bie Natification als erfolgt angezeigt. 

„ Der Präfident entgeht der ihm gejtellten Alternative, eniweder 
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bie in dem Zulaffungsbefhluß von Tenneſſee enthaltene Theorie be- 
ftätigen oder durch fein Veto biefen feinen Heimathsſtaat ausfchließen 
zu müfjen, einfad dadurch, daß er ben Beſchluß zwar unterzeichnet, 
aber in einer Botſchaft, geftüßt auf die inzwiſchen befannt gewordene 
Art, wie der Beſchluß der Legislativen von Tenneffee zu Stande 
fam, erflärt, 

„baß er damit Feineswegs die Motive des Beſchluſſes gutheißen wolle. 
Meder jei er bev Meinung, daß c8 zur Neftitution des Staats einer Mits 
wirfung des Congrefſes bebürfe, noch geftehe er die Thatfache zu, daß Tens 
nefjee den Zuſatzartikel ratificirt habe. Er unterzeichne ben Beihluß nur, 
um wenigitens einem Staat wieder zu feinem Recht zu verbelfen, bas ber 
Congreß fo freventlich verfürzt habe ꝛc.“ 

26. Juli. Das Repräfentantenhaus beichließt einftimmig die Aufhebung bes 
alten Neutralitätsgejeges von 1818 und die Einführung eines neuen, 
welches dem Belieben amerikaniſcher Bürger in ber birecten ober in⸗ 
birecten Unterftügung Triegführenber Theile jo wenig als möglid Hin: 
dberniffe in ben Weg legen joll. 


28. „ Der Congreß vertagt fi bis zum December. 

30. „ Neue gräßliche Negermegelei in Neworleans. Connivenz des Prä- 
ſidenten Johnſon. Bericht des dort commandirenden Gen. Sheri: 
dan gegen bie Urbeber. 


1. Aug. Der Präfident entläßt ben bisherigen Minifter des Innern, 
Harlam und ernennt an feine Stelle Browning, ferner ben Gen. 
Grant zum Generalifjimus, den Gen. Sherman zum Generallieu: 
tenant der Ber. Staaten. 


44—16. „ Demofratifhe Convention (Parteiverfammlung) in Phila⸗ 
belphia. Die ärgiten Vertreter der ehemaligen Rebellenpartei find 
nicht erfähienen; dagegen find fo ziemlich alle Staaten ber Union 
vertreten. Bon ber Bildung einer neuen. Partei wird thatſächlich 
Umgang genommen, vielmehr ein rein bemofratijches Programm auf: 
geftellt und werben alle Gleichgefinnten aufgefordert, bei den Wahlen 
zum nächſten Congreß (im Herbſt) nur für folde Candidaten zu 
ftimmen, die fi) zu bdiefem Programm befennen würden. 

Das Programm ift nicht minder bedeutungsvoll durch Das, was es ver⸗ 
ſchweigt, als dur) das, was es fagt. Es ſchweigt gänzlich über bie ben 
Bürgern, refp. den von ber Nation dazu gemachten Negern, zu fihernden 
Rechte, und legt dafür ben ſtärkſten Nachdrud auf das Recht der Staaten 
(b. 5. der fiimmberechtigten weißen Bewohner des Südens, bie in mehreren 
Staaten bie Minorität bilden), mit ihren Einwohnern zu machen, was fie 
wollen. Es läugnet in abftracter Weile das Recht eines Einzelſtaats, ſich 
vom Bunde loszureißen, fchweigt aber ganz über bie Frage, ob nicht über 
einen Staat, der ſich troßdem thatſächlich losgeriſſen bat, ber Bund neue 
Rechte erhalte. Es behauptet, daß, da alle Staaten (nicht bie Menſchen) 
„gleichberehtigt” feien, das Recht der Sübftaaten auf Vertretung im Bundes⸗ 
congreſſe, troß ihres eigenen Verzichts darauf, niemals erloſchen fei, und daß 
es, in bem Moment, wo bie Rebellen ihre Waffen nieberlegten und ſich ber 
Bundesautorttät fügten, wieber in volle Kraft getreten . ER wett 
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jeben Verfuch, die Ausübung dieſes Rechte an vom Gongreß geftellte Bedin⸗ 
gungen zu knüpfen als eine Rebellion, die in gleicher Kategorie ber Vermerf: 
lichkeit mit ber Seceſſion ftehe und bezeichnet jeden Verſuch, bem Bunde 
die Dispofition über das Wahlrecht zu geben, als ein frevelhaftes Attentat 
auf das widhtigfte Sonderrecht ber Ginzelftaaten, ganze Claffen ihrer Bevöl⸗ 
terung rechtlos zu machen. Es erffärt zwar, baß bie Geldverbindlichkeiten, 
welche die Republik behufs Unterbrüdung der Rebellion eingegangen ift, bei- 
fig gehalten werben follen, erwähnt aber mit Feiner Silbe die moralifchen 
Berpflichtungen, welche bie Nation durch Abſchaffung der Sclaverei gegen bie 
Neger übernommen bat. Cs fiht bie Befugniß eines Congreſſes, in welchem 
nicht alle Staaten vertreten feien, zur Proponirung von Berfaffungsamenbe: 
ments an, verſchweigt aber, daß bie Verfaffung eine einfache Majorität ber 
Bertreterzahl aller Staaten für einen beſchlußfähigen Congreß erflärt, und 
baß der Verfaffung zufolge ber Congreß noch niemals beichlußunfähig gewe⸗ 
fen iſt. Trotz jenes Competenzbedenkens erflärt es bie Sclaverei für abge: 
ſchafft, knüpft aber daran nicht eine Verwahrung gegen bie Wiedereinführung 
des Wefens bderfelben, ſondern nur bie Behauptung, daß das Volk bes Sübens 
folhe Wiedereinführung nicht wünſche. Es feiert zum Schluß Hm. Johnſon 
als Reiter der Republik, ohne fi darüber zu erffären, ob die bemofratiiche 
Partei ihn für 1868 zu ihrem Ganbibaten bei ber Präfidentenwabl zu ma⸗ 
den gebenfe. 


17. Aug. Eine PBroclamation des Präfidenten erflärt das Decret des meri- 


18. 


29. 


canifchen Kaifers Mar, der Matamoras, nachdem es in die Hänbe 
ber Juariſten gefallen, in Blokadezuſtand erklärt, für ungültig. 
Kriegsichiffe gehen an den Rio grande ab, um die Blokade that: 
ſächlich zu verhindern. 

„  Bräfident Johnſon empfängt eine Deputation der Parteiverfamm- 
ung von Philadelphia und bezeichnet in feiner Antwort den Con⸗ 
greß unummwunden als „eine Körperfchaft, welche fih für den Con: 
greß der Vereinigten Staaten ausgibt, ohne irgend ein Recht auf 
biefe Bezeichnung zu haben“, als ein „ftörendes und zerfeßendes 
Element", welches „das einzige und wichtigfte Hinderniß für bie 
volle Wicberherftelung bes alten Rechtszuſtands“ bilde, und fügte 
mit einem bebeutfamen Hinblid auf den neben ihm ftehenden Gen. 
Grant hinzu: „Unfern braven Soldaten, die im Felde fo unver: 
gängliche Xorbeeren errungen haben, Tiegt noch eine größere und 
wichtigere Aufgabe od. Wir rechnen jetzt auf ihre Hülfe bei unſerm 
Bemühen, ben dauernden Frieden auf Grund des alten Rechts- 
zuftands allen Etörefrieden zum Trotz herzuſtellen“. Die öffentliche 
Meinung will darin die Ankündigung eines Staatsjtreiches erbliden. 
„  Präfident Johnſon beginnt eine Runbreife durch einen Theil ber 
nörblihen Staaten, die fi) bald als MWahlreife behufs einer Ein: 
wirkung auf bie bevorſtehenden entſcheidenden Herbſtwahlen (in ben 
Congreß) geftaltet. 


3—6. Sept. Verſammlung bunbesgetreuer Südländer in Philadelphia. 


Diefelbe ift einftimmig in ber DVerbammung der Reactionspolitif 
Johnſons, geht dagegen über die Frage des Negerſtimmrechts aus- 
einander, indem bie Vertreter der jüblichften Staaten, Luiſiana und 
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Teras, ſich für, diejenigen der nörblicheren Staaten dagegen, Pir- 
ginien und Norbcarolina, fi gegen daffelbe erklären. Die Ber: 
ſammlung beſchließt, eine Anfpradhe an die Nation gegen ben Brä- 
fidenten zu richten: 


„Als Berireter von 8 Mill, ameritanifchen Bürgern wenden wir uns um 
Hülfe und Schuß an unfere Freunde und Brüder in ben Staaten, welden 
bie Gräuel der Rebellion und die unmittelbaren Leiden des Kriegs eripart 
geblieben find... Mir treten vor euch als Ichendige Zeugen der Leiden 
und PVerfolgungen, benen wir autgefett find... Unerwarteter Treubruch 
auf Seiten des höchſten Anıts, welches ein Unglücksfall einem Mann gegeben 
bat, der Graufamfeit mit Undanfbarkeit vereint, Verbrecher begnabigt unb 
Unſchuldige ächtet, bat das vorher faſt erlofchene Rachegefühl der befiegten 
Verſchwörer von neuem angefadht, und nun fuchen dieſelben Rebellen, die 
vorher bereit waren, alles zu opfern, um ihr Leben zu vetten, uns dem blu: 
tigen Grab zu weihen. Wo wir einen Beichüter erwarteten, haben wir einen 
Verfolger gefunden. So unfers Vorfümpfers beraubt, wenden wir uns an 
euch, die ihr die Macht Habt, Präfidenten zu Schaffen und Verräther zu bes 
ftraien. Unfere legte Hoffnung beruht nächſt Gott auf der Einheit und 
Teftigfeit der Staaten, die Abraham fincoln erwählten und Sefferfon Davis 
ftürzten. Mir können die uns angethanen Unbilden nicht befjer fennzeichnen, 
al8 indem wir erflären, baß, feit Andrew Johnſon fih mit feinen frühern 
Berleumdern und unfern nnverföhnlichen Feinden verbunden, feine Pad mit 
eiferner Schwere auf jedem wahrhaft loyalen Mann im Süden gelaftet bat. 
Nachdem er jeine eigenen Mittel zur Wieberberftelung der Union aufgegeben, 
hat er zu den Waffen von Verräthern gegriffen, um die Patrioten niederzu⸗ 
jhmettern. Nachdem er erflärt bat, daß nur loyale Bürger fortan im Süden 
regieren follen, hat er die Herrihaft den Verräthern übergeben. Jeder ächte 
Untonift im Süden, welcher feft zu den von Johnſon im Jahr 1861 und 
noch 1865 abgelegten Gelöbniſſen fteht, ift geächtet worden. Während er 
nicht einen einzigen hervorragenden Hochverräther beftraft hat, obichon ihrer 
Tauſende den Tod verdient hatten, find feit der Uebergabe Lee's mehr als 
taufend treue Bundesbürger im Süden ermorbet, und nicht in einem einzigen 
Fall find die Mörder zur Strafe gebracht worden... . In jedem (üblichen 
Staat hat feine „Rolitit* die unbeilvollften Wirkungen in gejellichaftficher, 
fittliher und ftaatlicher Beziehung gehabt. Sie bat die heimgefehrten Mes 
bellen in Maryland, Mifjouri, Weftvirginien und Tennefjee ermuthigt, einen 
neuen Bürgerkrieg anzudrohen, wenn nicht die Patrioten, bie biefe Staaten ret⸗ 
teten, fich ihren frechen Sorderungen fügen. Sie hat neue Eutfremdung zwifchen 
ben beiden Landestheilen bewirkt und durch Behinderung ber Auswanderung 
nad dem Süden eine neue Schranfe des Verkehrs zwiichen dem Norden und 
Weiten errichtet. Sie hat ben’ Nebellenfoldaten geftattet, bie Lehrer von 
Negerſchulen zu verfolgen, und die Kirchen nieberzubrennen, in welden bie 
Freigelajfenen zu ihrem Gott beteten. Daß ein jo barbarifches Syitem in 
dem gräßlichen Gemetel zu Memphis und bem noch jcheußlicheren zu News 
Drleans gipfeln mußte, war fo natürlih, wie daß die Lehren Galboun zu 
einem verheerenden Bürgerkrieg führten. Für alle bieje namenlofen Grau⸗ 
ſamkeiten ift Andrew Johnſon verantwortlih, und wie er fie hervorgerufen 
bat, fo rechtfertigt er fie und zollt ihnen Beifall.” 


— Sept. Die erften Wahlen in ben Kongreß zeigen die ungeſchwächte 
Kraft der republ. Bartei und der bisherigen Majorität des Congrefies. 
Die Candidaten derſelben geben meift mit wefentlich größerer Stim- 
menmehrheit als das letzte Mal aus der Wahlurne hervor. 


15. „ Fortſetzung der Rundreiſe des Präſidenten. Derſelbe henimmt 
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ſich immer taftlofer, befonders in Cleveland, wo er fi in einer 
Bolfsverfammlung mit einem Unbelannten berumzanft. Die ihm 
bisher Feineswegs ganz ungünftige Stimmung im Norben beginnt 
in Folge der Berichte über feine Reife ſichtlich umzuſchlagen. 


19. Sept. Zwei der größten Blätter von Newyork, die „Newport Times“ 


Ende 


und der „Newport Herald", bisher entfchiebene Anhänger des Prä- 
fidenten, gehen zur republikaniſchen Partet über. 

„ Die in Philadelphia verſuchte Parteicombination fällt gänzlidy 
auseinander. Der Chef der abgefallenen Republifaner Henry ©. 
Raymond conftatirt e8 in einem offenen Brief, in bem er auf eine 


Candidatur für den nächſten Congreß verzichtet. 

Raymond gefteht das „gänzliche und eclatante Miplingen“ feines Bor: 
habens ein, welches Vorhaben darin beftanden habe, „bem Lande die Eintracht 
und ben Frieden wiederzugeben.“ Er beſchwert ſich bitter über die Treulofig- 
feit der Demokraten, die, anftatt fich unter „neuen Führern“ zu reorganifiren 
(b. h. ihn als Führer anzuerkennen) und ibre alten Sünden abzuſchwören, 
lediglich wieder in ihr altes Parteigeleife eingelenkt haben, und biejelben 
Grundſätze, von welchen das Volk fih mit Abſcheu und Eutrüftung abgewen= 
bet habe, wieder zur Richtſchnur ihrer Politif machen. Hr. Rayınond gibt 
unter folden Umſtänden ben Verſuch, eine loyale, „conferpative” Partei ins 
Leben zu rufen, auf, und erklärt, daß er fortan wieder fein Glück bei ben 
Republifanern verfuchen, fürs erfte aber wegen etwaiger „Vorurtheile” , Die 
gegen feine edlen Abfichten beitehen möchten, in den Schatten treten wolle. 


9. Det. Wahlen zum Congreß in den Staaten Pennfylvanien, Ohio, 


Indiana und Jowa. Gieg ber republifaniichen Partei: es werben 
48 Republikaner gewählt gegen 12 Demokraten (bisher 47 Repu- 
blifaner gegen 13 Demofraten). 


6. Nov. Wahlen zum Congreß in 12 weiteren Etaaten. Die Republi- 


8. 


kaner behaupten überall bie entſchiedene Oberhand: es werben ge= 
wählt 68 Republifaner gegen 23 Demokraten. Nur in Delaware 
und Maryland find die Wahlen bem Präfidenten einigermaßen 
günftig. 

„ Der Oefandte der Union in Paris, Hr. Bigelow, berichtet, daß 
die franzöfifhe Regierung ihr Programm abgeändert habe, und nicht 
por Frühjahr mit der Zurüdziehung ihrer Truppen aus Merico be: 
ginnen wolle; doch habe der Kaifer Napoleon verfihert, daß Mari: 
milian von ihm feinen Mann und feinen Dollar mehr erhalten 
jolle, und endlich hinzufügt, daß, wenn Marimilian glaube, fi al- 
lein behaupten zu können, Frankreich feine Truppen nicht vor Ablauf 
der von Hrn. Drouyn be l'Huys ausbebungenen Frift zurüdziehen 
werde; für den Fall aber, daß Marimilian abzubanfen geneigt wäre, 
was das Befte fein würde, fei General Caftelnau beauftragt, eine 
Regierung ausfindig zu machen, um Betreff des Schubes ber fran- 
zöſiſchen Intereſſen mit ihr zu unterhandeln und ſodann die ganze 


Armee im Frühjahre nach Haufe zu bringen. 
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8. Nov. Der mericanifche General Ortega, Gegenpräfident gegen Juarez, 
wirb von den Unionsbehörben in Brazos de St. Jago verhaftet. 

10. „ Der Gefanbte der Union bei Juarez, Campbell, geht in Beglei⸗ 
tung des Gen. Sherman von Newyork nach Mexico ab. 

23. „ Die Unmionsregierung erflärt ſich im einer Depeſche an ihren Ver⸗ 
treter in Paris mit der neuen Dispofition ber franzöfiichen Regie: 
rung bez. der Räumung Merico’8 fehr unzufrieden: 

- Sagen Sie Herrn Mouftier, daß die jetzt zuerit erfolgte Anfünbis 
gung von der Hinausfhiebung bes auf November beiprochenen Abzuges bes 
erften franzöj. Detachements aus Merico von unjerer Regierung mit Ueber: 
ralhung und tiefem Bedauern aufgenommen worben ift, um fo mehr, .ba ber 
Kaifer eine vorherige Beſprechung mit den Ver. Staaten oder auch nur eine 
Andeutung nicht für nöthig erachtet hat. Wir können ung nicht damit eine 
verjtanden erklären, denn erſtens ijt die Zeitangabe „im näditen Frühjahr“ 
für bie völlige Räumung Merico's unbeftimmt; zweitens haben wir jest dem 
Eongreffe und dem amerifanishen Volke für die Rinmung im Frühjahr keine 
beſſere Bürgſchaft zu bieten, als, wie es ſich nun herausſtellt, vorher für ben 
Rückzug eines Detahements im November; drittens Haben wir, indem wir 
uns auf eine mindeftens bucditäblihe Erfüllung der kaiſ. Zujage verließen, 
Ion unfere Maßregeln getroffen, um zugleih die erwartete franzöſ. Räus 
mung und bie Wiederherftelung des Landfriedens und der verfallungsmäßigen 
Autorität durch bie republifaniihe Regierung vor Mierico au erleichtern. 
Au find zu dem Ende unſer neuernannter Geſandter Campbell und ber 
Generaliientenant Sherman nad) Merico abgegangen, um mit dem Präfiden: 
ten Juarez zu beratbichlagen, Schritte, von welchen bie hieſige franzö ſiſche 
Geſandtſchaft jedesmal ſofort in Kenntniß geſetzt wurde. Der Kaiſer wird 
einfehen, daß wir Hrn. Campbell nun nicht mehr zurückberufen, noch auch 
feine Inſtructionen abändern Fönnen, auf Grund beven er gegenwärtig viels 
leiht ſchon mit ber tepublifanifchen Regierung von Merico unterbandelt. 
Leßtere wünſcht felbftverftändlih dic chefte und vollſtändige Endigung ber 
feinbliden Occupation. Daher wollen Sie ber kaiſ. Regierung Mitteilung 
machen von ber. erniten Hoffnung des Vräfidenten, daß die Räumung Merico’s 
in dem engften Anfchlufje an die vorhandene Ucbereinfunit, ben die nunmeh⸗ 
rigen Verhältniſſe noch zulaffen, ausgeführt werde. Hr. Campbell wirb von 
ber Sachlage unterrichtet werden, und die Truppen ber Ber. Staaten werben 
angewielen, in jedem Falle ihre Beiondern Befehle vom Präfidenten zu gewärs 
tigen. Dies gefhieht in ber Zuverjicht, daß der Telegraph oder Die Pott uns 
in angemefjener Frift einen befriedigenden Entſchluß des SKaifers in Bezug 
auf den Zwed biejer Note melden wird. Die Ver. Staaten wünfcen, indem 
fie auf Merico's Wohl bedacht ſind, zugleich nichts ernſtlicher, als Friede und 
Freundſchaft mit Frankreich; und der Präſident bezweifelt nicht, daß die lei⸗ 
der in Frankreich getroffene Abänderung ohne Ahnung der Verlegenheiten, 
bie fie bier bereiten muß, und ohne eine Abſicht, die franzöf. Truppen über 
ben urfprünglich verabrebeten Zeitraum von 18 Monaten hinaus in Merico 
zurüdzubalten, geſchehen iſt.“ 

Die Depeſche wird von der franzöſiſchen Regierung als in Form 
und Inhalt gleich ungeeignet nicht in Abſchrift angenommen und 


Herr Bigelow muß ſich begnügen, dieſelbe vorgeleſen zu haben. 

24. „ Der Unionsgeneral Sedgewick beſetzt von Brownsville aus bie 
mexicaniſche Stadt Matamoros, angeblich zum Schutz der dortigen 
amerikaniſchen Bürger. 


29. „ Campbell und Sherman landen vor Beraceuz am, KÜrga It, 
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troß ber Einladung ber franz. Autoritäten, nicht ans Land, jonbern 
verkehren nur mit dem Conſul und Tehren darauf an ben Rio grande 
zurüd. 

30. Nov. Gen. Sedgewwid wird desavouirt und feiner Stelle entſetzt. Die 
Unionsruppen räumen Matamoros und bas mericanifhe Gebiet 
wieber. 

— „ Das Amendement zur Conftitution ift nur von 23 Staaten an- 
genommen, dagegen von 13, worunter fämmtliche ehemalige Rebellen: 
ftaaten, verworfen worden. 


3. Dec. Wiederzufammentritt des Congreſſes. Botſchaft des. Präfidenten. 
Derjelbe bebarrt barin auf feinen bisherigen Anjchauungen. Die 
Öffentliche Meinung legt jedoch der ganzen Botfchaft nicht mehr das 
minbefte Gewicht bei, da der Präfident in Folge bed Ausfalls der 
Neuwahlen zum Congreß keinerlei Ausſicht mehr Hat, mit feiner 
Politik durchzudringen und ein früher befürdhteter Staatejtreih von 
feiner Seite gerabezu unmöglich geworben ift. 

13. „ Die Million der Herren Campbell und Sherman nah Merico 
muß als gefcheitert betrachtet werden. Sherman trifft wieder in 
Neworleans ein, Campbell geht nad Monterey, um den Präfidenten 
Juarez aufzufuchen. 

14, „ Der Senat ertheilt, wie ſchon früher das Nepräfentantenhaus, 
mit 34 gegen 13 Stimmen den Negern im Diftriet Columbia 
(Waſhington) das Stimmredt. 

Das Repräfentantenhaus nimmt faft einftimmig ein Geſetz an, 
elhe8 den Zufammentritt des neuen (40ſten) Congrefjes auf den 
4. März (Statt 2. Dec.) 1867 anberaumt, um das congreßlofe 
Interim zu befeitigen und wiberruft die dem Präfidenten noch wäh: 
vend bes Krieges verlichene Befugniß zur Amneftirung von Rebellen, 
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4. San. Die Stadt Bagdad am Rio grande wirb durch den Unions⸗ 
general Weitel angeblih zu ihrem eigenen Schutze befekt. Der 
General wird jedoch von der Unionsregierung besavouirt und bie 
Stadt von ben Unionstruppen wieber geräumt. 

— „ Der Franzofe Langlois übernimmt im Einverftändnig mit feiner 
Regierung des mericanifche Finanzminiftertum. 

15. „ Der Kaifer der Franzoſen ſchickt den Baron Ceillarb in außer: 
orbentliher Miſſion nah Merico: Frankreich ift entfchloffen, feine 
Truppen früher aus Mexico zurüdzuziehen und will fi barüber 
mit dem Kaifer Maximilian verftändigen oder ihm wenigſtens feinen 
Entſchluß notificiren. 


23. Febr. Langlois + ganz unerwartet. 


11. März Die Regierung des Kaifers Marimilian fchließt mit Defter- 
reich eine Nadytragsconvention ab, laut weldyer für das öſterr. Freis 
willigencorpg in mericanifhen Tienften von 1866 bis 1870 ein: 
Ihlieglih je 2000 Mann in Oeſterreich angervorben werben dürfen, 
für 1866 jedoch das Doppelte biefer Zahl, woron 1000 Mann 
noch vor Anfang Mai dahin abgehen follen. 


5. April. Der franz. „Moniteur” verfündet unmittelbar nad) ber Rück⸗ 
funft des Baron Seillard von feiner Miffion, daß die Frangofen 
Merico in brei Abtheilungen räumen würden, und zwar im Nov. 
1866, im März und im Nov. 1867, 


12. Mai. Die öſterreichiſche Regierung verhindert die Einſchiffung ber 
neu angeworbenen Freiwilligen in Trieft und bas franzöſ. Trans: 
portiiff, das fie nach Veraeruz bringen follte, muß unverrichteter 
Dinge wieber abfegeln. 


— Juli. Die Franzofen fangen an, die mericanifchen Nordprovinzen zu 
räumen, worauf deren wichtigfte Pläße, namentlich Montere un 
Matamoros, fofort von den Juariſten in Belig Aenwınman warlüen. 
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30. Juli. Die mexicaniſche Regierung ſchließt mit Frankreich eine Conven⸗ 
tion ab, durch welche ein Theil der mexicaniſchen Zolleinnahmen (in 
Veracruz und Tampico) Frankreich als Entſchädigung für ſeine 
Forderungen überwieſen wird (ſ. Frankreich). 


1. Aug. Tampico fällt in die Hände der Juariſten. 

8 „ Die Kaiferin Charlotte landet ganz unerwartet in St. Nazaire 
und geht fofort nach Paris. 

17. „ Der Kaifer will das den Juariften in bie Hände gefallene Mata- 
moros blofiren, die Regierung in Wajbington verhindert ihn jebod) 
baran. 

23. „ Die Kaiferin Charlotte verläßt Paris unverrichteter Dinge und 
gebt über Miramare nah Rom. 


14. Sept, Der franz, „Moniteur” verkündet, baß der Kaifer Napoleon 
bie Ernennung der Franzofen Osmond und Friarb zu mericanifchen 
Miniftern bes Kriegs und der Finanzen nicht geftattet habe. 

16. „ Der Kaijer feiert in Chalpultepec das mericanifche Unabhängig- 
keitsfeſt und erklärt in feiner Rebe, daß er auszuharren entſchloſſen 
fei, „denn nicht im Augenblid ber Gefahr verläßt ein ächter Habe: 
burger feinen Poſten“. 

20. p Modification des Miniſteriums weſentlich im Sinne der clericalen 

artei. 


1. Oct. Die mericaniſche Regierung kann die an dieſem Tage fälligen 
Coupons der franzöfiihen Anleihe bereits nicht mehr bezahlen. 
4. „ Die Kaiferin Charlotte verfällt zu Rom in Srrfinn. 
12. „ Der General Eaftelnau trifft mit einer neuen Miffion des Kai: 
ſers Napoleon an den Kaifer Marimilian in Beracruz ein, um ben 
Kaiſer Dar wo möglich zur Abdankung zu bewegen und fih dann 
mit Juarez und den Ber. Staaten über den Schuß ber franzöſiſchen 
Intereſſen in Merico nad bem Abzuge der Truppen zu verfländigen. 

18. „ Kaiſer Marimilian erhält die telegraphiiche Nachricht von dem 
Irrſinn der Raiferin. 

20/21. „ Kaifer Marimilian legt mündlich feine Gewalt in bie Hände 
bes Marihalls Bazaine und geht angeblich feiner Geſundheit wegen 
und um Nadridhten aus Europa fchneller zu erhalten, nad Drizaba. 
Auf denn Wege bahin Ereuzt er mit dem General Eaftelnau, ohne ihn 
jedoch zu ſprechen. Die Minifter wollen ihre Stellen nieberlegen, 
werben jedoch von Marſchall Bazaine bewogen, ihre Functionen einft: 
weilen fortzujeßen. 

23. „ Gen. Gaftelnau trifft in Merico ein. 

2. „ Kaiſer Dar langt in Orizaba an. 

31. „ Dajaca wirb von ben uariften unter vorfirie Diaz beſetzt, 
bie kaiſ. mer. Beſatzung ergibt ſich. 
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8. Nov. Der norbamerikanifche Geſandte in Paris berichtet feiner Re- 
gierung, daß der Kaifer Napoleon feinen Entihluß, Thon im No» 
vember ben britten Theil jeines Erpebitionscorpg aus Merico zurück⸗ 
tehren zu Yafien, wieder geändert habe und nunmehr geneigt fei, die 
ganze Armee auf einmal und zwar im Frühjahr 1867 abziehen zu 
laſſen. 

10. „ Die öſterreichiſche Garniſon von Jalapa ſtreckt bie Waffen, bie 
Stadt geht in bie Hände ber Juariſten über. 

13. „ Die Franzofen räumen Mazatlar und alle andern bisher von ihnen 
bejeßten Punkte am ftillen Ocean, um fi in Merico und auf der 
Linie Merico:Veracruz zu concentriren. 


„ Kaifer Marimilian beruft ben Minijterratb und ben Ctaatsrath 
zu fih nad Orizaba und legt die Gründe bafür in einem offenen 
Briefe an den Minifterpräfidenten Larez nieber: 

‚Mein lieber Larez! Tie Bebenklichkeit der jetigen Lage Unſeres Landes 
bat Uns bewogen, die Räthe ber Krone um Uns zu verfammeln, bamit Wir, 
von ihrem Haren und weilen Urtheil unterftüßt, auf gefehlichem Wege zu 
einer Löſung der gegenmärtigen Krifis gelangen Fönnten. Eine ſchwere Pflicht 
it Uns jebt auferlegt, aber Wir begen die innige Ueberzeugung, baß das 
Wohl des Vaterlands ihre Erfüllung erheiſcht. Nach einer Ueberlegung, die 
von allem Geiſt der Parteien und ber Leibenfchaften frei ift, nach einer langen 
und gewilfenbaften Prüfung der Lage find Wir zu der Anficht gelangt, daß «es 
Unfere Fflicht fein Fönnte, der mericanifchen Nation bie Gewalt zurückzu⸗ 
geben, welche fie Uns anvertraut hatte. Folgendes find die Gründe, die Uns 
in dieſer Anfiche beftärfen: 1) Der Bürgerkrieg dauert beftändig fort, das 
conftatiren Wir mit Schmerzen ; er bezeichnet mit bem Blute von Taufenben 
Unferer Landsleute die Gegenden, welche von ihm heimgefucht merden, unb 
feine Ausdehnung wirb von Tag zu Tag größer; 2) bie tyeindfeligfeiten ber 
Ber. Staaten gegen das monarchiſche Princip ſpricht ſich alle Tage deutlicher 
aus; 3) Unfere Bundesgenofien haben erflärt, daß es ihnen aus politifchen Rüde 
fihten unmöglich ift, Uns noch länger ihre Unteritüßung angebeihen zu laſſen, 
und Wir haben fogar in leßterer Zeit erfahren, daß zwiſchen der Regierung 
Frankreichs und derjenigen der Ber. Staaten vorläufige Unter: 
Handlungen ftattgefunden haben, beren Zweck ein Einverftändniß ift, dem 
Bürgerkrieg ein Ende zu machen, welcher jo lange Zeit Unfer Land verwüftet hat. 
Im Hinblid auf die Meinung ber großen Mehrheit bes amerikanischen Volks 
würbe man, fo fagt man Une, nur zum Biele gelangen, indem man, mit 
Unterflüßung biefer beiden Mächte, eine neue Megierung republikanifcher 
Form gründete. Obgleich es ber Vorſehung gefallen bat, das Glück Unſeres 
häuslichen Heerds zu vernichten, obgleich Unfer Muth und Unfere Kraft das 
durch fchwer geprüft worben find, fo würben Wir doch nicht einen Augenblick 
zaubern, alle Opfer für das Glück des Vaterlands zu bringen, wenn Mir 
nicht bie jeher wohl begründete Befürdtung hegten, daß Unfere Perſönlichkeit 
ein Hinderniß für die Racification des Landes if. Aus diefem Grunde 
haben Wir ben Miniſterrath und den Staatsrath zufammenberufen, bie Uns 
bereits jo viele Beweiſe ihres Cinverſtändniſſes und ihrer Treue gegeben 
baben, um eine Löſung für die Schwierigkeiten zu finden. Maximilian.“ 
16. Nov. Die Franzofen räumen Durango und Zacatecas, die fofort von 

den Juariſten befebt werben. 
24, „ PBerfammlung des Minifterraths und des Staatsraths beim Kaiſer 


in Orizaba. Die Borjchläge des Koiſees WWox im Wuüusliiuen 
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dahin: es ſolle ein Nationalcongreß, von dem die bisherigen Gegner 
des Kaiſerreichs nicht auszuſchließen wären, einberufen werden, um 
über die künftige Regierungsform, ob Monarchie oder Republik, über 
die Aufſtellung eines Budgets, über bie Organiſation eines natio⸗ 
nalen Heeres, über die Coloniſation des Landes, über die Regelung 
der Beziehungen zu Frankreich und zu den Vereinigten Staaten zu 
entſcheiden. Von 22 Stimmen ſprechen ſich 20 für Aufrechthaltung 
des Kaiſerreichs und die Ueberzeugung aus, daß, wenn Marimilian 
an das Land appellire, eine immenjfe Majorität in bemjelben 
Sinn antworten würde; nur 2 Stimmen erflären fih für Abban- 
fung des Kaiſers. Demgemäß beſchließt die Verſammlung, ben 
Kaifer zu bitten, wenigjtens einftweilen bis zu dem Tage, an wel: 
hem der Volkswille fi werde fund gegeben haben, die Zügel ber 
Regierung in ber Hand zu behalten. 


24. Nov. Der nordamerifaniihe General Sebgewid befebt von Browns⸗ 


ville aus Matamoros, wird jedoch von feiner Regierung desavouirt 
und feines Commando's enthoben, Matamoros wieder geräumt. 


2. Dec. Ein Rundfchreiben des Marſchalls Bazaine ftellt den Soldaten 


5. 


franzöfiiher Nationalität, welche früher förmlich ermächtigt worden 
wären, in mericanifche Dienfte zu treten, frei, entweber in benjelben 
zu bleiben ober ſich bei der erjten fich barbietenden Gelegenheit dem 
nächſten franz. Detachement anzufchließen, um mit bemjelben nad 
Frankreich zurüdzufehren. 

„ Proclamation des Kaifers bez. der Beihlüffe ber Verſammlung 


vom 24. November: 

„Mericaner | Umftände von großer Wichtigfeit, die mit bem Wohl eures 
Landes zufammenhängen, haben in Uns bie Ueberzeugung hervorgerufen, baß 
Wir die Uns übertragene Macht einer neuen Probe unterziehen follen. Unſer 
durch Uns zufammenberufener Miniſterrath war ber Anficht, daß das Glück 
Mexico's noch Unfer Verweilen an ber Spike ber Geſchäfte erbeifcht, und 
Mir hielten es für Unfere Pflicht, diefem Verlangen nachzukommen, indem 
Wir gleichzeitig Unfere Abſicht fundgaben, einen Nationalcongreß auf breite: 
fer und freifinnigfter Grundlage einzuberufen, an weldem ſich alle politischen 
Parteien betheiligen Eönnen. Dieſer Congreß wird eutjcheiden, ob bas Kaijer: 
reich fortbejtehen fol, und im Bejahungsfall wird er fi an ber Abfaffung 
ber Grundgeſetze betheiligten, welche zur Kräftigung ber öffentlichen Landes: 
inftitutionen beftimmt find. Um dieſes Refultat zu erreichen, bejchäftigen fich 
Unfere Räthe gegenwärtig damit, bie nolpipenbigen Mittel ausfindig zu 
machen, und gleidyzeitig bie Dinge jo zu geitalten, daB alle Parteien an einem 
Abkommen auf biefer Baſis theilnehmen können. inftweilen, Mericaner, 
zählen Wir auf euch alle, ohne Ausſchluß auch nur einer politifchen Claſſe, 
und ſetzen, da Wir die Miſſion erhalten haben, euren Mitbürgern vorzu⸗ 
ſtehen, das Werk der Wiedergeburt mit Muth und Ausdauer fort.“ 


6. Dec. Ein Decret des Kaiſers Mar verfügt die Auflöſung des belgiſchen 


9. 


Freimilligencorpg und die Rückkehr desſelben nah Europa zugleich 
mit ber franzöſ. Armee. 

Die Franzofen legen, geftüßt auf den Vertrag vom 30. Juli 
. J. Beſchlag auf das Zollamt in Veracruz und ſchneiden da—⸗ 
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mit der kaiſerlichen Regierung in Mexico faſt ihre geſammte Baar: 
einnahme ab. 


10. „ Juaräez verlegt den Sitz feiner Regierung von Chihuahua zunächſt 
nah Durango. 

„» » Der Minifter des Auswärtigen des Kaiſers Mar richtet eine 
ſehr ausführlide Denkſchrift über die nunmehrige Lage der Dinge 
an die fremden Regierungen: 

Die Denkichrift beginnt mit einer Darlegung der mißlichen Lage, in welche das 
Land hauptſächlich dadurch verlegt worben if, daß ihm aus politifchen Grün⸗ 
ben die Unterfiübung ranfreihs an Truppen und Geld entzogen wird, auf 
welche die mericanijche Regierung feft gerechnet hatte. „Die Bewegung ber 
verbündeten Truppenmacht, die fih aus den wictigften Puncten zurüdzieben, 
welche fie ausjchließlich bejeßt Hält; bie Nachricht ihrer nabe bevorftehenden 
Abreife aus dem Lande, tie Nachricht, daß bemfelben hinfürder nicht mehr 
von Franfreich geholfen werben würde, befebten natürlich den Muth der Diſ⸗ 
fidenten und verminderten ebenfojehr denjenigen der Freunde und Vertheidiger 
der jekigen Regierung. Tie Revolution nahm eine Entwidlung, bie fie nicht 
etwa ihren eigenen Elementen verbanfte, jondern dem vertheidigungslojen 
Zuftande, in welchen die Bevölkerung verblieb, und ber Zuverficht, welche den 
Feinden ber jegigen Ordnung der Dinge eingeflößt wurde durch bie Webers 
zeugung, daß fie nicht mehr die franz. Truppenmacht zır befümpfen nöthig 
haben würden. Der blutige Kampf nahm zu; ber Biürgerfrieg bezeichnete 
feine Spuren durch Vernichtung bes Eigenthums, Brand und Zerftörung ber 
Dörfer. Inmitten biefer beflagenswerthen Krifis beutete man bie Haltung 
der Ber. Staaten aus, welche ftets ber monardifchen NRegierungsform und einer 
europäifchen Intervention zuwider find; man ließ Se. Maj. ben Kaifer wilfen, 
daß zwiichen ber franz. Regierung und derjenigen ber Ber. Staaten Unterhand⸗ 
lungen angefnüpft feien, um eine francosamerifanifhe Vermittlung 
zu fihern, mittelft welcher man fich verfprad, dem Bürgerkrieg, der das 
Land verwüftet, ein Ziel zu ſetzen; man fügte binzu, baß, um zu biejem 
Ziele zu gelangen, man für unerläßlich halte, daß die durch diefe Vermittlun 
errichtete Regierung die republikaniſche Form und ben liberafen Seh 
babe. Die Hoffnungen der Regierung, melde ſich zum Theile auf ein feites 
und aufrichtiges Bündnig mit Frankreich gründeten, um die jebige Ordnung 
ber Dinge bauerhaft zu machen, fanden fich folchergeftalt getäufcht. Weit bar 
von entfernt, die Pacification vollendet zu haben, hatte man im Giegentheil 
den Bürgerkrieg verlängert; bie vertheidigungslofen Bevölkerungen waren 
ben Diffidenten preisgegeben, das Blut der Mericaner floß fruchtlos; bie 
Militärausgaben hatten alle Hülfsquellen erichöpft, die Unterhandlungen, 
welche, wie es hieß, wegen einer francosamerifanifchen Vermittlung ans 
gefnüpft worden waren, nahmen als Grundlage eine Bebingung, bie mit 
ber Griflenz bes Kaiferreich8 und der Integrität bes nationalen Gebiets uns 
vereinbar find. Nachdem Se. Majeltät ber Kaifer mit einer unparteilichen 
Aufmerkjamkeit die Bedenklichkeit einer jo amBergewöhnlihen Lage geprüft 
hatte, hielt er es für feine Pflicht, der Nation wieder bie Macht zurüdzuers 
ftatten, welche biefelbe ihm übertragen hatte, da die in Vorſchlag gebrachte 
Kombination, um Merico ben Frieden wieder zu geben, bie Monarchie aus: 
ſchloß. Da er nicht ein Hinderniß für bie Ausführung biefer Maßregel fein 
wollte, gedachte er, mit einer Selbftverleugnung, bie noch größer war ale 
diejenige, die er bei Annahme bes Thrones gezeigt hatte, dieſen zu verlaffen 
und bies Opfer auf dem Altar des VBaterlandes nieberzufegen. Da er übris 
gens in einer Angelegenheit von fo ungeheurer Wichtigfeit nicht handeln 
wollte, ohne bie Anfichten feines Miniſterraths und feines Staatsraths zu 
Tennen, berief er fie nach ber Stabt Orizaba, wo er fih aus Geſundheits⸗ 


Meriecs. 


rückſichten ſeit einigen Wochen aufhielt. Er unterwarf der Prüfung dieſer 
beiden Körperſchaften alle gewichtigen Betrachtungen, welche weiter oben aus⸗ 
einandergeſetzt ſind; beide —** ſich entſchieden dahin aus, daß unter den 
gegenwärtigen Umſtänden ſeine Abdankung, weit davon entfernt, den Uebeln, 
die man beweinte, ein Ziel zu ſetzen, unfehlbar der völlige Ruin des Landes 
ſein, und den Verluſt der Unabhängigkeit und der Nationalität, die vollſtän⸗ 
dige Zerſtörung unſerer Race zur Folge haben würde.” Bezüglich der prae⸗ 
tifchen Löſung ber verichiedenen Fragen ber Politik und Kominiltration ſpricht 
ſich das Tocument bes mexicaniſchen Miniſters folgendermaßen aus: 

„Unter dieſen Fragen ſtehen die folgenden in erſter Linie: Einberufung 
eines Nationalcongreſſes auf der breiteſten Grundlage, an dem alle Bürger 
aller Parteien und politiſchen Färbungen theilzunehmen hätten, um zu erklä⸗ 
ren, ob das Kaiſerreich fortdauern ſoll, oder welche Regierungsform die Nation 
für bie Zukunft annehmen wird; Vorſchläge für alle Maßregeln, bie zeit: 
gemäß und angemefjen find, zu den Zwecke, die vollftändige und befinitive 
Drganijation bes Landes zu fihern; die Schafjung ber nöthigen Hilfsquellen, 
um das Budget zu bedeu; bie Ausarbeitung ber nöthigen Gejege für ein 
mächtiges Syitem ber Eolonijation. Nachdem die beiden Räthe bie Noth: 
wenbigfeit erkannt hatten, alle biefe Puncte einer fo vitalen Wichtigkeit in 
reiflihe Weberlegung zu nehmen, übernahın ber Staatsrath es, fie einer Prü⸗ 
fung zu unterwerfen, und die geeigneten Maßregeln in Borfchlag zu bringen. 
Indem Se. Majejtär ſich den Anfichten feiner Räthe gefügt bat, ift er ent: 
ſchloſſen, die Macht, bie ihm bie Nation anvertraut hat, zu bewahren.“ 
Schließlich bemerkt das Document noch: „Se. Majeſtät ber Kaifer bat in 
biefen Tagen von Sr. Ercellenz dem Marſchall Bazaine in Gemäßbeit ber 
Befehle feines Herrichers die deutlichfte Verficherung erhalten, daß er zur 
Befeltigung ber Ordnung und des Triebens beitragen werde, indem er bie 
Mafregeln St. Maj. unterftüten werbe, jo lange noch bie franzöſ. Truppen 
auf mericaniihem Boben find.” 


15. Dec. Die Regierung des Kaiſers Mar führt eine Reihe neuer 


20. 


25. 
31. 


Steuern ein, bie in monatlihen Raten bezahlt werben follen, um 
wenigftens den dringendften Bebürfniffen zu genügen. ‘Die imperia- 
liſtiſchen Streitkräfte find in 3 Corps abgetheilt: unter Mejia in 
©. Luis Potofi, unter Miramon in Guadalajara, unter Marquez 
in Buebla. 

„ Die Concentration der franz. Streitfräfte geht ihrer Vollendung 
entgegen. 6000 Frangofen ftehen in Mexico, die übrigen find 
ftaffelförmig auf der Straße nah Veracruz aufgeitellt, wo ein ver- 
ſchanztes Lager für 22,000 Dann hergerichtet wird. 

„Kaiſer Marimilian geht von Orizaba nah Puebla, wo er mit 
dem Gen. Caftelnau und dem franz. Gefandten Tano conferitt. 

v» Ber Berfud, auch eine Anzahl Führer der Liberalen zur Theil- 
nahme an einer Nationalverfammlung zu gewinnen, muß al8 gefchei- 
tert betrachtet werben. Das Kailerreih ift auf Merico und bie 
zunächſt gelegenen Provinzen, fowie auf die Straße nad, Veracruz, 
fo lange diefe noch von ben Franzofen beſetzt bleibt, beichränft. 
Der ganze Norden und ber größere Theil des Südens ift bereits 
wieder in den Händen ber Republifaner, die mit ihren Guerillas 
jeden von den Franzofen ober von ben Kaijerlichen geräumten Punkt 
fofort befegen und ſelbſt zu beiden Seiten ber Linie Merico:Veracruz 


ſchwärmen. 


Ergänzung 
zum Anhang ©, 278 u. fgg. 


X. 


Schutz und Trutzbündniſſe zwiſchen Preußen und Bayern, 
Württemberg und Baden. 


Zwiſchen Str. Mat. dem Könige von Preußen und Sr. Maj. bem 
Könige von —* (Württemberg und Baden) wird hiermit ein Säut- und Trutz⸗ 
bündniß geſchloſſen. 

Es garantiren Sich bie Hohen Contrahenten gegenfeitig bie Integrität bes 
Gebietes Ihrer bezüglichen Länder, und verpflichten fih im Falle eincs Krieges Ihre 
volle Kriegemacht zu dieſem Zwede einander zur Verfügung zu ſtellen. 

Art. 2. Se. Maj. ber König von Bayern (Württemberg und Baden) übers 
trägt für biefen Fall ben Oberbefehl über Seine Truppen Sr. Maj. bem Könige 
von Preußen. 

Art. 3. Die hoben Contrahenten verpflichten Sich, dieſen Vertrag vorerſt 
geheim zu halten, 

t. 4, Die Ratification bes vorftehenden Vertrages erfolgt gleichzeitig mit 
der Ratifcation bes unter bem heutigen Tage abgeſchloſſenen Friedensvertrages, alfo 
bis jpätefteng zum 3. k. Mis. 

Zu Urkund deſſen haben bie Eingangs genannten Bevollmächtigten biefen 
Vertrag in boppelter Ausfertigung am heutigen Tage mit ihrer Namensunterſchrift 
und ihrem Siegel verfehen. 

Der Wortlaut aller drei Bündniffe ift derjelbe und trägt für Würt- 
temberg das Datum vom 13. Aug., für Baden basjenige vom 17., für 
Bayern vom 22. Aug. 1866. Die VBerdffentlihung erfolgte jeboch erſt 
und zwar zunächſt von Seite Bayerns am 19. März 1867. Mit dem 
Großh. Heffen wurbe ein ſolches Schub: und Trutzbündniß dagegen bas 


29 


450 Ergänzung. 


mals nicht und erft am 7. April 1867 eine Militärconvention und am 
411. April auch ein Schub: und Trußbündnig wie mit ben übrigen ſüd⸗ 
deutſchen Staaten abgejchloffen. 


XL 


Luxemburg. 


Actenſtücke aus dem J. 1866, ſoweit ſie bisher veröffent— 
licht wurden. 


In der Sitzung der luxemburgiſchen Stände am 13. Nov. las der 
Staatsminiſter, Baron de Tornaco, einen großen Theil ber Correſpondenz 
vor, welche zwiſchen den preußiſchen und luxemburgiſchen Regierungen über 
die Iuremburgifche Frage gemwechfelt worden if. Der Courier du Oran- 
buche führt diefe Schriftftüde auf, wie folgt: 

21. Juni. Die Iuremburgijche Regierung erhielt Mittheilung bes Circulars 
über bie Reform des Bundes vom 10. Juni. Dieſe Mittheilung ift ohne Antwort 
geblieben, ba die Ereigniffe fie übereilten. Am jelben Tage erhielt bie Regierung 
eine Depeſche aus dem Haag, worin mitgetheilt wird, daß ber preußiſche dte, 
Graf v. Perponcher, verlangt hat, der König⸗Großherzog ſolle feinen Geſandten am 
Bunbestage abberufen. Am 22. Jumi fragt der Staatsminifter durch Telegramm 
bei dem preußifchen Geſandten an, wie bie preußiihe Regierung den Bruch bes 
Bundesverhältniſſes mit ber Anwefenheit ber preußifhen Belatung in Luremburg in 
Einflang zu bringen gedächte. Diefem Telegramme folgt eine Depeche besfelben 
Inhalts. Am 24. Zuni benachrichtigt eine Depeſche vom Secretär bes Königs bie 
Negierung, daß nach einer Erflärung des Grafen v. Perpondher, Preußen bie Neus 
tralität bes Großherzogthums nicht anerkennen werde, jolange deſſen Geſandter bei 
dem Bundestage verbleibe. Dagegen gibt Preußen bie Verfiherung, daß bie Neu⸗ 
tralität anerkannt und gewahrt werden würde, jobalb berfelbe fich vom Bunbdestage 
zurüdgiehe. Am 4. Juli Depefche des Grafen v. Perponcdher, welche ausführt, daß 
bie preuß. Sarnifon in Luremberg nicht nur al8 Bunbesbefagung dort fei, ſondern 
auf Grund ber internationalen Verträge zwifchen Preußen und ben Nieberlanben 
von 1816 und 1856. Es wird befonbers bemerkt, daß der Yunbestag erſt 1820 
bie Unterhaltung ber Bunbesfeftungen übernommen habe, daß aljo bie preußiiche 
Sarnifon bamals jchon vier Fahre lang in Luremburg geflanben babe, ohne bie 
Eigenjchaft einer Bunbesbefakung, nur lebiglih auf Grund ber Stipulationen von 
1816. Ber Vertrag von 1856 Ändert barin nichts und die preußiſche Regierung ift 
der Anficht, daß bie Trage in ber Note vom 23. Juni fi darin löft, baß bie Con— 
ventionen zwiſchen ben Gabinctten von Berlin und bem Haag bezüglih auf bie 
Sarnifon von Luremburg nicht berührt werden duch die Aufldfung bes Bundes, 
da die außerhalb bes Bundes ftipulirten Rechte und Verpflichtungen beftehen bleiben. 
Am 2. Juli antiwortet die Regierung an den Grafen von Perponder, baß fie biefe 
Loſung nicht annehmen könne, da fie auf einer ungenauen. Erflärung ber europäl: 
ſchen Verträge unb ber befonderen Vereinbarung über bie Garnifon beruht. Luxrem⸗ 
burg fei zur en erflärt durch Verträge, bie bereits vor 1816 beſtanden. 
Der Vertrag von 1814, bie Schlußacte bes Wiener Gongrefjes und das Pariſer 
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Protofoll von 1815 erflären Luremburg zur Bundesfeftung unb gewähren bem 
König: Großherzog bas Recht, ben Gouverneur und ben Commanbanten zı ernennen. 
Obgleich der Bund erft 1820 bie Unterhaltung ber Feſtungen übernommen habe, 
find die contrahirenden Parteien ſchon durch Vertrag vom 8. Nov. 1816 überein« 
gefommen, daß biefe Unterhaltung bem ganzen Bunde zukomme. Die luremburgiſche 
Regierung glaubt, daß die endgültige Regelung biefer Frage noch verfchoben werben 
fönne, muß aber ſchon jebt die Neformationen und —28 — kundgeben, welche ſi 
aus den vorhergehenden Bemerkungen ergeben. Am 12. Juli zeigt die großherzogl. 
Regierung dem preuß. Geſandten an, daß ber König-Großherzog ſich verpflichtet, 
ſeinen Geſandten am Bundestage abzuberufen, wenn die preußiſche Regierung die 
officielle Erklärung zuſichere, die Neutralität bes Großherzogthums anerkeunen und 
reguliren zu wollen. Am 5. Aug. antwortet der preuß. Gelanbte, daß, nachdem er 
bie vorhergehenden Depeichen feiner Regierung mitgetheilt babe, er erflären könne, 
wie bereit8 mündlich gefchehen, daß die preuß. Regierung die Neutralität bes Großs 
herzogthums anerkennen und rejpectiren werbe, wenn ber König-Großherzog feinen 
Geſandten beim vormaligen Bundestage zurüdberufend, conjtatire, daß die Beziehuns 
gen zwilchen diefem unb bem Großherzogthume Luremburg aufgehört haben zu bes 
ſtehen. Er jagt fchließlich, daß diefe Antwort verzögert worben fei, weil ber König 
und Hr. v. Bismard der Armee nah Böhmen gefolgt fein. Am 7. Aug. fchreibt 
ber Staatsminifler an ben Grafen v. Perponcher, baß ber König⸗Großherzog ſich 
entichloffen Hake, feinen Geſandten in Frankfurt abzuberufen und alle Verbindungen 
mit dem Bundestage abzubrechen. Endli bat der Staatsminifter ber Verſammlung 
noch mitgetheilt, baß eine Depeſche vom 12. Oct., bezüglich auf bie Garnifon von 
Luxemburg, von ihm abgefandt worben fei, er bat aber biejelbe nicht vorgelefen, auch 
jei fie bisher ohne Antwort geblieben. 


XIL 
Die Verſaſſung des norddeniſchen Bundes. 


(Obwohl fie nicht mehr ins Jahr 1866 fült, glauben wir doch die Verfaſſung bes 
norbbeutfchen Bundes ausnahmsweife fchon bem bießjährigen Geſchichtskalender eins 
verleiben zu ſollen. Die mit gefperrter Schrift gebrudten Stellen enthalten bie vom 
nord deutſchen Reichstag in dem urfprünglihen Entwurf Preußens unb ben mit ihm 
verbünbeten Regierungen gebrachten Veränderungen und Erweiterungen.) 


Se. Maj. der König von Preußen, Se. Maj. ber König von Sadien, Ge. 
k. Hob. ber Großherzog von Medienburg:Echwerin, Se. k. Hoh. ber Großherzog 
von Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach, Se. k. Hoh. ber Großh. von Olbenburg, Se. Hoh. 
der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg, Se. Hoh. der Herzog von Sachſen⸗ 
Meiningen und Hilbburghauſen, Se. Hoh. der Herzog zu Sachſen⸗Altenburg. Se. 
Hoh. der Herzog von Sachſen-Coburg und Gotha, Se. Hoh. ber Herzog von Anhalt, 
Se. Durchi. ber Fürſt zu Schwarzburg-Rubolftabt, Se. Durchl. ber Fürſt zu 
Schwarzburg⸗ Sonberehaufen, Se. Turdl. ber Fürſt zu Walded und Pyrmont, Ihre 
Durchl. bie Fürſtin Neuß älterer Linie, Se. Turchl. ber Fürſt Reuß jüngerer Limie, 
Se. Durchl. ber Fürft von Schaumburg⸗Lippe, Se. Turdl. ber Fürft zur Lippe, 
ber Senat ber freien ımb —— — ber a ber ireien —— — 
ber Senat ber freien und Hanſeſtadt Hamburg, jeber \ür game Umlaute 
Stantsgebiehs, und Er. F. Hoh. ber Groß. von Hehen und ve Kiyie har ihr wien 
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ih vom Main belegenen Theile bes Großherzogthums Seffen ſchließen einen ewigen 
Bund zum Schutze bes Bunbdesgebiets und bes innerhalb besfelben gültigen Rechts, 
fowie zur Pflege der Wohlfahrt des beutichen Volks. Diefer Bund wirb den Namen 
bes Norddentſchen führen und wirb nachſtehende Verfaſſung haben: 

L. Bundesgebiet. Nrt. 1. Das Bundesgebiet befteht aus den Staaten 
Preußen mit Lauenburg, Sachen, Medfenburg: Schwerin, Sachſen-Weimar, Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz, Oldenburg, Braunſchweig, Sacfen: Meiningen, Sacdfen-Altenburg, 
Sachſen⸗Coburg⸗-Gotha, Anhalt, Schwarzburg:Rudolftabt, Schwarzburg:Sonbershauien, 
Waldeck, Neuß älterer Yinie, Neuß jüngerer Linie, Schaumburgsfippe, Lippe, Lübeck, 
Bremen, Hamburg und aus ben nördlidd vom Main befegenen Theilen bes Groß⸗ 
herzogthums Helfen. ' 

II. Bundesgefeßgebung. Art. 2. Yunerhalb biefes Bıundesgebiets übt 
ber Bund das Recht der Geſetzgebung nah Maßgabe des Inhalts dieſer Verfaffung 
und mit der Wirkung aus, daß die Bundesgeſetze den Landesgeſetzen vorgehen. Die 
Bundesgeſetze erhalten ihre verbindliche Krait burch ihre VBerfündigung von Bundes 
wegen, welche vermittelit eines Bundesgeſetzblattes gefchieht. Sofern nit in dem 
publicirten Geſetze ein anderer Anfangstermin feiner verbindlichen Kraft beſtimmt ift, 
beginnt bie leßtere mit dem vierzehnten Tage nach dem Ablauf desjenigen Tages, an 
welchem das betreffende Stüd des Bundesgeſetzblattes in Berlin ausgegeben worben 
if. Art. 3. Für ben ganzen Umfang bes Bundesgebiets befteht ein gemeinfames 
Indigenat mit ber Wirkung, daß ber Angehörige (Unterthan, Staatsbürger) eines 
jebes Bunbesituats in jedem andern Bunbesftaat als Inländer zu behandeln und 
bemgemäß zum felten Wohnfik, zum Gewerbebetrieb, zu öffentlichen Aemtern, zur 
Ermerbung von Grundftüden, zur Erlangung bes Staatsbürgerrechts und zum Ge 
nuffe aller fonjtigen bürgerlichen Rechte unter benfelben Vorausſetzungen wie ber 
Einheimiſche zuzulaſſen, auch in Betreff ber Rechtsverfolgung unb des Rechtsſchutzes 
demjelben gleich zu behandeln if. An der Ausübung biefer Befugniß barf ber 
Bunbdesangehörige weder durch die Obrigfeit feiner Heimath noch durch die Obrigkeit 
eines andern Bundesſtaats bejchränft werden. Diejenigen Beſtimmungen, welche bie 
Armenverjorgung und bie Aufnahme in den focalen Gemeindeverband betreffen, wer: 
den burch ben im eriten Abſatz ausgeſprochenen Grundſatz nicht berührt. Ebenſo 
bleiben bis auf weiteres bie Verträge in Kraft, welche zwilchen den einzelnen Bun⸗ 
besftanten in Beziehung auf die Uebernahme von Nuszuweifenden, bie Verpflegung 
erkrankter und die Beerdigung verflorbener Staatsangehörigen beſtehen. Hinſichtlich 
ber Erfüllung der Militärpfliht im Verhältniß zu dem Helmathslande wird im 
Wege ber Bundesgejeßgebung das nöthige geordnet werden. Dem Auslande gegen: 
über haben alle Bundesangehörigen gleichmäßig Anſpruch auf den Bunbesituh, 
Art. 4. Der Beauffihtigung des Bundes und der Gefeßgebung besfelben unterliegen 
bie nachſtehenden Angelegenheiten: 1) bie Beftimmungen über Freizügigkeit, Heimaths⸗ 
und Niederlaffungsverhältniffe, Sta atsbürgerredht, Paßweſen und grem: . 
benpolizei und über ben Gewerbebetrieb, einjchlieplih des Verſicherungsweſens, 
foweit diefe Gegenſtände nicht ſchon durch den Art. 3 biefer Verfaſſung erledigt find, 
beßgleichen über die Colonijation und bie Auswanderung nad außerdeutichen Län: 
bern; 2) bie Zoll⸗ und Handelsgefeßgebung und bie für Bundeszwede zu verwen⸗ 
benden Steuern; 3) bie Orbnung des Map, Münz⸗ und Gewichtsſyſtems, nebit 
Feſtſtellung der Grundſätze über die million von fundirtem und unfunbirtem 
Bapiergelde; 4) die allgemeinen Beitimmungen über das Bankweſen; 5) bie Erfin: 
bungspatente; 6) ber Schuß des geiftigen Eigenthums; 7) Organifation eines ge: 
meinfamen Schußes bes beutjchen Handels im Auslande, ber deutihen Schifffahrt 
und ihrer Flagge zur See und Anordnung gemeinfamer conſulariſcher Vertretung, 
welche vom Bunbe ausgeitattet wird; 8) das Eifenbahnwejen und bie Herftel: 
lung von Lands und Waflerfiraßen im Intereſſe der Landesvertheidigung 
und des allgemeinen Verkehrs; 9) der Flößerei- und Scifffahrtsbetrieb auf den 
mehreren Staaten gemeinfamen Wafjerfiraßen und der Zuſtand ber letteren, fowie 
bie Fluß⸗ und fonfligen Wafferzölle; 10) das Poft: und Telegraphenweien; 11) Be: 
ſtimmungen über bie wechſelſeitige Vollſtrecung von Erkenntniſſen in Civilſachen 
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und Erledigung von Mequifitionen überhaupt; 12) fowie über bie Beglaubigung 
von Öffentlichen Urkunden; 13) bie gemeinfame Geſetzgebung über das 
Dbligationenredt, Strafreht, Handels: unb Wehfelredt und das 
gerihtlihe Verfahren; 14) das Militärwefen bes Bundes und bie 
Kriegsmarine; 15) Mafregeln der Medicinal- und PBeterinärs 
Polizei. Art. 5. Die Bundesgefekgebung wird ausgeübt burch ben Bundesrath 
und ben Reichstag. Die Uebereinfiimmung ber Mehrheitsbeſchlüſſe beider Verſamm⸗ 
lungen ift zu einem Bundesgeſetze erforberlih und ausreihend. Bei Geſetzes⸗ 
vorjhlägen über das Militärwefen und bie Kriegsmarine gibt, 
wenn im Bundesrathe eine Meinungsverſchiedenheit ftattfinbet, 
bie Stimme des Präfidbiums ben Ausfhlag, wenn fie fih für bie 
Aufrehterhaltung der beftebenden Einrihtungen ausfpridt. 

UI. Bundesrath. Art. 6. Der Bundesrath befteht aus ben Vertretern 
ber Mitglieber des Bundes, unter weldyen die Stimmführung fih nad) Maßgabe 
ber Vorjchriften für bas Plenum bes ehemaligen beutfchen Bundes vertheilt, fo daß 
Freußen mit ben ehemaligen Stimmen von Hannover, Kurheffen, Holitein, Naſſau 
und Frankfurt 17 Stimmen führt, Sachſen 4, Helfen 1, Medienburg: Schwerin 2, 
SudiensWeimar 1, Medlenburg:Strelig 1, Oldenburg 1, Braunfhweig 2, Sachſen⸗ 
Meiningen 1, Sachfen-Altenburg 1, Sachſen-Coburg-Gotha 1, Anhalt 1, Schwarzs 
burg-Rudolfiadt 1, Schwarzburg-Sondershaufen I, Waldeck 1, Neuß älterer Linie 1, 
Neuß jüngerer Linie 1, Schaumburg=tippe 1, Lippe 1, Kübel I, Bremen 1, Hams 
burg 1, Summa 43. Art. 7. Jedes Mitglied des Bundes kann fo viel Bevolls 
mächtigte zum YBunbdesrath ernennen, wie es Stimmen bat; body fann bie Gefanımts 
beit der zufländigen Stimmen nur einheitlich abgegeben werben. Nicht vertretene 
oder nicht inftruirte Stimmen werben nicht gezählt. Jedes Bunbesglieb ift befugt, 
Borfchläge zu maden und In Vortrag zu bringen, und das Präſidium ift verpflichs 
tet, bdiejelben der Berathung zu übergeben. Die Beſchlußfaſſung erfolgt mit einfacher 
Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Präfidialitimme ben Ausſchlag. Art. 8. 
Der Bunbesrath bildet aus feiner Mitte dauerude Ausſchüſſe 1) für das Lanbheer 
und die Feſtungen, 2) für das Seewelen, 3) für Zol- und Stenerweien, 4) für 
Handel und Verkehr, 5) für Eifenbahnen, Poſt und Telegrapben, 6) für Juſtiz⸗ 
wefen, 7) für Rechnungsweſen. In jedem diefer Ausſchüſſe werben außer bem 
Präjidium mindeftens zwei Bundesitaaten vertreten fein, unb führt innerhalb berfels 
ben jeder Staat nur eine Stimme. Die Mitglieder ber Ausfchüffe zu 1 und 2 
werden von bem Bundesfeldherrn ernannt, die der übrigen von bem Bunbesrathe 
gewählt. Die Zuſammenſetzung biefer Ausſchüſſe ift für jede Seffion bes Bundes⸗ 
raths reſp. mit jedem Sabre zu erneuern, wobei bie ausicheibenden Mitglieder wies 
ber wählbar find. Den Ausjchüffen werden bie zu ihren Arbeiten nöthigen Beamten 
zur Verfügung geflellt. Art. 9. Jedes Mitglied des Bundesraths bat das Necht, im 
Reichstag zur ericheinen, und muß dafelbft auf Verlangen jederzeit gehört werben, 
um die Anfichten feiner Regierung zu vertreten, auch dann, wenn biefelben von ber 
Majorität des Bunbesraths nicht adoptirt worben find. Niemand Tann gleichzeitig 
Mitglied bes Bundesraths und bes Reichstags fein. Art. 10. Dem Bunbespräfibium 
—* ob, den Mitgliedern des Bundesraths den üblichen diplomatiſchen Schutz zu 
gewähren. 

IV. Bundespräfidium. Art. 11. Das Präfibium bes Bunbes fleht ber 
Krone Preußen zu, welde in Ausübung besfelben den Bund völferrechtlich zu vers 
treten, im Namen bes Bundes Krieg zu erflären und Frieden zu fchliegen, Bünd⸗ 
niffe und andere Verträge mit fremden Staaten einzugeben, Geſandte zu beglaubigen 
und zu empfangen berechtigt ifl. Inſoweit die Verträge mit fremben Staaten fi 
anf folche Gegenftände beziehen, welche nach Art. 4 in ben Bereich ber Bundesgeſetz⸗ 
gebung gehören, ift zu ihrem Abſchluß die Zufimmung bes Bundesraths und zu 
ihrer Gültigfeit die Genehmigung bes Reichstags erforderlich. 
Art. 12. Dem Präfidium ſteht es zu, ben YBunbesrath und ben Reichstag zu bes 
zufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu ſchließen. Art. 13. Die Berufung des Buns 
desraths und bes Reichstags finder alljährlich fatt, und kann ber Bunbesrath zur 
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Vorbereitung ber Arbeiten ohne ben Reichstag, letzterer aber nicht ohne ben Bundes⸗ 
rath berufen werben. Art. 14. Tie Perufung des Bundesrathe muß erfolgen, jo: 
bald fie von einem Drittel ber Stimmenzabhl verlangt wird. Art. 15. Der Bor: 
fiß im Bunbesrath und bie Leitung der Geſchäfte ſteht bem Bun: 
bestanzler zu, welder vom Fräfidium zu ernennen if. Derfelbe 
kann ſich durch jedes anbere Mitglied des Bundesraths vermöge ſchriftlicher Sub: 
ftitution vertreten laſſen. Art. 16. Das Präſidium bat bie erforderlichen Borlagen 
nah Maßgabe der Beichlüffe bes Bundesraths an den Reichétag zu bringen, wo fie 
durch Diitglieber des Bunbesrath8 oder durch Eefondere von Ichterm zu ernennenbe 
Commiſſarien vertreten werden. Art. 17. Dem Präſidium fleht die Ausfertigung 
und Verkündigung der Bundeggeſetze und die Ueberwahung ber Ausführung ber: 
jelben zu. Tie Anordnungen und Verfügungen des Bundespräfibii 
werben im Namen bes Bunbes erlalfen, und bebürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Gegenzeihnung des Bunbesfanzlers, welder ba> 
buch die Berantwortlihfeit übernimmt. Art. 18. Tas Präfibium ernennt 
bie Bunbesbeamten, Hat biefelben für ben Bund zu vereidbigen und erforderlichen 
Falls ihre Entlaffung zu veriügen. Art. 19. Wenn Bunbesglieder ihre verfafjungs: 
mäßigen Bunbespflichten nicht erfüllen, jo Fönnen fie bazı im Wege der Erecution 
angehalten werben. Diefe Srecution ift a) in Betreff militärifcher Leiftungen, wenn 
Gefahr im Verzuge, von dem Bundesfeldherrn anzuordnen und zu vollziehen, b) in 
allen andern Fällen aber von ben Bundegrath zu beichließen und von bem Bundes: 
feldherrn zu vollitrefen. Die Erecution Tann bis zur Sequeftration bes betreffenben 
Landes unb feiner Negierungsgewalt ausgebehnt werben. In ben unter a bezeidh: 
neten Fällen ift dem Bundesrath von Anorbnung ber Erecution, unter Darlegung 
ber Berreggründe, ungeläumt Kenntniß zu geben. 

V. Reichstag. Art. 20. Ter Reichstag geht aus allgemeinen unb birecten 
Wahlen mit geheimer Abftimmung hervor, welche bis zum Erlaß eines Reichs: 
wahlgeſetzes nach Maßgabe bes Geſetzes zu erfolgen haben, auf Grund befjen der 
erfte Reichstag des norddeutſchen Bundes gewählt worden if. Art. 21. Beamte 
bedürfen feines Urlaubs zum Eintritt in ben Reihstag Wenn 
ein Mitglieb des Reihstages in dem Bunbe ober einem Bundes: 
ftaate ein befoldbetes Staatsamt annimmt ober im Bunbes=- ober 
Staatsdienſte in ein Amt eintritt, mit weldem ein höherer Rang 
ober ein höherer Gehalt verbunden ift, fo verliert es Sitz und 
Stimme in dem Reihstage und kann feine Stelle in bemijelben 
nur durch neue Wahl wieder erlangen. Art. 22. Die Verhandlungen bes 
Reichstags find Öffentlich. Wahrbeitsgetreue Berichte über Verbands 
lungen in ben öffentlihen Situngen des Reihstages bleiben von 
jeber Berantwortlidfeit frei. Art.23. Der Reichstag hat das Recht, innerhalb 
ber Competenz des Bundes Gelege vorzuſchlagen und an ihn gerichtete Peti— 
tionen dem Bundesrathe, reip. Bundeskanzler, zu überweiſen. Art. 
24. Die Legislaturperiode des Reichstags dauert drei Jahre. Zur Auflöſung bes Reichstages 
während derſelben ift ein Beſchluß des Bundesraths unter Zuftimmmng bes Präſidiums 
erforberlid. Art. 25. Im Falle ber Auflöfung bes Reihstages müffen 
innerhalb eines Zeitraumes von 60 Tagen nach berjelben bie 
Wähler und innerhalb eines Zeitranmes von 90 Taygennad ber 
Auflöjfung der Reihstag verfammelt werden. Art. 26. Ohne Zu: 
fimmung des Reichstages darf die Bertagung beffelben die Friſt 
von 30 Tagen nit überfteigen und während berielben Sefjion 
nicht wiederholt werben. Art. 27. Der Neihstag prüft die Legitimation 
feiner Mitglieder und entfcheidet barüber. Er regelt feinen Geſchäftsgang und feine 
Dischplin durch eine Gefhäftsordnung und erwählt feinen Rräfidenten, feine Vice 
präfibenten und Schriftführer. Art. 28. Der Reichstag beſchließt nach abfoluter 
Stimmenmehrheit. Zur Gültigfeit ber Beſchlußfaſſung ift die Anweſenheit der Mehr⸗ 
heit ber geleglihen Anzahl ber Mitglieder erforberlih. Art. 29. Die Mit: 
glieber des Reichstages find Vertreter bes gefammten Volkes und an Aufträge und 
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Snfteuctionen nit gebunden. Art. 30. Kein Mitglied bes Reichdtages barf zu 
irgendeiner Zeit wegen feiner Abftimmung ober wegen ber in Ausübung feincs Be: 
rufes gethanen Aeußernungen gerichtlich ober bisciplinarifch verfolgt oder jonft außers 
balb ber Verfammlung zur Verantwortung gezogen werden, Art. 31. Ohne Ges 
nebmigung des Reihstages faun Fein Mitglied deſſelben wähs 
rend ber Sikungsperiode wegen einer mitStrafe bedrohten Hands 
lung zur Unterfudung gezogen ober verhaftet werden, außer wenn 
es bei Ausübung ber That ober im Laufe besnädftfolgenden Tages 
ergriffen wird. Gleiche Genehmigung ift bei einer Verhaftung 
wegen Schulden erforderlid. Auf Verlangen besReihstages wird 
jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied deffelben und jede Unters 
ſuchungs- ober Civilhaft für bie Daner ber Sitzungsperiode aufs 
gehoben. Art. 32. Die Mitglieder des Neichstages bürfen als jolche feine Bes 
joldung oder Entihäbigung beziehen. 

VL Boll: und Hanbdelswefen. Art. 33, Der Bund bildet ein Zolls 
und Hanbelögebiet, umgeben von gemeinjchaftlicher Zollgrenze. Ausgefchloffen bleiben 
bie wegen ihrer Lage zur Einſchließung in die Zollgrenze nicht geeigneten einzelnen 
Gebietstheile. Alle Gegenftände, welhe im freien Verkehr eines Bundesſtaates bes 
findlih find, Fünnen in jeden andern Bundesftaat eingeführt und dürfen in letzterem 
einer Abgabe nur infoweit unterworfen werden, als daſelbſt gleichartige inländiſche 
Erzeugnitie einer inneren Steuer unterliegen. Art. 34. Die Hanfeftäbte Lübed, 
Bremen und Hamburg mit einen dem Zweck entſprechenden Bezirk ihres oder bes 
umliegenden Gebietes bleiben als Freihäfen außerhalb ber gemeinfchaftlichen Zollgrenze, 
bis fie ihren Einſchluß in biefelbe beantragen. Art. 35. Ter Bund ausfchlieglich 
bat die Gefepgebung über das gefammte Zollweſen, über bie Beiteuerung bes Vers 
brauches von einheimiſchem Zuder, Branıtwein, Salz, Bier und Tabaf, jowie über 
bie Maßregeln, welche in ben Zollausfchlüffen zur Sicherung ber gemeinflaftlichen 
Zollgrenze erforberlih find. Art. 36. Die Erhebung und Berwaltung ber Zölle 
und Berbraudsfteuern (Art. 35) bleibt jedem Bundesſtaate, foweit berjelbe fie bis: 
ber ausgeübt hat, innerhalb feines Gebiets überlaffen. Tas Bundespräfidium übers 
wacht die Einhaltung bes gejeglichen Verfahrens durch Bundesbeamte, welche es ben 
Zoll: und Steuerämtern und ben Directivbehörden ber einzelnen Staaten, nad) 
Dernehbmung des Ausichuffes des Bunbesraths für Zoll: und Steuerwelen, beiorbnet. 
Art. 37. Der Bundesrath befchließt: 1) über bie dem Reichstage vorzulegenden oder 
von demjelben angenommenen, unter die Beftimmungen bed Art. 35 fallenden geſetz⸗ 
lien Anordnungen einfchließlic der Handels: und Sciffahrtsverträge; 2) über bie 
zur Ausführung der gemeinfchaftlichen Gefeßgebung (Art. 55) dienenden Berwaltungss 
vorfehriften und Einrichtungen; 3) über Viängel, welche bei ber Ausführung ber 
gemeinjchaftlichen Gefeßgebung (Nrt. 35) hervortreten; 4) über die von feiner Rech⸗ 
nungsbehörde ihm vorgelegte jchließliche Feitftellung ber in bie Bundescafje fließenden 
Abgaben (Art. 39). Jeder über bie Gegenftände zu 1 bis 3 von einem Bundes⸗ 
flaate oder über bie Gegenftände zu 3 von einem controlirenben Beamten bei bem 
Bundesrat geftellte Antrag unterliegt ber gemeinfcaftlihen Beſchluhßnahme. Im 
Sale der Meinungsverfchiedenheit giebt die Simme bes Präfidiums bei ben zu 1 
und 2 bezeichneten alsdann ben Ausſchlag, wenn fie fi für Aufrechthaltung ber 
beſtehenden Vorſchrift oder Einrichtung ausſpricht, in allen übrigen Fällen entfcheibet 
bie Mehrheit der Stimmen nad bem in Art. 6 diefer Verfaſſung feftgeftellten Stimm: 
verhältnig. Art. 38. Der Ertrag ber Zölle und ber in Art. 35 bezeichneten Vers 
brauchsabgaben fließt in die Bundescaſſe. Dieſer Ertrag beiteht aus ber gefammten 
von den Zöllen und Verbrauchsabgaben aufgefommenen Einnahme, nad Abzug 1) 
der auf Geſetzen ober allgemeinen Berwaltungtvorfchriften beruhenden Steuerver⸗ 
gütungen und Grmäßigungen; 2) ber Erhebungse: und Berwaltungsfoiten, und 
zwar: a) bei ben Zöllen und ber Eteuer von inländiſchem uder, ſoweit diefe Koften 
nad ben VBerabrebungen unter ben Mitgliedern bes beutihen Zoll- und Handels⸗ 
vereins ber Gemeinſchaft aufgerechnet werden konnten; b) bei ber Steuer nam 
inlänbifhen Salz — fobalb ſolche, fowie ein doll vun aualtier 
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bifhem Salz unter Aufhebung bes Salzmonopolsé, eingeführt fein 
wird — mit bem Betrage der auf Ealzwerfen ermadfenden Er: 
hebungs⸗ und Auffihtsfoften; ec) bei den übrigen Steuern mit fünfzehn 
Procent der Geſammteinnahme. Tie außerhalb ber gemeinfchaftlidhen Zollgrenze 
liegenden Gebiete tragen zu ben Bundesauegaben durch Zahlung eines Averfums 
bei. Art. 39. Die von den Erhebungobehörden ber Bundesftaaten nah Ablauf eines 
jeden Bierteljahres aufzuftellenden Cuartalertracte und bie nad dem Jahres⸗ und 
Bücherſchluſſe aufzuftellenden Rinnlabichlüffe über die im Laufe bes Pierteljahres, 
bezichungsneeife während bes Mechnungejahres fällig gewordenen Ginnahmen an 
Zöllen und Verbrauchsabgaben werben von den Tirectivbehörben ber Yunbesftaaten, 
nah vorangegangener Priifung, in Hanptüberfichten zufammengeftellt, und biefe an 
ben Ausihuß des Bundesraths fir das Rechnungéweſen eingeſandt. Der Teßtere 
ftellt auf Grund dieſer Ueberjichten von brei zu drei Monaten ben von ber Gaffe jebes 
Bundesftaats der Bunbdescafje jhuldigen Betrag vorläufig feft, und fegt von biefer 
Feftflellung ben Bunbesrath und die Yunbesftnaten in Kenniniß, legt auch alljährlich 
bie fchliefliche Keititellung jener Beträge mit feinen Benerfungen bem Bundesratbe 
zur Beſchlußnahme vor. Art. 40. Tie Veftimmungen in dem Zollvereinsvertrag vom 
16. Mai 1865, in bem Vertrag über dic gleiche Beftenerung innerer Erzeugniſſe 
vom 28, Xuni 1864, in dem Nertrag über ben Verkehr mit Tabak und Wein von 
bemfelben Tay und im Art. 2 des Zoll: und Anfchlußvertrags vom 11. Juli 1864, 
beßgleihen in ben thüringifchen Bereinsverträgen bleiben zwiſchen ben bei dieſen 
Verträgen betheiligten Bunbesftaaten in Kraft, joweit fie nicht durch bie Vorfchriften 
ber gegenwärtigen Verfaſſung abgeändert find, und folange fie nicht auf bem im 
Art. 37 vorgezeichneten Meg abgeändert werben. Mit Niefen Reichränfungen finden 
bie Befimmungen des Zollvereinigungsvertrages vom 16. Mai 1865 auch auf diejenigen 
Bunbesiignten und (Hebietstheile Anwendung, welche zur Zeit dem deutſchen Zoll: 
und Handelsverein nicht angehören. 

VII. Eifenbabnwefen. Cifenkahnen, welche im Antereffe ber Bertheibigung 
bes Bunbesgebiets oder im Intereſſe des gemeinfamen Verkehrs für nothwendig ers 
achtet werden, Finnen kraft eines Bunbesgefeges auch gegen ben Miderfpruch ber 
Bunbesglieber, teren Gebiet die Gifenbahnen durchſchneiden, unbeſchadet ber Landes: 
boheitsrechte, für Rechnung des Bundes angelegt oder an Privatunternehmer zur 
Ausführung conceffionirt und mit bem Erpropriationsredt ansgeftattet 
werben. Jede beitebende Eiſenbahnverwaltung iſt verpflichtet, fi ben Anſchluß neus 
angelegter Eiſenbahnen auf Koflen ter letztern gefallen zu laſſen. Die geſetz⸗ 
lihen Beftimmungen, welche beftehenden Gifenbabnunternebs 
mungen ein Widerſpruchsrecht gegen die Aulegung von Parallels 
undb Eoncurrenzbabnen einräumen, werben, unbejchadet bereite 
erworbener Redte, für das ganze Bundesgebiet hierdurch aufges 
boben, Ein ſolches Widerfpruhsredt kann aud in ben fünftig zu 
ertbeilenden Conceffionen nicht weiter verlieben werden. Art. 42. 
Die Bunbesregierungen verpflichten fich, bie im Bundesgebiet gelegenen Eifenbahnen 
im Sntereffe des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches Net verwalten und zu 
biefem Behuf auch die neuherzuftellenden Bahnen nad) einheitlichen Normen anlegen 
und ausrüften zu laſſen. Art. 43. Es follen bengemäß in tbunlichfter Beſchleunig⸗ 
ung übereinftimmenbe Betriebseinrichtungen getroffen, insbefondere gleiche Bahn⸗ 
polizeireglements eingeführt werben. Der Bund hat dafür Eorge zu tragen, baß 
bie Eifenbahnvermwaltungen die Bahnen jederzeit in einem die nötbige Sicherheit ge⸗ 
währenden bauliden Zuſtand erhalten, und biefelben mit Betriebsmaterial jo aus⸗ 
rüften, wie das Verfehrsbebürfniß es erheiſcht. Art. 44. Die Eijenbahnverwaltungen 
find verpflichtet, Die für den durchgehenden Verfehr und zur Herftells 
ung ineinander greifender Fahrphane nöthigen Perfonenzüge mit ents 
fprechenber Fahrgeichwindigkeit, bepgleichen die zu Bewältigung bes Güter: 
verkehrs nöthigen Güterzüge einzuführen, auch directe Erpebitionen im Perfonens 
und Güterverkehr unter Geftelung bes Uebergangs ber Transportmittel von einer 
Bahn auf bie andere gegen bie übliche Vergütung einzurichten. Art.45. Dem Bunbe 
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fteht die Gontrole Über das Tarifwelen zu. Derfelbe wirb naments- 
lich dahin wirfen: 1) Daß balbigft auf den Eifenbahnen im Gebiet 
bes Bundes üÜbereinftiimmenbe Betriebsreglements eingeführt wers 
Den; 2) baß die möglichſte Gleichmäßigkeit und Herabſetzung ber Tarife erzielt, 
insbefondere daß bei größern Entfernungen für ben Transport von Kohlen, 
Coaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, Robeilen, Düngungsmitteht und ähnlichen 
Segenttänden cin dem Bebürfniß ber Landwirtbichaft und Anduftrie entiprechender 
ermäßigter Tarif, und zwar zu nächſt thunlichſt ber&@inpfennigtarif, einge 
führt werde. Art. 46. Bei eintretenden Nothfländen, insbefondere bei ungewöhnlicher 
Theuerung der Lebensmittel, find die Eifenbahnverwaltungen verpflichtet, fir ben 
Transport namentlich von Getreide, Mehl, Hülfenfrüchten und Kartoffeln zeitweife 
einen bem Bebürfniß entfprechenden, von dem Bundespräfibium auf VBorfchlag bes 
betreffenden Bundesrathsausſchuſſes feitzuftellenden niedrigen Specialtarif einzuführen, 
welder jedoch nit unter den niedbrigften auf der betreffenden Bahn 
für Robprobucte geltenden Sat herabgehen darf. Art. 47. Den Ans 
forderungen der Bundesbehörden in Betreff der Benutzung ber Gifenbahnen zum 
Zwed ber Vertheidigung bes Bunbesgebicts haben jämmtliche Eiſenbahnverwaltungen 
unweigerlich Folge zu leiften. Insbeſondere it das Militär und alles Kriegsmaterial 
zu gleichen ermäßigten Säten zu befördern. 

VII. Bolt: und Telegrapbenwefen. Art. 48. Das Poſtweſen unb 
das Telegraphenweien werben für das geſammte Gebiet bes norbbdeutichen Bundes 
als einheitliche Staatsverfehrsanftalten eingerichtet und verwaltet. Die im Art. 4 
vorgefehene Geſetzgebung des Bundes in Poſt⸗ und Telegraphenangelegenheiten ers 
jtredt fich nicht auf diejenigen Gegenftände, beren Reyelung, nach den gegenwärtig 
in ber preußiihen Bolt: und Telegraphenverwaltung maßgebenden (Srundfägen, ber 
reglementarifchen Feſtſetzung ober adminiitrativen Anordnung überlaffen if. Art. 49. 
Die Einnahmen bes Poft: und Telegraphenwelens find für den ganzen Bunb ges 
meinfchaftlih. Die Ausgaben werden aus ben gemeinfchaftlichen Einnahmen beitritten. 
Die Ucberfchüffe fließen in bie Bunbescaffe (Abſchnitt XH). Art. 50. Tem Bunbess 
präfidbium gehört die obere Leitung der Poft: und Telegraphenverwaltung an. Dass 
felbe hat bie Pflicht und das Necht, dafür zu forgen, daß Einheit in ber Organifation 
ber Verwaltung und im Betriebe bes Dienftes, fowie in ber Dualification der Bes 
amten bergeftellt und erhalten wird. Das Präſidium Hat für den Erlaß ber regles 
mentarifchen Feſtſetzungen und allgemeinen adminiftrativen Anordnungen, ſowie für 
die ausjchließlihe Wahrnehmung der Beziehungen zu andern beutfchen ober außers 
beutjchen Poft: und Telegraphenverwaltungen Sorge zu tragen. Sämmtliche Bes 
amte ber Poſt⸗ und Telegraphenverwaltungen find verpflichtet, den Anorbnungen bes 
Bunbespräjidiums Folge zu Ieiften. Tiefe Verpflichtung iſt in ben Dienfteib anfs 
zunehmen. Die Anftelung ber bei den Verwaltungsbehörden der Poft und Xeles 
graphie in ben verfchiedenen Bezirten erforberlichen obern Beamten (3. B. ber Dis 
rectoren, Räthe, Oberinfpectoren), ferner bie Anftellung der zur Wahrnehmung bes 
Auffichts: 2c. Dienftes in den einzelnen Bezirken als Organe ber ermühnten Behörden 
fungirenben Pofls und Telegrapbenbeamten (3. B. nfpectoren, Gontroleure) gebt 
für das ganze Gebiet des norbbentfchen Bundes von dem Präſidium aus, wel 
biefe Beamten den Dienſteid leiſten. Den einzelnen Randesregierungen wird von ben 
in Rebe ftehenden Ernennungen, foweit biefelben ihre Gebiete betreffen, behufs ber 
Ianbesherrlichen Beftätigung und Publication rechtzeitig Mittheilung gemacht werben. 
Die andern bei ben Berwaltungsbehörden der Poſt und Telegraphie erforberlichen 
Beamten, fomie alle für ben localen und technifchen Betrieb beftimmten, mitbin bei 
ben eigentfichen Betriebsftellen fungirenden Beamten 2c. werben von ben betreffenden 
Landesregierungen angeftelt. Wo eine felbfländige Lanbespoft:, reſp. Telegraphens 
verwaltung nicht beiteht, enticheiden die Beitimmungen ber befonbern Verträge. Art. 51. 
Zur Befeitigung der Zeriplitterung bes oft: und Telegraphenweſens in ben Hanies 
ſtädten wird bie Verwaltung und der Betrieb der verfchiebenen dort befindlichen ſtaat⸗ 
lichen Boft- und Telegraphenanftalten nach näherer Anordnung bes Bunhestäiiuuus, 
weldyes den Senaten Gelegenheit zur Aeuberung ihrer Kuerank vendafiagn WÜER 
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geben wird, vereinigt. Hinſichtlich ber bort befindlichen beutfchen Anftalten ift biefe 
ereinigung fofort auszuführen. Mit ben außerbeutfchen Regierungen, welche in 
ben Hanfeitädten noch Poſtrechte befißen ober ausüben, werben bie zu dem vors 
fiebenden Zweck nötbigen Bereinbarungen getroffen werben. Art. 52. Bei Ueber: 
weifung bes Ueberfchulies bes Foftverwaltung für allgemeine Vundeszwecke (Art. 49) 
fol, in Zetracht ber bisherigen Verſchiedenheit ber von ben Landeepoſtverwaltungen 
ber einzelnen Gebiete erzielten Beineinnahmen, zum Amede einer entipredhenben 
Ausgleihung während ber unten fetgefeßten Webergangezeit folgendes Verfahren bes 
obadhtet werden. Aus den Foftüberihüffen, welche in ben einzelnen Poftbezirken 
während ber fünf Jahre 1861—65 aufgelommen find, wirb ein durchſchnittlicher 
Sahresüberichuß berechnet und ber Antheil, welchen jeber einzelne Roftbezirt an bem 
für da6 gelammte Gebiet bes norddeutſchen Bundes fih danach berausftellenden 
Poſtuberſchüſſe gehabt bat, nad Procenten feftgeftellt. Nah Maßgabe bes auf biele 
Weiſe feitneftellten Berbältniffes werben aus ben im Bunbe auflommenden Roftüber: 
ſchüſſen während ber nächften acht Jahre den einzelnen Staaten bie ſich filr biefelben 
ergebenben Quoten auf ihre fonftigen Beiträge zu Bundeszwecken zu gute gerechnet. 
Rah Ablauf der acht Jahre Hört jene Unterfheibung auf und fließen die Poftüber: 
ſchüſſe in umgetbeilter Aufrechnung nach dem im Art. 49 enthaltenen Grundſatz ber 
Bunbescafje zu. Bon ber während ber vorgebadhten acht Jahre für bie Hanſeſtädte 
ſich Herausitellenden uote bes Poſtüberſchuſſes wird alljährlich vorweg die Hälfte 
bem Bunbespräfidium zur Tispofition geftellt zu dem Zweck, daraus zunächſt die Koiten 
für die Herjtellung normaler Pofteinrihtungen in den Hanfeftädten zu beftreiten. 

IX, Marine und Schiffjahrt. Art. 53. Die Bundes kriegsmarine ift 
eine einheitliche unter preußiſchem Oberbefehl. Die Organifation unb Zuſanmen⸗ 
fegung derſelben liegt St. Maj. dem König von Preußen ob, welcher bie Officiere 
und Beamten der Diarine ernennt, und für welchen biejelben nebft den Mannichaften 
eiblich in Pflicht zus nehmen find. Der Kieler Hafen und ber Jahdehafen find Bundeskriegs⸗ 
bäfen. Der zur Grünbung und Erhaltung ber Kriegsflotte unb ber 
bamit zufammenbängenben Anftaften erforberlihde Aufwanb wirb 
aus ber Bundescaſſe beftritten. Die geſammte ſeemänniſche Bevölkerung 
bes Bundes, einfchließlich bes Mafchinenperfonals und der Schiffshandwerfer, ift vom 
Dienft im Landheer befreit, dagegen zum Dienft in ber Bundesmarine verpflichtet. 
Die Bertheilung des Erſatzbedarf findet nah Maßgabe der vorbantenen feemänniichen 
Bevölkerung ftatt, und bie hienach von jedem Staat geſtellte Quote fommt auf bie 
Geſtellung zum Landheer in Abrehnung. Art. 54. Die Kauffahrteifchiffe aller Bundes» 
ftanten bilden eine einheitliche Handelsmarine. Ter Bund bat bas Verfahren zur 
Ermittelung ber Ladungsfähigfeit der Seeichiffe zu beftimmen, die Ausitellung der 
Meßbriefe jowie ber Sciffscertificate zu regeln und bie Bedingungen feftzuftellen, 
von welchen die Erlaubniß zur Führung eines Seeſchiffs abhängig if. In ben 
Seehäfen und auf allen natürlichen und künſtlichen Wafferftraßen der einzelnen 
Bunbdesitanten werden bie Kauffahrteiichiffe ſämmtlicher Bundesſtaaten gleihmäßig 
zugelaffen und behandelt. Tie Abgaben, welche in ben Scehäfen von ben Eee: 
Kiffen oder beren Ladungen für die Benukung ber Scifffabrtsanftalten erhoben 
werben , dürfen bie zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herftellung biefer Anftalten 
erforderlichen Koften nicht überfteigen. Auf allen natürlichen Bafferftraßen bürfen 
Abgaben nur für die Benutzung bejonderer Anftalten, bie zur Erleichterung des 
Verkehrs beitimmt find, erhoben werben. Tiefe Abgaben, fowie die Abgaben für bie 
Befahrung ſolcher Fünftlichen Waſſerſtraßen, welche Staatseigenthbum find, bürien bie 
zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herftellung ber Anftalten und Anlagen erforbers 
lien Koften nicht überfteigen. Auf die Flößerei finden dieſe Beſtimmungen inſo⸗ 
weit Anwenbung, als dielelbe auf ſchiffbaren Waſſerſtraßen betrieben wird. Auf 
fremde Schiffe ober deren Labungen andere ober höhere Abgaben zu legen als von 
ben Schiffen der Bundesſtaaten oder deren Labungen zu entrichten find, ſteht feinem 
Einzelftaate, fondern nur bem Bunde zu. Art. 55. Die Flagge der Kriegs» 
und Handbelsmarine ift ſchwarz⸗weiß⸗roth. 

X, Gponjulntwefen. Art. 56. Das gefammte norbbeutiche Conſulatweſen 
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ſteht unter ber Auffiht bes Bunbdespräfibiums, welches bie Conſuln, nad Vers 
nehmung bes Ausichuffes des Bundesrathe für Handel und Verkehr, anftellt. In 
bem Amtebezirt der Vundesconſuln bürfen neue Pandesconjulate nicht errichtet 
werden. Die Bunbesconfuln üben für die in ihrem Bezirk nicht vertretenen Bundes⸗ 
ftaaten bie Yunctionen eines Landesconfuls aus. Die fämmtlichen beſtehenden Landes: 
confulate werben aufgehoben, fobald die Organifation der Bundesconſulate bergeitaft 
vollendet ift, daß bie Vertretung ber Einzelinterefjen aller Bunbdesftanten als durch 
bie Bundesconſulate gefichert von dem Bundesrathe anerkannt wird. 

XI. Bundestriegswejen. Art. 57. Jeder Norddeutſche iſt wehrpflichtig 
und kann fi in Ausübung biefer Pflicht nicht vertreten Talfen. rt. 58. Die 
Koften und Laſten des geſammten Kriegewejens des Bundes find von allen Bundes⸗ 
ftaaten und ihren Angehörigen gleihmägig zu tragen, jo baß weber Bevorzugungen 
noch Prägravationen einzelner Siaaten oder Claſſen grundſätzlich zuläflig find. 
Wo bie gleiche Bertheilung der Kalten ſich in natura nicht berftellen läßt ohne die dfients 
lihe Wohlfahrt zu jchädigen, iſt die Ausgleihung nach den Grundfäten ber Ges 
rechtigkeit im Wege ber Geſetzgebung feftzujtellen. Art, 59. Seber webrfähige 
Norddeutſche gehört fieben Jahre lang, in der Regel vom vollendeten 20. bis 
zum beginnenden 28. Lebensjahre, dem fichenden Heer — und 3war bie 
erfien brei Jahre bei den Fahnen, die [legten vier Jahre in ber 
Referve — und bie folgenden fünf Lebensjahre ber Landwehr an. In denjenigen 
Bunbdesitaaten, in benen bisher eine Tängere als zwöffjührige Gejammtbdienftzeit ges 
jeßlich war, findet die allmählihe Herabfeßung ber Verpflichtung nur in bem Maße 
ftatt, als bieß bie Rüdfiht auf die Kriegsbereitſchaft des Bundesheeres zuläßt. 
Art. 60. Die Friebenspräfenzftärte bes Bundesheeres wird bis zum 31. Dec. 
1871 auf ein Procent der Bevölferung von 1867 normirt, und wird pro rata 
berfelben von den einzelnen Bundesſtaaien geftellt. Für die fpätere Zeit wird 
bie Friebenspräfenzitärfe bes Heeres im Wege ber Bunbesgefek- 
gebung feitgeftellt. Art. 61. Nach Publication dieſer Verfaſſung iſt in bem 

anzen Bundesgediete die gefammte preußifche Militärgefeßgebung ungeſäumt einzus 
Führen, fowohl die Gelege felbft, als die zu ihrer Ausführung, Erläuterung ober 
Ergänzung erlaffenen Reglemente, Anftructionen und Reſcripte, namentlich alfo das 
Milttärftrafgefegbuh vom 3. April 18345, die Militäritrafgerichtsorbuung vom 
3. April 1815, die Verorbnung über die Ehrengerichte vom 20. Juli 1843, bie Bes 
flimmungen über Aushebung, Dienftzeit, Servis: und Verpflegungswefen, Einquar⸗ 
tierung, Erfag von Flurbeſchädigungen, Mobilmachung 2c. für Krieg uud Frieden. 
Die Militärkirchenordnung ift jedoch ausgeichloffen. Nach gleihmäßiger Durds 
fübrung ber Bundesfriegsorganijation wird das Bunbess 
präfibium ein umfaſſendes Militärgefet bemReihstage und dem 
Bunbesratbe zur verfaffungsmäßigen Beihlußfaffung vorlegen. 
Art. 62. Zur Beftreitung des Aufwands für das gefammte Bundesheer und bie zu 
bemjelben gehörigen Einrichtungen find bis zum 31. Dec. 1871 dem Bunbess 
feldherrn jährlich fo vielmal 225 Thlr., in Worten zweihundertfünfundzwanzig Tha⸗ 
ler, als die Kopfzahl ber Friedensſtärke bes Heeres nach Art. 56 beträgt, zur Ver⸗ 
fügung zu fiellen. Bol. Abſchnitt XII. Die Zahlung dieſer Beiträge beginnt mit 
bem erflen des Monats nach Publication der Bundeeverfaſſung. Nah dem 
31. Dec. 1871 müjfen biefe Beträge von ben einzelnen Staaten 
des Bunbes zur Bundescajfe fortgezaplt werden. Zur Berechnung 
berielben wird bie im Art. 60 interimiftifch feftgeftellte Friebene- 
präfenzftärte fo lange feitgehalten, bis fie dur ein Bundesgefek 
abgeändert if. Die Verausgabung dbiefer Summe für das ges 
fammte Bundesheer und deffen Einrihtungen wird buch das 
Etatégeſetz feftgeftellt. Bei der Feitftellung bes Militärausgabes 
Etats wird die auf Grundlage diefer Verfaſſung geleglih fefts 
ftebende Organifation bes Bundbesheeres zu Grunde gelegt. 
Art. 63. Die gefammte Landmacht des Bundes wirb ein einheitliches Sex en, 
welches in Krieg und Frieben unter bem Beiehl Sx. Ma, ver Kirn Wan Äruien 
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geben wird, vereinigt. Hinſichtlich der bort befindlichen beutfchen Anftalten ift biefe 
ereinigung fofort auszuführen. Mit ben außerbeutichen Regierungen, melde in 
ben Hanfeftädten noch Poſtrechte befipen oder ausüben, werden bie zu dem vor: 
fiebenben Zweck nöthigen Bereinbarungen getroffen werben. Art. 52. Bel Ueber: 
weifung bes Ueberfehulfes bes Toftverwaltung für allgemeine Bundeszwecke (Art. 49) 
fol, in Betracht ber bisherigen Verſchiedenheit ber von ben Lanbeapoftverwaltungen 
ber einzelnen Gebiete erzielten Beineinnahmen, zum Amede einer entfprechenden 
Ausgleihung während ber unten feftgefetten llebergangszeit folgendes Verfahren be: 
obadhtet werden. Aus ben Foftüberihüffen, melde in den einzelnen Roftbezirfen 
während ber fünf Jahre 1861—65 aufgelommen find, wird ein burchichnittlicher 
Jahresüberſchuß berechnet und ber Antheil, welchen jeber einzelne Poſtbezirk an dem 
für das gelammte Gebiet des norbbeutichen Bundes fih danach berausftellenden 
BVoftüberichüfje gehabt Hat, nach Procenten feftgeitellt. Nah Maßgabe bes auf dieſe 
Weiſe fejtaeftellten Verhäftniffes werben aus ben im Bunde aufkommenden Roftüber: 
ſchüſſen wührend ber nächſten acht Jahre den einzelnen Staaten bie fih file dieſelben 
ergebenden Quoten auf ihre fonftigen Beiträge zu Bundeszwecken zu gute gerechnet. 
Nach Ablauf ber acht Jahre hört jene Unterſcheidung auf und fließen die Poftüber: 
ſchüſſe in ungetbeilter Aufrechnung nad dem im Art. 49 enthaltenen Grundfaß ber 
Bundescafje zu. Bon der während ber vorgebadhten acht Jahre für bie Hanſeſtädte 
fih beraueftellenden Quote bes Poſtüberſchuſſes wird alljährlich vorweg bie Hälfte 
dem Bundespräjidium zur Dispofition geftellt zu dem Zweck, daraus zunächſt bie Koiten 
für bie Heritellung normaler Pofleinrihtungen in den Hanfeftäbten zu beflreiten. 

IX. Marine und Schifffahrt. Art. 53. Die Bundes kriegsmarine ift 
eine einheitliche unter preußiichem Oberbefehl. Die Organtfation und Zuſammen⸗ 
fegung derfelben liegt Sr. Maj. dem König von Preußen ob, welder bie Officiere 
und Beamten der Diarine ernennt, und für welden biejelben nebft den Mannfchaften 
eidlich in Fflicht zu nehmen find. Der Kieler Hafen und ber Jahdehafen find Bundeskriegs⸗ 
bäfen. Der zur Gründung und Erhaltung ber Kriegsflotte und ber 
bamit zujammenbängendben Anftalten erforderlihe Aufwand wird 
aus ber Bundescafje beftritten. Die geſammte feemänniiche Bevölkerung 
bes Bundes, einjchließlich des Maſchinenperſonals und ber Schiffshandwerker, ift vom 
Dienft im Landheer befreit, dagegen zum Dienft in ber Bunbesmarine verpflichtet. 
Die Bertheilung bes Erſatzbedarf findet nah Maßgabe der vorhandenen jeemänniichen 
Bevölkerung ftatt, und die hienach von jedem Staat geftellte Quote fommt auf bie 
Geftellung zum Landheer in Abrechnung. Art. 54. Die Kauffahrteifchiffe aller Bundes» 
ftaaten bilden eine einheitliche Hanbelsmarine. Der Bund hat das Verfahren zur 
Ermittelung ber Ladungsfähigfeit ber Seeichiffe zu beflimmen, die Ausitellung ber 
Meßbriefe ſowie ber Schiffscertificate zur regeln und bie Bedingungen feftzuftellen, 
von welchen bie Erlaubnig zur Führung eines Seeichiffs abhängig if. An ben 
Seehäfen und auf allen natürliden und künſtlichen Waſſerſtraßen der einzelnen 
Bundesitaaten werden bie Kauffahrteiichiffe ſämmtlicher Bundesſtaaten gleichmäßig 
zugelaffen und behandelt. Die Abgaben, welche in ben Seehäfen von ben See⸗ 
fchifferr ober deren Labungen für bie Benutzung ber Scifffabrtsanftalten erhoben 
werben , bürfen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herftellung dieſer Anftalten 
erforderlichen Koften nicht überfteigen. Auf allen natürlichen Waſſerſtraßen bürfen 
Abgaben nur für bie Benutung beſonderer Anftalten, die zur Erleichterung des 
Verkehrs beftiinmt find, erhoben werben. Tiefe Abgaben, ſowie bie Abgaben für bie 
Befahrung ſolcher Fünftlichen Waſſerſtraßen, welche Staatseigenthum find, bürien bie 
zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herftellung der Anftalten und Anlagen erforder: 
lichen Koften nicht überfteigen. _ Auf die Flößerei finden biefe Beftimmungen inſo⸗ 
weit Anwendung, als biejelbe auf fchifibaren Wafferftraßen betrieben wird. Auf 
fremde Schiffe oder deren Labungen andere oder höhere Abgaben zu legen als von 
den Schiffen der Bundesſtaaten ober beren Ladungen zu entrichten find, flieht feinem 
Einzelftaate, fondern nur bem Bunde zu. Art. 55. Die Flagge ber Kriegs 
unb Handelsmarine if ſchwarz⸗weiß⸗roth. 

X, Conſulatweſen. Art. 56. Das geſammte norbbeutiche Conſulatweſen 
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fteht unter ber Auffiht des Bundespräſidiums, welches bie Confuln, nad Vers 
nehmung bes Ausichufies des Bundesrathe für Handel und Verkehr, anftellt. In 
bem Amtsbezirt ber Bundesconfuln dürfen neue Lanbesconfulate nicht errichtet 
werben. Die Bundesconfuln üben für die in ihrem Bezirk nicht vertretenen Bundess 
ſtaaten bie Functionen eines Lanbesconjuls aus. Die fämmtlichen beſtehenden Landes: 
confulate werben aufgehoben, jobald die Drganijation ber Bundesconſulate bergeftalt 
vollendet ift, daß bie Vertretung ber Einzelintereflen aller Bundesftaaten ale durch 
die Bundesconiulate gefichert von dem Bundesrathe anerfannt wird. 

XT. Bunbestriegswejen. Art. 57. Jeder Norddeutſche it wehrpflichtig 
und kann fi in Ausübung biefer Pflicht nicht vertreten laffen. Art. 58. Die 
Koften und Laften des gefammten Kriegewejens des Bundes find von allen Bunbess 
ftaaten und ihren Angehörigen gleihmäjig zu tragen, jo baß weder Bevorzugungen 
noch Prägravationen einzelner Staaten ober Claſſen grunbfägfih zuläſſig find. 
Wo bie gleiche Bertheilung der Laſten fich in natura nicht heritellen läßt ohne bie dfients 
liche Wohliahrt zu ſchädigen, iſt die Ausgleihung nach ben Grundſätzen ber Ges 
rechtigkeit im Wege der Gelepgebung feitzuitellen. Art. 59. Jeder webrfähige 
Norddeutſche gehört fieben Jahre lang, in der Regel vom vollendeten 20. bis 
zum beginnenden 28. Lebensjahre, dem ftchenden Heer — und zwar bie 
erfien drei Jahre bei ben Fahnen, bie letzten vier Sabre in ber 
Reſerve — und bie folgenden fünf Lebensjahre der Landrehr an. In denjenigen 
Bunbdesftaaten, in benen bisher eine fängere als zwölfjährige Gefammtbienfizeit ges 
jeglih war, findet die allmähliche Herabſetzung ber Verpflichtung mur in bem Maße 
ftatt, als dieß bie Rüdficht auf die Kriegsbereitichaft des Bundeshreres zuläßt. 
Art. 60. Die Friedenspräfenzltärfe des Bundesheers wird bis zum 31. Dec. 
1871 auf ein Procent der Bevölferung von 1867 normirt, und wird pro rata 
berfelben von den einzelnen Bundesſtaaten geftclt. Für bie fpätere Zeit wird 
bie griebenspräfenzftärke bes Heeres im Wege ber Bundesgejchs 
gebung feftgeltellt. Art. 61. Nach Publication diefer Verfaſſung ift in bem 

anzen Bunbesgebiete die gefammte preußiſche Militärgefeßgebung ungeſäumt einzus 
üsren, fowohl die Geſetze jelbft, als die zu ihrer Ausführung, Erläuterung ober 
Ergänzung erlaffenen Reglements, Anftructionen und Refcripte, namentlich aljo das 
Milttäritrafgefegbuh vom 3. April 1845, die Militärjtrafgerihtsorbnung vom 
3. April 18-15, die Verorbnung über die Ehrengerichte vom 20, Juli 1843, bie Bes 
flimmungen über Aushebung, Dienftzeit, Servis: und BVerpflegungswelen, Einquars 
tierung, Erſatz von Flurbeſchädigungen, Mobilmahung ꝛc. für Krieg und Frieden. 
Die Militärfirhenordnung ift jedoch ausgeihhloffen. Nah gleichmäßiger Durds 
fübrung ber Bunbesfriegsorganifation wird das Bunbess 
präfibium ein umfaſſendes Militärgefeß bemReihstage undbem 
Bunbesratbhe zur verfaffungsmäßigen Beſchlußfaſſung vorlegen. 
Art. 62. Zur Beftreitung des Aufwands für das gefammte Bundesheer und bie zu 
demfelben gehörigen Einrichtungen find big zum 31. Dec. 1371 dem Bunbes; 
feldherrn jährlich jo vielmal 225 Thlr., in Worten zweihundertfünfundzwanzig Thas 
ler, ale die Kopfzahl der Friedensſtärke bes Heeres nach Art. 56 beträgt, zur Ver⸗ 
fügung zu ftelen. Vgl. Abjchnitt XII. Die Zahlung diefer Beiträge beginnt mit 
bem erfien des Monats nah Publication ber Bunbdesverfaffun. Nah bem 
31. Dec. 1871 müffen diefe Beträge von den einzelnen Staaten 
des Bundes zur Bundescajfe fortgezahlt werben. Zurderehnung 
berjelben wird bie im Art. 60 interimiftifch feftgeftellte Friebenss 
präſenzſt ärke fo lange feſtgeha lten, bis fie burh ein Bundesgeſetz 
abgeändert if. Die Berausgabung diefer Summe für das ges 
fammte Bunbesheer und deſſen Einrihtungen wird buch das 
Etatsgejey feitgeftellt. Bei ber Feftftellung des Militärausgabes 
Etats wirb die auf Grundlage dieſer Verfaſſung gefeglih feſt⸗ 
febenbe DOrganifation des Bundesheeres zu Grunde gelegt. 
Art. 63. Die gefammte Lanbmacht des Bundes wirb ein einheitliches Heer bilhen, 
weiches in Krieg und Frieden unter bem Befehl Sc. Mal, ua Khaına wur Fun 
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als Bundesfeldherrn ſteht. Die Regimenter ꝛc. führen fortlaufende Nummern burd 
die ganze Bundedarmee. Für bie Bellcibung find die Grundfarben und der Schnitt 
ber ET. preuß. Armee maßgebend. Ten: betrefienben Gontingentsberrn bleibt es über: 
laffen, bie äußern Abzeichen (Cocarden 2.) zu beftimmen. Der Bunbesfeldberr hat 
die Pfliht und das Recht, dafiir Sorge zu tragen, daß innerhalb bes Bundesheers 
alle Truppentbeile vollzäblig und Friegstüchtig vorhanden find, und daß Einheit in 
ber Organilation und Formation, in Bewafinung und Commando, in ber Ausbils 
dung ber Mannſchaften, jowie in der Qualification ber Officiere bergeitellt und ers 
halten wird. Zu dieſem Behufe ift der Bundesfeldherr berechtigt, fich jeberzeit burch 
Snfpectionen von ber Verjafjung ber einzelnen Gontingente zu überzeugen unb bie 
Abftellung der dabei vorgefundenen Mängel anzuordnen. Ter Bundesfeldherr be⸗ 
flimmt den Präſeuzſtand, die Gliederung und Gintheilung der Eontingente der Buns 
besarmee, ſowie bie Organifation ber Landwehr, und hat das Recht, innerhalb des 
Bundesgebiets die Garniſonen zu beftimmen, jowie bie friegäbereite Aufftellung eines 
jeden Theilg ber Bundesarmee anzuorbnen. Behufs Erhaltung ber unentbehrlichen 
Kinheit in der Adminiſtration, Verpflegung, Bewaffnung und Ausrüflung aller 
Zruppentheile des Bunbesheers jind bie bezüglichen Fünftig ergehenben Anorbnungen 
für die preuß. Armee den Commandeuren ber übrigen Bunbescontingente durch ben 
Art. 8 Nr. 1 bezeichneten Ausſchuß für das Landheer und bie Feſtungen zur Nach⸗ 
achtung im geeigneter Meife mitzutheilen. Art. 64. Ale Bunbestruppen find ver: 
pflichtet, den Beiehlen bes Bundesfeldherrn unbedingte Folge zu leiiten. Tiefe Ver: 
pflihtung ift in den Kahneneid aufzunehmen. Ser Höchftcommandirende eines Con⸗ 
tingents, ſowie alle Officiere, welche Truppen mehr ald eines Gontingents befehligen 
und alle Teitungscommanbdanten werden von dem Bunbdesieldherrn ernannt. Die 
von bemjelben ernannten Officiere leiten ihm ben Fahneneid. Bei Generalen und 
den ®eneralfiellungen verjehenden Dfficieren innerhalb des Bundescontingents ift die 
Ernennung von ber jebesmaligen Zuſtimmung des Bundesfeldherrn abhängig zu 
machen. Ter Bundesfeldherr ift berechtigt, behufs Verſetzung mit oder ohne Befürs 
berung für bie von ihm im Bundecdienſte, fei e& im preußifchen Heere, oder in 
andern Gontingenten zu befetenden Stellen aus ben Officieren aller Gontingente bes 
Bundesheeres zu wählen. Art. 65. Das Recht, Feſtungen innerhalb bes Bundes⸗ 
gebiet8 anzulegen, fteht dem Bundesfeldherrn zu, welcher die Bewilligung ber dazu 
eriorderlichen Mittel, jorweit das Orbinarium fie nicht gewährt, nad) Abjchnitt XII 
beantragt. Art. 66. Wo nicht befondere Conventionen ein anderes beftimmen, er: 
nennen bie Yunbesfürften, beziebentlich die Senate, bie Tfficiere ihrer Gontingente, 
mit ber Cinichränfung bes Art. 64. Sie find Chefs aller ihren Gebieten angehö⸗ 
renden Zruppentbeile und genießen bie bamit verbundenen Ehren. Sie haben 
namentlicy da8 Recht ber Inſpicirung zu jeder Zeit, und erhalten, außer ben regels 
mäßigen Rapporten und Meldungen über vorfommenbe Veränderungen behufs ber 
nöthigen landesherrlihen Publication, rechtzeitige Mittbeilung von den bie betreffen: 
ben Truppentbeile berührenden Avancements und Ernennungen. Auch ſteht ihnen 
das Recht zu, zu polizeilichen Zwecken nicht bloß ihre eigenen Truppen zu verwen⸗ 
ben, fondern auch alle andern Zruppentheile der Bundesarmee, melde in ihren Läns 
bergebieten bislocirt find, zu requiriren. Art. 67. Erſparniſſe an dem Militäretat 
fallen unter feinen Umftänben einer einzelnen Regierung, jondern jederzeit der Buns 
descaffe zu. Art. 68. Der Bunbesfeldherr faun, wenn bie Öffentliche Sicherheit in 
bem Bundesgebiet bedroht ift, einen jeden Theil besjelben in Kriegszuftand erklären. 
Bis zum Erlaß eines die Borausfegungen, bie Form ber Verkündigung und bie 
MWirfungen einer folhen Erklärung regelnden Bundesgeſetzes gelten dafür bie Vor: 
— preußiſchen Geſetzes vom 4. Juni 1851 (Geſetzſammlung 1851, ©. 
451 fg. 

XII. Bundesfinanzen Nrt. 69. Alle Einnabmen und Ausga— 
ben des Bundes müffen für jedes Jahr veranfhlagt und auf den 
Bundeshausbaltsetat gebracht werden. Lepterer wirb vor Beginn 
bes Etatsjahres nad folgenden Grundſätzen durch ein Gefeg fell» 
geßellt. Art. 70. Zur Beftreitung aller gemeinichaftlihen Ausgaben bienen zus 
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nächſt die etwaigen Ueberſchüſſe der Vorjahre, ſowie die aus den Zöllen, 
den gemeinihattligen Verbraudsfteuern und aus bem Poſt⸗ und Teles 
graphenweien fließenden gemeinſchaftlichen Einnahmen. Inſoweit biejelden durch 
dieſe Einnahmen nicht gedeckt werben, find fie, folange Bundesſteuern nicht 
eiugefährt find, durch Beiträge ber einzelnen Bundesſtaaten nah Maßgabe 
ihrer Vendlferung aufzubringen, welche bis zur Höhe bes: budgetmäßigen 
Betrages durch bas Präſidium ausgefhrieben werben Art. 71. 
Die gemeinfhaftliden Ausgaben werden in der Regel für. ein 
Fahr bewilligt, können jedoch in bejondern Fällen aud für etne 
längere Dauer bewilligt werden. Während dberim Art. 6O.nors 
mirten Uebergangszeit ift der nad Titeln geordnete Etat überbdie 
Ausgaben für Bas Bundesheer dem Bundesrathe und demReichs— 
tagenur zur Kenntnißnahbme und zur Erinnerung vorzulegen. 
Art. 72. Weber die Verwendung aller Einnahmen des Bundes ilt vom Prä⸗ 
fibium bem Bundesrathe und dem Reihstage zur Entlaftung jährlich Ned: 
nung zu legen. Art. 73. In Fällen eines außerorbentlihen Bebürfs 
niſſes können im Wege der Bundesgefeggebung die Aufnahme 
einer Anleihe, fowie die Uebernahme einer Sarantie zu Laften 
bes Bundes erfolgen. 

XI. Schlichtung von Streitigfeiten und Strafbeftimmun: 
gen. Art. 74. Jedes Unternehmen gegen bie Eriftenz, die Integrität, die Sicher⸗ 
beit ober die Verfufjung des norddeutſchen Bundes, endlich die Beleidigung bes 
Bunbesraths, bes Reichstags, eines Mitglieds bes Bundesraths ober bes Reichstags, 
einer Behörde oder eines öffentlichen Beamten des Bundes, während biefelben in ber 
Ausübung ihres Berufs begriffen find oder in Beziehung auf ihren Beruf, burch 
Wort, Schrift, Drud, Zeichen, bildliche oder andere Darftelung, werben in den einzelnen 
Bundesſtaaten beurtbeilt und beftrajt nach Maßgabe ber in den letztern beftehenden 
ober Fünftig in Wirkſamkeit tretenden Geſetze, nad) welchen eine gleiche gegen ben 
einzelnen Bundesftaat, feine Verfafjung, feine Fammern oder Stände, feine Kammer: 
oder Stänbemitglieder, feine Behörden und Beamten begangene Handlung zu richten 
wäre, Art. 75. Für diejenigen in Art. 68 bezeichneten Unternehmungen gegen ben 
norddeutſchen Bund, welche, wenn gegen einen ber einzelnen Bunbesftaaten gerichtet, 
als Hochverrath oder Landesverrath zu qualificiren wären, ift das gemeinfchaftliche 
Dberappellationsgericht ber brei freien unb Hanſeſtädte in Lübeck die zuftändige 
Spruchbehörde in erfter und letzter Inflanz. Die nähern Befiimmungen 
über bie Zuftänbigfeit und das Verfahren bes Dberappellationg- 
gerihts erfolgen im Wege ber Bundesgeſezgebung. Bis zum Er: 
laſſe eines Bunbesgefeges bewendet es bei ber zeitherigen Zus 
ſtändigkeit der Gerihte in den einzelnen Bundesftaaten unb ben 
auf das Verfahren diefer Gerichte beftehenden Befiimmungen. 
Art. 76. Dreitigteiten zwifchen verjchiedenen Bundesſtaaten, fofern dieſelben nicht 
privatrechtlicher Natur und baher von ben competenten Gerichtsbehörben zu entfchei= 
den find, werben auf Anrufen bes einen Theil von bem Bundesrathe erledigt. 
Berfaffungsftreitigfeiten in ſolchen Bunbesftaaten, in deren Verfaſſung nicht eine 
Behörde zur Entfcheibung folder Streitigfeiten beftimmt ift, bat auf Anrufen eines 
Theils der Bundesrath gütlich auszugleichen, ober, wenn das nicht gelingt, im Wege 
ber Bundesgefeßgebung zur Erledigung zu bringen. Art. 77. Wenn in einem 
Bunbesftaate ber Fall einer Zuftigzverweigerung eintritt und 
aufgefeglihen Wegen ausreihenbe Hülfe nicht erlangt werben 
fann, fo liegt bem Bundesrathe ob, erwiefene, nad ber Berfaf- 
fung und ben beftebenben Geſetzen bes betreffenden Bundesftaats 
zu beurtheilenbe Beſchwerden über verweigerte oder gehemmte 
Nehtspflege anzunehmen, und barauf bie geridtlidhe Hülfe bei 
ber Bunbesregierung, die zu der Beſchwerde Anlaß gegeben bat, zu 
bewirken. 

XIV. Allgemeine Beſtimmung. A. Id. Berimürrungen iii 
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BVerfaflung erfolgen im Wege ber Gefehgebung, jebod ift zu ben 
felben im Bunbesrathe eine Mehrheit von zwei Drittelndber ver- 
tretenen Stimmen erforberlid. 
ZV. Berhältniß zu den fübbeutihen Staaten Art. 79. Die Be 
dehungen bes Bundes zu den fübdeutichen Staaten werben fofort, nach Feſtſtellung 
r Berfaffung bes norddeutſchen Bunbes, durch beſondere, bem Meichötage zur Ge⸗ 
nehmigung vorzulegende Verträge geregelt werben. Der Eintritt der füb- 
beutihen Staaten ober eines berjelben in ben Bund erfolgt auf 
ven Borfhlag des Bunbespräfibiums im Wege ber Bundesgeſetz— 
gebung. 
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Die Lage Deutihlands mar zu Anfang des Jahres 1866 —— 
eine geradezu troſtloſe. Die deutſche Frage hatte ſich nach einer 
Reihe geſcheiterter Verſuche, ſie auf mehr oder weniger friedlichem 
Wege und in möglichftem Anſchluſſe an die beſtehenden Verhältnifſe 
zu löſen, in Folge der Ereigniffe feit dem Tode bes Königs Friedrich 
von Dänemark, zu einem wahrhaft unentwirrbaren Knäuel ber ver: 
ſchiedenſten Anfchauungen und Hoffnungen, QTenbenzen und Beſtre⸗ 
bungen 'zufammengeballt, der wohl geeignet war, bie beften und ebel- 
ften Männer an der Zukunft ber Nation faft verzweifeln zu laſſen. 
Nachdem die nationale Bewegung bes Winters 1863/64 burd bie 
gewaltfame Befreiung Schleswig-Holfteins aus ben Klauen ber bäni- 
ſchen Gewalthaber in der Hauptſache ihre Befriedigung gefunden, 
hatte fie fih in Volfsverfammlungen, Reben und Refolutionen aller 
Art gänzlich verpufft, ohne auf das weitere Schickſal Schleswig: 
Holſteins auch nur den mindeften Einfluß ausüben zu können. Den 
Regierungen ber Mittel- und Kleinſtaaten war ihre völlige Impotenz 
bezüglich ber großen politifchen Machtfragen von Oeſterreich und 
Preußen gemeinfam klar Yemacdht worden und fie hatten ſich, bitter 
enttäuſcht über Defterreich, in ihre fpeciellen Angelegenheiten zurück⸗ 
gezogen, ohne barum den populären Strömungen fi anzufchließen 
oder au nur zu nähern, da fie biefelben und mit Mecht noch mehr 
fürdteten ‚als .felbft Preußen ober Defterreih. Sie ſchwiegen unb 
warteten, in ber Hoffnung, durch den Bundestag früher oder Tpäter 
doch wieber in bie Action eintreten und ihr Gewicht, 18 Ar rt 
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Deatih- viel bebeutfamer erachteten, als es in Wirklichkeit war, neuerbings 


in bie Waagſchale legen zu können. Aber nichts verrieth, daß fie 
duch bie bisherigen Ereignifje gewißigt irgenbivie geneigter geworben 
feien, ihre volle Souveränetät einer nationalen Neugeftaltung zum 
Opfer zu bringen. Und doch war es nachgerade aller Welt Klar 
geworben, daß eine mächtige und Iebenspolle Neugeftaltung Deutſch⸗ 
lands abjolut unmöglich fei, ohne daß bieje particulare Couveränetät 
freiwillig geopfert oder gewaltfam gebrochen und ber Souveränetät 
ber Nation untergeordnet würde. In biejen particularen Souveräne- 
täten lag jedoch nur die eine Schwierigleit, die einer Neugeftaltung 
abjolut im Wege ftand, bie andere wurbe darch den Dugliemus ber 


"beiden Großmächte Preußens und Oeſterreichs gebildet und dieſe 


Schwierigkeit war augen|cheinlich die weitaus größere von ben beiden. 
Bon einem Ausgleich, einer Verftändigung konnte in Wahrheit für 
einen practiſchen Bolitifer gar keine Rede fein; ber Gegenſatz lag 
in ber Natur ber Dinge ſelbſt und Hatte fi biftorifch feit mehr ale 
hundert Jahren immer entſchiedener, immer felbitbewußter, immer 
unverſöhnlicher berausgebilbet. Deutſchland felbft war ber Kampf: 
preis: fobald man bie Theilung Deutſchlands zwilchen beiden ver- 
warf — und Niemand wagte es, fie der Nation offen vorzuſchlagen, 
einftimmig wurbe fie als das Schimpflichfte, was ihr begegnen könne, 
erfannt — konnte nur Oeſterreich oder Preußen bie fortan: allein 
in Deutichland tonangebende Macht fein, jo daß entweber Defter: 
reich aus bem bisherigen Bunde hinausgebrängt ober Preußen. auf 
den Rang und die Macht eines Mittelftaates berabgebrüdt. werben 
mußte. Darüber war man fih in ben maßgebenden Kreifen Berlins 
und Wiens volljtändig klar geworben, aber ebenjo auch barüber, daß 
das eine wie das andere nur das Rejultat eines Krieges und zwar eines 
entſcheidenden, vielleicht Langjährigen Krieges fein würde, ber ohne 
Zweifel den auswärtigen Mächten vielfache Gelegenheit zur Ein⸗ 
miſchung bieten, in jedem Fall Deutſchland mit Blut und Trünimern 
überbeden und vielleicht glei dem unjeligen breißigjährigen Kriege 
in feiner Entwidelung um SJahrzchente zurüdiwerfen würde. Go 
wenig daher eine dauernde Verſtändigung möglich mar, fo jehr hielt 
Preußen wie Defterreich bie ungeheure Verantwortlichkeit eines Bru- 
ches zurüd. Früher oder fpäter mußte es jedoch dazu Tommen. 
Die momentane Allianz vom Januar 1864 mochte barüber Leinen 
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Augenblid täuſchen. Cie ſchlug aud bald genug in ihr Gegentheil Deuga⸗ 
um. Schon im Sommer 1865 waren die Dinge zu einem Bruche 
reife. Indeß gelang es noch einmal, den Zwieſpalt zu überkleiftern, 
ben Bruch hinauszuſchieben. Die Gaſteiner Convention war aber 
lediglich ein Waffenftillftand, während deſſen neue Verſuche gemacht 
werden jollten, den Zwielpalt wenigftens für einmal und bezüglich 
des nächjten Objects, der [chleswig-holfteiniihen Frage, beizulegen. 
Schon zu Anfange des Jahres 1866 war es außer Zweifel, 
daß ber Waffenftillftand zu feinem Friedensſchluß führen werde. Im 
Grunde wurde fogar nicht einmal ein ernftlicher Verſuch dazu gemadit. 
Seitdem bie öffentliche Meinung in Schleswig-Holſtein die ſog. Februar: 
bedingungen abgelehnt und ſeitdem Preußen ſich überzeugt hatte, daß bie 
Einberufung einer fchleswig-holfteinifhen Ständeverfammlung, jei es 
nun nad) ber Berfaflung von 1848 oder von 1854, fei es auf 
breitefter Grundlage oder nad irgend melden noch jo gut ausge: 
dachten Beihränfungen Feine ihm geneigte Majorität zu Tage för: 
bern würbe und baß tim Gegentheil die erfte Manifeftation einer 
wie immer einberufenen Vertretung ber Herzogthümer faſt unzweifel: 
haft in ber Broclamirung des Augujtenburgers beftehen würbe, war 
bie Stellung Preußens zu der ganzen Frage eine ſehr einfache und 
Mare geworden. Auf das Gutachten jeiner Kronjuriften geftüßt, ver: 
weigerte e8 dem Auguftenburger jebe Anerkennung feiner Erbrechte 
und verlangte von Deiterreih auf Grund des Wiener Friedens mit 
Dänemark, daß es ihm feinen Antheil an der Eroberung zu einem 
angemeljenen Preife überlafje, und war entjchloflen, feine militärijche 
Stellung in ben Herzogthümern als ein thatjächliches Unterpfand Jo 
lange zu behaupten, bis Defterreih feinem Willen enblih ein Ge 
nüge thun würde, jelbft auf die Gefahr eines Krieges hin. Oeſter⸗ 
reich ſeinerſeits verkannte jeboch Leinen Augenblick die Bedeutung, 
weile ber Erwerb Schleswig-Holfteins für bie Machtftelung Preu⸗ 
Bens im Norden von Deutſchland haben mußte und da es ficherlich 
nicht dazu feine Truppen an die Königsau geſchickt hatte, war es 
entſchloſſen, Breußens Verlangen nicht zu entfpredhen, zumal nachdem 
die wieberholten Andeutungen von „territorialen Compenjationen“ 
Defterreiche in Berlin nicht hatten verjtanden werben wollen. Deiter: 
reichs Stellung zu der gejammten fchleswig-holteinijhen Trage war 
babei ganz im Gegenſatze gegen die Preußens weder eine einfache 
W 
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Di noch eine Mare. Es war entichloffen, Preußen ben Machtzuwachs 
der Herzogthümer nicht zuzugeftehen, aber es wünſchte doch auch, einen 
Bruch mit Preußen zu vermeiden; es hatte ferner mit Preußen im 
Jahre 1864 die Mittelſtaaten vor den Kopf geſtoßen, den Bundes⸗ 
tag lahm gelegt und ſich durch ſeine ganze Politik die Regie⸗ 
rungen wie bie Bevölkerungen ber Mittelſtaaten vollends ent: 
frembdet, aber es wollte barum die Brüde zum Bundestag Teines- 
wegs hinter ſich abgebrodhen haben unb behielt ſich vor, gelegentlich 
wenn es ihm conveniren follte, die Trage body wieder an ben Bunb 
zu bringen; endlich hatte es den Auguftenburger zu Anfang ber 
däniſchen Verwidelung in auffallender Weile vornehm ignorirt, nach⸗ 
ber aber gefunden, daß es feinen Intereſſen entiprecdhe, ihn und feine 
Partei augenfällig zu Ichonen. Ein beftimmter Plan, wie bie jchles- 
wig-boljteinifche Frage in feinem Intereſſe zum Austrag gebracht 
werben könnte, fehlt Defterreih gänzlih. Es beſchränkte ſich nad 
der Theilung der Herzogthümer zufolge der Gafteiner Convention 
darauf, das ihm zugefallene Holftein joweit möglich nad) dem Sinn 
ber holſteiniſchen Bevölkerung zu regieren und fi dadurch beren 
Zuneigung zu erwerben, fowie aud die Mittelftaaten wieder etwas 
zu befänftigen. Das Hauptmittel dazu war, ber auguftenburgifchen 
Partei, ber auch bie von ihm eingejete Landesregierung angehörte, 
innerhalb gewifler Grenzen freien Spielraum zu Yaflen und ihrer 
Agitation nur fehr beicheibene Schranken zu ſetzen. Da Oefterreich 
nicht daran denken Tonnte, das Land für fich felber dauernd zu be 
halten, jo blieb ihm in ber That nichts anderes übrig, als fich we: 
nigſtens bie Möglichkeit zu reſerviren, es bem Auguftenburger im 
Einverftändnig mit dem Bunbestage übergeben zu können. Durch 
nichts aber reizte und erbitterte es die preußifche Regierung mehr 
als gerade dadurch. Preußen wollte von nichts weniger hören, 
als davon, fi vom Bunde „majorifiren” zu laſſen und fühlte gar 
wohl, auf wie ſchwachen Füßen das Gutachten von SKronjuriften 
gegenüber dem unabhängigen Urtheil ber erjten Staatsrechtslehrer ber 
Nation und ber Sprucheollegien faft ſämmtlicher deutſcher Univer⸗ 
fitäten feit 20 Jahren in ber öffentlihen Meinung nothwendig ftehen 
mußte. In Schleswig Hatte Preußen ber auguftenburgifchen Agi⸗ 
tation ben Lebensfaden abgejchnitten, indem die Prefje gefäubert und 
bie beftehenben politifchen Vereine einfach unterbrüdt wurden. In 
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Holitein dagegen blühte bie Agitation mit Connivenz des öſterreichi⸗ Deutſch⸗ 
ihen Statthalters und fie hoffte ſogar, benjelben vielleicht auch noch end. 
zu Einberufung einer Stänbeverfammlung bewegen zu können, wo⸗ 
durch fie einen legalen Ausbrud gewonnen hätte. Seit Anfang 
Januars war bereit8 eine große Maffenverfammlung nah Altona 
vorbereitet worben, bie biefer Tendenz den nöthigen Nachdruck geben 
ſollte. Der Plan fette den öſterr. Statthalter in nicht geringe Ver: 
legenbeit, da er auf ber einen Eeite freie Hand behalten, auf ber 
anbern aber bie Bevölkerung nit vor den Kopf ftoßen wollte. 
Seine Maßnahmen waren baher ziemlich ſchwankend. Auerft wurde 
abgemahnt, dann fürmlich verboten, zulegt aber doch die Erlaubniß 
ertheilt, unter der bloßen Einſchränkung, daß von ber Verſammlung 
feine förmlihen Refolutionen gefaßt werben bürften. Am 23. as 
nuar fand fie ftatt, nicht nur aus allen Theilen bes Lanbes zahl: 
reich bejucht, ſondern auch von einigen ſüddeutſchen BParteiführern 
gewillermaßen als Bürgichaft dafür, daß ben Schleswig-Holſteinern 

in ibrem Kampfe für ihr und ihres Herzogs Recht der Rüdhalt ber 
übrigen deutſchen Benölferungen nicht fehle. 

Die Verfammlung blieb ohne weitere Folgen wie fo viele an: Pen 
dere ähnlicher Art. Der preuß. Regierung bot fie bagegen eine [ehr Deher- 
willkommene Gelegenheit zu einer Depefche des Grafen Bismard an # 
das öſterreichiſche Cabinet, in ber er fich über den Vorgang bitter 
beflagte, das ganze öfterr. Regiment in Holſtein einer jchneidenden 
Kritik unterwarf und ganz offen und entjchieben mit einem Bruch 
ber Allianz zwiſchen den beiden Großmächten drohte, wofern Oeſter⸗ 
reich auf. biefer feiner PBolitit beharre. Oeſterreich beantwortete bie 
Depeiche unter dem 7. Februar. In diefer Anwort beharrte es 
feinerfeits auf feiner bisherigen Weigerung, in eine Annerion ber 
Herzogthümer mit Preußen zu willigen und beutete darauf Bin, daß 
es dabei jelbft auf bie Gefahr der vom Grafen Bismard ihm an: 
gebrohten Löſung ber bisherigen Allianz beider Gabinette bleiben 
würbe. Der nächſte Gegenftand des Depeſchenwechſels war zu weis 
teren Auslaflungen nicht geeignet und bie Angelegenheit blieb zunächſt 
auf fi beruhen. _ Aber Preußen wußie nun neuerdings, daß es von 
Defterreich bezüglich SchleswigcHolfteins nichts zu hoffen habe und 
bie von ihm -angebrohte Folge trat thatſächlich ein: Preußen betrach⸗ 
tete die Allianz mit Defterreich als gelöst und Ich Ti wa an= 
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Preugen.beren Mitteln und Wegen um, feine Abfichten unb fein Ziel dennoch 
zu erreichen. 

Welches diefe Mittel und biefe Wege fein würben, konnte nad 
der Haltung, die Graf Bismard, der Leiter ber preuß. Politik ein 
halbes Yahr vorher, unmittelbar vor dem Abichluffe der Gafteiner 
Eonvention mit ber ihm eigenen Offenheit und Entſchiedenheit an 
ben Tag gelegt hatte, im Grunde nicht zweifelhaft fein, da Niemand 
baran benfen konnte, daß er auf feine weiteren Pläne, oder gar 
auf das bereits factiſch Erworbene freiwillig verzichten werde. Preu⸗ 
Ben hatte in dem Grafen Bismard enblih einen Dann gefunden, 
ber bie Eriftenz feines Staates, aber auch feine eigene, baran zu 
jeßen wagte, ben unentwirrbaren Knäuel der beutihen Frage mit 
dem Schwert zu zerhauen. Alles jchien ihm Preußen zu dem füb: 
nen verhängnißvollen Schritte zu drängen, nicht bloß die ausmwärti- 
gen Berhältnifie, die günftig fchienen, nicht bloß bie troftlofe Lage 
ber beutichen Dinge, fondern vor allem aus aud die inneren Ver. 
bältnifje Preußens. Seit vier vollen Jahren wogte ber Kampf 
zwiſchen ber Krone Preußen und dem Haufe ber Abgeordneten mit 
berjelben Ausdauer, berfelben Leidenſchaft um bie Reorganijation 
der Armee und das Budgetrecht bes Haufes. Graf Bismard 
batte bisher feine und feines Löniglihen Herrn Stellung gegen alle 
Stürme behauptet, auf die Dauer hätte er dennoch unausweichlich 
unterliegen müffen, wenn es ihm nicht gelang, diefer reorganifirten 
Armee ein bejtimmtes Biel hinzuſetzen, ben erbitterten Parteien eine 
gemeinjame große Aufgabe zuzumeijen, den Boden ſelbſt umzuwandeln, 
auf dem ber gewaltige Kampf bisher geführt worden war, mit einem 
Worte eine jo umfafjende großartige Politik zu inauguriren, daß bie 
ſchleswig-holſteiniſche Frage darin nur noch als ein einzelnes Moment 
eridien. Daß eine weitere Yortfegung des Kampfes zwilchen ber 
Regierung und dem Abg.-Haufe bes Landtags zu Teinem Ausgleich 
führen werbe, war ohnehin Klar genug, Graf Bismard war aud 
nicht gewillt, einen neuen derartigen Verſuch zu machen. Am 15. Januar 
wurbe der Landtag der preuß. Monardie eröffnet. Bereits that es 
ber König nicht mehr in Perfon, Graf Bismard verlas bie Thron 
rede. Sie ftellte neuerdings Teinerlei Conceſſion von Seite der 
Krone in Ausfiht. Das Nbg-Haus mußte von bemjelben Boden 

„aus, in berfelben Stimmung wie bisher an feine Arbeit gehen, 
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Noch hatte es biefelben kaum in Angriff genommen, als ein InciPreußen. 
benzfall die Erbitterung des Haufes gewaltig anſchwoll. Schon im 
vorigen Jahre Hatte die Regierung durch ihr Organ, die Staats: 
anwaltichaft, zwei Abgeorbnete, Tweſten und Frenbel, wegen Aeuße⸗ 
rungen im Schooße des Abg.sHaufes gegen die von ihnen in Tolge 
bes vom Yuftizminifter bei Beſetzung ber Richterftellen befolgten 
Spitems für gefährdet erachtete Unabhängigkeit der Juſtiz gerichtlich 
belangt.. Die Klage wurde jedoch in beiden Fällen und zwar in 
beiden Inſtanzen mit Bezugnahme auf ben wie es ſchien unbedingt 
Haren Wortlaut bes betreffenden Artikels ber DVerfafjung, ber bie 
Redefreiheit innerhalb des Hauſes ſchützte und diefelbe lediglich durch 
die Disciplinargewalt des Präfidenten und allfällige Beichlüffe bes 
Haufes felbjt beſchränkte, abgewieſen. Nun ließ fich das Obertribunal, 
das oberfte Gericht bes Reiches, herbei, am 29. Januar in einem 
Beſchluß jenen Artikel burch eine, wie es ſchien völlig fophiftifche Aus: 
legung geradezu in Trage zu ftellen, einem Beſchluß, ber zudem nur 
mit einer einzigen Stimme Mehrheit und nur mit Hülfe von zwei 
zugezogenen Hülfsrichtern zu Stande kam. Wenn biefer Beſchluß 
Gültigkeit erlangte, fo war die Unabhängigkeit des Abg.-Haufes ge: 
broden und feine Mitglieder für ihre parlamentariihe Thätigkeit 
jeder Verfolgung der Regierung volljtändig preisgegeben. Die Bf: 
fentlihe Meinung war barüber ganz und gar einftimmig. In einer 
mehrtägigen Debatte, die zu ben denkwürdigſten des preuß. Abg. 
Hauſes gehört, proteftirte biefes mit allen gegen bie Stimmen ber 
feudalen Fraction gegen ein ſolches Attentat auf die Berfaffung und 
feine Rechte und erflärte zum Voraus jebes DBerfahren und jebe 
Zerurtheilung auf Grund jenes Obertribunalbefehluffes für rechte: 
ungältig, für null und nichtig. Der tiefe Zwieſpalt zwiſchen der 
Regierung und ber Volksvertretung Preußens war dadurch noch klaf⸗ 
fender als bisher geworben. Zu berfelben Zeit und jo ziemlich mit 
berjelben Majorität beichloß das Haus, daß die Vereinigung bes 
Herzogthums Lauenburg mit der Krone Preußens jo lange rechts: 
ungültig jei, als nicht die verfaffungsmäßige Zuftimmung - beider 
Häufer dazu erfolgt jei und erflärte die Maßnahmen ber Regierung 
zu Verhinderung des im vorigen Jahre zu Köln beabfichtigten Ab⸗ 
georimetenfeftes in einer Reihe von Punkten für gejeßwibrig. “Die 
Regierung antwortete auf alle dieſe brei Beichlüffe bamit, daß fie 
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Freuen. dieſelben für Ueberfchreitungen der Eompetenz bes Hauſes erklärte 
und bemfelben einfach zurüdichidte, worüber das Haus ſeinerſeits 
wieder zur Tagesorbnung ging. Unterbefien hatten bie Commiſſionen 
das ihnen vorgelegte Budget für 1866 ihrer Prüfung unterzogen 
und wenn bie Prüfung auch nod nicht bis zu beftimmten Anträgen 
gebiehen war, fo waltete bereits Tein Zweifel mehr barüber, daß 
bas Haus bie geforberten Mehrkoſten jowohl für bie Armee als für 
die Marine auch dieſes Jahr wieber wie in ben Vorjahren mit 
Ausnahme der feudalen Fraction einflimmig verwerfen würde. Graf 
Bismarck erachtete e8 unter dieſen Umftänben für überflüflig, bie 
rein formelle Abwidelung bes Finanzgeſetzes abzuwarten. Schon 
am 22. Febr. ließ er durch ein kgl. Decret bie augenblidliche Vers 
tagung unb fon auf ben folgenden Tag ben Schluß ber Seflion 
ausiprechen unb wieberum war es Graf Bismard, ber am 23. Febr. 
im weißen Saale bes kgl. Schlofjes bie Thronrebe verlag, bie ben 
plöglichen Schluß des Landtags bamit motivirte, daß „auf bem vom 
Haufe eingeſchlagenen Wege bas Land ernfteren Zerwürfniffen ent: 
gegengeführt und eine Ausgleihung ber beftehenben auch für bie 
Zufunft erfchwert worden wäre*. Die Abgeorbneten verließen Berlin 
nur noch erbitterter als bisher. Graf Bismard bagegen hatte nun 
für die auswärtige Politik freiere Hand und dieſe beburfte er aller: 
dings für Plane, die längft in feinem Geifte gereift waren, für bie 
er jeboh überhaupt und zumal unter den obwaltenden Umftänden 
von Seite des Abg.-Haufes zur Zeit weder ein Verſtändniß noch 
eine. Unterftügung vorausjeßen Tonnte. 

Graf Bismard Hatte ſchon früher, gleih nachdem er als 
Minifterpräfident und Minifter der auswärtigen Angelegenheiten bie 
Leitung der preußiſchen Regierung übernommen hatte, offen feine 
Meberzeugung bahin ausgeſprochen, daß die Löfung ber beutichen 
Trage nur durch „Blut und Eifen* erfolgen könne. Daß er vor 
einer Entſcheidung durch Waffengewalt feinerjeits nicht zurüdichrede, 
hatte er im Sommer bes vorhergehenden Jahres beutlih genug an 
ben Tag gelegt und wenn es damals noch nicht zum Kriege Tam, 
fo ift der Grund dafür höchſt wahrfcheinlih darin zu ſuchen, daß 
ber König ſich weigerte, dazu die Hand zu bieten, jo lange nod 
irgend eine andere Löſung wenigſtens ber nächſten Schwierigfeiten 

. möglich war. So kam bie Gafleiner Convention zu Stande, bie 
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ben Entſcheid vertagtee Aber au der König mar entichloffen, Preußen. 
Schleswig-Holftein nicht mehr fahren zu laſſen, auch für ihn hatte 
jo weit das Staatsinterefje die Bedenklichkeiten des Rechts bereits 
überwunden. Ein Krieg gegen Dejterreih, ein Krieg Deuticher 
gegen Deutiche, war aber etwas ganz anderes, ganz abgelehen davon, 
daß die Tragweite eines ſolchen Krieges gar nicht abgefehen werben 
fonnte und Preußen jedenfalls feine ganze Erijtenz bafür einſetzen 
mußte, wenn auch freilich ein größerer Kampfpreis für den Fall 
eines Sieges über Oeſterreich Preußen winken mochte, als nur bie 
Annerion von Schleswig-Holftein, jo bedeutfam fie auch für bie 
Machtentwidelung Preußens fein mochte. Hier fand Bismard zu: 
nächſt für feine Ideen und jeine Plane eine Schranke, die er noch 
nicht zu überwinden vermochte, Allein er täuſchte fih nicht, wenn 
er annahm, daß ſchließlich doch nichts anderes übrig bleiben und 
daß höchſt wahricheinlich Defterreich felbjt ihm die Mittel an bie 
Hand geben werde, jene Schwierigkeiten zu bejeitigen. Defterreich 
ſelbſt war durch alles das, was der Gaſteiner Convention voraus: 
gegangen, gewarnt, es konnte fich Feine Illuſionen darüber machen, 
daß Preußen entichlofien war, die Herzogthümer in Güte oder mit 
Gewalt zu erwerben, und daß es daher nothwendig baran denken 
müffe, Gewalt mit Gewalt abzutreiben, da es feinerjeits entſchloſſen 
war, Schleswig-Holjtein freiwillig Preußen nicht preiszugeben. Durch 
ben Depeichenwechjel vom 26. Yan. und 7. Febr. war bie Lage 
beiber Mächte biplomatiich Kar geitellt und damit abgejchloffen. 
Graf Bismard war es, ber die Dinge zuerft wieber in Fluß 
brachte. Am 28. Febr. wurbe in Berlin ein großer Minifterrath 
mit Zuzug der hervorragendſten Generale und bes preußilchen Bot- 
ſchafters in Paris unter dem Vorſitze des Königs jelbit nicht ohne 
eine wohlberechnete Dftentation abgehalten zund bie Kriegsfrage zur 
Eprade gebracht. Wie Bismard ſpäter Württemberg gegenüber 
behauptete, wurde fie damals noch in negativem Sinne entſchieden. 
Der Zwei wurde aber doch erreicht. Der Hofin Wien gerieth Darüber 
in Aufregung und antwortete am 7. März durch die Einberufung eines 
großen Marſchallraths, zu dem namenilich auch ber %.:3.:M. Benedek 
ans Italien zugezogen wurde. Defterreich war damit eingegangen unb 
von beiden Seiten wurden nun vorläufige Maßregeln zum Kriege 
geiroffen. Die Lage ber beiden Staaten war aber eine ſehr un⸗ 
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Preußen. gfeihe: Preußen war bei feiner Armeeorganifatton gar nicht ges 
nöthigt, jebt fchon irgend welche äußerlich auffallende Maßnahmen zu 
treffen, Defterreich dagegen, deſſen Regimenter weit von ihren Werbe: 
bezirken zu liegen pflegen, war bazu gezwungen, auch wenn es jebes 
Auffehen vermeiden wollte Das lettere war indeß keineswegs ber 
Tal, Am 13. März wurden bie Eibungen des Marfchallrathes 
geſchloſſen und jchon am 15. erhielten verſchiedene Commandos, na⸗ 
mentlich das ungariſche, telegraphiſch den Befehl, Truppen nach 
Böhmen abgehen zu laſſen. Das war zu viel ober zu wenig, aber 
völlig genug, um Preußen ben Faden in die Hand zu legen, ber 
fid von Gegenmaßregeln zu Gegenmaßregeln endlich bis zum Aus: 
bruch bes Krieges abipinnen ließ. Auch Sachſen traf einige Ein- 
Veltungen zu Rüftungen unb beide, die diterreihiihen unb bie ſäch⸗ 
fiiden Rüftungen wurden alsbalb von der offiziöſen preuß. Brefie 
ber öffentlihen Meinung als Herausforderungen, als Bebrohungen 
Preußens denuncirt. Und formell ift jo viel allerbinge unläugbar, 
daß Dejterreich zuerft öffentlich rüftete zu einer Zeit, als in Preußen 
von Rüftungen aud noch nit eine Spur bemerft werden Tonnte, 

Aber unthätig war Preußen barum feineswege. Wenn Preußen 
gegen Defterreich Krieg führen wollte, jo bot fi ihm menigftens ein 
Alltirter ungefucht ganz von felbit bar und zwar ein Allüürter, wie fi 
ihn Preußen ber geographiichen Lage nah nur wünſchen konnte — 
Stalin. Schon vor dem Abſchluß der Gafteiner Convention hatte 
Preußen mit Italien dießfällige Beziehungen angelnüpft und damit, 
wie behauptet wird, ſchon bamals einen wirkfamen Drud auf bie 
Entſchließungen des dfterreichifchen Cabinets ausgeübt. Nach Gaftein ' 
wurben fie joweit wieber fallen gelaffen; doch vermittelte Preußen 
noch zu Ende 1865 und Anfang 1866 den Abſchluß und die Rati⸗ 
ficationen eines Handelsvertrags zwilchen Italien und dem Zollverein 
gegen alle legitimiſtiſchen Bedenklichkeiten. Bismard ſelbſt war viel 
zu fehr praftiicher Staatsmann, um fich durch derlei beirren zu laſſen, 
feine Partet in Preußen wagte e8 nicht, ihrem Haupte tarin ent: 
gegenzutreten und in Hannover, Kurbefien, Nafjau 2c. wurden fie 
durch einen fanften Drud zum Schweigen gebracht. An eine frie: 

‘ geriſche Unterflüßung Preußens dachte Italien damals no ganz 
und gar nicht. Die öffentliche Meinung des Landes und die Re 
gierung waren zumeift und in: erfter Linie darauf bebacht, der immter 
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bedenklicher fih geftaltenden Lage ber Staatsfinanzen aufzuhelfen Ialire. 
und bieß Fonnte anerfanntermaßen nur. burch erfledliche Eriparniffe 
im Militärbubget erreicht werben, ba in allen anderen Zweigen ber 
Staatsverwaltung, in welchen fo unenblih viel von ben früheren 
Regierungen Verfäumtes nachzubolen war, von irgend nennenswerthen 
Grübrigungen wicht einmal die Rebe fein konnte. Die Regierung 
ging darauf ein und durch eine Reihe von Maßregeln jollte bie 
Armee wenigſtens auf ben vollftändigen Friedensfuß zurüdgeführt 
werben. Mit dem 1. März war bas auch wirklich fo ziemlich er: 
reicht d. b. gerade miP dem Moment, wo es angezeigt war, fich auf 
alles bereit zu machen. Ohne Zweifel auf einen Wink Preußens 
durch den. italienifchen Gefandten in Berlin ging ber General Co: 
vone einige Tage fpäter aus Florenz dahin ab, angeblih um bie 
militärtfchen Etablifjements Preußens fennen zu lernen, in Wahr: 
heit, um bie Einleitungen zu einer möglichen Allianz gegen Oeſter⸗ 
reih und die daraus folgenden militärifchen Verabredungen einzu: 
leiten. Zugleich traf bie italienifhe Regierung in aller Etille bie 
nothwendigen Kinleitungen, um die Armee wieder auf ben Kriege: 
fuß zu feßen, ohne indeß mehr Lärm zu machen als unbedingt noth⸗ 
wendig war. Doch gab der Minijterpräfident General Lanıarmora 
dem Parlament am 9. März die Zuficherung, daß bie Regierung 
Ereigniffe vorausfehe und fi darauf bereit made. Ohne bie Hülfe 
Italiens zu überfchäten, konnte Preußen barauf zählen, daß Italien, 
fobald fi ihm nur bie Möglichkeit eines Kriegs gegen Defterreich 
zu Befreiung Venetiens barbiete, wenigſtens alles thun werbe, was 
nur immer in feinen Kräften ſtehe und daß es unter allen Um 
ftänden in ber Lage fei, bie Kräfte Oeſterreichs zu theilen und einen 
erheblichen Theil jeiner Armee in Benetien und bem Feitungsviered 
feft zu halten. Defterreih nahm jeinerjeitS vom Umſchwung ber 
Dinge in Italien vorerſt und noch längere Zeit gar feine Notiz. 
Defterreih richtete zunächſt ſeine Augen nad einer andern Fire 
Seite, bem beutfhen Bund und den beutfchen Mittelitanten. Schon 
am 16. März, db. h. nur einen Tag nach feinen erften militärifchen 
Maßregeln in Böhmen, wandte es fich in einer vertraulichen Dep. 
an bie ihm näher ftehenben Regierungen ber deutſchen Mittelftanten, 
in ber e8 von „in Preußen getroffenen Vorbereitungen zum Kriege“ 
als einer. feſtſtehenden Thatfache ausging, benfelben in Ausſicht KUk. 
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eher Hafı es bie Löfung ber ſchleswig-holſteiniſchen Frage ben „verfaffunge: 


mäßigen" Beichlüffen des Bundes, benen „Defterreihe Anerkennung 
ſtets gefichert fei”, wieder anheimftellen werde, bloße Bermittlungs- 
bemübungen bes Bundes zum Voraus ale ungenügend erflärte unb 
fhließli die Mobilmahung der von ben Mittel- und Kleinftanten 
gebilbeten vier Bunbesarmeecorpe in Anregung brachte. Welche 
Antworten Defterreih zu Theil wurben, ift nicht befannt geworben. 
Indeß blieb auch Preußen nad biefer Richtung nicht ganz unthätig. 
Zwar auf eine Bundbeshülfe gegen Oeſterreich verzichtete es aus vers 
fhiedenen Gründen von vornherein; dagegen richtete es unter dem 
24. März eine Gircularbepefche an ſämmtliche deutſche Negierungen, 
um zu willen, ob unb wie weit es für den Fall eines Angriffs 
von Seite Oefterreihs auf ihre Unterflügung ale Einzelne zählen 
könne. Am 27. März wurde die Depeihe von ben Vertretern 
Preußens den verjchiebenen mittleren und Tleineren beutfchen Regie⸗ 
rungen vorgelefen: bie Antwort lautete für Preußen keineswegs be- 
friedigend: keine einzige ſprach fih jo aus, wie Preußen wünſchte; 
nur einige, bie zu entichieden innerhalb bes preußifchen Machtbereiche 
lagen, wie Hannover und Kurbefien, fuchten auszumweichen, bie meiften 
wiejen Preußen ausbrüdlihd an den Bund, d. h. fie lehnten feine 
Aufforderung ab. Man darf wohl annehmen, daß Preußen nie 
eiwas anderes erwartet hatte. Defterreih nahm von ber Depeſche 
Gelegenheit, ſich mit Preußen wieber in birectes Benehmen zu ſetzen, 
indem es ihm am 31. März die förmliche Erklärung zugeben lich, 
daß „den Abfihten S. Maj. des Kaiſers nichts ferner liege als ein 
offenfives Auftreten gegen Preußen“ unb eine ‚gleiche ebenfo beſtimmte 
und unzweibeutige Erklärung jeinerjeit verlangte Bismard ent: 
ſprach der Aufforberung am 6. April mit ber Antwort, daß aud 
„den Abfihten S. Mai. des Königs nichts ferner liege ald Angriffe: . 
frieg gegen Defterreih“. Steiner von beiben Xheilen Tonnte indeß 
in biefen formellen Erklärungen eine beſondere Beruhigung Tchöpfen. 
Die Vorbereitungen zum Kriege gingen auf beiben Seiten fort. In 
Preußen befahl am 28. März eine kgl. Orbre, die Armee in Kriegs⸗ 
bereitfchaft zu ſetzen; Defterreich bejchleunigte feine Rüftungen, ſoweit 
e8 nur feine Finanzen, bie es vorerſt noch ſchonen wollte, erlaubten, 

Nachdem indeß fowohl Preußen als Defterreih ſich wechſel⸗ 
feitig bie feierliche Verſicherung ertheilt hatten, daß Feines daran 
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denke, das anbere anzugreifen, lag boch bie Trage beiberjeitiger Ab⸗ Beier“ 
rüftung in ber That nahe. Wirklich verlangte Defterreih unter 
bem 7. April von Preußen, daß es in natürlicher Conſequenz feiner 
Erflärung vom 6. nun auch abrüfte, namentli bie am 28. März 
erlafiene kgl. Orbre, durch welche bie ganze preußifche Armee im 
Kriegsbereitichaft zu ſezen befohlen worben war, zurüdnchme. Preußen 
antwortete am 15. deſſ. Monats, daß Defterreich, welches zuerft ge: 
rüftet babe, nun auch zuerjt wieder abrüften möge, worauf Defter: 
reih unter dem 18. einging, unter ber Vorausfeßung, daß Preußen 
gleichzeitig oder doch am nachfolgenden Tag baffelbe thun werde. 
Preußen Tonnte den in der That nur billigen Vorfchlag unmöglich 
einfach von der Hand weifen, aber e8 fuchte, indem es ihn am 21. April 
annahm, ſich doch möglichft freie Hand zu wahren. Trotzdem hätte 
Defterreih, wenn es bei feiner Haltung beharrte und Empfindlich- 
Teiten Teinen Einfluß geftattete, auf biefem Wege vielleiht noch ein» 
mal Preußen zu einer Vertagung feiner deutichen Plane gezwungen. 
Allein gerade in dieſem Moment beging Defterreih einen neuen 
großen Fehler: an bemjelben Tage, an dem bie lebte preußifche 
Depeche in feine Hände gelangte, beichloß es kriegeriſche Maßregeln 
gegenüber Italien, indem es feine Armee im Venetianiſchen ver: 
ſtärkte und den Oberbefehl über biefelbe dem Erzherzog Albredt 
übertrug, da Benedek zum Generalifiimus der fog. Norbarmee gegen 
Preußen beftimmt war. Nicht daß Defterreih keinen Grund ges 
habt Hätte, feinem füblihen Nachbar gegenüber auf der Hut und 
auf alles gefaßt zu fein. Allein warum es gerade jebt es für ge: 
rathen hielt, mit auffallenden Rüftungen gegen denfelben vorzugehen, 
ift weniger Mar. Denn bie erften Rüftungen Italiens batirten fchon 
aus dem Anfange des vorangegangenen Monats März und die Zette⸗ 
ungen mit Preußen aus demjelben Monat, ja in Wien wollte man 
ſchon Ende März wiſſen, daß ein Bünbnik zwiſchen Beiden förmlich 
paraphirt worden fei, was zwar verfrüht war, indem bie foͤrmliche 
Vollmacht dazu dem italienifchen Unterhändler erft am 3. April er: 
theilt unb das Bündniß felbft erfi am 8. April abgeichloffen wurde. 
Die Maßregeln Defterreih8 kamen daher entweder zu früh ober zu 
fpät und waren ein entſchiedener Mißgriff. Die einfache Folge 
bavon war einerjeits, bag Preußen von Defterreich fofort eine Ab- 
rüftung nicht bloß in Böhmen, jonbern aud in Stallen verlanate, 
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Defter- anbererfeits aber, daß Italien dadurch berechtigt wurde, feine Rüft 
reich ungen nunmehr ganz offen zu betreiben und alle feine Kräfte zum 
Nationalkrieg gegen Oeſterreich aufzubieten. Die Abrüſtungsdepeſchen 
zwifchen Defterreih und Preußen gingen zwar noch einige Zeit 
weiter bin und ber, aber fie hatten alle praftiiche Bedeutung gänzlich 
verloren. Der Krieg ſchien Ende April bereits ganz und gar m 
vermeiblid. Nun wurbe von allen Betheiligten mit Macht gerüftet, 
Am 4 Mat that Preußen den entfcheidenden Schritt, indem ber 
König die Mobilmahung von ſechs Armeecorps, am 8. auch diejenige 
ber drei übrigen befahl. Defterreich Tieß den Erzherzog Albrecht am 
5. Mai zur Armee nad Italien abgehen, befahl am 6. die ganze 
Armee auf Kriegsfuß zu Teen und die ſog. Nordarmee unter Be 
nedek an ber ſächſiſchen und ſchleſiſchen Grenze zu concentriren, 
Italien bot alle feine verfügbaren Gtreitfräfte und zwar binmen 
fürzejter Zeit unter die Waffen auf, im Parlament zu Florenz ver: 
ſchwanden alle bisherigen Parteiunterjchiede und einftimmig wurden 
ber Regierung alle Mittel zur Verfügung geſtellt, die fie nur ver 
langen fonnte, um mit der äußerjten Kraftanftrengung auf ben 
Kampfplatz treten zu können. 
Deutſch⸗ Außer Oeſterreich, Preußen und Italien war aber noch ein 
land. Factor an ber ganzen mitteleuropäifchen Verwicklung betheiligt und 
zwar gerade diefer nicht am mindeſten — die gejammten beutjchen. 
Mittel- und Kleinftanten. Kam es zum Kriege zwilchen Preußen 
und Defterreih, jo wurden in Wahrheit die Würfel über fie ge: 
worfen. Trotzdem konnte von einer ſelbſtſtändigen Politik dieſes Factors 
von vornherein keine Rede ſein: wie die Regierungen der Mittelſtaaten 
wenige Jahre früher in den bekannten „identiſchen Noten“ Preußen 
gegenüber den Anſpruch auf „abſolute Gleichberechtigung“ gemacht 
hatten, ſo erhoben ſie denſelben Anſpruch natürlich in noch verſtärktem 
Maße auch unter ſich; keine derſelben dachte nur von ferne daran, ſich 
der andern auch bloß momentan unterzuordnen und es iſt wohl außer 
Zweifel, daß nicht einmal zwei derſelben ſich über eine wirklich gemein⸗ 
ſame Politik hätten verſtändigen können, geſchweige denn Alle oder 
auch nur die Mehrheit derſelben. Die Art und Weiſe, wie ſie ſich 
im Jahre 1864 von Oeſterreich und Preußen in der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Frage hatten bei Seite ſchieben laſſen, hatte die ganze 
Schwäche ihrer politiſchen Stellung an den Tag gelegt. Seither 
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hatten fie fi giemlich flille verhalten, immer hoffend, daß bie Fragederua⸗ 
föfteßlich doch mwieber an ben Bund gebracht und dort entſchieden 
werben muüſſe, aber immer umſonſt hoffend. Die deutſche Bundes⸗ 
sche beſtand zwar allerdings noch immer zu Recht und der Bundes« 
ing zu Frankfurt hielt feine Sigungen wie bisher ; aber thatſächlich 
war jene zu einer bloßen Schale ohne Kern geworben und biefer zu 
gänzlicher Bebeutungslofigkeit Herabgefunfen. Oeſterreich und Preußen 
hatten den deutſchen Bund im Jahre 1864 factifch begraben unb 
die beutfchen Mittel: und Kleinſtaaten hatten es geichehen laſſen und 
zeſchehen laffen müſſen, meil fie weder die Macht noch den Willen 
hatten, zu rechter Zeit etwas anderes an feine Stelle zu fegen. Der 
Rrieg gegen Dänemark wurde gegen ben Willen bes Bundes geführt 
und beim Abichluß des Wiener Friedens mit Dänemark wie bei 
der Safteiner Convention wurde er nicht einmal mehr zu Rathe gezogen. 
Die Löfung ber ſchleswig-holſteiniſchen Trage und die Löſung der beut- 
ſchen Frage überhaupt Tag feitbem ausjchließlich in den Händen ber 
beiden Großmächte. Als fie fi darüber entzweiten, als beibe zu 
rüften anfingen, als die Lage immer brobender wurbe und alles 
zu einem gewaltfamen Entſcheid fich anließ, blieb der Bunbestag in 
Frankfurt fill und flumm, weil er in der That bereits nichts mehr 
zu fagen hatte. Bayern als ber größte der Mittelftaaten hielt es 
für angemefjen, unter dem 31. März wenigſtens eine beichwichtigenbe 
unb vermittelnde Depeſche ſowohl nad Berlin als nah Wien ab- 
gehen zu laſſen; der Schritt blieb jedoch Telbftverftändblich ohne allen und 
jeben Erfolg. Sachen, das muthmaßlich zum erften Kriegsſchauplatz für bie 
beiden Großmächte werben mußte, fing ſchon im März an fehr ernft- 
Ü zu rüften; da es aber ficherlich nicht baran denken Tonnte, fich 
ber einen ober der anbern Macht entgegenzuwerfen, um ber einen 
ober ber andern, wenn fie fich .entfchließen follte, die Dffenfive zu 
ergreifen, den Eintritt in das Land zu wehren unb da feine Regierung 
mit derjenigen Preußens Tängft in gefpannten Verhältniffen ftand, fo 
war es ar, daß es nur rüftete, um fich eventuell Defterreih an- 
zuſchließen. Bayern fing erft zu Anfang April an zu rüften, um 
von ben Ereigniſſen doch nicht gänzlich überrafcht zu werben und 
weil, wie fich fpäter zeigte, zur Kriegsbereitſchaft noch gar viel fehlte, 
trotz der großen Summen, welche ber Landtag feit Jahren für bie 
Armee Hatte beivilligen müſſen. Die Rückſicht auf Defterreih war 
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Deutfd- dabei in Bayern keineswegs maßgebend; feit Defterreih in ber 


faud 


ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage bie Mittelftanten und bie Intereſſen 
ber mittelftantlihen Dynaftien jo gänzlich preisgegeben hatte, war 
die frühere Sympathie ber bayer. Regierung für Defterreich gänzlich zu 
Boden gefallen, womit die überwiegende Mehrheit der öffentlichen 
Meinung bes Landes fehr einverſtanden war. Kinige Tage fpäter 
ergriff auch Württemberg bie erften militäriſchen Maßregeln, erft 
fpäter geſchah daſſelbe von Baden, HeflenDarmitabt und Naffau; 
in Kurheſſen und Hannover geihah aus guten Gründen noch gar 
nichts und ebendafjelbe war bezüglih der thüringilhen und ber 
norbbeutichen Kleinjtaaten der Tal. Alles, was gefhah, mar fomit 
vereinzelt unb fand in gar feinem Verhältniß zu bem, was überall 
fehlte und zu ber Gefahr, die gerade für alle biefe Staaten drohend 
beraufzog. 

Die mitiative, die der bereits todesſchwache Bundestag in 
Frankfurt nicht ergreifen Tonnte, ergriff dagegen Preußen. Schon 
im Januar hatte Graf Bismarck zuerft wieder die Idee ber Ein- 
berufung eines deutſchen Parlaments fallen laſſen; im März brachte 
bie offiziöfe preußiſche Preſſe die Frage zu Öffentlicher Beſprechung; 
endlich am 10. April ftellte Preußen bießfalls einen förmlichen An- 
trag im Bundestag zu Frankfurt. Der BVertreter Preußens ſprach 
fich bei diefer Gelegenheit in einem längeren Vortrage bahin aus: 
„Die Geſchichte der mannigfachen in ben lebten Jahrzehnten unter: 
nommenen Reformverjuche hat erfahrungsmäßig gelehrt, daß weder 
die einjeitigen Verhandlungen unter den Regierungen, noch bie Des 
batten und Beichlüffe einer gewählten Verſammlung allein im Stanbe 
waren, eine Neugeltaltung des nationalen Verfaſſungswerkes zu 
ſchaffen. Wenn erftere immer bei dem Austaufch verichiebenartigfter 
Meinungen und der Anfammlung eines endloſen Materials ſtehen 
geblieben find, fo geſchah bieß, weil es an ber ausgleihenben und 
treibenden Kraft bes nationalen Geiftes bei dieſen Verhandlungen 
fehlte und die particulariftiichen Gegenfäbe zu ſchroff und einfeitig 
babei feitgehalten wurden. Ein folder zu höherer Einigung ber 
Gegenſätze führender Factor iſt nur in einer aus allen Theilen 
Deutſchlands gewählten Verfammlung zu finden. Wollten dagegen 
die Negierungen einer folchen Verfammlung allein die Initiative be⸗ 
züglich ber Reconſtruction ber Bunbesverfaffung überlaffen, wie dieß 
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im Jahr 1848 geihah, fo würden biefelben Gefahren ber Lieber: Br 
bebung unb ber Nichtachtung bes im beuticher Eigenthümlichkeit 
wirklich Begründeten wieder erwachen und damit auch die Hoffnungen 
des deutſchen Volkes einer neuen Täuſchung entgegen geführt werden. 
Nur durch ein Zuſammenwirken beider Factoren kann das Ziel er⸗ 
reicht werden, daß auf dem Grunde und innerhalb des Rahmens 
des alten Bundes eine neue lebensfähige Schöpfung entſtehe“. Zu 
dieſem Ende bin trug die preußiſche Regierung auf die Einberufung 
eines beutichen Parlamentes nicht aus Delegationen, ſondern aus 
birecten Vollswahlen und zwar nadı allgemeinem Stimmrechte auf 
einen zum Voraus feitzufeßenden Termin an, bie zu weldem bie 
Regierungen ſich über ihre Vorlagen zu vereinbaren materiell ges 
zwungen wären, wobei übrigens angebeutet wurbe, baß jene Bors 
"Tagen fi auf die „mefentlichften Puncte von entjchieben practiſcher 
Bedeutung” zu beſchränken hätten. Auf den materiellen Inhalt ber 
neuen Bunbesverfaflung nad feinen been trat Preußen vorerft 
noch gar nicht ein, inben es fi) begnügte, auf bie Mangelhaftigkeit 
ber Bunbesmilitäreinrichtungen und auf die Mangelhaftigkeit des Bunbes 
bezüglich fo vieler das Intereſſe der Nation in ihrer innern Entwicklung 
nahe berührender Tragen auf andern Gebieten ganz im allgemeinen 
binzuweijen. Der alte Bundestag wurde durch den Antrag überrajcht 
und in nicht geringe Verlegenheit gefebt: ein aus allgemeinem Stimms 
recht Herborgegangenes Parlament war gegen alle feine bisherigen 
Srundfäbe, gegen Alles, was er bisher als „confervativ” anzufehen 
gewohnt war, die Teitfebung eines Termins, binnen welchem bie 
Regierungen fich über die Vorlage einer neuen Bunbesverfaffung 
einigen follten, gegen alle feine Gewohnheiten, mit der er mißlichige 
nationale Yragen zu verſchleppen und fchließlich zu begraben pflegte. 
Dennoch Tieß fih ber Antrag unmöglich einfach bejeitigen. Am 
26. April wurbe ein Ausſchuß zur Berathung deſſelben niedergelegt‘ 
und biefer Ausſchuß conftituirte fih am 11. Mai und ernannte ben 
bayr. Gefandten zu feinem Referenten, nachdem ber Vertreter Breu: 
Bens wenigftens- einige Andeutungen über bie Abfichten feiner Res 
gierung bezüglich ber Reform ber Bunbesverfaffung gegeben hatte, 
Dieje Andeutungen waren übrigens noch immer fehr knapp; biefelben 
gingen hauptjähli dahin, daß ein Parlament, für welches Preußen 
das Neichswahlgeje von 1849 für fi als annehmbar erklätte, 
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a durch feine Beſchlüſſe bie bisher erforberlihe Stimmeneinheit ber 
Bundesglieder für fpeciell zu bezeichnende Gebiete erjegen ſollte und 
daß als ſolche Gebiete namentlich die materiellen Intereſſen ber Na⸗ 
tion in fehr weiten Umfange, die Gründung einer beutichen Kriegs: 
marine nebit den erjorberlihen Kriegshäfen und bie Reviſion der 
Bundeskriegsverfaſſung durch befiere Zufammenfaflung ber beutjchen 
Wehrkräfte bezeichnet wurden. Dieſe Örunblinien zeigen, daß ber 
Leiter der preußiichen Politit, Graf Bismard, von Anfang an genau 
wußte, was er wollte; fie blieben in bem nur wenig mobificirten 
Borihlag Preußens vom 10. uni biefelben und bildeten auch die 
Grundlinien des nad) dem Kriege von ibm dem norbbeutihen Par: 
Iamente vorgelegten DBerfaffungsentwurfs. Der Iebtere führte nur 
aus, was ber erſte Entwurf bereits anbeutete. Freilich iſt es kaum 
wahrjcheinlih, daß Graf Bismarck auch nur einen Augenblid fid 
ber Illuſion Hingegeben habe, eine ſolche Reform des Bundes mit 
dem Bunbestage zu Stande zu bringen. Damit eine folche Reform 
überhaupt möglich werbe, mußten erſt die Mittelſtaaten und jelbit 
bie Kleinftaaten durch die Wucht der realen Machtverhältniffe ge 
zwungen werben, auf ihre particulare GSouveränetät zu verzichten 
und bieß wiederum war erjt der Fall, wenn ber Rüdhalt, den 
Deiterreih biefen Somveränetäten in feinem Sinterefje bisher ge: 
währte, gebrochen war. Preußen konnte mit feinem Antrage zu: 
nächſt nichts anderes bezweden, als feinen Differenzen mit Oeſter⸗ 
reich ein weiteres Feld zu verjchaffen, die deutſche Frage an die Stelle 
ber ſchleswig⸗holſteiniſchen, die von jener nur einen Kleinen Bruch⸗ 
theil bildete, zu jegen. Als ber Ausſchuß des Bundestags fich con: 
ftituirte, war zunächſt an ein practiſches Reſultat frieblicher Ver: 
faflungsverhanblungen bereits gar nicht mehr zu denken; beide Mächte; 
Preußen und Defterreih, hatten wenige Tage zuvor den entichei- 
benden Schritt, von dem zurüdzugehen wenigſtens überaus ſchwer 
war, bereits gethan und ihre ganzen Armeen mobilifirt. 

Preußen. Selbſt unter viel günſtigeren äußeren Umſtänden hätte Preußen 
niemals hoffen können, eine Bundesreform in feinem Sinne durch⸗ 
zufegen,. ohne die nachhaltige Unterftügung der öffentlihen Meinung 
in ganz Deutſchland. Dieſe aber fehlte bamals dem Grafen Bismard 
und der von ihm geleiteten Regierun . in Preußen und im gefammten 
übrigen Deutichland gänzlich, von eſterreich gar ‚nicht zu ſprechen. 
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Auch darüber gab fih Graf Bismard damals gewiß keinerlei Alfus Preußen. 
fionen hin. Bei dem tiefen, dem allgemeinen, dem unabweisbaren 
Bedürfnifje der Nation nah einer Reform des Bundes als ber 
Grundlage feines nationalen Dajeins war bie überwiegende öffent: 
lihe Meinung bald darüber einig, da der Antrag Preußens nicht 
blos nit abgelehnt werben könne, ſondern auch nicht abgelehnt 
werben dürfe. Allein von gar Feiner Ceite, man darf faft fagen 
von gar feinem Bruchtheil der Nation wurde er mitirgend welcher Be: 
friebigung, irgend welcher Hoffnung, irgend welchem Vertrauen zu jeiz- 
nem Urheber aufgenommen. Während der jahrelangen Kämpfe der beiten 
Kräfte der Nation gegen das Beitehende, das ihre bejcheidenften Wünfche 
nicht befriedigen Tonnte und das doch gegen bie reinften Abfichten, 
gegen bie maßvollſten Forderungen von all den zahlreichen Fürſten und 
ihren Regierungen als einzelnen wie als Gejammtheit durch den Bundes: 
tag mit Gewalt aufrecht gehalten worden war, hatten fich Die Parteien 
in gewiflen Anfchauungen, gewiflen Doctrinen feitgefeßt, außerhalb 
beren fie für Deutichland Tein Heil erwarteten und in biejen Anz 
ſchauungen waren jo ziemlih alle Parteien, fo weit fie auch font 
auseinandergingen, befangen. Zwar wurde bie Trage, ob durch bie 
Freiheit zur Einheit zu gelangen jei oder ob zunächſt biefe und dann 
erft jene aufgerichtet werben müſſe, in ber Preſſe fortwährend erörtert; 
allein felbit diejenigen, die ſich der letzteren Anficht zuneigten, ftellten 
fih die Einbeit, die zuerft angejtrebt werben folle, doch ganz anders 
vor, als es feither gelommen ift und fo oder jo fommen mußte; im 
ganzen aber überwog weitaus die entgegen gejeßte Anſicht, daß zus 
erjt bie Treiheit errungen werben müſſe, worauf ſich bie nationale 
Einheit von jelbft machen würde Dem Vorſchlage Preußens und 
den Abfichten feines Leiters ftand aber nicht nur diefer Zuftand der 
Öffentlihen Meinung in ganz Deutichland entgegen, fondern aud) 
jeine eigene Bergangenheit von früher her und jeit der Zeit, ba er 
in dem großen Zmiejpalt zwiſchen der Krone Preußen und feiner 
Volksvertretung an die Spite der preuß. Regierung getreten war. 
Das Regiment des Grafen Bismard in Preußen war ber öffentlichen 
Meinung Deutichlands nichts anderes ale der prägnantefte Ausdrud 
abfoluter Löniglicher Gewalt, vor der jelbft unzweifelhaft verfafjungs- 
mäßige Rechte biegen oder ‚brechen mußten, einer ungemefjenen Mi⸗ 
Vitärliebhaberei, der die materiellen Intereſſen rückſichtslos geopfert 
a 
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Yreapen. wurden, eines beſchränkten Junkerthums, auf das fih bie preußiſche 
Regierung im Herrenhaufe und in einer fait verſchwindenden Mi- 
norität des Abg.Hauſes allein ſtützte und das ſich feinerfeit® ber 
koniglichen Macht nur, um fie in feinem eigenen Intereſſe auszu⸗ 
beuten, ale Stüße barbot. AU das war nicht ganz richtig, aber es 
ift auch heute noch keineswegs ganz unrichtig. Daß dem Grafen 
Bismard all das nicht Zmed, fondern nur Mittel war zu einem 
großen nationalen Ziele, dafür Tag damals aud nicht bie geringfte 
Thatjiache, Teinerlet Anzeichen vor. Die Zuftänbe in Preußen waren 
in der That nichts weniger als Iodend für bas übrige Deutſchland 
unb die Urtheile, die damals über biefelben in ganz Deutſchland fo 
zu fagen einftimmig gefällt wurden, haben auch heute noch von ihrer 
Begründung nichts verloren. Die Verfolgung der Preffe, die 3. 2. 
in Königsberg alles Maaß überjchritt, die Beſchränkung ber Ge: 
meinbefreiheit dur umfaflende und beharrlich fortgefehte Nicht: 
beftätigung ber von ben Stabtverorbneten in die Magiftrate Gemwählten 
in einer langen Reihe von Städten, was am Ende zu einer totalen 
Bejeitigung aller Gemeinbefreibeit, der Unterlage aller politifchen 
Greiheit überhaupt, führen mußte, endlich Erſcheinungen, wie ber 
Dbertribunalsbefhluß vom 29. Yan. 1866, der fehr geeignet war, 
ben ſchon bisher wanfenden Glauben an die Unabhängigkeit der 
Gerichte vollends zu erjchüttern, waren, um fo vieles Andere nicht zu 
berühren, wahrlich wenig gecignet, ben preußifchen Anſprüchen auf 
bie Leitung von ganz Deutſchland den Weg zu ebnen, waren ftatt 
moraliiher Eroberungen, von benen früher fo viel geſprochen wurde, 
im übrigen Deutichland geradezu moralifde Niederlagen für Preußen. 
Bis zum %. 1864 ftanden ſich im übrigen Deutfchland überall der groß: 
beutfche Reformverein und ber Nationalverein, bier der eine, dort ber 
andere überwiegend, entgegen: arbeitete jener für Defterreih und 
für den von Defterreih beſchützten und ausgebeuteten Particularis- 
mus ber Mittelftaaten, jo fuchte dieſer ben preußifchen Hegemonie⸗ 
tendenzen überall Wege zu bahnen und Stübpunfte zu gewinnen. 
Seit dem %. 1864 hatte Defterreih bem einen, Preußen dem an 
dern den Boden unter den Yüßen entzogen: Defterreih, indem er 
fih mit Preußen verband und dadurch auch dem blödeſten Auge Mar 
gemacht hatte, wie es die Mittelftaaten jeberzeit nur in feinem Sn: 
tevefie zu benügen bemüht geivefen war, biefes Intereſſe nun aber 
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vielleicht auf einem andern und zwar bem gerabe entgegengelehten Preusen. 
Wege auch würbe befriedigen können, Preußen, indem es dem Selbft: 
beitimmungsredite bes ſchleswig⸗holſteiniſchen Volkes, das der National⸗ 
verein menigftens fo weit e8 mit ben nationalen Bebürfniffen ver: 
einbar ſchien aufrecht erhalten wollte unb für das ganz Deutichland 
geradezu wie für einen Olaubensartifel ſchwärmte, gewaltfam ent: 
gegentrat. Allerdings hatte Graf Bismard ben bereditigten natio: 
nalen Forderungen für bie Elbherzogthümer und ber nationalen 
Leidenjchaft gegen Dänemark durch einen gegenüber Defterreih wie 
gegenüber den nichtbeutichen Großmächten, die den Londoner Vertrag 
als den adäquaten Ausdrud ihrer Politik gegen Preußen und gegen 
Deutſchland abgeſchloſſen hatten und die lange genug mit allen Mitteln 
daran feitzuhalten juchten, wirklich meifterhafte Diplomatie eine ben 
Deutfchen bisher jehr ungewohnte Genugthuung verfchafft. Aber er hatte 
ſich dabei einer Inconſequenz ſchuldig gemacht, für welche die öffent: 
lihe Meinung der Nation fein Verſtändniß hatte und fein Ber: 
ftändniß haben wollte. Um den Widerſtand der Großmächte zu 
lähmen, hatte er am 28. Mat 1864 der Londoner Conferenz ge: 
genüber zugleih mit Defterreih den Augujtenburger als denjenigen 
anerkannt, „ber in ben Augen Deuitſchlands nicht nur die meilten 
Erbfolgereihte auf bie Herzogthümer geltend zu machen vermag unb 
befien Anerkennung von Seite bes beutjchen Bundes folgeweije ge⸗ 
fihert erſcheint, ſondern welcher auch unzweifelhaft die Stimmen 
einer ungehenern Majorität ber Bevölkerung biejer Herzogthümer in 
fih vereinigen wird.” ALS der Zweck erreiht und bie Möglichkeit 
gegeben war, bie Herzogthümer für fich ſelbſt zu erwerben, wollte 
- Breußen die ganze feierliche Erklärung, Die e8 im Angefichte Eu- 
ropas abgegeben hatte, nur als einen politiihen Schachzug ange- 
jehen willen, an den es in Feiner Weife mehr gebunden fei. König 
Wilhelm von Preußen hatte in feierlicher Thronrebe der Nation zu: 
gefichert, daß die Erbanfprühe auf bie Herzogthümer unter feiner 
Mitwirtung am Bunde geprüft werben jollten; als aber Preußen 
bie Herzogthümer für ſich begehrte, und es ſich überzeugen mußte, 
daß die Prüfung des Bundes ganz unzweifelhaft gegen feine Wünſche 
ausfallen würbe, wurbe bem Bund jeder Einfluß auf bie Entſchei⸗ 
dung, gejchweige denn ein Entſcheid felbft abjolut abgeſprochen, ob: 
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Srenfen. befreit noch erobert worden und eine höhere Inſtanz als der Bund unter 
den beftehenden Zuftänden doch nicht denkbar war. Die „Stimmen einer 
ungebheuren Mehrheit der Bevölkerung der Herzogthümer“ waren und 
blieben dem Auguitenburger gefichert, aber als Preußen dieſelben für 
ſich begehrte, wurde die ungeheure Mehrheit für gar nichts geachtet und 
den Bevölkerungen durch Nichteinberufung ihrer Stänbe jebes Eelbft: 
beftimmungsredt thatjächlich abgeſprochen, dasſelbe Recht, das man bem 
Heinen feudalen Landtage von Lauenburg unbebenkli und jogar mit 
Nachdruck zugeftanden hatte, ſobald er Miene machte, davon zu Gun- 
ften der preußiichen Krone Gebraud zu machen. Gegenüber ven 
Herzogthümern wurde von Preußen das Recht ber Eroberung geltend 
gemacht umd ber Wiener Friede mit Dänemark. Zu biefem Ende 
hin mußte das Recht des Königs Ehriftian auf die Herzogthümer, 
das von Preußen auf der Londoner Conferenz aufs formellfte be: 
ftritten und geleugnet worden war, nunmehr von bemfelben Preußen 
wieder anerfannt werben und um die Rechte des Auguftenburgers 
zu befeitigen, wurbe das Gutachten der preußifhen Kronjuriften auf 
die Bahn gebracht. Ye mehr Gewicht aber bie preußiiche Regierung 
auf diefes Gutachten legte und dieſes Gutachten dem Rechtsbewußtfein 
ber ganzen Nation gegenüberftellte, defto ſchlimmer mußte der Eindrud 
fein, den dieſes ganze Verfahren ſelbſt auf den unbefangeniten Theil ber 
Öffentlihen Meinung machte. Nicht erit feit zwei, fondern feit bald 
zwanzig jahren hatten fich bie geachtetiten Staatsrechtslehrer Deutfch- 
lands mit der ſchleswig⸗holſteiniſchen Erbfolgefrage beſchäftigt und, 
mit einer einzigen Ausnahme, waren ihre Unterfuhungen einftimmig 
zu Gunſten des Nuguftenburgers ausgefallen. Das Ergebniß mußte 
in jo weit als ein freies und unbefangenes anerkannt werben, als 
dasjelbe wenigſtens Teinem materiellen Einfluffe zugeichrieben wer⸗ 
ben konnte. Auch läßt fi) nicht behaupten, daß basjelbe von ber 
Öffentlihen Meinung beeinflußt worden fei; benn biefe war umge: 
fehrt erjt durch jene Unterfuhungen hervorgerufen worden, Gegen⸗ 
über dieſem unbefangenen und einftimmigen Ausſpruch ber Wiſſen⸗ 
ſchaft, Tonnte das Rechtsgutachten ber preußifchen Kronjuriften un: 
möglih ins Gewicht fallen und bie öffentliche Meinung im ganz 
Deutſchland legte bemjelben denn auch nicht viel mehr Werth bei, 
als irgend einem gutbezahlten Advocatengutachten in biefer oder jener 
Öffentlihen oder privaten Rechtsfrage. Sp ftand bie preußifche Ne 
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gierung gegenüber Schleöwig-Holftein im Frühjahr des J. 1866 Preußen. 
auf einem Syſtem von Widerſprüchen, die auf Grund ber beſtehenden 
rechtlichen Zuflände Deutſchlands und fo lange diefe Zuftände zu Recht 
bejtanden, unmöglih ben Beitrebungen und Anſprüchen Preußens im 
übrigen Deutfchland förderlich fein konnten. Daß diefe Frage und nicht 
nur biefe, ſondern die geſammte beutfche Frage vom nationalen Standpunkte 
einer. ganz anderen Beurtheilung fähig war und eine ſolche ſogar gebie- 
terijch fordert, jol damit keineswegs geleugnet werben, jo wenig als 
daß eben ber ganze damals noch beitehende Rechtszuftand innerlich durch 
und dur faul und unhaltbar war. Allein fo faul und unbaltbar 
berjelbe war, damals beitand er doch noch zu Recht und wurbe jelbit 
von Preußen formell noch anerfannt. Jener andere nationale Stand: 
punkt wird jpäter zur Sprache kommen, wie er auch jpäter zu that- 
ſächlicher und rechtlicher Geltung fam; bier handelte es fi nur 
barum, den Stand der öfjentlihen Meinung in Deutichland wäh: 
rend der Vorbereitungen zum Kriege zu zeichnen und die Schwie- 
rigfeiten hervorzuheben, die Preußen und feiner Bolitit damals und 
zwar zum Theil als natürliche und unausweichliche Confequenzen 
feiner eigenen Handlungsweiſe feit zwei Jahren entgegenjtanden. 
Der preußiihe Parlamentsantrag mar ein Markſtein, von Deutid- 
Preußen in richtiger Berechnung zum voraus mitten in die kommen⸗ and. 
den Ereigniſſe hineingeſetzt. Für den Augenblick hatte er nur die 
Bedeutung eines Ferments; weder am Bundestage noch in der öffent⸗ 
lichen Meinung war ihm eine Stätte bereitet. Die entſchiedene 
und allgemeine Abneigung, die im übrigen Deutſchland, das die 
nationale Befriedigung auf einem ganz anderen Wege anſtrebte, 
gegen Preußen herrſchte, trieb die Mittelſtaaten mehr und mehr auf 
die Seite Oeſterreichs. Ebendahin trieb auch der natürliche Inſtinct 
des Beharrens, der ſich unmittelbar vor großen Kriſen noch überall und 
zu allen Zeiten in weiten Kreiſen geltend gemacht hat. Die Ungewißheit, 
ob und welches Ziel die einmal entfeſſelten Kräfte der Gewalt erreichen 
oder finden würden, während es unzweifelhaft iſt, daß der Weg da⸗ 
bin durch Blut und Opfer und Leiden aller Art führt, ſöhnt mo— 
mentan mit dem Beftehenden aus und brängt dazu, fi chen vor 
bem Konmmenden an das Beftehende noch einmal krampfhaft anzu: 
Hammern, auch wenn man weiß, daß es morfh und faul ift und 
eine baltbare Stütze nimmermehr gewährt. Jeder Einfichtige Hatte 
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Br Tängft erkannt, die Sffentliche Meinung felbft-war davon durchdrun⸗ 
gen, daß ber alte Bund einer legalen Reform gar nit fähig fei, 
baß jede Reform, die ber Bundestag in die Hand nahm, entweber 
fcheitern oder ſich als bloße Scheinreform herausſtellen werbe, daß 
wenn bie Reform ben Bebürfnifien der Nation wirklich entiprecdhen 
follte, ganze Arbeit gemacht und damit begonnen werben mußte, vor 
allem aus gerabe den Bundestag, biefe Hauptſtütze bes nicht berech⸗ 
tigten Particularismus, zu den Tobten zu werfen, zu benen er that: 
fächlich Yängft gehörte. Dennoch wurde ber Bunb und jelbft ber 
Bundestag momentan fogar bei ber fog. demokratiſchen Partei augens 
blicklich faſt populär, weil er gegen Preußen verwendet werden Tonnte, 
deſſen Ziele unklar und jedenfalls nicht auf ber Linie der bemofratifchen 
Tendenzen lagen. Die Bartei tröftete fich damit, bie Reform der Bundes: 
verfafjung werde nach der Beflegung Preußens um jo ungehinderter 
in Angriff genommen und durchgeführt werben können. Einen ähn⸗ 
lihen Zroft hatten die Organe berjelben Partei bezüglihd Oeſter⸗ 
reichs bei der Hand, dem man fich, obwohl dort bie Verfaſſung fiftirt 
war und augenblidlic wieder jo ziemlich ganz abjolut regiert wurde, 
gegen Preußen anfchließen, reſp. unzweifelhaft unterorbnen mußte: 
tagtäglich erwarteten fie ben Sturz bes fog. Grafenminifteriums und 
feine Erſetzung durch ein liberales Cabinet aus ben SHäuptern bes 
ehemaligen Reichsraths. Wer fi einen freieren Blick bewahrt hatte 
und mit den realen Kräften zu rechnen gewohnt war, die ben wech: 
felnden politifchen Erideinungen und Combinationen zu runde 
liegen und am Ende boch in biefer oder jener Form ben Ausfchlag 
geben, ließ ſich von ſolchen Illuſionen allerdings nicht leiten. Nicht 
Wenige immerhin erlannten in Preußen trog Bismards und bes 
Junkerthums, auf das er fi momentan allerdings faft ausſchließlich 
ftüßte, den modernen Staat, der feit dem Sturze Napoleons in ber 
innern Entwidelung aller Kräfte einer anbern europäiihen Macht 
nachſtand und bie meiften wo nicht alle verhältnifmäßig um bie 
Länge eines Kopfes überragte, der feine Vollszahl und zwar eines 
nüchternen, thätigen, an Zucht gewöhnten Volkes ſeit 50 Jahren 
faft verdoppelt hatte und dieß alles namentlich dadurch, daß er, 
wenn auch mit einigen Schwankungen und momentanen Mißgriffen 
ober Rüdfällen in veraltete Ideenſtrömungen doch im Ganzen unb 
Großen fortvauernd in Anerkennung jeder geiftigen Kraft bem Fort: 
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ſchritte ber Wiffenfhaft auf allen Gebieten des Staatslebens mit ah 
großer Anftvengung gerecht zu werben gefucht hatte und feiner ganzen 
Anlage und bamit auch feinem eigentlihften Berufe auf die Dauer 
unmöglich untreu werben konnte. Dagegen vermocdten fie nichts 
von alle dem in Defterreih zu erkennen. Bis zum J. 1848 war 
Deiterreih vom Fürſten Metternih in einer politifchen Stagnation, 
einer politiſchen Verſumpfung feitgehalten worden, bie in der Ge⸗ 
Ihichte nicht ihres gleichen Hat. Durch eine furdtbare evolution 
gewaltiam daraus aufgerüttelt, machte es feither bie entgegengefeb- 
teften Verſuche bald auf abjolutiftiihem, bald auf Tiberal-conflitutio- 
nellem Wege fein verlorenes Gleichgewicht und feine erfchütterte eu- 
ropäiſche Machtjtellung wieder zu gewinnen, allein bisher wenigftene 
obne Erfolg. Die Urfache lag vornehmlich darin, daß die leitenden 
Staatsideen in Defterreih unter den wecjelnden äußeren Formen 
body immer biejelben blieben, daß dieje Ideen nicht die unjerer Zeit, 
fondern die des Mittelalter waren, wie fie im 17. Jahrhundert 
für Oeſterreich reftaurirt worden waren, daß DOejterreih ben mo⸗ 
bernen Staat verwarf und dafür von ben ‚Anhängern einer ver: 
ſchwundenen Zeit als ber einzig conjervative Staat in Europa und 
von ihrem Standpunkt aus mit Necht gepriefen wurbe. Defterreiche 
Stellung in Deutichland und in Italien hing mit dieſen Ideen bi: 
ſtoriſch und politifch aufs engite zufammen. Sie mußten nothwen⸗ 
big durch jebe Erfcütterung diefer Stellung ebenfalls erjchüttert, 
durch jede Sicherung oder gar Erweiterung berjelben neu geftärkt 
werden. Man weiß, was für ausjchweifende Pläne und Hoffnungen 
auf Reaction und Reftauration im %. 1859 an den gebofften und 
erwarteten Sieg Defterreihs gelnüpft wurben, während feine Nieber: 
lage den Defterreichern ſelber das Octoberbiplom und die Februar: 
verfaflung einbrachte. Wer in der Weltgefhichte große Strömungen 
erkennt, bie anfcheinend den Stempel ber Nothwendigkeit vor ſich 
her tragen und denen fi die ganze Maſſe vereinzelter Erſtchei⸗ 
nungen beugen unb unterorbnen muß, konnte von einem Giege 
Defterreihe im 3. 1866 nichts anderes gewärtigen, als von einem 
ſolchen im 3. 1859 zu gewärtigen geweſen wäre. Co viel iſt we: 
nigftens für Oeſterreich felber ſicher, daß der feither erfolgte Ausgleich 
mit Ungarn nicht eingetreten und bie Yebruarverfaflung ficherlich nicht 
reactivirt, ſondern ohne allen Zweifel definitiv aufgehoben worden wäre, 
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Zus. ba tie Regierama, nen erfartt unb ihren ZSäwwerpunft menerbings 
im. wie ver 1819 in beramdmürtigen Felicit wu ber eurepätiden Macht- 
ſtelluag tes Staates fintend, weter Ungarns neh ter Februarver⸗ 
faflunz und ibrer Ankinger beruft baute. Tieie umb ähnliche ver: 
Rintige Grwügungen ber gegenieitigen Etrllung Deſterreichs und 
Preukens witerfpraden jedech ter bereits eingeirctenen Zirömung im 
übrigen Deutſchland, namentlih aber in Eitteutihlans, wo man 
tbeilmeiie ganz bewußt nichts mebr ven verfläntigen Erwägungen 
bören, jendern ſich lediglich gemũtblichen Grregungen hingeben wellte. 
Die (Sreignifie jeir 1864 hatten hinreichend enrieſen, bag das übrige 
Deutichland in jeiner ‚eriplitterune, kei dem ſehr geringen Ein⸗ 
verſtãndniß unter feinen Regierungen und ter Parteiung unter feinen 
Bevẽlkerungen aus fi entidieken nicht im Stande jei, bie beutidhe 
Frage zu löien, daß ber Entſcheid penädjjt durchans in ben Hünben 
ber beiden deutſchen Greßſtaaten liege. Es Ing daher nabe, daß 
fie, ſobald dieſe beiten ſich darüber entzweiten und allem Anſchein 
nach entichleflen waren, ten Ausichlag der Gewalt ter Waffen zu 
überlaflen, jich vererſt neutral bei Seite hielten, um erit nadıker ihr 
Gewicht in tie Wagſchaale legen zu künnen. Reh in ben erften 
Monaten des Jahres 1866 jheint denn auch Tiefe Idee ſelbſt im 
demokratiſchen Kreijen gepflegt werten zu ſein. Allein inzwiſchen 
erhitten fi) die Köpfe immer mehr nnd mehr und tie Leibenichaft 
verlangte jelbfi von den Demekraten einen entſchiedenen Anfchluß 
an Deſterreich. Indeß war Lie Stellung ber jübteutihen Staaten 
noch eine völlig intade und am 14. Mai, b. h. einige Tage 
nachdem Preußen und Oeſterreich ihre geſammten Etreitfrifte mobil 
zu machen bejohlen hatten, wurbe benn auch in ber badiſchen erften 
Kammer eine Anregung für eine neutrale Haltung im Berein mit 
ben übrigen jübbeutfhen Staaten geftell. Bei ben immer höher 
gehenden Leidenſchaften Fam bie Anregung bereits zu jpät und trug 
ihrem Urheber lediglich die unwürbigiten Angriffe demokratiſcher Alätter 
ein. Nur zwei Monate jpäter urtheilten ohne Zweifel dieſelben 
Leute ganz anders und wären nur allzu froh geweſen, wenn Süd⸗ 
deutſchland fi) damals entichloffen hätte, in bewaffneter Reutralität 
den Ausgang tes Kampfes in Böhmen abzuwarten. Wenige Tage 
ſpäter wurbe biefelbe Idee einer neutralen Haltung zum minbeften 
ber ſũdweſtdeutſchen Gruppe dem in Frankfurt verfanmelten Ab: 
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genrdnetentage von jeinem Ausfchuffe vorgeſchlagen. Der Antrag Deufg- 
wurde von ber Majorität der Verfammlung auch zum Beſchluſſe er: land. 
hoben, aber erft nad einer heftigen Discuſſion und nur gegen eine 
ſtarke Minderheit, die darauf gebrungen hatte, fi) gegen Preußen 
und jeine Politik fehr ſiark u. A. folgendermaßen auszufprecden : 
„Sollte ſich die jebige preußifche Regierung der felbitändigen Con: 
ftituirung ber Herzogthümer widerſetzen, oder, wie fie bisher im ei- 
genen Lande gethan, auch anderen deutihen Staaten gegenüber ftatt 
bes Rechts ihren Eigenwillen mit Gewalt durchſetzen wollen, fo ift 
fie allein Schuld an dem drohenden Vürgerkrieg und bie geſammte 
beutihe Nation, das Bolt in Preußen voran, muß nit nur mit 
pafliven, fondern mit Activem Widerftande, mit den äußerſten Mit: 
teln gerechter Nothwehr gegen diefe Regierung auftreten und Recht, 
Treue, Slauben und Chrenhaftigfeit wieder zur Geltung bringen.“ 
Diefe Anfhauung, die in der Verfammlung in der Minderheit blieb, 
war aber außerhalb berfelben bie ber weit überwiegenden Mehrheit. 
Der gefaßte Beſchluß blieb daher ohne meitere Folge. Die RRegies 
rungen der ſüddeutſchen Staaten neigten fi auch keineswegs zu 
einer derartigen Politik abwartender Neutralität. Der preußifche 
Parlamentsantrag wie die ganze preußifche Politik bebrohten un 
zweifelhaft ihre ungefchmälerte Souveränetät und das allein hätte 
Ihon genügt, fie neuerdings in die Arme von Defterreich zu jagen, 
obwohl das frühere Vertrauen zu demfelben Teineswegs wiebergefehrt 
war. Schon nah Mitte April und dann wieber Mitte Mai Famen 
Dertreter der füb- und mitteldeutichen Regierungen, Bayerns, Würt: 
tembergs, Babens, Heſſen-Darmſtadts und Naffaus, ferner Sachſens, 
Weimars, Coburg-Gothas und Meiningens (Hannover und Kurheflen 
hielten ſich davon fern) zuerft in Augsburg, dann in Bamberg zu 
Conferenzen zufammen. Ihre Berathungen bezogen fi zunächſt auf 
neue Dermittlungsverfuhe am Bunde, in zweiter Linie auf militärifche 
Berabrebungen, an denen fi jedoch die thüringifchen Staaten nicht 
betheiligten.. Behufs militärifher Verabredungen traten Anfangs 
Mai auch die Kriegsminifter mehrerer Mittelftanten in Stuttgart 
zufammen. Die NRüftungen waren jedoch in allen biefen Staaten 
nichts weniger als umfaffenb oder fehr energiſch; es fehlte in allen 
gar viel, um ins Feld rüden zu können, und um alle dieſe Lücken 
auszufüllen und diefe Mängel zu beheben, mußten erft die Kammern 
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ih einberufen und von ihnen außerorbentliche Erebite beivilligt werben. 
Gerade bamit aber wurbe namentlih in ben Königreichen Bayern, 
Sachſen und Württemberg gezögert. Nachher wurden fie in allen 

dreien auf einen und benielben Tag, ben 23. Mai, einberufen. 
Inzwiſchen drängte alles dem gewaltſamen Enticheide zu. Mit 
ber bereitS erwähnten preußiſchen Depeſche vom 30. April hatte ber 
Depeſchenwechſel zwiſchen Defterreih und Preußen über eine gegen: 
feitige Abrüftung ein Ende. Beide waren nachgerade offenbar zum 
Kriege entfchloffen. In Preußen ergingen am 4. und 8. Mai bie 
Drdres zu Mobilmahung ſämmtlicher Armeecorpe, am 10. aud 
diejenige zur Mobilifirung der Landwehr und am 11. wurben aus: 
gebehnte Truppenconcentrationen in Sachſen und in Edjlefien ange: 
orbnet, bie bi$ zum 15. Juni vollendet fein follten. Ganz Preußen 
vertvanbelte fich in Folge bavon in ein großes Heerlager. In Oeſter⸗ 
reich ging ber Erzherzog Albreht am 5. Mai nad Verona ab, um 
ftatt Benedeks ben Oberbefehl über die Armee gegen Italien zu 
übernehmen, gleichzeitig begann Defterreih Staatsnoten mit Zwange: 
curs zu creiren, um ſich bie, Mittel zum Kriege zu verſchaffen, obs 
wohl dadurch die mit fo großer Mühe angeftrebte Herſtellung ber 
Baluta mit einem Streich wieder zu nichte gemacht mwurbe, am 6. 
erging ber Befehl, die ganze Armee auf ben Kriegsfuß zu ſetzen 
und die Norbarmee an ber böhmifchen und fchlefiihen Grenze zu 
eoncentriren, am 12. übernahm Benedek ben Dberbefehl über bie: 
felbe und menige Tage fpäter waren bereitS 20,000 Arbeiter zu 
Tlorisborf bei Wien mit ber Erridtung von Erbforte und eines 
befeftigten Brüdentopfs zur Sicherung ber Kaiſerſtadt gegen mögliche 
Wechſelfälle des Krieges beſchäftigt. Trotz alle dem unterhanbelte 
Preußen noch während bes ganzen Monats Mai vertraulich in Wien 
über eine DVerftändigung, die ben Krieg hätte vermeiden laſſen. Wie 
es jcheint, nahm Preußen dabei Schleswig-holftein und bie unge: 
bemmte Leitung Norddeutſchlands für fih in Anfprud, wollte ba- 
gegen Sübbeutfchland der Führung und dem Einfluß Oeſterreichs 
überlaſſen. Oeſterreich ging nicht mehr darauf ein. Es hielt 
offenbar den Krieg etwas früher ober fpäter für unvermeiblich 
und wollte ihn Tieber gleich jeßt wagen, ba feine Finanzlage ihm 
nicht geftattete, wie ſchon längſt im Süben nun auch im Norden 
. de Reichs beftändig kriegsbereit und krieggerüſtet bazuftehn. 
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Derſelbe Entihluß ftand um biefelbe Zelt auch bei ben Regie mes 
rungen ber Mittelftaaten feit, zunächſt Sachſens, dann aber 
auch Bayerns und Württembergs, denen fi Baden obwohl nicht 
ohne große Bedenklichkeiten anſchloß, ferner Heſſen-Darmſtadts und 
Naflaus, obwohl die Majorität ihrer Landtage fi entichieben zu 
Preußen binneigte und von einem Anſchluß an Oeſterreich nichts 
willen wollte. Hannover und Kurheſſen, deren Fürſten zweifelsohne 
bie erften gewejen wären, fi Defterreih in bie Arme zu flürzen, 
wenn fie frei geweſen wären, hielten ſich dagegen fortwährend ganz 
fill und vermieben alle. und jede Vornahme von Rüftungen, ba fie 
zu entidhieben innerhalb bes preußifchen Machtgebietes Tagen. Eben 
basfelbe und aus denfelben Gründen thaten Sachſen-Weimar und 
Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, und nod viel mehr bie norbbeutihen Klein: 
ftanten Medlenburg, Oldenburg, Altenburg ꝛc. Am 23. Mai traten 
bie Landtage von Bayern, Württemberg und Sachſen zufammen unb 
wurben an biefem und ben folgenden Tagen von ihren YFürften 
eröffnet. Die Thronreben berfelben ſprachen fi fait mit benjelben 
Morten dahin aus, daß „Pflicht und Ehre geböten, einzutreten für 
bie gefährbeten Intereſſen ber Nation, für das Bundesrecht und für 
bie Selbftändigfeit des eigenen Landes.” Zugleich forberten die 
Regierungen biejer Königreiche und bald darauf auch diejenigen von 
Baben, Heflen-Darmftadbt und Naflau von ben Landtagen behufs 
umfaflender Rüftungen bie Bewilligung außerorbentliher Militärs 
crebite, bie 3. B. in Bayern nicht weniger als 31 Mil. ©. bes 
trugen. Ohne Zweifel hatte Defterreih Bayern unb ben übrigen 
Mittelftanten bie formelle Zufiherung ertheilt, daß, wenn es zum 
Kriege komme, es bie [chleswig-holfteiniiche Angelegenheit dem Bunde 
wieder zur Entſcheidung überantworten werbe, wie es Preußen ſchon 
unter ben 26. April gebroht hatte Denn für bdiefen Fall mußte 
Defterreih wünſchen, daß ber Krieg mit Preußen bie Form eines 
Bundeskrieges gegen ein renitentes Bunbesglieb annehme. 
Unmöglich indeß konnte Europa zufehn, wie ganz Mitteleuropa Europa. 

unter ben Waffen fland, ohne wenigftens einen Verſuch gütlicher 
Bermittlung zu machen. Was birecten Verhandlungen der Bethei: 
ligten nicht gelungen war, mochte vielleicht dem Bemühen Dritter, 
zunächſt wenigitens Unbetheiligter und darum minder Befangener 


gelingen. Schon zu Ende April ſetzte ſich deßhalb das franzöftiche 
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Gabinet mit dem engliihen in Beziehungen. England erklärte ſo⸗ 
fort jeine Geneigtheit, ſprach aber alsbald feine Zweifel aus, daß 
eine Vermittlung mit Ausiiht auf Erfolg verjudt werben möge. 
Anjange Mai richtete Frankreich die formelle Aufjorberung an Eng: 
land und Rußland und um bie Mitte desichhen Monats legte Hr. 
Drouyn be l'Huys den Entwurf eines Programme für die beabfid; 
tigten sriebeneconferenzen vor. Demgemäß jollte die jchleswig-hol: 
ſteiniſche Frage der Abjtimmung ber betreffenden Bevölkerungen an⸗ 
beimgegeben, die deutſche Bundesreformfrage ber gemeinichaftlichen 
Prüfung ber Mächte unterftellt, Benetien von Defterreih gegen 
anderweitige Entihäbigung an Italien abgetreten und dagegen von 
biejen die Eouveränetät bed Papſtes in ihren gegenwärtigen Gren—⸗ 
zen gewährleiftet werben. Es war Elar, daß dieſe Löfungen Frankreich 
convenirt hätten, daß fie dagegen von allen Betheiligten ohne weiteres 
abgelehnt worden wären, von Preußen fon um Schleswig-Holſteins, 
von Dejterreih um DBenetiens, von Italien um des Kirchenſtaates 
und jelbft vom beutfhen Bunde um der Vormundſchaft willen, bie 
Europa fih über die Deutſchland allein berübrende Frage feiner 
innern Verfaſſung angemaßt Hätte England und Rußland 
gingen auf bie franzöfiihen Vorſchläge nit ein. Doch verftän- 
bigten fi die drei Mächte auf Grund der franzöfiichen Vorſchläge 
über ein allgemeines Programm, das ben Betheiligten die Annahme 
von Friebensconferenzen wenigſtens nicht zum voraus unmöglich 
machen folltee Die römifhe Trage wurbe aus demſelben ganz ge: 
ftrihen, die andern brei Tragen folgendermaßen bezeichnet: „Es han- 
beit fi im SInterefje bes Friedens darum, auf biplomatiichem Wege 
die Elbherzogthümerfrage, die bes italieniichen Streites und endlich 
die ber Bunbesreform zu Löfen, fo weit nämlich die leßtere das eu- 
ropäiſche Gleichgewicht berühren könnte.” Am 24. Mai ging bie 
Einladung zu Triebensconferenzen, die in Paris eröffnet werben 
jollten, von allen brei Mächten in identiiher Form gleichzeitig nad) 
Berlin, Wien, Ylorenz und Frankfurt ab. Preußen, Stalien, ber 
deutihe Bund nahmen die Einlabung ohne langes Bedenken an, 
Die Entſcheidung lag in der Hand Defterreiche. 

Da entfchied ſich Defterreich gegen die Annahme und für den 
Krieg. Am 1. Juni that es zugleich gegenüber dem beutfchen Bund 
in Frankfurt und gegenüber den neutralen Großmächten biejenigen 
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Schritte, durch welche es bie Brüden befinitiv Hinter ſich abbrach. Br 
In Frankfurt ftellte e8 „den bundesgemäßen Abjchluß- ber Herzog: vi 
thümerfrage den Entſchließungen des Bundes anheim“ mit ber ®r- 
Märung, : „baß denſelben von Seite Oeſterreichs bie bereitwilligite 
Anerkennung gefichert fei” unb mit ber weitern Anzeige, daß es „dem 
faiferlihen Statthalter in Holftein joeben bie erforderliche Special. 
vollmacht zu Einberufung ber holſteiniſchen Stänbeverfammlung über: 
jendet habe, damit die gefetliche Vertretung bes Landes, um deſſen 
Schickſal es ſich handelt, und deſſen Wünſche und Rechtsanſchauungen 
einen ber berechtigten Factoren der Entſcheidung bilden, nicht länger 
ber Gelegenheit entbehre, ihre Anfichten auszufprechen” An bie 
neutralen Großmächte richtete Defterreich gleichzeitig zwei Depejchen. 
In der eriten -erflärte e8, die Theilnahme an Friedensconferenzen 
nicht: ablehnen zu- wollen, aber audy nur unter ber Bedingung an⸗ 
nehmen. zu fönnen, wenn ihm vorher die Zuficherung ertheilt werbe, 
daß „bon ben Berathungen jede Combination ausgefchloffen bleibe, 
bie barauf abzielen würde, einem ber jeßt zum Zujammentritt eins 
geladenen Staaten eine territoriale Vergrößerung oder einen Macht: 
zuwachs zu verjchaffen.” In der zweiten Depeſche verhehlte Oeſter⸗ 
reich nicht, daß die von ihm für feine Theilnahme geforderte Be 
bingung das ganze Project in Frage zu ftellen geeignet ſei und fuchte 
darum bie Gründe. für feine Weigerung einläßlih zu begrünben. 
Die entſcheidenden Gründe wurden von Defterreich folgendermaßen 
dargelegt: „Mit welch großen Nüdfichten au) das Eonferenzprogramm 
abgefaßt ift, die in bemfelben ausbrüdlich betonte italieniſche Frage 
fann in ber That Feine andere Bedeutung haben, als von uns bie 
Abtretung Venetiens zu verlangen. Diefes ift aber eine Forderung, 
welche wir in bem gegenwärtigen Augenblid mit Entjchiebenheit von 
uns weilen. Die Abtretung einer Provinz in Folge eines moralifchen 
Drucks, und insbeſondere einer Provinz, welche vom breifadhen Stand- 
puntte ihrer militärifchen, geogtaphifchen und politiihen Bedeutung von 
fo großer Wichtigfeit ift, fäme einem politiſchen Selbſtmord gleich, durch 
welchen Defterreich fich feiner Stellung als Großmacht auf immer ver: 
Iuftig machte. Die Annahme einer Geldentſchädigung ift gleichfalls 
unmöglid. Die venetianifhe Frage ift eine Ehrenfrage und fteht 
mit der Würde der Faiferlichen Regierung in zu genauen Zufammen- 
- Bang, als baß biefelbe von der Faiferlihen Regierung. zum Gegen. 
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Dran- ſtand von Verhandlungen gemacht werben Tönnte. Was ben Nus- 
win. tauſch Venetiens gegen eine Territorial-Compenfation anbelangt, fo 


it dies eine jener Combinationen, welche bie Folge eines Krieges 
unb etwaiger aus bemjelben ſich ergebenber Territorialveränberungen 
fein können, bie aber nie das Refultat einer am Gongreßtifche ftatt- 
findenden Berbandlung vor bem Krieg zu fein vermögen. Wo wären 
übrigens in biefem Augenblid die Compenfationen zu fuchen, womit 
man une bebenten möchte? Soviel uns befannt, ift bie Zerftüdelung 
ber Türlei noch Feine bie heutige europäiſche Politik befchäftigende 
Frage. Allein wäre bie felbft ver Fall, jo müßten wir a priori 
ertlären: daß weber die Donaufürftenthümer noch Bosnien und bie 
Herzegowina in ihrem gegenwärtigen Zuſtand in unfern Augen ein 
Hequivalent für Venetien fein können. Weit entfernt, daß ber Er: 
werb, biefer in ber Civiliſation fo wenig vorgeichrittienen unb fo 
ertragsarmen Gebiete ein Zuwachs an Macht und Kraft wäre, würbe 
berjelbe eher eine Quelle von Schwäche fein, und bie ſchon vorhan- 
benen Hilfsquellen Oeſterreichs eher in Anſpruch nehmen als bie 
felben vermehren. Man bat uns andeutungsweife zu verfichen ge 
geben, daß Schlefien eine hinreihende Entſchädigung für bie Ab⸗ 
tretung Benetiens fein bürfte Wir finb weit entfernt, biefe Evens 
tualität zu wünſchen, und jeben es viel Lieber, daß vor Allem jebe 
Macht dasjenige behalte, was ihr bis zum gegenwärtigen Augenblid 
von Rechtöowegen gehört. Wenn ber Krieg wirklich‘ ausbricht, und 
wenn glänzende militärifche Erfolge unjere Macht erhöhen, unfer 
moralifches Gewicht in Europa verftärken unb uns im ben geſicherten 
Beſitz von eroberten Gebieten bringen, bann wäre bie Annahme nicht 
auszufchließen, ba wir, mit weiler Mäßigung unſern Vortheil be 
nütend, auf den Befiß einer Provinz Berzicht leifteten, um uns ba 
für den Beſitz einer andern zu fihern. Eine flegreihe Macht kann 
fih bewogen finden, im Intereſſe der Heritellung bes allgemeinen 
Friedens Eonceflionen zu machen, zu welden fie fich gegenüber 
von Drohungen nicht verftehen kann, ohne eine Schwäde an ben 
Tag zu legen, welche ihre Gegner nur aufmuntern könnte, mitihren 
Anfprühen no maß: und rüdfichtslofer aufzutreten. Die öffentliche 
Meinung ber gejammten Bevölkerung dieſes Reiche, das militärijche 
Ehrgefühl des zahlreihen und tapferen unter unjeren Yahnen ver: 
fammelten Heeres würben auf das tiefite verlegt werben, wenn bie 
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Taiferliche Regierung jebt auf ben ihr gemachten Vorfchlag einginge Orfter- 
über die Abtretung Venetiens zu unterhandeln. Somit müffen wir "9 
eine berartige Löſung diefer Frage für den jeßigen Augenblid für 
ganz unmöglich betrachten, und könnten wir auch auf einem Con⸗ 
greß nicht anders als biefe Unmöglichkeit formell auszuſprechen. 
Wollen oder können bie neutralen Mächte ſich nicht entichließen, das 
Gewicht ihres Einfluffes geltend zu machen, um ungerechtfertigten An: 
ſprüchen und agrefliven Abfichten eine Schranke zu feßen, fo mögen 
fie wentgitens der DVertheidigung eben fo viel Spielraum und Frei: 
beit als dem Angriff gönnen. Stark in dem Bewußtfein unferes 
Nechtes, rufen wir Niemandes Hülfe an, beanfprudyen aber bas 
Recht, das zu behalten, was uns gehört, jo lange als wir im Stande 
find, es zu behaupten.” Es läßt fi gar nicht läugnen, daß bie 
Ausführungen Oeſterreichs weber der logiſchen Conſequenz noch ber 
vollkommenſten Billigkeit entſprachen, fobald man von feinen Voraus: 
fegungen ausging. Es ftellte ſich auf ben Standpunkt bes ftricteften 
formalen Rechtes, e8 erklärte, von diefem Standpunkte aus, keinerlei 
Conceſſionen machen zu lönnen, es jprach endlich bie Ueberzeugung 
aus, biefes fein formales Recht auch fernerhin durch feine materielle 
Macht aufrecht erhalten zu können. Bon biefem Stanbpunfte aus 
wurde natürlich jebe Bermittlung unmöglid. Die Waffen allein 
fonnten und mußten enticheiden. Die neutralen Mächte erklärten 
auch ohne Verzug, daß fie die beabfichtigten Priedensconferenzen als 
dahingefallen anfähen. 
Nun brach auch Preußen die Brüde hinter fi ab. Am Yreupen. 

3. Juni erflärte Graf Bismard dem öſterr. Eabinet in einer Des 
peiche, daß bie Uebertragung der fchleswig.holfteinifhen Frage durch 
Defterreich auf ben Bund und die Einberufung der Holfteinifchen 
Stände durch dasſelbe ein unzweifelhafter Bruch der Gafteiner Con⸗ 
vention fowohl als der geheimen zwildhen Defterreih und Preußen 
am 16. Sanuar 1864 abgeichloflenen Eonvention feien und baf 
Preußen demgemäß auf die ihm durch ben Wiener Frieden einges 
täumten Rechte und bas durch benfelben feftgefehte Eonbominat 
Defterreihs und Preußens über die Herzogthümer zurüdgreife. Und 
am folgenden Tage legte er in einer Eirculardepefche alle Rüdfichten 
bei Seite, bie er bisher gegen Defterreih beobachtet hatte, erklärte 
den Krieg für einen in Wien feft gefaßten Entſchlutz uch (ukke 
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Drac- ftanb von Batatiugn gemacht werben Hber';race ber Diplomatie 
ih zauſch Venetiens gegen cine Tereiterlaie®: „noruc desſelben gänzlich 


iſt dies eine jener Gombinntionen, w . "ejort folgenden Maßnahmen 
und etwaiger aus bemfelben- nd > a unmittelbaren Gefolge haben. 
fein tönnen, bie aber nie er - en feine in Schleswig ſtehen⸗ 
findenden Verhaublung 5 ohne daß Oeſterreich dieſen Bor: 
übrigens in dieſen * Awiſe entgegengeſetzt hätte. Eine gleiche 
man uns bebenk⸗ en aneiqe hing dagegen nothwendig von der 
ber Turkei ER Pe Eu gun never vor dem Ausbruche des Krieges und 
Drag Vo". 8 —* einzunehmen entſchloſſen war. Blieb 
fürn ⸗ —* dachte es ſich möglicher Weiſe ſogar Preußen 
Ser a —* patte eine Berjtärfung ber in Holftein ftehenden 
Xe in feinen Zinn, da fie body von Defterreih und feinen 
r —* „ ssgeignitten geivejen wäre. Wollte dagegen Hannover 
ur palten und zu biefem Ende bin wenigjtens einen ge 

—* ſeiner Truppen in der Nähe der Elbe concentriren, 

—* jen die Oeſterreicher ſich über dieſe zurückziehen und mit 

PT overanern vereinigen. Es ſcheint außer Zweifel, daß Han⸗ 
einen Augenblick an das letztere dachte und in Stade bereits 

vinige Vorkehrungen traf. Am Ende Fonnte es fid) aber doch nicht 
entſchließen, jo daß auch bie bereits eingelcitete Verſtärkung 

per oͤſterr. Streitkräfte in SHolftein unterblieb. Für fich allein aber 
waren bieje ben preußiſchen in Schleswig weit nicht gemachlen. 
ebereinjtinnmend mit ber von feiner Regierung ber öfterreichiichen 
übermittelten Erklärung zeigte nun am 6. Juni ber preuß. Gou- 
perneur in Schleswig, Gen. v. Manteuffel, den öfterr. Statthalter 
in Holftein, Gen. v. Gablenz, an, daß Preußen bie Gafteiner Con⸗ 
vention und bamit bie Theilung ber Herzogthümer als dahin gefallen 
betrachte, da die gemeinjame DBerwaltung beider wieder in Kraft 
getreten fei und daß er daher ſchon am folgenden Tage feine Trup- 
pen in Holſtein werde einrüden laſſen, e8 den Oeſterreichern frei: 
ftellend, dasjelbe bezüglih Echleswigs zu thun. Der preuß. General 
behandelte die Maßnahme keineswegs als eine feindjelige oder ale 
einen Beginn des Krieges. Der öfterr. Statthalter konnte ſich jedoch 
unmöglih auf benfelben Standpunkt jtellen. Er legte gegen den Ein: 
marſch der Preußen feierligen Protejt ein, verlegte feinen Gib und 
denjenigen ber Holfteinifchen Landesregierung nad Altona und con 
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rirte feine Truppen um dieſelbe Stadt. Die Preußen rüdtenYreusen. 

hen ein und breiteten fich im Lande aus, wobei fie namentlid 

ehoe ihr Augenmerk richteten, da dorthin von ber öſterr. Re 
auf den 11. Juni die Eröfinung der holft. Ständeverfamme 
iſchrieben worden war. Eine Anzahl Mitglieder derſelben, 

< „30, hatten ſich am 10. bereits dort eingefunden und beichloflen, 

frob der Preußen eine Sibung abzuhalten; auch ber von Gablenz 
aufgejtellte Regierungscommiflär war in ber Stadt eingetroffen. Jetzt 
ging der preuß. General um einen gewicdhtigen Schritt weiter: er 
ließ die Kirche und den Ständeſaal in Itzehoe militärifch beſetzen, 
ben öjterr. Regierungscommillär verhaften, die Prefle des Orts mit 
Beſchlag belegen und eine Proclamation ergehen, burd welche er 
auch bie Civilverwaltung von Holftein für Preußen in feine Hand nahm, 
bie bisherige Landesregierung für aufgelöst erllärte, den Baron 
Karl v. Scheel-Pleſſen zum Oberpräfidenten beider Herzogthümer er: 
nannte und außerdem fänmtliche politiiche Vereine des Landes ſchloß 
und ſämmtliche politiihe Blätter ſuſpendirte. Damit war Holftein 

den Oeſterreichern thatjählih aus ben Händen genommen. Dem 
Gen. Gablenz aber blieb nichts anderes übrig, als entweder mit ben 
Preußen einen ungleihen Kampf zu beginnen oder bas Land frei 
willig zu räumen und den Preußen zu überlafien. Er z0g nad 
ben nftructionen feiner Regierung das lebtere vor, erflärte am 
411. Juni in einer Proclamation an die Holfteiner, daß er ber Ge: 
walt weiche und zog mit feiner Brigabe über die Elbe und durch 
Hannover nad) Süben ab. Mit ihm verließ auch ber Auguftenburs 
ger bas Land. Das nächſte Object bes großen Entſcheidungs⸗ 
fampfes, ber vor der Thüre ftand, war ohne Schwertftreih in bie 
Hände ber Preußen gefallen. 

Auf diefen erſten entſcheidenden Schachzug Preußens in Holftein Deſter⸗ 
folgte Defterreich fofort mit einem zweiten am Bunde. Am 9. Juni wid. 
proteftirte e8 in einer Depeihe an Preußen gegen jenen Schritt und 
erflärte, daß dasſelbe dadurch ben Art. 11 der Bunbesacte verlegt 
und ben Fall des Art. 19 der Wiener Schlußarte herbeigeführt habe. 
Am 11. d. M. klagte es am Bunde gegen Preußen wegen gewalt⸗ 
thätiger Selbfthülfe in Holftein und trug, geftüßt auf ben fhon ans 
geführten Art. 19 der Wiener Schlußacte darauf an, fänmtlidhe 
Bundesarmeecorps binnen 14 Tagen mobil zu machen unb für tier 

I? 
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ſelben baldigſt einen Bundesfeldherrn im Sinne der Bundeskriegs⸗ 
verfaſſung zu beſtellen. Der Art. 19 der Wiener Schlußacte ſprach 
aber nur von „vorläufigen Maßregeln“ gegen Selbſthülfe, während 
die Bundesacte nur die Bundesexecution mit ihren Terminanſetzungen 
u. ſ. w. kannte. Preußen erkannte daher in dem öſterr. Antrage 
kein bundesgemäßes Vorgehen, ſondern die Einleitung eines förmli⸗ 
chen Bundeskrieges gegen ein Bundesglied, wovon die Bundesacte 
natürlich nichts wußte. Dennoch beſchloß die Bundesverſammlung, 
ſchon nach drei Tagen, am 14. Juni, über den Antrag abzuſtimmen. 
Daß er dannzumal angenommen und ſomit ber Bundesſskrieg gegen 
Preußen würde beſchloſſen werben, war bereits außer allem Zweifel. 
Deuti» So ziemlih im ganzen außerpreußiihen Deutichland, namentlich 
(and. aber in GSübbeutfchland, Hatte die Etimmung für Oeſterreich und 
wider Preußen vollftändig bie Oberhand gewonnen. Am 9. uni 
hatte die Abgeordnetenkammer bes größten ver Mittelftaaten, Bayerns, 
eine Adreſſe an den König erlafien, in ber fie fich jehr entſchieden 
für den Krieg ausſprach, wenn Preußen fid) nicht zurüdichreden Tafle 
„durch bie Gewißheit, daß dem Urheber bes Friedensbruches der 
Widerſtand einer entichlofienen und wohlgerüfteten Nothwehr von 
allen Seiten entgegentreten werde‘. Die Sache Schleswig-Holfteins 
erflärte fie energiich für „Deutſchlands Sache“ und fuhr dann fort: 
„Mag der Krieg zwilchen Bunbesgliebern ausbrehen ober ein aus 
wärtiger Feind deutfches Bundesgebiet angreifen, kein beuticher Stant 
darf fih vom Kampfe fern halten. Wer für das Recht nicht mit: 
kämpfen will, begünftigt das Unrecht und verlekt bie heiligiten 
Pflichten gegen ben Bunb und bas Vaterland. Unter bem unzuver: 
läſſigen Dedimantel ber Neutralität können ſolche Staaten Schuß 
ſuchen, die, an ihrer Lebensfähigkeit verzweifelnd, ſich barein ergeben, 
das Recht zum Mitiprehen beim Friebensichluffe zu vericherzen. 
Bayern im Bewußtlein des Werihes feiner Selbfterhaltung ift ent- 
ſchloſſen zur That.” Die Abdreſſe wurde mit 96 gegen 45 Gtim: 
men beichloffen. Aber ſelbſt die Minderheit ber vereinigten Linken 
ber Kammer, weit entfernt auf bie Seite Preußens zu treten ober 
auch nur Neutralität zu forbern, erklärte die Nichtachtung bes Rech⸗ 
te8 der Scleswig.Holfteiner von Seite Preußens für „unverant: 
wortlich“ unb nannte bie Politit der preuß. Regierung, bie jebt den 
Kampf auf beutihem Boden zu entzünden brobe, gerabezu eine „frt 
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vole“. Und gang ähnlih war die Stimmung in Württemberg und Dratid- 
jelbit in Baden. In allen dieſen Staaten und ebenfo auch in Heſſen⸗ 
Darınflabt und Naſſau war die Oppofition nicht ſowohl gegen ben Krieg 
unb gegen bie Bewilligung außerorbentlicher Diilitärcrebite, wohl aber 
wollte fie letztere von dem Zugeſtändniß innerer Reformen unb 
von einem ehrlichen Eingehen auf eine Reform der Bundesverfaflung 
abhängig machen. Die Regierungen lehnten es entweder wie in 
Heflen-Darmftadt auch jeßt noch entichieven ab oder gaben wie in 
Württemberg gute Worte und allgemeine Zuſicherungen; ſchließlich 
erhielten alle, diejenige von Nafjau allein ausgenommen, die gefor: 
berten Credite unbedingt bewilligt und hatten nunmehr freie Hand, 
fih mit Defterreich zu verjtändigen und zum Kriege zu rüjten. Am 
14. Juni gelangte der öfterreiyiiche Antrag, der über ben Krieg 
entieiden mußte, zur Abflimmung am Bunde. Mit 9 gegen 6 
Stimmen wurde er zum Beſchluß erhoben. Hannover und Kur: 
heilen ftimmien für Defterreich wider Preußen. Nur Holland für 
Zuremburg und Limburg, bie 12. Kurie (die großh. und herzogl. 
ſächſiſchen Häufer), die 14. Kurie (Medlenburg), bie 15. Kurie 
(Didenburg) und die 17. Kurie (die freien Städte) flimmten mit 
Preußen gegen ben Antrag. Nachdem bie Abftimmung gefallen war, 
erklärte der Geſandte Preußens, daß dieſes darin nichts anderes 
als eine nad dem Bundesrechte unmögliche Kriegserflärung erfennen 
fönne „Im Namen und auf allerhödjten Befehl Sr. Mai. des 
Königs, feines allergnädigiten Herrn, erflärt der Geſandte baher hie: 
mit, bag Preußen ben bisherigen Bunbesvertrag für gebrochen und 
baber nicht mehr für verbindlich anfieht, denjelben vielmehr als er: 
loſchen betrachten und behandeln wird.” Der Selanbte legte ſchließ⸗ 
lih die Grundzüge eines neuen „ben Zeitverhältniffen entſprechenden“ 
Dunbesperirages auf ben Tiſch der Verſammlung nieder, mit ber 
Erklärung, daß Preußen bereit fei, auf biefer Grundlage einen 
neuen Bund mit benjenigen deutſchen Regierungen zu jchließen, bie 
ihm bazu bie Hand reihen wollten und verlic den Saal. Die 
Würfel waren gefallen. Der Krieg ftanb vor ber Thüre. 
Wie feither von betheiligter Seite ſelbſt zugegeben worben ift, —* 

war die Haſt, mit der Oeſterreich den Bundesbeſchluß vom 14. Juni ” 
vorbereitete unb durchſetzte, ein entichiedener Fehler von jeiner Seite. 


Seine eigenen Rüftungen waren noch keineswegs vollendet, biejenigen 
I» 
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Fer feiner fünbeutfhen Verbündeten noch ſehr unvollfländig, Hannover 
“md Kurheſſen, die erſt im legten Augenblid auf feine Seite Iraten, 
gänzlich umvorbereitet. Die Leivenihaft macht blind. Deflerreich 
überichäßte feine eigenen Kräfte, es überſchätzte noch weit mehr bie 
Kräfte feiner deutſchen Verbündeten, während es dagegen bie Kräfte 
Preußens weit unterihäßte. Oeſterreich hatte fich feit drei Monaten 
eine Reihe von Mißgriffen zu Echulden tommen laffen. Es war ein 
Mißgriff geweien, daß es in Böhmen oftenfibel zu rüften angefan- 
gen hatte, thatjächlicy zu einer Zeit, ba menigftens oftenfibel von 
Preußen an Vorbereitungen zu einem Kriege noch gar nichts geſche⸗ 
ben war; es war ein Mißgriff geweien, daß es plößlih und wies 
berum möglichft auffallend feine Armee in Italien verftärkte und 
bamit Italien erlaubte, bie bisherige Maske abzuwerfen und feiner: 
feits offen zum Kriege um Venetien zu rüften, es war enblid ein 
Mißgriff, daß es den letzten Schritt in Frankfurt überftürzte, bevor 
es nach allen Seiten bereit war, loszuſchlagen. Defterreich hatte und 
das ift gar nicht zu läugnen, gegenüber Preußen und gegenüber 
Ktalien, das Recht für fih, das formelle Recht der Verträge, bas 
Hecht, wie es ben lebendigen Kräften einer anderen, einer bergan- 
genen Zeit entſprochen hatte und von dieſen Kräften damals .geftal: 
tet worden war. Die Menichheit fteht aber nicht ftill, fie folgt dem 
göttlichen Geſetze der Entwidelung. Alles ift Leben und Bewegung, 
in ber Menfchbeit wie in der Natur. Alte Kräfte fterben ab und 
mit der Kraft auch feine Form, das Recht; neue Kräfte ‚tauchen 
auf und ftreben Geftalt zu gewinnen, zu Recht zu werben. rüber 
ober fpäter erringen fie e8 auch und werben zu lebendigem Recht, bie 
auch fie vom Kreislaufe des Lebens überholt allmählig abfterben und 
auch ihrerfeits neuen Kräften und neuen Rechten zum Opfer fallen. 
Das ift das Geſetz der Entwickelung, dem ſich Feiner entziehen Tann. 
Darauf beruht alle Geſchichte. Tas Recht war unzweifelhaft auf 
Seite Oeſterreichs, aber nur das formale Recht, aus dem bie Teben- 
dige Kraft Tängft gewichen war, das Recht der Vergangenheit, nicht 
das Recht der Tebenbigen Gegenwart, ber geftaltenden Zukunft. 
Defterreihs Stellung in Deutfchland wie in Stalien war der lebte 
Meberreft einer großen Vergangenheit, bie allmählig in feinen 
Händen erftarrt und zur leeren Schale geworben war. Seine Herr: 
[haft in Venetien beruhte auf ber reinen nadten Gewalt, feine 
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noch immer mächtige Stellung in Deutichlanb lediglich auf ber Defter- 
Bundesverfaffung, bie es felbft für gänzlich morſch und faul erklärt " 
hatte, Wenn der beutichen Nation geholfen werben follte, jo mußte 
der Dunlismus der beiden Großmächte innerhalb Deutſchlands - bes 
feitigt, die Souveränetät. ber inzelfürften gebrochen werben. Defters 
reich hätte unter Umſtänden vielleicht den großen Plan fafjen können, 
bas alte Reich wieder herzuftchen, Preußen niederzumwerfen, einee 
wejentlichen Theils feiner Provinzen zu berauben und aufden Rang 
eines Mittelſtaates berabzubrüden, die Einzelfürften aber neuerdings 
ber: Reichsgewalt unterzuorbnen. Mehr ober weniger ar, meift aber 
bis zur Unkenntlichkeit abgeſchwächt umd mit anderen, ihr wiberipre 
enden Beitrebungen verſetzt, lag die dee allen Plänen zu Grunde, 
die dahin zielten, Deutichland mit Hülfe Defterreihe zu reconſtrui⸗ 
ren. Ganz abgeiehen davon, daß die Weltgeichichte fich nicht wie: 
berholt und daß Deutichland nad einer Neugeitaltung verlangte, 
aber nicht nad einer Neftauration bes ehemaligen Reiche, am wenig: 
ften wie ſich diefes jchlieklich in den Händen bes Haufes Habsburg 
geitaltet hatte, dachte Defterreih im Ernfte gar nicht an eine foldhe 
Reftauration, konnte nit daran denken, aus dem einfachen Grunde, 
wei ihm bazu bie Macht fehlte. Seit mehr als hundert Jahren 
war es bemüht dem unaufhaltſamen Wachsthum ber preußiichen 
Monarchie wenigſtens Schranken zu feten, ohne daß ihm auch nur 
dieß gelungen wäre. Sobald es aber feine Anftrengung hierauf be: 
ichräntte, konnte es nicht daran denken, die Souveränetät ber Eins 
zelftanten zu beichränten, e8 wurde im Gegentheil ihre mwejentlichite 
Stübe, um fie gegen Preußen zu benützen. Bon einer wirklichen 
Reform bes Bundes konnte von diefem Standpunkt aus Teine Rebe 
fein. Alles mas daher Oeſterreich und bie ſouveränen Mittelitanten 
ber Ration feit 1848 boten und bieten: fonnten, war lebiglich der 
alte Staatenbund in einem etwas moderneren Aufpube, mit einigen 
bundesſtaatlichen Verbrämungen, die ben Kern ber bisherigen Zuftände 
ganz umberührt gelaffen hätten, unter: allen Umftänden aber weder 
eine wirkliche über den Einzelflanten ſtehende Centralgewalt, noch ein 
Parlament, das bem nationalen Gedanken Ausbrud gegeben hätte, 
Den beiten Beweis dafür Tieferte das Claborat bes Fürftentages 
von 1863. Derfelbe fcheiterte von vornherein an bem Widerſtande 
Preußens; wäre er aber nicht ſchon daran geicheitert, jo hätte ber 


802 


Uchirkat der Ereiguiffe des Aahres 1008; 


Den Berſuch bald genug an der Enttäufchung ber Nation fcheitern müf- 


d 


fen. Ein Theil der ſog. großdeutſchen Partei ſuchte in jenen Jah: 
ren mit reblichem Etreben nad einem Ausgleich, einer Vermittlung, 
aber fie ftrebte in gewaltiger Selbſttäuſchung etwas ganz und gar 
Unmögliches an. Ein Bunbesftaat fouveräner, monardiicher Glieder 
ift, foweit wir die Geſchichte Fennen, noch nicht dageweſen unb wird 
fiherlih aud in Zukunft nicht beftehen. Die zahllofen Profecte, bie 
damals von biefer Seite auftauchten, um eine Bunbesreform zu er: 
möglihen, ohne den Einzelfürften und ben Einzelftaaten mit ihrem 
eingewurzelten Particularismus zu nahe zu treten, machten ſammt 
und fonders den Eindrud von Verſuchen, ben Pelz zu wachen, 
ohne ihn naß zu machen, um mit bem Sprichwort zu reben. Gie 
führten zu feinem Ziele und Tonnten zu feinem Ziele führen. Alles 
aber, was bie Regierungen theilweife wenigſtens nicht ganz ohne 
guten Willen zu demſelben Behufe verjuchten, wurde unter ihren 
Händen zu bloßem ſchätzbaren Material und wenn fie diefe Bemü⸗ 
bungen noch zwanzig Jahre lang fortgefeßt hätten, fo hätte ſich Te 
diglich dieſes ſchätzbare Material noch mehr aufgehäuft, ohne daß 
dabei practiſch irgend etwas lebensfähiges hätte herauskommen kön⸗ 
nen. Auch jetzt, im Mai und Anfangs Juni 1866, hatten Oeſter⸗ 
reich und die Mittelſtaaten ber Nation nichts zu bieten, um fie feſt 
um ihre Fahne zu fchaaren, obwohl der preuß. Bunbesreformantrag 
bes Grafen Bismard feinerjeits nur ſehr geringe Hoffnungen erregt, 
und von der weit überwiegenden Mehrheit ber öffentlichen Meinung 
nur mit großem Mißtrauen aufgenommen worben war. Daß bald 
darauf die deutiche Fahne auf dem Bundespalais in Frankfurt auf 
gezogen und vom 8. Bundesarmeerorps die deutſche Armbinbe an⸗ 
gelegt wurde, machte lediglich einen faſt kindiſchen Einbrud. Die 
Nation jollte unter ber Führung Defterreihs für das Beſtehende 
kämpfen, für bie bisherige Bundesverfaffung und die bisherigen Buns 
beszuftände, welche die beften Männer ber Nation feit langem mit 
alten ihren Kräften befämpften, bie öffentliche Meinung längft preis- 
gegeben, beren Unhalibarkeit felbft die Regierungen ohne alle und 
jede Ausnahme für unhaltbar erkannt hatten, ohne die mindefte 
Garantie, ja ohne irgend eine gegründete Ausficht, daß nad einem 
allfälligen Siege etwas Befleres an ihre Stelle treten werbe. Man 
muß geftehen, daß biefe troftlofe Lage der Sache für Oeſterrtich und. 
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feine Verbündeten ein Moment der Kraft fein Eonnte, im Gegen⸗ ae 
theil ein fehr wefentlicyer Moment der Schwäche fein mußte. Worauf 
Defterreih und feine Verbündeten gegen Preußen vertrauten, war 
das formale Net, auf das fie pochten und bie materielle Macht, 
mit der fie Preußen überlegen zu fein glaubten. Ganz Oeſterreich 
glaubte an den unfehlbaren Kriegsplan bes F3M. Benedek, dem 
ber Kaifer im Einverftändnig mit der öffentlihen Meinung den 
Oberbefehl über feine Armee gegen Preußen anvertraut hatte; als 
ber Prinz Karl von Bayern am 27. Juni neben bem Oberbefehl 
über die bayerijche Armee auch denjenigen über das 8. Bundes⸗ 
armeecorps unter dem Prinzen Wlerander von Helfen übernahm, 
meinte er in feinem Armeebefehl: „Mit dieſen Truppen und biefem 
Führer wird es mir nicht ſchwer fallen, jebe mir geftellte Aufgabe 
zu löſen“, und noch am 2. Juli, nur einen Tag vor der Schlacht 
von Königgraß ermuibigte ber König von Bayern fein Volf in 
einer Proclamation mit den Worten: „Alle bundesgetreuen Staaten 
— das mächtige Defterreih voran — find unfere Bundesgenoſſen“. 
In der Mitte Juni zweifelte Niemand auf diejer Seite daran, daß 
die Defterreiher unter DBenebef alsbald von Böhmen aus mit über- 
legenen Streitkräften die Dffenfive ergreifen würde und nur wenige 
glaubten fich nicht der Hoffnung bingeben zu bürfen, ihn bald vor 
ben Thoren Berlins zu fehen. 

Die Hoffnung wurde nur zu fchnell bitter getäufcht. Damals Preußen. 
aber mochten fie außerhalb Preußens nicht bloß leidenſchaftlich er: 
regte, jondern auch ruhiger überlegende Gemüther wohl hegen. Graf 
Bismarck, die Eeele der preuß. Politik, war allerdings längſt zum 
Kriege entſchloſſen und Hatte ohne Zweifel ſchon ſeit Jahren alle 
Chancen überlegt, von langer Hand ber alles zum Kriege vorberei- 
tet. Bon ben fentimentalen Gefühlen, von denen damals in ganz 
Deutſchland die Luft ſchwirrte, war er gänzlich frei. Aber auch in 
feiner Seele muß der Entihluß zum Kriege von Anfang an und 
jebt wieder ein nicht leichter gemwejen fein. Die Schwierigleiten, bie 
Graf Bismard! ſchon bisher zu überwinden gehabt hatte, und bie er 
noch zu überwinden hatte, bis nur die. preuß. Armee ben Oeſter⸗ 
reichern gegenüber im Felde ſtand, waren in- ber That ganz unge 
heure. Un Stalien hatte Preußen allerdings einen ſchätzenswerthen 
Bundesgenoflen, der wenigſtens geeignet war, einen namhaften Theil 
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Vreußen. der Sfterreichiichen Etreitträfte im Süden feftzubalten, fo ba bie 
Armeen, die Preußen und Tefterreiid au ben Grenzen Böhmens 
einander entgegenftellen mochten, an Zahl ſich jo ziemlich bie Wange 
bielten. Dagegen ftand Preußen im übrigen Deutfchland in Wahr⸗ 
heit ganz allein und auf jeine eigenen Kräfte beſchränkt. Der grö 
Bere Theil der beutihen Staaten unb zwar Regierungen und Bäl: 
terichaften waren im Moment Preußen äußerft feindielig gefinnt und 
felbjt diejenigen, die in Frankfurt mit ihm gegen ben öſterreichiſchen 
Antrag geftimmt hatten, waren weit entfernt, darum mit Preußen 
gegen Oeſterreich einftchen zu wollen, Sadfen- Weimar ſo gut als 
Medienburg und Oldenburg fo gut als bie Hanſeſtädte. Es ift 
wahr, dag man in Berlin den Militärfräften aller biefer beutfchen 
Staaten, Bayern vieleicht allein ausgenommen, nur ein fehr geringes 
Gewicht beilegte, da man bie mangelhafte Ausbildung all der mittel- 
und Meinftaatlihen Truppen und ihre lüdenbafte Ausrüftung nur zu 
wohl kannte und ben Mangel an einem einheitlichen Oberbefehl und 
an firenger Unterorbnung ber Eontingente verſchiedener Staaten, bie 
fih alle jouverän däuchten und zunächſt nur auf ihre eigene Sicher: 
beit bebadyt fein würden, zum voraus ganz richtig würbigte. Aber 
von moraliſchem Gewicht mußte es doch fein, daß von all ben zahl: 
reichen deutſchen Staaten von Anfang an auch nicht einer offen und 
entſchieden auf Seite Preußens ftand, in einem Kriege, in dem um 
die Führung Deutichlands geftritten werben ſollte. Das war eine 
Schwierigkeit, aber keineswegs bie einzige. Wie Preußen in Deutſch⸗ 
land, fo ſtand die preußijche Regierung in Preußen jelber ziemlich 
einfam da. Der Streit ber Krone mit ber Bollsvertretung über 
die Armeereorganilation und in Folge davon über das Budgetrecht 
batte der Regierung bie weit überwiegende Mehrheit ber Bevölkerung 
und zwar gerabe bes intelligenteften und thätigften Theil berjelben 
abwendig gemadt. Noch gebot fie, allerdings ziemlid unbedingt, 
über die Staatsgewalt und ihre mannigfaltigen Organe, aber im 
Lande wie im Haufe ber Abgeordneten war es faft au: 
ſchließlich die feudale Partei, die entjchieden auf ihrer Seite 
ftand. Selbſt dieſe war im neuefter Zeit mehr ober we: 
niger an ihr irre geworben. Graf Bismard war ein burchaus 
practiſcher Politiker, ber nur mit realen Kräften zu rechnen ſich 
gewöhnt Hatte und bem, abgejehen von feiner Erziehung und ab- 
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gefehen davon, daß er für feine auswärtige Politik unumgänglich preusen. 
einen feiten conjervativen Boden unter feinen Füßen fühlen mußte, 
bie pietiſtiſch-abſolutiſtiſche Doctrin des mweiland Hrn. Julius Etahl 
und ber „Kreuzzeitung“ gerade fo gleichgültig war, als die conſti⸗ 
tutionelle Doctrin der Herren Schultze-Delitzſch oder Waldeck. Um 
die deutſche Frage enblih zu löſen und Preußen und Deutfchland 
auf biejenige Höhe zu heben, die ihm zugleich wünſchbar und erreich⸗ 
bar fhien, nahm Graf Bismard auch nicht den mindeften Anftand, 
fi) mit dem Königreich Italien negen Defterreich zu verbünden. Die 
fog. conjervative Bartei in Preußen‘ war aber bisher gewohnt ges 
weien, in dem fog. Eonfervatismus Oeſterreichs ihren natürlichen 
Alliirten zu erbliden und wenn fie aud einen Etreit um bie Macht 
zwifchen beiden für zuläflig bielt, fo war ihr body bie Einberufung 
eines auf directe Wahlen und allgemeines Stimmrecht gegründeten 
beutichen Parlamentes eine mehr als bedenkliche Maßregel und bie 
Allianz mit dem Königreich Italien geradezu ein Gräuel, Erſchien 
fo die Politik des Grafen Bismard den einen als eine entſchieden 
abjolutiftiiche, To hatte fie in den Augen ber andern einen unzwei⸗ 
felhaft revolutionären Beigeihmad. Fehlte ihm das Vertrauen auf 
ber einen Seite gänzlich, jo war es auf der andern wenigftens Fein 
ganz unbebingted. Als der Krieg immer wahrjcheinlicher wurde, 
fiel no ein Moment gegen ihn in die Wagſchaale, nicht das mins 
deſt mächtige von allen, das Moment ber materiellen Intereſſen. Eine 
Mobilmahung der gefammten Armee und jogar der Landwehr ift 
in Preußen eine entjeßlihe Maßregel, eine Mafregel, die vom Palaft 
bis zur Hütte Fein Haus und faft Feine Familie unberührt läßt und 
taufende von Eriftenzen mit einem Schlage in Frage ftellt. Als 
bie Mobilmahung immer wahrſcheinlicher wurbe und als fie endlich 
zu Anfang Mat wirklich erfolgte, trat auch ihre Wirkung auf bie 
öffentlihe Meinung ein, die natürlich jofort wiederum von politifchen 
Beftrebungen benübt und ausgebeutet wurde. Da bie öffentliche Meinung 
jelbft in Preußen bie frage, um bie es fich handelte, in ihrem ganzen 
Umfange nicht überfah, fo erfchien die beabſichtigte gewaltſame Annerion 
von Schleswig⸗Holftein, die von ber Regierung fo hartnäckig feftge: 
halten wurde, in Teinem Verhältniß zu ber bereits eingetretenen 
Stodung und Störung in Handel und Verkehr und noch weniger 
zu. ben Opfern und Leiden eines Krieges unb zwar eines Krieged 
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Preußen. unter Gliebern einer und berjelben Nation zu fichen. Das Be 
bürfnig bes Friedens machte fich überall lebhaft geltend: zuerft 
waren es Urmwählerverfammlungen, dann Abreffen von Stabiverord> 
netenverjammlungen an ben König oder an das Staatsminifterium, 
enblih Manifeftationen vereinigter Handelskammern, die ben Plänen 
der Regierung in den Weg zu treten ſuchten. Als die Mobilmahung 
ausgeiprodhen war und die Landwehrleute eingekleidet werben follten, 
fam es zu Scandalen und jogar offenen Wiberfeblichleiten, die mit 
Gewalt unterdrüdt werben mußten. Unb zwar traten diefe Erſchei⸗ 
nungen alle im Oſten wie im Welten ber Monardie und fo ziem- 
lich, wenn auch in verjchiebenem Grade und Umfange, in allen Bro- 
vinzen berjelben zu Tage. Soviel war wenigitens Bar, daß das 
preußifche Volk vielfach nichts weniger als mit freubiger Luft, theil- 
weije ofjenbar geradezu mit Wibertwillen in den Krieg z0g. Nimmt 
man alles zufammen, jo läßt ſich nicht läugnen, daß bie Lage Breu: 
ßens und jedenfalls biejenige des Staatsmannes, ber an feiner 
Spitze ſtand, eine überaus ſchwierige und gefahrnolle war. Graf Bis: 
marck jcheint dennoch Feinen Augenblid gewankt zu haben. Nicht bloß 
konnte er bereits nicht mehr zurüdtweichen, ohne Preußen thatjächlich eine 
Niederlage gleich derjenigen von Olmütz zu bereiten; er wollte auch 
nit zurückweichen. Der große Entſchluß war Tängft gefakt, auf 
bie Schwierigkeiten war er zum Voraus vorbereitet, die Umſtände 
ſchienen ihm günſtig. Er vertraute auf das, was bie Preußen ihren 
Beruf, ihre Beftimmung, ihre Aufgabe nannten und wovon in Preu⸗ 
Ben in der That ſeit langer Zeit alle Kreije burdbrungen waren. 
Preußen war auf den Trümmern bes abfterbenden heil. Römifchen 
Reichs deuticher Nation entftanden, gewachſen, groß geworben. Von 
Oeſterreich Tängft gänzlih unabhängig, ging e8 mehr und mehr: dar: 
auf aus, Defterreich geradezu aus Deutichland zu verbrängen und 
ftatt feiner die Leitung der deutfchen Dinge in bie Hand zu nehmen. 
Dur die Gründung des Zollvereind war ein gewaltiger Schritt zu 
biefem Ziele geſchehen, aber doch nur ein vorbereitenber; direete Ver⸗ 
juche dagegen fcheiterten, da8 eine Mal an der Ungunft der Außern 
Umftände, das andere Mal an ber eigenen Schwäche Und bed 
war e8 feinem Ziele unendlich viel näher, als e8 den äußeren An: 
Ichein Hatte. Defterreich behauptete zwar mit aller Anjtrengung noch 

k immer feine Stellung in Deutſchland, fo weit fie ihm geblieben war; 
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aber. feine Politik gegen Preußen war doch längſt eine bloß befenz Preußen. 
five; äußerlich hatte es fich noch eine große Stellung in Deutihland 
erhalten, innerlich aber mehr und mehr aus Deutichland zurüdgezo: 
gen; befangen in dem ihm hiſtoriſch überlieferten Ideenkreiſe mußte 
es mit diefem und in demfelben Grabe Wie biefer von Tag zu Tag 
an Boden in Deutichland verlieren. Xhatjächlich waren es am Ende 
nur bie Intereſſen der zahlreihen Dynaftien, die für ihre bebrohte 
©Opuveränetät in Defterreih Schutz gegen Preußen juchten, die jene 
Stellung noch flügten und zu erhalten fuchten. Auch dieſe Stützen 
waren durch bie Politik Oeſterreichs feit 1864 wankend geworben. 
Aber trotz alledem bedurfte es doch einer lebten gewaltigen Anftren: 
gumg, um bie realen Machtverhältniffe zur Anerkennung zu bringen, 
mußte Preußen alle feine Kräfte zu einem wuchtigen Schlage zu: 
fammenfafjen, mußte es unläugbar jeine Eriftenz ſelber dranſetzen, 
wenn es fein Ziel erreihen wollte. Tas war denn auch der Grund, 
warum bie preußifche Bolitit in neuerer Zeit fo häufig den Stem- 
pel einer gewiljen Unentjchiebenheit trug, ber den Einbrud ber 
Schwäche machte. Seht war der Mann gefunden, der feine Schwäche 
fannte und bereit war, die ungeheure Verantwortlichkeit auf fih zu 
nehmen. Es ift ganz undenkbar, daß es dem Grafen Bismard nicht 
far vor der Seele fland, was er für fidh, was er für feinen Staat 
für den Fall einer Niederlage wagte. Allerdings bürfte es 
wahrſcheinlich ſein, daß Preußen, auch wenn cs bei Königgräß, 
oder in einer Schlacht auf den Ebenen Sachſens oder vor ben Tho⸗ 
ren Berlind gejchlagen worben wäre, und felbft wenn bie Deiter: 
reicher in Berlin eingezogen wären, fih noch nicht wie Defterreich 
befiegt gegeben hätte, aber daß der Graf Bismard perfönlich nach 
ber erſten Niederlage der Preußen verloren geweſen wäre, das ift 
wohl außer Frage. 

Auch die Lage Europa's und die Stimmung ber übrigen 
Großmãchte bereitete bem preußiſchen Staatsınanne Schwierigkeiten, 
body erſchien ihm biefelbe im Ganzen nicht ungünſtig. RußlandRusfand. 
legte Preußen wenigftens keinerlei Hinderniffe in den Weg. Es 
ſcheint zwar, daß ber Kaifer von Rußland den König von Preußen 
und zwar iwieberholt und bringend von Schritten abzuhalten fuchte, 
deren Tragweite nicht zum voraus berechnet werden Tonnte. Eine. 
Berwidelung auf beſchranktem Terrain konnte Dagegen Rußland unter 
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Greupen. unter Gliedern einer und berfelben Nation zu fichen. Das Be 
bürfniß des Friedens machte fich überall lebhaft geltend: zuerft 
waren es Urwählerverfammlungen, dann Adreſſen von Stabiverord> 
netenverjammlungen an ben König oder an das Staatsminifterium, 
endlih Meanifeftationen vereinigter Handelsfammern, bie ben Plänen 
der Regierung in ben Weg zu treten ſuchten. Als die Mobilmachung 
ausgeſprochen war und die Lanbwehrleute eingekleidet werben follten, 
kam es zu Scanbalen und fogar offenen Widerfeblichleiten, die mit 
Gewalt unterbrüdt werden mußten. Und zwar traten biefe Erſchei⸗ 
nungen alle im Often wie im Weſten der Monardie und jo ziem- 
lih, wenn auch in verjchiebenem Grade und Umfange, in allen Pro⸗ 
vinzen berjelben zu Tage. Soviel war wenigftens Mar, daß bus 
preußifche Volk vielfach nichts weniger als mit freudiger Luft, theil- 
weije offenbar geradezu mit Wibderwillen in ben Krieg zog. Nimmt 
man alles zufammen, fo läßt ſich nicht läugnen, daß die Lage Preu⸗ 
Ben® und jedenfalls diejenige bes Staatsmannes, ber an feiner 
Spitze jtand, eine überaus ſchwierige und gefahrvolle war. Graf Bis: 
marck jcheint dennoch feinen Augenblid gewankt zu haben. Nicht bloß 
fonnteer bereits nicht mehr zurüdtweichen, ohne Preußen thatjächlich eine 
Niederlage gleich derjenigen von Olmütz zu bereiten; er wollte aud 
nit zurüdweidhen. Der große Entihluß war Tängft gefaßt, auf 
die Schwierigkeiten war er zum Voraus vorbereitet, die Umftände 
ſchienen ihm günſtig. Er vertraute auf bas, was bie Preußen ihren 
Beruf, ihre Veſtimmung, ihre Aufgabe nannten und wovon in Preu⸗ 
Ben in der That ſeit langer Zeit alle Kreile durchdrungen waren. 
Preußen war auf den Trümmern des abfterbenden heil. Römijchen 
Reichs deuticher Nation entftanden, gewachſen, groß geworben. Von 
Defterreich längft gänzlich unabhängig, ging es mehr und mehr. dar⸗ 
auf aus, Defterreich geradezu aus Deutfhland zu verbrängen und 
ftatt feiner die Leitung der deutſchen Dinge in die Hand zu nehmen. 
Dur die Gründung des Zollvereins war ein gewaltiger Schritt zu 
biefem Ziele gefchehen, aber tod nur ein borbereitenber; directe Ber- 
juche dagegen jcheiterten, das eine Mal an ber Ungunft ber Außern 
Umftände, das andere Mal an der eigenen Schwäche. Und bed 
war es feinem Ziele unendlich viel näher, als e8 ben äußeren An⸗ 
fchein Hatte. Defterreich behauptete zwar mit aller Anjtrengung noch 
immer feine Stellung in Deutichland, fo weit fie ihm. geblieben war; 
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aber. feine Bolitit gegen Preußen war boch längſt eine bloß befenz Preußen. 
five; äußerlich hatte es fi) noch eine große Stellung in Deutſchland 
erhalten, innerlich aber mehr und mehr aus Deutſchland zurückgezo⸗ 
gen; befangen in dem ibm hiſtoriſch überlieferten Ideenkreiſe mußte 
es mit biefem und in demfelben Grabe wie biefer von Tag zu Tag 
an Boden in Deutichland verlieren. Xhatjächlich waren es am Ende 
nur bie Intereſſen der zahlreichen Dynaftien, die für ihre bedrohte 
©ouveränetät in Oeſterreich Schub gegen Preußen juchten, die jene 
Stellung noch ftüßten und zu erhalten ſuchten. Auch diefe Etüben 
waren durch die Politik Oeſterreichs feit 1864 wankend geworben. 
Aber troß alledem bedurfte es doch einer letzten gewaltigen Anftren: 
gung, um bie realen Machtverhältniffe zur Anerkennung zu bringen, 
mußte Preußen alle feine Kräfte zu einem wuchtigen Cchlage zu: 
fammenfaflen, mußte es unläugbar feine Eriftenz jelber branfeben, 
wenn es fein Ziel erreihen wollte. Tas war denn auch der Grund, 
warum bie preußifche Politik in neuerer Zeit jo häufig den Stem⸗ 
pel einer gewiſſen Unentjchiedenheit trug, ber ben Einbrud ber 
Schwäche machte. Lebt war der Mann gefunden, ber feine Schwäche 
fannte und bereit mar, die ungeheure Verantwortlichfeit auf fih zu 
nehmen. Es ift ganz undenkbar, daß es dem Grafen Bismard nicht 
Har vor der Seele fland, mas er für fidh, was er für feinen Staat 
für den Tall einer Niederlage wagte. Allerdings bürfte es 
wahrſcheinlich ſein, daß Preußen, auch wenn cs bei Königgräß, 
oder in einer Schlacht auf den Ebenen Sachſens ober vor ben Tho⸗ 
ren Berlins geichlagen worden wäre, und felbft wenn die Deiter: 
reicher in Berlin eingezogen wären, ſich noch nicht wie Defterreich 
befiegt gegeben hätte, aber daß der Graf Bismard perfönlich nach 
ber erſten Niederlage ber Preußen verloren geweſen wäre, das ift 
wohl außer Frage. 

Auh die Lage Europa's und die Stimmung ber übrigen 
Großmãchte bereitete dem preußiſchen Ctaatsınanne Schwierigkeiten, 
bo erſchien ihm bdiejelbe im Ganzen nicht ungünftig. Rußlanbfusfand. 
legte Preußen wenigitens Teinerlei Hindernifje in den Weg. Cs 
iheint zwar, baß ber Kaiſer von Rußland ben König von Preußen 
und zwar wieberholt und bringenb von Schritten abzuhalten fuchte, 
beren Vragweite nicht zum woraus berechnet werden Konnte. Eine: 
Berwidelang auf beichränttem Terrain Eonnte Dagegen Rußland unter 
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England. Umſtãnden conveniren, ba fie ihm für fein energifches Vorgehen in 
Polen offenbar freiere Hand lief. England ſah dem ſich vorbes 
reitenden Kriege gleichgültig und jogar um Dänemarks willen mit 
einer gewiſſen Schabenfreube zu. Seitdem «8 im %. 1864 mit 
feiner Berwendung für Dänemark gefcheitert war, hatte es fich vor: 
erft gänzlich auf ſich felbft zurückgezogen und traute Preußen nicht 
die Kraft zu, Defterreih niederzuwerfen. So wie bie Dinge in 
Deutjchland lagen, fchien e8 fein Sntereffe zu haben, für bie eine 
ober andere Macht Partei zu nehmen. Ganz eine andere war bas 

Srant- gegen bie Lage Frankreichs, das durch irgenb eine politiiche Ber: 

"id. Anderung in Deutfchland unmittelbar berührt wurde. Gerade nad 
biefer Seite aber fcheint Graf Bismard ziemlich) beruhigt geweſen 
zu fein. Theils perfönlich, theils durch den preußiſchen Botichafter 
in Paris Grafen Gola hatte er fi mit dem Kailer im Weſent⸗ 
lihen verftändigt. Man glaubte damals, daß biefe Verftändigung 
barauf hin erfolgt fei, daß Bismard dem Kaijer eventuell wenigſtens 
Belgien preisgegeben habe. Die feitherige Entwidelung ber Dinge 
bat dieſe Anficht jeboch Teineswegs beftätigt und fpricht entichieden ba- 
gegen, daß Bismard dem Kaiſer überhaupt irgendwelche Compenſa⸗ 
tionen formell zugejagt haben bürftee Die Mittel, durch welche er 
ben Herricher Frankreichs dazu bewog, Preußen freie Hand zu laſſen, 
lagen vielmehr, wie es den Anfchein bat, in ganz anderen Er⸗ 
wägungen. Man weiß, baß die Sorge für feine Dynaſtie ben 
Kaifer in erſter Linie befchäftigt und im feinen Handlungen weſent⸗ 
lich leitet. Die Lage Deutſchlands blieb für Frankreich eine Gefahr, 
jo lange die deutſche Trage nicht gelöst war, eine Pulvertonne, bie 
ber erite Funke zur Erplofion bringen konnte. Der Kaiſer kennt 
Deutfhland zu gut und jein Blid ift zu hell und zu unbefangen, 
als daß er nicht lange eingefehen hätte, wie in Deutſchland alles zu 
einem gewaltſamen Umfturz reif war und mehr und mehr dahin 
brängen mußte, wenn nicht irgend eine ber deutſchen Regierungen, 
bie dazu in der Lage war, zunächſt aber bie preußtiche, bie Frage 

der Bundesreform in die Hand nahm, um ber beutichen Nation in 
ihren. gerechten und doch fo beſcheidenen Forderungen Genugthuung 
zu ſchaffen. Sollte er die Gefahr, bie von daher unter Umſtänden 
auch Frankreich und feiner Dynaftie broben mochte, feinem Sohne 
als Erbtheil zurüdlafien? Bon Preußen konnte er wenigſtens eine 


Albert der Ereigniſſe des Iahres 1066. 6508 


Reform auf: confervativen Grundlagen hoffen unb erwarten. Es — 
ſcheint in der That, daß ſolche und ähnliche Hinweiſungen in den 
Tuilerien. auf keinen unfruchtbaren Boden fielen. Ueberdieß unter: 
ſchätzte der Kaifer offenbar wie alle Welt die Kräfte Preußens und 
überfchäte wie alle Welt die Macht Oeſterreichs und diejenige 
feiner beutichen Verbündeten. Er glaubte nicht, daß Preußen im 
Stande fein. werbe, in Deutichland ganze Arbeit zu machen, er fekte 
voraus, daß bie Wange zwifchen den beiden beutihen Großmächten 
lange Zeit bin und her ſchwanken werbe und glaubte annehmen zu 
bürfen, daß Frankreich in ber Lage jein würde, daraus Vortheil zu 
ziehen, was unter Umſtänden wie gar nichts anderes geeignet ges 
weſen wäre, bie Napoleonifhe Dynaftie in Frankreich zu befeitigen. 
Als jedoch die Dinge in Deutichland immer unzweifelhafter dem 
Kriege zutrieben, machte fi in der öffentlichen Meinung Frankreichs 
eine Etrömung geltend, bie mit der zufehenden und zumwartenben 
Politit bes Kailers keineswegs einverflanden war. Nur zu lange 
bat e8 in Frankreich für ein feſtſtehendes Ariom feiner Politit ges 
golten, . daß es feinem Sinterefje entjpredhe, wenn es ringsum bon 
zeriplitterten und in diefer Zerfplitterung nothwendig ſchwachen Staaten 
umgeben fei,. und daß biefer Stand ber Dinge von Franfreih um 
jeden Preis und mit allen Mitteln aufrecht erhalten werben müfle. “Das 
alte Syſtem des fog. europätichen Gleichgewichts mit jeinen rein mecha⸗ 
niſchen Abwägungen und Gombinationen entſprach dieſer Politik 
natürlich am beſten. Damit ſtand aber die Politik des Kaiſers 
ſchon gegenüber Italien und jetzt noch viel mehr, jedenfalls noch 
viel näher liegend gegenüber Deutſchland im offenſten Widerſpruch. 
Hatte die Errichtung des einheitlichen Königreichs Italien mit Hülfe 
Frankreichs in ber öffentlichen Meinung des letzteren vielfachen 
Zweifel und vielfachen Tadel, im Ganzen jedenfalls nur einen ſehr 
beſchrünkien Beifall gefunden, jo war jetzt ſchon die Möglichkeit ber 
Errichtung eines einheitlichen Deutſchlands oder doch einer größeren 
Zuſammenfaſſung ſeiner zerſplitterten Elemente in irgend welcher 
Form ganz geeignet, die volle Eiferſucht der franzöſtſchen Nation zu 
erregen. Wie voriges Jahr gegen Italien, jo machte auch jet wieder 
Herr Thiers ſich im gefeßgebenden Körper zum Drgan biejer Ans 
ſchauumng. Hatte er ſchon damals nicht bloß auf Seite der O:ppofition 
Beifall: gefunden, ſondern auch vielen Mitglievern ber Meolarikik 
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br ganz aus der Seele geiprochen, fo war bie jeht noch viel mehr 
ber Fall. Dazu kam, daß bie bisherige Disciplin dieſer Majoritkt 
feit dem Tode des ebenſo gewandten als energiihen Morny «al 
Präfidenten des gejeßgebenden Körpers und jeit ber Erſetzung deſſelben 
buch Walewski, der bie Zügel lange nit fo feit in ber Hand 
zu halten wußte, in ein bedenkliches Schwanten gerathen war. Zum 
eriten Mal feit dem Stantsftreih vom 2. December Hatte fi in 
biefer Seſſion bei ber Adreßdebatte eine Art Mittelpartei aus bem 
Schooße ber bisherigen Majorität abgelöst, die wenigſtens mäßige 
Eonceflionen der kaiſerlichen Regierung an die Freiheit bes Landes 
befürwortete, obgleich ſich ber Kaijer felbft bei ber Eröffnung ber 
Kammern in feiner Thronrede fehr energiih gegen alle berartigen 
Beitrebungen und Gelüfte ausgeiprochen hatte und der Hof freilid 
obne Erfolg alles aufgeboten hatte, um eine berartige Secefjion wo 
möglich im Keime zu erftiden. Am 3. Mai ergriff num Herr Thiers 
im gejeßgebenden Körper eine Gelegenheit, um bie beutiche Frage 
zur Sprade zu bringen. Mit einer Raivetät, bie nur in Frank: 
reich möglich ift, machte er den Sab, daß es „von jeher das größte 
politiſche Princip Europas geweſen fei, daß Deutfchland aus unab- 
bängigen, buch ein einfaches Föderatibband unter einanber verbun⸗ 
benen Staaten beftehe,“ mit andern Worten, ba Deutichlanb in 
feiner Zeriplitterung troß feiner gewaltigen Bollszahl und trotz 
feiner zablreihen Armeen ſchwach fei und ſchwach bleibe, zum Aus- 
gangspunkt einer wahren Philippica gegen bie Faiferlide Regierung 
oder vielmehr gegen den Kaijer jelbft und gegen Preußen, das ba 
mit umgehe, ein neues germanijches Reich in Berlin zu gründen, 
indem es einen. Theil Deutfchlands unter feinen birecten, ben anbern 
wenigftens unter feinen inbirecten Einfluß zu bringen verfuche und 
bereits dem einheitlichen alien die Hand biete. „Kann ed uns 
zulommen — rief Herr Thiers aus — in irgend weldem Grabe 
eine ſolche Politit zu begünſtigen?“ Die Antwort lautete natürlich 
Nein und biefe Antwort fand entichiedenen Beifall in allen Theilen 
ber Verjammlung, von ben Bänken der Majorität nicht minder als 
von denen der Oppofition ber. Herr Thiers fuhr fort. Er ſchil⸗ 
berte, wie Preußen troß aller Bemühungen, fi als ben von Deiter: 
reich bebrohten Theil barzuftellen, in Wahrheit boch unzweifelhaft 
berjenige jei, ber ben Frieden bebrohe, keineswegs aber: Defterreid,, 
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das ben Krieg zwar nicht fürchte, aber ficherlich noch viel weniger ent 
ſuche. „Es handelt fi alfo darum, ein Mittel ausfindig zu machen, “ 


um Preußen daran zu hindern.” Herr Thiers fand, baß es drei 
Wege gebe, zu dieſem Ziele zu ‚gelangen: erftens, wenn ihm Frank: 
reich geradezu erkläre, ich leide es nidht; ober wenn e8 doch Kar 
und beftimmt Preußen wiſſen laffe, daß fein Unterfangen für ganz 
Europa gefährlich und der Politit Frankreichs zumider fei und daß 
biefes fih darauf in feinem Fall einlaffen könne; brittens endlich, 
wenn Frankreich wenigftens Italien eine Allianz mit Preußen vet: 
biete und damit Preußen diefe Unterſtützung durchaus entziehe. 
Als Thiers geendigt, brauste ihm ber Beifallefturm ber ganzen Berfamm: 
lung entgegen. Beibe hatten unzweifelhaft die Anſchauungen des Landes 
zum Ausdrud gebracht. Eine Abſtimmung konnte nicht ftattfinden, von 
einem birecten maßgebenden Einfluß bes gejeßgebenden Körpers auf 
die Reitung der auswärtigen Angelegenheiten gegenüber dem Kaiſer 
überhaupt feine Rede fein. Allein der Kaiſer hatte, wie alle Welt 
fühlte, eine entſchiedene moralifche Niederlage erlitten, war es feinem 
Dertreter in ber Kammer doch nur mittelft eines gemachten, angeb- 
lichen Telegramms, das joeben aus Italien eingelaufen fei und wor: 
nad Italien die offizielle Verpflichtung übernommen habe, Defterreidh 
nicht anzugreifen, gelungen, bie weitere Debatte abzuſchneiden. Don 
welcher Bedeutung ber Vorgang für Preußen und Deutichland war, 
kann nicht beftritten werben. Das Schidfal Preußens lag in dieſem 
Augenblid in des Kaifers Hand. Wenn er wollte, jo war Breußen 
genötbigt, fein Schwert wieder in bie Scheibe zu ſtecken, feine Pläne 
augenblidlih wieder fallen zu laſſen unb dafür eime andere gün⸗ 
fligere Gelegenheit abzuwarten. Zum Glüd für Preußen ging ber 
Raijer.nicht auf die been des Herrn Thiers und der Kammer ein 
und hielt feit an feiner bisherigen Haltung, bie er durch Rouber in 
bie drei Punkte hatte zufammenfaflen laſſen „friedliche Politik, loyale 
Reutralität, volljtänbige Actionsfreiheit." Doch hielt er es für 
nötbig, der Rebe bes Herrn Thiers und der ‘Demonftration der 
Kammer vom 3. Mai feinerjeits eine nicht minder energiiche Des 
monftration entgegen zu jeßen. Die Einweihung eines Monumentes 
in Auxerre, bie drei Tage fpäter flatt fand und zu ber er einge 
Inden wer, gab ihm bazu Gelegenheit. An eine Weußerung bes 
Maire der Stadt anknüpfend, erflärte er laut feinen „Abichen vor 


ben Verträgen von 1815, bie man heute zur einggen Sruniisas 
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Grant- unferer auswärtigen Politik machen will“. Der bald barauf be 


triebene Verſuch von Friedensconferenzen bilbete für bie öffentliche 
Meinung in Frankreich zunächſt eine Diverſion. Als ber Verſuch 
jeboch fcheiterte und ber Krieg gewik war, hielt er es für angezeigt, 
fih über feine Stellung zu bemjelben and zu ber deutſchen Frage 
nochmals öffentlich auszuſprechen. Es geſchah dieß am 11. Juni 
burh einen offenen Brief an feinen Minifter des Auswärtigen, 
Herrn Drouyn de l'Huys, der ald Programm des Kaifers vor bem 
Kriege bezeichnet werben darf. „Wir hatten — meinte er — in: 
bem wir bie Friebensconferenzen anregten, für bie zum beutichen 
Bunde gehörigen Staaten zweiten Ranges ein engere Anein⸗ 
anderſchließen, eine kräftigere Organijation, eine wichtigere Rolle 
gewünſcht; für Preußen mehr Abrundung und Kraft im Norben; 
für Oefterreih die Erhaltung einer großen Stellung in Deutſch⸗ 
land.” Der Staatsminifter Rouber theilte das Schreiben dem ge 
feßgebenden Körper offiziell mit, mit dem bringenden Wunſche, daß 
auf jede weitere Discuffion in ber deutſchen und ber italienilchen 
Frage verzichtet werben möge. Die Majorität fügte fi wieder ge: 
duldig; umjonft verjuchte e8 die Oppofition in ben folgenden Tagen 
wieberholt, bie europäilche Lage nenerbings zur Sprache zu bringen; 
die Majorität ging nicht mehr darauf ein; Kerr Thiers aber rief 
ihr in höchſter Erregung zu: „bie Kammer erklärt bamit, daß fie 
abdankt.“ Genug, Preußen hatte von Franfreih ber für einmal 
in Deutihland freie Hand. 

Wir Tehren zu ben Ereigniſſen zurud. Der überſtürzte An⸗ 
trag Oeſterreichs in Frankfurt, die geſammte Bundegarmee zu mobi: 
liſiren und Preußen mit einem Bundeskriege zu bedrohen, gab dieſem 
freie Hand, die Action, die es in Schleswig⸗Holſtein begonnen, nun 
auch gegen Öefterreih und feine deutichen Verblindeten in Bewegung 
zu jeßen. Saum war ber verhängnißvolle Beſchluß am 14. Juni 
in Frankfurt gefaßt und die telegraphiide Kunde bavon in Han⸗ 
nover und Caſſel eingetroffen, erging auch in biefen beiden Staaten 
der Befehl, bie gefammten Streitkräfte berfelben nunmehr mobil zu 
machen. Allein ſchon war es dafür zu fpät. Preußen mar bereit, 
augenblidlich zu handeln und war es ihm auch nicht gelungen, biele 
beiden Regierungen gu einer vertragsmäßigen Neutralität zu ver: 
mögen, jo war es ihm doch gelungen, fie von allen kriegeriſchen 
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Borbereitungen zurüdzubalten und fogar dahin zu bringen, daß fie eh 
bie öfterreichifche Brigade in Holftein, die ihnen als Stützpunkt gegen 
Preußen hätte dienen können, ruhig von bort und durch ihr Land 
abziehen ließen. Bon Seite Frankreichs vorerft wenigftens außer 
Sorge, hatte Preußen die Rheinlande und Weitphalen von Truppen 
fait vollftändig entblößt, um alle feine Kräfte zum entſcheidenden 
Kampfe mit Defterreih zufammen zu fallen. Zu diefem Ende bin 
hatte e8 zwei große Armeen, bie eine unter dem Prinzen Friedrich 
Karl in ber Provinz Sachſen, die andere unter dem Kronprinzen in 
Schleſien zufammengezogen; eine britte Tleinere Armee ftand unter 
dem Gen. Herwarth v. Bittenfeld an den Grenzen des Königreichs 
Sachſen, während mehrere vereinzelte, aber, twie e8 meinte, genügenbe 
Corps bereit waren, von veridhiebenen Seiten in Hannover und Kur⸗ 
beflen einzurüden. Diejen fiel denn auch bie nächſte Aufgabe zu, ba 
Preußen vor allem aus ven Rüden frei haben mußte. Schon am 
15. Juni richtete es das Fategorijche Begehren an Sachſen, Hannover 
und Kurheflen, ihre Truppen jofort wieder auf ben Friedens⸗ 
ſtand vom 1. März d. %. zurüdzuführen unb mit ihm einen neuen 
Bund auf Grundlage feiner Vorſchläge vom 10. uni einzugehen, 
wogegen Preußen bereit jei, ben betreffenden Fürften ihr bisheriges 
Gebiet und ihre Souveränetät in der Beſchränkung, wie fie burdh 
jene Borfchläge bedingt fei, zu garantiren. Die Sommation gab 
allen drei Regierungen nur 24 Stunden Bebenkzeit und drohte für 
den Yal einer ablehnenden oder auch nur einer ausweicdhenden Ant- 
wort mit fofortigen kriegeriſchen Maßregeln. Sadien allein war 
darauf vorbereitet. Dennoch Tonnte die Antwort Leinen Augenblid 
zweifelhaft fein, nachdem auch Hannover und Kurheflen dem öfter: 
reichiſchen Antrag in frankfurt zugeftimmt hatten, obgleich beibe nicht 
einmal baran denken Tonnten, die Hauptſtädte zu halten und aud 
nur einen Verſuch zu maden, Gewalt mit Gewalt abzuwehren, bie 
Majorität der in beiden eben verjammelten Bolfsvertretungen mit 
ber preußenfeindlichen Politik ihrer Regierungen überbieß nicht ein- 
verftanden war. Die Ablehnung des preußiichen Begehrens erfolgte 
von Seite ber drei Regierungen noch im Laufe des 15. Juni. Die 
ſächſiſche Armee jammelte fi ziemlich wohl vorbereitet raſch unb 
flug unter dem Befehle des Kronprinzen den Marſch an bie böh- 
miſche Grenze ein, um fich jenjeits derfelben mit ber öſterreichiſchen 
vVð 
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Deutf unter Benedek zu vereinigen; in Caſſel zog ber Kurfürft alle ver- 
fügbaren Truppen eilig zufammen und fcdhidte fie in guter Orb: 
nung auf bem Wege nad) Hanau gegen Süben, um fie bort mit 
ben ſüddeutſchen Truppen bes 8. Bunbesarmeecorps zu vereinigen ; 
in Hannover wurbe wenigſtens zufammengerafft, was zufammen zu 
raffen war und was fchlecht ausgerüftet zufammengerafft werben 
fonnte, 309 gegen Göttingen ab, um von dort aus einen Anſchluß 
an bie ſüddeutſchen Verbündeten zu fuchen. Der König Johann von 
Sachſen folgte feiner Armee und ebenſo auch ber König von Han: 
nover mit dem Kronprinzen feinen Truppen; ber Kurfürft von 
Helfen bagegen blieb in Wilhelmshöhe, ruhig ber Dinge wartend, 
bie da kommen würben; bie brei Hauptjtäbte flanden dem Feinde 
offen. Die Preußen zögerten auch Leinen NAugenblid: ſchon am 
16. Juni rüdte General Herwarth v. Bittenfeld mit feiner Armee 
in Sachſen, Gen. Beyer von Weblar aus in Kurhefien, die Ge 
nerale Bogel v. Faldenjtein von Minden aus und Manteuffel von 
Holftein aus in Hannover ein und ſchon am 17. Juni fiel Han: 
nover, am 18. Dresben und Eaflel ohne Widerftand in ihre Hände. 
Bald war ganz Sachſen, nahbem bie ſächſiſche Armee auf öfterr. 
Gebiet übergetreten war, ber größte Theil von Kurhefien und. nad 
bem ber König Georg am 21. mit ‚feinen Truppen von Göttingen 
aus in ber Richtung nach Langenfalza und Eifenach abgezogen war, 
auch ganz Hannover in ben Händen ber Preußen. Augenblidlich 
waren diefe zu ſchwach, bie kurheſſiſchen Truppen bei Fulda und 
Hanau abzufchneiden ober zu verfolgen; ‘ dagegen fammelten fie- fid 
fo raſch wie möglih, um ber Beinen hannoverfhen Armee, bie 
kaum 15,000 Mann ſtark in jeder Beziehung ſchlecht ausgerüftet 
war und bald an Lebensmitteln fogar bittern Mangel zu leiden an- 
fing, ben Weg zu verlegen und fie wo möglih mit überlegenen 
Streitfräften zur Capitulation zu zwingen. Das gelang denn aud) 
wirfih am 28. Juni, doch erit nachdem ein preußiiches Corps 
unter Gen. Flies durch einen vereinzelten Angriff eine ſehr em: 
pfindliche Schlappe erlitten hatte. Die Tleine hannoverſche Armee 
wurbe durch die Eapitulation verpflichtet, fih in ihre Heimath zu 
begeben und nicht weiter gegen Preußen zu bienen; dem König 
wurde fein Privatvermögen zugefihert und ihm freigeftellt, feinen 
Aufenthalt außer dem Königreich nach freier Wahl zu nehmen. Er 
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ging bald barauf mit dem Kronprinzen nad Wien. Die Preußen Deut 
aber fetten fih in Hannover, Sachſen und Kurheſſen feit, ergriffen jun 


überall bie Regierungsgewalt und hatten nunmehr menigftens ben 
Rüden frei zum Kampf gegen Defterreich wie gegen bie Nübbeutichen 
Staaten. 

Das letztere hatte Feine beſondere Eile; ber Hauptentſcheid 
mußte jedenfalls gegen Defterreidh fallen. Die erften Tage nad) 
dem Ausbrud des Krieges ftanden ſich an der böhmifchen Grenze 
bie Heeresmaſſen ber Defterreicher und der Preußen noch unbeweg- 
li) gegenüber und mit großer Spannung gewärtigte bie öffentliche 
Meinung Europas, welche von beiden die Dffenfive ergreifen werde. 
Sm allgemeinen erwartete man es von Defterreih, beflen Streit 
fräfte man benjenigen Preußens an Zahl wie an Kriegserfahrung 


überlegen erachtete, und deſſen Generalifjimus Benedek ja einen un: 


fehlbaren Kriegsplan ausgedacht haben ſollte. Es zeigte ſich bald, 
daß jenes: Teineswegs. der Fall, daß vielmehr die beiden feindlichen 
Armeen fi fo ziemlich die Waage hielten, daß Benedek nicht nur 


feinen unfeblbaren, jondern überhaupt jo ziemlih gar feinen 


feiten Kriegsplan zum voraus ſich ausgedacht hatte Am 22. Juni 
ſetzten fich dagegen die beiden preußifchen Armeen unter bem Kron⸗ 
prinzen und dem Prinzen Friedrich Karl, denen fih nunnehr auch 
bie ſog. Elbarmee unter dem General Herwartb von Bittenfeld, 
welche das Königreich Sachſen beſetzt hatte, anfchloß, in Bewegung 
und überfchritten in ben folgenden Tagen die böhmiſche Grenze. 
Der jebt noch, auf innere Unzufriebenheit, inmere Spaltungen 
unter ben Preußen rechnete, gab ſich einer Täufhung bin. Mit dem 
Beginn der Action hatte die vollkommenſte Disciplin die Oberhand 
gewonnen; e8 handelte ſich jet um die Eriftenz des Staates felbft 
und vor dieſem übermwältigenden Gefühl traten alle bisherigen Dif: 
ferenzen unbedingt zurüd; die erften Erfolge der preuß. Waffen 
gegen bie fo lange gebuldig ertragene Ueberhebung der Mittelftanten 
hatte das preußiiche Eelbfigefühl überbieß mächtig gehoben. Die 
Preußen waren von bem ernften Bewußtfein burchbrungen, daß fich 
jeßt bewähren müſſe, worauf fih ihr ganzes Staatsiwefen nicht etwa 


erft feit ber fog. Armeereorganifation, fondern ſchon jeit fünfzig 
Jahren in Wahrheit vorbereitet hatte. An Kriegserfahrung ſtanden 
fie den Defterreihern und ihren Führern allerdings nad, in allem 


Eye 
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—— andern waren ſie ihnen dagegen entſchieden überlegen. In ihren 
Reihen war die Blüthe ihres geſammten Volkes vereinigt, wie in 
gar keiner andern Armee Europa's; ihre Generale, auch wenn viele 
von ihnen den Krieg noch nicht aus eigener Erfahrung kannten, 
waren wenigſtens ſorgfältig und nicht nach bloßer Gunſt ausgewählt; 
bie Mannſchaft zählte weniger wettergebräunte alte Soldaten in ih: 
ren Reihen und durchweg weniger Dienftjahre als ber Feind, aber 
bie wenigeren Dienftjahre ber Preußen waren aufs gewiljenhaftefte 
verwendet worden, um die höchſt mögliche Ausbildung und Kriegs: 
tüchtigkeit zu erzielen; die Intelligenz, auf bie bie preuß. Armee 
pochte und bie in ihren Reihen unläugbar zahlreih vertreten war, 
mußte nothwendig gegen die bloße rohe Kraft ins Gewicht fallen, 
fobald fie fich überall den Zwecken des Ganzen willig ein- und un- 
terorbnete; die Bewaffnung, namentlih die Zünbnadelgewehre, bie 
ganze Ausrüftung war volllommener al8 auf Seite des Gegners; 
bie Kriegsverwaltung, das Commifjariatswejen, das Eanitätsweien, 
die zum erſten Mal formirten Eijenbahn-ingenieurabtheilungen ent 
ſprachen ben neueiten Fortſchritten der Wiffenfchaft und fanden auf 
ber Höhe ber Zeit, Die preußiihe Armee zeigte einem anerfannt 
furdtbaren Feinde gegenüber Teinerlei Meberhebung, aber auch trob 
bes ungebeuern Einſatzes keinerlei Muthloſigkeit. Ruhig ging fie 
ber Entſcheidung entgegen, jeder ſchien entſchloſſen, an feinem Orte 
feine Pfliht zu thun. So rüdten bie Preußen in Böhmen ein. 
Eie fanden die Bergpäſſe unvertheidigt und erft als fie aus ben 
Defils's beboudirten, warf ihnen Benedek einige Iginer Armeecorps 
vereinzelt entgegen, bier die fächfljche Armee und das Corps des 
Grafen Clam⸗Gallas, dort die Armeecorps der FL. Ramming und 
Gablenz und des Erzherzog Leopold. Die Defterreicher ſchlugen 
fih tapfer, aber ihre vereinzelten Corps ohne einen zufammenhän- 
genden Defenfivplan vermochten dem Vorbringen ber preußiidhen 
Waffen und ihren fiheren Combinationen nicht zu widerſtehen. 
Sie wurden bei Bobolund Nachod, bei Münchengrätz und Skalitz, bei 
Gitſchin und Königinhof geſchlagen und zurüdgebrängt. Am 27. Juni 
gelang e8 bereits ber Elbarmee und der Armee des Prinzen Friebrich 
Karl, am 29. auch biefen und ber Armee des Kronprinzen ſich bie 
Hand zu reihen. An biefem Tage ftand die ganze preuß. Armee 
bereinigt in Böhmen ben Defterreichern gegenüber, bie bereits auf 


Eberſicht der Greiguiffe des Jahres 1866. 


ur 


allen PBuncten in vollem Rüdzuge auf Königgräb begriffen waren. —— 


Die Entſcheidung nahte. Jetzt, am 30. Juni, ging auch der König 
von Preußen zur Armee ab und ſchon am Abend des 2. Juli er⸗ 
iheilte er auf den folgenden Tag den Befehl zur Schlacht. Die 
Stärke beider Armeen in dieſer Schlacht bei Königgrätz oder, wie 
ſie die Franzoſen nennen, bei Sadowa, war ziemlich gleich; die 
Oeſterreicher leiſteten Anfangs und bis gegen Mittag einen entſchloſ⸗ 
ſenen und kräftigen Widerſtand, aber als das Centrum ihrer Stel⸗ 
lung um Mittag durchbrochen ward, war ihr Muth gebrochen und 
ſie wichen, erſt ziemlich geordnet, dann ſchneller und eiliger, zuletzt 
in voller Auflöſung und wilder Flucht. Die eine Schlacht entſchied 
über das Schickſal des ganzen Feldzugs. Benedek hatte nur noch 
Trümmer ſeiner Armee um ſich, die er mühſam ſammelte und nach 
Dlmü führte, um fie dort erſt wieder zu organiſiren. Oeſterreich 
lag am Boden; es hatte Feine zweite Armee, um fie fofort dem 
fiegreihen Feinde entgegenzumwerfen, Böhmen und Mähren, ber Weg 
nach Wien fand ben Preußen offen. ' 

Die Welt war überrafht und erwachte wie aus ginem 
fhweren Traume. Kine fo rafche, durdhgreifende Entſcheidung hatte 
man namentlih in Paris nicht gewärtigt und an bie Stelle ber 
fühlen alten Berechnung trat plößlich eine in den Quilerien bisher 
ungewohnte bange Sorge vor der Entwidelung ber deutſchen Dinge. 
Einen jolden Erfolg hatten die Preußen felber in ihren fühnften 
Hoffnungen nit vorauszufehen gewagt; felbit fie waren auf wech⸗ 
jelnde Erfolge und auf ein langes Ringen mit bem alten zähen 
Rivalen gefaßt und vorbereitet gewejen. Nimmermehr hatte Oeſter⸗ 
reich gegenüber einem Gegner, ben es zu unterjchäßen gewöhnt war, 
einen fo jähen, jo vollftändigen Sturz befürdten zu müſſen geglaubt. 
Dem weiteren Vorbringen ber Preußen boten bie in Olmütz erft zu 
fammelnden Ueberrefte ber gejchlagenen Armee Benedeks kein weſent⸗ 
liches Hinderniß von ber Flanke her bar; Wien felbft, bie alte 
Raiferftabt, mußte fih darauf gefaßt machen, dem Sieger in bie 
Hände zu fallen. Ein einziger Rettungsbalfen war noch übrig, 
Venetien Preis zu geben und bamit bie Armee, über bie Deiterreich 
allein noch zu verfügen hatte, frei zu machen. Glüdlicher Weiſe 
konnte das gefchehen, ohne wenigftens der Ehre bes Reichs zu nahe 
zu treten. Niedergeworfen im Norben, war Defterreih im Güben 
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Deſter⸗ noch einmal Sieger geblieben. Sobald nämlich Italien die Nachricht 


empfangen hatte, baß ber Krieg in Deutfchland wirfli ausgebrochen 
fei, hatte auch es fich zufolge feiner Allianz‘ mit Preußen in Bewe⸗ 
gung gefeht. Zwei Wege ftanden ihm offen, Defterreidh anzugreifen: 
es Tonnte einen birecten Verſuch machen, von vorn in bas Feſtungs⸗ 
viereck einzubrechen ober aber über den untern Po gehn, um das— 
felbe von rückwärts zu faflen. Auffallender Weife 309 Stalien bas 
eritere vor. Eben ba bie Preußen im Begriff waren, in Böhmen 
einzubredden und bevor dort noch irgend eine auch nur vorläufige 
Entſcheidung gefallen war, ging bie italienifhe Armee unter dem 
perjönlichen Befehl des Königs nach dem Feldzugsplane Ramarmora’s 
über den Mincio, indem fie die Defterreiher erſt hinter der Etſch 
zu finden glaubte, Allein biefe warfen fi unter dem Erzherzog 
Albrecht den Italienern fofort entgegen, ſchlugen fie troß tapferer 
Gegenwehr bei Euftoza aufs Haupt und zwangen fie, alsbald wieber 
über den Mincio zurüdzugehn, worauf die Dinge hier vorerft zu 
einem vollſtändigen Stillftanb kamen, da die Defterreicher ihrerfeits 
auf ber Defenfive verharrten. Die Ehre der öſterr. Waffen war 
den SItalienern gegenüber noch einmal gerettet; allein das war auch 
das einzige. Die Stellung Defterreihs in Venetien war troß bes 
Teftungsviereds politiich Tängft eine ganz und gar unhaltbare. Die 
Schlacht von Königgräß machte ihr nunmehr ein ſchnelles Ende. 
Zwar hatte Defterreih noch am 1. Juni in der Depeche, in ber 
e8 die Theilnahme an der beabfidhtigten Friebensconferenz in Paris 
thatfächlich ablehnte, mit großem Nachdruck behauptet, daß es auf 
den Beſitz von Venetien nicht verzichten könne, ohne zugleih auf 
feine Stellung als europäifhe Großmacht zu verzichten. Allein 
Noth bricht Eifen. Die Unhaltbarkeit feiner Herrihaft in Venetien, 
bie von Italien mit der Interftübung fo zu fagen ber gejammten 
öffentlihen Meinung Europa’s fortwährend angefödhten und bebroht 
war und gegen die unzweifelhaften Wünſche der weit überwiegenden 
Mehrheit ber Bevölkerung ſelbſt nur mit Gewalt, nur mit. Hülfe 
einer jederzeit fchlagfertigen Armee, an ber fi die Finanzen bes 
Reich verbluteten, aufrecht erhalten werben konnte, muß doch jchon 
feit längerer Zeit felbft in der Hofburg zu Wien eingejehen worben fein. 
Seht in der furdhtbaren Bebrängniß, die plötzlich über Oeſterreich 
hereingehrochen war, wo bas Neid felbft in Frage geftellt gu fein 
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ihien, war es unausweihlid, einen Entihluß zu faflen und zwar Fr 
ohne einen Augenblid zu verlieren. Wenn das Schiff über Wafler 
gehalten werben jollte, mußte der Ballaft über Bord geworfen wer: 
ben. Denetien wurde Preis gegeben. Schon am folgenden Tag 
nah der Schlacht von Königgrätz, da fi ber Kaijer Franz Joſeph 
batte überzeugen müfjen, daß die Armee Benedek's nicht bloß ge 
Ihlagen, fondern geradezu vernichtet war, daß für weitern Wider: 
ftand auf bie Hefte derſelben zunächft wenigſtens gar nicht gerechnet 
werden konnte, daß Feine Streitkräfte vorhanden ober rajch zu be: 
ſchaffen waren, um Wien zu fihern, oder felbft nach dem Verl uſte 
besjelben den Widerſtand fortzufeßen, daß auf den Landſturm 
ber noch unberührten deutſchen Provinzen nicht zu rechnen ſei und 
ebenjo wenig auf bie Anhänglichkeit ber Ungarn, bie feine Miene 
machten, dem Reiche beizufpringen, daß mit einem Worte das Reich 
wehrlos am Boden lag und jelbft Unterhandlungen um Frieden 
ohne den geringften Nachdruck ober Nachhalt irgend welcher bereiter 
Kräfte geführt werden mußte, da entſchloß fi Defterreih, Venetien 
fahren zu laſſen, jedoch es nicht Stalien, fondern dem Kaifer ber 
Franzoſen abzutreten und zwar ohne alle und jede Bebingung abe 
zutreten. Die Abjiht lag auf der Hand. Es handelte fi nicht 
bloß darum, bie in Venetien ftehende Armee unter bem Erzherzog 
Albrecht frei zu machen für die Vertheibigung Wiens, fondern auch 
barum, Frankreich in bie Verwidelung hineinzuziehn, Zeit zu gewin: 
nen und fidh jedenfalls die diplomatijche, vielleicht jogar bie beiwaff- 
nete Unterflügung Frankreichs zu fichern. 

Der verzweifelte Schritt mißlang. Nur die äußerte Demü⸗ 
thigung des alten Kaiſerſtaates, die Preußen fiegreihd in Wien ein- 
ziehen zu jehen, wurbe damit abgewenbet, bie deutſche und bie ita- 
lieniſche Stellung Oeſterreichs waren durch den einen Schlag von 
. Königgraß verloren und blieben verloren. Frankreich acceptirte wohl 
bie Ceſſion Venetiens und übernahm die Vermittlung nidht bloß 
zwifchen Defterreih und Stalien, ſondern auch zwiſchen Defterreich 
und Preußen; zu einem enticheidenden Eingreifen war es jetzt zu 
jpät. Als freilid der franzöfiiche „Moniteur” am Morgen des 
5. Juli jene Thatſachen der Welt verkündete, glaubten fi Paris 
und bie öffentliche Deeinung in Frankreich in dem erhebenden Ge: 
fühl wiegen zu bürfen, baß ihr Kaiſer boch richtig gerechnet habe, 
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— als er die Dinge in Deutſchland ſcheinbar unthätig zuſehend gehen 
" Tieß, Hatten ihm doch jet diefe felbft anfcheinend die Entfcheibung 
al8 dem anerkannten Schiedsrichter Europa's in bie Hänbe gelegt; 
Paris flaggte, Paris illuminirte zu Ehren bes großen Ereigniffes. 
In den Zuilerien war es doch nur ein Finbernder Tropfen auf eine 
brennende Wunde. Wie alle Welt jo hatte ſich auch ber ſcharf blickende 
und fühl erwägende Kaifer der Franzoſen über bie Kraft und Macht 
bes preuß. Staats und bes preuß. Volles getäufdht. Deutſchland war an 
dem einen Tag von Königgräb erftanden. Es war zu fpät, es jebt 
noch daran hindern zu wollen. Napoleon fand in dem Grafen 
Bismard feinen Mann, ber genau wußte, was er wollte unb ber 
bie Macht, die das ſich vollendende Geſchick in feine Hand gelegt 
hatte, zwar durchaus nicht überfchäßte, aber auch in feiner Richtung 
unterfhäßte und zu behaupten felbft auf jede Gefahr bin entſchloſ⸗ 
fen war. Als die preußiichen Armeen in Böhmen einrüdten, wurde 
bie öffentlide Meinung Europa’s eine Zeit lang durch ihre eigene 
zuperfichtliche Erwartung und dur ein ganzes Ne unmwahrer Te: 
legramme von Wien aus über die erften Erfolge derſelben getäufcht. 
Als ſich diefe Nebel zerftreut hatten, erftaunte die Welt über bie 
Präcifion und über das fichere Ineinandergreifen und das unauf- 
haltſame Vorbringen einer noch unerprobten Armee gegenüber einem 
Feinde, ber ihr an Zahl immerhin gewachfen war und ber ſich auf 
zahlreihen Schlachtfeldern ſelbſt der neueften Zeit die allgemeine 
Achtung Europa’s erworben oder vielmehr bewahrt hatte. Die Ruhe 
und Sicherheit, die Entfchlofjenheit und doch zugleich Mäßigung, 
mit der bie preußifche Diplomatie, nachdem ber entſcheidende Schlag 
auf dem Schlachtfelde erfolgte, nunmehr ihrerfeits und zwar 
Hand in Hand mit der daneben fortgehenten SKriegführung 
in bie Action eintrat, erregte und mit Recht nicht minder bie De 
wunberung Europa’s. Graf Bismard war weit entfernt, die anges 
botene Vermittlung Frankreichs abzulehnen, obgleich fie unzweifelhaft 
dahin zielte, den Erfolgen der preußiſchen Waffen nad allen Seiten 
die möglihften Schranken zu ſetzen; aber das, was er für Preußen 
und für Deutichland als die Hauptiache erachtete, die definitive Aus: 
ſcheidung Oeſterreichs aus dem deutſchen Bund unb eine befinitive 
Confslidirung Preußens, bie nad) den Befreiungstriegen von ben 
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Großmächten vereitelt worben und gejcheitert war, hielt er entspre. 
ſchloſſen aufrecht. 

Nur unter biefen VBebingungen und auf biefer Grundlage 
nahm Graf Bismard bie angebotene Vermittlung Frankreichs im 
einer Weifung an den preuß. Botſchafter in Berlin fofort an und 
eben biefe Grundlage forberte auch ein eigenhänbiges Schreiben bes 
Könige von Preußen an den Kaifer Napoleon, mit dem Prinz Neuß 
am 10. Juli in ber franzöfiihen Hauptftadt eintraf, während Ita⸗ 
lien einfeitigen Unterhandlungen über Venetien, bie es in völlige 
Abhängigkeit von Frankreich zu bringen brobten, mit Rückſicht auf 
bie unter Zuftimmung Frankreichs ſelbſt gegenüber Preußen durch 
feine Allianz vom 8. April eingegangenen Verpflichtungen auszuwei⸗ 
hen fuchte und darin von Preußen natürlich nad Kräften ermuntert 
und unterftüßt wurde, Frankreich Hatte nur bie Wahl, entweber 
jofort in bie Action einzutreten und Defterreich mit ben Waffen in 
ber Hanb gegen Preußen und gegen Italien zu unterjtügen, wozu 
es jebod in Feiner Weiſe vorbereitet war, ober aber fi auf feine 
guten Dienfte gegenüber Preußen und jelbft gegenüber Italien zu 
beſchränken, db. h. in Wahrheit bie Hauptforberungen Preußens von 
vornherein zuzugeitehen, obgleich fie mit dem Programm Napoleons 
vom 11. Juni in unzweifelhaften Widerſpruch ftanden. In Wien 
hoffte man das erftere und auch bem franzdfiichen Miniſterrathe, ber 
barüber am 11. Juli zufammentrat, fiel bie Entſcheidung jchwer. 
Der Kaifer entfchieb jedoch für die letztere Alternative, die Bedin⸗ 
gungen Preußens wurden zugeftanden und bvenjelben von Frankreich 
nur bie Beſchränkung entgegengejeht, daß die deutfchen Staaten füb- 
lich des Mains ber Hegemonie Preußens entzogen werben jollten. 
Darauf hin wurben denn die Unterhandlungen unter ber Vermitt⸗ 
lung Frankreichs zwiſchen den Betheiligten eingeleitet. Indeſſen 
gingen bie kriegeriſchen Operationen dadurch unbeirrt ihren Weg 
weiter. Die preußiſchen Armeen rüdten ungehindert vor, beſetz 
ten Böhmen, Schlefien, Mähren und brangen bis über bie Linie 
ber Thaya hinaus gegen das linfe Donaufer vor, ohne dabei irgend» 
wo auf einen namhaften Widerftand zu ſtoßen. SYtalien feinerfeits 
nahm trog ber Ceſſion Venetiens an Frankreich die feit ber Schladht 
von Cuſtoza eingeftellten Offenfivoperationen am 8. Juli wieber auf 
und feine Armee rädte unter Cialdini vom unten Be Year is 
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Deusis- Benetien ein. Defterreich aber begnügte fidh, das Feſtungsviereck und 
on. die Etabt Venedig befeht zu halten, fprengte ‚dagegen bie Befeſti⸗ 


gungen von Rovigo und bie Eifenbahnbrüden in die Luft und zog 
in höchſter Eile Regiment um Regiment feiner italienifhen Armee 
an bie Tonau, um, wenn es fein mußte, dort und zum Schutze 
Wiens unter bem Erzherzog Albrecht, den es zum Oberbefehlshaber 
aller feiner Etreitkräfte ernannte, noch einmal fein Glück zu ver: 
ſuchen; ebendahin führte auch Benedek bie Nefte feiner Armee von 
Dlmüb aus, da unter Umftänden an ber Donau jeder Zuwachs von 
Kräften entſcheidend fein konnte, während er die Preußen von Olmütz 
aus in der Flanke wohl beunruhigen, aber feineswege ernitlich be: 
drohen konnte. Der König von Preußen lag mit feinem Haupt 
quartier feit dem 21. Juli in Nidolsburg. Dort wurbe über eine 
Waffenrube ober über einen Waffenftillitand unterhandelt, an welchen 
legteren jedoh Preußen von Anfang an die Bebingung geknüpft 
hatte, daß Oeſterreich gleichzeitig feine weſentlichſten Forberungen als 
Friedenspräliminarien annehme. Konnte fi Dejterreih bazu noch 
immer nicht verftehen und zerichlugen fich deßhalb bie Unterhandlungen, 
fo mußte nochmals an der Donau eine Schlacht zwiſchen Deiterreich und 
Preußen enticheiden. Die Preußen fahen dem Eniſchluſſe Defterreichg mit 
vollfommener Zuverficht entgegen: flegten fie nochmals, fo war Wien 
in ihren Händen und ſtand ihnen in Dejterreich fein organifirtee 
Öfterreichiiches Armeecorps mehr entgegen. 

Und zu berfelben Zeit waren fie bereitS auch Herren auf 
dem Kriegsihauplage in Sübbeutfchland und als Sieger in Fran: 
furt, bem Sitze des bisherigen Bundestages eingezogen. Als der 
König von Hannover in ben lebten Tagen bes Juni bei Langen: 
ſalza capitulirte und feiner Krone thatfächlih verluftig ins Eril 
ging, um nicht wieder in feine Etaaten zurüdzufehren, im ganzen 
Norden Deutſchlands aber den Preußen fein Feind mehr gegenüber: 
ftand, beeilten ſich die norddeutſchen Kleinftanten, ihre Gefandten von 
Tranffurt abzuberufen und das ihnen von Preußen angebotene Bünbniß auf 
Grund der Vorfchläge vom 10. Juni anzunehmen, einige wenige 
wie Coburg-⸗Gotha, Sachſen-Weimar und Dibenburg mehr ober 
weniger willig, bie andern, wie namentlich das feubale Medlenburg, 
mehr oder weniger wiberwillig. Die zunächſt gegen Hannover zu: 
fammengegogenen Streitträfte formirten fih nah der Kapitulation 
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des Königs Georg als preußiſche Mainarmee unter dem Befehle — 


des Generals Vogel v. Falckenſtein, um den vom Bunde aufgerufenen 
Armeen der Bayern unter dem Prinzen Karl von Bayern und des 
8. Bundesarmeecorps ber Württemberger, Badenſer, Heſſen⸗Darmſtädter 
und Naffauer unter dem Prinzen Aler. v. Heſſen, wozu dann auch noch die 
Kurheffen und ein kleines öſterr. Corps traten, zu widerſtehen. Auf dem 
böhmiſchen Kriegsſchauplatze waren bie Preußen von Anfang an ben 
Deiterreihern an Zahl vollfommen gewachſen, auf dem jübbeutfchen 
Kriegsſchauplatze war das keineswegs gleichfalls ber Fall: die preuß. 
Mainarmee zähltenievielüber 50,000 Mann, jedes ber beiben ſüddeutſchen 
Bunbesarmeecorps war für fi fo flark, zufammen alſo waren fie volls 
kommen boppelt fo ſtark als das preußifche. Dagegen hatten bie Preußen 
ben Vortheil eines feften einheitlihen Oberbefehls, während bieß 
auf fübbeutfcher Seite keineswegs der Fall war und ber ganze 
fübdeutfche Krieg des Jahres 1866 von der Borfehung ben Deuts 
ihen bazu gefanbt zu fein ſchien, um ihnen fo zu fagen handgreiflich 
zu zeigen, wie unbebingt nothwendig im Kriege eine einheitliche 
Drganifation, militärifche Unterordnung und militärijher Gehorfam 
it und daß felbft tüchtige Truppen und an ſich tüchtige Führer ge: 
radezu jämmerlich unterliegen müflen, wenn dieje Einheit, dieſe Unter: 
ordnung, biefer Gehorfam fehlen. Ein Beſchluß des Bundestags 
hatte zwar von Anfang an den Führer bes 8. Bundesarmeecorps, 
ben Prinzen Alerander von Heſſen, bem Führer der bayeriichen 
Armee, dem Prinzen Karl, unterſtellt und dieſen hinwieder wenig- 
ſtens bis auf einen gewiſſen Grad bem öſterreichiſchen Generaliflimus 
Benedek untergeorbnet. Allein während des ganzen Feldzugs 
war von irgenb einem Zuſammenwirken biefer drei Factoren, 
von irgenb einem einbeitlidhen Kriegeplan auch nicht das minbefle 
zu verjpüren. Zwiſchen ber öjterreihiihen Armee unter Benebel 
unb ben beiben füdbentihen Armeecorps beſtand gar nie auch nur 
ber Ieifefte Zufammenhang, obwohl ſchon am 14. Juni cine be 
fonbere Milttärconvention zwiiden Oefterreich und Bayern zum 


Zwede gemeinichaftlider Kriegführung abgeichloflen worben war, 
außer bag ſich ein öſterreichiſcher Militärbevellmädtigter im bem- 
riſchen unb ein. bayriider Militärbevollmäctigter im dfterreidnken 


fübbentjchen WBunbesflanten wurde eine Bereinigung wein Cemperusem 
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Deusih- von Anfang umfonft beabfichtigt und verfucht und erſt erreicht, als 
ed 25 bereits zu fpät war und jebe berfelben von ben Preußen für 
fi) zurüdgeworfen und in einer Reihe von einzelnen Meinen Ge 
fechten geichlagen worden war. Die Kriegführung der ſüddeutſchen 
Staaten entſprach durchaus bem politiſchen Princip, von bem dieſe 
Staaten ſammt und ſonders ausgingen, an dem ſie feſthielten, für 
das fie eben jetzt wieder mit Oeſterreich gegen Preußen einzuftehen 
fih entichloffen hatten, bem Princip bes Barticularismus, der in 
erſter Linie feine und nur feine Intereſſen im Auge hat, jeber 
Unterordnung unter gemeinfame nationale Intereſſen widerſtrebt, in 
beilen Horizont es gar nicht fällt, daß biefen gemeinfamen nationalen 
Intereſſen Opfer und ziwar, wo es ſich um die Eriftenz aller handelt, auch 
ſchwere Opfer nothiwendig gemacht werben müßten. Da bie ſüddeutſchen 
Streitkräfte den preußiichen von Anfang an an Zahl jo weit über: 
legen waren, zumal jo lange bie Kleine aber tapfere hannover'ſche 
Armee noch nicht capitulirt Hatte, jo erſchien eine energilche Offenſiv⸗ 
operation berfelben gegen Norden nicht bloß möglich, ſondern durch 
die ganze Lage ber Dinge fogar angezeigt zu fein. Es ſcheint aber 
daran niemals auch nur gebadht worden. Die ontingente 
eines jeden ber verſchiedenen ſüddeutſchen Staaten waren vielmehr in 
eriter Linie nur darauf bedacht, die Grenzen je ihres eigenen 
Staates zu decken; fih von demſelben allzuweit- zu entfernen und 
damit den eigenen Staat möglicher Weife ſchutzlos dem Angriff bes 
Teindes momentan Preis zu geben, um die Eriftenz aller zu retten, 
daran dachten fie gar nicht, das widerſprach ihrer ganzen politifchen 
Anfhauung. Damit hatten bie Preußen dann freilih das Spiel 
von Anfang an gewonnen. Zunähft wandten fie fi unter ihrem 
überaus tüchtigen, energiſchen und doch vorfichtigen Führer, General 
Vogel v. Faldenftein, in richtiger Berechnung gegen bie ſtärkere, weil 
immerhin noch einheitlichere Hälfte der ſüddeutſchen Streitkräfte, bie 
Bayern. Diefe waren zuerft unter ihrem Prinzen Karl von Coburg 
und Meiningen aus nordweſtlich bis Kaltennorbheim und ins Fulda⸗ 
thal vorgerüdt, um ben Hannoveranern, bie fie von Norden her 
erwarteten, die Hand bieten und zugleich ihre Bereinigung mit bem 
8. Bundesarmeecorps nad Weiten bewerkitelligen zu können. Allein 
als die erfteren capitulirt hatten und fchon nad dem erften unent- 
ſchiedenen Gefecht mit ben anrüdenden Preußen bei Dermbad gingen 
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bie Bayern zurüd, verzichteten vorerft auf eine Vereinigung mit bem — 
8. Bundesarmeecorps und nahmen Stellung an der fränkiſchen 
Saale, bereits im Gebiete des Mains. Die Preußen folgten ihnen 
ihnen und griffen ſie bei Kiſſingen und Hammelburg neuerdings an; 
auch nach dieſen heftigen Gefechten, an denen jedoch wiederum nur 
ein Theil der bayeriſchen Armee engagirt war, gingen die Bayern 
am 10. Juli neuerdings nah Schweinfurt und hinter ben Main 
zurüd. Hier endlih wollte die geſammte bayerifche Armee ben 
Feind, wie die offiziellen Telegramme bejagten, in Schlachtordnung 
erwarten. General Bogel v. Faldenftein hatte jedoch nach biejer 
Eeite vorerft feine Aufgabe erfüllt, feinen Zweck erreiht. Er hatte 
ſich glücklich zwiſchen die beiden ſüddeutſchen Armeen hinein und 
bie Bayern bei Seite geſchoben; dieſe waren überbieß durch bie er- 
folglojen Eingelgefechte und die fortwährenben Eoncentrationen nach rück⸗ 
wärte bereits wejentlich bemoralifirt. Die Preußen ließen baber die Bayern 
bei Schweinfurt ruhig in Schlachtordnung ftehen und menbeten ſich 
nunmehr gegen bas 8. Bundesarmeecorpe nad Weiten, wo über: 
dieß neben ber kriegeriſchen auch eine politiihe Aufgabe ibrer Barrte. 
Prinz Alerander ſchickte ihnen die Heflen und das öſterreichiſche 
Corps entgegen; es kam am 14. Yuli bei Laufach und bei Aſchaffen⸗ 
burg zu einem bartnädigen und biutigen, in Teßterem ſogar zu einem 
heftigen Häufer- und Straßenfampfe. Die Preußen fiegten und 
biefer eine Tag entichieb auch nach diefer Seite hin. Prinz Alerander 
gab nach demſelben Yrankfurt, wo er ſich eben noch zu halten unb 
ben Bunbestag, ber indeß bereits zu einem Rumpfbunbestag zu⸗ 
ſammengeſchmolzen war, durch Befeltigung der Stabt zu ſchützen 
gebacht hatte, auf und zog ſich mit feiner ganzen Armee ſüdwärts 
nad) dem Odenwald zurück. Frankfurt, die bisherige Bundesftabt, 
lag vor dem flegreichen preußiichen General offen, ſchutzlos da und 
babin 309 er denn auch fofort und in Eilmärihen. Der Rumpf: 
bundestag brachte haftig bie Bundeskaſſe in Sicherheit und verlegte 
feinen Sitz, wie er fagte, vorläufig nah Augsburg Am 18. Juli 
zogen bie Preußen in Frankfurt und wenige Tage ſpäter auch in 
Darmftabt und Wiesbaden ein; ber Großherzog von Heflen unb 
ber Herzog von Nafſau mußten ihre Staaten verlafien. Militärifch 
und politifch war damit auch nach biefer Seite hin die Entſcheidung 
gefallen. Die fpätere, enbliche Bereinigung ber keinen Kühteeiien 
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Dei Armeen, eine Reihe von Gefechten zwiſchen ben Preußen und ben 
un einzelnen ſüddeutſchen Gontingenten, auch der Badenſer und ber 
Württemberger, bis zur Beſchießung der bayerifhen Feſte Mlarien- 
berg buch bie Preußen und bie Beſetzung Würzburgs durch bie 
felben änberten baran nichts, bejtätiglen vielmehr lebiglich das bis: 
herige Refultat des Krieges. Wie die Oefterreidher in Böhmen, fo 
waren die Sübbeutihen am Main den Preußen entichieben unter: 
legen. Den einen wie den anbern blieb nichts anderes übrig, als Frieden 
zu fuchen, nachdem beide gleihmäßig von ber Höhe ihres bisherigen 
Selbftgefühls und zwar nicht bloß für den Augenblid, ſondern, wie 
fie felbft und mit ihnen alle Welt fühlte, befinitiv heruntergeſtürzt 
waren. 

Während jedoch in Süddeutſchland am Main noch gekämpft 
wurbe, waren bie Yriedensunterhandlungen in Böhmen zwiſchen 
Defterreih und Preußen bereits in lebhaftem Gange. Nachdem 
Frankreich dem erjten und fundamentalften Verlangen Preußens, daß 
Deiterreich definitiv aus Dem deutſchen Bunde ausſcheide, ſeinerſeits nach⸗ 
gegeben Hatte und ſich barauf beichränfte, wenigſtens Süddeutſch⸗ 
land dem bdirecten preußiihen Machteinfluffe zu entziehen, gab es 
fih ale Mühe, einen Waffenftilftand mit Friebenspräliminarien auf 
biefer Grundlage zu Stande zu bringen. Preußen ging ohne allzu 
großes Bedenken auf einen Vorſchlag ein, ber den thatjächlichen 
Derhältniffen und dem bisherigen Gange ber deutſchen Entwidelung 
zu entſprechen ſchien und ber ihm, wenn e8 auch nicht gerabezu aus 
geiprochen wurde, doch nothwendiger Weile um fo freiere Hand in 
Norddeutſchland laſſen mußte. Oeſterreich fiel es allerbings ſchwer, 
auf feine bisherige Stellung in Deutichland ſofort und gänzlich zu 
verzichten, allein auch Defterreich konnte ſich nicht verhehlen, daß 
biefe Stellung thatjächlich verloren war und daß es biejes Opfer 
werde bringen müfjen, wenn es nicht eine zweite Schlacht an der 
Donau wagen wollte, in ber es Wien jelbit und die lebten Reſte 
feiner Armeen aufs Spiel jeßen mußte, mit ber vollen Ueberzeugung, 
fih, wenn es fie verlor, dem Sieger auf Gnade und Ungnade er: 
geben zu müſſen. Es konnte ſich doch nicht dazu entichließen, fein 
Lebtes, fein Alles nochmals gegen Preußen einzufegen und unter: 
zeichnete am 22. Yulieine fünftägige Waffenrube, während welcher es fich 
über bie befinitive Annahme ober Ablehnung ber Friedensprälimi- 
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narien ſchlüfſig machen wollte, von beren Annahme Preußen das Deutfg- 
Zugeſtändniß eines Waffenſtillſtands abhängig gemacht hatte. land. 
Unglücklich gegenüber Preußen, ſollte dagegen Oeſterreich noch 
einmal den Triumph eines glänzenden Sieges über Italien genießen 
und zwar dießmal zur See wie früher bei Cuſtoza zu Lande. Hatten 
die Italiener hier auch nicht unrühmlich gekämpft, ſo waren ſie doch 
trotz ihrer anſehnlichen Uebermacht von den Oeſterreichern geſchlagen, 
und über den Mincio zurückgeworfen worden, und als ſie ſpäter 
wieder die Offenſive ergriffen und unter Cialdini über den untern 
Po in Venetien einrückten, geſchah es doch nur hinter den ab⸗ 
ziehenden Oeſterreichern, die mit allen verfügbaren Truppen an die 
Donau eilten, um dort den letzten Wall vor Wien gegen die ge⸗ 
waltig anrückenden Preußen zu bilden. So rüdten die Italiener 
vom Po durch den offenen Theil Venetiens bis zum Tagliamento 
vor und fließen nur in nordweſtlicher Richtung auf den Widerſtand 
ber Defterreider, als Cialbini den General Mebici beauftragte, von 
Baflano aus gegen Trient vorzubringen und dort dem General 
Garibaldi, der fon ſeit dem Anfange bes Feldzugs mit feinen 
Freiſchaaren wiewohl mit fehr geringem Erfolge von Judicarien aus 
gegen Wälfchtyrol operirt hatte, die Hand zu reichen. General 
Medici drang auch wirklih nad) einem glüdlichen Gefechte bei Les 
vico bis auf wenige Stunden vor Xrient vor, ftich aber bier auf 
eine Uebermacht der Defterreicher, bie er kaum zu bewältigen ver: 
mocht hätte. Und doch Tag ben Stalienern, die Venetien bereits für 
gefichert hielten, vor allem aus baran, gerabe bier auf einen Erfolg 
hinweiſen zu Lönnen, um beim Triedensihluß außer auf Venetien 
auch auf Wälſchtyrol nachdrücklich Anſpruch erheben zu können. Um 
nun bieß deſto eher thun zu können, fchien nichts geeigneter, als 
wenn es ihmen gelänge, irgend einen Punkt an ber. abriatifchen Küfte 
Defterreih8 zu occupiren, um die Räumung befielben fpäter gegen 
bie Abtretung Wäljchtyrols den Defterreihern anbieten zu können. 
Mit diejer Aufgabe wurde der Admiral Perfano beauftragt, ber 
ihon feit längerer Zeit unthätig mit ber italienifchen Flotte im 
Hafen von Ancona lag. Perſano gehorchte, fuhr mit ber italienischen 
Flotte von Ancona aus und richtete feinen Lauf gegen die Inſel 
fa am ber dalmatiichen Küfte Defterreihe. Obgleich es ihm trotz 
zweitägiger Beſchießung nicht gelang, bie öſterreichiſchen Strank- 
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Zilien. batterien auf der Inſel zum Schweigen zu bringen, fo war er doch eben im 


Deutſch⸗ 


Begriff, Landungstruppen nach derſelben auszuſchiffen, als die öſter⸗ 
reichiſche Flotte unter Admiral Tegethoff, obwohl ſie an Zahl der 
Schiffe und der Kanonen den Italienern keineswegs gewachſen war, 
von Pola herbeieilte, um ſich ihnen entgegen zu werfen. Es kam 
alsbald am 21. Juli zur Schlacht: die Oeſterreicher ſiegten glänzend, 
die Italiener unterlagen und zwar nichts weniger als rühmlich und 
waren gendthigt, alsbald mit großem Verluſte wieder nach Ancona 
zurüdzufehren. Als die Nachricht hievon im Hauptquartier bes 
Königs Bictor Emanuel eintraf, gab auch er feine bisher abfichtlid 
und um bes Trentino willen zurüdgehaltene Einwilligung zum Ab: 
ſchluß einer Waffenruhe mit Oefterreih, die am 26. Juli eintrat, 
ohne daß es den italienifchen Waffen gelungen wäre, vor bemfelben 
weder Trient ſelbſt noch irgend einen anderen Gebietstheil Defter- 
reiche als Erfat dafür in ibre Gewalt zu befommen. Die Er: 
werbung von Wäljchtyrol für Italien war damit thalſächlich ge: 
fheitert, wenn aud bie Staliener auf die Hoffnung nicht verzichten 
wollten, daſſelbe mit Hülfe Frankreichs und Preußens bei ben Frie 
bensunterhandlungen ſich vielleicht doch noch fihern zu können. 
Peinlicher noch war die Lage ber ſüddeutſchen Staaten, nad: 


and. nem die Preußen am 16. Juli Frankfurt und am 18, mit Darm- 


ftadt und Wiesbaden den größeren Theil von Heffen und Naſſau 
befeßt und bie Fürften berjelben genöthigt hatten, ihr Land zu ver 
laſſen. :Die beiden Bunbesarmeecorps berjelben, das bayeriſche und 
bas achte, gelangten zwar endlich dazu, fi im nörblihen Württem: 
berg, im Gebiete ber Tauber die Hand zu reihen; aber von irgend 
einer combinirten Operation war fo wentg bie Rebe, als von 
Einzelgefechten, die glüdlicher ausgefallen wären, als bie bisherigen. 
Beide Armeecorps wurden vielmehr zulammen Würzburg zugebrängt, 
wo fi die Preußen jchließlich feſtſetzten. Auf irgend einen Erfolg 
glaubten Militär, Negierungen und Bevölkerung verzichten zu müſſen, 
und es ſchien nichts anderes übrig zu bleiben, als fo fchnell als 
möglich Frieden zu ſuchen. Offenbar war das das Nefultat ber 
Eonferenz, die wenige Tage nah dem Einzug ber Preußen in 
Frankfurt die leitenden Minifter von Bayern, Württemberg, Baden 
und Heflen in München hielten. Die Lage diefer Staaten war um 
jo bedenklicher, als die Waffenftiliftands-Unterhanblungen - zwilchen 
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Oeſterreich und Preußen nun ſchon feit der Schlacht von Königgrätz Fra 
geführt wurben, ohne daß Defterreih Bayern und die fühdeutfgen 
Staaten bazu irgendiwie herbeigezogen hätte, obwohl es ſich doch 
buch die Separatconvention vom 14. Juni gegen Bayern fürmlich 
und ausdrücklich dazu verpflichtet hatte, mit Preußen nicht einfeitig 
und ohne Bayern Frieben zu ſchließen. Bald mußten fie ſich über- 
zeugen, daß Defterreih in der That nur für ſich unterhanbelte und bie 
ſüddeutſchen Staaten wirklich preisgegeben hatte, oder um nicht unbillig 
zu fein, hatte preisgeben müflen, weil Preußen fi imeigerte, mit 
Defterreich zugleich auch über einen Waffenftilljtand zu Ounften ber 
Mittelftaaten zu unterhanbeln, Defterreih aber nicht in ber Lage 
war, baraus eine conditio sine qua non zu maden. Go eilte 
Ihon am 21. Juli der bayerifhe Minifter v. d. Pfordten nad 
Nickolsburg ind Hauptquartier des Könige von Preußen, um aud) 
für fih unb feine Mitverbündeten um Waffenftillftand nachzuſuchen 
und bald darauf folgten ihm ebenbahin die leitenden Minifter 
von Württemberg und Heffen. Die Preußen gingen am 28. Juli 
zunächſt gegenüber Bayern barauf ein und gewährten bemfelben den 
nachgeſuchten Waffenftilitand, doch erft vom 2. Aug. an, mit ber 
mündlichen Zuſicherung, daß dem Oberbefehlshaber ber Mainarmee 
ber Befehl ertheilt werben follte, weiter feinen Entſcheid der Waffen 
mebr zu „ſuchen“. Dieje Zufiherung wurde von v. d. Pforbten 
dahin verftanden, daß vom 28. Juli an thatjächlich Waffenruhe ein- 
treten werbe. Das war aber offenbar nicht die Meinung Preußens. 
Es Hatte den Beginn des Waffenjtillftandes, auf Grund bes uti 
possidetis, abſichtlich erſt vom 2. Aug. an und außerdem nur einen 
Waffenſtillſtand auf drei Wochen bewilligt, während ber unmittelbar 
vorher mit Defterreih abgeſchloſſene vier Wochen dauern . jollte. 
Preußen wollte fich feine Erfolge in Süddeutſchland auch für ben 
Gall fihern, daß ein Friede mit Defterreich ſchließlich doch noch 
fcheitern ſollte. Zu diefem Ende bin wollte es dennzumal wenig: 
fiens zunächſt den Süddeutſchen allein gegenüberjiehen und die De: 
marcationslinie bed Waffenſtillſtands möglihft ſüdlich rüden. Es 
galt daher, die wenigen Tage bis zum 2. Aug. namentlich gegenüber 
Bayern noch ausgiebig zu benügen. Um die in Folge feiner neuen 
Bündniffe ihm zur Dispofition geftellten Contingente der norbbeut: 
fhen Kleinſtaaten zu verwerthen, hatte Preußen aus benjelben nebit 
Ir 
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De einigen eigenen, hauptſächlich Landwehrtruppen, eine Reſervearmee 
 nebifbet, beren Oberbefehl ber Großherzog von Medlenburg am 
11. Juli zu Leipzig übernahm. Diele war gerade im Anrüden 
gegen Bayern begriffen und ihr wurbe nun der Befehl erteilt, 
einen möglichft großen Theil des Königreich® zu occupiren. Es ge: 
{hab dieß von Hof her um fo leichter ohne allen Widerſtand, als 
bas Gros der bayer. Armee bei Würzburg gegen die Mainarmee 
ftand und die Bayern, in dem Irrthum v. d. Pfordtens befangen, 
fih defjen gar nicht verſahen. Auch ein Theil Babens, Mannheim 
und Heidelberg, wie ein Strich Württembergs wurden damals noch 
von den Preußen bejebt, ehe der 2. Aug. und damit ber Waffen: 
ftilftand eintrat. Wäre die Friſt eine nur noch etwas längere geweſen 
und hätten die Preußen in biefen Gegenden nur über etwas mehr 
Truppen verfügen Tönnen, jo wäre es für fie, wie die Dinge ba: 
mals Tagen, nicht allzufchwer geweſen, obne weſentlichen Widerftand 
felbft Münden, Stuttgart und Karlsruhe zu beſetzen. Für bie 
fpäteren Vorgänge dürfte biefer Umftand nicht ohne Einfluß gewe⸗ 
fen jein. 

In Folge des wenige Tage vor biefen Vorgängen zu Nidole: 
burg abgeſchloſſenen Waffenftillftandes mit Friebenspräliminarien 
zwilchen Defterreih und Preußen wurden bie eigentlichen Friedens⸗ 
unterhandlungen ohne Verzug begonnen unb zwar in gemeinfchaft 
lihem Einverſtändniß zu Prag, nachdem ber König von Preußen 
Nidolsburg verlaflen und wieder nady Berlin zurückgekehrt war. Die 
Hauptgrundlagen des Friedens waren durch die Bräliminarien bereits 
geregelt, namentlih die vollſtändige Verzichtleiſtung Defterreiche 
auf feine bisherige Stellung in Deutfhland, die Webertragung feiner 
Anfprüde an Schleswig-Holjtein auf Preußen, das Zugeftändnif ber 
Bildung eines neuen deutfchen Bundes unter Preußens Führung, von dem 
jedoch bie deutſchen Staaten ſüdlich des Mains ausgenommen feinfollten, 
doch mit ber nähern Beflimmung, baß dieje Staaten in einen Verein 
zujammentreten und daß bie nationale Verbindung diefes Vereins 
mit dem norbdeutfhen Bunde ber. näheren Verſtändigung zwifchen 
beiden vorbehalten bleiben folle, die von Franfreih Preußen aufge 
drungene Beftimmung, daß bie Bevölkerungen ber nörblihen Di: 
ftricte von Schleswig frei barüber jollten abftimmen bürfen, ob fie 
nicht wieder zu Dänemark gezogen werben wollten, endlich daß 
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Oeſterreich 20 Mil. Thlr. Kriegskoftenentihäbigung an Preußen Deufä- 
baar bezahlen ſollte. Der eigentliche Friedensſchluß konnte daher !- 
feine bebeutenden Schwierigkeiten mehr bereiten. Dennoch zogen fidh 
bie Verhandlungen noch bis zum 23. Auguft hinaus, an welchem 
Tage ber Friede zu Prag unterzeichnet wurde, durchaus auf Grund⸗ 
lage der Präliminarien vom 26. Yuli, 

Noch vor dem förmlihen Friedensſchluß zwiſchen Defterreich 
und Preußen erfolgten zu Berlin bie Friedensſchlüſſe zwiſchen Preu⸗ 
Ben und Bayern, Württemberg und Baden, derjenige mit Württem: 
berg ſchon am 13., mit Baden am 17., mit Bayern am 22. Aug., ber 
letztere alſo noch immer einen Tag vor dem Abjchluffe des Friedens von 
Prag. Diefe Daten find von welentlicher Bedeutung. Die Unterhandluns 
gen, die für die Zukunft, für die ganze weitere Entwidelung Deutſch⸗ 
lands von fo großem Einfluß jein mußten, wurden von Bismard 
mit meifterhafter Gewandtheit burchgeführt. Seine Stellung mar 
babei in gewillen Beziehungen eine fehr günftige, in anderen aber 
auch fehr ſchwierig und belicat. Durch die Erfolge des Krieges 
zwiichen Defterreih und Preußen und durch bie Thatſache, daß er: 
fteres feine jübbeutihen Verbündeten in feinen eigenen Unterhand:- 
lungen mit Preußen gänzlih im Stich gelaffen, war ber lebte Fa: 
ben abgerifien, ber biefe Regierungen bisher an Defterreich gebunden 
hatte; das frühere Selbſtgefühl biefer Regierungen, das ben realen 
Berbältniffen niemals entiprochen, war gebemüthigt, ber Souveränetätse 
ſchwindel, dem fie zeither gefröhnt, gebrochen; bie Erfolge des SKrie- 
ges hatten der Lüden, Mängel und Gebrechen in ihren militärifchen 
Einrichtungen gar zu viele auch für das blödeſte Auge an den Tag 
gelegt; obgleih den Preußen an Zahl ums Doppelte überlegen, hats 
ten fie bog feinen einzigen Erfolg aufzuweiſen, hatten fie überall 
ben fürzern gezogen und waren über ben Main zurüdgebrängt wor: 
ben; den Bayern, ben Heflen, den Württembergern, den Badenern 
lagen die Preußen allen im Land und hielten ihnen anjehnliche Ger 
biete occupirt. Graf Bismard war berechtigt, von diefen Thatfachen 
auszugehen und er ging auch zunächſt davon aus. Er bezeigte große 
Luft, Bayern jenjeits bes Mains zu behalten, wogegen bafjelbe theils 
weife von Heflen entichädigt werden follte, was möglicher Weiſe 
weitere Ausgleigungen d. h. Gebietsabtretungen auch für Württem⸗ 
berg und ſelbſt für Baden hätte zur Folge haben können, ganz abs 
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Deutſch⸗ geſehen von den Kriegskoftenentfchäbigungen, bie alle an Preußen 
u bezahlen follten und die von Preußen, wie es ſchien, jo body wie 
möglich hinaufgefhraubt werben wollten. Es ift natürlich, wenn 
die ſüddeutſchen Regierungen durch al bas von den peinlichften Be 
forgniffen ergriffen und gequält wurben. Die Lage der Dinge war 
für fie fo ungünftig, daß fie in der That nur fehr geringe Hoffnung 
begen mochten, fi den Forderungen des Siegers, wie body er fie 
auch fpannen mochte, entziehen zu können. Am meiften ſchien Bayern 
bedroht; für Heflen und Württemberg mochte ſich wenigftens aus 
verwandichaftlihen Gründen Rußland verwenden, Baden fam es zu 
ftatten, daß der Großherzog der Schwiegerfohn des Königs Wilhelm 
felber war; für Bayern trat niemand ein. Da befhloß der Bayer. 
Minifterrath, die Intervention Frankreichs anzurufen; einige Tage 
fpäter thaten auch Württemberg und Heſſen benfelben Schritt und 
der franzöſiſche Botſchafter in Berlin erhielt von feiner Regierung 
auch alsbald den Befehl, fi beim Grafen Bismard! für bie ſüd— 
deutſchen Staaten zu verwenden. Da Frankreich feit der Schlacht 
von Königgrätz fo eifrig fi) bemüht hatte, die ſüddeutſchen Staaten 
dem Machteinfluffe Preußens zu entziehen, jo lag die Verſuchung in 
der That nahe, dem von Preußen, wie es ſchien, drohenden Gebiets: 
verluft mit Hülfe Frankreichs wo möglih zu entgehen. Allen zu: 
fällig drohte Bayern und nicht bloß Bayern, fondern auch anderen 
ſüddeutſchen Etaaten ein Gebietsverluſt nicht allein von Seite Preu- 
Bene, fondern gerade auch von demſelben Frankreich, an das fie fi 
um Schuß und Hülfe gewendet hatten. Ungefähr zu berfelben Zeit 
nämlich hatte ſich Frankreich von der peinlichen Sorge, die ihm die 
Schlacht von Königgrätz bereitete und bie feinen Vorausſetzungen 
fo ganz wiberfprehende Wendung, welche bie beutfchen Dinge plöß- 
lich und unaufbaltfam genommen, erholt und ba ihm eben biefe 
Wendung feine Gelegenheit bot, fi in die deutſchen Dinge einzu: 
miſchen, fo blieb ihm nichts anderes übrig, als von Preußen für 
feine Machterweiterung directe Compenjationen zu Gunſten Frankreichs 
zu begehren, um das geftörte Gleichgewicht wieder herzuftellen oder 
vielmehr um das geftörte bisherige Uebergewicht Frankreichs über das 
zwar große, aber troß jeiner Größe in feiner Zerfplitterung ſchwache 
Deutſchland aufrecht zu erhalten. Es ift Thatjache, daß der fran- 
zöſiſche Botfchafter in Berlin, Benebetti, am 7. Aug. ober wenigftens 
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um biefen Tag herum bem Grafen Bismard eine Depefche des Freupen. 
Hrn. Drouyn be l'Huys vorlag, in welcher derartige Forderungen ge: 
ftellt wurben. Welcher Art diefe Forderungen waren und wieweit fie gin- 
gen, ift nicht zuverläflig befannt geworden und wird wohl in authentifcher 
Weile auch nicht jo bald befannt werden. Es iſt aber und zwar mit 
einem Anſchein von genauerer Kenntniß ber Vorgänge feither be 
hauptet worden, baß Franfreih von Preußen felber zwar nur bas 
jo werthvolle Kohlenbeden der Eaar und vielleiht einige andere 
Kleine Örenzrectificationen, dagegen die ganze bayerifche Rheinpfalz, 
einen Theil der badiſchen Pfalz, Rheinheſſen, Luremburg u. f. w. 
in Anjprud genommen babe, alles natürlich lediglich, um das geftörte 
Gleichgewicht in billiger Weije wieder herzuftellen. Die Antwort 
Preußens ift natürlich auch nicht bekannt geworben, nur fo viel ift 
ſicher, daß fie entſchieden ablehnend lautete und zwar fo entihieben, 
daß Franfrei für gut fand, die ausgeftredten Fühlhörner alsbald 
wieber einzuziehen und, nachdem Benebetti felbjt nad Paris geeilt 
war, um über den Erfolg jeiner Forderungen zu berichten, dieſelben 
vorerſt gänzlich fallen ließ. Graf Bismard aber hatte nun genug in feiner 
Hand, um auf bie fübbeutfhen Regierungen einen ſehr wirkſamen 
Drud auszuüben. Er überzeugte biejelben, welche Gefahr nicht bloß 
Deutſchland, fondern ihnen ganz fpeziell bei fortbauernder Zerfplit- 
terung der Kräfte drohte und indem er zugleich bie Anfangs projec- 
tirten ©ebietsabtretungen und Gebietsaustauſche faſt gänzlih fallen 
lieg und fich mit verhältnigmäßig beſcheidenen Kriegskoſtenentſchädi⸗ 
gungen begnügte, beiwog er Bayern, Württemberg und Baden zu: 
gleich mit dem Frieden auch geheime Schutz- und Trußbünbnifje mit 
Preußen abzuſchließen, durch welche Preußen benjelben ihr bisheriges 
Gebiet garantirte, fie aber dagegen für den Kriegsfall ihre gejamms 
ten militärifchen Kräfte dem Oberbefehl des Königs von Preußen 
zu unterftellen fi verpflichtetn. Der erfte fübdeutihe Staat, ber 
fi dazu herbeiließ, war beacdhtenswerther Weife Württemberg und 
ihon am 13. Aug., ihm folgte Baden am 17., Bayern am 22, 
deſſ. M. Um einen Tag fpäter, am 23. Aug., wurbe zu Prag ber 
Friedensſchluß zwiſchen Preußen und Defterreidy unterzeichnet, in 
dem nach dem Begehren Frankreichs auf Grund ber Präliminarien 
vom 26. Juli feftgefeßt wurde, daß die ſüdlich des Main gelegenen 
beutfhen Staaten zu einem Vereine zuiammentreten (alten, ur 
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Breugen, eine internationale unabhängige Eriftenz haben wird". Frankreichs 
freundliche Sorgfalt für die jübbeutfhe Unabhängigkeit war durch 
jene Schutz⸗ und Trubbündniffe fon vor dem Trieben von Prag 
illudirt worden, ohne daß Frankreich etwas davon mußte. Jene 
Bundniſſe waren und blieben wirklich geheim und bie öffentliche 
Meinung hatte noch Tange nachher und bis zur Mitte März 1867 
feine Ahnung von ihrer Eriftenz. 

Mit den Friedensfchlüffen zwilchen Preußen und Oeſterreich 
und zwiſchen jenem und ben drei fübbeutfhen Staaten Bayern, 
Württemberg und Baden waren jedoch immer nur einige feſte 
Puncte, aber noch keineswegs auch nur die Orunblinien für eine 
neue Orbnung der Dinge in Deutfhland gewonnen. Dieje hing 
hauptjächlich von dem Schidfale ber von Preußen occupirten Staa: 
ten Hannover, Kurhefien und Naffau, ferner von ber Entſcheidung 
über Sadfen und Heflen-Darmftadt, enblih davon ab, durch bie 
Bündniffe Preußens mit den norddeutſchen Kleinftaaten einen feſten 
Boden für den zufünftigen norbbeutichen Bund zu gewinnen, Auch 
bas wurde im Laufe des Monats Auguft theils entfchieden, theils 
vorbereitet, Hand in Hand damit, daß bie inneren Verhältniſſe in 
Preußen felbit einen Umſchwung erlitten unb wieder eine feitere 
Geftalt erlangten. 

Noch während ber Vorbereitungen zum Kriege war das preu- 
fiihe Abg.-Haus auf den Antrag des Minifteriums durch königliches 
Decret aufgelöft worden unter Anordnung von Neumahlen auf ben 
3. Juli. An diefem Tage, zufällig demfelben, an dem Preußen bei 
Königgräg den großen Sieg über Defterreih errang, erfolgten bie 
Wahlen, nahdem gegen Ende Juni die Wahlmännerwahlen voraus: 
gegangen waren. Bismard hatte ganz richtig vorausgefehen, daß der 
Krieg, in dem Preußen zunähft ganz allein ftand, auf die öffent: 
lihe Meinung einen mächtigen Drud ausüben und fie veranlaffen 
würbe, ſich fefter an bie Negierung bes Königs anzufchließen. Dazu 
famen bie erften Erfolge ber preußifchen Waffen in Sachen, Han: 
nover und Kurheſſen, bie ebenfalls ber Regierung zu Statten kamen 
und noch vor die Wahlmännermwahlen fielen. So erfocht die Regie: 
rung am 3. Juli einen boppelten Sieg auf dem Schlachtfelde und 
in den Wahlen. Bisher auf ein kleines Häuflein Yeubaler im 
Abg.-Haufe beſchränkt, errang bie Regierung in ben Neutwahlen zwar 
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nicht die Majorität bes Hauſes, aber boch eine Minderheit, bie .faftPreusen 
ber Hälfte der Verſammlung gleihlam und ihr bie Zuverficht ein- 
fiößen mochte, unter gewiſſen VBorausjegungen eine Majorität zu 
Stande bringen und ben vierjährigen Gonflict zu Ende führen zu 
können. Noch von feinem Hauptquartier in Mähren aus berief ber 
König den Landtag erit auf ben 30. Yuli, dann auf ben 5. Aug. 
nah Berlin ein. Am 4. Aug. traf er wieber in feiner Hauptitabt 
ein und ſchon am 5. eröffnete er ben Landtag durch eine Thronrede 
im weißen Saale bes kgl. Schlofjes. Welche ungeheure Creigniffe 
waren feit den wenigen Monaten eingetreten, ba bie verfaflungs: 
mäßige Seflion bes Landtags für 1866 durch den König plößlich 
geihloflen und bie Vertreter feines Volkes von ihm ſehr ungnäbig 
heimgeſchickt worden waren. Unerbörte Erfolge, die der Staat ſei⸗ 
nem Heere, dem Bolt in Waffen, wie man in Preußen fih auszu- 
brüden pflegte, unb einer in ber Hauptſache ebenjo entſchloſſenen als 
in Rebendingen maßvollen Diplomatie verbanfte, hatten Preußen, 
bas eben noch eine ſehr zweifelhafte Großmacht geweſen war, fo zu 
jagen urplögli auf eine wahrhaft jchwindelnde Höhe gehoben und 
bas bisherige fog. Gleichgewicht Europa's gründlich verändert. Den: 
noch zeigte bie Thronrede bes Königs Wilhelm Teinerlei Ueberhebung. 
Sie erwähnte natürlih der Taun vollendeten Ereigniſſe, allein bie 
Art, wie es geſchah, lautete nicht minder bejcheiden als feſt. Der 
Nachdruck der ganzen Thronrede lag nicht darauf, fondern auf ben 
noch nicht gelöften inneren Fragen. Zum erften Dal feit dem Aus: 
bruche des Eonfliftes zwifchen der Krone und der Volksvertretung 
entſchloß fih die erjtere zu einem Schritt bes Entgegenkommens 
gegen die letztere. Der König verlünbete, daß feine Regierung in 
Bezug auf die zeither im Widerſpruch mit der Verfaſſung ohne 
Stanishaushaltsgefe geführte Verwaltung bei ber Landesvertretung 
um Sindemnität einfommen werde, damit „ber bisherige Conflikt für 
alle Zeit zum Abſchluß gebracht werbe”, wobei ber König anbeutete, 
daß durch die bevorſtehende Vergrößerung des Staats und bie Ers 
rihtung eines einheitlichen norbbeutichen Bunbesheeres unter Preu- 
Bens Führung die bisherige Miilitärlaft werde erleichtert erden. 
Niemand konnte auch nur einen Augenblid darüber in Zweifel jein, 
daß das Begehren um Indemnität mehr eine formelle als eine reale 
Conceſſion von Seite ber Krone war. Der Streit hatte (id bigbe 
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Preugen.in erfter Linie um die Reorganijation ber Armee unb bie zwei⸗ ober 
breijährige Dienftzeit, in zweiter Linie aber um das Budgetrecht bes 
Abg.-Haufes und die fog. Theorie ber Berfaflungslüde gedreht. 
Meder bezüglid des einen noch des andern Gtreitpuncte® gab bie 
Regierung dadurch, daß fie Indemnität für bie Vergangenheit ver 
langte, aud nur im mindeften ben ihr bisher gegenübergeftanbenen 
Anfhauungen und Forberungen nad. Es Tag vielmehr auf ber 
Hand, daß fie an ber dreijährigen Dienftzeit nach wie vor feftzuhalten 
entichloffen fei und was die ſog. Lückentheorie betrifft, jo erflärte der 
König etwas ſpäter der Teputation bes Abg.Hauſes, bie ihm bie 
Antwortsabrefje überbrachte, ebenfo unummunden als entidhieben, daß 
er im Intereſſe des Staats fo handeln zu müſſen geglaubt habe, 
wie er gehandelt, und baß er unter ähnlichen Umftänden auch in 
Zufunft wiederum ebenfo banbeln würbe. In dem Indemnitätsbegehren 
Tag alſo zunädft durchaus nichts mehr, als daß die Krone jene wirt 
liche oder angeblihe Lüde in ber Verfaſſung neuerbings als ſolche 
anerkannte und darauf verzichtete, biefe Rüde unter den ihr momentan 
fo überaus günftigen Umftänden in ihrem Sinn und ihrem Snterefie 
ausfüllen zu wollen, vielmehr bereit war, bie Ausfüllung in biefem 
ober jenem Sinne ber Zufunft zu überlaflen, und daß bie Krone 
der Volksvertretung ihrerſeits zuerft und mit einer gewiflen Freund: 
lichfeit die Hand bot, wenn fie bezüglich der Armeereorganifation 
ihre bisherige Oppofition fallen laffen und diefelbe für die Zukunft 
zu einer gefeßlichen wolle werben laſſen. Allein ſelbſt mit diefer 
geringfügigen Conceſſion mochte die Regierung nicht ohne Grund 
fih ber Hoffnung Hingeben, mit Hülfe einer größeren ober geringeren 
Majorität des Abg.-Haufes den bisherigen Conflict für einmal zum 
Abſchluß bringen zu können. Der ganze Boden, auf dem bisher 
von ben Parteien gefämpft worben, war ein ganz anderer getvorben. 
Wenn Preußen die Etellung, die e8 mit den Waffen in ber Hand 
erjtritten hatte und bie noch immer eine vielfach beftrittene war, be 
haupten, wenn es die erit angebabnte Reorganifation Deutſchlands 
gegen alle feine offenen und geheimen Gegner burd und zu Ende 
führen wollte, fo mußte e8 wenigjtens zunähft und vielleiht fogar 
für längere Zeit bis an die Zähne gewafinet fein und gemaffnet 
bleiben. Sobalb man aber dieß zugab, mußte man auch zugeben, 

J daß dieß offenbar nicht der Moment ſei, die einmal beſtehende, wenn 
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auch von ber Regierung einfeitig und wiber bie Verfaſſung durch⸗ Preußen. 
geführte Armeeorgantfation in Frage zu ftellen. Don dieſem Stand⸗ 
punkt aus hatte bie Regierung gewonnen Spiel: wenn man bie Trage 
der Reorganifation der Armee, bie den Ausgangspunkt des ganzen Con: 
flietes gebildet hatte, vorerſt wenigſtens als eine Nothwendigkeit zuges 
ftehen zu müſſen glaubte und zugeftehen zu wollen entſchloſſen war, fiel 
die Budgetfrage, die ſich baraus entwidelt hatte, von jelbjt dahin und 
mochte die Löſung derjelben um fo eher der Zukunft überlafjen werben, 
als für den Moment eine Löſung derjelben im Sinne ber bisherigen 
Majorität bes Abg.-Haujes und gegen bie Regierung doch nicht zu hoffen 
ftand, jebt da die Regierung fo große Erfolge für fi aufzuweiſen hatte 
und im Abg.-Haufe überdieß nicht mehr bloß auf eine faſt verſchwindende 
Minorität, jondern auf eine mehr oder weniger feit geichlofjene Partei 
zählen konnte, die ben verfchiebenen unter ſich mehr oder weniger bivers 
girenden Fractionen ber Oppofition zwar nicht ganz, aber doch beis 
nahe die Waage zu halten im Etande war. Diefe und ähnliche 
Erwägungen konnten unmöglich ohne Einfluß auf die bisherige Op: 
pofition bleiben und blieben es auch nit. Ohne darum ben bis: 
ber verfochtenen Principien als ſolchen untreu werben zu wollen, 
glaubten doch viele bisherige Mitglieder berjelben den jo völlig ver: 
änderten Umjtänden, ber jo ganz neuen Lage des Staates Rechnung 
tragen zu müflen. &8 zeigte fi dieß fofort bei der Frage ber 
Antwortsabreffe auf die Thronrede. AZahlreihe Entwürfe zu einer 
ſolchen wurden eingereicht, die alle auf verfchiedene Weiſe der ſo 
gänzlich veränderten Lage ber Dinge gerecht zu werden juchten, und 
eben dadurch zeigten, wie unmöglich das fei, ohne wenigſtens von 
ber Schärfe ber bisher verfochtenen Prineipien mehr ober weniger 
zu opfern, ohne den thatſächlichen Verhältniffen und ber eben darauf 
fich flüßenden Regierung mehr ober weniger weit gehende Conceſſionen 
zu machen. Nicht ohne Mühe brachte bie Adreßcommiſſion ihrerfeits 
einen Adreßentwurf zu Stande, ber den verfchiebenen Anſchauungen 
Rechnung, trug aber doch wenigftens die bisherigen Forderungen des 
Haufes bezüglich des Budgetrechtes ausdrücklich zu wahren bemüht 
war. Allein er hatte nicht vielmal mehr Ausfiht auf Annahme als 
irgenb einer ber von Anfang an eingebrachten Entwürfe. Um doch 
wenigftens etwas zu Stande zu bringen, wurbe ein noch farbloferer 
Entwurf vorgeihlagen, die Adreßcommiſſion Teläit test I Wi un 
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Presfen. derfelbe wurbe dann auch ſchließlich faſt einftinmig angenommen. 
Es ließ ſich nicht länger verfennen, baß bie biöher trotz aller Mei: 
nungsverjchiebenheit im Orchen und Ganzen immerhin compacte 
Phalany der bisherigen Oppofition innerlih in voller Auflöfung be 
griffen jei._ Die pofitiven Vorlagen ber Regierung unaften dieſe 
innere Zerflüftung fördern unb zu Tage bringen: namentlich bas 
von ihr eingebracdhte förmliche Indemnitätsgeſetz und bie Yorberung 
eines außerorbentlihen Eredites ven 60 Mil. Thlrn., der haupt⸗ 
fähli dazu verwendet werben jollte, um den burdy ben Krieg er: 
fhöpften Staatsſchatz wieder zu füllen. In beiden Fragen fiegte 
die Regierung; die Indemnität wurbe ihr vom Abg.-Haufe mit 230 
gegen 75, ber außerorbentlidhe Crebit von 60 Mill. Thlrn. mit ge 
ringer Mobification mit 230 gegen 83 Stimmen bewilligt. Damit 
war ber bisherige Conflict im weſentlichen bejeitigt ; die Regierung 
Tonnte bezüglich ihrer auswärtigen Politik auch im Abg-Hauſe auf 
eine weit überwiegende Mehrheit zählen. Stand body jelbit ein 
Theil derjenigen Mitglieder, die der Regierung in inneren ragen 
feine Concefjionen machen und ben bisherigen Kampf auf biejem 
Gebiete nicht aufgeben zu dürfen glaubten, in Fragen ber beut- 
fhen Politik darum doch auf ihrer Seite Die Erledigung der 
Anneriongfrage ließ darüber feinen Zweifel. Schon am 17. Aug. 
richtete der König eine Botſchaft an beide Häufer bes Landtags, 
durch welche er von benfelben ihre Zuftimmung zu ber Einverleibung 
von Hannover, Kurhefien, Naſſau und Frankfurt verlangte und am 
7. Sept. wurde biefelbe vom Abg.Hauſe mit 273 gegen 14 Stim 
men ausgefprochen, mit dem Zuſatze, daß bie preußiihe Verfaſſung 
in allen diefen neuen Randestheilen mit dem 1. Det. 1867 in Kraft 
treten folle, bis dahin aber ber König eine Art Dictatur in benfel- 
ben ausüben möge. Das Herrenhaus genehmigte die Annerignen 
fogar, was Beachtung verdient, mit allen gegen eine einzige Stimme, 
Die Einverleibung von Schleswig-Holftein wurbe durch eine bejon- 
bere Vorlage eingebracht und etwas fpäter in gleicher Weile bewil- 
Tigt, weil erft der fürmliche Abſchluß des Friedens mit Defterreich 
batte abgewartet werden müflen. Yon einem blinden Vertrauen zu 
ber Regierung mar indeß trotz alledem von Seite der Majorität bes 
Abg.Hauſes Teine Rebe und dieſes genehmigte daher ben ihm von 

u‘ jener vorgelegten Entwurf eines Wahlgefeges für ben Reichstag bes 
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norbbeutfchen Bundes und zwar zunäcft für bie Berathung einer Preußen⸗ 
Berfafiung diefes Bundes nur unter ber Bebingung, baß bie preuf. 
Berfaffung und Gefebgebung durch bie künftige Bunbesverfallung in 
feinem alle anders als auf dem Wege ber preuß. Verfaffung, alſo 
nur:unter Auftimmung beider Häufer des Landtags abgeändert wer: 
ben könne. Ende September wurde ber Landtag bis Anfang No: 
vember vertagt. Die Regierung benüßte die Zwildhenzeit, um in 
ben annectirten Gebieten alsbald die allgemeine Wehrpflicht wie im 
übrigen Preußen einzuführen und ebenfo raſch für dieſe Landestheile 
bie Organifirung von drei neuen Armeecorps anzuorbnen, womit zu: 
gleich aud die Einfügung der zukünftigen Bundescontingente theils 
in biefe neuen, theils in bie ſchon heitehenben preuß. Armeecorpe 
geregelt wurde. Am 12. Nov. trat der Landtag wieder zufammen. 
Derfelbe beſchloß nunmehr auch die Einverleibung von Schleswig: 
Holftein und berieth das Budget für 1867. Dem Frieden mit ber 
Regierung wurde hiebei ber Schlußftein eingefügt: das Abg.-Haus 
genehmigte am 10. Dec. den Militäretat nad dem DBerlangen im 
Drdinarium mit einer freilich nur fehr geringen Mehrheit und ließ 
bamit die Oppofition gegen bie Armeereorganijation definitiv fallen. 
Wie gänzlih die Stimmung umgeſchlagen, trat am beutlichiten zu 
Zage, als die Regierung eine Vorlage einbradte, die anderthalb 
Mil. Thlr. verlangte, um daraus, ohne jedoch beftimmte Namen zu 
nennen, Totationen für die verbienteften Heerführer des lebten Krie: 
ges zu beihaffen. Das Abg.Haus bewilligte die geforderte Summe 
und bezeichnete als ſolche Heerführer die Generale Moltke, Herwarth, 
Steinmeß und Vogel v. Falkenftein, ftellte aber ausdrücklich mit 219 
gegen 18 Et. an die Spige der zu Dotirenden den Grafen Bismard und 
den Kriegsminifter Roon. Bezüglich der innern Angelegenheiten und ra: 
gen blieb zwifchen ber Majorität des Haufes und dem Minifterium der 
bisherige Gegenfaß, wenn auch in der Form gemildert, dem Weſen 
nach troßbem derſelbe und gegen einzelne, wie 3. B. den Juſtiz⸗ 
minifter war er auch in ber That mehr als berechtigt; aber in ber 
deutſchen Frage und in den auswärtigen Angelegenheiten überhaupt 
fonnte Graf Bismard und die von ihm geleitete Regierung auf die 
entichiedene Unterflügung einer überwiegenden Mehrheit felbft im 
Abg.-Haufe fortan mit Zuverficht zählen. 

Denn Preußen bie nen erworbene Stellung in Daum 
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Yreuser. und in Europa aufrecht erhalten wollte, fo war bas auch abfolut 
nothbwendig. Der Krieg hatte Tebigli die bisherigen Hinderniſſe 
für die Erftellung eines einheitlihen und auch nad) außen mächtigen 
Deutichlands befeitigt, indem er ben bisherigen Dualismus ber bei 
ben Großmächte innerhalb des Bundes aufhob und die Souveränetät 
der Einzelſtaaten theils gänzlih brach, theils wenigftens bis zur 
Wurzel erſchütterte. Nur die Politik konnte auf die Dauer einen 
neuen Organismus ſchaffen und bazu mußte ber Leiter ber preuß. 
Regierung, wie Bismard längſt öffentlich und privatim wiederholt 
erklärt und zugeitanden hatte, ber entſchiedenen und nachhaltigen 
Unterftügung der Volksvertretung fiher fein. Denn nod war alles 
zu fchaffen und nur der Plan bazu frei. Ja ber Hinbernijje und 
Schwierigkeiten waren noch genug zu überwinden, mußte body eine 
der Allerfleinften non den Kleinen, die Fürjtin-Regentin von Neuß 
& L., erſt durch einige Compagnien preußiſcher Solbaten zur Raiſon 
und ber alte Herzog von Meiningen dur einen ähnlichen Druck 
bazu gebracht werben, zu Gunſten bes Erbherzogs abzubanten. 
Schwieriger war eine Einigung mit dem Großherzog von Hefjen: 
fie kam erſt am 3. September zu Stande und zwar bahin, daß ber 
Großherzog die faum erworbene Landgrafigaft Homburg an Preu- 
Ben abtreten und mit Oberheſſen, dem dritten Theil feines Gebietes, 
in ben norbbeutihen Bund eintreten mußte. Noch viel mehr Schwie⸗ 
rigfeiten boten bie Unterhandlungen mit dem König von Sachſen 
und biejelben zogen fi) denn auch bis zum 241. October hinaus, 
an welchem Tage erjt der Friedensſchluß zwiſchen Preußen und 
Sadien erfolgte. Gerade in Sachſen, bem größten derjenigen Etaa- 
ten, bie in ben norbbeutfchen Bund eintreten follten, mußte bie bis- 
berige Souveränetät ber Einzelitaaten, mußte ber Particularismus 
gebrochen werben, und Preußen bielt daher unenweglich an feinen 
urjprünglien Forderungen feft, bis ber König von Sachſen fi 
endlich überzeugte, daß ihm nichts anderes übrig bleibe, als fi in 
das Unvermeidliche zu fügen. Die Cinficht beider Kiürjten wurbe 
indeß offenbar dadurch bejchleunigt, daß ihre Länder inzwilchen von 
Preußen occupirt waren und fie erft durch die Unterzeichnung bes 
Triedensvertrags die Rückkehr in biefelben erzielten. Erſt gegen den 
Schluß des Jahres, am 15. Dec., traten Bevollmächtigte jämmtlicher 
norbbeutfchen Regierungen in Berlin zufammen, um ſich unter bem 
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Vorſitze Bismards über den Entwurf einer DVerfaffung des nord⸗ Yeupen. 
deutſchen Bundes zu vereinbaren als Vorlage an: einen auf Grund 
des allgemeinen Stimmrechts und directer Wahlen zu berufenben 
Reichstag des Bundes. 

Sp groß auch noch die Schwierigfeiten und Hinderniſſe fein Deutid- 
mochten, die Preußen auf dem Wege, den es betreten, offenbar land. 
noch zu überwinden hatte, fo deutete doch alles darauf hin, daß der 
Leiter feiner Politik fi) des Zieles, nad dem er ftrebte, genau be: 
wußt war und nicht nur des Zieles jelbit, jondern auch der Mittel, 
wenigftens im Weſentlichen und Ganzen, bie ihn dahin führen follten. 
Bezügli der ſüddeutſchen Staaten mar weder das eine nod das 
andere ber Yal. Dur die Nidolsburger Präliminarien und den 
Prager Frieden war ihnen bie Möglichkeit gefichert, „in einen Verein 
Jufammenzutreten, deſſen nationale Berbindung mit dem norddeutſchen 
Bunde der näheren Verftändigung zwifchen beiden vorbehalten bleis 
ben unb ber eine internationale unabhängige Exiſtenz haben follte*, 
Hätte Preußen nad der Schlacht bei Königgräb volllommen freie 
Hand gehabt, fo dürfte Taum ein Zweifel obwalten, daß ſich bie 
ſüddeutſchen Staaten beim Abſchluß bes Friedens genöthigt geſehen 
hätten, auch ihrerfeitS dem neuen Bunde unter Preußens Yührung 
wenn aud mit einigem Wiberftreben beizutreten. Allein Preußen 
hatte keineswegs ganz freie Sand, die Rückſicht auf Frankreich zwang 
es, auf einen neuen Geſammt-Bund vorerft zu verzichten und ſich zu 
nächſt mit einem norddeutſchen Bunde zu begnügen. &8 liegt auf ber 
Hand, daß Frankreich in dieſer feiner Politik nicht von irgend welcher 
uneigennüßigen Zuneigung zu ben ſüddeutſchen Staaten geleitet wurde, 
ſondern Tediglih von feinem eigenen Intereſſe, dem ein mächtiges 
und unter Preußens Führung wenigftens militärijch einiges Deutſch⸗ 
land ganz und gar nicht conveniren Tonnte. Wenigſtens Südbeutſch⸗ 
land follte dem preußifchen Machteinfluſſe noch entzogen werben. 
Allein es zeigte fich bald, daß Frankreich dabei nicht mit den realen 
Verhältnifien gerechnet hatte, und daß es babei in einem ganz ähn⸗ 
lichen Irrthum wie im Jahr 1859 in Stalien befangen war, als 
es einen italieniſchen Bund unter dem Ehrenpräſidium bes Papftes 
anftrebte. Alles, was Frankreich erzielte, war, baß es das, was 
doch geichehen mußte, was nad) ben großen Ereignifjen des Soms 
mers 1866 zu einer abfoluten Nothivenbigkeit geworben war, ir 
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Dentic⸗ Bereinigung bes geſammten auferöfterreichiihen Deutihlands unter 
md. der Führung Preußens um einige Jahre, höchſtens, aber fehr un⸗ 
wahriceinliher Weife, um einige Jahrzehente hinausſchob und ins 
zwiichen bie fübbeutichen Staaten in eine Lage zwängte, die für fie 
jelber unmöglich befriebigend fein konnte. Frankreichs Plan und Wunſch 
für Deutihland ging offenbar auf bie Herftellung von einer Art 
Trias, wie bieß ber Kaifer ſchon in jeinem Briefe an Drouyn be 
l'Huys vom 11. Juni angebeutet hatte und joweit bieß jebt über: 
haupt noch möglihd war. Allein es zeigte fih alsbald, daß bie 
Triasidee etwas für Deutſchland ganz unb gar Unmögliches an: 
firebte, weßhalb biefelbe, die ja ſchon längſt aufgetaucht und hin⸗ 
reihend beiprodhen worden war, es niemald aud nur zu einem 
ernitlichen Verſuche, fie zu verwirklichen, gebracht hatte: ohne Unter: 
ordnung unter irgend eine gemeinfame Gewalt, ohne Verzicht auf 
bie bisherige Souveränetät ber Einzelſtaaten war auch fie nicht 
mögli und dagegen jträubten ſich die Dynaftien und ber Parti⸗ 
cularismus der Kinzelitaaten, während bie nationale Strömung ber 
ganzen dee ohnehin entgegenftand. Wenn ein ſüddeutſcher Bund 
neben dem norbbeutichen überhaupt einen Sinn und eine gewille 
Berechtigung haben follte, jo war bieß nur unter der Vorausſetzung 
der Zal, daß die Mmititutionen biefes Bundes ſowohl als der ihn 
bildenden Staaten im Gegenſatz gegen den von Preußen geleiteten 
norbbeutihen Bund in durchaus Fiberalem, volksthümlichem, demo: 
kratiſchem Sinne theils gejtaltet, theils umgeftaltet wurden. Dieß 
lag jo augenjheinlih auf flaher Hand, daß es gar nicht zu 
verwundern war, wenn bie demokratiſche Partei ſich ber Idee fofort 
bemädtigte und mit allem Eifer auf ihre Verwirklichung brang, 
aber auch ebenfo wenig, wenn die Regierungen ber fübbeutichen 
Staaten ihr Feinerlei Geſchmack abgewinnen konnten, ba fie ſich 
feinen Augenblid darüber täuſchen konnten, daß fie einem berartigen 
Staats: und Bundesweſen noch viel größere und empfinblichere 
Opfer zu bringen genöthigt wären, als Preußen denjenigen Fürften 
zumutbete, die mit ihm ben norbbeutfchen Bund bilden follten. So 
fam es benn, daß von Seite ber ſüddeutſchen Regierungen auch nicht 
der leiſeſte Verſuch gemacht wurde, bie Idee eines ſüddeutſchen Bundes 
zu verwirklichen und daß unter denjelben niemals darüber auch nur 
verhandelt wurde, Es wäre dieß ohne Zweifel auch dann ber Fall 


Hiberhät der Eiciguife des Jahres 1068. 548 


geivefen, wenn bie ſüddeutſchen Regierungen ſich nicht bereit® durch Deutfch- 
bie geheimen Schu: und Trubbünbniffe mit Preußen zwar nicht laub. 
abfolut, oder doch bis auf einen gewiſſen Grab bie Hände gebunden 
hätten. Für Helen, bas mit einem Drittheil feines Gebietes be: 
reits im norddeutſchen Bunde ſtand, wäre es überhaupt gerabezu 
eine Unmöglichfeit gewejen, mit feinen andern zwei Drittheilen an. 
einem ſüddeutſchen Bunde Theil zu nehmen, ber auf ganz anderen, 
theilweife geradezu entgegengejebten Grundlagen berubt hätte. In 
Baben waren bie Regierung und die weit überiviegende Mebrbeit der 
zweiten Kammer offen und entichieden von Anfang an für einen 
Eintritt des Landes in ben norddeutſchen Bund, fobalb dieß über: 
baupt möglih fein würde. Und felbit in Bayern ſprach ſich bie 
zweite Kammer bei ihrem eriten Zufammentritt nad bem Kriege 
ſchon im Auguft faſt einftimmig bahin aus, „daß durch einen engen 
Anſchluß an Preußen der Weg betreten mwerbe, ber zur Zeit allein 
dem angeftrebten Ziele zuführen könne: Deutichland unter Mit: 
wirkung eines freigewählten Parlaments zu einigen, bie nationalen 
Intereſſen wirkjam zu wahren und etwaige Angriffe bes Auslanbes 
erfolgreih abzumehren.” In allen dieſen drei jübbeutihen Staaten 
überiong die nationale Strömung entſchieden über die bemofratiichen 
Beitrebungen und jelbft über bie liberalen Intereſſen, bie gegen 
einen Anſchluß an Preußen geltend gemacht werben mochten. Nur 
in Württemberg erflärte fi bie Mehrheit der zweiten Kammer am 
13. Oct, in einer Adreſſe an den König fehr beftimmt und nicht 
obne Leidenſchaft gegen einen Anſchluß an Preußen und für bie 
Errichtung eines ſüddeutſchen Bundes, doch auch fie nicht ohne zus 
gleich ber Veberzeugung Raum zu geben, baß berjelbe zur Zeit auf 
„unüberwinbliche Sinberniffe“ ftoßen möchte. Geſchah indeß wirklich 
nichts für die Gründung eines ſüddeutſchen Bundes, jo geihah auch 
während bes ganzen Jahres 1866 thatſächlich nichts für einen näheren 
Anſchluß an Preußen. Während die Parteien für und gegen einen 
jolden aufs lebhafteſte ftritten, huldigten bie Regierungen einer 
Politik mehr ober weniger unthätigen Zumwartens, die für fie felbft 
unb für bie öffentliche Meinung um fo unbefriebigender und um fo 
peinliher war, als fie auf ber einen Seite offenbar den Kintritt 
in ben norbbeutfgen Bund nur mit Wiberftreben ins Auge faßten, 
auf ber andern Seite aber doch nicht verkennen kannten, WR Un 
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Des» Beharren in der augenblidlien Lage auf bie Dauer immerhin ganz 


Is. 


Ytallen. 


unb gar unmöglidy fein werde. 

Berglihen mit Deutihland, deſſen mannigjaltige unb ver- 
widelte innere Berbältniffe zur Conjolidirung ber neuen Zuflände 
auf weſentlich veränderter Grundlage jedenfalls längerer Zeit be 
burfte, war die Lage Jtaliens in Folge des Krieges eine überaus 
einfache, und wenn es aus demſelben ſchließlich nicht biejenige Be 
friedigung bavontrug, auf bie es gehofit hatte, jo war daran jeben- 
falls nicht das preußiſche Bündniß Schuld, fondern lediglich die 
militãriſche Echwädhe, die es jeinerfeits gegenüber Oeſterreich neuer: 
dinge an den Tag gelegt hatte. Die großen Erfolge der preußifchen 
Waffen in Böhmen erwarben ibm trotz der Niederlage von Euftoza 
Benetien; der Verluſt ber Seeſchlacht von Liſſa raubte ihm jebe 
Hoffnung, auch Wälichtyrol feinem Erfolge hinzufügen zu können. 
Zwar meinte bie italieniihe Regierung noch längere Zeit, mit Hülfe 
Frankreichs und Preußens während der Unterhbandlungen bas Tren- 
tino oder wenigftens einen Theil deſſelben ſich fihern zu können. 
Allein es wurde dadurch bloß ber Abjchluß eines Waffenſtillſtands 
mit Deiterreich hinausgezogen. Weniger um des Ländchens ſelber, 
das es in unverantwortliher Weije jeinerjeits Katie verwälſchen 
laſſen, als um feiner Ehre willen hielt Oeſterreich daran feit, außer 
Benetien, das e8 nun einmal hatte fahren laſſen müflen und bas 
es nun einmal fahren gelafien batte, weiter in Stalien jo wenig 
als in Deutihland irgend einen Berluft an Land und Leuten zu 
machen und jo wenigſtens das Reich intact zu erhalten, wenn es 
auch auf feine bisherige Stellung in Stalien wie in Deutichland 
verzichten mußte, ſowohl Frankreich als Preußen weigerten ſich ſchließ⸗ 
lich pofitiv, Italien in feinen bießjallfigen Anſprüchen zu unterftüßen 
und fo blieb biefem am Ende nichts anberes übrig, als Wälfchtyrol 
zu räumen, um dadurch ben Waffenftillftand mit Deflerreih zu er: 
möglichen, und beim enblichen Friedensichluffe feine Anfprüche vorerit 
gänzlich fallen zu laſſen. Uebrigens war es, ba Stalien im Felde 
auch gar feinen Erfolg aufzuweifen Hatte, auf ben es fich ſtützen 
mochte, nur natürlih, wenn ihm bie betheiligten Mächte bei ben 
Friedensunterhandlungen nur diejenigen Vortheile zukommen Tießen, 
die ihm nah Mafgabe der Umftände gar nicht verjagt werben 
fonnten. Preußen handelte babei feinerjeits durchaus lopal, indem 
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es durch feinen Allianzvertrag mit Stalien bezüglich Wälſchtyrols Italien. 
nicht nur Feine Verpflichtung übernommen, eine ſolche vielmehr fchon 
damals gerabezu abgelehnt hatte, bezüglich Venetiens dagegen feinen 
gegen Italien wirklich eingegangenen Verpflichtungen ſowohl in ben 
Nidolsburger Präliminarien als im Prager Frieden vollftändig 
Genüge that. Viel mehr Urſache Hatte Italien, fi über Frankreich 
zu beklagen, das bemjelben nicht nur zuerft feine Unterftüßung bes 
züglich Wälſchtyrols in Ausficht ftellte, nachher aber entzog, fondern 
auch bie Bemühungen des italieniihen Cabinets, eine birecte Ueber: 
tragung Venetiens an Stalien von Seite Defterreihs beim endlichen 
Friedensſchluſſe zu erzielen, vereitelte und mit Zähigkeit daran feft: 
hielt, daß Venetien ihm cebirt fei und bleibe, und daß es baffelbe 
weiterhin wenn aud mit dem von Preußen geforderten fürmlichen 
und ausdrücklichen Einverſtändniß Defterreihs an Italien zu cebiren 
babe, obwohl biefe Retroceflion am Ende zu einer wahren Comödie 
berabjant, Am 18. Oct. übergab der franzöfiihe General Lebveuf 
im Namen des Kaifers das Land einer Commiflion des Gemeinde: 
rathes ber Stadt Venedig, worauf am 21. und 22, das feierliche 
Plebiscit erfolgte, daS gegen eine Minderheit von bloß 69 Stimmen 
bie Bereinigung Venetiens mit der conftitutionellen Monarchie des 
Königs Victor Emanucl ausiprad. Das Auffallendite bei dieſem 
Ereigniffe war, baß ber gefammte höhere und niebere Clerus, ber 
bisher feit zu Oeſterreich gehalten und bie äußerſte Teinbfeligkeit 
gegen das neugeſchaffene Königreich Italien an ven Tag gelegt hatte, 
nunmehr plößlic und in geradezu bemonjtrativer Art ins entgegen 
gejette Lager überging. In Turin, feiner alten Hauptjtabt, von der 
die ganze neue Ordnung ber Dinge in Italien ausgegangen var, 
empfing ber König das Refultat ver Abftimmung, vollzog die Eins 
verleibimg und hielt darauf feinen feierlihen Einzug in Venedig. 
alien hatte bamit feine natürlichen Grenzen erreicht, zum eriten 
Mal feit dem Sturze des Römerreichs war es Herr feiner Geſchicke. 
Jedenfalls mochte Italien von nun an feine Unabhängigfeit Franf- 
gegenüber Frankreich in ganz anderer Weiſe wahren, als ihm bieß reich 
bisher und ſolange die Oeſterreicher noch drohend das Feſtungs⸗ 
viereck beſetzt hielten, möglich geweſen war. Nicht mit Unrecht betrach⸗ 
tete daher bie öffentliche Meinung in Frankreich das Reſultat des Krieges 
in Stalien wie in Deutichland als eine Beſchränkung feines bis: 
W 
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berigen Machteinfluſſes, feines bisher thatjächlich ziemlich allgemein 
anerkannten politifhen lchergewidhts in Europa und daher nicht 
viel anders benn als eine Nieberlage, die Frankreich erlitten babe, 
ohne nur das Schwert zu ziehen. Das Gefühl davon war aber 
un fo lebhajter, um jo brennender, als bie Politik Frankreichs genau 
zu berjelben Zeit eine unläugbare, wirkliche Niederlage erlitten hatte, in 
Merico. Im Grunde war die Niederlage ſchon im Jahre zuvor 
erfolgt: mit dem Momente, da die Rebellion der nordamerikaniſchen 
Südftaaten endlih zujammenbrad, die Armee ber Norbitanten fieg: 
reih in Richmond einzog und ben Heerführern bes Südens nichts 
anderes übrig blieb, als mit ihren Truppen zu capituliren, war bas 
Schickſal der franzöfiihen Erpebition nad Mexico und bes von 
ihnen daſelbſt errichteten Kaiſerthrons vorauszuſehen und die Ereignifle 
bes „Jahres 1866 in Merico waren nur die natürlichen Folgen berjenigen 
bes Jahres 1865 in den Vereinigten Etaaten Nordamerikas. Allein 
der Kaijer Napoleon gab fi) damals und noch längere Zeit ber 
trügerifhen Hoffnung hin, daß es ihm gelingen werde, ſich mit ber 
Union zu verftändigen, dem mexicaniſchen Kaiſerthron wenigſtens 
noch auf einige Zeit ein ephemeres Dajein zu ſichern und inzwijchen 
feine Truppen ungehindert und unbebrängt nad jeiner Convenienz 
zurüdziehen zu können, | 

Kein Zweifel, daß Napoleon von ber Anficht . ausging, daß 
die Der. Staaten für längere Zeit vollauf genug zu thun haben 
würben, fi) von dem vierjährigen entjeblihen Bürgerkriege zu er: 
holen, ſich wieder zu confolidiren und ben Süden zu pacificiren, unb 
daß fie demgemäß längere Zeit. noch nicht daran. denken könnten, ben 
Franzoſen in Merico ernjtlihe Schwierigkeiten zu bereiten. Die 
jhweren Differenzen, bie bald darauf und mit ſteigender Heftigkeit 
zwijchen dem Congreß unb dem Präfidenten ausbracdhen, waren in 
ber That geeignet, Napoleon in biefer Anſchauung zu beftärfen. 
Präfident Johnſon war feiner Zeit mit Lincoln von der :republis 
kaniſchen Bartei zum DVicepräfidenten der Republif gewählt worden 
und als er nah dem Tode Lincolns verfaflungsmäßig an feine 
Stelle trat, herricte Anfangs Fein Zweifel, daß er die Staats: 
geichäfte in demſelben Sinne und Geifte wie fein Vorgänger leiten 
werde. Allein nur zu bald zeigte e8 ſich, daß dies ein Irrthum 
war. Die öffentlihe Meinung war während ber vier Jahre bes 
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Krieges nicht ftehen geblieben und befand fich am Ende beffelben auf Amerika⸗ 
einem ganz anderen Stanbpunfte als zu Anfange. Wäre fie zu An- 
fange befjelben vollkommen zufrieden geweſen, wenn bie Südſtaaten 
nur auf jede weitere Ausdehnung ber Sclaverei verzichtet hätten und 
hatte damals die bee, die Rechte der Einzelftaaten im Intereſſe des 
Bundes zu befchränfen, überhaupt noch fehr geringe Ausfichten auf 
Berwirklihung, jo hatte jetzt die Anficht, daß die Sclaverei überhaupt 
und bon Bunbesiwegen aufgehoben werden müffe, bie Oberhand gewon⸗ 
nen unb war bie Republit thatjächlich in vollem Uebergange vom bie: 
berigen Staatenbunde zum Bundesftaate begriffen. Das erftere wurde 
vom Kongreß noch im Jahre 1865 in einem Zuſatzartikel zur Bundesver- 
faflung ausgeſprochen und dieſer Zujakartifel auch von einer verfaflungs- 
mäßigen Anzahl der Einzelftaaten genehmigt. Die wirkliche oder bloß 
Iheinbare Durdführung der Schavenemancipation hing dagegen weſent⸗ 
lich davon ab, ob diefelbe vom Bunde jelbft und den Organen deſſelben in 
die Hand genommen und ob fie nach dem bisherigen Principe bes 
Staatenbundes den Staaten jelbjt und ihrem Belieben überlaffen werde. 
Darüber erhob fih nun der Streit zwiihen dem Präjidenten und dem 
Congreſſe. Der Bräfident, jelbjt dem Süden entſproſſen, ftellte fi 
auf die Seite des Südens und ber bisherigen demokratiſchen Partei 
und verfocht die Rechte der Staaten gegen die Anſprüche bes Bundes, 
ber Congreß dagegen nahm, geftübt auf die fiegreiche republifanijche 
Partei und in Uebereinftimmung mit der weit überwiegenden Mehr: 
heit ber öffentlihen Meinung des Nordens, für ben Bund das 
Recht in Anſpruch, die Aufhebung ber Sclaverei in den Sübjtaaten, 
beren bisherige Rechte er durch die Rebellion verwirkt betrachtete, 
jelber durchzuführen und deren Durdführung durch feine eigenen 
Drgane zu fihern. Seber der beiden Theile. benübte die Macht 
und bie Befugnifle, die ihm die Verfafjung an die Hand gab, um 
jeine Ideen zu verwirklichen. Der Präfldent ernannte proviſoriſche 
Souverneure für die Südſtaaten, ließ durch diefe Gouverneure neue 
Regislaturen wählen und begnabigte die ehemaligen Rebellen maffen- 
weile, jo daß biejelben alsbald wieder überall das Heft in:bie Hände 
befamen und unter neuem Namen und in etwas anderer Form bie’ 
alte Wirthfchaft von neuem aufnahmen: ließ man fie gewähren, fo' 
war bie Sclaverei zwar formell bejeitigt, beftand aber tbatjächlich nach 
wie vor; ſchon fahen. die Führer der bemofratifchen Partei fogar den: 
| Ir 
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Amrrite. Augenblid nahen, ba es ihnen vergönnt jein würbe, bie Zügel ber 
Republik wieder wie vor dem Kriege ganz überwiegend in ihre Hand 
zu nehmen. Allein ber Norben war nicht gemeint, fi auf dieſe 
Weile die Früchte des Sieges und ben ganzen Erfolg bes furdt: 
baren Bürgerfrieges ohne weiteres aus ben Händen winben zu laflen. 
Zunächſt gab indeß die VBerfaflung dem Congreſſe nur ein wirkſames 
Mittel gegen tie Partei bed Präfidenten an bie Hand: er ver: 
weigerte den von den ehemaligen Rebellenjtaaten gewählten Reprä⸗ 
fentanten und Cenatoren die Zulafjung und erllärte dieſelbe von 
ber Annahme derjenigen Zebingungen abhängig, bie er felbit ben 
Südſtaaten bezüglid ihrer Reconftruirung vorſchlagen werbe, zu 
welhem Ende vom Repräjentantenhaus und vom Cenate ein ge 
meinfamer Fünfzehner-Ausſchuß niedergejeßt wurde. Alles andere 
war jehr zweifelhajt: feinen mit bloßen Majoritäten gefaßten Be: 
Ihlüffen ſetzte der Präfident fein Beto entgegen und biejes Veto 
fonnte nur durch eine Zweidrittele:Majorität ſowohl des einen wie 
bes andern Hauſes umgejtoßen werten, über eine joldye verfügte 
aber die republikaniſche Partei Anfangs nicht, wenigftens konnte fie 
darauf nicht unter allen Umftänden zählen. Schon darum unb aud) 
aus anderen Beweggründen gingen bie republifanifche Partei und ber 
Congreß zunächſt jehr gemäßigt gegen den Süden vor. Auf ben Antrag 
bes Reconſtructionsausſchuſſes beſchloſſen im Mai beide Häufer einen 
neuen Zufaß zur Bunbesverfaflung, der dahin ging, den ehemaligen 
Eclaven wenigitens die bürgerlichen Rechte zu "fihern, dagegen bie 
Trage, ob ihnen auch politiiche Rechte zu ertheilen feien, ber Ent: 
ſcheidung ber Südſtaaten jelber überließ, indem er lediglich die Zahl 
ber von einem jeden berjelben in den Congreß zu fchidenden He 
präjentanten davon abhängig machte, durch bie Beftimmung, daß für 
bie nicht ſtimmberechtigten Neger im Gegenfab gegen bie bisher gel: 
tenbe Berechnung in Zukunft au Feine Repräfentanten mehr nad) 
Waſhington gejhidt werben dürften. Es war ein Vorſchlag zur 
Güte, der weder der Billigfeit nody der weifen Mäßigung entbehrte. 
Die Süpftaaten hätten denjelben gar wohl annehmen können und 
fie hätten in ber That nur Klug gehandelt, wenn fie es gethan 
hätten. Allein der Präfident erflärte dem Vorſchlag fofort den 
Krieg, die demokratiſche Partei der ehemaligen Sclavenzüdter und 

\ ihrer Zreunde befämpfte ihn mit allen Mitteln einer zügellofen 
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Parteitaftit und fchon Lange vor Ablauf des Jahres hatten ihm Amerite. 
fämmtlide Sübftaaten verworfen. Im Herbft machte der Präfident 
eine Rundreife durch eine Anzahl Norbftaaten und verfocht überall 
in öffentlihen Berfammlungen feine Beitrebungen, in der offenbaren 
Abficht, damit auf die bevorftehenden Congreßwahlen einzumwirten. 
Die Tactlofigkeiten, die er ſich dabei zu Schulden kommen Tieß, 
madten, daß das Nefultat ins Gegenteil umfhlug Der Norden 
raffte fih noch einmal zuſammen, um das im Kriege gewonnene 
Uebergewicht befinitiv zu behaupten. Die Wahlen fielen nochmals 
und zwar mit verftärften Meajoritäten zu Gunften ber republifa: 
nifhen Partei aus und bie bisher zögernde und in ihren Vorgehen 
gegen den Präfidenten mehr ober weniger ſchwankende Mehrheit 
beider Häufer geftaltete fih zu einer feiten und compacten Bartet, 
fähig und entichloffen, jedes Veto des Präfiventen mit mehr ale 
zwei Dritteln der Stimmen fofort und ohne Schwanken umzuftoßen. 
Nachdem die Südſtaaten ben erften fo gemäßigten Vorſchlag ver: _ 
worfen, war man bald einig, fie unter Militärgewalt zu ftellen und 
die Reconftruction derfelben, und zwar nunmehr auf Grund bes 
allgemeinen Negerftimmrechts, felbft in die Hand zu nehmen. Der 
Süden fühlte, daß die Uebermacht des Nordens, die er ſchon wieder 
eingejchlafen gewähnt hatte, noch einmal erwacht fei und daß ihm 
nichts anderes übrig bleibe, als fich in das Unvermeibliche zu fügen 
und. den Trank, den er ſich durch die Rebellion felbft bereitet hatte, 
bis auf bie Hefe auszutrinten. Der Beſchluß beider Häufer fällt 
indeß nicht mehr ins Jahr 1866, fondern zog fih bis zu Anfang 
März 1867 hinaus, machte aber dann bem bisherigen Conflict ein 
Ende. Der Präſident fügte fi und verzichtete auf eine weitere 
Verfolgung feiner bisherigen Politit; hätte er es nicht gethan, fo 
würde ohne Zweifel der fchon längft eingeleiteten, bisher aber ab: 
ſichtlich verzögerten Unterfuhung gegen ihn behufs Erhebung einer 
Anklage auf Hochverrath freier Lauf gelaffen worden fein. | 
Diefer Conflict mit dem Präfidenten, bie Loſung der Sclaven⸗ 
frage und eine befinitive Reorganifation de8 Südens im Sinne bes 
Nefultats des Bürgerkriegs beichäftigten während. des ganzen Jahres 
die öffentliche Meinung in ben Ber. Staaten allerdings tiefer und 
allgemeiner, als die Zuftände und Vorgänge in Mexico. Präſident 
Johnfon wäre zwar fehr geneigt getwelen, wnb fir Wühker er 
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geboten, auf Grund ber mericaniiden Frage mit dem Norden ein 
Sompromiß zu ſchließen, dieſe Frage in den Vordergrund zu rüden 
und dagegen die Südſtaaten fich felbft zu überlaflen. Der Congreß 
ging jedoch mit vollem Recht nicht darauf ein, überzeugt, daß bas 
Schwergewicht der wieberbergeftellten Union von felbft genügen werde, 
die Frangofen und zwar bald zum Rückzug und zum Preisgeben 
bes ſchwachen Kaiſerthrones zu veranlaflen. Und jo kam es denn 
au. Umfonft gab fih Frankreich alle Mühe, die Union erft zu 
einer Anerkennung bes Kaiſerthums Merico, dann menigftens zu 
einer förmlihen Verpflichtung ber Neutralität und Nicht-Intervention 
zu bewegen. Die Per. Staaten lehnten das erftere entſchieden ab 
und weigerten fich, bezüglich bes zweiten Vorſchlags eine irgend wie 
bindende Verpflichtung einzugehen. Sie fuhren fort, die Regierung 
bes Juarez als die allein gejegliche in Merico anzuerkennen, brangen 
immer bringenber in nichts weniger als fchonender Weile in Frank: 
reih, feine Truppen endlih aus DMeerico zurüdzuziehen und biefem 
nicht länger gewaltiam eine ihm nicht genehme Regierungsform auf: 
zuzwingen und als Defterreih im Frühjahr 1866 dem Kailer 
Marimilian bie Erlaubniß ertheilte, das öſterr. Freimwilligencorps durch 
neue MWerbungen zu ergänzen und zu verjtärfen, legten fie und zwar 
mit Erfolg in Wien Proteft dagegen ein. Napoleon konnte ſich nicht länger 
barüber täufchen, daß fein Internehmen, das zudem in Frankreich 
niemals populär gewejen war und gegen bag die Oppoſition, als eine ber 
verwunbbarften Stellen des zweiten Kaiferreihe, mehr und mehr 
ihre Angriffe richtete, definitiv gefcheitert jei. Schon im Januar 
fhickte er den Baron Seillarb nad Mexico, angeblid um mit dem 
Kaifer Mar über die Rüdberufung ber franz. Armee zu unter. 
handeln, in Wahrheit aber vielmehr, um ihm einfach anzuzeigen, daß 
bie Franzofen in drei Abtheilungen, im Herbſt 1866, im Frühjahr 
und im Herbit 1867 Merico verlaffen würden und für bie ſchweren 
Summen, welde Merico Frankreich nunmehr ſchuldete, wo möglich irgend 
eine Entfhäbigung ober Garantie zu erlangen. Es war bas un: 
zweifelhaft ein Bruch der Convention von Miramare zwiſchen Frank: 
reih und bem Kaifer Mar, aber diefer hatte Teinerlei Mittel, um 
Frankreich zur Einhaltung feiner Berpflichtungen zu zwingen. Um 
wenigftens das Aeußerſte zu verſuchen, ging bie Kaiferin Charlotte 
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im Sommer felbft nad Europa; allein fie fand für ihr Bitten und erico. 
Tlehen in den Zuilerien nur taube Ohren und verließ Paris mit 
ber Weberzeugung, baß der Sturz ihres Gemahls nicht länger abe 
zuwenden jei. DBeibe hatten das, wie andere meinten, von Anfang 
an abenteuerliche Unternehmen jehr ernithaft genommen; jett ſah 
fie, daß alle Opfer umfonft gebradyt worden, jede Hoffnung auf: 
gegeben werben müfle; ihr jonft heller und energiſcher Geiſt brach 
barüber zufammen und fie verfiel in Rom, wohin fie vor ihrer 
Rückkehr fih noch begeben hatte, in einen allem Anſchein nad) un: 
heilbaren Irrſinn. Faſt zu derjelben Zeit faßte Napoleon bezüglich 
Mexicos einen neuen Entihluß: wie die Dinge dort bereits lagen, 
konnte er fich nicht verhehlen, daß, wenn er feine Armee in brei 
Abtheilungen zurüdziehen wollte, die lebte jedenfalls ber höchiten 
Gefahr ausgefegt fein würde, von den Republifanern aufs äußerfte 
bedrängt und vielleiht aufgerieben zu werben. Gegenüber ber 
öffentlihen Meinung Frankreichs konnte ſich aber der Kaifer einer 
folden Eventualität unmöglich ausjegen und er beſchloß baher jebt, 
feine ganze Armee auf einmal und zwar bald nad) Neujahr 1867 
zurüdzuziehen. General Caſtelnau wurde beauftragt, bieje neue 
Anordnung in Merico zu notifiziren und bie bazu erforberlichen 
Maßregeln im Einverftändnig mit dem Marſchall Bazaine zu. treffen. 
Die Kunde von dem Unglüde jeiner Gemahlin und von dem lebten 
enticheidenden Schlage Frankreichs trafen den Kaiſer Mar fait zu 
gleicher Zeit. Die Zumuthung, zu Gunften der Franzoſen förmlich 
abzubanfen, um biejen dadurch bie Mittel zu gewähren, fid) mit 
Juarez birecte zu verftändigen und fih den Rüden - zu fichern, 
lehnte er durchaus ab. Nur die Rüdfiht auf bie feiner neuen 
Heimath gegenüber eingegangenen moraliihen Verpflichtungen hielt 
ihn ab, dem Marihall Bazaine feine Krone vor die Füße zu 
werfen und fi) fofort auf einem öſterr. Kriegsichiffe, das feiner 
ſchon ſeit längerer Zeit in Veracruz wartete, nad Europa einzus 
ſchiffen. Durchdrungen von der Neblichkeit feiner Bemühungen für 
das Wohl Mericos, gab er fid nochmals ber Illuſion Hin, bie 
Republikaner felbit zu feiner Unterftüßung bheranziehen zu können; 
eine freigemwählte Nationalverfammlung, zu ber aud die Juariſten 
eingeladen werben mochten, follte über das Schickſal des Kaiſerreichs 
entfcheiben; er war bereit, ben Thron zu räumen ober au halten ie 
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e⸗ 
bafür zu fpät; die Republikaner gingen auf feinen Plan wicht ein. 
Bereits feit der Mitte des Jahres Hatten bie Franzoſen bie entfern 
teren Pläße, bie fie bisher eccupirten, gerämmt und fh gegen bi 
Mitte zu cencentriren begennen; bicht binter ihnen rüdten aber die 
Juarijten nad, deren Guerillas ſelbſt bie mittleren Prowinzen fe 
während beunrubigten. Bis Ende bes Jahres flanben bie Frauzeſen 
größtentheild cencentrirt in ber Hauptſtadt und auf ber Straße zwi 
ſchen Mexico und Veracruz, wo fie ein großes befefligte® Lager er: 
richteten, das ihre Cinihiffung nach Europa beden follte. Mari: 
milian hatte ſich entihloffen, jein Geſchick nicht von den Trümmern 
feines Thrones zu trennen und wenigfiens feine Ehre zu wahren. 
Mit aufrichtiger Achtung und Theilmahme ſah Gurepa dem Unter⸗ 
gange eines Fürſten entgegen, ber dem allgemeinen Urtheile zufolge 
eines beſſern Schickſals werth geweſen wäre. 

So erlitt Frankreich, das ſich ale Weltmacht unter dem zweiten 
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Höhe bes Anſehens und des Einfluſſes gehoben und darin faft allein 
einen Erjak für bie ihm faſt gänzlich entzogene Freiheit ber in- 
neren Entwidelung und Bewegung gefunden hatte, im einem und 
bemjelben Jahre eben in diejer feiner Madifiellung brei Schläge, 
von benen es jchwer zu jagen war, melden es am ſchmerzlichſten 
fühlte. Das Zuſammenbrechen ter mericanifchen Unternehmung wear 
eine unleugbare Niederlage ter eigeniten Politik des Kaiſers, bie 
weber bemäntelt noch beichönigt werben konnte und ber plößliche 
Rüdzug, der einer Flucht auf ein Haar ähnlich ſah, verlegte bie 
Eitelkeit und das berechtigie Selbitgefühl der Franzofen. In Ste 
lien hatte fih im Grunde nur vollendet, was Rapeleon ſchon 1859 
als dad Ziel feines Krieges gegen Oeſterreich verkündete, bie rei 
heit des Landes bis zur Adria; aber es war bieß ohne Frankreich 
und barum in einem gewiſſen Sinne gegen Frankreich erfolgt. Das 
neue Königreich Italien, diefe Chöpfung Frankreichs, war von Frank⸗ 
reich auch weſentlich abhängig, fo lange ed von Defterreich noch 
keineswegs anerlannt war und jo lange bie Defterreidher im Feſtungs⸗ 
viered nur von Frankreich zurüdgehalten wurden, dem ganzen Spud, 
wie man in gewiſſen Kreijen in Wien meinte, ein jähes Ende zu 
bereiten, Mit ber gezwingenen Abhängigkeit Italiens von Frank: 
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reich war es jet vorbei; Defterreih hatte alien anerkannt und Brant- 
feinen bisherigen Groll, wie es ſchien völlig bei Seite gelegt, das "'* 
Feftungsviered war in ben Sünden ber Italiener jelbit; Italien 
tonnte nunmehr innerhalb feiner natürliden Grenzen nad feiner 
Seite hin abhängig volllommen auf eigenen Füßen ftehen und dien 
nur zu geneigt, davon auch fofort gegen Frankreich Gebrauch machen 
zu wollen, da es ſchon bisher die Abhängigkeit von dieſem fichtlich 
nur fehr wiberwillig ertragen hatte. Aber beide, Merico und Stalien, 
traten völlig zurüd gegen bie Gefahr, welche jenjeitS des Rheins durch 
das plötzliche Auffteigen der preußiſchen Macht ber bisherigen Welt: 
ſtellung Frankreichs zu drohen ſchien. Seit dem Sinken bes deut: 
ſchen Kaiſerreichs und feit der innern Auflöfung besjelben durch 
die Ausbilbung der Lanbeshoheit ber einzelnen YFürften hatte 
Frankreich, in meldem bie gerabe entgegengejehte Entwicelung 
eingetreten war, mebr und mehr einen überwiegenden Kinfluß in 
Europa errungen und ſich entjchieben zur tonangebenden Macht in 
Europa emporgefhwungen. Diefe ganze Stellung Frankreichs war 
aber nur aufrecht zu erhalten, fo lange Deutſchland in eine Reihe 
einzelner von einander wejentlih unabhängiger Staaten zeriplittert 
und durch diefe Zeriplitterung ſchwach war. Der beutihe Bund 
hatte daran nur wenig ober gar nichts geändert, er hatte lediglich 
eine befenfive Bebeutung und einen befenfiven Werth. Bon einer 
activen Politik Deutichlands nad) außen war gar feine Rebe. Preußen 
entbehrte ber natürlihen Bedingungen für eine nah allen Eeiten 
felbftändige Politik, nach der es doc, ſchon inftinetmäßig ftrebte, Oeſterreich 
und bie Mitteljtaaten traten ihm in jeder Weife entgegen und hemm⸗ 
ten und binberten es nad Kräften auf Schritt und Tritt. Oeſterreich 
war längjt eine überwiegend nichtebeutiche Macht, ſchloß, in veral: 
teten Ideen befangen, feine deutſchen Provinzen, jo weit es nur 
immer Tonnie, von ber Berührung und dem Einfluß des wirklichen, 
lebendigen, in ber Entwidelung begriffenen beutichen Geiftes ängſt⸗ 
lich ab und hielt eben darum bie Ueberrefte feiner früheren großen 
Stellung in Deutſchland nur mit Mühe aufrecht. An ein Zufam: 
mengehen beider in gemeinfamem deutſchem Intereſſe konnten nur 
Soealiften, bie jeder realen Auffaflung menſchlicher Dinge baar was 
ren, nur Öefühlapolitifer, deren es freilich in Deutfchland genug gab, 
glauben; einem Zufammengeben beider widerſprach bie hiſtoriſche Ent: 
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den norbdeutihen Bund mit Preußen, bie ſüddeutſchen Staaten und Deurg- 
Defterreich, zwifchen benen vorerft gar Feine nähere Verbindung mehr lard. 
beftand. Aber der Troft war ein fchlechter. Die dffentlihe Mei⸗ 
nung fühlte und fie fühlte ganz richtig, daß Preußen — nachdem es 
fih durd die Annerionen nach allen Seiten abgerundet und nun 
mehr zu einem feit zufammenhängenden Ganzen geworben, nachdem 
es Sachſen und bie ſämmtlichen Kleinftaaten Norddeutſchlands unter 
feiner Führung vereinigt und ihnen dadurch erft eine Bedeutung ge: 
geben, die fie vorher vereinzelt oder doc nur ganz loſe verbunden 
nicht „gehabt hatten, nachdem cs endlih eben in Böhmen bewiefen, 
was es jchon allein noch ohne die Annerionen und ohne bie übrigen 
norddeutſchen Staaten geſtützt auch die allgemeine Wehrpflicht feines 
nüchternen, thätigen und vor allem aus gebildeten Volkes auszurichten 
im Stande war — allein, ohne Süddeutſchland und ohne Defterreich, 
Frankreich, um nicht zu viel zu jagen, beinahe gewachſen ſei und 
daß bies volljtändig ber Fall jein merbe, fobald bie ſüddeutſchen 
Staaten dem norbbeutihen Bunde beigetreten fein würden. In fo 
fern konnte man fagen, daß has bisherige Webergewicht Frankreichs 
in Europa nicht nur bebroht, fondern bereits thatfächlich gebrochen jet 
und daß dieſes von nun an zweifelsohne genöthigt fein würde, das 
Uebergewicht in Europa mit Preußen zutbeilen. Viele fürdhteten, daß 
Frankreich dasſelbe an das geeinigte Deutfchland ganz werde abgeben 
müfjen, einzelne beihlih eine leife Ahnung von einen allmäligen 
Sinken der Tateinifhen Race. Tie ganze Stimmung ber Nation 
war eine aujgeregte und bejorglide. Die Faiferliche Regierung fuchte 
zu beruhigen und zu beihwidtigen. Um bie Mitte Septembers er- 
ließ fie eine Circulardepeſche gleihfam als das Programm der Po: 
litit. des Kaiſers nach dem Kriege und ohne Zweifel auch aus ber 
Weber bes Kaijers ſelbſt. Obgleich e8 feinem Programm vor dem 
Kriege, wie er basjelbe in dem Briefe an Drouyn de l'Huys 
vom 11. uni niedergelegt hatte, in mehr als einem Punkte 
unzweifelhaft wiberjprad, und deutlich genug verrieth, daß auch 
er ſich in feinen Vorausſetzungen und Crwartungen getäujcht 
babe, ſo war es doch eines fo eminenten Staatsmannes, wie ber 
Kaiſer unzweifelhaft ift, durchaus würdig und widerſprach keineswegs 
den Testen und höchften Gedanken, von .benen feine auswärtige Po: 
lite bisher geleitet worben war, Das entſcheidende Motiv. bas 
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Set. Repcleon bewogen hatte, Preußen im Beginn ter Berwidelung ge 
währen zw lafſen, warte darin mit ber Bewertung angebeute: 
„Burdkibare Probleme, welde gelöst werten muhten, weil fie fid 
nicht untertruden lafien, lafleten auf ten Eeichicken ber Bälle 
(8. 5. Teutjchlande); fie hätten fidh im viel Ichwierigeien Zeiten ein- 
Rellen können und haben ibre natürliche Löfung ehne allzuheitige 
Erigüterung und chne die Salie gerährlicher revelutionärer Leiben⸗ 
jchaften gejunten. Gin Frieden, welder auf ſelchen Gruntlagen 
rabt, wirt ein bauerbaiter Friede jem.” Die munmchrige Lage 
Europas aber nad) dem Kriege wurbe jelgenbermafßen jlizzirt: „Eine 
unwirerjichlide Macht, jelbit wenn man fie bedauern mödhte, drängt 
bie Völker, fih zu grogen Gejtaltungen zu nereinigen unb bie klei⸗ 
neren Staaten verichwinben zu machen. Dieſes Veſtreben entipringt 
aus tem Wunſche, den allgemeinen Intereſſen wirkſamere Garantien 
zu geben. Vielleicht ift dieſes Beſtreben burd eine Art providen⸗ 
tieller Borausfiht der Weltgeſchichte keftimmt. Während bie alten 
Beröllerungen bed Eontinents in ihren beichräntten Gebieten nur mit 
einer gewiſſeu Langiamkeit wachſen, fünnen Rupland und die Ber. Staaten 
von Amerila vor Ablauf eines Jahrhunderts je 100 Mill Menſchen 
zählen. Obgleich ter Fortſchritt tiefer beiben großen Reiche für 
uns fein Gegenſtand der Beunrubigung iſt und wir im Gegentbeil 
ihre gropmüthigen Anjtrengungen zu Gunſten unierbrüdter Racen 
freudig begrüßen, liegt ed in dem Zufunftsinterefie der mitteleure- 
pãiſchen Bölfer, nicht in jo und fc viel verſchiebene Etaaten ohne 
Kraft und öffentlihen Geiſt zerftüdch zu ſein. Die Bolitif muß 
fih über engherzige und mißgünſtige Vorurtheile eine® andern Zeit: 
alters erheben. Der Kaijer glaubt nicht, daß bie Größe eines Lan: 
bes von ber Schwächung ber Bölfer, welche es umgeben, abhängt, 
und er fieht das wahrhafte Gleichgewicht nur in ben befriebigten 
Wünſchen der Bölfer Europa’s.” An Größe wie an Wahrheit des 
Gedankens überragte die aljo bezeichnete Politik des Kaijers ſicherlich 
weit diejenige, von welder Frankreich vor ihm geleitet worben und 
in der Thiers, ald er der Regierung und der von ihr Deutichlandb 
gegenüber eingenonunenen Stellung entgegentrat, noch immer befangen 
war. Aber die Oppofition des Hrn. Thiers zeigte eben, daß ber 
Kaiſer in jeiner auswärtigen Bolitik, fo viel auch dagegen im Cin- 
J zelnen nicht ohne Grund eingewendet werden mochte, im Ganzen 
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den Anſchauungen der Mehrheit ber Franzojen boch weit voraus war, Srant- 
Trotzdem beruhigte ſich die öffentliche Meinung, zwar nicht ganz aber "9% 
doch fichtlich bis zu einem gewiſſen Grabe. Go viel jeboch wurde 

ihr nachgerade völlig Mar, daß Frankreich alle feine Kräfte zuſam⸗ 
mennehmen und alle feine reichen Fähigkeiten mit äußerſter Ans 
ftrengung zu entwickeln beitrebt jein müſſe, wenn es feine Stellung 
neben dem neuen Deutſchland aufrecht erhalten wollte. Kine freie 
Entwidelung ſchien aber weiter nur möglih im Genuffe freier Sins 
ftitutionen, jedenfalls einer viel größeren Freiheit ber geiftigen Bes 
wegung, als fie Frankreich feit dem 2. December unter bem 
zweiten Kaiferreiche genoß. Diele Anſchauung wurde bald fo allge: 
mein und trat überall jo entichievden hervor, daß der aufmerkſame Be: 
obachter ſich ſchon vor dem Schluſſe des Jahres ber Ueberzeugung 
nicht verfchließen konnte, daß dem Kaifer binnen Kurzem gar nichts 
anderes übrig bleiben werde, als entweder ſich doch in einen Krieg 

mit Deutichland zu flürzen ober aber bie bisher jo eng bemeflenen 
Schranken politiiher Freiheit zu erweitern und ernitbaft an bie fo 
lang verheißene „Krönung bes Gebäudes” zu denken, um ber jo fehr 
aufgeregten Stimmung ber Nation irgend ein Feld practiſcher Thä⸗ 
tigfeit und reeller Genugthuung zu bieten. 

Zu derjelben Zeit, da die Mitte Europas in hellen Kriegsflammen zarte. 
ftand, begann es auch im Süboften vorerft allerdings noch leife aufzu⸗ 
leuchten. Die orientaliiche Frage hatte jeit einigen Jahren fo ziemlich 
gerubt, aber vie allmälige Zerjegung des osmanijchen Reiche in Europa 
im Etillen ihren unaufbhaltbaren Fortgang genommen und.nun bes 
gann die Frage über fein endliches Schickſal neuerdings an bie Thüren 
ber Diplomatie anzuflopfen. Zuerſt und noch vor dem wirklichen 
Ausbruch des Krieges in Deutihland war es Rumänien ober die che- 
maligen Donaufürftenthüner, welche ihre Aufmerkſamkeit in Anſpruch 
nahmen. Fürſt Couza bewährte die Eigenſchaften, die fein Aufireten 
als. Bedingung vorausgefebt, keineswegs und mehr und mehr ergab er 
fih einer jo liederlihen Wirthſchaft, daß feine Willkür gerabezu uns 
erträglich wurde. Am 23. Februar wurde er durch eine Verſchwörung 
geftürzt, er unterzeichnete feine Abdanfung und räumte bas Land, 
ohne baß fi eine Hand erhoben hätte, um für ihn einzuftehen. 
Die Verſchworenen bildeten eine proviſoriſche Statthalterſchaft und 
ernannten im Einverſtändniß mit beiden Kammern ben: Grafen van 
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Tarlei. Flandern, einen Bruber des Könige der Belgier, zum erblichen Fürſten 


dee Landes. Der Graf Ichnte die Wahl jeboch ab, bie Piorte pro 
teitirte gegen eine berartige Echmälerung ihrer Euzeränetätöredte 
und bie Geſandten der Großmächte traten zu Parie in Gonferenz 
zuiammen, um die Dinge wieder in ein möglichſt befriebigendes Ge 
leife zu Ienten. Die Wuünſche der Rumänen nad) einem Beherrſcher 
aus einem der europätihen Fürſtenhäuſer fand bei ihr Anfangs wenig 
Anklang, aber die Rumänen bebarrten auf ihrem Verlangen, fuchten 
nad) einem andern Candibaten und fielen bald auf den Prinzen Karl 
von Hohenzollern, einen Echn bes Fürſten von Hohenzollern-Sig⸗ 
maringen, der jich geneigt zeigte, ihren Wünſchen entgegen zu Tom: 
men. Es wurde ein Plebiscit ins Werk geſetzt, ber Prinz in beiben 
Fürſtenthümern, angeblich jelbit in der Moldau, obgleich bieje bei 
ber Verſchmelzung mit der Walladyei ihre Rechnung nidyt gefunden 
batte und fidy viel lieber von berjelben wieber getrennt hätte, fafl 
einjtimmig zum Fürſten gewählt und erſchien plötzlich mit wenigen 
Begleitern im Lande, um von bem ihm angebotenen Tyürftenftuhle 
Beſitz zu ergreifen. Die Pforte verlangte dagegen von der Parifer 
Eonferenz die Ermädtigung zur Intervention und fammelte an ber 
Grenze drobend ein Heer zu biejem Zwede. Die Eonferenz verſagte 
die Ermädtigung, es wurde bin und ber verhandelt, am Ende gab 
die Pforte nach und anerkannte den Prinzen Karl als erblichen Fürſten. 
Dasſelbe Zugejtändnig machte fie im Laufe bes Sommers aud dem 
Dicelönig von Aegypten. Ihre bisherigen Rechte wurden taburd 
wejentlid; gemindert, aber dieſe Minderung entſprach nur ben that 
ſächlichen Verhältniſſen, ber allmälig immer weiter fi) entwidelnden 
Loslöjung einzelner Gebiete, bie fie body nicht mehr in Botmäßigfeit 
feftzubalten die Kraft hatte. Allein nun brach das Berlangen nad 
Emancipation auf einem für fie gefährlicyeren Punkte aus. Unruhige 
Beivegungen auf der Inſel Candia entwidelten ſich ſchnell zu einem 
förmlichen Aufitande. Die Candioten beſchloſſen ihre Xereinigung 
mit Griehenland und erhielten bald aus dieſem zahlreihe Zuzüge 
und überdieß Lebensmittel, Munition u. a. Die Pforte ſchickte Mu⸗ 
ſtapha Paſcha, der früher Jahre lang bie Inſel als Gouverneur re 
giert hatte, mit anjehnlihen Etreitfräften, die vem Vicekönig von 
Aegypten durch ein ſtarkes Corps verſtärkt wurben, nad) ber Inſel 
und blofirte diefe mit ihrer Flotte. Aber beides blieb ohne ent⸗ 
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fcheidenden Erfolg. Die Mächte, Franfreih voran, legten. für bie Türk 
Candioten Anfangs wiederum nur fehr geringe Sympathien an ben 
Tag und waren eifrig ..bemüht, den Funken, der zur. Flamme werben 
fonnte, jofort zu erftiden. Allein ihr Bemühen: war von’ gerin: 
gem Erfolg begleitet, die Zürfen zeigten ſich troß.. ihrer Ueber: 
macht unfähig, den Aufftand zu unterbrüden, in Griechenland. war 
alles einig, den Aufitand in jeder nur möglichen Weiſe zu. untere 
fügen, Rußland jeinerjeits trat ziemlich offen, aber in [ehr gemäßigs 
. ter Form für die Sache der. Candioten auf und ehe das. Jahr -zu 
Ende ging, trat ein entjchievener Umſchwung unter den. Örogmächten 
jelbit zu Gunſten der Injel ein; Frankreich war nicht mehr fo abe 
geneigt, ihren Wünfchen jeinerjeits Unterftübung angebeihen zu Taflen 
und jelbft Oeſterreich meinte, daß eimas zu ihren Gunſten gefhehen 
müfle, wenn man nicht Gefahr laufen wolle, die orientaliiche Frage 
zwifchen ben europäiſchen Mächten felbit plöglich zum Ausbruch kom⸗ 
men zu ſehen. Die DVerlegenheit der Pforte war groß. Auch ber 
Fürft von Montenegro hielt den Moment für. günftig und machte 
jeine Forderungen: er wurde durch die Abtretung des Meinen Has 
fens von Novofela, der fein Ländchen mit bem Meer in Verbindung 
brachte, abgefunden. Ihm folgte der Fürjt von.:Serbien und drang 
in die Räumung Belgrads und der. andern Leinen Feſtungen, welche 
die Türken noch immer in feinem Lande bejeßt hielten unb aud) ihm 
wurde feither willffahren. Wenn bie Pforte bie Einbußen überfchlägt, 
die fie im %. 1866 definitiv gemacht, jo kann fie diejelben nichts 
weniger als für gering erachten und bie ſchwerſte drohte ihr nod, 
9 lange fie nicht im Stande ijt, den Aufſtand ber Candioten grũnd⸗ 
lich zu bewältigen. 

Ueber den kriegeriſchen Ereigniſſen des Sommers trat bie Empia. 
faſt gleichzeitig. in England vom Parlament endlich wieder aufger 
nommene Frage der Parlamentsreform in ben Hintergrund ; zumal 
ber erfte Berfuh wiederum zu feinem Nelultate führte. Das vom 
Cabinet Ruſſel-Gladſtone eingebrachte : Project, das dem wirklichen 
Stande der öffentlichen Meinung unter bem. regierenden Klaffen ge: 
recht zu werden juchte, traf. nicht nur auf den Wiberftand ber Tory⸗ 
oppofition, fondern mißfiel auch einem Theil der eigenen Partei, ber. 
nicht fo weit gehen wollte. Das Minijterium unterlag daher bei 
ber Eomiteberathung in einer einzelnen. Klaufel, wenn such nur mit 
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Exaland. wenigen Stimmen, gab feine Entlafjung und machte einem Torpeabine 

j Derby-Dijraeli Platz, das die ganze Frage neuerbinge auf ſich beruhen 
zu lafien wünſchte. Allein es irrte fi, wenn es bieß noch immer 
für möglih erachtete. Die von ber Vertretung im Parlament au& 
geſchloſſenen Voltsklaffen waren entichloflen, dieſe Frage nicht mehr 
von der Tagesorbnung abjegen zu laſſen und ihre Löfung dießmal 
zu erzwingen. Die Agitation dafür nahm bald großartige Verhält⸗ 
nifje an, in allen großen Städten bes Landes fanden Mafjenmeetings 
ftatt, deren Zheilnehmer zu Hunbertaufenden zählten, ohne bie gejek- 
lihen Schranken auch nur im mindeften zu überfchreiten. Bor einem 
fo feiten Entſchluſſe mußte felbft ber zähe Widerftand der Torys zu 
fammenbredhen. Um fih am Ruder halten zu können, mußte bas 
conjervative Cabinet fchlieglih zu einem Vorſchlage fich bequemen, 
ber weſentlich weiter ging, als derjenige jeiner Gegner, ben die Tory's 
eben erjt nit jo großer Anftrengung zu Fall gebracht hatten und 
ſchon ift e8 Teine Trage mehr, daß bie Vertretung bes englifchen 
Volles nicht urplößlich, aber nach und nad unausweichlich eine ganz 
andere Phyfiognomie annehmen wirb als bisher. Die Auflöjung ber 
alten Parteien ift bie natürliche Folge diefer Vorgänge. Erſt dann 
wird das Parlament auch ben gerechten Beſchwerden ber Irländer 
gerecht werben, bie neuerbings in der Verſchwörung ber og. Fenier 
Abhülfe auf einem Wege fuchten, wo fie unmögli zu finden ift. 
Wiederholte Beiprehungen im Parlamente zeigten, daß bie Zeit zu 
durchgreifenden Maßregeln bezüglid der anglicaniſchen Kirche in 
land und bezüglid des Verhältniffes zwiſchen Gutsheren und 
Pächtern noch nicht ganz reif ift, aber daß es dazu dennoch binnen 
kurzem fommen muß. 

Sparies. Ganz den entgegengeſetzten Entwicklungsgang nahm Spanien. 
Das unglückliche Land fährt fort, von einem Extrem ins andere zu 
verfallen, ohne jenes Gleichgewicht ber Kräfte und jene Stetigfeit der 
Zuftände finden zu können, ohne welche weber ein ſolider Fortſchritt 
noch ein ruhiger Genuß erworbener Güter möglih if. Schon in 
ben erften Tagen bes Sanuars erhob General Prim an ber Spibe 
einiger Negimenter bie Fahne ber Empörung, allem Anjcheine nad 
im Sinne einer Befeitigung der Dynaftie und einer Vereinigung 
des Landes mit Portugal. Das Unternehmen fand jeboh wenig ' 
Anklang und fcheiterte gänzlih; Gen. Prim mußte mit bem Reſte 
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feiner Begleiter nad Portugal übertreten. Allein bie era der Spanien. u 
Militärrevolten fcheint in Spanien noch nicht gejchloffen zu fein: u 
ihon im Juni brad ein neuer Militäraufftand in Madrid felber 
aus, der jeboch von D’Donnel blutig unterbrüdt wurde. Trotzdem 
fonnte er ſich nicht am Ruder behaupten und wurbe von der Königin 
bald darauf durch Narvaez erfetzt. Jetzt fiel das Land dem ent- 
gegengefebten Extrem anheim. Ein finfterer und bigotter Defpotis: 
mus hielt fih für berufen, bem maßlojen Radicalismus und den 
zügellojen Gelüften ehrgeiziger Generale ein Ende zu machen. Die 
bisherigen verfaffungsmäßigen Befugniffe der Provinzialräthe und ber 
Oemeinderäthe wurden durch königliche Machtvolllommenheit einge: 
ſchränkt, das gefammte Unterrichtsweſen dem großentheils felbft un- * 
gebildeten, aber bafür um fo herrſchſüchtigeren Clerus überantwortet 
unb am Ende des Yahrs ein förmlicher Staatsftreid baburd ins 
Werk gejett, daß der Präfident und mehrere ber einflußreichiten 
Mitglieder der Deputirtenlammer und gleich darauf auch ber Präfident 
bes Senates willfürlich ergriffen und ohne weiteren Proceß in fiches 
ten Gewahrfam abgeführt wurden. Die bisherige Herrichaft der ſog. 
liberalen Union wurde baburch gebrochen und die Mitglieber derſelben 
maſſenhaft ins Eril getrieben. Seither herricht ein wahres Schredens- 
regiment. Diejer Zuftand Tann nit von Dauer fein. Spanien 
bebarf allerdings einer energiſchen und vielleicht vielfach rückſichts⸗ 
Iofen Hand, wenn e8 wieder gefunden und allmählich ſich wieber 
heben fol. Aber Narvaez fcheint dazu nicht berufen zu fein. in 
bigotter Dejpotismus, d. 5. gerabe derjenige Geift, ber feit ben 
Tagen Karls V. Spanien zu Grunde gerichtet bat, ift am aller 
wenigften geeignet, bie Keime neuer Geftaltungen zu legen und zu 
pflegen. Früher ober fpäter ift ein gewaltfamer Ausbruch ber all 
gemeinen Unzufriebenheit ber gebildeten Stände mit Sicherheit vors 
auszufehen und es ift höchſt wahrſcheinlich, daß ihm ber morſche 
Thron der Bourbonen biegmal zum Opfer fallen wird. Zu be 
dauern wäre ein folder Ausgang allerbings in Feiner Weile; aber 
baß es dann in Spanien beffer werde, bafür wäre aud nicht bie 
mindbefte Gewähr geboten. Die Idee ber iberiihen Union hat in 
Spanien doch offenbar noch fehr ſchwache Wurzeln gejchlagen und 
ſcheint felbit in Portugal nichts weniger als populär zu jein. 

Nicht das mindefte der großen Ereigniſſe bes Jahres erfalgte 5 

W 


562 


rberigt der Ereigniſſe des Iahres 1866. 


"om. Ende besfelben, ohne momentan ben Eindruck zu machen, ben es 


Defters 


verbiente, wir meinen bie Räumung Roms durch bie Franzoſen. Cie 
wurbe erwartet, ging in aller Ruhe und Orbnung vor fih unb mar 
von feiner derjenigen Confequenzen begleitet, beren augenblidlichen 
Eintritt hie und ba befürchtet wurde. Dennoch ift es eine Thatſache 
von ungeheurer Tragweite. Seit dem 11. Dec. ift Rom fich jelbft 
überlaffen und wird fih fo ober fo mit dem Königreich Italien ver: 
ftändigen müſſen. Ob Rom am Ende do noch bie Hauptftabt des 
lebtern werben wird, mag dahin geftellt bleiben. Die Ueberzeugung, 
daß bieß für Italien wenigftens feine Nothwendigkeit fei, ift jeben- 
falls gewachſen und bat in weiteren Streifen als früher Plab ge 
griffen. Aber daß bie weltliche Herrihaft bes Papftes darum bod 
früher. oder fpäter fallen muß, ift außer allem Zweifel und brängt 
ſich nad) und nach felbft den wiberftrebendften Gemüthern auf. Schon die 
materiellen Forderungen bes Handels und Verkehrs machen eine 
Fortbauer ber bisherigen Ordnung ber Dinge ganz und gar unhalt⸗ 
bar; bie ungmweifelhafte Mehrheit ber Bevölkerung verlangt nad 
einem weltlichen Regiment, nad benjelben Bebingungen bes wirth: 
ſchaftlichen und politiſchen Lebens, deren alle anderen Völker genie 
Ben; die Staatseinnahmen genügen felbft jebt, da Italien einen guten 
Theil der bisherigen päpftlihen Schulb übernommen hat, nicht, um 
bie Ausgaben zu beden, ba ber Papft einer verhältnigmäßig zahl: 
reicheren Armee, als felbft Preußen ober Frankreich haben, bedarf, 
um feine widerwilligen Unterthanen im Gehorfam zu erhalten. Der 
Verluſt der weltlichen Herrſchaft wäre für bie katholiſche Kirche an 
fih nicht von fo großer Bebeutung, wenn nicht ber Papft von ber 
fog. ultramontanen Partei aller Länder gedrängt, fih an die Be 
hauptung berfelben mit folder Zähigkeit angeflammert hätte Go 
bagegen muß er allerbings, wenn er eintritt, fi für das Papftthum 
wie für bie ultramontanen Tendenzen zur empfinbligen Nieber: 
lage geitalten. 

Die Niederlage Defterreichs, die ben Verluſt bes lebten Reſtes 


reich· feiner feit Jahrhunderten hergebrachten Stellung in Deutſchland und 


Italien zur Folge hatte, und bie Räumung Roms durch die Fran: 
zojen, welche den Fall der weltlichen Herrichaft bes Papites nach 
ih ziehen wird, find übrigens zwei Ereigniffe, die nicht bloß in 
einem zufälligen Zuſammenhange ſtehen. Das alte Verhältniß 
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zwiſchen Staat und Kirche, die Unterorbnung bes erfteren unter bie Defter- 
Ießstere, die Anſchauung, daß der Staat im lebten Grunde feine an: keich 
dere Aufgabe Habe, als den Zweden ber Kirche zu bienen, haben ba- 
mit ihre lebten Stützen in Europa verloren. Mit Oefterreidh ragte 
das Mittelalter mit feinen Ideen von Staat und Kirche noch immer 
mächtig in Die Gegenwart hinein; Defterreich hielt feft an ben been 
und Traditionen des deutſchen Kaiferreihs, nicht wie es zur Zeit 
feiner Größe ſich entfaltet, fondern wie e8 fih in feinem Verfall 
nah bem Untergang ber Hohenftaufen während bes fpäteren Mittel- 
alters gejtaltet hatte. Mit Recht oder mit Unrecht erfannte Oeſter⸗ 
reich darin feinen Beruf und je mehr es barin nah und nad in 
Europa ganz allein jtand, deſto mehr neigten fih ihm bie Sympa⸗ 
thien aller derer, die an jenen überall jonft fo ziemlich überwundenen 
Ideen feſt hielten, zu und erfannten in ibm ben allein noch, wie 
fie meinten, wirflih conjervativen Staat. Diefe Stellung Oefters 
reih8 in Europa bat in den Refultaten des 3. 1866 nunmehr ihr 
Ende gefunden. Die lebten Reſte des alten deutſchen Kaiſerthums 
in Deutfchland und Stalien find zu Grabe getragen worden. An 
Deiterreihs Stelle ift in Deutfchland das proteftantiihe Preußen 
getreten, proteftantifch nicht im confeflionellen, jondern im politifchen 
Einne des Worts, in Italien die neue Monarchie des Königs 
Victor Emanuel, die von Anfang an fidh weigerte, den Staat in ben 
Dienft der Kirche zu ftellen, ihm vielmehr eine eigene, von ben 
Zweden der Kirde völlig unabhängige Aufgabe vindicirte und 
barin durchaus in ihrem Rechte war, wenn fie auch, buch ben 
Widerſtand der Kirche gereizt und verleitet, vielfah gu weit ging 
und fih in geradezu kirchenfeindliche Bahnen verirrte. Defterreich, 
aus Deutihland wie aus Stalien befinitiv herausgebrängt, ift jebt 
auf fich felbft angewiefen und muß ein anderes werben, muß ben 
Bebürfniffen feiner Völker, die e8 bisher den angeblichen Forderun⸗ 
gen jeiner europäiſchen Machtſtellung vielfach gänzlich geopfert hat, 
und den Anfhauungen der Gegenwart gerecht werben, wenn es nicht 
aus einander fallen jol. Dann aber aud nur dann kann es ſich 
über die ſchweren Berlufte des %. 1866 tröjten. Der Anfang ba= 
zu ift bereits gemacht. Wie bie Dinge liegen, kann ſich Oeſterreich 
unmögli auf die in ihrer Entwidelung noch weit zurüdgebliebenen 
und in fi zeriplitterten und ungleichartigen Bruchſtücke Tlantiker 
Nr 
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Ede» und romaniſcher Rationalität fügen. Deſterreich befikt unter feinen 
iR unblreihen Bölkeridjaften nur zwei wirkliche Gulturelemente, bie Dent⸗ 
fen und bie Magyaren. Auf fie muß es ſich flübken, um ben 
Etaat neu aufzubanen. Ter Tualismus ift für Oeſterreich zunächſt 
eine Nothwendigkeit. Cr wird jpäter vielleicht dem Föderalismus weichen _ 
müflen, aber bie Zeit des Föberaliemns iſt für Oeſterreich auf 
Jahrzehnte hinaus noch nicht gefommen. An politiſcher Vildung find 
bie Magyaren den Teutihen in Oeſterreich zur Zeit jedenfalls noch 
überlegen. Die Zäbigfeit, mit der fie an ihren Rechten feftbielten, 
bat ſich bewährt, fie haben in Folge der Greignifie des J. 1866 
alles erreicht, wa8 fie verlangt hatten, mehr fogar, als für Oeſter⸗ 
reich gut und wünjdhenswertb war. Wenn ber Dualismus ebene 
fähig jein fol, fo müffen die beiden Hälften bes Reichs durch eine 
ftarfe und jelbftändige Gentralgewalt zufammengehalten werben, wie 
fie das ungariihe 67er Elaborat nit in Ausſicht ftellt. Die große 
Aufgabe der Deutſchen wirb es fein, im Reicheratbe und bei ber 
Revifion der Februarverfaſſung ſich unb ber cisleithanifchen Hälfte 
bes Reichs überhaupt diefelben Freiheiten zu erringen, beren bie 
Magyaren nunmehr bereit und in fo ausgebehntem Maße genießen, 
aber zugleih auch dem Geſammtſtaate diejenige Kraft und Selbit- 
flänbigfeit zu verfchaffen, deren er im Intereſſe aller, auch ber Dia: 
gyaren unb fogar biefer nicht am wenigiten, nothwendig bebarf. 
Damit er aber feine Aufgabe in Europa und die öfterreihifchen Deut: 
ſchen bie ihrige in Defterreih erfüllen Tönnen, bebürfen beide bes 
feften Rüdhalts, den ihnen nur Deutfchland gewähren Tann. 
Deutſch⸗ Es wäre ein verhängnißvoller Irrthum, wenn Oeſterreich ſich 
Id. der Hoffnung hingeben würde, das neue preußiſch-deutſche Reich werde 
demnächſt wieder auseinanderfallen. Es wird dieß ebenſo wenig 
geſchehen, als es in Italien ver Fall war, bezüglich deſſen fich 
Defterreih lange genug benjelben Illuſionen hingab. Preußen wird 
wohl einiger, vielleicht längerer Zeit betürfen, bis ber nerdbeutiche 
Bund ein feftes Gefüge gefunden haben wirb, bis bie ſüddeutſchen 
Staaten in benfelben aufgenommen fein werden und bis es Naffau, 
Kurheſſen und befonders Hannover und Schleswig-Holftein ſich voll: 
ſtändig afjimilirt Haben wird: aber es wirb damit zu Stande Tom: 
men. Dan mag die Einverleibung ber letzteren und das drüdende Ueber: 
1 gewicht Preußens innerhalb bes norbbeutihen Bundes jetzt und felbft 
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bann, wenn auch bie fübdeutfchen Staaten in denfelben aufgenommen — 
würden und, was doch nur eine Frage der Zeit iſt, aufgenommen 
ſein werden, man mag es überhaupt bedauern, daß die Dinge in 
Deutſchland eine mehr einheitlichere als bundesſtaatliche Wendung ge⸗ 
nommen haben. Allein es wird nicht verkannt werden können, daß 
dieß die natürliche Folge der Art und Weiſe iſt, wie ſich die Dinge 
entwickelt haben. Die deutſchen Fürſten namentlich der Mittelſtaaten 
ſträubten ſich gegen jede Unterordnung, gegen jedes Opfer ihrer 
Souveränetät und die Bevölkerungen derſelben wie ihre Landtage 
waren zu ſchwach, fie dazu zu zwingen. Jene wie dieſe büßen nun 
für das, was fie rechtzeitig zu thun ober durchzuſetzen unterlafen 
haben. Die entthronten Fürften von Hannover, Kurheſſen und Naſſau 
traf e8 hart, wenn auch gerabe fie nichts weniger als unverdient, 
wenn fie bie. Sühne nicht bloß für die eigene Schuld, jondern aud) 
für die ihrer Mitfürften leiften follen. An eine Aenberung ift aber 
auch von ferne nicht mehr zu benten. “Die neueften Borgänge haben 
beutlich genug gezeigt, daß das Bebürfnig der Einheit augenblidlid 
wenigftens in ber Nation entjchieden viel größer ift, als bas Be: 
bürfnig nach Freiheit. Die nächſte Entwidelung ſcheint weſentlich 
davon abzuhängen, wie weit das erfannt wird. Je nachdem wird 
fie eine noch mehr einheitliche ober, wenigftens fo weit als es noch 
möglich ift, bunbesftaatliche werben. Jeder Widerſtand gegen bas, 
was nun einmal zur Nothiwendigkeit geworben ift, würbe ben ohne⸗ 
bin jtarfen Zug zur Einheit nur verftärfen und was nicht biegen 
wollte, dürfte vorausſichtlich brechen. Die Nation verlangt ihr Recht 
und hat auf dem Neichstage des norbbeutihen Bundes gezeigt, daß 
fie dafür felbjt bie ſchwerſten Opfer zu bringen bereit ift. Uebrigens 
jelbit ale Civilherrſchern, um ben Ausbrud des Grafen Bismard zu 
gebrauchen, bleibt ben deutſchen Fürften immer noch eine große und 
Ihöne Etellung in ihren Landen und den Landtagen ein weites 
Feld der Thätigkeit im Intereſſe der Freiheit. Niemand wirb läug- 
nen können, daß auf biefem Felde auch in den fübbeutichen Staaten 
noch viel, fehr viel zu thun ift und daß es ſicherlich beſſer wäre, 
raſch und entſchieden an biefe Arbeit zu gehen, als ſich in unfrucht⸗ 
barer und bitterer, häufig fogar ungeredhter Kritit gegen bas zu er» 
gehen, was jedenfalls nicht mehr zu ändern ift. 

Naturgemäß find im weiteren Deutſchland weh Dekeätt A 
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©. 106; VI 20 (Proclamation Falkenfteins bei Uebernahme der Verwaltun 

Hannovers) S. 110; VI 20 (Aniprache Beyers an ben landſtänd. Ausſchu 

und Proclamation bei Ucbernahme der Verwaltung Kurbefiens) S. 112; 
VI 21 (Rundfchreiben Beyers an die Behörden Kurheſſens) S. 114; VI 22 
(Circulardep. Bismards über die Abftimmung am Bunde vom 14. Sunt) 
S. 115; VI 23 (Art. ber Nordd. Allg. Ztg. für die Mainlinie) ©. 116; 
VI 28 (PBroclamation Werders an die Kurheſſen) S. 123; VI 29 (Proclam. 
des Kürften von Hohenzollern an bie Nafjauer) S. 1235 VII 10 (Wortlaut 
bes franz. Vermittlungsvorichlags und der Antwort Preußens) ©. 133; 
VII 18 (Art. der Prov.⸗Corr. über den Gang der Friedbensunterhandlungen) 
©. 142; VI 26 (Präliminarien von Nidolsburg) S. 146; VII 4 (Cir⸗ 
culardep. an die norddeutſchen Staaten bez. neuen Bündnißvertrag) ©. 151; 
VI 5 (Thronrede) S. 174; VII 6 (Adreſſe der Berliner Gemeindebehörben 
an ben König und Antwort) S. 175; VI 14 (der Finanzminifter über 
das Andemnitätsgefeß) S. 177; VII 17 (Annerionsbotichaft des Königs an 
ben Landtag, Gefegesentwurf, Motivirung, Rede Bismards) S. 177; VII 17 
(Eingabe der hannoverſchen Deputation gegen die Annerion, Antwort bes 
dc8 Königs, Erwiderung der Deputation) S. 179; VII 23 (Adrepentwirrfe, 
Aeußerungen Bismards) S. 182; VII 25 (Antwort des Königs auf bie 
Adrefje des Abg.sHaufes) S. 184; IX 1 (Eommiffionsantrag bez. Indem⸗ 
nitätsgefeß, Bericht Tweftens, Nede Bismarcks) S. 185; IX 7 (Commiſſions⸗ 
antrag bez. Annerionen, Bericht der Commiſſion) S. 188; IX 7 (Geſetzes⸗ 
entwurf bez. Schleswig:Holftein) S. 193; IX 11 (Gommiffionsbericht bez. 
Neichswahlgejeg, Erklärung ber Polen) S. 193; IX 17 (Refolution bes 
Herrenbaufes bez. Reichswahlgeſetz) S. 195; IX 24 (Nuträge bez. 60-Mill.s 
Anleihe, Rede bes Finanzminiiters) S. 196; X 3 (f. Proclam. an bie Hans 
noveraner) ©. 2005 X 27 (Vertrag mit Oldenburg) ©. 2025 XI 16 (Dos 
tationsgefegentwurf und Motivirung) S. 205; XI 7 (Refolutionen hannov. 
Nitterfchaftsmitglieber) ©. 204; XI 20 (Minifterialerlaß bez. Gewerbebefchräns 
fungen in ben annectirten Provinzen) S. 206; XI 3 (f. Erlaß bez. Um⸗ 
triebe in Hannover) S. 208; XII 5 (Commiffionsbericht bez. Dotationen) 
©. 209; XII 10 (Anträge bez. Militäretat) S. 210. 


Neuß a. 8. ©. 35—156: VIII 11. 

Actenftüd: IX 26 (Friede mit Preußen) ©. 197. 

Neuß j. 8%. S. 35—156: VI 20. VII 2, 31. 

Nom, ©. 379-383, 

Actenftüd: X 29 (Allocution des Papftes) S. 381. 

Rußland. S. 397-402. 

Actenſtücke: XI 11 (Aufhebung von Feudalrechten in Polen) S. 401; XI 4 
(Aufhebung des Concordats mit Rom) S. 402. 


Sachſen. ©. 35-156: IV 29, V 5,5, 7, 8,8, 11,12, 15, 21. 2, U R, 
28, 30, VI 5, 11, 15, 16, | 


Ba 


572, Kegiker. 


S. 184—215: VIII 31, X 1, 24, 26, 28, 29, X1 3, 15, 16, 28, 9, 
30, XII 3, 4, 6, 8, 18, 20. 

Kctenftüde: VI 15 (Ablehnung ber preuß. Sommation) ©. 94, VI 16 (Proclam. 

bes Königs) S. 99; XL 15 (Thronrede) S. 205; XI 6 (Anträge unb Be: 

ſchluß bez. Wahlgeſetzreform) S. 210. 

Schaumburg⸗Lippe. S. 35—156: VI 29. . 

Schleſwig⸗ Holſtein. S. 35—156: I 11, 13, 13, 13, 21, 22, 23, 27, 27, 30, 

31, 1 2, 14, 20, 23, 2%6, 28, III 6, 8, 11, 13, IV 11, V 9, 15, 30, VI2, 

6, 7, 10, 10, 11, 12, 17. 

©. 184—215: XI 6. R 

Actenſtück: VI 17 (letzte Nroclamation des Herzogs Friebrih) ©. 105. 

Schwarzburg⸗Nudolſtadt. S. 35 —156: VI 29. 

Schwarzburg⸗Sondershauſen. S. 35—156: VI 25, VII 3. 

Schweden und Norwegen. ©. 396. 

Spanien. S. 306-311. 

Kctenftüde: 1 2 (Proclam. des Gen. Prim) S. 306; I 5 (Erklärung O'Donnels 
in Senat) ©. 306; VIE 31 (reactionäres Circular bes Minifters Gonzalez 
Bravo) S. 309; X 21 (Denkſchrift des Miniſters Gonzalez Bravo bez. Aufs 
bebung ter Befugnifje der Gemeinde und Provinzialräthe) S. 309. 

o ©. 403 - 418. 

Actenſtücke: 11 23 (Proclam. ber proviſor. Regierung von Rumänien) ©. 404; 
IV 11 und 14 (Proclamationen bez. Wahl des Prinzen von Hohenzollern) 
S. 406-408; VIII 21 (Erflärung der Gandioten) ©. 411; 1X 2 (Erflärung 
ber Gandioten bez. Anfhluß an Griechenland) S. 412; IX 13, 17 (Procla⸗ 
mation Muftapha Paſcha's an die Sandioten und Antwort derfelben) ©. 413; 
X 24 (Anveftiturferman für ben Yürften Karl von Rumänien) ©. 414; 
AI 1 (Aegyptifches Verfafiungsitatut) S. 416; XII 26 (Dep. der Pforte 
gegen Griechenland) ©. 417. 

Vereinigte Staaten. S. 425—442. 

Actenftüde: 1 26 (Beſchluß des Songrefies bez. Freedmannsbureau zum Schuß 
der Neger) S. 426; II 19 (Veto des Präfidenten dagegen) S. 427; II 16 
(Beihluß des Gongrefies bez. bürgerliche Nechte ber Neger) ©. 423; IIl 27 
(Veto bes Präfidenten dagegen) S. 430; IV 4 (PBroclamation des Präfidenten 
bez. Ende ber Rebellion ber Sübdftaaten) S. 430; V 1 (Zuſatzvorſchlag zur 
Bunbesverfaffung) S. 434; VIII 14 (Programm der Demokraten) ©. 437; 
IX 3 (Anſprache der republifanifchen Partei des Südens) ©. 439; XI 23 
(Tep. an Frankreich bez. Merico) ©. 441. 


Volkswirthſchaftlicher Eongreß, beutiher. S. 35—156: VII 4. 


Walde, ©. 35—156: VI 25. | 

Weimar. S. 35-156: IV 22, V 6, VIA, VII 5, 15, 20. 

Actenftüde ln 45 (Tentfchrift der Regierung über ben preuß. Bünbnißantrag) 
©. 1 


Württemberg. ©. 35—156: 1 2, 6, IV 3, 5, 22, V 11, 23, 24, 26, VI4, 7, 
17, VII 12, 25, 25, 27, 27, 28, 29, VII 2, 7, 13, 19. 

©. 216- 232: IX 25, 26, 28, X 10, 16, 17, 18, X1 17, 20, XII 30. 

Actenftüde: IX 25 (Throntede) ©. 218; IX 26 (Darlegung der Regierung bez. 

MWaffenftilftend) S. 219; X 10 (Adreſſe der Il. Kammer, Commiflionsbericht, 

Gegenentwurf) ©. 2215 X 16 (Antwort bes Königs auf bie Adrefje) ©. 215. 


Zollverein. S. 35—156: 16, IT 19, IT 12, VIL7, Xit 13. 







